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Bericlite üter Yersammlimgeii. 

Beilage zur Zeitschrift fttr Medizinalbeamte, 1906. I. 



Beriehi über die Konferenx der Medisiiialbeamten de» 
Bei:.-Bex. B&Meldorf am M. Jaul 1905 in BfisseldoFf. 

Anwesend : Eeg.- n. Med.-Eat Dr. Bornträger, Kreisarzt Dr. K r o h n e , 
Hilfsarbeiter bei der Königlichen Regierang, alle Kreis- und Gerichtsärzte (mit 
Ausnahme Yon Bau er- Mörs, Brand-Q«ldern, Bacine-Essen, Boeder- 
Vohwinkel), and die Stadtassistenzärzte: Herbst-Barmen, Stoffels- and 
Wollen web er -Dttsseldorf. 

1. Gfericbtsarzt Med. -Bat Dr. Schmidt- Dttsseldorf spricht Aber die 
Koaserrleniiig tob Leielieittelleii nach dem K als erling sehen Verfahren 
and zeigt mehrere damit angefertigte selir schöne Präparate. Das allerdings 
kostspielige Verfahren ist nicht nur für Maseamszwecke wertvoll, sondern aach 
fttr die ffenchtsärztUche Praxis, wenn man Bichtem and Geschworenen später 
die Leichenteile zeigen wilL Wenn es yon Bedeatang ist, Leichenteile fttr 
eine spätere gerichtliche Verhandlang aufzaheben, werden die Kosten auch yon 
den Gerichtsbehörden erstattet. 

Schmidt zeigt ferner gat erhaltenes seit 1899 aaf bewahrtes Meconiam 
and den Schädel ehies Ermordeten mit darin steckengebliebener Dolchspitze. 

Gerichtsarzt Dr. Berg -Essen empfiehlt aach photographische Aufnahme 
yon Leichenbefunden, durch die manches festgehalten werde, was man nicht 
konseryieren könne. 

2. Gerichtsarzt lied.-Bat Dr. Braun -Elberfeld zeigt außerhalb der 
Tagesordnung Spiegelsehiift| die er bei einem geistesschwachen Mädchen 
en^eckt hatte. Diese eigentümliche, noch nicht einwandfrei erklärte Er- 
scheinung finde man nicht selten bei pathologischen Menschen, auch bei Idioten. 
Ueber eine neue geistreiche Erklärung, die er dafttr gefunden hat hat er in 
der Vierteljahrsschrift fttr gerichtliche Medizin, 8. Folge, XX XT, 1 berichtet. 

8. Kreisarzt Dr. Hof acker-Dttsseldorf macht auf den § 10 der Dienst- 
anweisung fttr die Hebammen aufmerksam, der in seiner unbestimmten Fassung 
keine genttgende Beschränkung in der Aufnahme yon Schwangeren in der 
Wohnung der Hebamme auferlege und zu Mißbräuchen und Omgehung der 
Konzession ftthren könne. 

Kreisarzt Dr. Kr ohne ist der Meinung, der § 10 habe nur yereinzelte 
Fälle im Auge; wenn eine Hebamme Schwangere häufig und mehrere zu gleicher 
2ieit bei sich aufnehme, so handele es sich schon um eine Entbindungsanstalt. 
KeinefldEalls dttrfe eine Hebamme, die eine solche nicht habe. Schwangere durch 
Zeitungsanzeigen anlocken. 

Stadtarzt Dr. Schrakamp- Dttsseldorf empfiehlt, durch die Polizei- 
behörde die Personalien einer Schwangeren, die bei einer Hebamme entbunden 
lu werden wttnsche, feststellen, und Nachforschungen nach dem Verbleib des 
Kindes anstellen zu lassen. 

Dr. Hofacker berichtet weiter ttber die Befunde, die er bei einigen 
unyermuteten Besuchen der Hebammen gemacht hat, z. B. schlechten Zustand 
des Instrumentariums, mangelhafte Ftthrung des Tagebuchs usw.; er empfiehlt 
solche plötzlichen, bei Gelegenheit von Dienstreisen yorzunehmenden Bevisionen 
als Mittel zu andauernder Erziehung und Beaufsichtigung der Hebammen. 

Paf f rath-Kleye spricht sich in gleichem Sinne aus. 

4. Dr. Krohne, Hilfsarbeiter bei der Königlichen Begierung berichtet 
Aber die Genlekstarre im Beg.-Bez. Dfisseldorf* 29 Fälle sind bekannt ge- 
worden, 9 durch bakteriologische Untersuchung sicher festgestellte und 26 
unsichere, aber im höchsten^ Grade wahrscheinQche. Von den 9 sicheren be- 
trafen 7 S^der, 2 Erwachsene, 8 starben, darunter 1 nach 8 Monaten an 
Hydroceplialus. Von den 26 unsicheren betrafen 17 Kinder, 9 Erwachsene, 
12 starben. Die allerersten Fälle wurden im März und A.pril aus Duisburg 
und Buhrort gemeldet, yielleicht warteine Beziehung zwischen ihnen und yon 
Obersclüesien zugezogenen Bahnbeamten yorhanden. Es folgten Erkrankungen 
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in Rheydt, im Kreise Mettmans, in Düsseldorf, Essen, Kreis Neuss, Wesel, 
Solingen, Barmen, Bemscheid and Krefeld. £in sicherer Zasammeohang zwischen 
den einzelnen Fällen ließ sich nicht feststellen. Isoliemng warde fast überall 
durchgeführt Lombalpnnktion brachte oft grosse Besserung. 

Stadtassistenzarzt Dr. Stoffels - Düsseldorf zeigt bakteriologische Prä- 
parate Yon Genickstarre, die er im Laboratorium der KönigL Regierung an- 
gefertigt hat Daß der Meningococcus Weichselbaum als der Erreger der 
Q^nidcstarre anzusehen ist, dürfte jetzt nicht mehr zu bezweifeln sein. 

Den Schluß der Konferenz bildete ein gemeinschaftliches Mittagessen 
an dem zum ersten Male auch die Damen teilnahmen. 

Dr. Hof acker-Düsseldorf. 



Berichi ttber die TensHimliuii: der HedlBlnalbeaMten des 
Be^^.-BeE. HUdeshetm Im 8itsaiiMSMle der KSnii^lichen 
Bei^temns daselb»i am ftSl November 1905. 

An der Sitzung nahmen teil: H. Be^erungspräsident Fromme, Beg.- 
u. Med.-Bat Dr. Arbeit, sämtliche Kreisärzte des Bezirks, Ob.-Beg.-Bat 
T. Basse, Prot Dr. y. Esmarch und Prof. Dr. Gramer aus Göttingen, 
Oberstabs- u. Begimentsarzt Dr. Herrmann aus Hildesheim, San.-Bat Dr. 
Gerstenberg, Direktor und Dr. Snell, Oberarzt der Prov.-Heil- u. Pflege- 
anstalt, Apotheker Amme, Oberbürgermeister Struckmann und Polizei- 
direktor Dr. G er 1 and -Hildesheim, die Landräte der Kreise Hildesheim, Ma- 
rienburg, Peine, Uslar und Münden, sowie mehrere kreisärztlich geprüfte Aerzte. 

Der Herr Begierungspräsident eröffnete mit einer Begrüßung die 
Versammlung. Sodann wurde in die Tagesordnung eingetreten. 

L Der Darmtjphns and seine Bekämpfung mit besonderer Berfiek- 
slehtiguig der Terhftltnisse des Begiernngsbeiirks Hildesheim. 

1. Der Berichterstatter, Med.-Bat Kreisarzt Dr. Schulte (Münden) 
führte folgendes aus: Den neuzeitlichen Forschungen der Bakteriologie ist es 
zu danken, daß die unklaren Vorstellungen über die Entstehung und Aus- 
breitung des Darmtyphus endgültig beseitigt sind. Bobert Kochs Verdienst 
ist es, die Errungenschaften bakteriologischer Forschung für die Praxis yer- 
wertbar gemacht zu haben. Dun und seinen Schülern verdanken wir die neue, 
ebenso einfache wie geistreiche Methode der Seuchenbekämpfung, die zuerst 
der Cholera gegenüber die Feuerprobe bestanden hat. 

Anfangs schien es, daß dieselbe nur im Kampfe gegen die exotischen 
Seuchen erfolgreich anzuwenden sei Zwar war es nach und nach in den meisten 
Städten gelungen, den Darmtyphus, den man als eine Bodenkrankheit ansah, 
durch kostspielige allgemeine hygienische Verbesserungen einzuengen; in- 
dessen eine Vernichtung, eine Ausrottung der einheimischen Seuche gelang nicht. 
Besonders das Land blieb diesen Assanirungs - Einrichtungen gegenüber 
im Nachteil. Denn hier sind einwandsfreie Vorkehrungen zur Beseitigung der 
Auswurfstoffe meist nicht möglich; hier spielen die Fäkalien, die Hauptträger 
des Typhusgiftes, eine wesentlich andere Bolle. Die Statistik des Beiches 
und des Begierungsbezirks Hildesheim beweist uns, daß der Darmtyphus in 
Deutschland endemisch ist und daß besonders die ländlichen Gemeinden yon 
ihm heimgesucht werden. 

AnUebertragungsarten des Typhus haben wir nach den jetzigen 
Anschauungen zu unterscheiden: 

1. Die Kontaktinfektion, die Ansteckung yon Person zu Person. 

2. Die Verbreitung der Seuche durch Vermittlung yon Trägem des 
Giftes (Wasser, Milch, Nahrungsmittel, Gebrauchsgegenstände, Staub, Boden, 
Abortinhalt, Dünger und Insekten). 

Die Verschleppung des Keimes durch Mittelsträger ist möglich und 
kommt auch yereinzelt zur Beobachtung; denn der TyphnsbacUlus kann auch 
außerhalb des Organismus längere Zeit, monatelang, yielleicht jahrelang lebens- 
fähig bleiben. 

Indessen diese Verbreitungswege treten doch zurück gegenüber denen 
durch Kontakt, durch Wasser und die Milch. Die Kontaktin&äion hat erst 
während der letzten Jahre die gebührende Würdigung gefunden. 
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Die unklaren Yorstellangcn des miasmatisch -kontagiösen Giftes sind 
geschwanden. Bobert Koch hat mit alier Bestimmtheit bewiesen, daß der 
Boden nicht zn fürchten ist, daß vielmehr der Typhuskranke, und nur dieser 
die Quelle darstellt, von der das Gift ausgeht. Die ausschließliche Ei^angs- 
p forte desselben ist der Mand, die grobsinnliche Einverleibung des Reimes 
steht allen anderen Uebertragungsarten voran. 

Charakteristisch ftlr Kontakt ist, daß sich die einzelnen Fälle anein- 
anderreihen wie die Glieder einer Kette, daß sie nicht massenhaft, nicht gleich- 
zeitig, sondern nacheinander, durch melir weniger große Zeitintervalle von ein- 
ander getrennt auftreten. Die Möglichkeit der direkten Kontaktinfektion 
durch das Eoseolaexanthem während der Abschuppung muß zugegeben werden. 

Die Quelle der Infektion kann nur erfolgreich verstopft werden, wenn 
der Typhuskranke selbst und seine Ausscheidung unschädlich gemacht werden. 
Auf diesen Forderungen beruht das von Bobert Koch mit Erfolg untemom- 
menene System zur Bekämpfung des Typhus im Trierer Bezirk. Derselbe hat 
die Kontaktinfektion in ein ganz neues Licht gestellt, hat besonders die Ge- 
fahren, die von den sog. Bazillenträgern ausgäien, aufgedeckt. 

Der Kontaktinfektion gegenüber steht die Uebert ragung durch das 
Wasser und die Milch. Die Art, wie der Typhusbacillus in das Wasser gelangt, 
kann eine sehr verschiedene sein. In der Bogel handelt es sich um oberirdische 
Zuflüsse von Schmutzwässern zu den Brunnen, Bächen und Flüssen. Wasser- 
leitungen werden meist infiziert durch heimliche oder offenkundige Zuführung 
unfiltrierten Flußwassers. Wasserepidemien haben das Gemeinsame, daß die 
Fälle gleichzeitig und massenhaft auftreten. Sie sind meist begleitet von sog. 
Frühkontakten und gefolgt von Spätkontakten. Auch Quellen, die als ein- 
wandsfrei angesehen werden, sind häufig der Infektion ausgesetzt 

Zur Wasserepidemie in naher Beziehung steht die Verschleppung des 
Typhuskeimes durch die Milch. Die ZentraMolkereien sind am meisten zu 
fürchten. 

Die Bedingungen einer erfolgreichen Bekämpfung des Typhus sind 
durch das Kreisarztgesetz, durch das neue Gesetz gegen die übertragbaren 
Krankheiten und durch die neu errichtete Untersuchungsanstalt in Göttingen 
wesentlich günstiger geworden. 

2. Der erste Mitberichterstatter, Prof. Dr. v. Esmarch, verbreitete 
sich über die Eigenschaften des Typhusbacillus unter Vorzeigung von 
Beinkulturen auf verschiedenen Nährböden und Vorführung der Aggluti- 
nation bei makroskopischer und mikroskopischer Betrachtung. Er führte fol- 
gendes aus : 

Der Erreger des Darmtyphus ist in seinem Vorkommen und Verbreitung 
bekannt; man sollte daher glauben, daß man ähnlich wie bei der Cholern den 
bakteriellen Nachweis des Bacillus im Darm und Kot zur Diagnose und pro- 
phylaktischen Zwecken ausgiebig benutzen könnte. Leider ist das nicht so 
einfach und sicher wie bei der Cholera. Wir kennen wohl den Typhusbacillus, 
aber sein Erkennen unter den vielen ihm ähnlichen Bakterien im kranken 
Darm wird noch wesentlich dadurch erschwert, daß wir keine einfachen Züch- 
tungs- und Anreicherungsmethoden besitzen. Allerdings sind solche, nament- 
lich in den letzten Jahren von vielen Seiten empfohlen und ein Fortschritt 
gegen früher ist auch zweifellos gemacht worden. Aber im Ganzen sind alle 
diese Methoden noch so umständbch, erfordern so viel Zeit und Material, daß 
sie nur in besonderen Typhuslaboratorien in der nötigen Ausdehnung vorge- 
nommen werden können. Dazu kommt, daß der Typhusbacillus während der 
Krankheit oft schubweise im Kot erscheint, also nicht zu allen Zeiten gefunden 
wird, obwohl tatsächlich Typhus vorliegt. 

Daher wird zur Zeit der Nachweis im Kot in den Untersuchungsämtem 
nicht immer und nicht in jedem Falle zum Ziele führen. Ebenso ist die Züch- 
tung des Typhusbacillus aus dem Blute oder den Boseolen an ein sofortiges 
Verarbeiten des Materials geknüpft und kann daher nur im Krankenhause mit 
Laboratorium ausgeführt werden. 

Wichtig für die Praxis zur Zeit wenigstens ist die Wida Ische Beak- 
tion, die selbst ganz ohne Laboratorium nach Fioker zu machen ist. 

Auch diese Untersuchung führt nicht immer zum Ziel, namentlich im 
Beginne der Krankheit, weil dann das Blut noch nicht afffflutiniertT ^^S^ii^ 
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kaMn in seltenen Fällen auch bei anderen Krankheiten die Wida Ische Eeak- 
tion positiv ansfalien. Trotzdem wird Niemand den hohen Wert der Reak- 
tion für die Diagnose absprechen, nnd namentlich im Begiernngs bezirke, wo 
ein bakteriologisches üntersnchongsamt eingerichtet ist, wie hier, wird man 
die Agglutination als wertyoUes Sagnostiscäes Hül&mittel möglichst aus- 
giebig benutzen müssen. 

Auch zur Ermittelung der „Bazillenträge r'^ wird das geschehen 
können und müssen, da diese meist ein deutliches AgglatinationsyermOgen 
ihres Serums, wenn auch nicht in dem Maße, wie Typhuskranke zeigen. Na- 
türlich werden auch direkte Untersuchungen auf Typhusbazillen im Kot und 
Urin anzustellen sein, soweit die Hilfsmittel dazu ausreichen. 

Den Typhusbacillos außerhalb des menschlichen Körpers resp. der 
direkten Abgänge des Menschen, also z. B. im Boden, Wasser usw. aufzu- 
finden, ist selbstverständlich noch schwieriger wie im Blute, und setzt noch 
mehr Zeit und Hilfskräfte voraus, wie sie eben nur selten vorhanden sein 
werden. In den vielen Fällen aber, wo Infektionsverdacht für ein Wasser u. 
drgL vorliegt, kann auch ruhig von einer Suche nach Typhusbazillen ab- 
gesehen werden, da eine genaue lokale Inspektion der seuchenverdächtigen 
Stelle schon meist die nötigen Anhaltspunkte geben wird, ob eine Infektion 
anzunehmen ist, oder nicht. Allerdings wird die bakteriologische, wie auch 
chemische Wasseruntersuchung die önliche Inspektion nicht selten wesentlich 
unterstützen. Wenn dies der Fall ist, wird aber nur der Sachverständige — 
hier also der Kreisarzt — zu beurteilen im Stande sein; es sollten deshalb 
namentlich die noch so häufig erfolgenden Einsendungen von Wasserproben 
durch Laien an das hygienische Institut unterbleiben. Letzteres wird viel- 
mehr nur diejenigen Proben einer Untersuchung unterziehen, die von Sach- 
verständigen entnommen und eingeliefert sind ; denn nur dann werden sie einen 
Wert für die Beurteilung im gegebenen Fall haben. 

8. Der zweite Mitberichterstatter, Kreisarzt Dr. Müller (Northeim), 
erörterte im einzelnen die Bekämpfung der Seuche. Hierzu sind im all- 
gemeinen zwei Wege einzuschlagen: 

Einmal ist der Kranke und seine Umgebung selbst in Angriff zu nehmen 
und die von hier ausgehenden Bazillen zu vernichten unter Ausschaltung einer 
häufig in Frage kommenden gemeinsamen Infektionsquelle, anderseits sind 
durch allgemeine Assanierung der Ortschaften: ordnungsmäßige Beseitigung 
fester und flüssiger Abfallstoffe, Eeinlichkeit in Haus, Hof und Straße, Be- 
schaffung von einwandfreiem uud ausreichendem Trinkwasser, Nahrungsmittel- 
kontrolle usw. Bedingungen zu schaffen, unter denen der Typhusbacillus nur 
schwer aufkommen kann oder aber schnell verschwindet und zu Grunde geht. 

Ersterem Modus wird nach Anweisung Kochs im westlichen Deutsch- 
land erhöhte Aufmerksamkeit geschenkt, indem mit Hülfe von Untersuchungs- 
ämtem nicht nur jeder Typhuskranke, sondern auch krankheits- und an- 
steckungsverdächtige Personen untersucht, bakteriologisch längere Zeit be- 
obachtet und soweit als möglich isoliert werden unter sorgfältiger Desin- 
fektion der Ausscheidungen. Ob und in welcher Weise die in dieser Weise 
organisierte Typhusbekämpfung Erfolg haben wird, bleibt abzuwarten. Bisher 
ist nur ein sehr allmähliches Sinken der Erkrankungen zu bemerke 

Die bisherigen Erfahrungen zdgen jedenfalls, daß die Bekämpfung er- 
hebliche Schwierigkeiten bereitet, fsSls der Typhus in ausgedehntem Maße 
festen Fuß gefaßt hat und endemisch geworden ist, während sie anderwärts, 
wo er nur sporadisch oder in plötzlich auftretenden Epidemien zur Beobachtung 
kommt, sehr viel bessere Eesultate zeigt 

Die Tatsache jedoch, daß der Typhus jahraus, jahrein, hier bald stärker, 
dort schwächer auftritt, zwingt dazu, die altbewährte Forderung, in seuche- 
freien Zeiten eine planmäßige Assanierung der Ortschaften, insbesondere des 
platten Landes nicht in den Hintergrund treten zu lassen, denn die Beobach- 
tungen der letzten Jahrzehnte zeigen unwiderleglich; daß in den Städten, die 
Kanalisation und Wasserleitung oder sonst ordnungsmäßige Beseitigung der 
Abfallstoffe eingeführt haben, der Typhus verschwindet, daß er aber auf dem 
pUtbea Land« weiter herrscht und bei dem immer mehr steigenden Wechsel- 
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seitigen Verkehr, insbesondere anf dem Gebiet der Nahnugsmitt^Tersorgung 
eine gewisse Gefahr für die St&dte bildet. 

Die hier in Frage kommenden Maßnahmen kosten zwar auch Geld, sie 
sind aber sozusagen einmalige Ausgaben, die neben sonstigen Annehmlichkeiten 
des Lebens eine Abnahme und leichtere Bekämpfungsmöglichkeit des Typhus 
zur Folge haben werden. 

Der Typhus ist auch im Beg.-Bez. Hildesheim ziemlich yerbreitet ; in den 
Jahren 1901—03 erkrankten von 10000 Einwohnern 6 Personen. Bestimmte 
einzelne Ursachen hierfür sind nicht mit Sicherheit anzuführen, es scheint 
aber, daß einerseits die yielfach mangelhafte Assanierung ländlicher Ortschaften 
und die Torwiegend kleinbäuerliche BerOlkerung, der nur zu einem kleinen 
Tdl die Vorteile des Erankenyersicherungsgesetzes zugute kommen, eine 
Bolle spielt. 

Anderseits aber sind gewisse Faktoren, die behufs wirksamer Typhus- 
bekämpfung notwendig sind, im Bezirk yielfaich nicht in ausrdchender Weise 
vorhanden. Es wird in dieser Beziehung dem £rankenhauswesen, der Be- 
schaffung ländlicher Krankenpfleger, dem Erankentransportwesen und der 
einheitlichen Begelung des Desinfektionswesens erhöhte Aufmerksamkeit zu 
schenken sein. 

In der Beseitigung und Aufbewahrung der Abfallstoffe werden auf dem 
platten Lande nur langsame Fortschritte gemacht. Die baupolizeilichen Vor- 
schriften beziehen sich zunächst auf Neuanlagen. Die Polizei-Verordn. yom 
14. Auffust 1905 im Beg.-Bez. Minden stellt auch für bestehende Anlagen 
Minimalforderungen auf und setzt für deren Ausführung eine bestimmte Frist. 
Wenn sich die Polizeiverordnung praktisch bewährt, wird eine gleiche Ver- 
ordnung auch für den Bez. HUdesheim zu empfehlen sein. 

Während die Verbesserung mangelhafter Gemeindebrunnen sich unschwer 
erreichen läßt, ist dies bei Privatbrunnen nicht immer der Fall. Um so zweck- 
mäßiger erscheinen die Bestrebungen, überall da Wasserleitungen anzulegen, 
wo sie mit Quellwasser und natürÜchem Gefälle anzulegen sind. Die hierbei 
in den letzten Jahren gemachten Fortschritte sind sehr gute. In manchen 
Ejreisen sind 30— 40°/o der Ortschaften, im Kreise Uslar 65 o/^ mit Wasser- 
leitungen versehen. 

Mit Bücksicht darauf, daß Genossenschafts- und Privatleitungen aus 
Sparsamkeitsrücksichten nicht immer vorschriftsmäßig angelegt werden, sind 
auch diese Projekte dem Kreisarzt vorzulegen und zur Behebung von Zwei- 
feln in der Bauordnung bezw. im § 74 der Dienst-Anw. Ergänzungen zu em- 
pfehlen. 

Für den Beinigungsmodus der Hochbehälter sind bestimmte Vorschriften 
aufzustellen, Quellfassungen und die Möglichkeit ihrer Verunreinigung besonders 
zu prüfen. 

Eine wirksame Bekämpfung des aufgetretenen Typhus ist nur bei strikt 
gehandhabter Anzeigepflicht möglich. Bedauerlich ist es, daß die Anzeige- 
pflicht für typhusverdächtige Fälle im § 1 des Gesetzes betr. die Bekämpfung 
übertragbarer Krankheiten nicht erreicht werden konnte. Einen gewissen Er- 
satz bietet der § 6 des Gesetzes, wonach Ermittelungen auch bei typhusver- 
dächtigen Fällen vorgeschrieben sind. Eine Mitwirkung der Aerzte in dieser 
Beziehung ist unerläßlich und mehr als bisher zu wünschen. 

Die Ermittelungen sind tunlichst in jedem Falle vorzunehmen, damit 
der Kreisarzt über den Umfang der vorzuschlagenden Maßregeln, die sich nach 
dem Zustand des Kranken, den sozialen Verhältnissen und der Art der Ver- 
breitung zu richten haben, und über deren Durchftlhrbarkeit orientiert bleibt. 
Die Ermittelungen haben sich immer zunächst auf die Infektionsquelle, sodann 
auf die Weiterverbreitung, sowie auf typhusverdftchüge Personen in der Um- 
gebung des Kranken zu erstrecken. 

Die wirksamsten Mittel sind 1) die Isolierung, 2) die Desinfektion, 8) 
die Ueberwachung von Nahrungs- und Genußmitteln, soweit sie geeignet sind, 
die Krankheit zu verbreiten. 

Die Isolierung im Krankenhause soll stattfinden, wenn sie im Hause 
nicht durchführbar ist oder wenn eine besondere Gefahr der Verschleppung 
von Krankheitskeimen (Nahrungsmittelhandlungen, Gasthäuser, Kasernen, 
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Schalen) yorliegt. Anch hier werden die Aerzte mehr als bisher die Sanitäts- 
behörden zu unterstützen haben, besonders in solchen Fällen, wo fttr die Be- 
teilifcten durch Uebernahme der Kosten auf öffentliche Fonds die Behandlung 
im Krankenhause sich billiger gestaltet, als in der Familie. Sache der Kreis- 
ärzte wird es 3ein, durch vorsichtige Handhabung des § 8 des Ges. und des 
§ 14 III der Ausf.-Best. Befürchtungen gewisser Bevölkerungskreise und Be- 
hörden zu zerstreuen. 

Ist ein geeignetes Krankenhaus nicht leicht zu erreichen, wird in Zu- 
kunft bei Typhusepidemien die Heranziehung transportabler Baracken zu er- 
wägen sein. Die Barackenbehandlung ist zwar erheblich teurer als die in 
einem Krankenhause; sie ist aber an sich gut und wird vielfach schon aus 
humanitären Gründen zu empfehlen sein. Wünschenswert erscheint es, dafi 
der Landesverein vom Boten Kreuz außer vollständiger Inventareinrichtung 
auch noch Pflegepersonal entsendet. 

Eine andere Vorbedingung für die Bekämpfung des Typhus mittelst 
Isolierung ist das Vorhandensein gut eingerichteter und nicht zu fem gelegener 
Kreiskrankenhäuser, deren Beschaffung erhöhte Aufmerksamkeit zu schenken 
sein wird. Von den 18 Kreisen des Bezirks sind 6 genügend mit Kranken- 
häusern versorgt, in 7 Kreisen entsprechen dieselben nicht modernen Anfor- 
derungen, in 2 Kreisen sind dieselben minderwertig, ein Kreis entbehrt z. Zt. 
ganz eines Krankenhauses. 

Daß auf dem platten Lande vielfach ein Mangel an geeignetem Pflege- 
personal vorhanden ist, wurde bereits auf einer früheren Versammlung naich- 
gewiesen. Bei Epidemien macht sich dieser Zustand besonders empfindlich 
bemerkbar. 

Nicht zu verkennen ist, daß der Mangel an geeigneten Transportmitteln, 
die zur Zeit nicht mehr unerschwinglich teuer sind, die Ueberführung Schwer- 
kranker vom Lande erheblich erschwert Deshalb wird auch diesem Teil der 
Krankenfürsorge Eechnung zu tragen sein. 

Wenn schon Unbemittelten Kosten bei zwangsweiser Unterbringung in 
Krankenhäusern nicht erwachsen dürfen, so gilt dies ganz besonders auch von 
den Desinfektionskosten. Das Desinfektionsverfahren hat in den letzten Jahren 
im Bezirk ganz erhebliche Fortschritte gemacht, es sind über 40 ausgebildete 
amtliche Desinfektoren vorhanden, ferner 20 Dampf- und 25 Formalinapparate. 
Die Tätigkeit der Desinfektoren ist aber in den einzelnen Kreisen eine sehr 
verschiedene, vielfach eine spärliche. Der Grund liegt zum großen Teil darin, 
daß die Kostenfrage zu große Schwierigkeiten bereitet. Notwendig ist eine 
baldige einheitliche Regelung durch Polizei Verordnung, die bestimmt, unter wel- 
chen Bedingungen desinfiziert werden muß und wer die Kosten zu tragen hat. 
Die Desinfektion beim Typhus hat zunächst eine fortlaufende zu sein und nicht erst 
dann einzusetzen, wenn die Diagnose gesichert ist, sondern schon da, wenn 
Verdacht auf die Krankkeit entsteht. In vielen Fällen wird eine Schlußdes- 
infektion, die nicht immer eine Formalindesinfektion zu sein braucht, aber 
durch den amtlichen Desinfektor vorzunehmen ist, unentbehrlich sein. Die 
fortlaufende Desinfektion wird, da eine bakteriologische Feststellung der Ge- 
nesung zur Zeit praktisch nicht allgemein durchführbar ist, etwa bis in die 
8. Woche durchzuführen sein. 

Von den anzuordnenden Desinfektionsmitteln ist zu verlangen, daß sie, 
ihre Wirksamkeit vorausgesetzt, einfach anzuwenden sind und nicht viel 
kosten, da es sonst von vornherein unwahrscheinlich wird, daß eine wirksame 
Desinfektion stattfindet. Kalkmilch, Chlorkalk, Karbolwasser, heiße Soda- 
lösung und Auskochen sind deshalb besonders zu empfehlen. 

In jedem Falle ist die Möglichkeit der Weiterverbreitung durch Wasser 
und Milch zu prüfen. Sofern Gefahren von Wasserleitungen und Brunnen 
drohen, sind sie unschwer zu beseitigen. Schwieriger liegt die Sache und sie 
sie kommt erfahrungsgemäß häufiger vor, wenn ein verseuchter Wasserlauf 
die Verbreitung vermittelt Eine Desinfektion derartiger Wasserläufe ist sehr 
schwierig, das Verbot ihrer Benutzung schwer zu kontrollieren und raeist er- 
folglos. Erfolg bringt hier am ersten noch schnelle Beschaffung guten und 
reichlichen Trinkwassers durch Abessynier oder Leitung. 

Die Forderung, die gesamte MUch zu pasteurisieren, wird in Frage 
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kommen, sobald der Typhus endemisch oder epidemisch in einer großen Anzahl 
Ton Hanshaltongen der Molkereigenossen aoftritt. In sporadischen Fällen ist 
in der Bogel die Lieferang an Molkereien, Händler und Primate zu unter- 
sagen, ialk eine genügende Isolierung des Kranken und des Pflegepersonals 
Ton den die Milchwirtschaft besorgenden Personen nicht durchgeführt wird. 

Den Ausführungen der drei Berichterstatter haben folgende Leitsätze 
zu Grunde gelegen: 



1. Die Bakteriologie der Neuzeit hat die Lehre yon den einheimischen 
und exotischen Seuchen, ihre Erkennung, Bekämpfung und Heilung geklärt 
und gefördert. 

2. Die unbestimmten Begriffe über das Wesen und die Ausbreitung des 
Darmtyphus sind durch Entdeckung des Typhusbacillus und durch Erforschung 
seines biologischen Verhaltens beseitigt. 

3. Die Bestrebungen, durch Verbesserungen der allgemeinen hygienischen 
Verhältnisse den Typhus zu beseitigen, haben großartige Erfolge erzielt 
Viele Städte sind typhusfrei geworden. 

4. Eine Ausrottung der Seuche ist indessen nicht gelungen. Der Typhus 
ist in Deutschland endemisch. Das Land wird besonders Ton ihm heimgesucht. 
(Statistik für Preußen und den Beg.-Bez. Hildesheim.) 

5. Die unter Kochs Leitung unternommene Typhusbekämpfung in den 
südwestlichen Bezirken hat neues Licht und neue Anregung in den Anschau- 
ungen über Entstehung und Bekämpfung des Typhus gebracht. 

6. Die Weiteryerbreitung des Darmtyphus geschieht 

a) durch Kontaktinfektion, üebertragung yon Kranken aus auf kurzem 
Wege; 

b) durch üebertragung und VermHtlung yon Infektionsträgem (Wasser, 
Milch, Nahrungsmittel, Gebrauchsgegenstände usw.) 

7. Da die Typhuskeime außerhalb des Körpers lebensfähig bleiben 
können, ist alles, was mit den Ausscheidungen des Kranken in Berührung kam, 
als infektiös anzusehen. 

8. Die Möglichkeit der üebertragung des Krankheitsgiftes durch Nah- 
rungsmittel ((Gemüse, Salat etc.), durch Gebrauchsgegenstände (Betten, E[leider, 
Deinen etc.) ist nicht außer acht zu lassen, tritt aber praktisch gegenüber 
der Weiteryerbreitung durch Kontakt, durch Wasser und Milch zurück. 

9. Die Kontaktinfektion ist dadurch gekennzeichnet, daß sich ein Fall 
an den anderen reiht, wie die Glieder einer Kette. Die Krankheit kriecht so 
oft unbemerkt yon Haus zu Haus, yon Ort zu Ort. 

10. Von den Einzelfällen können Gruppenerkrankunffen oder Masseninfek- 
tionen durch Vermittelung yon Wasser und Müch ausgehen. 

11. Wasser- und Milchepidemien zeichnen sich durch gleichzeitiges, ex- 
plosiyes Ausbrechen der Krankheitsfälle aus. 

12. Die Wasser -Epidemien, bei weitem die häufigsten, kommen durch 
Hineingelangen yon Typhuskeimen in Wasserentnahmestellen, Bäche und Fluß- 
läufe zustande. Qaellen yerdienen besondere Beachtung. Für Milchepidemien, 
die weit seltener sind, müssen meist ZentraJmolkereien yerantwortlich gemacht 
werden. 



13. In seuchefreien Zeiten ist eine planmäßige Assanierung 
der Städte und insbesondere des platten Landes in bezug auf Beseitigung der 
festen und flüssigen Abfallstoffe und in bezug auf Beschaffung guten und 
reichlichen Trinkwassers durchzuführen. 

14. Dem Bau yon guten Krankenhäusern, der Beschaffung 
ausreichenden Pflegepersonals, inbesondere auf dem platten Lande 
und dem Krankentransportwesen ist erhöhte Aufmerksamkeit zu schenken. 

15. Das Desinf ektions wesen ist einheitlich, tunlichst durch 
Erlaß einer Dienstanweisung für die Desinfektoren und einer Polizeiyerordnung 



A. 



B. 
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oder durch Erlaß yon Grnnds&tzen, die den einselneA Polizeirerordiinngeii in 
Grunde zn legen sind, zu regeln. 

16. Die Bekämpfung des Typhus ist da besonders aussichtsToll, wo bei 
sorgfältig ge handhabt er Anzeigepflicht die Inf ektionsquellen 
und die Möglichkeit der Weiterverbreitnng, sowie etwaige typhnsverdäch- 
tige Personen in der Umgebung des Kranken durch kreisärstliche Ermit- 
telungen festgestellt werden. 

17. Das beste Mittel ist die Isolierung des Kranken im Kranken- 
haus e, die überall da anzustreben ist, wo sie teils wegen Mangel an beson- 
derem Pflegepersonal oder wegen besonderer Gefahr der Verschleppung (Nah- 
rungsmittemandlungen, Kasernen, Schulen etc.) im Hause nicht durchführbar 
ist. Eine Mitwirkung der Aerzte in dieser Beziehung ist unerläßlich und mehr 
als bisher zu wünschen. 

18. Die Desinfektion der Ausscheidungen der Kranken, ihrer Ge- 
räte, Wäsche etc. muß in jedem Falle zunächst eine fortlaufende und 
sofort nicht nur bei Typhuskranken, sondern auch bei TyphusTerdächtigen ein- 
setzen. Sie wird, da eine bakteriologische Feststellung der Genesung zur Zeit 
praktisch nicht allgemein durchführbar ist, in der Begel länger als bisher 
üblich, etwa bis in die 8. Woche durchzuführen sein. 

In welcher Weise die Schlußdesinfektion stattzufinden hat, ist je 
nach Lage des Falles zu entscheiden. 

19. Die Benutzung transportabler Baracken bei epidemischem 
und endemischem Typhus ist an sich gut und vielfach aus humanitären 
Gründen zu empfehlen, sofern nicht ein geeignetes Krankenhaus zur Ver- 
fügung steht. 

Wünschenswert ist, daß das Bote Kreuz außer der Inyentarausrüstung 
auch noch Pflegepersonal zur Verfügung stellt 

20. Die Forderung, die gesamte Milch zu pasteurisieren wird in 
Frage kommen, sobald der Typhus in einer größeren Anzahl yon Haushal- 
tungen der Molkereigenossen auftritt. 

In sporadischen Fällen ist in der Begel die Lieferung der Milch 
an Molkereien und Priyate zu untersagen, falls eine genügende Iso- 
lierung des Kranken und des Pflegepersonals yon den die Milchwirtschaft be- 
sorgenden Personen nicht durchgeführt wird. 



Auf Vorschlag des Herrn Begierungspräsidenten wird zunächst 
die theoretisch-wissenschaftliche Seite der Typhusfrage behandelt, 
wobei die Leitsätze 1—12 ohne eingehendere Besprechung angenommen werden. 
Zu Leitsatz 6 a macht Prof. Dr. Gramer Mitteilung über eine jüngst in einer 
Abteilung der Göttinger Irrenanstalt yorgekommene kleine Epidemie durch 
Kontaktinfektion und bespricht die Schwierigkeit der Erkennung der Krankheit 
bei Irren sowie die leichte Durchführbarkeit von Absperrungsmaßregeln in 
Irrenanstalten. Die Beobachtung soll anderweitig publiziert werden. 

Sodann wurde ohne näheres Eingehen auf die Leitsätze 18—20 die 
praktische Seite, die eigentliche Bekämpfung des Typhus, besprochen, 
wobei zunächst über die vorbeugenden Maßnahmen (Schutz des Trink- 
wassers, unschädliche Beseitigung der Abfallstoffe) und sodann über diejenigen 
nach Ausbruch der Krankheit (Anzeigepflicht, Isolierung, Kranken- 
häuser, Baracken, Desinfektion, Nahrungsmittelkontrolle) in lebhafter Diskussion 
eingehend verhandelt wurde. 

Hinsichtlich der Wasserversorgung auf dem platten Lande wurde 
vom Landrat Sieg er t (Uslar) mitgeteilt, daß es ihm in seinem Kreise gelungen 
sei, den größten Teil der Ortschaften mit guten Leitungen zu versehen. Aller- 
dings pflegten die gesundheitlichen Vorzüge auf die Bevölkerung weniger, als 
die wirtschaftlichen Eindruck zu machen. Wenn ein Hofbesitzer für 5—10 Pf. 
pro Tag seinen kolossalen Wasserbedarf für die gesamte Viehhaltung und die 
übrige Wirtschaft erhalten könne, so wäre dieser Gesichtspunkt für die An- 
lage einer Leitung ausschlaggebend. In etwa 4 Jahren wird der ganze Elreis 
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mit Leitnngen rersehen sein. Von anderer Seite warde herrorgehoben, daß es 
bedenklich sei, Leitungen anzulegen, deren Wasser Ton romher^n zu Trink- 
zwecken ungeeignet sei und nur zu Zwecken des FeuerlOschens, Viehtrfinkens 
und zu industriellen Zwecken dienen könne. Durch mißbräuchliche Benutzung 
könnten Krankheiten hervorgerufen werden. Indessen wurde anerkannt, daß 
es unter besonderen Umständen sich nicht wttrde Töllig umgehen lassen, auch 
solche industrielle Leitungen zu genehmigen. Am gefährlichsten seien die 
„Genossenschaftsleitungen'', welche unter der Hand meistens angelegt würden 
und unter keinerlei Eontrolle ständen. Der Herr Begierungspräsident 
erwähnt, daß augenblicklieb yom Herrn Minister ein Gutachten darüber ein- 
gefordert sei, ob es erforderlich und zweckmäßig sei, die Anlage einer Wasser- 
leitung nach § 16 der Gewerbeordnung konzessionspflichtig zu machen. Es 
scheine das nicht zweckmäßig zu sein, da eine nicht konzessionierte Anlage 
sehr viel leichter polizeilich geschlossen werden könne, als wenn erst das 
Eonzessionsentziehungsverfahren eingeleitet werden müsse. Ereisarzt Dr. 
8 toi per hat wiederholt feststellen können, daß Molkereien Wasserleitungen 
TOB zweifelhafter Güte besäßen und sogar Bachwasser zum Beinigen ihrer 
Gefäße benutzten. Er wünscht, daß die Pläne von Molkereien Tor deren 
Genehmigung dem Ereisarzte vorgelegt werden sollen. Die Frage, wie oft 
Leitnngen einer bakteriologischen und chemischen Eontrolluntersuchung unter- 
worfen werden sollen, ist von Fall zu Fall zu entscheiden; in Göttingen und 
Hildesheim, wo keine Eosten daraus erwachsen, geschieht es wöchentlich ein- 
mal, in der Provinzial-Eorrektionsanstalt zu Himmelsthür vierteljährlich, an 
anderen Orten noch seltener oder gamicht Es kommt im wesentlichen auf 
die Natur der Quelle und deren Fassung usw. an. 

Auf eine Anfrage hin erklärt Prof. v. Esmarch, daß von Seiten der 
sogenannten Bazillenträger keine allzu großen Gefahren zu erwarten 
seien; jedenfalls dürfe man keine einschneidenden Maßregeln gegen sie ergreifen. 
Von einer Seite wurde auf die Gefahr der Düngerstätten aufmerksam 
gemacht, welche oft mit den Abortgruben in unmittelbarem Zusammenhange 
ständen, vielfach sie Fogar vollkommen ersetzen müßten, indem auch die menscSi- 
lichea Fäkalien dort deponiert würden. Man solle daher auch für Dünger- 
stätten die gleichen baupolizeilichen Vorschriften hinsichtlich der ündurch- 
lässigkeit usw. erlassen, wie für Abortgruben; auch sie seien konzessionspflichtig 
zu machen. 

Eine der wirksamsten Maßnahmen nach Ausbruch der Seuche ist 
die strenge Durchführung der Anzeigepflicht. Der Herr Begierungs- 
präsident wünscht, daß die Ereisärzte in diesem Sinne auf die praktischen 
Aerzte einwirken möchten. 

Der Wert der vom Boten Ereuz neuerdings wiederum angebotenen 
transportablen Baracken worde von mehreren Bednern sehr in Zweifel 
gezogen. Sie seien unverhältnismäßig teuer, vor Ablauf von 2 Wochen kaum 
betriebsfähig aufzustellen, im Sommer zu heiß und im Winter zu kalt. Beim 
explosionsartigen Ausbruche einer Typhusseuche könne man auf deren Auf- 
stellung überhaupt gamicht warten und tue viel besser, die Eranken in eins 
der nächsten großen Erankenhäuser zu schicken, wo überdies stets gut 
geschultes Pflegepersonal zur Stelle sei. Eine Typhusbehandlung in kleinen, 
unvollkommen eingerichteten Hospitälern, Siechen häusem usw. sei für den 
Eranken und seine Umgebung bedenklich und gefährlich, weil dadurch die 
Seuche sogar noch verschleppt werden könne. Die im Begierungsbezirke vor- 
handenen Erankenhäuser seien übrigens für Friedenszeiten wohl ausreichend, 
nicht aber beim Auftreten großer Epidemieen. Auf den Bau von Ereiskranken- 
hänsem sei hinzuwirken. 

Ereisarzt Becker beanstandet die Fassung des Leitsatzes Nr. 15. 
Nach den Erfahrungen im Stadtkreise Hildesheim empflehlt er, in der Dienst- 
anweisung für die Desinfektoren nur ganz allgemein zum Ausdruck zu bringen, 
daß die Desinfektion nach dem jeweiligen Stande der Wissenschaft nach An- 
weisung der Ereisärzte zu erfolgen habe. Zar Zeit sei für die Desinfektoren 
das Lehrbuch voaEirstein vorgeschrieben. Andernfalls sei man gezwungen, 
die Dienstanweisung alle paar Jahre wieder umzuarbeiten. Zum Erlasse einer 
Polizei -Verordnung über Desinfektionszwang sei nach Inkrafttreten des Preu- 
ßischen Seuchengesetzes und seiner Ausführungsbestimmungen keine Veranlassung 
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mehr yorhaDden. Die bestehenden könnten unbedenklich aufgehoben werden 
bezvr. seien jetzt ohne weiteres außer Kraft gesetzt. Den Ansführongen wurde 
beigestimmt und von Prof. y. Esmarch noch besonders der Wert der billigen 
Kalkmilch als Desinfektionsmittel hervorgehoben, sowie mitgeteilt, daß Wanzen 
durch Formalin häufig nicht abgetötet würden, weil sie meist hinter den 
Tapeten säßen und das Formalin ein Oberflächendesinfiziens sei. 

Bei der Besprechung der Nahrungsmittelkontrolle wurde eine 
Beaufsichtigung des Milchhandels gewünscht, yom Beg.- und Med. -Bat Dr. 
Arbeit aber auf die Schwierigkeiten derselben hingewiesen. In der Stadt 
Hannover habe eine Umfrage ergeben, daß nur in 10 ^/o der Fälle die Herkunft 
der Milch mit Sicherheit hat ermittelt werden können, während in 90®/« die 
Herkunft unbekannt blieb. Kontrollieren könne man eigentlich nur die Mol- 
kereien, nicht aber die einzelnen Milchhandlungen. Prof. v. Esmarch teilt 
mit, daß das bei Göttingen belegene Dorf Gronde seit langer Zeit von Typhus 
durchseucht und Schwierigkeiten bei der ihm vorgeschriebenen Anlage einer 
Wasserleitung mache. In der Göttinger Gesundheitskommission sei daher die 
Frage erwogen, ob man berechtigt sei, sich gegen die Milchzufuhr aus Gronde 
zu schützen und eventuell öffentlich davor zu warnen. Man glaubte allgemein 
diese Frage bejahen zu müssen, auch in Hinblick auf Pos. VI zu § 8 der Aus- 
führungsbestimmungen zum Preußischen Seuchengesetze. 

Wegen vorgeschrittener Zeit wurde II. Die Beaufsiehtlgnng des Impf- 
gesohiftesi Berichterstatter Kreisarzt Med.- Bat Dr. Sehn eile- Hildesheim, 
von der Tagesordnung abgesetzt und auf die nächste Versammlung verschoben. 

Außerhalb der Tagesordnung bat Landrat Heye- Hildesheim, es möchten 
künftig die Leitsätze mehrere Tage vor der Versammlung den Teilnehmern 
zugestellt werden, was der Herr Regierungspräsident zusagte. 

Prof. V. Esmarch demonstrierte ein mikroskopisches Präparat von 
Spirochaete pallida. 

Nachdem zum Schlüsse nur noch die Kreismedizinalbeamten zurück- 
geblieben waren, besprach 

III. Der Beg.- und Med.-Bat einige amtUehe Yerordttungeii und 
YerfQgoiigeii : 

1. Die Kapitel 10—14 des Jahresberichtes sollen künftig bis zum 1. März, 
die übrigen Kapitel bis zum 1. April seitens der Kreisärzte eingereicht werden. 
Inhaltlich sollen sich alle Abschnitte eng an denjenigen der Ministerialinstanz 
anlehnen. 

2. Bei Apotheken Verkäufen werden vielfach unvollkommene Meldungen 
erstattet. Die Kreisärzte sollen insbesondere darauf halten, daß stets ein- 
gereicht werden : 1) die Approbation des Käufers, 2) der Lebenslauf und 8) das 
polizeiliche Führungszeugnis desselben, 4) der Kaufvertrag und 5) die Ge- 
nehmigungsurkunde des Verkäufers. Unvollständige Gesuche hat der Kreisarzt 
zurückzuweisen und vervollständigen zu lassen. 

Nach Schluß der Sitzung vereinigte ein gemeinsames Mittagessen die 
meisten Teilnehmer noch einige Stunden in angeregter Unterhaltung. 

Dr. Beck er- Hildesheim. 



Bericht über die 77. Teraammlaii|: 
Deutscher Naturforscher and Aerxte in Meran vom 
1^5.— 30. September 1905. 

Abteilnnsr ftr gerlohtllohe Hedisln. 

Dentsohe Gesellsoliaft für gerichtUolie Medloln« 

Auf der 77. Versammlung Deutscher Naturforscher und Aerzte in Meran 
(24.— 80. Oktober 1905) ging den Sitzungen der 28. Abteilung: Gerichtliche 
Medizin, eine geschaitliche Sitzung voran, in welcher die endgültige Begrün- 
dung der ^Dentsehen Oesellschaft fQr gerlohtliehe Medizin^ beschlossen 
wurde, die auf der Breslauer Versammlung im vorigen Jahre bereits angeregt 
und erörtert worden war. Ihre Satzungen, die debattelos angenommen wurden, 
lehnen sich im wesentlichen an diejenigen der ^Deutschen (Gesellschaft für 

Digitized by Google 



Deutscher Naturforacher und Aerzte. 



11 



Chirargie** und die der «Deatschen pathologischen Gesellschaft", yon denen 
die letztere ebenfalls der Bogel nach mit der NatarforscherFersammlong tagt 
and mit ihr in engster Verbindang steht Auf den Vorschlag yon Prof. Dr. 
Stolper - Göttingen wurden die Herren Professoren Dr. Straßmann - Berlin 
(L Vors.), Dr. K r a 1 1 e r - Gratz (IL Vors.), Dr. Stumpf - Würzburg (Kassierer) 
und Dr. P u p p e - Königsberg (Schriftfflhrer) yon der aus 35 Teilnehmern be- 
stehenden Versammlung per Akklamation zum Vorstande der neuen gerichtlich- 
medizinischen Gesellschait gewählt, deren Mitgliederzahl bereits 225 beträgt 
Die alljährlich mit dem Naturforschertage yerbundenen wissenschaftlichen 
Verhandlungen werden yon dem Verleger der „Vierteljahrsschrift fttr 
gerichtliche Medizin**, Hirschwald- Berlin, kostenlos gedruckt, jeder Beferent 
erhält 200 Sonderabdrttcke. Der Mitgliederbeitrag ist auf 5 Mk. pro Jahr 
festgesetzt. 

Nachdem der Vorsitzende, Prof. Dr. Straßmann, die Notwendig- 
keit des Zusammenschlusses aller deutschen Interessenten an der gerichtlichen 
Medizin dargelegt hatte, unter Hinweis auf die gleichen Vereinigungen in 
England, Frankreich und Amerika schloß er die geschäftliche Sitzung mit dem 
Ausdruck der Hoffnung auf recht rege wissenschaftliche Beteiligung der Mit- 
glieder der Deutschen Gesellschaft für gerichtliche Medizin. 

Für die alsbald sich anschließenden Verhandlungen waren 3 Diskussions- 
themata yorgesehen: 

a. Tod durch Elektrizität, 

b. Morfinismus in strafreditlicher Beziehung, 

c. der Geisteszustand jugendlicher KrimineUer. 

Das letzte Beferat mußte wegfallen, da der Beferent Prof. Dr. Ante n- 
Gratz infolge seiner Berufung als Nachfolger Wernickes nach Halle am 
Erscheinen yerhindert war. Prof. Dr. Pupppe brachte sein Korreferat als 
Vortrag. Dafür folgte die Sektion der Einladung der Abteilung für Geburts- 
hilfe und Gynäkologie am Vormittage des zweiten Verhandlungstages, in welcher 
das Thema behandelt wurde : „Wie weit soll das Becht des Kindes auf Leben 
bei der Geburt gewahrt werden.** Bef.: Prof. Dr. Kr önig- Freiburg i /B. und 
y. Calker - Straßburg, Jurist. Außerdem füllten 12 weitere Vorträge die gut 
besuchten Abteilungssitzungen. 

I. Den ^Tod dnreh Elektrizitlt^ behandelte zunächst als Beferent Prof. 
Dr. Er atter-Graz, dessen Erfahrungen sich z. T. auf Beobachtungen yer- 
unglückter Menschen, zum andern Teil auf experimentelle Untersuchungen 
stützten. Er führte aus, daß diese Todesart aufzufassen sei als eine zentrale 
Atmungslähmung, als eine besondere Art der inneren Erstickung. Doch nicht 
ausnahmslos, manchmal tritt der Tod auch blitzähnlich durch augenblickliche 
Hemmung der Herzbewegung ein. Die elektrische Beizung bewirkt einen 
über diese hinauswährenden Starrkrampf aller Muskeln, wodurch der Brustkorb 
stillgestellt wird. Bezüglich der pathologisch - anatomischen Befunde äußerte 
sich der Beferent ebenso wie später der Korreferent mit größter Vorsicht Die 
yon Corrado 1898 geschilderten Befunde an Hunden: Veränderungen der 
Großhirnrinden -Ganglienzellen mit Vaccuolenbildung, Verlagerung der Chro- 
matinsabstnnzen. Berstungen der Zellen und Abreißen ihrer Fortsätze, bedürfen, 
wie auch Jellinek betont, noch weiterer Nachprtlfung. 

In dritter Linie erörterte Kratter die Frage: Welche Ströme töten 
einen Menschen ? Nach dem Ohm sehen Gesetz ist die Stromstärke (I = Inten- 
sität) direkt proportional der elektrischen Kraft (E) und umgekehrt proportional 

E 

dem Widerstand des Stromkreises : I = ^ ; bezeichnet man die Einheit der 

Stromstärke als Ampere, die Masseneinheit der elektromotorischen Kraft oder 
Spannung als Volt, die Einheit des Widerstandes als Ohm, so ergibt sich 1 Am- 
pere = T-^r^. Wesentlich ist abo der Körperwiderstand, der Diyisor. Nach 
1 Ohm 

Kath ist der Widerstand der Haut bei 1 cm' Berührnngfläche auf 60000 Ohm 
zu yeranschlagen, er sinkt mit der wachsenden Größe der Berührungsfläche. 
Die schlechte Leitfähigkeit der Bekleidung (Wolle, Leder) erhöht wesentlich 
den Schutz gegen Ströme, t^. B. Holzschnhe um mehr als 150000 Ohm. Feuchte 
schweißige Haut ist gut leitend, setzt also den Widerstand herab. So kommt 
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es, daß Menschen schon bei Spannungen von etwa 100 Volt getötet werden, 
andere durch Spannungen yon 4500 Volt nicht. Die Frage, wieviel Milliam- 

S^re töten einen Menschen, ist also nicht ein fftr allemal zu beantworten, weil 
er jeweilige Widerstand (das Ohm) rerschieden, unberechenbar ist. Dazu 
kommen individuelle Unterschiede in der Wiedcrstandsfähigkeit und endlich 
die Erfahrung, daß Wechselströme ungleich gefahrbringender sind als der 
Gleichstrom. Endlich ist die Zeitdauer der Einwirkung naturgemäß von Be- 
deutung, zumal der Eörperwiderstand während der Zeit der Einwirkung außer- 
ordentlich sinkt. 

Als Korreferent berichtete Prof. Dr. Jellinek-Wien ttber interessante 
Einzelheiten der elektrischen Traumatologie, die er ab viel in Anspruch ge- 
nommener Gutachter bei elektrischen Unfällen, wie auch experimentell ge- 
wonnen hat. Er hat gefunden, daß außer von den schon durch E ratter er- 
wähnten Momenten auch von der Stromrichtung die Wirkung abhängt. Wenn 
er Tiere in einen wasser gefüllten Bottich hatte und den Strom durchgehen 
Heß, so wurden die zentral sitzenden anders betroffen, als die exzentrisch 
sitzenden. Gewisse Tiere zeigen sich refraktär (Frosch, Schildkröte); weiße 
Mäuse verhalten sich anders wie graue. Der Starkstrom wirkt weniger ge- 
fährlich auf schlafende, als auf wache Menschen; Erfahrungen der Praxis, die 
sich durch Narkotica experimentell bestätigen lassen. 

Besonders bemerkenswert ist der Satz: Der Tod durch Elektrizität ist 
vielfach nur ein Scheintod. Man müsse bei der Beurteilung von Unfällen 
unterscheiden die Einwirkung auf die Psychose, die auf den Bespirations-, die 
auf den Zirkalationsapparat, femer motorische Störungen. Es gäbe echte 
Schädigungen (djnamogene Wirkung) und unechte durch elektriscke Ströme 
(psychogene). Sichergestellt sei der Tod durch Elektrizität meist nur, wenn 
an der Eintrittsstelle auch Verbrennungsspuren zu finden sind. 

In der Diskussion spricht Stumpf -Würzburg, der einen Blitz- 
verletzten sah, ferner Leduc-Nantes, der die experimentellen Ergebnisse 
bestätigt, Lepp mann -Berlin und Dr. Stolp er- Güttingen, die über elek- 
trische Unfälle im Telephonbetriebe berichten, Strauch- Berlin, welcher an- 
fragt, ob keine Fragmentatio myocardii beobachtet sei, Beut er- Wien,' der 
über Hautveränderungen berichtet. 

Die überaus gründlichen Beferate und die angeregte Diskussion ließen 
den ersten Verhandlungstag der Deutschen Gesellschaft für gerichtliche Medizin 
überaus bedeutsam erscheinen. 

Den Schuß bildeten kleinere Vorträge: Neue Beiträge zur Kennt- 
nis der PräslpltinreaktioB (8pezifltit der Reaktion) von Dr. Pfeiffer- 
Graz, der ein Sperma speziflsohes Semm zu finden versucht hat und über 
einen neuen Nachweis von Kohlenoxyd im Blut von Dr. Beut er -Wien. 

Am folgenden Tage referierten Professor Dr. Krönig-Freiburg und 
von Calker- Straßburg über das Thema: 

Wie weit soll das Recht des Kindes auf Leben bei der Ctoburt 
gewahrt werden I Hier bekämpfte der erstgenannte den bislang gültigen Satz 
„Erst die Mutter, dann das Kind** und verlangt dafür die Regel „Nicht nur 
die Mutter, auch das Kind". Er glaubt, daß sich die Zahl von d,l^/o 
Totgeburten in Deutschland, die seit mehr als drei Jahrzehnten feststehend sei 
noch herabdrücken lasse, wenn man die Indikation für gewisse geburtshilfliche 
Operationen etwas ändern, im allgemeinen aktiver werden, wenn die Austritts- 
periode länger als normal dauere. EUer komme besonders der vaginale Kaiser- 
schnitt von Dührssen in Betracht (nach Ablösung der Blase und des Mast- 
darms große Inzisionen mit sofort nachfolgender, gründlicher Naht). Derselbe 
Eingriff empfehle sich auch, wenn die Dilatation nach Bossi versagt, bei 
Eklampsie, Placenta praevia. Bei letzterer genüge die kombinierte Wendung 
nach Braxton-Healts nicht mehr, da sie 20 ^/o Sterblichkeit der Mütter und 
57<^/o der Kinder im Gefolge habe. Freilich müsse man unterscheiden Ope- 
rationen bei nicht infizierten und bei infizierten Frauen. Die Ungefährlichkeit 
der Perforation des Kindes sei keineswegs ausgemacht, auch nicht, daß dabei 
die Frauen früher ihre Arbeitsfähigkeit wieder erlangten. Auch für die künst- 
liche Frühgeburt fehle der Nachweis, daß sie die Kindersterblichkeit wesent- 
lich bessert. 
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Der Kaiserschnitt und die beckenweitenden Operationen müßten weiter- 
gehende Anwendung finden; eine Ausnahme gäbe es nämlich nur, wenn der 
Geburtsschlauch infiziert sei. 

Y. Calker-Straßbnrg, Mitglied der Kommission zur Revision des Straf- 
gesetzbuches, betont einleitend, nicht der Jurist, nicht der Mediziner habe das 
kttnftige Eecht zu schaffen, die herrschende Kulturanschauung müsse zum 
geltenden Recht führen. Im einzelnen behandelt er alte einschlägige Streit- 
fragen. Er widerlegt den Standpunkt des Reichsgerichts, welches die Perfo- 
ration als Tötung ansieht, weil es mit dem Beginn der Wehen schon das Kind 
als Objekt der Tötung auffaßt. Redner yerlangt dafür die yollkommenene 
Austretung des Kindes. So ist für ihn kein Unterschied zwischen Abtreibung 
und Perforation. Wenn beide, vom Arzt begründetermaßen ausgeftLhrt, a£ 
nicht rechtswidrig angesehen würden, straffrei blieben, so sei dies Gewohnheits- 
recht, welches auch im Strafrecht Geltung habe. Nicht Notwehr, nicht Not- 
stand komme in Frage. Perforation und Abort sind zuzulassen, wenn sie 
erforderlich sind, um das Leben der Matter zu retten, y. Calker hält für 
den Kaiserschnitt zwecks Rettung des Kindes die Einwilligung der Mutter 
nicht für erforderlich. Notwendig ist nur die Berufung des betreffenden Arztes 
zur Hilfeleistung. Notwendig ist die Einwilligung der Mutter zum künstlichen 
Abort und zur Perforation, denn die Mutter kann die Gefahr auf sich nehmen, 
indem sie sagt, yioUeicht geht es uns beiden gut. 

Dr. Baisch- Tübingen behandelte statistisch die Kindersterblichkeit 
bei engem Becken einst und jetzt und unterstützte damit die Krönig sehen 
Empfehlungen. 

In der Diskussion widersprach diesen yor allem Martin- Greifswald, 
der einen Unterschied gemacht wissen will zwischen den Verhältnissen in der 
Klinik und denen in der allgemeinen Praxis. Es wird nach wie yor der alte 
Satz gelten: Die Mutter hat das erste Recht am Leben. 

Zweifel- Leipzig zitiert den Juristen Rinding: Nicht gute Gesetze 
sind notwendig, sondern gute Entscheidungen. Nicht hier in der Frage der 
Perforation und der künstlichen Frühgeburt seien die Aerzte gefährdet, wohl 
aber bei Notoperationen an Bewußtlosen. Er zitiert indes den komplexen Fall 
yon Pinard: Eine Frau mit Nabelschnuryorfall yerweigert die Wendung in 
Narkose. Sie wird trotzdem gemacht — ein lebendes Kind. Nun klagt sie 
gegen den Geburtshelfer auf iiimentierung des Kindes. 

Strassmann bezieht sich auf y. Liszt, nach welchem die ärztlichen 
Berofsregeln in einschlägigen Streitfällen entscheiden. Einer besonderen Ge- 
setzesbestimmung bedürfe es nicht. 

In der Nachmittagssitzung demonstrierte Prof. Dr. Stumpf -Würz- 
burg seine (Münchener med. Wochenschr., 1905, Nr. 11) beschriebene Methode 
der qnantitatiyen Bestimmung des Lnftgehalts der Lungen, deren praktische 
Verwertbarkdt Reut er- Wien bezweifelt, während Puppe an sich die 
Wägung der Lungen aber nicht als ausschließliche Methode empfiehlt. 

Prof. Dr. Stolp er- Göttingen sprach Uber die YerhUtiuig yon 
Unfkllnenrosen* Er warnt, yor Unfallyersicherten die Diagnose und Prognose 
allzu ernst zu stellen oder einen Unfall in sie hineinzuexaminieren. Viele 
Unfallsneurosen haben in einer unyorsichtigen Aeußerung des Arztes ihren 
Hauptgrund. Es gehöre yiel Takt und Sachkenntnis dazu, solches zu yer- 
meiden und ein wirkliches Versenken in die eigenartige Psyche des yer- 
sicherten Unfallyerletzten. Mit leisem Zwange müssen diese Art Kranken 
mit krankhaften, bis zum Qaerulantenwahn sich gelegentlich steigernden 
Begehrungsyorstellungen allmählich wieder der gesundmachenden Arbeit zuge- 
führt werden. PoJizeiliche Beobachtung solcher Neurastheniker sei oft 
yom UebeL 

In der sehr lebhaften und zustimmenden Diskussion betont Strass- 
mann, daß er durch die Beobachtung Priyatyersicherter durch Detektiys yiel 
Unheil gesehen, Kratter weist, was auch Stolp er beobachtet, auf die Ge- 
fahr der psychischen Infektion hin; Epidemien yon Unfallspsychosen wegen 
Neurosen kämen herd weise in Steiermark yor (Stolp er sah es in Posen). 
F. Leppmann berichtet, daß er unter den Unfallyerletzten im Postbetriebe 
besonders oft echte Querulanten gesehen; hier sei das Gesetz, welches be- 
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sondere ünterstfttzangen zwecks besserer Ernährung zulasse, mit Schuld. Er 
betont neben den Begehrungsyorsteliungen noch die Befttrchtungsvorstellungen 
der Unfallsneurotiker. Er warnt auch yor der Uebertreibnng der sogenannten 
Intensivbehandiung, die viele Verletzte nicht für motiviert erachten. B e u m e r - 
Greilswald sieht in der Unzulänglichkeit der ärztlichen Erkenntnis die Ursache 
Tieler Unfallsneurosen, weist auf die dem Menschen innewohnende Gewinnsucht 
hin und erklärt das Ueberwiegen von Querulanten bei der Post gegenüber den 
Eisenbahnangestellten damit, daß die Postunfallskranken immer die Aussicht 
haben, ihre Beschwerde bei dem yon der Sozialdemokratie beherrschten Reichstag 
anhängig zu machen, während die Eisenbahner in dem Landtag auf sozial- 
demokratische Unterstützung nicht rechnen können. 

Gerichtsarzt Dr. Strauch- Berlin spricht über die biologische Blat- 
antersaehnng und bemängelt, daß von Uhlenhuth bezüglich der bio- 
logischen Blutuntersuchung die Möglichkeit, daß Affenblut vorliegen könnte, 
zu wenig berücksichtigt ist. Er führt aus, daß zurzeit in Europa im ganzen 
6000 Affen leben. 

Dem gegenüber betont Uhlenhuth-Greifswald, daß in seinen Fällen 
aus äußeren Umständen sich diese Möglichkeit ausschließen ließ. Im übrigen 
sei er im Begriff eine neue Methode zu veröffentlichen, die es ermögliche auch 
Affenblut auszuschließen. Dr. Stolper - Göttingen. 

Zweiter Sitzungstag. 
Mittwoch, den 27. September 1905, nachmittags. 
Vorsitzender: Prof. Dr. Stumpf. 
I. Diskussionsthema : Der Morphinlsmng in strafreehtiloher Beziehung* 

Beferent: Dr. von Eaan-Meran. 

Nach einleitenden Bemerkungen über das Wesen des Morphinismus, in 
deren Zusammenhange Vortragender u. a. darauf hinweist, daß unter Umständen 
bei qualvollen Krankheiten die Morphiumgewöhnung das kleinere Uebel gegen- 
über dem Grundleiden sein kann, geht er zur Erörterung der Fra^e über, 
wie bei Straftaten von Morphinisten die Zurechnungsfähigkeit des Täters zu 
beurteilen ist. Ausschließung des freien Willens erkennt er an, wenn die 
Straftat ausschließlich zum Zwecke der Morphiumbeschaffung begangen ist. 
Ebenso tritt § 51 in Wirkung, wenn zurzeit der Tat eine jener vorübergehenden 
Seelenstörungen typischer Art bestanden hat, welche im Verlaufe des chro- 
nischen Morphinismus manchmal auftreten. Dagegen erachtet er sonst die 
sittlich defekt gewordenen, psychopathisch minderwertigen Morphinisten 
nicht als unzurechnungsfähig im Sinne des Strafgesetzes. Er wünscht für 
sie künftig eine gesetzliche Neuregelung mit zwangsweise durchgeführtem 
Heilverfahren. 

Ein Teil der als unzurechnungsfähig erkannten Morphinisten gehört 
wegen Gemeingefährlichkeit in die Irrenanstalt; auch dieser Forderung wird 
man erst auf Grund neuer Gesetze genügen können. 

Einem Strafvollzuge an Morphinisten muß Entziehung des Giftes in 
einer Heilanstalt vorausgehen. 

Zeugenaussagen von Morphinisten sind immer bedenklich. 

Zum Schluß geht Vortragender auf die Prophylaxe des Morphinismus 
durch giftpolizeiliche Vorschriften ein. 

Der Korreferent Prof. Dr. Straßmann - Berlin gibt zuerst eine Ueber- 
sicht der strafrechtlichen Beurteilung des Morphinismus durch eine Beihe 
anderer Autoren; er weicht von dem Standpunkte v. Kaan^s insofern etwas 
ab, als er sich doch verhältnismäßig häufig genötigt gesehen hat, aus dem 
dauernden seelischen Entartungszustande der Morphinisten auf Unzurechnungs- 
fähigkeit zu schließen. Die Vergehen, die er zu beurteilen hatte, waren 
mannigfaltiger Art; sie waren psychologisch nicht einheitlich zu deuten. Hierfür 
wie auch für die Verschiedenheit der Schilderung des morphinistischen Seelen- 
zustandes durch verschiedene Autoren, ist die Erklärung jedenfalls darin zu 
suchen, daß der Morphinismus selten ohne jede Komplikation, meist in Ver- 
bindung mit vorher schon vorhandenen seelischen Abweichungen vorkommt. 
Grade diese Summierung geistiger Veränderungen läßt von vornherein Unzu- 
rechnungsfähigkeit in der Mehrzahl der Fälle erwarten. Vor Gericht wird der 
Nachweis derselben namentlich dadurch zu führen sein, daß man zeigt, wie 



Digitized by 



Deutscher Natarforscher und Aerzte. 15 

sich anter der Morphianwirknng allmiUilich die ganze Persönlichkeit des 
Kranken umgewandelt hat. 

Die Haftfähigkeit des Morphinisten läßt sich verschieden bearteüen, je 
nach dem Qrade der Giftgewöhnang, bezw. der seelischen Eutartung. 

Das Fehlen von Abstinenzerscheinangen bei plötzlicher Morphiom-EDt- 
ziehnng beweist nicht immer Vortäaschong des Morphinismus. 

In der Diskussion gingen v. Calker, Tuczck und Eratter auf 
die Frage der Behandlung vermindert Zurechnungsfähiger ein, Woygandt 
stimmte Straßmann bei, daß viele Morphinisten unzurechnungsfähig seien. 

II. Diskussionsthema: Der Oeisteszustand Jagendlioher Krimineller* 
Beferent : Prof. Dr. Pu p p e - Königsberg. 

Im Anschluß an den Beschluß des letzteren Juristentages, wonach jeder 
kriminelle „Jugendliche^ gerichtsärztlich untersucht werden soll, berechnet 
Vortragender, daß diese Untersuchung sich selbst bei Ausschluß der 12- und 
13jährigen im Deutschen Eeiche alljährlich auf 50000 Personen erstrecken 
wird. Die Altersgrenze — von 14 bis zu 18 Jahren — rechtfertigt sich durch 
die allgemeinen Erfahrungen hinsichtlich der seelischen Eigenart und Labilität 
dieser Entwicklungsperiode (Pubertätszeit). 

Grade hier mischen sich oft krankhafte Züge ein, welche der Bichter 
leicht übersieht. Der Arzt wird das Krankhafte nachweisen können, wenn er 
auch bei der Unreife der ganzen Persönlichkeit oft kein einheitliches, 
sondern ein wunderlich gemischtes Krankheitsbild findet. 

Auch geistige Minderwertigkeit Jugendlicher ist ausschließlich der Arzt 
zu beurteilen befagt. 

In allen Erziehungsanstalten und Hilfsschulen für minderwertige Jugend- 
liche gebührt gleichfalls dem Arzte ein bedeutender Einfluß. Es muß dagegen 
protestiert werden, daß die Stettiner Konferenz für das Idioten- Hilfsschulwesen 
beantragt hat, die Jagendlichen der Kontrolle des Medizinalministeriums zu 
entziehen. Es liegen Erfahrungen genug vor, denen zufolge ungenügende Be- 
rücksichtigung ärztlicher Momente bei der Erziehung solcher Personen zu 
schwerer Schädigung geführt hat. 

Bedauerlich ist die Auslegung des Fürsorgegesetzes durch manche 
Eichter, welche die Geistesdefekten von den Woltaten dieses Gesetzes aus 
formell juristischen Gründen fernhalten. Der Erfolg einer solchen Handhabung 
ist, daß solche jugendliche Personen, welche in der Irrenanstalt höchstens vor- 
übergehend eine Stätte finden, eines Schutzes beraubt werden, den gerade sie 
am nötigsten brauchen. 

Es folgten nun noch zwei angemeldete Vorträge. 

Dr. Scheel e-Kassel berichtete unter dem Titel Beiträge zur Lehre 
von den Degenerationsseichen über vergleichende Untersuchungen am Gebiß 
bei Verbrechern und bei einwandsf reien Personen, die er gemeinsam mit Dohm 
in großem Umfange angestellt hat. Er bekämpft auf Grund seiner Ergebnisse 
die Lehre, daß sich Degenerationszeichen bei Verbrechern zahlreicher, als bei 
anderen Personen finden, und warnt namentlich vor Verwechslung der Stigmata 
mit rhachitischen Veränderungen, die am Gebiß sehr häufig vorkommen. 

Dr. F. Lepp mann -Berlin- Moabit: Ueber Straf voUingsnnffthigkeit. 

Vortragender weist die Formel zurück: „Geisteskranke gehören nicht 
in den Strafvollzug*, weil sie einen viel zu dehnbaren Begriff in die Definition 
der Strafvollzugsunfähigkeit einführe. Grade bei den Gefangenen handelt es 
sich überaus häufig um Grenzzustände und um Störungen, deren Grad zeitlich 
sehr wechselnd ist. Anderseits bedarf es scharfer Abgrenzungen, da die Straf- 
vollzugsaussetzung sowohl für den Gefangenen, als besonders für den Staat 
immer gewisse Gefahren birgt. Namentlich sind die Entweichungen ihrer Ver- 
brecher aus der Irrenanstalt und die Begehung neuer Straftaten durch diese 
Personen ohnehin so zahlreich, daß man wenigstens keinen Sträfling ohne 
sorgfältige Prüfung und Abwägung in die Irrenanstalt schicken soll. Vor- 
tragender schließt mit den Thesen: 

1. Strafvollzugsunfähig ist derjenige, welcher infolge krankhafter 
Störung der Geistestätigkeit die Ordnung der Strafanstalt dauernd und erheb- 
lich stört. 
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2. StraivoHzagsunfähig ist derjenige, welcher infolge krankhafter StGriing 
der Geistestätigkeit kein Verständnis für seine Strafe und deren Yolistreckong 
besitzt. 

Dritter Sitzangstag. 
Donnerstag, 28. September 1905, vormittags. 
Vorsitzender: Prof. Dr. Straß mann. 

Dr. Molitoris- Innsbruck: Ueber die Fänlnls tob Lnagen Neuge- 
borener* Ans der Praxis wird der Nnchweis gefflhrt, daß Lungen, die nicht 
geatmet haben, durch Fäulnis schwimmfähig werden können. Dem stimmen 
in der Diskussion Beut er und Straßmann zu. 

Prof. Dr. Ipsen- Innsbruck: Ueber den Nachweis Ton Atropin« 
Vortragender bespricht die Aufnahme des Atropins in den Körper ; seine 
Abscheidung, die mit allen Se- und Exkreten erfolge, und seinen Nachweis (phy- 
siologische Beaktion am Auge). Er legt dar, daß der Nachweis von Atropin in 
Leichen noch jahrelang nach der Beerdigung gelingt und berichtet über zwei 
ungemein interessante fälle. In dem einen handelte es sich um eine Frau, bei der 
mehrere Jahre nach dem Tode der Verdacht auftauchte, sie möge durch Atropin ver- 
giftet sein. Ipsen wurde gerichtlicherseits zur Untersuchung der Leiche auf- 
gefordert und führte dieselbe, trotzdem nachträglich das Gericht den Auftrag 
als aussichtslos zurückziehen wollte, so durch, daß er 28 Zentigramm reines 
Atropin aus der Leiche gewann und so den Nachweis des Todes durch Ver- 
giftung unumstößlich führte. Nunmehr taachte der Verdacht auf, daß eine vor 
Jahren gestorbene Persönlichkeit gleichfalls durch Atropin getötet sei. Auch 
hier fand die Leichenuntersuchung statt; sie ereab Spuren von Atropin. Da 
sich aber herausstellte, daß die Betreffende In der letzten Zeit ihres Lebens 
Einreibungen mit Bilsenkrautöl gemacht hatte, war die Deutung des Befundes 
fraglich. 

Dr. F. Beut er -Wien demonstriert Blntaustretungen zwischen harter 
Hirnhaut und Schädel bei verkohlten Leichen als postmortale Erscheinung, die 
er zum Teil auf Hitze -Schrumpfung der harten Hirnhaut mit Zerreißung von 
Blutäderchen zurückführt. 

Dr. Molitoris -Innsbruck berichtet über das Verhalten einzelner 
Alkaloide im YogeltierkSrper* Er hat bei den gegen Strychninwirkung ver- 
hältnismäßig immunen Hahnern gefanden, daß bei ihnen das Gift gar nicht in 
seiner wirksamen Form zur Besorption gelangt, sondern schon im Kropf in 
einen unwirksamen Körper umgewandelt wird. 

Prof. Dr. Ipsen- Innsbruck gibt einen Beitrag zur Lehre vom 
Klndesmord. 

Bei einem unzweifelhaft gewaltsam durch Stiche getöteten Neugeborenen 
fand sich das Gehirn durch eine fötale Erkrankung soweit zerstört, daß nur 
Beste des Hirnstamms (Vierhügel) und einzelne bindegewebige Stränge nach 
Eröffnung des Schädels gefunden wurden. Man sollte meinen, ein solches Kind 
sei ohnebin nicht lebensfähig und könne daher auch nicht gemordet werden 
(„untaugliches Objekt*'), aber es ist ein genau analoger Fall bekannt, in dem 
das Kind trotz eines solchen Gehirndefekts 8 Tage lebte. Daher maßte Ver- 
urteilung erfolgen. 

Prof. Dr. Kratter-Graz: 

a) Sehussverletzong der Bauchaorta« Die Erscheinungen waren anfangs 
ganz uncharakteristisch, wiesen auch auf keine innere Blutung hin. Der Tod 
erfolgte durch Gangrän des rechten Beins, und die Leichenöffnung ergab ein 
aus der Aorta in die rechte Arteria iliaca gerutschtes Projektil, welches nun- 
mehr diese Schlagader verstopfte. 

b) BetriebsverletzuDg des Penis« Pferdebiß, dessen Wirkung nachträg- 
lich durchaus einem ringförmigen Schanker ähnelte. 



VerantwortL Bedaktenr : Dr. B a p m u n d , Reg.- u. Geh. Med.-Bat in Minden L W. 
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Beilage znr Zeitschrift für Medianalbeamte, 1906. n. 



Dienstl leite Ti^raammliiiisr der HedlBlnalbc^aniten des 
Bes**BeE- Posen am 2. Desember 1905. 

Die diesjährige dienstliche Versammlang der Medizinalbeamten hatte 
der Herr Begierungspräsident nach der Kreisstadt Wreechen anberaumt. 
Beg.- n. Med.-Bat Dr. Schmidt sowie sämtliche Kreisärzte des Bezirks, 
mehrere kreisärztlich geprüfte Kollegen und ein Kreisassistenzarzt waren 
erschienen. Der am Erscheinen verhinderte H. Begierungspräsident hatte H. 
Ober-Beg.-Bat Machatius entsandt, welcher vom Vorsitzenden begrüßt, der 
Versammlung die besten Wünsche für den gedeihliehen Verlauf der Sitzung 
und die Versicherung der regen Anteilnahme des Herrn Begierungspräsidenten 
an den Bestrebungen und Arbeiten der Medizinalbeamten aussprach. Als 
Gäste waren femer erschienen der Landrat des Kreises Wreschen, Frhr. 
y. Massenbach, der Geh. San.-Bat Dr. Pauly- Posen und der IBürger- 
meister von Wresdien. Letzterer hieß die Versammlung im Namen der Bürger- 
schaft willkommen. 

Nach der Ankunft in Wreschen wurde auf dem Bahnhof ein Imbiß ein«* 
genommen. Alsdann begann um 1 Uhr nachmittags die Besichtigung der 
Molkerei-Lehranstalt, insbesondere des Pasteurisierungsapparats, welcher 
von den Herren der Anstalt in Betrieb gesetzt und eingehend erläutert wurde. 

Darauf begab sich die Versammlung in die nahegelegene Zucker- 
fabrik, in welcher der ganze Betrieb, namentlich aber die Abwässerbeseitigung 
besichtigt und seitens des H. Direktor Brun ig eingehend erklärt wurde. Die 
Fabrik besitzt mehrere, mit einander in Verbindung stehende Teiche, in deren 
einem die Beinigung der Abwässer mittelst Kalk stattfindet, so daß dieselben 
nach Durchführung durch die verschiedenen Wasserbehälter nahezu vollständig 
gereinigt abfließen. 

Alsdann begannen die eigentlichen Verhandlungen im Lehrraum der 
Molkerei -Lehranstalt, in welchem auch eine reichhaltige und interessante 
Sammlung von Molkereiprodukten und Lehrmitteln ausgestellt war. 

L H. Dr. Tie mann, der Direktor der Molkerei -Lehranstalt, begrüßte 
zuerst die Versammelten im Namen der Landwirtschaftskammer, welcher die 
Anstalt untersteht, und brachte die Sympathie zum Ausdruck, welche die 
Landwirtschaftskammer den Arbeiten der Medizinalbeamten entgegenbringt. 
Darauf hielt er einen Vortrag über die Milehhjgleiie in ikrer Anwesding 
auf die Praxis« Es schloß sich eine eingehende Debatte an diesen Vortrag, 
besonders lebhaft betonte Geh. San.-Bat Dr. P au ly- Posen, daß die vom 
Vortragenden aufgestellten Forderungen an die Milch zwar für den allge- 
meinen Gebrauch, nicht aber für die Milch als Hauptnahrungsmittel der 
Säuglinge genügen. 

II. Alsdann hielt der zweite Lehrer an der Molkerei-Lehranstalt, H. Dr. 
Teichert, einen Vortrag über Mllohuntersuchongeii und poliieiliehe Milch- 
kontrolle und erläuterte seine Ausführuneen dnrch Experimente. Er wies 
insbesondere auf die großen Mängel der Nahrungsmittel-, namentlich aber der 
Milchkontrolle in kleinen Städten hin; eine Klage, welche lebhaften Wieder- 
hall in der Versammlung fand. 

IIL Nach diesen eingehenden Vorträgen und Diskussionen war die 
Zeit schon weit vorgerückt. Auf Antrag mehrerer Kollegen wurde beschlossen, 
einen späteren Gegenstand der Tagesordnung, nämlich die Besprechung des 
Gesetzes betreffend Bekämpfung übertragbarer Krankheiten vom 28. August 
1905 vornweg zu nehmen. Der unterzeichnete Berichterstatter besprach der 
luiappen Zeit wegen nur einige Punkte, nämlich den § 6, welcher durch mehrere 
Bestimmungen eine unverkennbare Animosität und ein starkes Mißtrauen 
gegenüber den Kreisärzten beweise; ferner § 8, welcher die Anstellung amt- 
Ucher Desinfektoren erforderlich mache. Diese Personen müßten, wie die Bor 
sirkshebammen, vom Kreise ein, wenn auch kleines, festes Gehalt und Ge- 
bühren für jede Dienstleistung erhalten und einer strengen Kontrolle durch 
die Kreisärzte unterliegen. Berichterstatter teilte die überaus traurigen Er- 




18 



Bericht über die Versammliuig 



fahnmgen mit, welche er mit 8 Desinfektoren gemacht habe, die scharf 
zn kontrollieren er nach den bis jetzt gültigen BesÜmmangen nicht das Recht 
hatte, und wies darauf liin, daß leider anch weder das neue Gesetz, noch die 
Aasführnngsbestimmongen eine solche Kontrolle vorschreiben. 

Die bei diesen Erörterungen in erster Beihe interessierten Kreis- 
ärzte sprachen den lebliaften Wnnsdi ans, daß eine im Frühjahr 1906 absn- 
haltende, freie Yereinsyersammlang sich eingehend mit dem sog. preußischen 
Seuchengesetz und seiner praktischen Durchführung beschäftige, und daß dieser 
wichtige Gegenstand an die erste Stelle der Tagesordnung gesetzt werde. 
Bemerkt wird, daß eine Versammlung des Medizinalbeamten -Vereins für 
unseren Regierungsbezirk seit mehreren Jahren nicht mehr stattgefunden hat, 
so daß zu befürchten stehL daß die freiwillige Vereinstätigkeit durch die so 
dankenswerten amtlichen Konferenzen vollständig ausgeschaltet werde. 

Trotz der bereits sehr vorgerückten Stunde wurden noch von zwei Pro- 
fessoren des hygienischen Instituts in Posen wissenschaftliche Vorträge mit 
Demonstrationen gehalten. 

IV. Prof. Dr. Busse sprach über Gehirnblutungen und zeigte an sehr 
interessanten, frischen und älteren Präpnraten die prägnanten Unterschiede 
zwischen spontanen, meist durch Arteriosklerose entstandenen und trauma- 
tischen Blutungen. 

V. EncQich gab Prof. Dr. Wer nicke, Direktor des obengenannten 
Instituts und derzeitiger Direktor der Posener Akademie, ein Bild der Tätig- 
keit des hygienischen Instituts zn Posen während der Cholera- Epidemie 
des Hochsommers und Herbstes 1905 an den Wasserverkehrsstraßen des 
Ostens. Er verbreitete sich besonders über die praktischen Methoden der 
Diagnose, hob den Pfeifferschen Versuch hervor und rühmte das vortreff- 
liche Ineinandergreifen der Maßnahmen aller beteiligten Stellen bei der Be- 
kämpfung der Seuche. 

Mit allen diesen Vorträgen war die Tagesordnung jedoch noch nicht 
erschöpft; es mußte vielmehr ein vom H. Kollegen Dr. Troeger angemel- 
deter Vortrag äber Schulkinder und Sehulhankgrdssen abgesetzt werden. 



wurde diese, so außerordentlich arbeits- und lehrreiche Versammlung durch 
den Vorsitzenden mit einem Dank Namens der Versammelten und des Herrn 
Regierungspräsidenten an sämtliche Vortragende geschlossen. 



Bericht ttber die ¥• dlenstllehe Tersammiliiiic 
der Hedlslmmlbeamten des BegrlemiiM-BesIrks Cam^I 
am 6. Desemiber 1905. 

Anwesend sind: Reg.- Präsident Graf v. Bernstorff; Polizeipräsident 
Frhr. v. Dalwigk; Ober- und Geh. Reg. -Rat Meyer; Reg.- und Med.-Rat 
Dr. Rockwitz; Med.-Rat Dr. Schotten; die Regierungsräte Hoche, 
Schulin, Frhr. V. Tettau; die Landräte Frhr. v. Dörnberg und Nöl- 
dechen; sämtliche Kreisärzte des Bezirks mit Ausnalime des Kreisarztes in 
Marburg ; sämtliche Kreisassistenzärzte und mehrere kreisärztlich geprüfte Aerzte. 

Der Herr Regierungspräsident eröffnete die Versammlung mit einer Be- 
grüßung der Anwesenden. Er teilte sodann die Personalveränderungen des 
Yoijahres mit und gedachte insbesondere der verstorbenen Kreisärzte, Geh. 
Med.-Rat Dr. Merkel und Med.-Rat Dr. P litt, deren Andenken die Versamm- 
lung durch Erheben von den Sitzen ehrte. 

Die Tagesordnung war folgende: 

L Bekämpfung aer Cholera und Beobachtungen ans dem Cholem- 
ftberwaehnngsdlenst. 

1. Kreisassistenzarzt Dr. Liedig-Hünfeld erwähnt zunächst allgemein 
die Maßregeln« welche bei der Cholerabekämpf ong in Betracht kommen, änmal, 
um ihrem Eindringen vorzubeugen, dann, um den einzelnen Fall unschädlich zu 
machen: Allgemeine hygienische Einrichtungen, wie Wasserversorgung (be- 
sonders für £e Fluß -An- und Bewohner), Abortanlagen, Räume für &anke, 
Verdächtige und Leichen; Verkehrsbeschränkungen; r^tzeitige Belehrung der 
Bevölkerung; dann Melde-, Ermittelungs- und Desinfektionswesen. 

Nach kurzem Hinweis auf den Gang der Seuche schildert er die spezielle 
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Ansfflhnmg der genaimten Maßregeln anf Gmnd seiner Beschäftigung im Kreise 
Marienbarg, mit Ausnahme der Strornttberwachung, also die e^entlidi kreis- 
ärztliche Tätigkeit Eine Beihe von Erlebnissen wird dabei eingeschidtet, be- 
treifend Ermittelongsgang, Berichtwesen, Erlangung und Behandlung der Stuhl- 
proben, Schutzmafiregeln im Erankenhause und bei Sektionen gegen Ansteckung 
und Verschleppung, Tätigkeit der Polizei, Desinfektoren, üntersuimungsanstalten. 

Die verschiedenen Erlasse (vom Minister und Staatskommissar) werden er- 
wähnt, besonders der wichtige Erlafi yom 11. Septbr. über die bakterioloffische 
Untersuchung Ansteckungsrerdächtiger im Vergleich mit § 18 ' der Anweisung. 

Die Anordnungen allgemein sanitärer Einrichtungen, betr. BrunDcn, 
Aborte, Baracken, Leichenhallen mttssen In seuchenfreier Zeit erfolgen und auch 
durchgefflhrt werden. Während der Epidemie kommen sie meist zu spät, wenn 
auch die Verpflichteten unter dem Druck der Qefahr zugänglicher sind. Tüchtige, 
in jeder Weise zuverlässige Desinfektoren müssen rechtzeitig ausgebildet sdn. 
Der durch sdne sonstige Inanspruchnahme vollbeschäftigte Kreisarzt muß sich 
auf ihre irreguläre Kontrolle beschränken kOnnen; sie kOnnen ihm eventuell 
bei der Beschaffung der Stuhlproben Ansteckungsverdächtiger noch behilflich 
sein (zumal bei Benutzung der Lautenschlaegerschen Qläser mitLOffel 
in Stopfen, in Blech- und Holzdose mit aufgeklebter Aufschrift). 

Zweckmäßig gehen die Meldungen (und zwar telegraphische, telephonische) 
der Aerzte direkt an den Kreisarzt, und erst von diesem mit seinen Anord- 
nungen an die Polizeibehörde, welche in der Begel doch nichts Zweckmäßiges 
angeordnet hat, bevor sie die ärztliche Anzeige vom Kreisarzt zurückerhält. 
Jetzt ist der Kreisarzt auf die freiwillige Doppelmeldung der Aerzte (an die 
Polizei und ihn) angewiesen. 

Ueberhaupt ist im ganzen Melde- und Ermittelungsverfahren schnellstes 
Arbeiten aller Beteiligten nötig. 

Die Kontrolle der zureisenden Arbeiter, Bettler, Landstreicher muß streng 
und schnell durchgeführt werden. Die Herbergsmeldungen an die Polizei 
müssen abends spät erfolgen; werden sie erst morgens ebgereicht, so werden 
sie oft ihren Zweck nicht mehr erfüllen kOnnen bei bureaumäßiger Bearbeitung. 

Zu empfehlen ist, daß jeder Kreisarzt seine benachbarten Kollegen von 
vorkommenden Fällen sogleich Mitteilung macht, auch wenn diese anscheinend 
ohne Lüteresse für jene sind. Die Schrdbarbeit wird zwar vermehrt, das Er- 
mittelungsverfahren aber kann nur Nutzen haben. 

Die bakteriologische Untersuchung des Pflegepersonals empfiehlt sich 
nicht nur beim Ausscheiden des letzten Kranken, sondern auch schon während 
der Behandlungszeit in gewissen Zwischenzeiten. Jedenfalls ist sie nötig, 
wenn ein Pfleger an einen anderen Ort geht. 

Die vorzügliche Anweisung des Landrates hat sich voll bewährt. Die 
notwendig gewordenen erläuternden und ergänzenden Erlasse während der Epi- 
demie ergeben sich naturgemäß aus den praktischen Erfahrungen. 

Das Ziel des ganzen Kampfes muß immer bleiben: schnelles Abfassen 
jedes Einzelffdles, möglichst des ersten in einem Hause, einem Orte. 

(Autoreferat.) 

2. Kreisassistenzarzt Dr. Dehrn- Cassel schildert den Dienst auf einer 
Stromüberwachungsstelle auf Grund seiner persönlichen Erlebnisse in Gz ar- 
aikau. 

Die Kontrolle der Fahrzeuge und Flösse wickelte sich ohne jede Störung 
ab. Widersetzlichkeiten kamen bei höflicher Behandlung der Leute nie vor. 
Die Flößer zeigten für ihren niedrigen Bildungsgrad auffallend viel Verständnis 
für die Notwendigkeit aller Maßnahmen; sie bekundeten ihr Interesse durch 
vielfache Fragen über die Art der Uebertragung, die Größe der Cholera- 
jjmstillen* etc., nur zur Benutzung der Fäkalieneimer waren sie nicht zu bringen. 
Einer entblödete sich nicht, sdne Geschäfte angesichts der Station in die Netze 
zu besorgen. Er wurde in flagranti ertappt und von dem Floß heruntergeholt. 

Am leichtesten fiel den Flößern jedenfalls das Vermeiden jeglichen 
Wassergenusses; statt dessen füllten sie ihre Schnapsflaschen um so höher. 
Einer behauptete sogar, sich nur durch die Anwendung eines halben Liter 
S^ampherspiritus — unerlichl — dauernd gesund erhalten zu haben. Der 
Alkonolismus unter den Flößern ist erschreckend; die Leute waren oft des 
Morgens um 6 Uhr schon völlig betrunken. 
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Es dr&ngte sich dem Beferenten widerstrebend die üebenEeDjnuig auf, daß 
der reichliche Alkoholgennß bei den yerh&Itnism&fiig seltenen Erkrankungen 
der stark gefährdeten Flößer eine Bolle spiele. Wahrscheinlich werden die 
Bazillen, die in einen dauernd mit Schnaps überrieselten Magen gelangen, durch 
die desinfizierende Kraft des Alkohols in ihrer Virulenz gcMÜiwMit, wenn 
nicht gar abgetötet. An dem Alkoholismus der Flößer trägt vielfach die gänzlich 
mangelhafte Fürsorge und Unterbrinirung in den undichten Strohhütten Schuld. 

Die auf den Wiesen an der Netze arbeitende Landbevölkerung erwies 
sich im allgemeinen weniger den Belehrungen zugänglich. Man hatte vielfach 
mit dem festeingewurzelten Aberglauben zu kämpfen, daß das Netzewasser 
besonders nahrhaft sei. Nach dem über die Abneigung gegen die Benutzung 
der Fäkalieneimer Gesagten fehlte dieser Ansicht nicht jede tatsächliche Unter- 
lage 1 Die Anwohner der Netze, besonders Kinder, erkrankten Jedenfalls im 
Vergleich zu den durch ihren Beruf sehr viel mehr gefährdeten Flößern auf- 
fallend häufig. 

Das Verfahren, nur nach dem Aeußeren der Leute ohne eingehendere 
Untersuchung ein Urteil über ihre Gesundheit zu gewinnen, genügte im all- 
gemeinen. Doch passierte es dem Vortragenden, daß ihm ein Flößer, der vorher- 
gegangene choleraverdächtige Erscheinungen verheimlichte, durchging. Erst 
auf die Anzeige eines ihm übelgesinnten Gefährten wurde seine Venolgung 
aufgenommen. Nach einer Buderpartie über 18 km (der Dampfer war unglüdc- 
licherweise nicht in Bereitschaft) gelang es des Flößers, der in aller Seelenruhe 
rauchend auf seinem Floße gefunden wurde, habhaft zu werden. Tatsächlich 
stellte sich bei ihm später Cholera heraus, ohne daß er weiterhin wesentliche 
Krankheitserscheinungen gezeigt hätte. 

II. Mitteilungen über den Fortbildungskursus für Kreisinte. Be- 
ferent : Med.-Bat Dr. Dreising. 

VortratroDder entwarf in großen Umrissen ein Bild des Fortbildungs- 
kursus vom 22. Mai bis 9. Juni 1§05, an welchem 24 Kreisärzte und 1 Beg.- 
und Medizinalrat teilnahmen. 

in. Besprechung des Gesetzes vom 28. August 1905, betreffend die 
Bekimpfnng übertragbarer Krankheiten. Beferent: Beg.- und Med. -Bat 
Dr. Bockwitz. 

Seit dem Inkrafttreten des Beichsseuchengesetzes, welches die Maßnahmen 
zur Bekämpfung der 6 Volksseuchen : Lepra, Cholera, Flecktyphus, Gelbfieber, 
Pest und Pocken, regelt, ist der Wunsch nach einem Landesgesetz zur Be- 
kämpfung der gewöhDÜchen einheimischen Infektionskrankheiten in Wort und 
Schrift häufig geäußert worden. Dieser Wunsch war um so dringender, weil 
die Statistik erwies, daß die einheimischen Infektionskrankheiten andauernd viel 
größere Opfer forderten, als jene Seuchen, und weil die veralteten gesetzlichen 
Bestimmungen zu einer wirksamen Bekämpfung der ansteckenden Krankhcdtea 
nicht ausreichten. Dies traf für den Beg.- Bez. Cassel in besonderem Maße zu. 
Trotz der Dringlichkeit der Angelegenheit hat es 5 Jahre gedauert, bis das 
Landesseuchengesetz, betr. die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten, vom 
28. August 1905 zur Verabschiedung gelangt ist, weU in den gesetzgebenden 
Körperschaften die Begelang der Kostenfrage Schwierigkeiten machte, und die 
Befürchtung bestand, daß das Gesetz zu sehr in die persönlichen und wirt- 
schaftlichen Verhältnisse der Betroffenen eingreife, und das Vorgehen des 
Kreisarztes zu einer schweren Belastung der Gemeinden führen könne. Die 
Schwierigkeiten sind glücklich überwunden worden, aber der ursprüngliche 
Entwurf des Gesetzes hat dadurch in vieler Beziehung eine Abschwächung und 
Milderung erfahren, die der Sicherheit des Verfahrens nicht zum Vorteil ge- 
reicht. Immerhin bedeutet das Gesetz einen ganz erheblicshen Fortschritt auf 
dem Gebiet der Seuchenbekämpfung und erfreut sich deshalb der Zustimmung 
aller Medizinalbeamten. Das Gesetz, das am 20. Oktober in Kraft getreten 
ist, und sich eng an das Beichsseucbengesetz anschließt, ist durch Ausführongs- 
bestimmnngen des Herrn Medizinalministers vom 7. Oktober eingehend erläutert. 

Wenn die Durchführung des Gesetzes im hiesigen Bezirk Schwierigkeiten 
macht, so wird dies hauptsächlich daran liegen, daß die Ortspolizeibehörden, 
denen eine wesentliche Aufgabe zufällt, durch die Bürgermeister, größtenteils 
einfache, wenig gebildete Landleute vertreten werden, die solchen Aufgaben 
nicht gewachsen sind. Erst durch längeren Gebrauch und Uebung wird in 
dieser Beziehung die nötige Zuverlässigkeit erreicht werden; aber es ist ja 
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aach nach § 12 des Gesetzes znlässig, daß der Landrat die Amtsyerrichtnngen 
der Ortspolizeibehörden fttr den einzelnen Fall einer übertragbaren Krankheit 
übernimmt, and es ist za wünschen, daß seitens der Landräte von dieser Be- 
fugnis zunächst ausgiebig Gebrauch gemacht wird. 

Es kann hier nicht versucht werden, alle einzelnen Bestimmungen des 
Gesetzes eingehend zu erläutern. Vieles wird sich erst im Laufe der Zeit bei 
der praktischen Durchführung zeigen und gestalten ; es sollen hier nur die für 
den Kreisarzt wichtigen Punkte besprochen und so der Handhabung des Ge- 
setzes die Wege geebnet werden. 

Zur wirksamen Bekämpfung ansteckender Krankheiten ist erforderlich, 
daß die ersten Fälle gefaßt und unschädlich gemacht werden. Dies wird 
ermöglicht durch schleunige Anzeige der Krankheitsfälle, amtliche Untersuchung 
derselben und Vernichtung der Infektionsstoffe. Diesen allgemeinen sanitären 
Grundsätzen sehließt sich das Gesetz in seiner Einteilung an, indem die ersten 
drei Abschnitte ron der Anzeigepflicht, von der Ermittelung der Krankheit und 
den Schatzmaßregeln handeln; diese Abschnitte kommen hier yomehmlich in 
Betracht. 

L Die Anzeigepflicht erstreckt sich auf 8 eigentliche Inf ektionskrank- 
hdten, drei auf den Menschen Obertragbare Tierkrankheiten, femer auf Trichi- 
nose and Fisch-, Fleisch- und Wurstvergiftung. Es fehlen Masern, Keuchhusten, 
Gesclüechtskrankheiten. Nach § 5 kann aber auf Anordnung durch das Staats- 
ministerium bei epidemischer Verbreitung anderer als der im § 1 genannten Krank- 
heiten auch auf diese die Anzeigepflicht vorübergehend ausgedehnt werden. Es 
müssen Erkrankungs- und Todesfälle angezeigt werden, VerdachtsfäUe sind leider 
von der Verpflichtung ausgeschlossen ; sie kOnncn aber angezeigt werden, worauf 
aach im Gesetz gerechnet wird. Bei Lungentuberkulose und Kehlkopftuber- 
kulose sind nur Todesfälle anzuzeigen. Wenn der Kranke Wohnung oder Auf- 
enthaltsort wechselt, ist ebenfalls Anzeige an die OrtspoliztibehOrde erforderlich, 
unter Umständen maß also in einem FaÜ dreimal Anzeige erstattet werden (§ 1). 

Zar Anzeige verpflichtet ist an erster Stelle der zugezogene Arzt, 
welcher von der Natur der Krankheit zuerst Kenntnis erhält. Der Heilkundige 
und Kurpfuscher folgt erst an dritter Stelle, vor ihm ist der Haushaltungs- 
vorstand zur Anzeige verpflichtet (§ 2). — In Anstalten ist der Vorsteher der 
Anstalt ausschließlich verpflichtet; er bleibt auch verantwortlich, wenn 
er die Pflicht auf andere überträgt, es sei denn, daß die zuständige Stelle, 
d. L der Begierunffspräsident, eine andere Person offiziell beauftragt (§ 8). — 
Hinsichtlich der Kartenbriefe, die zur Anzeige dienen, ist zu beachten, daß im 
Ortsverkehr nur Aerzte und ärztliches Hilfspersonal auf freie Beförderung der 
Briefe mittelst Aversierungsvermerkes Anspruch haben, im Fernverkehr aber 
alle zar Anzeige Verpflichteten (§ 4). Die Polizeibehörden haben die Karten- 
briefe angesäumt in Ur- oder Abschrift den Kreisarzt mitzuteilen. 

II. Von Ermittelungen kommen in Betracht 1. diejenigen, die der Kreis- 
arzt selbständig nnd ohne weiteres vornehmen darf, nämlich die Ermittelungen 
in allen ersten Fällen bei den im § 1 genannten Krankheiten außer Scharlach, 
Diphtherie und Granulöse, und die Ermittelungen in Orten mit mehr als 10000 
Einwohnern, wo bereits eine Seuche festgestellt war, in bisher verschont ge- 
bliebenen abgegrenzten Teilen des Ortes; 2. im Einverständnis mit dem Land- 
rat bezw. Polizeidirektor, sofern es nötig ist, weitere Ermittelungen vorzunehmen, 
um die Ortliche und zeitliche Ausbreitung einer Seuche zu verfolgen und 8. auf 
AnordnoBg des Regierungspräsidenten. — Bei Diphtherie, Scharlach und 
Granulöse finden Ermittelungen nur dann statt, wenn die Anzeige nicht von 
dnem Arzt erstattet ist. Mit den Ermittelungen ist dann der nächsterreichbare 
Arzt, eventuell auch der Kreisarzt durch die Ortspolizeibehörde zu beauftragen. 
Bei Kindbettfieber, Typhus und Rotz sollen auch in Verdachtsfällen, die 
also nicht anzeigepfiichtig sind, Ermittelungen angestellt werden. Dies ist bei 
Kindbettfieber möglich, da die Hebammen nach den neuen Bestimmungen jeden 
Fall von Fieber im Wochenbett über 88^ anzeigen müssen, bei den anderen 
Verdachtsfällen muß aber auf das Entgegenkommen der praktischen Aerzte 
ffereehnet werden. Auf diese ist die in dem Gesetz § 6, Abs. 1 und den Aus- 
lührungsbestimmungen geforderte Rücksicht bei den Ermittelungen zu nehmen. 
Es empfiehlt sich die Anfrage, ob der behandelnde Arzt von dem Zutritt des 
beamteten Arztes einen Nachteil für den Kranken befürchtet, und ob er zu den 
Ermittehingen eingeladen zu werden wünscht, in dem Kartenbrief anzubringen, 
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wie dies im diesseitigen Bezirk geschehen ist. Die Eartenbriefe hat der Kreisarzt 
am zweckmäßigsten an den Landrat weiterzugeben, damit dieser Bescheid weiß, 
nnd die Listen danach führen kann. Sind Aerzte mit Ermittelangen beauftragt, 
so haben sie der OrtspoüzeibehGrde ein Gutachten zu erstatten, welches natur- 
gemäß dem Kreisarzt vorzulegen ist Dieser kann im Einverständnis mit dem 
Landrat auch bei epidemischem Auftreten von Scharlach, Diphtherie und Granu- 
löse, um die Verbreitung der Krankheit zu verfolgen, Ermittelungen vornehmen. 

Nach Feststellung der Krankheit hat die Polizeibehörde auf Vorschlag 
des Medizinalbeamten die erforderlichen Anordnungen zu treffen. Nur ausnahms- 
weise darf der Kreisarzt selbst Maßregeln anordnen, wenn Gefahr im Verzag 
ist, im allgemeinen soll sich derselbe auf Belehrungen beschränken. Die kreis- 
ärztlichen Anordnungen müssen dem Betroffenen schriftlich erteilt werden (§ 6). 

HL ZwGlf verschiedene Schutzmaßregeln können nach dem Gesetz 
zur Anwendung kommen, die sich auf die einzelnen Krankheiten verschieden ver- 
teilen. Schutanaßregeln sind auch vorgeschrieben für Personen, die gewerbs- 
mäßig Unzucht treiben und geschlechtskrank befunden werden. Die bei den 
einzeuien Krankheiten genannten Maßregeln stellen das Höchstmaß dessen dar, 
was im einzelnen Fall zulässig ist, sie sollen nur insoweit Anwendung finden, 
als sie im einzelnen Fall ausreichend erscheinen. Dies haben auch £e Medi- 
zinalbeamten zu berücksichtigen, damit vermeidbare Kosten nicht entstehen. 
Die anzuwendenden Maßregeln unterscheiden sich nicht von dem bisher üblichen 
Verfahren. Zu bemerken &t, daß dem behandelnden Arzt auch sanitätspolizei- 
liche Befugnisse zuerkannt sind, indem bei Diphtherie und Scharlach die Ueber- 
führung von Kindern gegen den Widerspruch der Eitern unzulässig ist, 
wenn nach Ansicht des beamteten oder behandelnden Arztes eine aus- 
reichende Absonderung sieher gestellt ist. Hinsichtlich der Hebammen ist zu 
beachten, daß Aerzte oder Heukundige, wenn sie zur Behandlung einer Kind- 
bettfleberkranken zugezogen werden, unverzüglich die bei dem Fall tätige 
Hebamme zu benachrichtigen haben. Die Unterlassung dieser Vorschrift ist 
ebenso strafbar (nach § 86, 4 bis zu 150 Mark) wie die Uebertretung der Vor- 
schrift, wie sich Hebammen und Wochenbettpflegerinnen, welche bei einer 
Kindbettfleberkranken tätig sind, während und nach Beendigung der Pflege zu 
verhalten haben. 

Hinsichtlich der Beobachtung von Kranken ist zwischen der schonenden 
Form, die durch Einziehung von Erkundigungen durch einen Arzt oder eine 
sonst geeignete Person ausgeübt wird, und der verschärften Form mit Be- 
schränkung in der Wahl des Aufenthalts unterschieden. Letztere kommt nur 
bei Obdachlosen und Vagabunden in Betracht. Die Meldepflicht für Personen, 
die aus durchseuchten Bezirken zureisen, bei Bttekfallfieber, Typhus und Granu- 
löse muß durch Begierungs- Polizeiverordnung vorgeschrieben werden. Die 
Ueberführung kranker und krankeitsverdächtiger erwachsener Personen in ein 
Krankenhaus kann nur angeordnet werden, wenn es der beamtete Arzt zur 
Herbeiführung einer genügenden Absonderung, die in der Wohnung nicht durch- 
führbar ist, für unerläßlich erklärt, und der behandelnde Arzt den Transport 
für unbedenklich hält. Dem Zusammenwirken des beamteten Arztes mit dem 
behandelnden wird es überlassen, entweder die Absonderung in der Wohnung 
des Kranken durchzuführen oder dafür zu sorgen, daß sidi der Kranke frei- 
willig überführen läßt. — Beschränkungen hinsichtlich der Herstellung, Auf- 
bewahrunff und des Vertriebs von Gegenständen bei gehäuftem Auftreten 
von Diphtherie, Milzbrand, Scharlach und Typhus müssen, wenn der Kranke 
in ein Krankenhaus überführt und die Wohnung desinfiziert ist, unverzüglich 
wieder aufffehoben werden. — Der Ausschluß jugendlicher Personen vom Schul- 
unterricht Ist obligatorisch. — Bei der Desinfektion ist besonderer Wert auf 
die fortlaufende Desinfektion während der Krankheit gelegt; es wird als 
eine Aufgabe der praktischen wie der beamteten Aerzte bezeichnet, auf die 
Befolgung der Desinfektionsanweisung hinzuwirken. Die Aufbewahrung, Ein- 
sargung und Bestellung von Leichen, die an ansteckenden Krankheiten ver- 
storben sind, ist im diesseitigen Bezirk durch Polizei -Verordnung geregelt. 
Die sog. Singeleichen, welche im hiesigen Bezirk noch vielfach üblich sind, 
dürfen nicht mehr gestattet werden. Zwanffsweise Anhaltung zur ärztlichen 
Behandlung in öffentlicher ärztlicher Spredistunde soll nur stattfinden bei 
planmäßiger Bekämpfung der Granulöse, sowie bei Personen, die gewerbsmäßig 
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üoincht treiben und gesehlechtskrank befunden werden. Dam wird die Ein- 
richtung öffentlicher irztlicher Sprechatnnden empfohlen. Entziehen sich die 

Cshlechtskranken Personen dieser Behandlung oder ist Grund zu der Annahme, 
sie trotz der Krankheit gewerbsmäßig geschlechtlich yerkehren, so sind 
sie unyerzüglich in ein geeignetes Krankenhaus zu ftberffthren und darin 
zu halten, bis sie geheilt sind. 

Von Wichtigkeit sind außerdem für den Kreisarzt noch folgende Be- 
stimmungen: Die Zuziehung anderer Aerzte an Stelle der beamteten Aerzte 
ist Ton der (Genehmigung des Herrn Ministers abhängig, die der Beffierungs- 
präsident erent. telegraphisch nachzusuchen hat. Neu ist das Verfahren der 
Entschädigung von Aerzten, die von der OrtspolizeibehOrde mit der Feststellung 
bei Diphtherie, Scharlach und KGmerkrankheit beauftragt worden sind. Es 
stehen ihnen Gebühren nach den niedrigsten Sätzen der Gebührenordnung 
Tom 15. Mai 1896 zu, deren Zahlung där<m die OrtspolizeibehOrde zu erfolgen 
hat. Der Kreisarzt hat die Liquidationen auf ihre Tazmäßigkeit zu prüfen, 
und der Landrat sie alsdann yierte^ährlich dem Begierun^präsidenten zur 
Anweisung einzureichen. — Zu den Einrichtungen, welche die Gemeinden zur 
Bekämpfung übertragbarer Krankheiten zu tragen yerpflichtet sind, gehören 
nicht Trinkwasser- und Kanalisationsanlagen, wohl aber Desinfektionsanlagen, 
Absonderungsräume, Krankentransportmittel etc. Auf die freiwillige Beschaffung 
solcher Einrichtungen sollen die Aufsichtsbehörden tunlichst hinwirken. 

Nachdem der Beferent noch kurz die Strafyorschriften erwähnt und die 
Desinfektionsanweisung berührt hatte, wobei er hervorhob, daß die Formalin- 
desinfektion schlechter weggekommen sei, als sie es wohl verdiene, schloß er 
mit dem Wunsch, daß seine Ausführungen dazu beitragen möchten, die Hand- 
habung der gesetzlichen Vorschriften zu erleichtem. (Autor^erat.) 

Nach Schluss der Versammlung fand im „Hotel Boyal** ein gemein- 
schaftliches Essen statt. Dr. Dohrn-CasseL 



Berlelii ttber die T. aimtllelie Konferenm 
der MedlBlnailbeamte« des Beciemn^beslrks KUnfrsberir 
mm 11. Dememiber 1905 Im lastltnt für ^erlchtllelie Hedlslii 

In KUnli^sberi:. 

Anwesend sind: Herr Begierungspräsident von Werder, die Herren 
Ober-Beg.-Bat Schnaubert, Beg.- und Geh. Med.-Bat Dr. Kater bau, 
Beg.-Bäte Alexander, Wollenberg, Schlegelberger, die Landräte 
von fünf Kreisen, Prof. Dr. Pfeiffer, Direktor des KOnigUchen hygienischen 
Listituts, Beg.- und Med.-Bat Dr. Haas e aus Allenstein, Med.-Bat Professor 
Dr. Puppe, Dr. Havemann, Direktor der Provinzial-Irrenanstalt in Tapiau, 
sämtliche S^reisärzte des Bezirks, die Assistenten des Königlichen hygienischen 
Instituts, fünf kreisärztlich geprüfte Aerzte. 

Der Herr Begierungspräsident eröffnete die Versammlung und dankte 
Herrn Prof. Dr. Puppe für die Bereitwilligkeit, mit welcher er das Institut 
für die Versammlung hergab. 

Hierauf gedachte Herr Beg.- u. Geh. Med.-Bat Dr. Kater bau mit an- 
erkennenden Worten des im Frühjahr d. J. verstorbenen Kreisarztes Dr. Luch - 
hau. Die Versammlung ehrte das Andenken des Verstorbenen durch Erheben 
von den Sitzen. 

Sodann wurde an die pünktliche Erledigung der periodischen Berichte, 
insbesondere des Jahres -Sanitätsberichtes erinnert und in die Tagesordnung 
Angetreten. 

L Gesetz über die Bekämpfang übertragbarer Krankheiten vom 
28. Avrat 1905. 

Der Beferent, Kreisarzt Med.-Bat Dr. Wollermann, hebt zunächst 
hervor, daß die Einführung des Gesetzes, das die Materie in erschöpfender 
Weise gesetzlich regelt, mit Freuden zu begrüßen ist. 

Die Anzeigepflicht ist in dem Gesetze auf alle übertragbaren 
Krankheiten ausgedehnt, mit Ausnahme von Masern, Bötein, Influenza und 
Keuchhusten. Neu ist die Anzeige bei Kindbettfleber, die, wenigstens im Beg.- 
Bez. Königsberg, bisher nur den Hebammen oblag, und bei Todesfällen an 
Lungen- und Kehlkopftuberkulose. Da die Tuberkulösen den Arzt häufig 
wechselB und die Todesfälle den Aerzten nicht selten unbekannt bleiben, so 
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w&re es empfehlenswert, die Anzeigepflicht anf die Standesbeamten anszndelinen. 
Nen ist ferner die Ansdeliniing der Anzeigepflicht bei Todesfällen und bei 
WohnnnffswechseL Letztere Bestimmung ist für das platte Land sehr wesent- 
lich, weu zur Zeit des Lentewechsels im Oktober es häofig genug vorkommen 
kann, daß Seachenkranke ilire Woimong wechseln and die Krankheit nach einem 
anderen Orte yerschleppten. Aach beim Wohnangswechsel ist der hinzogezogeae 
Arzt als erster zar Anzeige yerpflichtet Zweckdienlicher wäre es hier, wenn 
der HaashaltangsTorstand yerpflichtet wäre, der Polizeibehörde yon seiner Ab- 
sicht, Wohnang and Aufenthaltsort zu wechseln, Anzeige zu erstatten. Nor 
das berufsmäßige Pflegepersond, nicht die Angehörigen der Kranken, ist 
zur Anzeige yerpflichtet, die Vorsteher der öffentlichen Krankenanstalten nur fflr 
diejenigen Fälle, die sich in der Anstalt ereignen, nicht solche, die eingeliefert 
werden. Der Vordruck für die Kartenbriefe ist recht ausftthrlich und wird 
wesentlich zur Erleichterung des Geschäftsyerkehrs fflr die beamteten Aerzte 
beitragen. Daß die Kartenbriefe umsonst geliefert werden und portofrei gehen, 
ist selbstyerständlich. 

Aus den Ausf tihrungsbestimmungen iat nicht recht ersichtlich, woher die 
Landräte, welche an jedem Montae eine Wochenflbersicht über übertragbare 
Krankheiten und Todesfälle einzureichen haben, das Material hierzu erhalten, 
da ihnen ja keine direkten Anzeigen zugehen. Hier dürften die Kreisärzte mit 
ihrem Material dem Landrat zur Seite stehen.*) 

Von den Amtsyorstehem sind 21 Listen zu führen, doch kommen yon 
diesen 14 kaum in Betracht, da sie nur ausnahmsweise auftretende Er- 
krankungen betreffen. 

Bei der Ermittelung der Krankheit wird es sich in der Mehrzahl 
der Fälle um die Sicherstellung der Diagnose, insbesondere um die Einleitung 
einer bakteriologischen üntersuchunff handeln. Da diese yon den Kreisärzten 
aus Mangel an Zeit und üebung nicht regelmäßig ausgeführt werden kann, so 
wäre es wünschenswert, wenn das in Aussicht genommene üntersuchungsinstitut, 
das sich dem Königlichen hygienischen Institut angliedern soll, wirklich zustande 
käme. Es iai bedauerlich, daß sich die meisten Kreise nicht entschlossen haben, 
eine jährliche Beihilfe beizusteuern. Sodann spricht Beferent über die Ermitte- 
lungen bei ansteckenden Krankheiten, welche bei Typhus und Kindbettfleber 
auch auf yerdächtige Fälle auszudehnen ist, obgleich solche yerdähtigen Fälle 
nicht anzeigepfli'.'btig sind. Die yon den beamteten Aerzten abzugebenden 
Gutachten über die notwendigen Maßregeln werden am besten durch die Hand 
des Landrats an die Polizeibehörden gesandt, weil dieser als oberste Polizei- 
behörde die Durchführung der Maßnalunen zu überwachen hat. Da hierdurch 
häufig Zeityersäumnis entsteht, so wird bei festgestellten Krankheiten yon dem 
beamteten Arzte alles Notwendige anzuordnen sein, und zwar schriftlich. Diph- 
therie, Kömerkrankheit und Scharlach unterliegen nicht den Bestimmungen des 
§ 6, Abs. 1. Daß der Diphtherie und dem Scharlach diese Sonderstellung zu- 
teil geworden ist, ist bedauerlicb, zumal diese Krankheiton mindestens ebenso 
strenge Maßnahmen zu ihrer Unterdrückung erheischen, umsomehr, als sie 
nicht allein durch direkte Uebertragung, sondern auch indirekt durch Milch, 
Backwaren, Obst usw. yerbreitet werden können. 

Die Benachrichtigung und Zuziehung des behandelnden 
Arztes ist nicht nur im Literesse des Kranken geboten, sondern der be- 
handelnde Arzt ist sehr häufig in der Lage, wichtige Ursachen für die Ent- 
stehung der Krankheit anzugeben, die yorläufigen Maßregeln anzuordnen und 
die Ausführung der Desinfektion während der Krankheit zu kontrollieren. Bei 
Kindbettfieber oder Verdacht desselben i^t der Zutritt zu der Patientin dem 
beamteten Arzte nur mit Zustimmung des Haushaltungsyorstandes gestattet. 
Es ist eine einfache Forderung des Taktes, auch bei anderen amtlich zu unter- 
suchenden Krankheiten, das Krankenzimmer nur mit Zustimmung des Haus- 
haltungsyorstandes zu betreten. — Nach der ersten Feststellung der Krankheit 
sollen in der Bogel weitere oder wiederholte Ermittelungen über die Krankheit 
nicht mehr yorgenommen werden. Sollten dieselben erforderlich erscheinen, 
etwa um die Ausbreitung der Krankheit örtlich oder zeitlich zu yerfolffon, oder 
weil yielleicht neue Gesichtspunkte bezüglich der Ursache der Krankheit auf- 
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getaucht sind, so dtlrfen sie nur im EinTerstlndiüs mit dem Landrat Tor- 
genommen werden. 

Was die Scliutzmaßregeln betrifft, so bilden die in dem (besetze 
angegebenen Absperrnngs- und Aäsichtsmaßregeln das Höchstmaß dessen, was 
bei den betreffenden Krankheiten im äußersten Falle poliseiiich angeordnet 
werden darf. Es wird daher Sache des Kreisarztes sein, bei den der Polizei- 
behörde zu machenden Vorschlagen weise Maß zu halten, und das nur wirklich 
Notwendige auszuwählen. Eine mrkiiche vorschriftsmäßige Absonderung 
in der B^aosung des Kranken wird in den seltensten Fällen und nur bei den 
Wohlhabenden möglich sein. Bei allen Fällen nun Krankenhausbehandlung 
anzuraten, ginge natürlich auch nicht, besonders nicht zu Zeiten von Epide- 
mien. Man wird sich darauf beschränken mttssen, anzuordnen, daß Wohnungen, 
in denen sich Erkrankte befinden, von unbeteiligten Personen nicht betreten 
werden, und Mitglieder verseuchter Familien nicht in andere Wohnungen gehen 
dürfen. Anders Degt die Sache bei Genickstarre, Rohr usw., bei welchen strenge 
Absonderung beobachtet werden muß; event. müßte die zwangsweise Deber- 
führung in das Krankenhaus nach § 8 des Gesetzes vorgenommen werden (vgL 
Ausführunffsbestimmnngen III, 2, Abs. 2). — Unter Schulbesuch ist auch 
der Besuch der Kleinkinderschulen, Fortbildungsschnlen usw. zu verstehen. 
Die Desinfektion, sowohl die Schloßdesinf ekUon, als auch die während der 
Daner der Krankheit ist eins der Hanptmittel zur Bekämpfung der Seuchen. 
Es dürfte nur eine Frage der Zeit sein, daß auch das Desinfektionswesen ge- 
setzlich geregelt wird, was jetzt nur in wenigen Kreisen der Fall ist. Da die 
Kosten für die Desinfektion den reqoirierenden Personen zufallen, so wird der 
Desinfektor nur in seltenen Fällen zugezogen; die große Zahl der kleinen 
Leute desinfiziert selbst, d. h. entweder gar nicht oder nur mangelhaft. Wich- 
tiger als die Schlußdesinfektion ist die wälirend der Krankheit; die Kontrolle 
herüber fällt den behandelnden Aerzten zu, event. kommen noch die Gemeinde- 
schwestern in Frage. 

Zum Schloß hat Beferent zwei Wünsche: Es sollen für die einzelnen 
Krankheiten kurzgefaßte Anweisungen für die Haushaltungsvorstände heraus- 
gegeben werden. Diese dürfen nur das wirklich Notwendige enthidten und 
allgemein verständlich sein. Das vorliegende Gesetz muß sobald wie möglich 
zur Kenntnis der praktischen Aerzte und der Amtsvorsteher konunen. Sache 
des beamteten Arztes wird es sein, die Kenntnis des Gesetzes zu verbreiten. 

Der Korreferent, Kreisarzt Med. -Bat Dt, Forstreuter, spezialisiert 
die den einzelnen Behörden durch das Gesetz zugewiesenen Obliegenheiten. An- 
schließend hieran macht er auf Formulare aufmerksam, welche den Geschäfts- 
gang vereinfachen und das Schreibwerk erleichtem. Er weist darauf hin, daß 
alle bisher erlassenen Polizeiverordnunffen und gesetzlichen Bestimmungen durch 
das Gesetz aufgehoben sind und wirft die Frage auf, inwieweit andere Ver- 
ordnungen und Erlasse noch Gültigkeit haben. Unzweifelhaft gültig und durch 
das Gesetz nicht aufgehoben sind wohl die im Anschloß an das Impfgesetz 
erlassenen Verordnongen. Dabei ist zo erwähnen, daß aoch bei Masern und 
Keuchhusten in epidemischer Ausbreitung öffentliche Impftermine nicht ab- 
gehalten werden dürfen, während nach dem neuen Gesetz diese Krankheiten 
nicht anzeigepflichtig sind. Fraglicher ist es schon, inwieweit der Mm. -Erlaß 
vom 14. Jnü 1884, betr. die Schließong der Schalen, noch aufrecht zu erhalten 
ist Es ist wohl anzunehmen, daß auf Grund des vorliegenden Gesetzes neue 
Anweisungen erlassen werden. Es ist ferner anzunehmen, daß die Bestimmungen 
der Dienstanweisong für den Kreisarzt (§§ 82 und 88) nicht aufgehoben sbd. 

In der Diskussion wurde zunächst hervorgehoben, daß nach den Be- 
stimmungen des Gesetzes die Hebammen zur Anzeige von Kindbettfieber nicht 
verpflichtet sind. Es wird hierbei auf die neu erlassenen Bestimmungen des 
Hebammen - Lehrbuches aufmerksam gemacht, welche zu beachten die Hebammen 
durch eine spezielle Polizeiverordnung verpflichtet sind. Femer wird auf die 
Errichtung eines bakteriologischen üntersnchungsamtes hingewiesen, welches dem 
hygienischen üniversitätsinstitut angegliedert werden soll. Ein Teil der Kreise 
hat sich unter dem EUnweis, daß es sich um eine staatliche Einrichtung han- 
delt, geweigert, eine jährliche Beihilfe zu zahlen. Von Herrn Prof. Dr. Pfeiffer 
wird darauf mitgeteilt, daß das Bückfallfieber nicht kontagiös ist, sondern 
daß es nur durch Wanzen übertragen wird. Eine Isolierung der betreffenden 
Personen ist daher nicht nötig, sondern nur eine Beseitigung des Ungeziefers. 




26 



Bericht über die Versammliiiig 



üeber die Art nnd die Anwendung der Desinfektion wurde im AnsehloB 
an die vorjährige Debatte noch bemerkt, daß die Desinfektion mit Formalin- 
dampf wegen der Beschaffenheit der Wohnnneen auf dem platten Lande un- 
überwindlichen Schwierigkeiten begegnen würde; in diesen Fällen wären die 
anderen einfachen Methoden in Anwendung zu bringen. Man war sich Jedoch 
darüber einig, daß, wenn die Desinfektion wirksam sein soll, sie Ton amtlich 
geprüften Desinfektoren ausgeführt werden müsse. Die Zeit, wann desinfiziert 
werden soll, läßt sich zwar nicht präzise bestimmen, es kann jedoch für Diph- 
therie 4 bis 5, Scharlach 6 Wochen angenommen werden (nach Beginn der 
Krankheit). 

n. Ueber die Torschriften für das Terfahren der Oeriehtslnte bei 
den Untersnehniigen mensohltcher Leichen. 

Referent Med.-Bat Prof. Dr. P a p p e - Königsberg L P. : Die «Vorschriften'' 
vom 4. Jannar 1905 bilden die orsanische Weiterentwickelang des alten Begn- 
lativs für das Verfahren der Gerichtsärzte bei den gerichtlichen Untersuchungen 
menschlicher Leichen vom 6. Januar (13. Februar) 1875. Wir haben gewisser- 
maßen an der Hand des alten Regulativs unsere Lehrzeit durchgemacht, wir 
haben obduzieren gelernt, wir haben auch gelernt, die Befunde in gehöriger 
Weise zu Protokoll zu bringen. Das Verfahren, welches hierbei geübt wurde, 
ständig reguliert durch die Aufsichtsbehörden, die Medizinalkollegien und die 
Wissenschaftliche Deputation für das Medizinalwesen, ist uns in Fleisch und 
Blut übergegangen, und wir dürfen sagen, daß die Genauigkeit unserer ge- 
richtlichen Obduktion und unseres Protokolls ein Ding ist, um das uns andere 
Nationen beneiden konnten und auch beneiden. Es war zwar auch nach dem 
alten Regulativ durchaus mOglich, zu obduzieren, wie der Einzelfall dies gebot; 
die .Vorschriften** tragen aber dem ausdrücklich Rechnung^ daß indivi- 
dualisiert werden muß. Sie geben uns eine Fülle von Verfahren an die 
Hand, nach denen je nach der Eigenartigkeit des Falles vorgegangen werden 
muß. Wir haben jetzt freie Beweglichkeit; das iai ein enormer Fortschritt 
gegenüber den immerhin reichlich zur Schematisierung neigenden Bestimmungen 
des Regulativs. 

Den Fortschritten der Neuzeit tragen die Bestimmungen Rechnung, daß 
auch die Photographie in geeigneten Fällen Anwendung finden soU. Ist ein 
photographischer Apparat nicht zur Hand, dann wird es ausreichend sein, 
wenn bei der Obduktion durch den Gerichtsarzt eine Sldzze des Befundes dem 
Protokoll einverleibt wird, oder wenn er den Befund in eines der bekannten 
Schemata einträgt, die jede größere medizinische Buchhandlung vorrätig hat 

Die Zahl der Instrumente hat eine Bereicherung in mehrfacher 
Ansicht erfahren. Für den auf dem Lande obduzierenden Gerichtsarzt wird 
es sich empfehlen, das Instrumentarium noch weiterhin zu bereichern, indem 
er sich von einem Klempner einen Kasten konstruieren läßt, der etwa 7—8 
größere und kleinere Gefäße, z. B. Einmachgläser (am besten ohne Patent- 
verschluß, sondern durch Pergamentpapier abzuschließen) enthält. Es ist 
sdiwer, wenn sich bei einem Falle die Notwendigkeit der Zurüddialtung der 
Organe wegen des Verdachts einer Vergiftung herausstellt, die Gefäße zu be- 
schaffen, und es empfiehlt sich deshalb, solche Kasten ein für alle Male mit- 
zubringen. 

Daß ein Mikroskop zu solchen ländlichen, oft auf einer Scheunentenne 
oder in einem Insthause anzustellenden Sektionen nicht mitgebracht zu werden 
braucht, ergibt sich aus den Verhältnissen. Es wird in vielen F^en unmög- 
lich sein, die zum Mikroskopieren nOtige Gelegenheit, (Licht, Platz und dergL) 
zu bekommen. Man wird diesen Kasten dann auch dazu benutzen kOnnen, 
um die für eine nach der Sektion anzustellende mikroskopische Untersuchung 
zurückzulegenden Organe bis zur Untersuchung zu konservieren. 

Die Vorschrift zu individualisieren bringt es mit sich, daß gelegentlich 
die gesamten Brustorgane im Zusammenhang herausgenommen werden kOnnen, 
ebenso auch die gesamten Bauchorgane. Die Eröffnung des Herzens in situ 
ist notwendig bei Fällen von plötzlichem Tode, weil der Verdacht der Lungen- 
arterienemboUe am besten bei diesem Obduktionsverfabren in gehöriger Weise 
bestätigt oder widerlegt werden kann. Es ist ferner gestattet, den gesamten 
Darmkanal nach Obduktion der Milz zu entfernen. Bei jedem Falle von plOtz- 
lidiem Tode wird es sich empfehlen, eine ganz besondere Genauigkeit bei der 
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H»l88ektion auszuüben : Die beste Metbode hierbei ist aber die, daß der Hant- 
scbnitt in Verlängerang des die weichen Kopfbedecknngen trennenden Schnittes 
bogeniOrmig nach der Drosselgrabe xa geführt wird, and daß dann der spitze 
Lappen der Hant des Vorderhalses nach oben zarttckpräpariert wird. Hierbei 
werden die Blataostretangen am Vorderhalse in größerer Genauigkeit, als dies 
bei einem anderen Verfahren möglich ist, festgestellt werden können ; vor allen 
Dingen aber wird die Darchtrennung des Zungengrandes einen Tiel besseren 
Einblick in den Bachen ermöglichen, als es bei dem bisherigen Verfahren der 
Fall war. Fälle von Bolastod und dergl. werden so besser festgestellt werden 
können. Ein Qaerschnitt in die Trachea wird die Bedeatung der Kompression 
durch eine zu große Thymusdrüse leicht aufzudecken vermögen. 

Von eigentlichen Neuerungen, welche die „Vorschriften*' mit sich 
bringen, seien folgende erwähnt: 

1. Die Wu n d en werden nicht mehr eingeschnitten, sondern umschnitten; 
ein großer bogenförmiger Schnitt nach der Tiefe der Wunde zu geführt, an 
den sich andere Schnitte in gleicher Bichtung — wie die Blätter eines Buches — 
anreihen, läßt sehr gut die Größe der Soffusion erkennen und zerstört damit 
doch nicht die eigentliche Wunde, deren Gestalt oft konserviert werden muß, 
wenn die Frage nach der Art des verletzenden Werkzeuges bei der Obduktion 
noch nicht in genügender Weise geklärt ist. 

2. Die Fleurahöhlen müssen nach Durchtrennung sämtlicher Bippen 
vor Eröffnung des Stemoklavikulargelenks inspiziert werden, damit nicht etwa 
Blut aus den durchtrennten Halsgefoßen in die Pleurahöhlen hineinfließt, und 
den Befund trübt. 

8. Die Kranzschlaff ädern müssen in allen Fällen eröffnet werden. 

4. Bauchspeicheldrüse, Gallenblase und Hoden werden in allen 
Fällen obduziert ; die Art ihrer Obduktion ist die bisher wohl allgemein übliche. 

5. Das Büekenmark wird mit Dura herausgenommen, nicht, wie bisher, 
ohne Dura. 

6. Ergibt sich die Notwendigkeit der Obduktion der Nebenhöhlen 
der Nase, so empfiehlt es sich, |den ganzen knöchernen Schädelgrund in 
der Mittellinie zu durchsägen, nachdem die Hautdecken bis an die Nasenwurzel 
bezw. an den Nacken zurückpräpariert sind. Dann sind von der Sägefläche 
aus die Stirnhöhlen, Keilbeinhöhlen und Highmorshöhlen zu eröffnen; das Ver- 
fahren ist bequem und bietet auch in kosmetischer Hinsicht Vorzüge. Mit den 
in vielen Obduktionsbestecken vorhandenen Sägen kann diese Durchsägung des 
Schädclgrundes nicht ausgeführt werden, nur das Obduktionsbesteck des medi- 
zinischen Warenhauses in Berlin bietet eine verwendbare Säge hierfür. Es 
empfiehlt sich in den Fällen, in denen eine gehörige Säge nicht im Besteck 
vorhanden ist, eine Zimmermannssäge, einen Fuchsschwanz oder dergleichen 
zu beschaffen, um dann mit diesen die Durchsägung des Schädel|^runde8 zu 
bewerkstelligen. Die Eröffnung der Nebenhöhlen der Nase erfolgt mit Hammer, 
Meißel und Schere. 

7. Das Verfahren bei Vergiftungen hat ganz besonders erhebliche 
Aenderungen erfahren. Zurückgestellt werden folgende Organe bezw. Organteile: 

A. Blut; B. Organteile; C. Magen - Darmkanal und Inhalt; D. Nieren 
(bei Verdacht einer postmortalen Einverleibung des Giftes ist jede Niere für 
sich zurückzustellen, weil Diffusion des Giftes vom Magen aus wohl die linke 
Niere, aber nicht die rechte zu treffen imstande ist; K Harn; F. Leber. Die 
Bedeutung dieser umfangreichen Zurückstellung von Organen für den Chemiker 
liegt darin, daß er einmal mehr Material zur Untersuchung hat, dann aber ist 
auch seitens der Gerichtsärzte darauf zu achten, daß der Chemiker nun nicht 
etwa alle Organe in einen Topf wirft, und in herkömmlicher Weise den Inhalt 
der ersten und zweiten Wege an Gift ermittelt, sondern daß er tatsächlich den 
Inhalt jedes einzelnen (Ml^s an Gift feststellt. So wird es in vielen Fällen 
möglieh sein, die außerordentlich wichtiffe{ Frage nach der Dauer einer Ver- 
giftung und nach der Frage, ob mehrmius Gift eingeführt wurde, in befriedi- 
gender Weise zu lösen. Gerade die „Vorschriften'^ sind geeignet und berufen, 
das hierzu nötige Material zu liefern. 

Die Obduktion beginnt, wie bisher, mit Brust- und Bauchhöhle; ab- 
weichend vom bisherigen Verfahren wird zunächst die Brusthöhle obduziert, 
die Halsorgane aber werden vor ihrer Obduktion beiseite gelegt, nadidem die 
Cardin unterbunden ist, ohne daß der Oesophagus durchtrennt wird; dann 
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findet die Obduktion des Netzes und der Milz statt, dann die Abtrennong des 
Dickdarmes vom GekrGse und die doppelte Onterbindnng des Daodeoms. Nun- 
mehr werden die Halsorgane mit Magen und Duodenum herausgenommen und 
untersucht Danach folgt die Sektion des gesamten Dttnn- und Dickdarms^ 
nachdem am Anfang des Mastdarmes eine doppelte Ligatur angelegt ist; end- 
lich werden Nieren, Beckenorgane, Leber etc. untersucht. Zum Schlnfi das 
Gehirn. 

War der Mageninhalt bereits ausgeflossen, nachdem die Bauchhohle er- 
öffnet war, oder drohte er auszufließen, weil der Magen yerdOnnt erschien, 
dann wird der Inhalt des Magens und des Duodenums rerwahrt, beror andere 
Manipulationen an der Leiche gemacht werden. 

Bei Verdacht einer Blausäurevergiftung beginnt die gesamte innere Be- 
sichtigung mit der Obduktion der Eopfhöble, weil der Geruch des Giftes hier 
besonders deutlich ist. 

Bei Verdacht einer Vergiftung durch ein Narkotilnim wird das Gehirn 
in einem besonderen Gefäß aufbewahrt (G). 

Bei Verdacht einer Vergiftung durch ein Lihalationsgift werden beiseite 
gestellt: 

A. Blut ; B. Organteile ; C. Magen-Darmkanal und Inhalt ; D. eventaell 
Gehirn. 

8. Bei der Sektion yon Neugeborenen muß der Kopf umfang ge- 
messen werden. Nach Unterbindung und Durchtrennung der Trachea sind die 

gesamten Brustorffane im Zusammenhang herauszunehmen, dann erst ist die 
irustdrttse und das Herz, letzteres nach obligatorischer Untersuchung des 
Botanischen Ganges, zu untersuchen. Dann folgt die Lungensch wimmprobe, 
Lungenobduktion und die Zerstückelung der Lungen. Die Magen -Dann- 
schwimmprobe kann angestellt werden bei negativem oder zweifelhaftem 
Besultat der Lungenprobe. Sind also die Lungen luftleer, dann soll man die 
Magen-Darm-Schwimmprobe anstellen, ebenso, wenn die Lungen mangelhaft 
lufUialtig sind. Von Wichtigkeit ist hierbei die Tatsache, daß durch Schultse- 
sche Schwingungen keine Luft in den Darm kommt. Hinsichtlich der Fest- 
stellung der Dauer des Lebens ist die Magen-Darm-Schwinunprobe mit großer 
Vorsicht zu verwenden. Das Verfahren bei der Magen -Darm -Schwimmprobe 
ist folgendes: Bei Entfernung der Halsorgane mit dem Oesophagus ist die 
Cardia einfach zu unterbinden, das Duodenum ist doppelt zu unterbinden. 
Dann wird nach der Obduktion der Beckenorgane der Magen und das Duodenum 
der Schwimmprobe unterzogen; der Darm wird nach einfacher Unterbindung 
des oberen Bektalabschnittes auf Schwimmfähigkeit geprüft. 

Die „Vorschriften'^ enthalten auch die alte Bestimmung des Eegnlativs, 
daß von der Leichenöffnung Abstand genommen werden kann, wenn die Fracht 
vor Vollendung der 60. Woche geboren ist (37,5 cm lang). Es sei hier daran 
erinnert, daß nach dem B. G. B. das £nde der 26. Woche mit dem Beginn der 
Lebensfähigkeit in Beziehung gesetzt wird =6i/i Monate = 82,5 cm KOrper- 
länge. Auch £e Bestimmungen, welche die Hebammen befolgen mOssen bezüglich 
der Anmeldung einer todgeborenen Frucht als Todgeburt, sind ähnliche. Der 
Tendenz der ,,Vorschriften'' entsprechend, wird der Gerichtsarzt hier strenge 
zu individualisieren haben. Er wird deshalb auch, wenn die Frucht noch nicht 
87,5 cm Länge aufweist, bei freböriger Entwickelong eine innere Besichtigung 
auszuschließen haben, wenn ihm die Lebensfähigkeit unter Berftcksichtigung 
der eben dargelegten Verhältnisse nicht unter allen Umständen ausgeschlossen 
erscheint 

Hinsichtlich des Gutachtens ist erstens die Todesursache und dann 
stets die verbrecherische Veranlassung zu erwähnen. Gutachten wie: ^Der 
Tod ist durch Verblutung erfolgt** oder ,,der Tod ist durch Zerreißung der 
Leber erfolgt** sind ungenügend, weil die zweite Forderung der «Vorschriften*' 
nach einer Berttcksichtigung der etwaigen verbrecherischen Veranlassung im 
Gutachten nicht befolgt ist. Mit Recht erwähnt Orth in seinen »Erläute- 
rungen**, daß man Ausdrücke wie: „Lungenlähmung** überhaupt nicht ge- 
brauchen sollte, weil sie zu unbestimmt seien; dasselbe läßt sich von dem 
Ausdruck „Erstickung** sagen. Der Gerichtsarzt sollte auch diesen Ausdruck 
nicht gebrauchen, wenn er dabei nicht an gewalteame Erstickung denkt. Mit 
der Diagnose der .inneren Erstickung** ist die Frage der Todesursache um 
keinen Schritt gefördert; lieber möge ausgesprochen werden, daß die Obduktion 
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ebe bestimmte Todesursache nicht ergeben habe und daß ein „begrtUidetee 
Ontachten*' yorbehalten werde, welches nach Feststellung idler Yorg&nge unter 
Berücksichtigung des Obduktionsbefundes abgegeben werden kann. 

(Eigenbericht) 

HL An das Beferat schloß sieh Besichtlguag des Instltits flr 
geriehtilche Medistn an. Dasselbe besteht aus drei Teilen: dem Yorder- 
hause, dem Hofgebände und dem Leichenschauhause. Im Yorderhause 
sind die Wohnungen des Assistenten und des Dieners (zu ebener Erde), das 
Zimmer ftlr den Direktor, das Wartezimmer für zu explorierende und zu de- 
monstrierende Fälle, der Hörsaal, die Sammlung und die Bibliothek (in der 
ersten Etage) und die Dunkelkammer (im Dachgeschoß). Im Hofgebäude sind 
primitive Tierstallungen, im Leichenschauhanse ist der Obduktionssaal, das 
Assistentenzimmer, ein kleines Laboratorium, eine Iforgue, ein Leichen- 
Aufbewahrungsraum, eine einfache Kapelle sowie ein Kellerraum zur Aufbe- 
wahrung Ton Yorräten. 

Das Institut ist entstanden durch Umbau eines der Uniyersit&t gehörigen 
Hauses und durch Abzweigung des bisher zur Anatomie gehörigen Leichen- 
schauhauses Ton dieser. Es ist am Ende des Sommersemesters 1905 in Be- 
nutzung genommen worden. In wenigen Monaten hat der Direktor des Instituts, 
Herr Prof. Dr. Puppe, es verstanden, die Bäume aufs zweckmäßigste einzu- 
richten, und die für die kurze Zeit relativ große Sammlung von Demonstrations- 
objekten übersichtlich und anschaulich aufzustellen. In dem neuen Institut hat 
die KOnigsberger Universität eine bemerkenswerte ErweiteruDg erfahren. Die 
Studierenden haben hier reichlich Gelegenheit, sich Kenntnisse in der geridit- 
lichen Medizin anzueignen. Hoffentlidi haben aber auch die in der Praxis 
stehenden Aerzte — ich denke dabei besonders an die beamteten Aerzte — 
GMegenheit zur Fortbildung, wofür sie Herrn Prof. Dr. Puppe sicher Dank 
wissen werden. In liebenswürdigster Weise demonstrierte dieser die Sammlung 
und den Obduktionssaal. In letzterem wurde eine von ihm angegebene 
Yorriohtunff zum Photographieren von Leichen demontriert : In die Achselhohle 
und zwiscnen die Beine der Leiche werden derbe, hakenförmig gekrümmte 
Halter eingeführt, die an der Hinterseite der Leiche entlang nadi dem Kopf- 
ende des Sektionstisches zu verlaufen, und hier in einem gemeinsamen Qaer- 
balken befestigt werden. Ihre Länge läßt sich je nach den Einzelheiten des 
Falles regulieren. An dem mittelsten, zwischen den Oberschenkeln ruhenden 
Halter ist noch ein Kopfbalter angebracht, dessen Fixierung dnrch eine Schraube 
ohne Ende möglich ist Ist die Leiche in dieser Lage auf dem Sektionstisch 
ixiert, dann wird der ganze Sektionstisch aufgerichtet, und die Photographie 
der nunmehr in vertikaler Lage befindlichen Leiche gelingt ohne Schwierigkeit 
Photographien von Leichen, die durch dieses einfache Yerfahren gemacht worden 
waren, erläuterten die Brauchbarkeit der Konstruktion. 

Die Sammlung des Instituts zeigt etwa 200 Präparate, teils Knochen- 
präparate, teils Spirituspräparate, die meisten aber mit Formaldehyd, Alkohol, 
Aalium aceticnm etc. nach Kaiserling konserviert; ferner besitzt die Samm- 
lung gegen 100 Ueberführungsstücke (Corpora delicti), die zum großen Teil zu 
den Präparaten in Beziehung stehen. 

Sie zeigt zunächst Präparate von plötzlichem natürlichen Tod, 
u. a. ein Aneurysma cordis, ein Fall von Aneurysmen der Sinus Yalsalvae bei 
Arterien-Syphilis. Yen den Präparaten der zweiten Gruppe: „Leichener- 
scheinungen und Bekognition'* verdienen Präparate von Adipocire 
hervorgehoben zu werden. Yon der Gruppe : „Hiebverletzungen** sei ein 
Präparat von den Halsorganen eines Hingerichteten erwähnt ; der Hieb ist geführt 
durch die Mitte des Schildknorpels, oberhalb der Stimmbänder. Interessant ist, 
daß sich nahe der Darchtrennung der linken Carotis am zentralen Stumpf ein 
etwa pfenniggroßer Bluterguß im Gewebe zeigt. Ferner finden sich Präparate 
von Selbstmord durch Haisschnitt und von Biutaspiration bei Halsschnitt 

Besonders reichhaltig ist die Sammlung von Stich Verletzungen; sie 
ist bemerkenswert auch deshalb, weil neben den anatomischen Präparaten auch 
Corpora delicti, d. h. die Stichwerkzeuge und zum großen Teil auch die Kleider 
der Erstochenen vorhanden sind, an denen eine Betrachtung der Stichverletzungen 
wertvolle Anhaltspunkte für die Bekonstraktion des Vorganges liefert. Es 
finden sich Stichverletzungen des Herzens, der Luoge, des Büäenmarkes und 
der Wirbelsäule, des Magens und des Schädels in der Sammlung. Belchhaltig 
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iflt aach die ZaU der Prfipar&te, welche den Tod durch stampfe Gewalt de- 
monstriereiL Besonderes Interesse erweckte ein sehr gut in natürlichen Farben 
konserriertes Präparat Ton ttber handtellergroßem, extradnralem Blatergnß bei 
Schlag aal den Schädel mit Schädelbrach. Bei Tod darch stampfe (Gewalt mit 
umschriebener Angriffsfläche sind gleichfalls die corpora delicti in der Sammlung 
Torhanden: Stocke, Latten, ein Gammischlauch mit eingebundener Schraube, 
Stricke mit eingebundenen Steinen und dergL mehr. Ein Eegenschirm, mit 
dem der Eonjunxtivalsack des linken Auges und zugleich das obere Orbital- 
dach durchstochen wurde; der Tod erfolg in diesem Falle zwei Tage nach 
der Verletzung an Meningitis. 

Recht zahlreich sind auch die Schußyerletzungen: Bemerkenswert ist 
hier ein Präparat Ton Schrotschuß in den Bücken. Der Schuß war schrä|[ Ton 
links her abgegeben worden, die Eintrittsstelle war in der Nähe des Imken 
Schulterblattwinkels gelegen; sie hat im |;anzen eine oblonge Form, nach der 
Wirbebäule zu war die Haut unterminiert Der Betreffende war Ton dem 
Moment des Schusses an paraplegisch geworden. Im Bückenmark fand sich 
in der Höhe des 7. Brustwirbels ein Schrotkom, welches diese Veränderung 
bewirkt hatte. Ein weiteres Präparat Terdient erwähnt zu werden : Es handelt 
sich um einen Fall Ton Selbstmord durch Schuß in die rechte Schläfe; yorher 
hatte der Selbstmörder sich viermal yom Munde her zu erschießen yersucht, 
dreimal aber hatte er sich nur die Zunge durchschossen, einmal hatte er ober- 
halb des Zungenrückens entlang geschossen. Die yier Geschosse fanden sich vor 
den Halswirbeln fest in Knochen- und Weichteile eingebettet. Die Zunge war 
durch Pulverschwärzung erheblich verbidert. 

(Gewaltsame Erstickung, Ertrinken, Verbrennen und Explosion werden 
durch eine Beihe instruktiver Präparate berücksichtigt, ebenso Vergiftungen 
(mehrere Fälle von Lysolvergiftung sind hier besonders hervorzuheben). Auch 
Präparate zur Demonstrierung der Hymenformen, der Hypospadie, Hodeaatro- 
phie und dergL sind in einigen instruktiven Exemplaren vorhanden. 

Ziemlich reichhaltig ist femer die Sammlung der Fälle von Eindesmord: 
Hervorzuheben sind Fälle von Zerreißung von Mund und Bachen, von Ver- 
stopfen des Bachens, Erdrosselung durch Nabelstrang. Ein hier untergebrachter 
Fall erregte das Interesse der Versammlung; es handelt sich um einen Fall 
von Hebammenpfuscherei: Ein Kind zeigte kurz nach der Geburt eine quer 
durch die weichen Kopfbedeckungen hindurchgehende Trennung, die nach der 
Angabe der Pfuscherin durch ^Platzen*^ entstanden sein sollte, tatsächlich aber 
wohl durch Einschneiden der für die Fruchtblase gehaltenen Kopfgeschwulst 
bewirkt war. 

Zur Sammlung der corpora delicti gehören noch eine große Anzahl von 
Strangulationswerkzeugen und Instrumenten zur Fruchtab- 
treibung, von Bevolvern und Geschossen. 

IV. Der letzte Vortrag : ^Bekämpfung der diesjährigen Cholera- 
epidemie im Kreise Bastenburg* mußte wegen vorgerückter Zeit von 
der Tagesordnung abgesetzt werden. Dafür hielt Herr Prof. Dr. Pfeifer, 
Direktor des hygienischen Universitätsinstituts einen Vortrag über die bakte- 
riologlsehe Diagnose der Cholera. An zahlreichen mikroskopischen Präparaten 
und Kulturen, welche im Nebenzimmer aufgestellt waren, wurde der Vortrag 
erläutert Von den Assistenten des Instituts wurden noch Präparate von anderen 
Infektionskrankheiten (Diphtherie, Typhus) in sehr anschaulicher Weise 
vorgeführt. 

Am Schluß der anregenden und höchst lehrreichen Versammlung ver- 
einigte ein gemeinsames Mittagessen die Teilnehmer in der KOnigshalle. 



Bericht über die V. smtllclie Tenammlnmc der HedlslBSl- 
beanten des Bear -Bes. Potsdam am Desember 1905 
im 8itsnii^saaTe des Teltower Kreishaiises m Berlin. 

Anwesend waren die Herren: Ob.-Beg.-Bat v. Tzschoppe in Vertre- 
tung des Herrn Begierungspräsidenten, Eeg.- u. Geh. Med.-Kat Dr. Both, 
die Landräte v. Cos sei -Jüterbog und v. Jag ow- Perleberg, 1. 6ür|rermeiBter 
D r eife r t - Brandenburg, Oberstabsarzt a. D. Dr. Tubenthal- Wilmersdorf, 
sämmtlidio Kreisärzte des Bezirks, sowie 18 kreisärztlich geprüfte Aerzte. 



Dr. Israe 



lausen. 
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H. Ob.-Beg.-Bat t. Tzschoppe eröffnete die Versamiiilniiff unter 
Begrttßong namens des dienstlich Terhinderten Herrn Begiemngsprfindenten. 

H. Reg.- TL Geh. Med.-Bat Dr. Both yerteilte znn&chst die Ton ihm 
aofgestellten «Gesnndheitsregeln für die Schuljugend^ sowie »Be- 
geln für die Sfiuglingspflege'^ in Druckexemplaren. 

Sodann wurde in die Tagesordnung eingetreten. 

L Zunächst gab Beg.- u. Geh. Med.-Bat Dr. Both einen kurzen üeber- 
bliek Iber den Cbolerayerlauf im Beg«-Bf Potsdam« 

Der Vortragende wies darauf hin, daß ein eingehender Gholerabericht 
demnächst in den Klinischen Jahrbüchern erscheinen werde, weshalb er sich 
auf einige Einzelheiten beschränken wolle. Das Wichtigste bleibt die Fest- 
stellung der cholerayerdächtigen und der anstecksTordächtigen Fälle durch die 
bakteriologische Untersuchung. Während diese bei der Feststellung cholera- 
Tordächtiger Fälle direkt Torgeschrieben ist, bleibt es nach § 18 der Anweisung 
des Bundesrats zur Bekämpfung der Cholera dem Ermessen des Kreisarztes 
überlassen, inwieweit ansteckungsyerdächtige Personen einer bakteriologischen 
Untersuchung zu unterziehen sind. Eine Beobachtung muß immer erfolgen, 
doch soll sie die Dauer Ton 5 Tagen, gerechnet vom Tage der letzten An- 
stecknngsgelegenheit, nicht überschreiten, unter Umständen ist eine Absonderung 
erforderudi. Im allgemeinen wird der § 18 so zu interpretieren sein, daß in jedem 
Falle, wo eine nähere Berührung mit Cbolerakranken oder cholerayerdächtigen 
Personen nicht ausgeschlossen ist, eine bakteriologische Untersuchung der Ent- 
leerungen zu yeraiuassen ist. Wird der Betreffende dabei als Bazillenträger 
festgestellt, so ist er gemäß § 17 der Anweisung wie ein Cholerakranker zu 
behandeln und dementsprechend für Absonderung und Desinfektion Sorge zu 
tragen. In der Abteilung für die bakteriologische Feststellung der Cholera 
heißt es, daß bei ansteckungsyerd ächtigen Personen Cholera als nicht Torhanden 
anzunehmen ist, wenn bei zwei durch einen Tag Toneinander getrennten Unter- 
suchungen des Stuhlgangs keine Cholerabazillen gefunden sind. In Ueber- 
dnstimmung hiermit wird es in dem Ministerialerlaß yom 11. September 1905 
für erforderlich erachtet, daß die sämtlichen Insassen eines Schiffes oder eines 
Floßes, auf welchem eine cholerayerdächtige Erkrankung yorffekommen, bak- 
teriologisch untersucht werden; das Gleiche^ gilt bezüglich der Familien 
oder Hausgenossen einer an Cholera oder Cholerayerdacht erkrankten Person. 
In dem Erlaß yom 4. Oktober 1905 ist ausgeführt, daß es bei einem unter 
Cholerayerdacht in ein Ahsonderungshaus überführten Arbeiters erst bei der 
yierten bakteriologischen Untersuchung gelang, Cholerabazillen nachzuweisen. 

Wieyiel bei einem schnellen Einschreiten der Medizinalbeamten und 
einem planmäßigen Zusammenwirken mit dem bakteriologischen Untersuchungs- 
amt (Institut für Infektionskrankheiten) geleistet werden kann, wurde an dem 
Choleraausbruch in Stolpe exemplifiziert, wo es innerhalb 24 Stunden gelang, 
nicht blos den Cholerayerdacht in zwei Fällen zu bestätigen, sondern auch das 
Ergebnis der bakteriologischen Stuhluntersuchung bei 56 ansteckungsyerdäch- 
tigen Personen festzustellen. 

Zu den ansteckungsyerd ächtigen Personen gehOrt auch das Pflegeper- 
sonal, die Desinfektoren, Wäscherinnen, Leichenfrauen und die mit der Einsar- 
gung der Leichen beschäftigten Personen. Gegenüber diesen sind die erforder- 
fichen Maßnahmen seitens des Kreisarztes in j^em Falle zu treffen und deren 
Befolgung sicher zu stellen. 

Bei Personen, bei denen der Verdacht yorliegt, daß sie kurz yorher an 
Cholera gelitten, sind Blutproben zu entnehmen und zwecks Untersuchunsr auf 
Agglutinine und Bakteriolysine an das Untersuchuncrsamt einzusenden. Durch 
diese Blntuntersuchung wurde bei der Cholera im Potsdamer Bezirk im Jahre 
1905 in einem Falle, der als einfacher Durdifall behandelt war, nachträglieh 
Cholera festgestellt 

In ursächlicher Beziehung wurde festgestellt, daß die Choleraausbrüche 
im Potsdamer Bezirk in Steinfnrt, Weseram und Stolpe auf die Wasserlfiufe 
zurückzuführen waren. Diese Flußyerseuchung haben wir uns als eine regio- 
näre yorzustellen mit der Maßflrabe, daß unter besonderen Verhältoiseen ein 
Fortschwemmen auf weitere Entfernungen mOglich ist. Deshalb bleibt das 
Wichtigste die Beinhaltung der Flnßläufe. Diesem Zweck dienen die Be- 
lehrungen der Schiffer und sachgemäße Ausrüstung der Fahrzeuge, Sorge für 
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einwandfreies Trinkwasser durch begnem gelegene Wasserversorgongsanlagen 
an den Schleusen, H&fen, Rhedereien, Baggereien, Ziegeleien usw. und femer 
die Bereitstellung bequem gelegener Abortanlagen an den Ablagen und Lade- 
plätzen. Niemals darf es gestattet sein, auch nicht nach Torausgegangener 
Desinfektion, die Entleerungen den Wasserläufen anzuTortrauen. Es ergibt sich 
hieraus die Kotwendiskeit einer Zentralisierung der Bekämpfungsmaßnahmen 
bei den gemeingefährlichen und übertragbaren Krankheiten, wie in den Stadt- 
kreisen, auch in den Landkreisen unter besonderer Bezuffnahme auf den 
§ 29, Abs. 2 des Landesseuchengesetzes und auf die Notwendigkeit, die amt- 
Uchen Desinfektoren mehr und mehr zu Gesundheitsaufsehern heranzubilden, 
denen außer der Schlußdesinfektion auch die Kontrolle bezw. Ausführung der 
Desinfektion während der Dauer der Krankheit, die Meldung der eingetretenen 
Genesung bezw. üeberführung des Kranken oder der Leiche obliegen würde, 
und die auch bei den Ermittelungen, bei der Ueberwachung ansteckungsrer- 
dächtiger Personen wie bei der Entnahme von üntersuchungsmaterial mit Vor- 
teil zu Terwenden sein würden. 

Im Anschluß an den Vortrag wurde die Liste der Aerzte festgestellt, 
welche sich für den Verwaltungsdienst zur Verfügung stellen, soweit es bis 
dahin möglich ist. 

H. Ob.-Beg.-Bat ?. Tzschoppe dankte im besonderen Auftrage des H. 
Begierungspräsidenten den Herren, welche im abgelaufenen Jahre sich dem 
Choleraüberwachungsdienst unterzogen haben. Im kommenden Jahre 1906 
würden ToraussichtHch noch mehr Aerzte für längere Zeit gebraucht werden; 
er befürchte, daß die Beschaffung des ärztlichen Personals nicht ohne Schwierig- 
keiten sein werde, weshalb diese Frage schon jetzt ins Auge zu fassen seL 

H. Beg.- u. Geh. Med.-Bat Dr. Eoth führte aus, daß, um Ueberanstren- 
gungen zu yermeiden, in Aussicht genommen sei, alle 4—6—8 Wochen für 
jede Station eine Ablösung eintreten zu lassen. In Frage kämen auch Gesund- 
heitsaufseher unter Oberaufsicht der Aerzte. 

Die folgende Erörterung gipfelte darin, daß für yerheiratete Aerzte 
mit ausreichender Praxis der ChoTeradienst nichts Erstrebenswertes darstellt, 
daß anderseits die jüngeren unverheirateten Aerzte. welche in Berlin und den 
Vororten wohnen, auch wenn sie nur ein kleines EioKommen haben, meist einen 
besonderen Zweck damit yerbinden, wie Assistenz, Vorbereitung zum Kreisarzt- 
examen, den sie nicht anßer Acht lassen können. 

H. Beg.- u. Geh. Med.-Bat Dr. Both wies darauf hin, daß für die ärzt- 
liche Kontrolle an den Ueberwachungssteilen Gesundheitsaufseher und andere 
untere Organe genügen, daß jedoch auf den Strecken und in den Häfen Aerzte 
bei dem Dienst nicht zu entbehren seien. Er sprach die Hoffnung aus, daß 
die Idealität des Standes es nicht zu einem Mangel an tüchtigen ärztlichen 
Kräften werde kommen lassen. 

II. Bas 6es<»ti betr. die Bekimpfong übertragbarer Krankheitem 
Tom 28« August 1905 und die AnsfflhruBgMbestf mmnngen. Berichterstatter : 
Kreisarzt Dr. M eye n -Potsdam, Hilfsarbeiter bei der Königl. Begierung. 

Das Gesetz, betr. die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten Tom 
28. August 1905 mit seinen Ausführungsbestimmungeo, welches am 25. Oktober 
1905 in Kraft getreten ist, soll hauptsächlich vom Standpunkt des Medizinal- 
beamten betrachtet werden, welcher die Aufgabe hat, neben der Sanierung 
seines Bezirks den ausführenden Behörden mit Bat und Tat zur Seite zu stehen. 
Er kennt als sachTorständige Autorität bereits in seinem Wirkungskreis Land 
und Leute, sowie den zu bekämpfenden Feind in seinen Lebensbedingungen 
und in seiner Verbreitungsweise. Der richtige Gebrauch der nun gegebenen 
gesetzlichen Waffe erfordert ein Hineinleben. Wie dem bisher gültigen Be- 
gulati? Ton 1835 die Bestimmungen der Kabinetsordre von 1832, die amtlichen 
Verpflichtungen des Kreispbysikus betreffend, yoransgingen, so kam Tor dem 
nunmehrigen Landesseuchengesetz das Kreisarzt^esetz yom 16. September 1899. 
Ein eigenartiges Geschick hat es gewollt, daß ein größerer Zwischenraum yor- 
blieb. Wären beide Gesetze gleichzeitig herausgegeben, so würden yermutlich 
manche Beschränkungen für den beamteten Arzt nicht in das jetzt in Wirk- 
samkeit getretene Gesetz hineingekommen sein. 

Der Kampf ums Neue fordert Opfer. Es werden gute Ideen und üeber- 
treibungen zutage gefördert. Für den beamteten Arzt entsteht jetzt noch die 
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Aufgabe, das lOßtrauen, welehes hier und da bei der ersten Anwendimg des 
Kr^arztgesetzes entsprangen ist, wieder 211 beseitigen. Dies muß und wird 
gelingen, besonders wenn durch zweckmüßiges Vorgehen etwaige druckende 
Bedingungen des Gesetzes möglichst erleichtert werden. 

Das BegulatiT Ton 1885 trug mehr den Charakter Ton instruktionellen 
Anweisungen; bei seinem Werden wurde ylelfach der (Gesundheitsdienst bei 
den Truppen und in den Garnisonen an erster Stelle betont. 

Dem Druck der Verhältnisse Bechnung tragend hat jetzt die schöpfe- 
rische Tat des Gesetzgebers die Begelung der sanitätspolizeilichen Mafinahmen 
in bestimmte Formen gebracht, indem aus den ^dssenschaftlichen Forschungs- 
ergebnissen das praktisch Wirksame herausgehoben ist Eine generelle Bege- 
lung der Maßnahmen fftr das Deutsche Beidi war bereits mit dem Gesetz betr. 
die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten Tom 80. Juni 1900 gegeben. 
Das preußische Landesseuchengesetz — diese Bezeichnung kann man als offi- 
zielle ansehen, da sie z. B. neuerdings in der amtlichen Ergänzung des Heb- 
ammen-Lehrbuches gebraucht ist — steht in innigem Zusammenhang mit dem 
Beichsseuchengesetz. Es ftült die Lücken aus, welches dieses zur landesrecht- 
lichen Begelung dsr Landessesetzgebung Torbehalten ist; dann begreift es in 
sich die übertragbaren Krankheiten, welche das Beichsgesetz nicht berflcksich- 
tigt. Durch den Hinweis auf letzteres scheint im Einzelnen die üebersicht- 
lidikeit zu leiden, sobald man sich jedoch in den Inhalt yertieft, wird es klar, 
wie eins ohne das andere nicht sein kann und wie weise beide zusammen den 
politischen Verhältnissen angepaßt sind. Beide betonen in der üeberschiift die 
^Bekämpfung* der Seuchen; in dem einen gilt es den Kampf gegen die 
exotischen, in dem anderen auch gegen die einheimischen Seuchen. Die Be- 
griffe des einen und des anderen Gesetzes fließen ineinander über und werden 
sich günstig beinflussen. Die gesetzlichen Bestimmungen und Absichten sind 
bekannt gegeben. MeinungsTorschiedenheiten können bei der Umsetzung in 
die Praxu entstehen. 

üeberblickt man den ersten Abschnitt des Gesetzes: die Anzeige- 
pflicht, so fehlen einzelne Krankheiten, welche das Begulativ nodi be- 
rücksichtigt, z. B. Krätze, Weichselzopf u. a,; dagegen sind wichtige S^rank- 
heiten, welche in dem BegulatiT nicht enthalten sind, anzeigepflichtig geworden, 
und zwar nach dem Beichsgesetz Aussatz, Gelbfieber und Pest und nadi dem 
Landesgeeetz Diphtherie, übertragbare (Genickstarre, Kindbettfieber, Bückfall- 
fieber, ünterleibst jphus ; femer Trichinose und die erst auf dem Boden der 
Bakterienkunde als übertragbare Krankheit erkannte Fisch-, Fleisch- und 
WurstTergiftung. 

Die Anzeigepflicht im Landesgesetz erstreckt sich im Gegensatz zu dem 
Beichsgesetz, welches auch .Verdachtsfälle* einschließt, nur auf den Fall 
der Erkrankung und des Todes, bei Lungen- und Kehlkopfstuberkulose nur 
auf den Fall des Todes. Sie geht in bezug auf Anzeige beim Wohnungs- 
wechsel (ausgenommen bei Tuberkulose) über die Bestimmung des Beichs- 
gesetzes hinaus. Die Einführung der Anzeigepflicht bei Wohnungs- und Auf- 
enthaltswechsel ermöglicht nicht nur die Wohnungsdesinfektion, sondern auch 
nach § 8 die Desinfektion für die Dauer der Ansteckungsgefahr. 

Eine Anzeigepflicht bei übertragbaren Geschlechtskrankheiten besteht 
nicht mehr. Dies wird besonders in militärärztlichen Kreisen lebhaft bedauert, 
da wichtige Interessen sowohl auf Seite der Mannschaften, wie der ZiTÜberOl- 
kerung hmsichtlich der Ansteckung ausfallen. Dieser Ausfidl kann m. K nur 
durch eingehende Belehrungen und wiederholte unTermutete Beyisionen, wie 
sie jetzt bereits bestehen, ausgeglichen werden. Anderseits wird ein unberech- 
tigter Gegensatz zwischen Militär- und Ziyilpersonen beseitigt 

Bezüglich der subjektiTcn Anzeigepflicht ist herrorzuheben, daß von 
Nlchtärzten auch jede mit der Behandlung und Pflege beschäftigte Person 
dem Gesetz zu genügen hat. 

Der Gang der Meldungen und Weitermeldungen gestaltet sich derart, 
daß die PolizeiTcrwaltungen wie bisher jeden Fall von übertragbaren Krank- 
heiten dem Kreisarzt sogleich mitteilt. Femer wird wOchentuch die Nach- 
weisung der amtlich gemeldeten Fälle aufgestellt und dem Landrat übersandt, 
welcher die Sammlung bis Dienstag jeder Woche dem Be^ierungspräsidenten 
einreicht. Da sich mit den Nachweisungen die wöchentlichen Krankenmel- 
duBgen der Kreisärzte nach § 85 der Dienstanweisung (Form. VIII) nicht TOllig 
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deokea, kOnnen die Bestimmiuigeii des § 85 wohl noch nicht aalgehoben 
werden. *) 

Der Ansiall der Verdachtsmeldangen bei wichtigen übertragbaren Krank- 
heiten wird vielleicht zum Teil dadurch ausgeglichen werden, daS die Anzeige- 
pflicht zu weitgehend and ananffebracht aasgeübt wird, am den Arzt za sparen 
and darch den beamteten Arzt die Erankheitsfeststellang eintreten za lassen. 

Anzeigepflicht, Ermittelangen and Schatzmaßregehi können anter Um- 
ständen auch nach den §§ 5, 7 and 11 aal nicht anzeigepflichtige Krankheiten 
Torübergehend aasgedehnt werden. 

Ermittelangen, welche im Eegalati? nur nach besonderen Aaftrag 
Torgenommen werden konnten, sind der Initiative des beamteten Arztes über- 
lassen, allerdings im Gegensatz zam Beichsgesetz mit Beschränkangen bei 
Verdachtsl&ilen, aasgenommen bei Kindbettfleber and Typhös. Da diese Ver- 
dachtsl&ile nicht za melden sind, ist es Sache der beamteten Aerzte and Be- 
hörden, sich Kenntnis davon za verschaffen. Gelegentliche Aniragen an Ort 
and Stelle, Darchsicht der Krankenkassen-Sterbe- and Schalversäamnislisten 
werden angebracht sein. Etwaige Uebertragangen darch infizierte, aber gesand- 
gebliebene (immane) Personen (Bazillenträger) scheinen bei wichtigen über- 
tragbaren Krankheiten eine wesentliche Bolle za spielen. 

Da die gebotenen and regelrechten Ermittelangen anverzüglich 
stattzaflnden haben, anderseits jedoch Vereinbarangen mit den behandelnden 
Aerzten vorgeschrieben sind, können die in den Aasführangsbestimmangen an- 
gegebenen Alartenbriefe mit Faßnote versehen zar Erleichterang dienen. 

Bemerkt sei noch, dafi der Zatritt zar Wohnung Erkranicter ohne 
weiteres zulässig ist, um Angaben der AngehOri«pen zu verwerten. Die er- 
höhte Beschränkung des Zutritts zu Wöchnerinnen liegt im Interesse 
des Medizinalbeamten. Ihrer Stellung entspricht es mehr, in 10 Fällen den 
Zutritt zu einer Wöchnerin nicht zu erhalten und mit verstärktem Pflichtgefühl 
andere Wege der Ermittelung zu suchen und zu betreten, als in einem Falle 
einer Wöchnerin durch einen mehr oder minder aufregenden Zutritt zu schaden, 
oder auch nur den Anschein einer Schädigung zu erwecken. Die Beteiligung 
des behandelnden Arztes kann in jeder Hinsicht erwünscht sein. 

Ein abweichendes Ermittelungsverfahren ist für Diphtherie, Kömer- 
krankheit und Scharlach eingeführt, wobei die praktischen Aerzte mit amts- 
ärztlichen Funktionen betraut werden können. Eine wesentliche Neuerung ist 
außer der bei Botz- und Typhasverdacht zulässigen Leichenöffnung, falls bak- 
teriologische Untersuchungen unausführbar sind, die Berücksichtigung der 
Leichenschau im Gegensatz zum Begulativ. 

Für Ortschaften und Bezirke, die von Milzbrand, Botz, Buhr oder Typhus 
befallen (im Beichsgesetz auch „bedroht^) sind und in welchen ein allge- 
meiner Leichensehauzwang nicht besteht, kann ffeeignetenfaUs im Polizeiver- 
ordnungswege anseordnet werden, daß jede Leiche vor der Bestattung einer 
amtlichen Besichugung, womöglicn durch einen Arzt, zu unterwerfen ist. Die 
Kosten haben die Angehörigen oder die Gemeinden zu tragen. 

Der beamtete Arzt kann nach erlangter Kenntnis von dem Auftreten 
einer übertragbaren Krankheit, gleichgültig auf welchem Wege, ohne Nach- 
richt von der Polizeiverwaltung abzuwarten, Feststellungen vornehmen. 

Es ist aulfallend und anscheinend zwecklos, daß Ermittelungen vorge- 
nommen werden sollen, wo keine Anzeigepflicht besteht, und noch bemerkens- 
werter, daß Schutsmaßregeln vorgesehen sind, wo weder von Anzeigepflicht, 
noch Ermittelungen die l^de ist Und doch können derartige Fälle — und 
eigentlich nicht selten ~ eintreten. 

Im allgemeinen sind Schutzmaßregeln für sämtliche ansteckende 
Krankheiten ffeboten. Nur gegenüber Fleisch-, Wurst- und Fischvergiftungen, 
sowie gegenüber Trichinose ist davon abgesehen. Zur Beseitigang der aus 
verdorbenen oder verfälschten Nahrungsmitteln hervorgehenden Gesundheits- 



Inzwischen anderweitig dahin durch Min.-Erl. vom 5. Januar 1906 — 
M. Nr. 15 106 — geregelt, daß die Kreisärzte dem Begierungspräsidenten durch 
die Hand des Landrats, in Stadtkreisen der Ortspolizeibehörde, an jedem Mon- 
tage eine Nachweisung über die im Kreise amtlich gemeldeten Erkrankungs- 
und Todesfälle an übertragbaren Krankheiten einzureichen haben. 
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gelahrea rdchen die Mafioahmen, welche die bestellenden Nalinugsmittel- 
Eontrollgesetze &n die Hand geben, aas. 

Schatzmaßregeln sind femer vorgesehen bei den nidit anzeigepflichtigen 
Verdachtsf&llen Ton Eindbettfieber, Eückfalifieber, Typhus und Hotz ; hier sind 
Absonderongen nach § 8 Schiaßabsatz zulässig, da sie in den frühesten Stadien 
bereits Ansteckungsf&higkeit besitzen. 

Die Anordnung von Schatzmaßregeln sind gleichfalls zulässig bei den 
nicht anzeigepflichtigen Geschlechtskrankheiten, Syphilis, Tripper und Schanker, 
bei denen ErmittelunRen nicht yorgesehen sind. Die Maßuahmen erstrecken 
sieh auf Personen, welche gewerbsmäßig Unzucht treiben. Hier tritt gewisser- 
maßen als Ausgleich der Behandlungszwang ein, welcher sonst nur bei E5rner- 
krankheit bedingungsweise besteht. Im Obrigen sind die Schutzmaßregeln 
dieselben, wie sie das Beichsgesetz fflr zulässig erklärt. Sie sind im Gesetz 
nach den Erankheiten unter Hinweis auf das Beichsgesetz geordnet; die 
Ausf ührungsbestimmungen erläutern dagegen die Schutzmaß- 
nahmen selbst der Beihe nacli, so daß bei Betrachtung Ton yerschiedenen 
Gesichtspunkten Zweifel bei Anwendung kaum entstehen kOnnen. 

Nach dem Begulati? war die Ueberweisung nach einem Erankenhause 
eine weitschweifige Angelegenheit, da Polizei?erwaltungen und Sanitäts- 
kommissionen zusammentreten mußten, wenn der Eranke sich ablehnend yer- 
hielt, was ihm zunäclist immer zustand. Nunmehr ist es Sache des beamteten 
und behandelnden Arztes, bei den wichtigsten flbertragbaren Erankheiten (t>ei 
Diphtherie und Sdiarlach der Einder nur bedingt) Ueberführung in ein Eranken- 
hana auf festem gesetzlichen Boden zu yeranlassen, wenn die Absonderung 
nicht genflgend stattfindet. 

Etwaige Eonflikte bei dem Zusammenwirken sind am besten wohl außer 
dureh gegenseitige kollegiale Bücksichtnahme durch Takt und Energie zu 
überwinden. 

Die Begründung zum Gesetzentwurf sagt am Schluß der besonderen 
Maßnahmen: «Die beamteten Aerzte werden es sich angelegen sein lassen 
müssen, bei ihren Vorschlägen auf dem Gebiete der Seuchenbekämpfung nüt 
Umsicht, Bestimmtheit und Entschlossenheit yorzugehen, anderseits aber alles 
zu Tenneiden, was über das Maß des unbedingt Erforderlichen hinausgehen 
und den Behörden und der Bevölkerung nur Beunruhigung und unnötige Eosten 
verursachen würde. Durch weises Maßhalten in den weniser ernsten FUlen 
werden sie es erreichen, im Falle besonderer Gefahr auch bei der Anordnung 
schärferer Sehutzmaßregeln williges Entgegenkommen zu finden.^ 

Die Sehutzmaßregeln bestehen aus Absperrungs- und Aufsichtsmaßregeln, 
welche nach Lage des Falles und Vorsclilag des beamteten Arztes berücksich- 
tigt werden kOnnen. Einige seien hervorgehoben: 

Bezüglich der Beobachtungen ist u. a. auf die ,»Basillenträffer* hin- 
gewiesen. Die Begelung der Beobachtungszeit steht noch durch Mui.- Erlaß 
zu erwarten. Die Meldepflicht der zureisenden Personen behufis Beobachtung 
ist nicht mit Anzeigepflieht des § 1 zu verwechseln. 

Die Absonderung (mit Beschränkung bei Diphtherie und Scharlach der 
Einder) erfordert geeignete Bäume. Die Anregung zur Beschaffung der letz- 
teren wird eine wesentliche Aufgabe des Medizinalbeamten sein. Es sei hierbei 
auf die Verfügung, betreffend cüe Beschaffung von Unterkunftsräumen seitens 
des Boten Ereuzes verwiesen- Durch AufsteUung fliegender Baracken mit Zu- 
behör ist es möglich, unter den erschwerendsten Umständen etwa in 6 bis 8 
Tagen die Bekämpfung von Typhus und Cholera in Angriff zu nehmen. 

Je nach den örtlichen Verhältnissen wird die Einrichtung stabiler 
Baracken, welche in Anlcihnung an die bestehenden oder zu errichtenden Eranken* 
hänser als dauernde Erweiterungen derselben gelten können, im Auge zu be- 
halten sein. Dieselben würden im Falle von Bäumung von Wohnungen und 
Gebäuden auch als zunächst zu benutzende Unterkunftsräume gelten Können, 
umsomehr, da es sich in den zutreffenden Fällen (Bückfallfleber, Buhr oder 
Tj^hwB) meist um schleunige Maßnahmen handeln wird. 

Das Verbot von Abhfdtung von Märkten etc. hängt ab von dem Begriff 
«^idemisehe Ausbreitunff von Seuchen*^; hierbei wird unter Umständen der 
bMmtete Arzt seinen voUen Einfluß geltend machen müssen, um bei Bückfall- 
fleber, Bohr und T^hus möglichst frühzeitig die Ansammlung von größeren 
Meoschenmengen zu verhindern. 
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Die immer noch wieder auftauchende Frage beiflglich der zurtLckzn* 
haltenden ansteckongsTerdächtigenden Kinder Tom Konfirmandennnter- 
richt ist dnrch die AasführangsbesUmmangen (nach § 16 E.G.) geregelt 

Hinsichtlich der Wasser entnahmestellen bestand unter dem B^^ti? 
eine weitgehende Unsicherheit der Auffassung auch in der Judiitatur. Ein 
Verbot in dieser Beziehung felilte. Wenn auch das BegulaÜT prophylalLtische 
Maßnahmen gegen ansteckende Krankheiten nicht aussclüoß, so war es doch 
nur im Bahmen des Ailgem. Landrechts. Danach rechtfertigte sieh ein Verbot 
der Benutzung Ton Wasser erst dann, wenn es beim G^uß oder sonst bei 
Gebrauch Leben und Gesundheit der Menschen zu gefälirden geeignet war. 
Jetzt kann schon auf die Möglichkeit lün, daß Wasser eine solche ^ehaffen- 
heit anndimen kann, oder daß ihm Bestandteile zugeftkhrt werden, die über- 
tragbare Krankheiten zu erzeugen vermögen, z. B. 1^ Typhus, gesetzlieh ein- 
geschritten werden. 

Die in § 8 des Gesetzes als Schutzmaßregeln bezeichnete Desin- 
f^ektion ist in den Ausführungsbestimmungen in weitgehendster Weise er- 
läutert und in einer beigefügten Desinfektionsordnung geregelt. Die Ausbildung 
Ton Desinfektoren und Gesundheitsaufsehem in den Dednfektorenschulen ist 
den Gemeinden noch weiter zu empfehlen. 

Es liegt wohl nahe, daß das Material für die Desinfektoren sich aus 
besonders geeigneten Personen rekrutieren muß. Zweckmäßig sind in Vorschlag 
zu bringen, üellffehilfen, Polizeidiener und frühere Lazarettgehilfen oder Kranken- 
wärter, welche bereits sachgemäß yorgebildet und in allen Kreisen vorhanden 
sind. In einem Bezirk mit etwa 90 bis 100000 Einwohnern konnten im ganzen 
28 Lazarettgehilfen der Beserve und Landwehr bezw. geübte Krankenwärter 
festgestellt werden. Die auszuwählenden Personen dürften nicht älter als 
45 Jahre sein. Auch für Gemeindeschwestern können in den Desinfektoren- 
Schulen nach Min.-Erlaß vom 29. Juli 1904 Kurse eingerichtet werden. 

Bei Geschlechtskrankheiten und Tollwut sind Desinfektionsmaßnahmen 
nicht vorgesehen. Die gesetzliche Begelung in bezug auf Tuberkulosebekämpfung 
entspricht nicht den Wünschen der Sachverständigen, da sie sich auf die Ein- 
ftlhrung der Anzeigepflicht für Todesfälle an Lungen- und Kehlkopftuber- 
kulose und der Dednfektion der Wohnungen und Mfekten der Verstorbenen 
beschränkt Es kann jedoch, obwohl der Wohnungswechsel nicht anzuzeigen 
ist, eine nach § 8 zulässige Desinfektion gelegentlich angeordnet werden, 
wenn ein Fall zur Kenntnis des beamteten Arztes oder der Polizeibehörde 
kommt 

Die Bekämpfung der Tuberkulose ist auf andere Wege verwiesen. 

Den Anregungen der Preußischen Medizinalverwaltung folgend, sind die 
Einrichtungen von MWohlfahrtsstellen" für Lungenkranke im Auge zu behaltea. 
Ferner ist in den Desinfektorenschulen, in welchen den Schülern und zukünf- 
tigen Gesundheitsaufsehem die besondere Behandlung der Tuberkulose vor- 
getragen wird, ein geeigneter Boden zur Aussaat von Belehrungen über Be- 
kämpfung dieser Volks- und Familienkrankheit gegeben. Auch die ünter- 
Buchungsämter bei den Universitäten und einzelnen Begierungen sollten mehr 
wie bisher als wichtiges Glied in der Kette der Bek£npfui^;smaßregeln der 
Tuberkulose gelten. 

Durch Vermittelung der Presse, der Vereine, der jetzt so vielfach selbst 
in kleinen Ortschaften gebildeten Sanitätskolonnen ist die Bevölkerung zu 
belehren bei jeder sich bietenden Gelegenheit darauf aufmerksam zu machen, 
daß nicht nur in den kranken Familien, sondern auch in zahlreichen gewerb- 
lichen Betrieben, Arbeits- und Verkaufsstellen, besonders von Nahrungs- und 
Genußmitteln Gelegenheit zur Weiterverbreitung von Infektionskrai^eiten 
gegeben ist. 

Besondere Schutzmaßregeln sind bei Behandlung von Leichen berück- 
sichtigt, wenn es sich um Diphtherie, Buhr, Scharlach, Typhus, Milzbrand oder 
Botz handelt 

Verfahren und Behörden finden im Boichs- und Landesgetz (in 
§§ 12 und 18 des letzteren) eine gleichmäßige Begelung. 

Gegen die Anordnungen der Polizeibehörden, welche die gesetzlichen 
Träger der Ausführung aller sanitätspolizeilichen Maßnahmen sind, kann nicht 
im Aufsichtswege Beschwerde stattfinden, sondern durch die im Landes-Ver- 
waltungsgesetz zugelassenen Bechtsmittol ; denmach entweder die Beschwerde 
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mit nachfolgender Klage im YerwaltongsstreitTerfahren, oder Ton Tomherein 
Anfechtung im Klagewege (§§ 127—128 L.-y.-a.). 

Der Landrat ist befoigt, die Amtsverrichtong der Ortspolizeibehdrde zu 
übernehmen« Der Kreisarzt, welcher den Gang der Epidemien za yerfolgen 
bestimmt ist, kann im Interesse einer einheitlichen Seachenbehandlong gegebenen- 
falls hierzu Anregung geben, insbesondere in bezug auf ländliche Beurke. 
Namentlich werden diejenigen übertragbaren Krankheiten in Betracht zu ziehen 
nein, welche endemisch in den Kreisen Torkommen, und welche die Neigung 
haben, sich über die Grenzen einzelner Amtsbezirke zu yerbreiten. 

Die Mitwirkung der Kreise ist bei der Herstellung Ton Beobachtungs« 
und Absonderungsr&umen, Unterkunftsstätten für Kranke, Desinfektionsapparaten 
und ähnlichem nicht zu entbehren. In bezug auf Zwangsbehandlung empfiehlt 
68 sich als zweckmäßig, daß, wie es bisher im einzelnen geschieht, die Polizei* 
yerwaltungen oder Laadräte sich mit geeigneten Krankenhäusern oder Aerzten 
tunlichst unter Abschließung yon Verträgen und Festsetzung von Sprechstunden 
in Verbindung setzen. 

Die KommunalaufsichtsbehOrde bei Landgemeinden und Gutsbesirken ist 
in erster Instanz der Landrat als Vorsitzender des Kreisausschusses, in höherer 
und letzter Instanz der Begierungspräsident; bei den Städten in erster Instanz 
der Begierungspräsident, in höherer und letzter Instanz der Oberpräsident. 

Im allgemeinen ist Ton dem Gesichtspunkt auszugehen, daß als landes- 

Solizeiliche diejenigen Maßnahmen anzusehen sind, welche auf die Verhinderung 
er £inschleppune einer Seuche aus dem Auslande in das Inland oder ihre 
Verbreitung im Iiüande Ton einem Ort zum andern abzielen, während diejenigen 
Maßnahmen, welche auf die Bekämpfung und Beschränkung der Krankheit 
innerhalb eines Ortes gerichtet sind, o r t s polizeilicher Natur sind. 

Entschädigungen kannte das Begulati? nicht. Das Beichsgesetz 
unterscheidet persönUche und sachliche Entschädigungen aus öffentlichen Mitteln; 
die ersteren mit Bezug auf Absonderung und Beschränkung, die anderen mit 
Bezug auf Desinfektion. Das Landesgesetz sieht im allgemeinen Ton Ent- 
schädigungen ab, Ton dem Grundsatz ausgehend, daß auf allen Gebieten des 
öffentlichen und wirtschaftlichen Lebens den einzelnen im Interesse des Ganzen 
Beschränkungen auferlegt sind, ohne daß für den erlittenen Verlust oder den 
entgangenen Gewinn Ersatz gewährt wird. Nur bei der unbemittelten BcTÖlke- 
rang ist eine Ausnahme zugelassen, wenn der Geschädigte den Schaden ohne 
Beeinträchtigung des für ihn und seine Familie notwendigen Unterhalts nicht 
zu tragen vermag. Gegen die Festsetzung der Entschädigung durch die 
PoUzeibehörde ist Beschwerde nur an die Aufsichtsbehörde (Begierungspräsident) 
zulässig. Für die nicht Entschädigungsberechtigten wird hier ein neuer Zweig 
der Versicherung gegen Desinfeküonsschaden entstehen müssen. 

Die Erledigung der Kostenfrage ist vorwiegend Sache der Verwal- 
tungsbehörden« Die Beschaffung der Mittel für die Aufgaben des Begulatiys 
Ing bisher den Gemeinden ob, namentlich die Kosten der ersten Feststdlungen 
ansteckender Krankheiten. Im Landesseuchengesetz ist die Frage der Kosten 
durch die Ausführungsbestimmungen besonders genau geregelt. An den Kosten 
dnd die Gemeinde, der Staat und der Erkrankte selbst beteiligt. 

Bei nicht leistungsfähigen Gemeinden mit weniger als M)00 Einwohnern 
und Gutsbezirken können Kreis, Provinz und der Staat unter gewissen Be- 
dingungen herangezogen werden. Auf den Staat entfallen die Kosten der ge- 
samten amtsärztlichen Feststellungen, ferner die Kosten der im Notfall zu 
Unrecht, oder ohne hinreichende Begründung ausgeführten sanitären Maßnahmen 
(§ 82, Abs. II L. G.). Auf dem von der Krankheit Befallenen lasten die Kosten 
der Schutzmaßregeln und Desinfektion, wenn er nicht unvermögend ist Für 
die einzelnen betroffenen Familien treten noch hinzu die Kosten der besonderen 
Vorsichtsmaßregeln bei Leichen, und die Kosten der Absonderung in Kranken- 
häusern, ferner die Kosten durch Verlust bei Desinfektionen und Seschränlning- 
des Gewerbebetriebs. 

Trotzdem in den Ausführungsbestimmungen dem Ge 
Sichtspunkte einer gerechten Verteilung der Bechte und 
Lasten ein deutliches Gepräge gegeben ist, wird in derPraxis 
inbezug auf die Kostenfrage mancne Schwierigkeit entstehen. 
Bezüglich der Strafen genügen einige kurze Bemerkungen. Für Ueber- 
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tretungen der aUgemeinen Bestimmiingeii des BegolaÜTB wurden bisher Ordnoogs- 
strafen angedroht; bei Herbeiffthrong Ton Schaden an Gesundheit, Leben and 
Vermögen traten die Strafbestimmnngen des allgemeinen Landrechts ein. Für 
üebertretnng der speziellen Vorschriften waren hei den einzelnen Krankheiten 
besondere Strafen Torgesehen. Im Landesseachengesetz ist das Strafyerfahren 
Tereinfacht und allgemein geregelt. Li den §§ 84 bis 86 sind in Anlehnung 
an die 8§ 44—46 der B. G. Strafyorschriften gegeben, welche Torzngsweise die 
.schnldnafte'^ Unterlassang der Anzeige, so^e die Verletzang der aaf Grand 
des Gesetzes erlassenen Anordnungen unter Strafe stellen. 

Die Einschränkung, daß die Unterlassung einer Anzeige schuldhaft ge- 
schehen sein müsse, ist im § 85 des B. G. nicht enthalten. Da nach § 1 des 
Gesetzes immer Kenntnis der Krankheit Voraussetzung der Anzeige- 
pflicht ist, so kann derjenige, welcher die Krankheit nicht richug erkannt hat, 
wegen Verletzung der Anzeigepflicht nicht bestraft werden. Bei etwaigen An- 
trägen der beamteten Aerzte wird es auf die Feststellung ankommen, inwiefern 
durch Unterlassung von Untersuchungen u. a. gefehlt worden ist. Auch ist 
bei Aerzten z.B. zu berücksichtigen, ob unter Außerachtlassung der 
Beruf spf licht nicht genügend Sorgfalt Terwendet ist zur 
SichersteUung der Diagnose einer anzeigepflichUgen Krankheit 

Die Bewegungen und Wandlungen in den Anschauungen sind zu einem 
festen Kern verdichtet. Des Gesetzgebers Bestreben geht dahin, die Entwicke- 
lang and Verbreitung übertragbarer Krankheiten zurückzuhalten und zu be- 
seitigen. Bei Gegenüberstellung yon Begulativ, Belchsgesetz und Landesgesetz 
erkennt man Erweiterungen und Beschränkungen nicht immer entspr^end 
den berechtigten Wünschen der Sachverständigen. Wenn jedoch mehr oder 
nünder lebhiSt beklagt wird, daß wichtige Punkte des Gesetzentwurfs nicht 
zur Annahme gelangt sind, so ist dies vom Standpunkt des Medizinalbcamten 
nicht zu billigen. Dieser hat mit dem nunmehr bestehenden Gesetz und seinen 
Ausführungsbestimmungen zu rechnen. Dabei ist wohl Vorsicht, aber nicht 
ängstliche Bücksichtnaiime für ihn angebracht, da er an erster Stelle das 
öffentliche Wohl, danach das Privatinteresse zu wahren hat Entstehen merk- 
liche Unzufriedenheiten oder Hemmungen im sanitätspolizeilichen Wirken, so 
wird es die Aufgabe der beamteten Aerzte sein, sie an maßgebender Stelle 
mit zweckentsprechenden Abänderungsvorschlägen zur Sprache zu bringen. 
Eine Häufung von derartigen Unterlagen wird dann hinreichen, um den gesetz- 
gebenden Körperschaften Material zur Begründung ausgleichender Nachträge 
zum (besetz zu bieten. 

Während der folgenden Diskussion trat der Kommissar des Herrn Mi- 
nisters, Herr Geheimer Ober - Medizinalrat Dr. Schmidtmann in die Ver- 
sammlung ein und wurde vom Gerrn Geh. Med.-Bat Dr. B o t h begrüßt. 

Herr Geh. Ober - Med. - Bat Dr. Schmidtmann überbrachte von dem 
Herrn Ministerialdirektor die besten Wünsche für einen glücklichen Verlauf 
der Verhandlungen. 

Li der Debatte stellte Berichterstatter auf Anfrage klar, daß die Er- 
mittelungen auf jeden Fall am Ort der Erkrankung, in zweiter Beihe erst im 
Krankenhause, in welches der Kranke eventuell gebracht sei, vorzunehmen sind. 

Herr Ob.-Beg.-Bat v. Tzschoppe riet zur Vorsicht bei Anordnungen und 
warnt vor zu scharfem Vorgehen unter Hinweis auf die schwierige Frage der 
Kosten. Die Kreisärzte soUten Vertrauenspersonen der Kreisorgane und Be- 
wohner sein und bleiben. 

Herr Geh. Bat Dr. Both pflichtete dem bei, betonte aber, daß in 
dringenden Fällen der teuerste Weg oft der billigste sein kOnne. Er legte 
das neue Formular für die Anzeige vor, aus dem ohne weiteres hervorgeht, ob 
der behandelnde Arzt mit dem Zutritt zum Kranken einverstanden ist und ob 
er an den Ermittelungen teilnehmen wilL 

Eine ausführliche Erörterung entspann sich darüber, ob in Zukunft die 
Wochenmeldungen wie bisher geschehen sollen. Berichterstatter war der 
Ansicht, daß mit Bücksicht auf die §§ 5, 7 u. 11 des Gesetzes die Meldekarten der 
Kreisärzte noch nicht entbehrlich seien, da sie Hinweise auf andere, nicht an- 
zeigepflichtige übertragbare Krankheiten enthielten^ wie Lifluenza, Malaria, 
Bredidurchfall, Gonorrhoe, Schälblasen, Masern.^) 
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Die Ansieht der Melirzalil ging dahin, daß eine Vereinfachung und 
Klärnng des Meldewesens erwünscht sei. 

H. Geh. Bat Dr. Bot h macht darauf aufmerksam, daß die Desinfektions- 
anweiBongen des Beichsgesetzes Ton denen des Preoßischen Gesetzes abweichen. 
Eine schwierige Fräse bleibe, den Zeitpunkt der Desinfektion festzustellen, 
welcher im Gesetz nicht erwähnt sei. Weder der behandelnde Arzt, noch die 
Polizei sei yerpflichtet, das Erloschen der Krankheit zu melden. Es wurde 
empfohlen, den Desinfektor Öfter nachfragen zu lassen. Im ganzen komme 
alles darauf an, das Desinfektionswesen in die Hände der Landräte gemäß 
§ 29 des L.-S.-G. la legen und Desinfektoren im Hauptamt zu haben, welche, 
wenn mOglich, jpolizeiliche Organe sein sollten. 

H. Geh. Ober-Med.-Bat Schmidtmann-etellt in Aussicht daß wie Tom 
Bundesrat Emzelbestimmungen fttr die gemeingefährlichen Krankheiten, so Tom 
preußischen Ministerium solche fttr die Übertragbaren Krankheiten heraus- 
gegeben werden sollen ; dadurch wttrden Zweifel und Mängel bei der Ausführung 
m geeigneter Weise behoben werden. 

III. Die Yerbreitoof des Unterleibstjrphiis im Begleriuigsbeilrk 
Petsdmm. 

Berichterstatter Kreisassistenzarzt Dr. W. M e y e r - Potsdam : Die Be- 
richterstattung erstreckt sich auf den Zeitraum der letzten drei Jahre, in 
denen die ZaU der Typhusmeldungen steUg gewachsen ist, Ton 517 im Jahre 
1908 auf 572 im Jahre 1904 und §87 bis Ende November 1905. 

Eine Zunahme der Typhuserkrankungen ist in 10 Kreisen, annähernd 
gleiche ZahlenTcrhältnisse in 5 Kreisen, eine Abnahme in 2 Kreisen zu Ter- 
zeichnen. Die höchste Zahl im Jahre 1905 beträgt 12,7 Erkrankungen auf 
10000 Einwohner in dnem Kreise, die niedrigste 1,0; fttr den ganzen Begie- 
rungsbezirk auf 8,84. Als Grftnde fttr das Anwachsen der Typhusmeldungen 
werden genannt: die sorgfältigen Ermittelungen der Kreisärzte an Ort und 
Stelle, die schärfer gettbte Meldepflicht, die bakteriologischen Untersuchungen 
im Begierungslaboratorium, durch die mancher Fall als Typhus erkannt wird, 
der yielleicbt als Febris gastrica iigurierte, die abnormen witterungsTorhält- 
nisse der beiden letzten Jahre und zuletzt, aber nicht zum wenigsten Ortliche 
Mißstände, wie die Häufung von Fällen in zahlreichen Ortschaften beweist 

Berichterstatter macht sodann darauf aufmerksam, daß die überwiegende 
Mehrzahl der Typhuserkrankungen an oder in der Nähe der größeren oder 
kleineren Wasserlttufe gelegen ist, so daß diese als ein Hauptverbreitungsweg 
fttr die Typhusinfektion angesehen werden müssen. 

Im Anschluß daran wird der Schiffertyphus einer Betrachtung unter- 
zogen und bewiesen, daß die zahlreichen Typhuserkrankungen unter der 
SchifferbevOlkerung im Begierungsbezirk zu der Behauptung berechtigen, die 
SchifferbevOlkerung sei ene Qiielle, aus der ständig TyphusinfektionsstrOme 
fließen. 

Weiter kommt Berichterstatter auf das Verhältnis der auf Trinkwasser- 
verderbnis und Bodenverunreinigung beruhenden Erkrankungen zu den durch 
Kontakt entstandenen zu sprechen und empfiehlt, gerade auf die durch Kon- 
takt leicht Erkrankten besonders zu achten und womöglich die Wege der 
Kontaktinfektion zu verfolgen. Von besonderer Wichtigaeit sei in beregter 
Hhidcht das Fahnden auf sogenannte ehronische Typhusbazillenträger, deren 
im Bezirk im letzten Jahre zwei ausfindiff gemacht worden wären. 

Die in anderen Begiernngsbezirken festgestellte Zahl derartiger Personen 
lisse die Vermutung zu, daß auch im Begierungsbesirk Potsdam eine grOßere 
Anzahl sich vorfinden müßten. Verdächtig in dieser Hinsicht seien Ortschaften, 
m denen der Typhus zu jederzeit regellos, oft nach längeren Zeiträumen auf- 
tritt. Zur üebernahme auf das Feststellen derartiger Typhusträser hinzielender 
sehr kostspieliger Untersuchungen müßten aUerdings die Mittel der Begierungs- 
hiboratorien bedeutend erhobt werden. Sodann müßten grOßere Krankenhäuser, 
die eigene Laboratorien besäßen, Typhuskranke nicht vor voller Gesundung, 
aach m bakteriologischem Sinne, entlassen, bezw. Individuen, die den Verdacht 
von BazQlenträgem erwecken, dem Kreisarzt und der Polizeibehörde melden. 

Im übrigen dürfe die von den Typhusträgem drohende Gefahr nicht 
flberschätzt werden, da sich die MOfflichkeit der Bekämpfung mit verhältnis- 
inäfiig einfachen Mitteln herausgestellt habe. 

jäne weitere Infektionsquelle seien ferner die ausländischen Wander- 
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arbeitec, sowie das aach in anderen Begieningsbezirken beobachtete h&nftge 
Auftreten yon Typhus unter ihnen beweise. 

Eine Sammeimolkereiepidemie mit etwa 50 Erkranknngen sei in den drei 
Jahren nur einmal zu yerzeichnen, üebertragongen durch den Kleinvertrieb der 
Milch dagegen nennmaL 

Nene Momente für die Typhnsrerbreitnng brächte somit nur die Be- 
tonung der entschieden hfiufifferen Eontaktinfeßion und die Entdeckung der 
Bazillenträger. Im übrigen habe die Eeinhaltung des Bodens und der Brunnen, 
besonders aber der fließenden Gewässer, ihre unTermindert hohe Bedeutung 
ebenso, wie die Kontrolle des Verkehrs mit Milch und Nahrungsmittel. 

Illustriert wurde der Bericht durch yier Tom Berichterstatter ange- 
fertigte Ejirten des Begierunffsbezirks, die ein überaus instruktires Bild gaben. 

Karte I brachte die Zahl' der einzelnen Typhuserkrankungen der drei 
Berichtsjahre in drei yerschiedenen Farben, 

Karte II die des Jahres 1905, 

Karte III die der Monate Olctober und Noyember 1905 und 
Karte IV in verschiedener Schraffierung die Bereclinung der T^phusfälle 
auf je 10000 Einwohner. 

Karte I zeigte besonders deutlich das endemische Verhalten des Typhus, 
sowie die Tatsache des sehäuften Auftretens an den Wasserläufen, die auf 
Karte II und sogar noch auf III deutlich sich ausprägte. Die letztere 
beleuchtete außerdem das gehäufte zeitlich zusammengehörige Typhus- 
erkrankungsbild. 

Ganz besonders charakteristisch salt die Karte IV, die in yerschiedenen 
Schraffierungen — unter 2, 2—4, 4—6. oder über 6 Erkrankungen auf 10000 Ein- 
woliner — das Verhältnis der einzelnen Kreise zueinander wiedergab. Zwei 
Kreise wiesen über 6, fünf zwischen 4 und 6, acht zwischen 2 und 4 und zwei 
unter 2 Erkranlcungen auf 10000 Einwohner berechnet auf. 

Derartige Karten unterstützen auf das beste die üebersichtlichkeit eines 
Berichts, der teilweise an sich tote Zahlen bringen muß. 

Kreisarzt Dr. Meyen zeigte einfache Karten seines früheren Wirkungs- 
kreises mit eingezeichneten Epidemiebeobachtungen, um darauf hinzuweisen, 
wie auch in kleinen Bezirken die topographischen Verschiedenheiten der In- 
fektionskrankheiten (z. B. bei Typhus, Scharlach und Kindbettfieber) zum Aus- 
druck kommen. 

Die dem Beferat folgende Debatte hatte zum Hauptgegenstand die 
Stellung der Bazillenträger für die Typhusyerb reitung. Die Feststellung eines 
zweiten derartigen Individuums teilt Kreisarzt Dr. Schulz- Nied er-Barmin mit. 
Eine weitere sehr interessante Mitteilung in der beregten Frage, die zugleich 
die Schwierigkeit derartiger Untersuchungen beleuchtete, machte Geh. Ober- 
Med.-Eat Dr. Schmidtmann. 

Zum Schluß sprach Geh. Bat Dr. Bot die Mahnung aus, die Ermittelungen 
bei Typhus mit größter Sorgfalt und mit Berücksichtigung aller in Frage 
kommenden Punkte auszuführen. Die Bekämpfung des Typhus werde an den 
Bazillenträgem nicht scheitern. 

Herr Ober-Begierunffsrat von Tzschoppe schloß die Versammlung 
gegen 5 ühr. Nach derselben vereinigte sich eine größere Anzahl Kreisärzte 
zu einem gemeinsamen Essen im nahe gelegenen «Weihenstephan*. 

Dr. Meyen -Potsdam. 



Protokoll der am 6. Januar 1906 im 81tsimgssaal 
der K5nIglicheB ttegierniiir in liOneliiirg abgehaltenen 
Medlslnallieamten -VerMmmlong. 

Anwesend die Herren: Beg.- und Geh. Med.- Bat Dr. N cell er, Ober- 
Begierungsrat Leist, Begierungassessor Botberg und sämtliche Kreisärzte. 

Beginn der Versammlung 11 ühr Tormittags. Geh. Med.- Bat Dr. 
Noeller eröffnet die Sitzung mit dem Wunsche, daß diese fruchtbringend 
sein mOge. 

L Ctosetfy betreffend die Bekimpfuig übertragbarer KnuikheiteK 
YOB 88« August 1905« Dr. Meyer- Gifhorn bespricht die ersten elf Para- 
graphen des Gesetzes, dessen Erscheinen notwendig ffewesen sei, da das 
Begulatiy Ton 1885 veraltet war und die höchsten Königlichen Gerichte eine 
Ergänzung seiner Bestimmungen im Wege des PolizeiTerordnungsrechtes für 
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unzulässig erkl&rt h&tten. Auch in den neuen ProTinzen war eine einheitliche 
Ordnung der Materie erwünscht. 

Die üeberschrüt des Entwurfes: Entwurf eines Ausftthrungs^esetzes zu 
dem Beichs^esetze, betr. die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten, 
traf nicht die ansteckenden Krankheiten und wurde daher in Bttcksicht auf 
§ 85 des Beichsgesetzes in „das Gesetz, betr. die Bekämpfung der übertrag- 
baren Krankheiten" geändert. § 1 regelt die objektiTe Anzeigepflicht 
der Yon Mensch zu Mensch, von Tier zu Mensch Übertragbaren und der nach 
dem Genuß von Nahrungsmitteln entstehenden Krankheiten. Es fehlen gegen 
früher: Masern und ansteckende Katarrhe der Augenlid - Bindehäute. Die An- 
zeigepflicht der ersteren ist fallen gelassen, weil angeblich nicht erforderlich 
und daher lässig befolgt; außerdem sei die bisherige Anmeldepflicht nur bei 
bösartigen Epidemien als halbe Maßregel zu yerwerfen. — Auch Sterbefälle 
sind anzuzeigen. Durch Streichung der ijizeigepflicht Ton Verdacht bei Typhus, 
Bückfallfieber, Kindbettfieber und Botz durch das Herrenhaus ist eine Inkon- 
sequenz gegen § 6 geschaffen. Es folgt Angabe, wem (zuständige Polizeibe- 
hörde) zu melden. Meldung innerhalb 24 Stunden, bei den Seuchen „unverzüg- 
lich*' (Definition im § 121 des B.G.B.). Anmeldepflicht des Wechsels der Woh- 
nung und des Aufenthaltsortes innerhalb 24 Stunden, auch bei der Behörde 
des neuen Aufenthaltsortes. Todesfälle sowohl an Lungentuberkulose, als an 
Kehlkopfttuberkulose sind meldepflichtig. §§ 2 und 8. Erläuteruns der zur 
Anzeige Verpflichteten. Der Haushaltungsvorstand fällt aus. falls selbst 
erkraät Unter Nr, 8 sind nur Personen zu Terstehen, die sicn berufsmäßig 
mit der Pflege von Kranken beschäftigen, auch Hebammen, die nach der 
neuen Auflage des Hebammenbuches auch Kindbettflebery erdacht anzeigen 
müssen; ob dieses rechtlich zulässig, ist dem Beferenten fraglich. Unter 
N. 4 ist nicht der Haus eigentümer zu verstehen. 

Zu § 8. Zu öffentlichen Anstalten gehören auch die Internate. 

Zu § 4. Die Anzeige kann auch im Auftrage eines Verpflichteten durch 
eine dritte Person mündlich erstattet werden. 

In den Vordruck der Meldekarten wird hinter „Stand und Gewerbe^ „ev. 
der Eltern*' vermißt. 

Die Listen, die den Polizeibehörden zu führen aufgegeben sind, haben 
auch die Kreisärzte zu führen (Eeg.-Verl vom 80. Nov. 19<&). 

Bei Epidemien ist die gesetzliche Anzeigepflicht in Erinnerung zu 
bringen, ferner aufklärend auf das Publikum zu wirken. 

§ 5. Die Befugnis, die Anzeigepflicht auf Influenza^ Keuchhusten, 
Malaria, Bötein, Syphilis und andere auszudehnen, wäre besser dem Begierungs- 
Präsidenten übertrascen, des schnelleren Eingreifens wegen. 

Im hiesigen Begicrnngsbezirke müssen Schulen das Fehlen eines Kindes 
wegen ansteckender Krankheit auch weiterhin melden und Kreisärzte bei Auf- 
treten einer nicht meldepflichtigen ansteckenden Krankheit sofort dem Begierongs- 
Präsidenten berichten. Es folgt Besprechung des § 6 sowie der §§ 6—10 des 
Beichsesetzes und §§ 82 und 88 der Dienstanweisung betr. Ermittelungen. 
Erweiterung des § 82 a durch § 6 des Gesetzes. Kein Arzt ist verpflichtet, 
dem Ersuchen der Polizeibehörde um Ermittelungen nachzukommen. 

§ 82 b ist durch das neue Gesetz wesentlich eingeschränkt, da Er- 
mittelungen im Verlauf der Epidemie nur im Einverständnis mit der Polizei- 
behörde Torzunehmen sind. Diese Einschränkung ist sehr zu bedauern. Der 
Kreisarzt soll z. B. bei Diphtherie und Scharlach die nötigen Schutzmaßregeln 
anordnen, ohne die Wohnung usw. zu kennen. Diesem Mangel sucht die 
Beg.-Verf. vom 80. November abzuhelfen durch die Weisung an die Land- 
rlÜi, bei Zweifel über ausreichende, genügende Absonderung den Kreisarzt zu 
requirieren. 

Die Weisung, den behandelnden Arzt zuzuziehen, ist mißlich, wenn 
mehrere Aerzte bebandeln. Die Erklärung des behandelnden Arztes, daß der 
Zutritt des Kreisarztes zu dem Kranken diesem gefährlich sei, muß in 
praesenti abgegeben werden. Unter den Untersuchungen (Ausftthrungs- 
bestimmungen zu § 6) sind sämtliche Ermittelungen zu verstehen. Nach der 
Beg.-Verl vom 80. November sind bakteriologische Untersuchungen nie zu 
unterlassen (hyg. Institut in Göttingen oder Kiel). 

Die in den §§ 2 und 8 aufgeführten Personen sind verpflichtet, Aus- 
kunft zu erteilen. 
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Montags - Nackweisiuigeii sind auch Ton den Kreisärzten einzusenden. 

Formulare für Typhusermittelungen werden empfohlen und rorgelegt 

Schutzmaßregeln. Bei Gefohr im Verzuge hat der Kreisarzt nur 
die zunächst erforderlichen Maßregeln anzuordnen (Tergl. § 8 des Kreisarzt- 
gesetzes vom 16. Sept. 1899). DiesbezOgliche Formulare sind wünschenswert 

Leichenschau kann angeordnet werden in Orten, die Ton Milzbrand, 
Hotz, Buhr und Typhus befallen (Beichsseuchengesetz : nur bedroht) sind. 

§ 7 ist die Konsequenz des § 5. 

§ 8. Schutzmaßregeln entgegen dem Beichsgesetz für jede Krankheit 
besonders aufgeführt. Die Ausführungsbestimmunffcn werden herrorgehoben : 

I. Einer Beobachtung (a. gewöhnliche, ohne Belästigung der betr. 
Person, b. yerschärfte bei Obdachlosen und Umherziehenden) kOnnen unter- 
worfen werden Kranke und KrankheitsTerdächtige bei KOmerkrankheiten, Botz, 
Bückfallfieber und Typhus-, femer krankheits- und ansteckungsrerdächtige 
Personen, sofern sie gewerbsmäßig Unzucht treiben bei Syphilis, Tripper und 
Schanker. Ansteckungsrerdächtige Personen bei Tollwut. Typhusbazillen- 
träger sind zur Befolgung der Desinfektionsmaßregeln anzuhalten. 

n. Meldepflicht der aus Terseuchten Gegenden zureisenden Personen. 

ni. Absonderung. Durch die Streichung der Worte des Entwurfes 
„und Behandlung** in dem Passus „als den zu seiner Pflege (und Behandlung) 
bestimmten Personen** ist dem Kurpfuscher der Zutritt zu den Kranken yer- 
boten. „Berührung** gleich jede Annäherung zum Kranken. 

Ueberführung in ein Krankenhaus bei mangelhafter Absonderung; nur 
bei Zustimmung des behandelnden Arztes, daß die Ueberführung dem Kranken 
nicht schädlich ist, zulässig, wodurch der behandelnde Arzt schließlich allein 
die Entscheidung in Händen hat. Auf freiwilligen Eintritt in ein geeignetes 
Krankenhaus ist hinzuwirken. Geeignet heißt soTiel, daß besondere Ein- 
richtungen einen Schutz gegen Weiterverbreitung gewähren. Das Urteil des 
behandelnden Arztes, ob die Isolierung eines diphtherio- oder scharlachkrankeu 
Kindes genügend ist, ist dem des Kreisarztes gleichgestellt, braucht jedoch 
bei ey. Nichterscheinen des behandelnden Arztes, nicht eingeholt zu werden. 

Nr. IV— X der Ausführungsbestimmungen werden dem Wortlaute nach 
Torgetragen. 

Zu XI wird besonders darauf aufmerksam gemacht, daß auch die be- 
handelnden Aerzte die Notwendigkeit der Desinfektion betonen sollen, und 
daß bei Lungen- und Kehlkopftuberkulose auch die fortlaufende Desinfeiktion 
angeordnet werden kann. 

Zu Xn. Betr. die Beförderung von Leichen auf Landwegen oder 
Eisenbahnen ist Ton Fall zu Fall zu entscheiden. 

Endlich ist noch zu erwähnen die Verpflichtung des behandelnden 
Arztes zur Benachrichtigung der Hebamme bei Kindbettfieber und die An- 
wendung Ton Schutzmaßregeln bei Verdacht auf Kindbettfieber, Bückfall- 
fieber, Typhus und Botz. 

Zu § 9. Behandlungszwang kennt das Beichsgesetz nicht. 

§ 10 gibt dem Staatsministerium dieselbe Befagnis, die § 24 des Beichs- 
gesetzes dem Bundesrat gibt. 

§ 11 ist eine Konsequenz der §§ 5 und 7. 

Bedner schließt mit den Worten des Ministers, daß die Medizinalbeamten 
mit Umsicht, Bestimmtheit und Entschlossenheit yorgehen, aber über das Maß 
des unbedingt Erforderlichen nicht hinausgehen möchten. 

Med.-Bat Dr. Meyer- Dannenberg referiert zunächst über den IV. Ab- 
schnitt des Seuchengesetzes (Verfahren und Behörden), indem er sich 
insbesondere darüber ausläßt, welche Organe unter Polizeibehörden und welche 
unter beamteten Aerzten zu Torstehen seien. 

Vom fünften Abschnitt (Entschädigungen) werden die §S 14—24 
inhaltlich wiedergegeben, von denen die §§ 21—23 für die Medizinidbeamten 
weniger tou Wichtigkeit sind. Bcferent nimmt an, daß Anspruch auf Eat* 
Schädigung häufig gestellt werden wird. 

Vom VI. Abschnitte interessiert den Medizinalbeamten lediglich die Fest- 
stellung der Kosten seiner und die Bemühungen des praktischen Arztes. 
Für Feststellung der ersten Fälle von Scharlach, Diphtherie und Kömer- 
krankheiten ist nach der Gebtlhronordnung vom 15. Mai 1896 auch seitens des 
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Kreisarztes zu liquidieren^). Daß diese Berechnnog für den Kreisarzt gflnstiger 
Ist, wird in einem Beispiel erläatert 

Besonders besprochen wird der § 29. Beschaffung der noch fehlenden 
Einrichtungen soll sofort in die Wege geleitet werden, besonders sollen Des- 
infektoren für die Schlußdesinfektionen angestellt und die bereits ange- 
stellten bei der im Laufe des Jahres 1906 Torzunehmenden Nachprüfung nament- 
lich auf Anlage 5 hin geprüft werden. Der Vil. und Vm. Abschnitt (Straf- 
Torschriften und Schlußbestimmungen) werden inhaltlch besprochen 
und dann zur Besprechung der Desinfektionsanweisung übergegangen, 
und zwar auf die Anwendung der Desinfektionsmittel. Mehr Gewicht als bisher 
Ist auf die Desinfektion w fi h r e n d der Krankheit zu legen; hierdurch würde eine 
ganze Beihe Ton üebertragungen aus der Krankenstube zu yermeidon sein. 

Desinfektion während der Krankheit: 

1. ünschftdlichmachung aller Ausscheidungen (Sekrete der Augen- 
Orannlose, Wochenfluß bei Kindbettfieber usw.), Angabe der Dednfektionsmittel. 

2. Desinfektion der Bett- und Leibwäsche der Kranken durch Eintauchen 
In desinfizierende Flüssigkeit empfiehlt sich mehr als das Auskochen, bei dem 
die undesinfizferte Wäsche in die Küche geschleppt werden muß. 

8. Tätliche Desinfektion des Fußbodens mit desinfizierender Flüssig- 
keit. Yerbrennf'n des Kehrichts. 

4. Desinfizierung der Schmutz- und Badewässer. 

Die Lakmusprobe kann vielen Laien nicht zugetraut werden ; es empfiehlt 
sidi Angabe einer bestimmten Menge von Chlorkalk. 

6. Die Desinfektion der Hände mit Karbol oder KresollOsung ist nicht 
zu lanice auszudehnen und dafür Torher Waschung mit Seife und Bürste an- 
zuwenden, um die Hände zu schonen. 

6. Desinfektion der Eß- und Trinkgeschirre. 

Für die Auswahl der einzelnen Desinfektionsmittel ist oft der Preis 
ausschlaggebend. 

Die Schlußdesinfektion ebenso wie im Beichsgesetze. Auf die- 
selbe wird an der Hand des Gesetzes eingegangen. Zuerst die Oberflächen- 
desinfektion yermittels Formaldehyd, schon um dem Desinfektor bei den 
weiteren Manipulationen einen Schutz zu gewähren. Dann Desinfektion des 
Baumes mit besonderer Berücksichtigung der Lagerstätte. Desinfektion der 
Möbel, Pelzsachen usw. Der Transport von Gegenständen zu dem Desinfektions- 
apparat ist besonders sorgfältig einzurichten, in geschlossenen Kästen oder 
nät Karbollösnng angefeuchteten Tüchern. 

Ref. hebt nochmals den Wert der Desinfektion während der Krank- 
heit henror. Li den hiesigen, rein ländlichen Kreisen herrsche große ün- 
Sauberkelt; die laufende Desinfektion soll der ünsauberkeit entgegenarbeiten 
und die Vernichtung der Keime anstreben. Die Schlußdesinfektion mit Forma- 
Un kann bei den undichten, ländlichen Wohnungen nur Ungenügendes leisten; 
dazu können die Wohnungen oft nur schlecht oder garnicht entbehrt werden. 
Es muß die mechanische Schlußdesinfektion nur eine erweiterte Art der schon 
während der Krankheit laufend ausgeführten Desinfektion sein. 

Zu Anfang der sich anschließenden Diskussion erschien Herr Begierungs- 
präddent t. Oertzen. 

Beg.- und Geh. Med.- Bat Noeller hielt die Anweisung, daß Hebammen 
auch den Verdacht eines Kindbettfiebers anzuzeigen haben, für yereinbar mit 
doi geltenden Gesetzen. Ganz abgesehen davon würden die Hebammen einem 
diesl^üglichem Wunsche der Kreisärzte sich wohl meistens fügen. 

Nach § 6 beider Gesetze kOnne der Begierungspräsident den Kreisärzten 
Auftrag geben, in jedem, nicht nur in dem erstem Typhusfalle Ermittelungen 
anzustellen ; dieses sei sehr erwünscht, da in vielen Kreisen Typhus herrsdie. 

Med.- Bat Dr. Langerhaus: Daß jeder Typhus amtlich festgestellt 
werde, sei nach der Begründung des Gesetzes nOtIg. 

Beg.- und Geh. Med.- Bat Dr. Noeller: Daß 'die Anzeige bei Typhus- 
Terdacht ausgeschlossen, sei sehr zu bedauern. 

Kreisarzt Dr. Itzerott: Es ist erwünscht, daß die Kreisärzte von 
Typhuzerkrankungen in den Nachbarkreisen benachrichtigt werden. 

Beg.- und Geh. Med.-Bat Noeller: Diese Forderung sei bereits Ton 
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anderer Seite ans gestellt, aber den meisten Ereis&rzten 211 schwierig er- 
schienen. Er halte die Benachrichtigung fttr wtüischenswert 

Kreisarzt Dt. Hey er- Gifhorn bemerkt, daß der Begiemngs-PrisideBt 
in Blildesheim eine solche Benachrichtigung der Polizeibehörde angeordnet habe» 

Kreisarzt Dr. Itzerott: Dasselbe geschehe in Potsdam durch die 
Kreisärzte. 

Beg.- und Geh. Med.- Bat Dr. N e 1 1 e r : In den Ausftthrungsbestimmungen 
zu Nr. SXL ist zwischen dem ersten Satze und dem letzten Absatz ein Wider- 
spruch, die Beg.-Verf. vom 80. November 1905 schließt sich der Fassung des 
letzten Absatzes an. FOr die Beförderung der Leichen auf der Bahn g&be es 
allgemeine Vorschriften. 

Kreisarzt Dr. Meyer -Gifhorn: Diese Vorschriften erstreckten sich nicht 
lediglich auf ansteckende Krankheiten. 

Beg.- und Geh. Med.- Bat Dr. No eller: Er stimme den Ansfflhmngen 
des zweiten Beferenten TolLitändig bei, daß die fortlaufende Desinfekuon 
besonders wichtig sei; dieselbe den Angehörigen zu Überlassen, sei unsicher; 
Wärter wie in Arnsberg anzustellen, fttr die nächste Zeit aussichtslos. Dagegen 
hätten sich die Krankenpflegerinnen, die von verschiedensten Vereinen an- 
gestellt seien, sehr bewährt, z. B. bei einer Typhusepidemie in Uelzen (Milch- 
epidemie aus Besehe). In anderen Fällen sei es noch besser gelungen, Kontakt- 
infektionen zu vermeiden. 

Beg.- Präsident v. Gertz en: In der Konferenz der Landräte sei fest- 
gestellt, daß der Kreis Uelzen' in bezug auf die Krankenpflege an der Spitze 
stehe; die übrigen Kreisärzte möchten dem nacheifern. 

Beg.- und Geh. Med.- Bat Dr. Noeller: Anfrage, ob die Einftthrung 
der Typhusformulare zweckmäßig sei; es empfehle sidi vielleicht, dieselben 
zwecks Beurteilung jedem einzelnen Kreisarzt zuzusenden. 

Beg.- Ass. Bot borg hält in § 6 die Bestimmung, daß der behandelnde 
Arzt den Zutritt zu Kranken verbieten könne, fttr sehr bedenklich, besonders 
bei Konflikten mit den praktischen Aerztcn; sie hemme das Einschreiten der 
Kreisärzte. So habe ein Arzt stets den Zutritt verboten, es seien erhebliche 
Sachen versäumt und böse Folgen gezeitigt. Es sei eine zu sentimentale Fassung. 

Beg.- und Geh. Med.-Bat Dr. Noeller: Die Ausftthrungsbestimmungen 
schwächen den § 6 ab, indem die Anzeigen kurzfristig sind. 

Med.-Bat Dr. Langerhaus: In Praxi ergäben sich nur geringe 
Schwierigkeiten, da die meisten Aerzte die Mitwirkung der Kreisärzte gern 
sähen, weil ihre Stellung dadurch gefestigt wttrde. Von Bruns, Minden, sei 
ein Formular zur Mitteilung an den behandelnden Arzt gedruckt 

Ober -Beg -Bat Leist hält dieses Formular fttr zweckmäßig. 

Kreisarzt Dr. Droves wttnscht in diesen Formularen den Hinweis auf 
das Becht, den Zutritt zu den Kranken zu verbieten, gestrichen. Ob dieses 
Becht nur in praesenti ausgeübt werden könne, erscheine ihm zweifelhaft. 

Beg.- und Geh. Med.-Bat Dr. Noeller: Das Verbot des Zutritts zu 
Kranken berechtige die ungttnstigsten Verhältnisse anzunehmen. 

Kreisarzt Dr. Meyer-Dannenberg erzählt einen Fall, in dem dieses 
sehr günstig wirkte. 

Beff.-Ass. Botberg: Praktisch sei es oft unmöglich, den Arzt recht- 
zeitig zu oenachrichtigen, z. B. wenn man in Haus a erfahre, daß in Haus b 
ein weiterer Kranker sei, dessen behandelnder Arzt 10 km ^tfernt wohnt. 

Kreisarzt Dr. Brandt: Ob es zulässig sei, sich Generallizenz von einem 
Arzte geben zu lassen, sei ihm sehr zweifelhaft. 

Beg.-Ass. Bot borg: Bezttglich der §§ 29 und 80 sei es wünschens- 
wert, wenn einheitlich vorgegangen werde. 

Beg. und Geh. Med.-Bat Dr. Noeller: Hinweis auf die Beg.- Verf. vom 

80. November 1905. Diesbezüglicher Bericht zum 1. JulL 

Kreisarzt Dr. Brandt wünscht, daß auf Grund des § 29 Leichentrans- 
portwagen angeschafft werden, da der Transport oft jeder Kritik spotte. 

Kreisarzt Dr. M ey e r- Dannenberg : Die Leichen wttrden oft transportiert 
auf Kastenwagen, auf denen außer der Leiche die Frauen Platz nähmen, hinter 
demselben gingen dann die Eloder. 

Beg.- und Geh. Med.- Bat Dr. Noeller: Die Polizeiverordnnng vom 

81. Dezember 1898 decke sich mit dem Gesetze und sei also noch in Kraft 

Med.- Bat Dr. Langerhaus: §29 biete keine Handhabe, hygienische 
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Einrichtungen, wie Wasserleitungen usw. durchzusetzen; dagegen tue dieses 
§ 85 des Beidisseuchengesetzes. 

Beg.- und Qeh. Med.- Bat Dr. No eller: Ihm sei letzteres zweifelhaft. 

Kreisarzt Dr. Hey er- Dannenberg: Die Transportmittel zur Beförderung 
der Kranken geben yieliach zu Bedenken Anlaß. 

Kreisarzt Dr. B ra n d t will in allen Ortschaften mit Uber 800 Einwohnern 
einen Krankheitsbeobachtungsraum einrichten. 

Kreisarzt Dr. Meyer- Dannenberg: Dieses sei nur mOglich und nfttzlich 
in Orten, wo eine Krankenpflegerin sei (Zastimmung). 

Derselbe yermißt die Anweisung, wie Brunnen zu desinfizieren sind. 

Med.- Bat Dr. Langerhaus: Bei Brunnen, die nicht zu tief seien, 
emj^fehle sich Dampf, sonst Kalkwasser. Wandungen nicht yergessen. Erst 
desmiizleren, dann auspumpen. 

Kreisarzt Dr. Meyer-Dannenberg bemerkt, daß Tielfach Aerzte die 
Todesfälle nicht anzeigten. 

Beg.- und Qeh. Med.- Bat Dr. N cell er: Dieser Passus sei in den Ver- 
öffentlichungen extra fett gedruckt gewttnscht. 

Kreisarzt Dr. Meyer- Dannenberg: Die Meldeformulare seien unprak- 
tisch. Bei Besichtigung derselben wird dieses allgemein anerkannt. 

Kreisarzt Dr. Dreyes wünscht Karten in Form der Kartenbriefe, doch 
nur auf einer Seite bedruckt. 

Die Postkarte wird einstimmig als das angenehmste Formular bezeichnet. 

Kreisarzt Dr. Brandt hält beide, Postkarten und Kartenbriefe (ge- 
schlossen), fflr notwendig. 

Beg.- und Geh. Med.- Bat Dr. Noeller: Bei Neubeschaffurg sollen 
diese Wttnsche berticksichtigt werden. 

Kreisarzt Dr. Brandt wünscht, daß den Krankenanstalten Anzeige- 
formulare zugehen. 

n. üeber die auf den StromüberwachnngssteUen gemaehtoii Er- 
fkhniogeii referiert zuerst Kreisarzt Dr. Meyer- Gifhorn, bsoweit Cholera- 
kranke oder Choleraverdächtige nicht in Frage kommen. Er gibt zunächst 
eine kurze Beschreibung der Stromüberwachungsstelle zu DyhemÄirt, einem 
Ort Yon ca. 1500 Einwohner, der 29 km unterhalb Breslau an der Oder liegt. 
Die Ueberwachungsstation war 5 Minuten Weges vom Orte entfernt angel^ 
und durch eine hohe weiße Flagge und ein Sduld mit der Aufsdirift «Ueb^- 
wachungsstelle, Anhalten^ kenntbch gemacht. Am Ufer befand sic^ än Zelt 
mit Vorräten an Desinfektionsmitteln, mit 2 Tragbiüiren, mehreren Tüchern 
und Gerätschaften zum Desinfizieren. Auf dem Flusse lagen ein kleiner 
Dampfer, dessen vordere, bequem eingerichtete Kajüte als Aufenthaltsraum 
für die Aerzte und zugleich als Bureau zur Erledigung der schriftlichen Ar- 
beiten diente, und zwei kleine Boote für je 1 Desinfätor und den Bootsführer. 
Außer den beiden Aerzten waren auf dem Dampfer ein Gensdarm, ein Hülfs- 
polizist, ein städtischer Desinfektor aus Breslau und das Dampferpersonal 
tätiff. Ein «Wohnungskahn^ diente der dienstfreien Mannschaft sowie der 
Nachtwache als Aufenthalt. Trinkwasser mußte anfangs Priyatbrunnen an 
beiden Ufern der Oder entnommen werden ; später wurden 2 Abessinierbrunnen 
hergestellt. In Dyhemfurth selbst war im leicht erreichbaren Armenhause ein 
Zimmer zur Desinfektion von Gegenständen mittelst Formalin yollständig 
fertig hergerichtet und im Hotel ein Zimmer mit Mikroskop und den not- 
wen£gen ütensilien zur mikroskopischen Untersuchung ausgestattet. Und im 
Klosterkrankenhause zu St. Hedwigsruh waren ein Zimmer mit 4 Betten für 
Cholerakranke und 4 Zimmer mit je 2 Betten für Choleraverdächtige bereit- 
gestellt. 

Die Untersuchung der Schiffe wurde gemäß AnL 9 der Anwd- 
sung des Bundesrates vorgenommen, und bei dieser Gelegenheit gemäß §70 
der Dienstanweisung außerdem die Aufmerksamkeit auf die hygienischen Ver- 
hältnisse an Bord gerichtet. Je 1 Arzt und 1 Polizeibeamter untersuchten 
gleichzeitig die Vorder- und Hinterwohnung. Morgens wurden oft mehrere 



nie stockte. Jedes Fahrzeug mußte sich frisches Trukwasser aus den 
teilweise erst neu erbohrten Brunnen, die einwandsfrei waren, holen. Beferent 
schildert hierauf die Ausführung der Desinfektion unverdächtiger Fahrzeuge. 
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Die Aborte der Dampfer wurden zageklebt, am ihre Benutzung zu yerhindem. 
Hinsichtlich der nach Beendigung der Eeyision auszustellenden Scheine wird 
der Vorschlag gemacht, den Vordruck auf der Bückseite «I. Familienangehörige 
des Ftlhrers'' in Zukunft in .1. Führer und Familienangehörige desselben* 
umzuändern, damit die Zahl der auf der Vorderseite yerzeichneten mit der 
Zahl der auf der Bttckseite aufgeführten Personen übereinstimmt 

Während die Schiffer in der ersten Zeit der Ueberwachnng den Beamten 
der Station im allgemeinen freundlich entgegen kamen und sich mit geringen 
Ausnahmen den Anordnungen fügten, zeigten sie sich später widerspenstig und 
schimpften zuweilen derartig auf die üeberwachungsstellen und die Begierung, 
daß mit Bestri^ung gedroht werden mußte. Aoscheinend waren sie während 
ihres langen Aufenthalts in Oberschiesien verhetzt. Suchten sich Schiffer der 
Bevision zu entziehen, wurde die Bestrafung derselben herbeigeführt; jedenfalls 
hat die Ueberwachuogsstelle das Becht, die Ankerung auch mit Gewalt her- 
beizuführen. In diesem Sinne entschied auch der Begierungspräsident zu 
Breslau: Die Beyision sei gegebenfalls mit Gewalt (z. B. durch Verhaftung 
des Führers) zu erzwingen. 

Beferent gibt sodann eine Schilderung über den Bau der früher aus- 
schließlich im Gebrauch beflodlichen Oderkähne in bezug auf ihre Größe 
und eine Beschreibung der jetzigen Kähne, ihrer GrOße, Einrichtung und hygie- 
nischen Mängel Die hauptsächlichsten Teile eines Oderkahnes sind: Die 
Hhiter- und Vorderwohnung, der Laderaum und die Gäte. die oftmals als 
Bumpelkammer und zur Aufbewahrung des Abortkübels oient. Die Hinter- 
wohnunff für die Schiffsführer wird genau beschrieben ; sie ist 2,4—8,25 m lang, 
2,7,-4.4 m breit und 2,1—2,37 m hoch, der Fingang mit soff. Kappe durch- 
schnittlich 57 cm breit und S8 cm hoch. Die steile Treppe ftuirt in die fast 
stets überheizte Küche. Das Wohnzimmer, von der Küche mdst durch eine 
Schiebetür getrennt, dient zugleich als Schlafzimmer. Der Kubikraum, der 
15—25 cbm beträgt, allerdings wesentlich durch das Mobiliar yerengt, 
genügt reichlich für zwei Personen. Sehr eng war der Baum, falls n<^ 
Kinder da waren [unter 8000 Kähnen wurde der Baum bei 1768 = 59,8 ^/o 
nur Tom Führer, bei 588 = 17,7 */o auch von der Ehefrau und bei 704 = 
8,5^/0 yon (1—8) Kindern benutzt]. Die Beleuchtung war meist sehr mangel- 
haft durch 1—2 Fenster, je 50 X 45 cm eroß; auf den neuen Fahrzeugen 
erfolgt sie häufig durch Oberlicht Auch die Lüftung war meist mangelhaft 
außer bei Oberfichtfenstern und Windfängern. Wünschenswert sind deshalb 
Oberlichtfenster oder Fenster nach Art der Eisenbahnabteilfenster. Der sog. 
Standraum, hinterster Baum des Kahnes, dient als Vorratskammer. 

Die kleinere Vorderwohnung, zu der eine sehr enge und steile Treppe 
führt, hat bei einer Länge von 1,25—4 m, einer Breite yon 8,8—6 m und 
einer Höhe yon 1,45—1,90 m einen Luftinhalt yon 7,9—85,6 cbm. Man 
findet hier 1—8 Betten; ein großer Uebelstand in moralischer Beziehung 
ist, daß oft ein Ehepaar und daneben 1 oder 2 Bootsleute in demselben Baum 
schlafen. Bei den 8000 untersuchten Kähnen hatten 1260 = 48 ^0 1 Boots- 
mann, 1570 = 52,8^/0 2 Bootsleute, 170 = 5,7^,0 8 Mann Besatzung, in 76 
Fällen hatte ein Bootsmann Frau oder Familie bei sich. Die Beleuchtung der 
Vorderwohnung ist ebenfalls sehr mangelhaft; die Heizung erfolgt durch den 
Herd bei fehlender Ventilationsyorrichtung. Eine Vergrößerung der Wohnung 
bei gleichmäßiger Höhe, Teilung des Baumes in Küche, Wolm- resp. Schlaf- 
zinuner, Vergrößerung der Fenster, Verbesserung der Ventilation sind wünschens- 
wert Der Schaffranm, die äußerste Spitze des Kahnes dient als Aufbewah- 
rungsort. Die Ordnong und Beinlichkeit in den Bäumen waren im allgemeinen 
gut, wo nicht, wirkte die üeberwachunffsstelle günstig. 

Beferent hebt heryor, daß es nicht möglich sem dürfte, den Gebrauch 
des Flußwassers ganz auszuschalten, doch mn& dieser möglichst eingeschränkt 
werden, besonders dadurch, daß bessere Trinkwassereinrichtungen auf den 
Fahrzeugen hergestellt werden und an den üfern für einwandfreies Trink- 
wasser (ohne ausscheidendes Eisen) gesorgt wird. 

Beferent beantragte bei der Begierung zu Breslau, in bezug auf den 
ersten Punkt einen Druck auf die Bhedereien auszuüben; es erfolgte allmählich 
erhebliche Besserung. Die Gewöhnung der Schiffer an Brunnenwasser muß sdion 
außerhsdb der Epidemiezeit geschehen (Kontrolle an den Schleusen). Als not- 
wendige Menge sind etwa 15—17 1 pro Tag und Kopf anzusehen. Tonnen yon 
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90—60 1, die yon Zeit sn Zeit aoBgeachwefelt werden, verdienen als Behälter 
den Vorzug und zwar muß je 1 am Torderen und liinteren Teil des Schiffes 
aufgestellt sein. Außerdem erscheint es angezeigt, daß die Wasserentnahme- 
steflen an den üfern durch die Kreisärzte bei Gelegenheit der OitsbesichÜ« 
gungen besonders genau kontrolliert werden. 

Der Unsitte, die Fäkalien direkt in den Strom zu entleeren, wird 
dadurch abgeholfen werden können, daß in der Gäte ein Abort mit einem 
Kalkmilch enthaltenden Kübel eingerichtet wird, der durch eine Treppe er- 
reichbar sein muß. Auch auf den Dampfern ist aas Kübelsystem einzuführen, 
selbst für die seuchenfreie Zeit 

Von der Belehrung durch die Donkschrift: »Wie schützt sich der 
Schiffer vor Cholera* hat Beferent keinen wesentlichen Vorteil verspürt 

In Dyhernfurt wurden vom 15. September bis 10. November 4476 Fahr- 
zeuge (darunter 83 Flöße und 483 Dampfer) mit 17961 Personen (8180 Schiffer, 
9377 Bootsleute, 554 andere Personen) revidiert. Die Eevision eines Fahr- 
zeuges dauerte nie länger als 10, meist nur 5 Minuten. Die Bevision der 
Fahrzeuge, die Morgens auf diese warteten, dauerte 1—2 Stunden» nur an 
zwei Tagen bis Mittag, da stets Fahrzeuge wieder nachkamen. Eine Be- 
schwerde der Schifferinnung, wonach die Anstauung der Kähne oft eine Länge 
von 5—7 km orreichen sollte, erwies sich nicht nur als unwahr, sondern als 
überhaupt unmöglich. 



Dampfers, um rascher und schneller arbeiten zu können, sonst ist das Personal 
zu überlastet Der schlechte Untergrund der Ueberwachunffstelle Dyhernfurt 
hat nur zu ungefähr 6 Havarien (= 0,8 ®/o) Anlaß gegeben, <ue übrigen 6 waren 
durch die Ungeschicklichkeit der Schiffer voranlaßt. 

Zum Schluß macht Beferent noch Angaben über die Laufzettel, die täg- 
lichen Uebersichtskarten, Tagebuch, Verzeichnis der Personen und Qegenstände 
der Ueberwachungsstelle, I^gistrierung. £r hält es für zweckmäßig und 
spricht dabei den Wunsch aus, daß eine größere Einheitlichkeit im Betriebe der 
Ueberwachungsstellon eintreten möge, eine solche werde am leichtesten durch 
eine mündliche Aussprache der Leiter der Stationen erreicht werden. 

Kreisarzt Dr. 1) r e v e s - Walsrode referiert darauf über die Ermittelung, 
Isolierung der Verdächtigen und Desinfektion. Zunächst folgen einige Bemer- 
kungen zu dem vorhergehenden Beferat. 

Wie verschieden der Dienst geregelt war, das zeige besonders deutlich 
der Vergleich der Stationen Dyhernfurt und Crossen. Während dort, falls 
nicht die Schiffahrt sehr stark war, beide Aerzte sich vertreten konnten, hatte 
in Crossen ein Arzt den Stationsdienst, ein anderer den Stromdienst Die 
Arbeit des ersteren wurde noch dadurch vermehrt, daß der Aufenthaltsraum 
desselben mehrere 100 m von der Landungsstelle des Bootes entfernt lag und 
das Erklettern der oft Vit m hohen Bordwand von dem niedrigen Kahue aus, 
starke körperliche Qewandheit voraussetzte. 

Die Einheitlichkeit des Dienstes muß auch durch die Einheitlichkeit des 
Laufzettels gewahrt werden, an deren Kopf, zwecks rascher Orientierung 
Bubriken für Anzahl der Männer, Frauen, Kinder, Vorhandenseins von Fässern, 
Abortkübel, schwarze und gelbe Flagge anzubringen sind. 

Gegen eine dem Dampfer zu erteilende Erlaubnis, auch nachts durch- 
zufahren, ist nichts einzuwenden, da es gleichgültig ist, ob die Dampfer auf 
der einen oder anderen Station revidiert werden, doch müssen sie sich ver- 
pflichten, sich in gewissen Zwischenräumen, etwa alle 85 Stunden einmal unte- 
suchen zu lassen. Dadurch wird Verdächtigung entkräftet, als ob durch die 
Behinderung der Dampfer der Schlepplohn in die Höhe getrieben werde; 
tatsächlich erfahren Eildampfer einen unangenehmen Aufenthalt Die Schrift: 
»Wie schützt sich der Schiffer gegen Cholera*', Klaubt Beferent, sei doch von 
Nutzen, nur müsse dieselbe so abgefaßt sein, daß sie auch tatsächlich gehalten 
werden könne. 

Die Ablehnung der Arbeiter muß alle acht Tage durch eine öffentliche 
Kasse erfolgen. Königliche Dienstfahrzeuge müssen der Kontrolle selbst- 
verständlich dann unterliegen, wenn sie ihren Dienstbezirk verlassen; sie müssen 
mit JEänrlchtung der Aborte usw. mit gutem Beispiel vorangehen. 

Es empfiehlt sich vielleicht, eine sogenannte Cholerazeitung auf den 
Sehiffei zu verteilen, zur Aufklärung über den Stand der Cholera und sonstigen. 
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den Schiffern interessierenden Fragen (Behandlung der Fisser, Em&hrong der 
Säuglinge auf den Kähnen usw). — Eine yermehrte ünsufriedenheit am 
Schlüsse des Dienstes hat Eeferent nicht bemerkt 

Beferent wendet sich zu seinem eigentlichen Thema und bespricht zuerst 
das Verfahren, die Verdächtigen aufzufinden: Beobachtung des Personids 
schon beim Anfahren. Schlaifer Eindruck, blasse Gesichtsfarbe, ey. infiziertes 
Konjunktiven. Bestand dieses. Vorzeigen der Zunge. (Von jedem Schiffer sidi 
die Zunge zei^^en zu lassen, ftthrte dazu, daß das Personal die Sadie als ülk 
auffaßte.) Weiterer Schritt: G^urren im Leibe, Temperatur, Puls. Examinierung 
(Aufdecken verschiedener Erkrankungen). Frage nach Durchfall, mit der Ver- 
sicherung, daß die Bejahung nicht die ^olierung bewirke. — Es ergaben sidi 
drei Stufen von Verdächtigen: 

1. Entfernte Möglichkeit: Einsendung des Stuhls (ey. durch Glyzerin- 
zäpfchen herbeigefflhrt) oder des Blutes ks hygienische Institut. Vermerk 
auf dem Laufzettel. Entnahme des Blutes durch Pravaz- Spritze aus einer 
Armvene nie schwierig. Ausrftstung der Station mit Kapillarröhrchen in Ver- 
packung wünschenswert. 

2. Leichter Verdacht (nur gezeitigt durch dholeragefahr) wie sub 1. 
Femer Verpflichtung des Schiffsf&rers, den betr. Insassen nicht ans Land 
gehen zu lassen. Weitermeldung des Kahnes an nächste Station durch Tele- 
gramm, bei denen die Worte, da kostenlos, nicht zu sparen sind. 

8. Verdacht auf schwere infektiöse Darmkrankheit: Isolierung. Es ist 
oft nicht leicht, hindurch zu layieren zwischen der Verantwortlichkeit, einen 
Cholerakranken durchzulassen oder ein Fahrzeug umsonst festzulegen. — 

Der Fall Helmich lehrt, daß es im eigenen Interesse der Choleraärzte 
liegt, genau Buch zu führen, auch betr. der Stunde der Eevision eines Fahr- 
zeuges, femer daß es wünschenswert ist, falls kein einwandfreier Stuhlgang zu 
haben ist, Blut einzusenden, um ein möglichst rasches Besultat zu ersdelen. 

Station Crossen hat einmal zwd Leute isolieren müssen, Erzählung 
dieses Falles. 

§ 18 der Anweisung des Bandesrates und der Min.- Erlaß Tom 11. Sep- 
tember und 4. Oktober mdersprechen sich, was die Zeit der Isolierang an- 
betrifft. Wünschenswert ist es, wenn die hygienischen Institute die Eesultate 
telegraphisch mitteilen, jedenfalls bei isolierten Personen. 

Zwecks möglichst schneller Abfertigung der Sendung in die hygienische 
Anstalt war ein Packraum eingerichtet ; Vordruck auf den Paketadressen usw. 
erwünscht. 

Die Desinfektion eines Fahrzeuges hat erst dann stattzufinden, wenn die 
Kot- oder Blutprobe positiv ausfällt. Dem Ermessen des Arztes ist es anheim- 
zustellen, wie weit er ein Fahrzeug (Dampfer) desinfizieren muß. Hülb- 
personal, welches Desinfektionen sicher ausführt, kann während des Dienstes 
nicht ausgebildet werden. 

Betr. Immunisierung: Die passive Immunität dauert wenige Wochen, 
die aktive Immunität 1 — 2 Jahre ; letztere soll 14 Tage vor der Infektions- 
möglichkeit abgeschlossen sein, erster e ist noch während der Infektionsmöglichkeit 
anwendbar. Bei Häufang von Cholerafällen empfiehlt sich die Schutzimpfung. 

Obduktion: (nur Entnahme von 3 Seiten Darmschlingen) ist direkt im 
Sarge auf Torfmull auszuführen. 

Ermittelung der auf den Fahrzeugen fehlenden Personen hat stets 
zu erfolgen. In Crossen geschah dies brieflich, in Dyhemfarth telegraphisch, 
wodurch Fall Helmich sofort isoliert wurde, also letzteres Verfahren bei 
starker Choleragefahr empfehlenswerter. Keine Ermittelung, wenn eine Person 
vorher ihre Absicht, das Fahrzeug zu verlassen, kund getan hat. Zwei- bis 
dreimal ist es in Crossen passiert, daß über den Verbleib eines Bootsmannes 
nach Verlassen des Schiffes keine Auskunft zu erhalten war; dann ist der 
Behörde womöglich Wohnort und Geburtsort außer anderen Angaben zu machen. 

Eeferent schließt mit dem moralisch vielleicht nicht ganz einwandsfreien 
Bedauem, daß in Crossen 10 Wochen lang gearbeitet sei, ohne einen Cholera- 
kranken zu fangen. 

An die beiden letzten Beferate schloß sich eine Diskussion nicht an. 
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Berichte über Yersammlimgen. 

Beilage zur Zeitschrift für Medizinalbeamte, 1906. m. 



Bericht über die antliehe Tersanmlaiig der MedlBisal- 
Beamten des Beir^-Besirks CMn an 9. Desember 1905, 
mittag IM'ln Vhr (l^ebftade der Ijtmegemellmehmfi) In Bonii. 

An der VersammliiDg nahmeii teil: die Herren EeffiernDgsprftsident 
Dr. Steinmeister, Oberregierangsrat Fink, Beg.- and Gon. Medizinal - Bat 
Dr. Busak, Beg.-Bat Krämer, Beg.- Assessor Dr. Stein, der Oberbürger- 
meister Dr. Spirit ns -Bonn, die mit der Polizeiverwaltang betrauten Bei- 
geordneten Dr. y. Oartzem - Bonn und Dr. Hartmann - Mülheim, die Melir- 
zahl der Landräte des Begierangsbezirks, Bes. -Assessor Moritz als Ver- 
treter des Herrn Oberpräsidenten, sämtliche Medizinalbeamten des Bezirks, 
der Beigeordnete Dr. med. Er autwig-Cöln, weiter auf Einladong Geh. Med.- 
Bat Prof. Dr. Pelman-Bonn, Geh. Med.-Bat Prof. Dr. Finkler-Bonn, 
Kreiswandarzt z. D. Sanitäts-Bat Dr. B rock ha as- Godesberg, endlich der 
staatsärztlich geprüfte Dr. Wirtz-Cöln. 

Zunächst begrüßt Herr Begierungspräsident Dr. Steinmeister die 
Versammlung und gibt seiner Freude über die große Beteiligung, insbesondere 
auch über die Anwesenheit zahlreicher Landräte des Bezirks, des Herrn Ober- 
bürgermeister von Bonn und des Vertreters des Herrn Oberpräsidenten Ausdruck. 

Die Anwesenheit der Verwaltungsbeamten bei der heutigen Sitzung 
erscheine ihm deshalb in hohem Grade erwünscht, weil die von dem neuen 
preußischen Seuchengesetze — dem Hauptgeffenstande der heutigen Be- 
sprechung — erwarteten Erfolge wesentlich auon yon dem Zusammenarbeiten 
der Landräte und der Kreisärzte abhängig seien. 

Es wird in die Tagesordnung eingetreten: 

I. Das Gesetz, betrelfeud die Bekämpfung übertragbarer Krank- 
heiteny yom 28. Angast 1905. 

Erster Bef erent, Kreisarzt Dr. Sohle- Waldbroel : Die drei ersten 
Abschnitte des Gesetzes enthalten in der Hauptsache alles das, was für 
den beamteten Arzt in Betracht kommt; besonders heryorzuheben sind die 
Bestimmungen, welche abweichend sind yon denen des Begulatiys yom 
Jahre 1885; denn nach den Schiußbestimmungen des neuen Gesetzes worden 
mit dem Zeitpunkt seines Inkrafttretens die bis zurzeit gültigen gesetz- 
lichen Bestimmungen über die Bekämpfung ansteckender Krankheiten auf- 
gehoben. Hieryon werden aber im besonderen betroffen die Vorschriften des 
Begulatiys yom 8. August 1885 mit Ausnahme des § 55 des Begulatiys über 
Zwangsimpfangen bei Pocken. Unberührt bleibt auch die Bestimmung des 
§ 10, Abs. 8 des Gesetzes betreffend die Dienststellung des Kreisarztes und 
die Bildung yon Gesundheitskommissionen, yom 16. September 1899, über die 
Belassung yon Sanitätskommissionen in größeren Städten. Aufgehoben dagegen 
werden <üe yielen yerschiedenen infolge Veraltens des Begulatiys nach Bedarf 
und dem jeweiligen Stand der Wissenschaft erlassenen Proyinzial-, Bezirks- 
und Lokal-Polizeiyerordnungen, die aber nach den Entscheidungen des Beichs- 
gerichts and des Oberyerwtdtungsgerichts nur insoweit als recntsgültig anzu- 
erkennen waren, als sie yon den Bestimmungen des Begulatiys gedeckt wurden. 
Zweifelhaft bleibt es dem Vortragenden, ob nach § 87 des gegenwärtigen Ge- 
setzes auch die ministeriellen Anweisungen yom 14. Juli 1884 betreffend die 
Schließung der Schulen bei ansteckenden Krankheiten, sowie diejenigen yom 
20. Mai 1898 betreffend die Verhütung der üebertragung ansteckender Augen- 
krankheiten durch die Schulen, aufgehoben sind. 

Nachdem diejenigen Vorschriften, welche sich auf die Genickstarre be- 
ziehen, schon mit dem Tage der Verkündigung des Gesetzes in Kraft getreten 
waren, ist das Gesetz durch KOnigl. Verordnung yom 10. Oktober d. J. am 
20. Oktober d. J. in Kraft getreten : die ministeriellen Ausführungsbestimmungen 
dazu sind unter dem 5. Oktoher d. J. erlassen. Damit ist mit einem Schlage 
efaie feste, sichere, unanfechtbare Bechtsgrundlage geschaffen für die Bekämpfung 
übertragbarer Krankheiten, die sich auf der Verwertung aller Erfahrungen 
vifbaut, welche die wissenschaftliche Forschung über das Wesen der über- 
tragbaren Krankheiten in den letzten Dezennien erreicht l^^^z^T^^tD^C 
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EriahrimgeD, die bisher durch die Praxis gewonnen worden sind. Das neue 
.Preußisaie Seuchengesetz*' ist in erster Linie als ein landesrechtliches Ani»- 
ftthrongsgesetz zun Beichsgesetz, betreffend die Bekämpfung gemeingefährlicher 
Krankheiten Tom 30. Juni 1900 anzusehen. In zweiter Linie regelt es die 
Bekämpfung der anderen übertragbaren^i^rankheiten, insbesondere trifft es 
Anordnungen über die Abwehr- und ünterdrückungsmaßregeln, die nach dem 
Beichsgesets bekanntlich der landesgesetzlichen Begelung vorbehalten waren. 

Bei dem heißen Kampfe, der um das Gesetz im Parlamente geführt 
wurde, haben mancherlei Aenderungen des ursprünglichen Entwurfs statt- 
gefunden, die dem ausführenden Medizinalbeamten nicht gerade als Verbesse- 
rung erscheinen möchten. 

Im Vergleich zu dem Inhalte des Begulativs ist der Begriff „übertrag- 
bare Krankheiten'' im neuen Gesetze wesentlich erweitert; denn dort werden 
z. B. Diphtherie, Genickstarre, Kindbettfieber vermißt. Auch die in Hin- 
sicht auf die Gefährlichkeit dieser EürankheitenJ[erlassenen Polizeiverordnungen 
reichten nicht aus. Diese Eürankheiten sind jetzt in das neue Seuchengesets 
angenommen, außerdem noch Bückfallfieber, Fleisch-, Fisch- und Wurstver- 
giftung, Lungen- und Kehlkopftuberkulose, während die parasitären Krank- 
heiten des Begulativs, ebensowenig wie Eürebs, Gicht und Weichselzopf, eine 
Aufnahme nicht gefunden haben. 

Der erste Abschnitt des Gesetzes ^§ 1— 5") zeigt, welche Stütze den Be- 
hörden durch die Neuregelung der Anzeigepflicht gegeben ist. Ein unmittel- 
bares Eingreifen der Behörden ist nur durch rasche Meldung gewährleistet. 
Eine in rechtsverbindlicher Weise geregelte Anzeigepflicht garantiert 
aber auch eine genaue Kenntnis der einzelnen Erkrankungs- und Todesfälle 
in ihrem zeitlichen und örtlichen Zusammenhange und schafft eine wertvolle 
Grundlage für die Beurteilung der Entstehungsbodingungen und der Ver- 
breitungsgesetze der Krankheiten. Während die Zahl der anzeigepflichtigen 
Krankheiten des Begulativs eine beschränkte und zudem die Anzeigepflicht 
vielfach keine absolute war, zum Teil auch erst in einzelnen Provinzen bezw. 
Bezirken des Staats durch Polizeiverordnungen geregelt wurde, ist durch § 1 
des neuen Gesetzes jedem Zweifel vorgebeugt und eine feste Grundlage ge- 
sohlten worden. Die Anzeigepflicht erstreckt sich außer auf die im § 1 des 
B.-S.-G. aufgeführten Eürankheiten auf jede Erkrankung und jeden Todesfall der 
im § 1 des neuen Gesetzes einzeln aufgeführten Krankheiten, sowie auf jeden 
Todesfall von Lungen- und Kehlkopftuberkulose. Das Gesetz geht aber noch 
weiter und räumt dem Staatsministerium ein, die in den §§ 1—4 des gegen- 
wärtigen Gesetzes enthaltenen Bestimmungen über die Anzeigepflicht auszu- 
dehnen, wenn und solange dieselben in epidemischer Verbreitung auftreten. 
Unter den im § 1 nicht genannten übertragbaren Krankheiten dürften am 
häufigsten Masern und Keuchhusten in epidemischer Verbreitung auftreten. 
Es ist eigentlich vom medizinalpolizeilichen Standpunkte nicht ersichtlich, 
weshalb £ese Eürankheiten von der Anzeigepflicht ausgeschlossen sind ; denn 
im Jahre 1903 betrug die auf 10000 Lebende der Bevölkerung bezogene Sterb- 
lichkeitsziffer bei Diphtherie 4,9 — Scharlach 7,49 — Keuchhusten 8,28 — 
Masern 2,78, dagegen bei Typhus nur 0,81 und Buhr 0,09. Und gerade die 
genannten Krankheiten und die kontagiösen Augenentzündungen finden doch 
hauptsächlich durch die Schule ihre Verbreitung. Bleibt der Bund-Erlaß vom 
14. Juli 1884, bei dem gerade diese Krankheiten berücksichtigt worden sind, 
in Kraft, so hätte man erst recht die Anzeigepflicht auf diese Krankheiten 
ausdehnen müssen, um rechtzeitig eingreifen zu können. Es kann doch nicht 
angenommen werden, dass es der Wille des Gesetzgebers gewesen ist, den 
Kampf gegen diese Krankheiten aufzugeben. 

Während nach dem B.-S.-G. auch die Verdachtsfälle der Anzeigepflicht 
unterliegen, ist bei dem preußischen Gesetze die Anzeigepflicht der Verdachts- 
fälle beseitigt. Es liegt eine gewisse Inkonsequenz darin, daß der §1 die 
Anzeigepflicht bei Verdacht der Erkrankungen bei Kindbettfieber und Typhus 
vermissen läßt, während doch im § 6 die Ermittelung der Krankheiten, und 
im § 8 Schutzmaßregeln gegen dieselben behandelt werden. Auf diese Weise 
wird der behandelnde Arzt von solchen Verdachtsfällen nur schwer erfahren 
und selten in die Lage kommen, bei Verdacht von Kindbettfieber und IVphus 
Ermittelungen anzustellen, was um so bedauerlicher erscheint, als gerade die 
leichteren, oft unerkannten Fälle am häufigsten zur Weiterverbreitung Anlaß 
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;ebeD. Einen etwaigen Zweifel über die Ausdehnung der Anzeigepflicht bei 
iOngen- und Eehlkopttaberknlose beseitigen die Aosführnngsbestimmangen zu 
1 des Gesetzes, nach denen die Anzeigepflicht sowohl für Todesfälle an 
nngen-, als auch für solche an Keblkopftuberkulose gilt. Die Pflicht der 
Anzeige liegt in allen Fallen, in denen ein Arzt zugezogen ist, diesem ob. 

Für Krankheitsfälle, welche sich in öffentlichen Kranken-, Entbindnngs-, 
Pflege-, Gefangenen- und ähnlichen Anstalten ereignen, sind nach § 8 die 
Vorsteher der Anstalt resp. die von zuständi^^er Stelle damit beauftragten 
Personen ausschließlich zur Erstattung der Anzeige yerpflichtet. In bezug auf 
die Krankenanstalten kann der Ausdruck „ereignen" zu Mißverständnissen An- 
laß geben. Sollte damit gemeint sein, daß nur die in dem betreffenden 
Krankenhause zum Ausbruch kommenden Krankheiten gemeldet werden müßten, 
80 würde, z. B. wenn der außerhalb des Krankenhauses behandelnde Arzt die 
richtige Diagnose nicht gestellt und deshalb die Anzeige nicht erstattet hat, 
oft der Kraiucheitsfall überhaupt nicht zur Kenntnis der Behörde gelangen; 
ebenso wenn Kranke mit übertragbaren Kranldieiten ohne Hinzuziehung eines 
Arztes dem Eürankenhause zugeführt werden, ohne daß dem Hausbaltungs- 
Vorstand etc. die Krankheit bekannt war. Dem Wortlaut des § 8 nach braucht 
in solchen Fällen der Krankenhausyorstand keine Anzeige zu machen, da die 
Fälle sich ja nicht in der Anstalt ereignet haben. 

Auf Schiffen und Flößen gilt als Hanshaltungsyorstand im Sinne des 
Gesetzes der Schiffer bezw. der Floßführer oder deren Stellvertreter. 

Die Anzeige kann mündlich oder schriftlich erstattet werden. Zur Er- 
leichterung der Ausführung der schriftlichen Anzeige sollen Kartenbriefe mit 
bestimmtem Vordruck von den Polizeibehörden unentgeltlich zur Verfügung 
gestellt werden, die für Aerzte oder ärztliches Hilfspersonal, oder zum Zwecke der 
Beförderung im Fernverkehr mit dem Aversionierun^sstempel zu versehen sind. 

Wie und durch wen die Ermittelung der angezeigten Krankheit zu 
erfolgen hat, ist in dem gegenwärtigen Gesetze in ganz bestimmter Weise 
vorgeschrieben. Für die im § 6 aufgeführten Krankheiten wird bestimmt, daß 
die in den §§ 6—10 des B.-S.-G. enthaltenen Bestimmungen über die Ermitte- 
lung der Krankheit entsprechend Anwendung finden soUen, jedoch mit einer 
noch zu erörternden Einschränkung. Der behandelnde Arzt hat auf Veran- 
lassung der Ortspolizeibehörde unverzüglich Ermittelungen über die Art, den 
Stand und die Ursache der Krankheit vorzunehmen. Im Notfalle kann der 
beamtete Arzt die Ermittelungen auch vornehmen, ohne dass ihm eine Nachricht 
von der Polizeibehörde zugegangen ist. Die Ermittelungen sollen sich in der 
Bogel auf die ersten FäUe erstrecken, können jedoch von der höheren Ver- 
waltungsbehörde auf jeden einzelnen Kranldieits- und Todesfall ausgedehnt 
werden. Solange eine solche Anordnung nicht getroffen ist, sind von dem be- 
amteten Arzte Ermittelungen nur im Einverständnisse mit der unteren Ver- 
waltungsbehörde und nur insoweit vorzunehmen, als dies erforderlich ist, um 
den Ausbruch der Krankheit örtlich oder zeitlich zu verfolgen. 

Die erforderlichen Schutzmaßreln sind nach Feststellung des Aus- 
bruchs der Kxankheit, oder wenn der Verdacht nach dem Gutachten des be- 
amteten Arztes begründet ist, von der Polizeibehörde unverzüglich zu treffen. 
Das einzige Verfügungsrecht, das dem beamteten Arzt durch das B.-S.-G. 
zuerkannt war, ist auch durch das preußische Gesetz festgelegt worden, indem 
der beamtete Arzt bei Gefahr im Verzuge schon vor dem Einschreiten der 
Polizeibehörde die erforderlichen Maßregeln anordnen kann. 

Gegenüber dem B.-S.-G. bringt aber das gegenwärtige Gesetz auch 
mancherlei Einschränkungen. Bei der Ermittelung der gemeingefährlichen 
Krankheiten ist nämlich dem beamteten Arzte, sowät er es zur Feststellung 
der Kruikheit für erforderlich und ohne Schädigung des Eüranken für zulässig 
hält, der Zutritt zu dem Kranken und die Vornahme der erforderlichen Unter- 
suchungen gestattet. Bei den übertragbaren Krankheiten des neuen preußi- 
schen Gesetzes verliert er dieses Becht, wenn sich der Eüranke in ärztlicher 
Behandlung befindet und der behandelnde Arzt erklärt, daß von dem Zutritt 
des beamteten Arztes eine Gefährdung der Gesundheit oder des Lebens zu 
befürchten ist. Noch weiter eingeschränkt ist das Zutrittsrecht bei Kindbett- 
fieber oder Verdacht dieser Kraiä^eit; hierbd genügt schon der Widerspruch 
des Haushaltungsvorstandes, dem beamteten Arzte den Zutritt zu gewähren. 
Nach den AusführungsbesUiDmungen hat der beamtete Arzt 
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zaerst festzustellen, ob der Kranke sich in ärztlicher Behandlung befindet, und 
zutreffendenfalls von seiner Absicht, den Kranken aufzusuchen, den behandelnden 
Arzt so zeitig in Kenntnis zu setzen, dass dieser sich spätestens gleichzeitig 
mit dem beamteten Arzt in der Wohnung des Kranken einzufinden vermag. 
Auch kann der behandelnde Arzt verlangen, soweit er es wünscht, zu Ermitte- 
lungen, namentlich auch zu einer etwa erforderlichen Leichenöffnung, rechtzeitig 
hinzugezogen zu werden. Der Vortragende fürchtet, daß durch diese Ein- 
schränkungen in vielen Fällen die sachgemäße Ermittelung erschwert, ja un- 
möglich gemacht werden könne. Einmal werden die amtlichen Ermittelungen 
und die erst dadurch ermöglichten weiteren Maßregeln auf diese Weise oft 
lange aufgehalten, sodann konnten die Bestimmungen Anlaß zu Disharmonie 
zwischen dem beamteten und dem behandelnden Arzte geben. Gegenüber 
den Bestimmungen des B. S. G., in dem wohl mit Becht die Ermittelung ganz 
in die Hände des beamteten Arztes gelegt worden ist, bedeutet es auch eine 
Einschränkung, wenn bei Diphtherie, KOrnerkrankheit und Scharlach nach den 
Ausführungsbestimmungen des neuen Gesetzes die Ermittelungen auch durch 
Privatärzte vorgenommen werden kOnnen. Auch brauchen die Ermittelungen 
bei den letztgenannten Krankheiten nur dann vorgenommen zu werden, wenn 
die Krankheiten nicht von einem Arzte angezeigt sind. 

Bei Typhus- oder Botzverdacht kann unter bestimmten Umständen und 
näher bezeichneten Bedingungen durch die Polizeibehörde die Oeffnung der 
Leiche angeordnet werden. 

Dem Verfahren bei der Anzeigepflicht entsprechend ist das Staats- 
ministerium ermächtigt, die bisher besprochenen Bestimmungen über die Krank- 
heitsermittelung ganz oder teilweise für einzelne Teile oder den ganzen Um- 
fang der Monarchie auch auf andere übertragbare Krankheiten vorübergehend 
auszudehnen, wenn und solange dieselben in epidemischer Verbreitung auf- 
treten. Bisher hatten die Kreisärzte die Verpflichtung, dem Herrn Begierungs- 
präsidenten die Nachweise über vorgekommene Fälle übertragbarer Krankheiten 
wöchentlich einzureichen. Nach dem neuen Gesetze haben jetzt die Landräte, 
in Stadtkreisen die OrtspolizeibehOrden, den Nachweis zu erstatten. Es erheben 
sich Zweifel, ob die Kreisärzte auch jetzt noch ihrerseits die Wochenmeldungen 
dem Herrn Begierungspräsidenten einzureichen haben. Auch ist nichts darüber 
bestimmt, ob die Bürgermeistereien direkt oder durch die Hand des Kreisarztes 
dem Landrat die Unterlagen für dessen Meldung bei dem Herrn Begierungs- 
präsidenten zuzasenden haben.*) 

Ueber die noch zu besprechenden Schutzmaßregeln will der Vortragende 
sich kurz fassen, da der Korreferent, Herr Landrat Kirschstein, sich noch 
eingehend über die Durchführbarkeit der Schutzmaßregeln auf dem platten 
Lande äußern werde. 

Die im § 8 des gegenwärtigen Gesetzes für jede in Frage kommende 
Krankheit jedesmal angegebenen Schutzmaßregeln sollen nach den Ausführungs- 
bestimmungen von den Polizeibehörden in der Begcl nicht alle in jedem Falle 
zur Anwendung gebracht werden, sondern nur das Maximum des jeweilig Zu- 
lässigen bezeichnen. 

Hiernach und nach den weiteren Ausführungsbestimmungen zu § 8 
würden die beamteten Aerzte in jedem Fall einer übertragbaren Krankheit, 
der ihnen gemeldet wird, den Polizeibehörden die erforderlichen Maßregeln 
vorzusehlagen, und diese sich bei der Verfügung derselben an die Vorschläge 
zu halten haben. Zur besseren Ueberwachung der getroffenen Maßnahmen würde 
es sich empfehlen, daß die Polizeibehörde dem beamteten Arzte eine Abschrift 
der von ihr angeordneten Schutzmaßregeln zu übermitteln verpflichtet würde. 

Hervorzuheben ist bei den Schutzmaßregeln, daß sie sich nicht nur auf 
kranke, sondern auch auf krankheitsverdächtige und ansteckungsverdächtige 
Personen erstrecken kOnnen. Von größter Wichtigkeit ist das der Polizeibehörde 
eingeräumte Becht, unter gewissen Umständen und Bedingungen Kranke 
auch gegen ihren Willen aus ihrer Behausung in ein Kranken- 
haus überzuführen. 

Drei Voraussetzungen sind hierzu erforderlich: 

1. daß die Beachtung der von der Behörde zum Zwecke der Absonderung 



>) Inzwischen durch Erlaß vom 5. Januar 1906 — M. 15106, diese Zeit- 
schrift, Beilage 2, 9. 18 — abgeändert. ^ ^ 
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angeordneten Maßnahmen nach dem Gutachten des beamteten Arztes nicht 
sicher gestellt ist, 

2. daß der beamtete Arzt die üeberführoAg des Kranken in ein Kranken« 
hans für unerläßlich, 

3. daß der behandelnde Arzt die Ueberführnng als ohne Schädigung des 
Kranken für zulässig erklärt. 

Auch hier befürchtet der Vortragende die Entstehong Ton Unznträg- 
lichkeiten aas dem so weitgehenden Einspruchsrechte des behandelnden Arzt^ 

Als wichtig hervorgehoben zu werden yerdient, daß neben den nament- 
lich aufgeführten Krankheiten eine zwangsweise Ueberführnng auch ausgeführt 
werden kann bei Erkrankungsfällen, in denen der Verdacht von Rttckfallfieber, 
Typhus und Eotz yorliegt. Noch weiteren Einschränkungen unterworfen ist 
die zwangsweise Ueberführnng der Kinder in ein Krankeiüiaus bei Diphtherie 
und Scharlach. Auch hier gilt das Urteil des behandelnden Arztes gleichwertig 
dem des beamteten Arztes. 

Nach dem neuen Gesetze unterliegen nicht nur die Hebammen, sondern 
auch die Wochenbettpflegerinnen und das sonstige berufsmäßige Pflegepersonal 
gewissen Verkehrsbeschränkungen, die in den Ausführungsbestimmungen ein- 
gehend besprochen sind. Vorgesehen sind femer die Räumung von Wohnungen 
und Gebäuden, Maßregeln hinsichtlich des Vertriebs etc. von Gegenständen 
die geeignet sind, die Krankheit zu verbreiten, die Fernhaltung jugendlicher 
Personen aus Behausungen, in denen eine Erkrankung an Diphtherie, Rückfall- 
fieber, Ruhr, Scharlach oder Typhus vorgekommen ist, aus der Schule, und 
zwar solange als eine Weiterverbreitung der Krankheit aus diesen Behausungen 
zu befürchten ist, also im allgemeinen wohl bis nach erfolgter Schlußdesin- 
fektioD. Ein Verbot oder eine Beschränkung der Benutzung von Brunnen, Teichen, 
Seen, Wasserläufen etc. ist abhängig gemacht von der vorherigen Anhörung des 
beamteten Arztes. In Zweifelsfällen ist vor der Entscheidung eine bakteriolo- 
gische Untersuchung zu veranlassen. Für die Ausführung der besonders wich- 
tigen, gesetzlich festgelegten fortlaufenden Desinfektion am Krankenbette und 
der Schlußdesinfektion ist als Anlage eine Desinfektionsanweisung beigegeben. 

Der Korreferent, Lai^drat Kirsch st ein- Gummersbach, erörterte zunächst 
die ihmi von Geheimrat Dr. Rusak gestellte Frage, wie sich die bekannten 
Ministerial -Erlasse vom 14. Juli 1884 und 20. Mai 1889, betreffend die Ver- 
breitang ansteckender Krankheiten, durch die Schulen, zu dem 
neuen Seuchengesetz verhalten. Nach § 37 des letzteren Gesetzes werden mit 
Inkrafttreten des Seuchengesetzes die bestehenden gesetzlichen Bestimmungen 
über die Bekämpfung ansteckender Krankheiten aufgehoben. Es treten femer 
selbstverständlich außer Kraft alle diese Materie regelnden Polizeiverordnungen. 
Anders liegt es mit den angeführten ministeriellen Anweisungen, da £ese 
weder als ministerielle Ausführungsbestimmungen zu einem Gesetze, noch als 
Polizeiverordnungen zu betrachten sind, vielmehr sich als Anweisungen für 
die unterstellten Beamten im Verwaltungswege darstellen. Als solche behalten 
sie ohne Rücksicht auf das neue Gesetz ihre Kraft, solange sie der Minister 
nicht ändert oder aufhebt. Einige Bestimmungen der gedachten Anweisungen 
shid aber rechtlich nicht mehr durchführbar, weil das Q^setz nunmehr die 
Grenze bestimmt hat, innerhalb deren sich die Bevölkerung Eingriffe in die 
private Rechtssphäre aus Rüdcsichten auf das öffentliche Wohl gefallen lassen 
muß. Dies trifft vor allem zu auf die Femhaltung vom Schä- und Unter- 
richtsbesuche (§ 16 des Reichs-Gesetzes). Diese Maßnahme ist nach § 8 des 
Preußischen Gesetzes zulässig bei Diphtherie, Scharlach, Typhus, Ruhr und 
Rftckfallfleber, nicht aber bei Masern und Röteln und kontagiöser Augen- 
entzündung, wie es durch ministerielle Anweisungen vorgeschrieben war. Diese 
Einschränkung des früheren Rechtszustandes dürfte aber nur bei gesunden Kin- 
dern aus Familien, in denen ansteckende Krankheiten herrschen, gelten. Der 
gesetzliche Ansprach der Eltern auf Schulunterricht der Kinder wird bei den 

fesunden nur in den vom Gesetz bestimmten Fällen aufgehoben werden können, 
nders dürfte es liegen bei den erkrankten Kindern, indem man bei solchen mit 
Recht befürchten kann, daß sie den Unterricht stören und daß deshalb das 
SchnUnteresse eine Ausschließung rechtfertigt. Auch käme in Frage, ob nicht 
aas der der Bevölkerung auferlegten gesetzHchen Schulpflicht eine Pflicht der 
Schulbehörde herzuleiten wäre, die Schulkinder wenigstens gegen die unmit- 
telbare Uebertragung ansteckender Krankheiten in der Schule zunschützeii. 
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ündarchlührbar erscheinen ferner die Bestimmiuigen der Ministerialerlasse 
unter Nr. 6 der Anweisung Ton 1884 nnd unter Nr. 7 von 1898, welche die 
Welter yerbreitnng der in Pensionaten^ Alumnaten, Internaten ausgebrocfaenen 
ansteckenden Krankheiten hindern sollten. Die dort yorgesehene Aufenthalts- 
beschr&nkung, nach der mit ansteckenden Krankheiten behaftete Insassen der 
bezeichneten Anstalten nicht aus letzteren herausgebracht werden dürfen, ist 
dem neuen Seuchengesetz fremd. Auch läfit sich hier kein besonderes Schul- 
interesse konstruieren. Dagegen erscheinen die anderen Bestimmungen der 
Erlasse durch das GFesetz nidit bertthrt, zumiü: im § 16 des Beichsgesetzes 
bestimmt ist, daß es hinsichtlich der sonstigen für die Schule anzuordnenden 
Schutzmaßregeln bei den landesrechtlichen Bestimmungen bewenden solL In- 
folgedessen wird man nach wie vor Kindern mit Bindehautkatarrhen besondere 
Plätze in der Schule anweisen können. Auch die Lehrer werden weiterhin 
anzuhalten sein, ansteckende Krankheiten anzuzeigen, und zwar auch die nicht 
im Preußischen G^etz geregelten ansteckenden Krankheiten. Das gleiche 
trifft zu bei den Erkradningen im Schulhause, insbesondere in der Lehrer- 
familie. Unberührt bleiben endlich auch die Bestimmungen über Beinigung, 
Lüftung und Desinfektion der Schullokale, Schließung und WiedererO&une, 
Untersuchung der Kinder auf die Augen usw. Es ersdieint unbedenklich, wk 
bisher in allen derartigen Fällen, wo das Schulinteresse: Ausschließung des 
Lehrers, Vertretung desselben, Sdiließung und Wiedereröffnung der Schule usw. 
in Frage konunt, durch Vermittelung des Landrats den Kreisarzt mit allen 
erforderlichen Eimittelungen und Anordnungen zu betrauen und damit diese 
Kosten der Staatskasse aufzuerlegen. 

Beferent ging sodann über zu der zweiten Ton (^eheimrat Dr. Busak ihm 

festellten Frage: »Wie die Durchführung der im § 8 des Gesetzes 
onstruierten Schutzmaßregeln namentlich auf dem Lande 
zu gestalten sein würde." Er wies zunächst darauf hin, daß alle in 
Bede stehenden Maßnahmen von den Ortspolizeibehörden im Wege der polizei- 
lichen Verfügung durchzuführen seien, gegen welche den Betroffenen die all- 
gemeinen Bechtsmittel gegen polizeiliche Verfügungen (Beschwerde oder Klage) 
zuständen. Eine Besonderheit besteht nur insofern, als das G^etz einerseits 
dem Landrat (das Becht gibt, die Funktionen der Ortspolizeibehörden für den 
einzelnen Fall zu übernehmen, und anderseits den Beschwerden bezw. Klagen 
die aufschiebende Wirkung in allen Fällen versagt. Materiell kommt zunädist 
die Absonderung der yon ansteckenden Eürankheiten Befallenen in Frage, wobei 
Beferent Folgendes ausführte : In den großen städtischen Mietskasernen, über- 
haupt in den Wohnungen der Fabrikarbeiter ist eine Absonderung schwieri|;er, 
als auf dem Lande, wo in den Bauernhäusern meistens yerhältmsmäßig yiele 
Bäume vorhanden sind und in Zukunft wegen des Abzugs der ländlichen Be- 
völkerung noch mehr Platz zur Verfügung stehen wird. Immerhin wird es Aufgabe 
der Aerzte und der Behörden sein müssen, naeh Möglichkeit auf die Ueber- 
führung der an ansteckenden Krankheiten Leidenden in die Krankenhäuser zu 
drängen und die Bevölkerung immer mehr hieran zu gewöhnen. Namentlich 
bei Typhus erscheint dies zur Verhütung der Weiterverbreitung der Kranlcheits- 
keime dringend wünschenswert Die unteren Schichten der Bevölkerung sind 
mit den Grundlehren der Uebertragbarkeit ansteckender Burankheiten noch so 
wenig vertraut, daß auch dann, wenn die Wohnung an sich eine Absonderung 
ermöglicht, noch eine große Gefahr der Uebertragung nicht allein auI die 
anderen Familienmitglieder, sondern durch die Benutzung der Fäkalien zur 
Düngung auch für weitere Kreise bestehen bleibt. Ob Sie zur Absonderung 
vorhandenen Krankenhäuser genügen, läßt sich nur nach den jeweiligen Ver- 
hältnissen beurteilen. Im Kreise Gummersbadi verteilen sich die vorhandenen 
fünf Krankenhäuser so günstig, daß überall ohne Schwierigkeit die Kranken 
in ein Krankenhaus ül^rführt und dort abgesondert werden können. Bei 
größeren Epidemien können sich freilich die Krankenhäuser als unzureichend 
erweisen. Trotzdem erscheint es auf dem Lande kaum erforderlich, hierfür 
besondere Vorkehrungen durch Beschaffung von Baracken oder Abschluß von 
Verträgen mit dem Zentralverein vom Boten Kreuz zu treffen. Man wird auf 
dem Lande verhältnismäßig leicht leerstehende Wohngebäude zur Aufnahme 
von Infektiottskranken einrichten oder auch Notbaracken in kurzer Zeit auf- 
stellen könneo. Gegen die Boten Eüreuz -Verträge spricht, daß man im Kriegs- 
falle nicht darauf rechnen kann, und daß, wenn in Friedenszeiten größere i^i- 
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demien ausbrechen, auch die Unsicherheit besteht, ob nicht schon andere 
zunächst befaUene Kreise den yerfttgbaren Bestand an Baracken in Beschlag 
genommen haben. 

Beferent geht dann Uber zu der wichtigen Frage der Desinfektion 
nnd unterscheidet zunächst zwischen der Desinfektion während der Krankheit 
und der Schlußdesinfektion. Er mißt der ersteren ganz besondere Bedeutung 
zu. Ihre Durchführung erfordert erstens, daß die bisher als Belehrung yer- 
teilten Vorschriften in Form yon polizcdlichen Yerfflgungen erlassen werden. 
Nur dann ist Bestrafung nach § S6 des preufiiscJien Gesetzes mOglich. Es 
empfiehlt sich femer, in dieser Verfügung den zuständigen De8infekU>r zu be- 
zeichnen und darauf hinzuweisen, daß derselbe zur VomiJime der Desinfektion, 
sowie zur Erteilung yon Anweisungen für dieselbe polizeilich ermächtigt sei. 
In der betreffenden polizeilichen Verfügung sind neben den eigentlichen Des- 
infektionsanweisungen auch besondere Vorsichtsmaßregeln oezüglich der 
Kleidung djer mit den Kranken in Berührung kommenden Personen, der aus 
dem Krankenzimmer eyent. zu beseitigenden MObel, Vorhänge und dergleichen 
aufzunehmen. Unentbehrlich erscheint ferner ehie KontroUe darüber, ob die 
Desinfektion während der Krankheit wirklich yorgenonunen und dauernd be- 
achtet wird. Wer zur Ausübung dieser Kontrolle ai^ dem Lande am besten 
geeignet erscheint, ist wiederholt erOrtert Im Kreise Gummersbach ist man 
nach längeren Erwägungen zu der Ueberzeugung gekommen, daß es am zweck- 
mäßigsten ist, den Desinfektor, welcher die Sdiluß-Desinfektion yorzunehmen 
hat, auch mit der Ueberwachung der Desinfektion während der Krankheit zu 
betrauen, und zwar soll das in der Weise geschehen, daß der Desinfektor die 
polizeiliche Verfügung wegen der Desinfeküon den betreffenden Leuten selbst 
aushändigt, dabei die erforderlichen Desinfektionsmittel, welche yon Gemeinde- 
oder Kreiswegen beschafft werden, sogleich mitbringt und die Anleitung zur 
Desinfektion der Wäsche, des Fußbodens usw. gibt. In etwas leistungsfähigeren 
Slreisen und GFemeinden wird es sich auf die Dauer sehr lohnen und yon den 
unbemittelten Familien als eine große Wohltat empfunden werden, wenn der 
Desinfektor auch die bei ansteckenden Krankheiten besonders notwendigen Hilfs- 
mittel, bei Typhus namentlich Zimmerklosett, Bettunterlage aus Gummi, Steck- 
becken und Auswurfbecken gegen geringe Leihgebühren bk die Wohnung des 
betreffenden Kranken bringt Was die Schluß -Desinfektion anlangt, so wird 
auf dem Lande die Wohnungsdesinfektion mit FormaUn wohl überall durch- 
geführt werden können. Die betreffenden Apparate sind yerhältnismäßig billig 
und zum Teil so handlich, daß sie yon dem Desinfektor ohne Schwierigkeit 
über Land getragen werden kennen. Es erscheint wünschenswert, daß die 
Desinfektionsbezirke yon Kreiswegen eingeteilt werden, da für kleinere Ge- 
meinden die Kosten der Wohnun^esinfektion sonst zu hoch werden würden. 
Jedoch dürfen die Desinfektionsbezirke auch nicht zu ausgedehnt sein wegen 
der andernfalls entstehenden hohen Kilometergelder der Desinfektoren. Im 
Elreise Ghimmersbach werden bei 46000 Seelen und einen Umfang yon 82000 
Hektar 6 Desinfektionsbezirke] eingerichtet und;^t?je|einemtBoepk eschen 
Formalin- Desinfektionsapparat ausgestattet werden.' Bedeutend schwieriger 
gestaltet sich die Durchführung der Dampfdesinfektion; sie wird sich wohl 
yorläufig in yielen Kreisen wegen der hohen Kosten nicht erreichen lassen. 
Wegen der weiten Entfernungen auf dem Lande stellen sich die Kosten der 
Dampfdesinfektion yiel höher als in den Städten. Es wird anzustreben sein, 
daß zunächst bei den größeren Krankenhäusern solche Dampf -Desinfektions- 
apparate eingerichtet werden, eyent. mit Unterstützungen seitens des Kreises 
und des Staates. Es empfiehlt sich dies schon deshalb, weil in den Kranken- 
häusern selbst am häufigsten Dampfdesinfektionen erforderlich werden, weil 
femer die Bedienung des Apparats durch einen anderweit beschäftigten Wärter, 
Hausdiener oder Heizer biluger wird. Mit den fahrbaren Apparaten hat man 
Tielftich bisher keine günstige Erfahrung gemacht. Gegen sie spricht auch, 
daßjnamentlich im Gebirge die sehr schwerenjIWagen außerordentlich hohe 
Transportkosten erfordern. Freilich ist auch das Heranholen der zu desin- 
fizierenden Sachen zum Apparat und das Wiederfortbringen nicht billig; man 
wird nicht zu hoch greifen, wenn man auf dem Lande die Kosten einer Dampf- 
desinfektion auf durchschnittlich 10—12 Mark berechnet (abgesehen yon der 
Desinfektion in dem Krankenhause selbst). 

Die Vorsichtsmaßregeln bei Leichen, die im § 21 des Beichsgesetzes 




Bericht aber die Yersammliiiig 



and im § 8 des preußischen Gesetzes Torgeschrieben sind, werden aach auf 
dem Lande ohne Schwierigkeiten and erhebiiche Kosten darchgeftthrt werden 
können. Leichenhallen sind leider bis jetzt nar in kleiner Zahl rorhanden; 
ihre Errichtang erscheint aach aas anderen Bflcksichten — Schatz der Traacr- 
Versammlangen bei schlechtem Wetter, Sezierangsraam — erwünscht. Es 
wird Aalgabe der Verwaltangsbeamten sein, aaf die Errichtang solcher 
LeichenhaUen hinzuwirken; solange sie fehlen, maß man sich mit einem 
in der Nähe des Friedhofs belegenen Baum begnügen. Es wird sich empfehlen, 
bei Todesfällen an ansteckenden Krankheiten aaf möglichst schleanige Be- 
erdigung za drängen. Das Einhüllen der Leichen in desinfizierende Tücher, das 
Füllen des Sargbodens mit aafsaagenden Stoffen wird dem Desinfektor za über- 
tragen sein. Falls alle Vorsichtsmaßregeln getroffen sind, dürfte es wohl 
kaam Bedenken haben, daß, wie es bisher üblich war, bei dem Tode eines 
Schalkindes die übrigen Kinder der Klasse mit zam Grabe gehen. 

Wichtig ist aach die Ueberwachang der gewerbsmäißigen Be- 
handlang, Aaf bewahrang, sowie des Vertriebs von Gegen- 
ständen, welche geeignet sind, die Krankheit za verbreiten (§ 15 des Eeichs- 
gesetzee). Diese Maßregel ist zulässig bei Diphtherie, Scharlach, Typhus und 
Milzbrand. Sie wird auch auf dem Lande, besonders bei Bäckern, Milch- 
handlungen, Molkereien, Schlächtereien, Kolon ial Warenhand- 
lungen , in Frage kommen. Da die Ueber wachung nicht leicht ist, wird es sich 
empfehlen, zunächst die strengste Absonderung derjenigen, welche mit dem 
Erkrankten in Berührung kommen, yon dem Verkauf und Vertrieb der Waren 
zu fordern und, falls in dieser Bichtung genügende Sicherheit nicht geboten 
wird, die Besitzer solcher Geschäfte vor £e Alternative zu stellen, entweder 
den Kranken in ein Krankenhaus bringen zu lassen und das Krankenzimmer 
gründlich zu desinfizieren oder event. die Verkaufsstelle zu schließen. Wohl 
ohne Ausnahme werden die Leute das erstere vorziehen. Das gleiche Vor- 
gehen erscheint angebracht, wenn in einer Wirtschaft ansteckende Krank- 
heiten vorkommen. 

Sich von der Begelung der Kostenfrage nach dem Preußischen 
Gesetz ein zutreffendes Bild zu machen, bietet wegen der Verquickung mit 
den reichsgesetzlichen Bestimmungen auch dem Juristen außerordentliche 
Schwierigkeiten, und es macht einen etwas eigentümlichen Eindruck, wenn 
selbst Schmedding, der Berichterstatter zu dem preußischen Gesetz im 
Abgeordnetenhause, üi seinem Aufsatz im Zentralblatt für allgemeine Gesund- 
heitspflege sagt, daß man ohne Kommentar die Kostenregelung überhaupt nicht 
verstehen könne. 

Man muß begiunen mit § 87, Abs. 2 des Beichsgesetzes, welcher die 
Aufbringung der entstehenden Kosten der landesrechtlichen Begelang zuweist, 
zugleich aber bestimmt, daß bei dem unter das Beichsgesetz fallenden gemein- 
gefährlichen Krankheiten die Kosten der behördlichen Ermittelungen, der Be- 
obachtung, ferner auf Antrag die Kosten der Desinfektion und der Vorsichts- 
maßregehi bei Leichen aus öffentlichen Mitteln zu bestreiten sind. Li Preußen 
fallen die Kosten der Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten, falls nichts 
Anderes ausdrücklich bestimmt ist, den Gemeinden zur Last. Das preußische 
Gesetz schränkt in § 26 die Anwendbarkeit der reichsgesetzlichen Kosten- 
Bestimmungen auf die übrigen ansteckenden Krankheiten insofern ein, als die 
Desinfektionskosten und die Kosten der Vorsichtsmaßregeln bei Leichen nur 
dann aus öffentlichen Mitteln bestritten werden sollen, wenn nach Feststellung 
der Polizeibehörden der Zahlungspflichtige sie ohne Beeinträchtigung des für 
ihn und seine Familie notwendigen Unterhaltes nicht zu tragen vermag. Ebenso 
sollen behandelt werden die Kosten der Absonderung in Krankenhäusern oder 
in anderen geeigneten Unterkunftsräumen, wenn die abgesonderten Personen 
während der Dauer der Absonderung nicht in einer ihrer Arbeitsfähigkeit be- 
einträchtigten Weise erkranken. Im einzelnen regelt sich die Kostenfrage 
hiemach wie folgt: 

1. Die Kosten der amtlichen Beteiligung des Kreisarztes 
bei Ausführung des Beichsgesetzes und des preußischen Gesetzes, insbesondere 
die Kosten der Ermittelung und der Anordnung der Schatzmaßregeln, trägt 
der Staat Die Kosten der Ermittdung und Feststellang fallen ihm auch 
dann zur Last, wenn diese bei Diphtherie, Körnerkrankheit und Scharlach 
durch einen Privatarzt erfolgen. Die Liqaidation der Privatärzte hat nach 
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den nkdrigsteii SStieii zu erfolgen, da der SU&t die Kotten bezahlt »Durch 
das Ersuchen des Landrats** werden alle Kosten, die dnroh die Beteiligung 
des Kreisarates bei Bekämpfung der ansteckenden Krankheiten entstehen, un- 
bedenklich der Staatskasse zur Last gelegt werden können. 

2. Hinsichtlich der Kosten, die durch die Beobachtung von Per- 
sonen entstehen, ist zwischen dem Beichsgesetz und dem preufischen G^etz 
kein Unterschied, sie sind stets aus öffentlichen Mitteln zu bestreiten und 
fallen den Gemeinden zur Last 

8« Bei der Absonderung, d. h. der Unterbringung in einem 
Krankenhaus oder an dessen Stelle tretenden Absonderungsräumen fordert 
auch das Beichsgesetz nicht allgemein die Deckung der Kosten aus öffentlichen 
Mitteln; es müssen bei den gemeingefährlichen im Beichsgesetz aufgeftthrten 
Krankheiten die Kranken sowie gesunde, krankheits- oder ansteckungsrer- 
dächtige Personen die Kosten ihres Aufenthalts im Krankenhause selbst tragen. 
Aber die der Inyalidenversicherung unterliegenden Personen, und zwar sowohl 
die kranken, wie die abgesonderten gesunden haben Anspruch auf Entschädi- 
gung des entgangenen Arbeitsverdienstes, nämlich pro Tag ^/seo des für die 
Inyaiidenyersicherung maßgebenden Jahresarbeitsyerdienstes. Dieser Anspruch 
fällt fort, insoweit der Betreffende Krankenunterstützong auf Grund der 
gesetzlichen Krankenversicherung erhält, und femer in vollem Umfang, wenn 
eine Verpflegung ans öffentlichen Mitteln stattfindet Das preußische Seuchen- 
gesetz kennt einen solchen Entschädigungsanspruch der gesen Livalidität und 
Alter versicherten Personen nicht Die zwangsweise in mem Eürankenhause 
untergebrachten kranken und die abgesonderten gesunden Personen, welche 
währ^ der Absonderung erkranken, müssen stets die Kosten selbst tragen. 
Die Frage, ob die betrefl^nden die Kosten ohne Beeinträchtigung des für sie 
und für ihre Familie notwendigen Unterhaltes tragen können, wird hierbei 
nicht geprüft. Diese Bestimmung erscheint als cdne Härte und läßt sich mit 
dem Bechtsgef ühl des Volkes schwer vereinigen ; sie erklärt sich nur dadurch, 
daß man die G^einden hat entlasten wollen. Abgesonderte, gesunde, also 
arbeitsfähige Personen, können dagegen nach dem preußischen Gesetz die 
Uebemahme der Krankenhauskosten auf die Gemeinde beanspruchen, wenn sie 
selbst dieselben ohne Beeinträchtigung ihres und ihres FamilienleDensunter- 
haltes nicht tragen können. Falls letztere Voraussetzung nicht vorliegt, muß 
deshalb auch deijenige, welcher gesund als ansteckungsyerdächtig abgesondert 
wird, die Kosten des Aufenthalts im Krankenhause sähst tragen, auch wenn 
sich der Ansteckungsverdacht nicht bestätigt Die praktische Wirkung der 
preußischen Bestimmungen dürften keine günstigen für die Seuchenbekämpfung 
sein. Wenn auch die Ortspolizeibehörden keine Kosten für ihre Gemeinden zu 
befürchten haben, so werden sich doch die Medizinalbeamten und Privatärzte 
schwieriger entschließen, mit alier Energie auf die Ueberführunff in ein Kranken- 
haas zu drängen, wenn sie wissen, daß sie damit den betreffenden Leuten große 
Kosten machen. Man wird in der Praxis, namentlich in den Städten, doch nicht 
dazu übergehen, Personen, welche man zwangsweise im Krankenhause unter- 
bringt, au Gemeindekosten dort zu verpflegen^ wenn die Betreffenden ein 
Einkommen von mehr als 1200 Mark haben. 

4. Die Kosten der Desinfektion müssen bei den reichsgesetz- 
lichen Krankheiten von der Gemeinde getragen werden, wenn dies von den 
Betroffenen beantragt wird. Das preuß&che (besetz dagegen geht von dem 
Grundsatz aus, daß jeder, dessen Wohnung oder dessen E%entum desinfiziert 
wird, diese Kosten selbst tragen muß, es sei denn, daß er diese Kosten ohne 
Beeinträchtigung des notwendigen Lebensonterhaltes nicht tragen könne. 
Gtoau ebenso wird in den beiden Gesetzen behandelt die polizeilich angeordnete 
Vemichtnng von Gegenständen sowie die Beschädigung von Sachen durch die 
Desinfektion. Während das Beichsgesetz (§ 29) Entschädigung auf Antrag 
zosichert, gewährt das preußische Gesetz eine solche nur unter der wiederholt 
angeführten Voraussetzung (Beeinträchtigung des Lebensunterhaltes). In diese 
BMhtslage wird sich die Bevölkerung aiuerordentllch schwer hineinfinden 
können, namentlich soweit es sich um die Beschädigung von Gegenständen 
handelt, die auf polizeiliche Anordnung einer Dampf -Desinfektion unterworfen 
werden mußten. Diese Bestimmung des preußischen Gesetzes erklärt sich 
wiederum wohl nur dadurch, daß man den Gemeinden die Kosten der Seuchen- 
Bekämpfung nach Möglichkeit hat erleichtem wollen. 
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5. Der clekhe GegewiU iwlselieft dm BeickegewU uid dem fteifli- 
sehfla OMets bestekt aHch bei dea dmoh YoreichtemaßregelB bei 
Leiehea yenirBaohtea Eostea. Dieeelbea fallea bei den gemeiageltiurlicbea 
(reichflgesetzlicheii) Kraakheitea auf Antrag stets der Qeiaeiade, b«i dea Qbiigea 
ansteckenden Krankkeiten dea betroffenea Priiratpersoaea rar Last; fftr diese 
Haft die GraMlade aar daan eiatretea, weaa sie die Kostea okae Beeiatricbl^ 
gaag des Lebensanteriialtes aiekt tragea kOnaea. 

6. Auck in formeller Hinsicbt sind die Gtoeiadea bei der Kestearegelaag 
dorek das preaßiscke Gesets gttastig gestellt Die Aasprftcke aal Eestea- 
erstattaag kOaaen nar dardi Besokwerde im Aafsioktswege verfelfft weidoi; 
sie gekea also ia Laadkreisea aa dea Laadrat, ia StadtkrcoMB aa iea Begie» 
rangsprSsidenten. Ebenso ist gegen die ^tsekeidong der Pdiseibebdrdea 
Ober die eyeat Eatsckädigaagea bei Tenriektetea oder dorek die DesiaCekHoa 
besekfidigtea Qegenstftadea aar die Besekwerde aa die Aolsiekisbekdfde ffs- 
gebea aad der Beebtsweg aasgeseklossen. Um aiekt Ia jedem eiaaelaea Falle 
die manokmal reckt sckwierige Frage eatsckeideB aa mttssen, ob dae Fiivai- 
persoa okae Beeinträcktigoag ikres Lebmaaterkaltes die Kostea traoea kaaa, 
werdea die (Gemeinden gat tun, allgemeine Normen anfiastellea, dafl bei einem 
gewissen Steaersats die Gemeinde die Kosten ftbemkamt Im Kreise Gwauaera» 
back ist beabsiektigt, die Sacke ia der Weise ra regeln, dafi Persoaea, wMb» 
mekr als 2ß MaA Eiakommeasteaer besaklea, die rellea Kostea beeaklea, 
Personen, welcke 9 M. and weniger saklen, yoUkommea frei bleibea, wä kr ea d 
maa Toa dea daawiscdien liegeadea Bteaerstalea die H&lfte der Kostea wieder 
eimiekt. 

7. In dem das ganze preattscke Gesetz darckaiekeadea B osfae be a , die 
Gemeinden mOgüekst ror allza drückenden Lasten der SenckenbeiOmi^Bag ra 
bewakrea, kat maa im | 27 dea Gmeinden mit weniger als 6000 Seelea eia 
Begreßreckt gegen den Kreis gewäkrt. Voraassetzang ist, daß in einem Etala- 
jakre die eigentlieken Kosten der Seaekenb^&mpfong, d. k. also die Kosten 
der Beebacbtang, der Absoaderang, Desiafektion, Entsckidignngen, Vorsiokts- 
maßregebi bei Leicken nnd Absck&tzangea, 6<>/o der Eiakommeasteaer eiasekL 
der ingiertea S&tze ftbersteigea and zagldcb 160 */o Zas<dilftge za dea 1^ 
kommea- and zn den Bealsteaem erbol^ werdea. Die Gemelade kaaa ia 
solchen Fällen yom Kreise die Erstattang von >/• der b^to ffiakommea- 
steaer ftbersteigenden Kosten beanppracken. Dem Kreise wird wiedenm die 
H&Ifte vom Staate yergfltet. Streitigkeiten Aber diese Beffreßansprftdie zwisckea 
Kreis and Geme^de werden im VerwaltnngsstreityerfUbren entsiAledea. Za- 
stftndig in erster Instanz ist der Bezirksaasscbnß, in zweiter Instana das Ober^ 
▼erwaltangsgerickt. Die praktiscke Bedentang dieses Begreßreckts ersckeiat 
nickt sekr groß; es wird nar in Kraft treten können, wenn Epidemlea Toa 

frOßerem ümftuige dea Gemeinden aaßergewOhnUche Kosten rerarsackt kabea. 
ack werdea der Anwendong manckerlei SckwieHgkdten entgegeastekea. 
kören z. B. za den Kosten der Desinfektion aack die Kostea der Tügaag aad 
AmortisatioB der ersten Einricktang P Weil das Gesetz die Besckafflug aad 
Unterkaitang derartiger Einricktaagen im § 29 besonders regdt, wird maa die 
Frage wokl yemeinen mttssen. Unklar ist femer, ob dieses Begreßreckt aaek 
geltend gemackt werden kann, wenn, wie das in Tielen Kreisen der Fall sein 
wird, der Kreis selbst einen Teil der Sea^enbekftmpfang, insbesoadere äkt 
DesiafektioB geregelt and aaf seine Kosten ftbemommen kat. 

8. Von den laaf enden Kosten der eigentUcken Seackenbekimpfaag aater- 
sckeidet das Gesetz die Kosten der Einricktaagen, welcke zar BAimpfkmg 
der flbertragbaren Krankbeiten notwendig sind, namentlick BeolMuAtaag aad 
Absottderangsr&ame, Unterknnftsstellen fftr Kranke, Desinfektionsapparate, Be- 
fördernngsmitiel fttr Kranke and Verstorbene, Lmckearftame and dergMekea. 
Diese Kosten sind darck das Gesetz den (Gemeinden auferlegt; die Kreise sind 
befngt, an deren Stelle za treten. Damit die Gemeinden nickt darck aUaa 
koke and za weitgekende Forderaagen der Mediiinalbeamten in Unkosten ge- 
stürzt werden können, ist fttr die in dieser Bichtaag aa die GeaieiadeB ra 
stellenden Anforderangen ein ganz besonderes Verfakren im (besetz yorgeeekea. 
Wikread sonst stets die Polizeibekörde bestimmt, was zam Schatze dw Ali- 
gemeinkeit gegen Uebertragang ansteckender Kraakkeiten yon den daaeteen 
gefördert werden maß, aad aadi aaf anderen Gebieten der Yerwaltaag poUael- 
liehe Forderaagea stets yoa dea Ortspoliaeibekörden gegea die OeaNMe 
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g ei i e hUi wefden erent auf ABwdmuig der kOkeieii Behörden» kaorn dl« 
BeeebaffoBg der im § 29 keseickMten EinriefatOBgett nmr Ten der Kemmaiial- 
ftmftiohtBbeliOrde angeordnet werden, alae in Landgemeinden yon dem 
Landrat, in Stadtgemeinden ron dem BegienuifepriBidenten. Den gegen dieee 
VerfOgongen lalSsdgen Beechwerden ist im Geeeti aaob ein anderer Weg 
gewiesen als der allgemein ftblioke. Es entscheidet in erster Instans in Land* 
g eme ind s n der Krdsausschaß. in Stadtgemeiaden der BenftrkBaasaehnß, in iweüer 
Instana stets der Provindalrat und in dritter Instans anf Klage das Ober* 
Tttrwaltnngsgwricht. Letsteres kann nnr anffemfen werden, wenn die Vorane- 
setmtngen des § 27, Abs. 3 des L. Y. G. ; Nichtanwendung oder unrichtige 
▲nwendnng des bestehenden Beehts oder Fehlen der tats&ohlichen Voraas* 
Mtaongen yerliegen. Lk diesem Verfahren wird aneh über die Ldstmngs* 
llhiffkeit der betreffenden Gemeinde entschieden, und die HOhe der Lebtimg 
bestSnmt, welche ren der Qemeinde ftr die in Bede stehenden sanitiren Bin« 
fichtnng gefordert werden kann. Die hiemach erent nn«edeokt bleibenden 
M eh^oeten tragen die Proyhiz und der Staat je inr H&lfte, &lls die Kommanal* 
anfsiehtBbehdrde trota der nninreichenden Ldstongs^igkeit der Qemeinde 
ihre Anerdnnnff anfreeht erhält. Wegen ihrer event inanaiellen Begre^flieht 
stehen an^ der Proyinsialyerwaltmg Beschwerde imd Klage gegen die An- 
evdnnngen der KommnnalaafsiohtsbehSrde zn. Während sonst in allen den 
Fitten, in welchen eine Gem^de die ihr gesetsBch obliegenden Pfiehten an 
erfttUen sich weigert, neben der Feststeilnngsrerf ünng der anstindigen Beh<tede 
eine Zwangsetadsiernng gemftß § 19 oder § 86 des Znst&Bdigkeils*Genetaes statt- 
iaden miA, ist dieses in dem Verfahren naeh § 80 des Prenfiischen Senehen- 
geselses nicht mehr erforderlich, da das Ober^Verwaltancsgericht gkiclmitig 
«her die Zalis^keit der Anforderung vnd Aber die Ldstang der Gemeinde 
entooheUet. Bine weitere Abweichung yon den sonst geltenden Beohtsgnmd- 
sfttaen «hält anch der § 98 des Gesetaes. Bei G^ahr im Versage darf die 
Anordnnng der K<Mnn!inalaidBiohtsbehörde dnrchgef Ohrt werden ohne Bikdmieht 
auf das schwebende und noch nnerledigte Besohwerdeyerfahren. Wird dann 
nber die Anordnnng aufgehoben, so sollen dem Staate aUetn die dnrch die 
Anordnmig yenirsaehten Kosten zar Last fallen. Es ist damit snm ersten 
Male eine Haftpflicht des Stoates fQr Handlungen sein« Beamten* eingeHhit 
itr^Ule, in denen yon «hiem liyilrechtlichen Verschmlden der betreffenden 
Beamten nicht wird die Bede sein kOnnen. Man hat angenscheinlioh beab- 
alchtifft, dnrch diese Gefahr einer eyent. Haftpflicht des FiakoB die Medizinale 
behdrden aller Instanzen yen einem zn scharfen Vorgehen hinsichtlich der zur 
Seneienbekämpfonff erforderlichen Einrichtongen abzmhahen. Der Einfluß dieaer 
mbnermen GesetaesDestimmnng ist auch in der AusfAhmigsanweisuag sehen 
«rkannt, indem sie yerfttgt, daß, falls keine Einigung erzielt wird, die Fsrde- 
raig auf das Maß des unbedingt ErfcH'derlichen beschränkt bleiben und keinea- 
ialls weitergehen seil, als die (Jmeinde nach ihrer ilnamdu^ leisten kann. 
Seht auffallend und bedauerlich ist, daß das Gesetz nur an leistungsmnf&hige 
Ckneinden denlct, aber yon der irrtttmlidien Voraussetzung ausgeht, daß aUe 
Kreise leiatungsf&hig genug w&ren, die durch das neue Seuchengeseta gest ellten 
Aufgaben aus eigenen Mitteln ohne ünterstfltaung der Proyinz oder des Staates 
SU lösen. Die Kreise sind aber sowohl hinsiditlich ihrer Steuerkralt, wie ihrer 
«icenen Einnahmen aus Sparkassen, Eisenbahnen und dergl., wie auch hinsidht- 
ihrer Belastung durch andere Aufgaben (Wegebau) außevordentttdi yei^ 
nehieden gestellt Bei den l^ungsschwachen Krdsen, die in der Bogel auch 
nas leistmigssehwaehen (Gemeinden bestehen werden, ^d nun die Kreis- 
Terwaltunffen yor die fatale Frage gestellt, ob sie Desinfektiens*£inrichtungen, 
wie es yioBach gar nicht anders geht, an Stelle der Gemeinden yon Kreiswegen 
md auf Kreiskoetea beschaffen wollen, oder besser tun, alles den Gemeinden 
XU überlassen, um dann auf dem Wege des § 80 des Gesetzes ftlr diese ans 
dem Sidcel der Proyinz und des Staates ünterstlltznngen zu erzwingen. Diese 
außergewöhnliche, wunderbare Sach- und Bechtslage fOhrt zu der weiteren 
bedanmiehen Konsequenz, daß diejenigen Kreise und Gemeinden husiohtlich 
der üntentitzangen am besten Miren werden, welche sich gegenttber den 
Anordnung«! der KommunalaufdchtsbehOrde am lingsten und nartnfiokigsten 
atriaben. jKreisyerwaltangen, welche für die neuen hygienischen Einrichtungen 
Verständnis haben und etwas Gates schaffen wollen, laufen Gefahr, die 
leistungsschwachen Gemeinden des Kreises finanziell zu sch&digen«^ Dieser, un- 
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sweckmäfiigen Folge der geeeUlioheii Bestimmiug kann nur dadnrdi TorgelMngt 
werdoif daß die Proyinc sowohl^ wie der Staat freiwillig denjenigen Kreisen, 
welche für die Darchführang der Senokenbekfimpfiing besondere Opferwilligkeit 
seigen, aber durch die entstehenden Lasten allein evl stark gedrückt werden, 
angemessene Zuschüsse gewähren. Auf diesm Wege konnte dam sehr wohl 
anch darauf hingewirlrt; werden, daß namentlich für die Desinfektion wirklich 
gute nnd zweckmäßige Apparate beschafft werden. Billige Apparate, nach denen 
manche Gemeinde greifen wird, lediglich nm den Anforderungen zu genügen, 
dürften vielfach unwirksam sein und der Volksgesundheit mehr schaden als nütdm. 

Zu den Einrichtungen, die die Gemeinden nach § 29 des Preußischen 
Gesetnes zur Bekämpfung der übertragbaren Krankheiten auf Anordnung 
der Kommunalau&ichtsbehOrde (§ 80) treffen müssen, gehOroi nicht Wasser- 
leitungen und Kanalisationsanlagen. Das (besetz gibt den Behörden nur 
das Becht, falls Ortschaften von Buhr oder Typhus befallen oder bedroht 
rind, Wasserleitungen, Badeanstalten und dergL zu schließen. Für die im 
sanitären Interesse so außerordentlich wichtige Verbesserung der Trinkwasser- 
Terhältnisse und der Beseitigung der Abfallstoffe ist aber durch den § 86 des 
Beichsseuchenffesetzes eine Handhabe geboten, welche bisher Tielen Ver- 
widtungsbehörden noch unbekannt geblieben und deshalb auch nodi wenig an^ 
ffewandt worden ist Nach § 85, Abs. 2 können die Gemeinden nach Maßgabe 
urer Ldstungsfähigkeit anscdialten werden, Wasserleitungen und Kanali- 
sationsanlagen herzusteUen, sofern solche zum Schutze gegen übertragbare 
Krankheiten erforderlich sind. Der Gesetzgeber hat auffensc^iniich den Aus- 
druck «übertragbare* Krankheiten gewählt in der Absidit, daß diese Einrich- 
tungoi nicht nur dann, wenn die gemeingefälirlichen Krankheiten des Beichs- 
seuchengesetzes zu fürchten sind, sondern zum Schutze gegen alle ansteckenden 
Krankheiten, also auch den durch das preußische €^etz geregelten gefordert 
werden können. Diese Bestimmung stellt einen außerordentlichen Fortschritt 
gegenüber dem bisherigen Bechtszustande dar. Zwar ermöglichte schon der 
§ 10, II, 17 des Allg. Landrechts ein Einschreiten der Polizeibehörde bei ge- 
sundheitlich unzureichender Wasserrersorffung eines Wohnhauses und bei 
efaier gesundheitsschädlichen Beseitigung der Fäkalien und sonstigen Abfalls 
Stoffe. Es konnte aber immer nur gegen einzelne vorgegangoi werden, und 
zwar gegen dritte nur bei unmittelbar bevorstehender Gefahr, gegen den 
Grunddgentümer freilich bei jeder möglichen und wahrscheinlichen Geuhrdung 
der (Gesundheit anderer Personen. Jeder Verwaltungsbeunte hat aber schon 
oft die Erfahrung gemacht, daß einwandfreie und wirtschaftlich rentable 
Wasserrersorgungsanlagen, sowie Kanalisationen nur durch den Zusammen^ 
Schluß ganzer Ortschaften zu einer gemeinsamen Einrichtung durchgeführt 
werden können. An einem gesetzlichen Mittel, in dieser Bichtung einen Druck 
und Zwang auszuüben, fehlte es bisher vollständig; es muß desBAlb die Vor- 
schrift des § 85 im Interesse der Volksgesundheit sehr begrüßt werden. Die 
Anwendung des Zwanges nach § 85 stößt freilich auf nicht geringe formelle 
Schwierigkeiten. In zwei Fällen, die bisher zur Entscheidung des Oberver- 
waltungsgerichts kamen, scheiterte das Verfahren an folgenden Mängeln. Ohne 
auf diese Entscheidungen vom 17. März 1903 Nr. I 471 und vom 81. März 1908 
Nr. 1570 (abgedruckt belKuntze&Kautz, Ergänzungsband 1904, Seite 48 
folgende)^) im einzelnen eingehen zu wollen, sei als Ergebnis derselben für das 
einzuschlagende Verfahren folgendes hervorgehoben: Die Verfügung, durch 
welche eine Verpflichtung der Gemeinde gemä § 85 des Beichsseuchengesetzes 
zur Anlage ehier Wasserleitung oder Kanalisation festj^estellt werden soll, muß 
von der Ortspolizeibehörde ausgehen; der Landrat ist nicht befugt, an ihre 
Stelle zu treten. Nicht die Kommunal -Aufsichtsbehörde, wie nach § 80 des 
preußischen Gesetzes, sondern die Ortspolizeibehörde ist allein zuständig; 
jedoch steht nichts im Wege, daß der Landrat als vorgesetzte Behörde die 
Ortspolizeibehörde anweist, welche Verfügung und in welcher Form sie erlassen 
werden solL Es ist femer nicht ausreicmend, wenn die Ortspolizeibehörde an 
die Gemeinde verfügt, daß sie die Mißstände bei der Trinkwasserversorgung 
beseitigen soll; eine solche Forderung wäre zu aUgemein und zu unbesUmnit 
Weiter ist es auch nicht angängig, daß die Poüzeil^örde nur die Bewilligung 
von Mitteln für die Aufstellung eines Entwurfs für die Anlage einer Wasser- 



1) Siehe Beilage zu Nr. 17 dieser Zeitschrift; 1908, S. 214. 
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Idtang fordert, da, wie das Oberverwaltangsgericht aosftthrt, die Polizeibehörde 
sich vor Erlaß der Verfttgong darüber yergewissern muß, ob nnd wie die für 
erforderlich erachtete Wasseryersorgaiig technisch möglich ist, and ob die 
darch deren Ausführong entstehenden Kosten die Leistungsfähigkeit der Ge- 
meinde nicht übersteigen. Die Polizeibehörde maß deshalb zanächst auf all- 
gemeine Polizeikosten mindestens ein Vorprojekt nebst Eostenyoranschlag 
anfertigen and dieses Vorprojekt einer tecäinischen and kreisärztlichen 
Vorprüfong onterziehen lassen. Danach ist dann die Verpflichtung der 
Gemeinde festzustellen. Gegen diese Verfü^ang ist auf dem Lande die Be- 
schwerde an den Landrat gegeben, welcher bei Abweisung derselben gleichzeitig 
eine Zwangsetatisierang gemäß § 35 des Zuständigkeitsgesetzes erlassen kann. 
Die Abweisungsverfügung ist anfechtbar durch Beschwerde bei dem Eegierungs- 
präsidenten und Klage bei dem Oberrerwaltungsgericht. Gegen die Zwangs- 
etatisierung steht der Gemeinde Klage beim Bezirksausschuß, und gegen dessen 
Urteil Beschwerde beim Oberyerwaltungsgericht zu. Da in letzterem Verfahren 
auch über die Gesetzmäßigkeit und Zulässigkeit der Feststellungsyerfügnng 
der Polizeibehörde entschi^en wird, empfiehlt es sich, die Gemeinden auf letz- 
teres Verfahren hinzuweisen, und die Beschwerde an den Begierungspräsidenten 
einfach bis zur Entscheidung des Oberyerwaltungsgerichts rujienzu lassen. 

Zum Schluß wies der Referent auf die sehr strengen Strafbestim- 
mungen des preußischen Gesetzes hin, welche z. B. die Mutter eines an 
Diphtherie erkrankten Kindes, welche Kleidungsstüdce desselben yor der Des- 
infektion für andere Kinder benutzt, mit Gefängnis bis zu 6 Monaten und 
Geldstrafen bis zu 600 Mark bedrohen und die gleiche Strafe in Aussicht 
stellen, wenn z. B. ein Droschkenkutscher einen Typhuskranken transportiert 
hat und den Wagen weiter benutzt, ohne ihn yorher gemäß polizeilicher An- 
ordnungen desinfiziert zu haben. Referent warnte yor der Anwendung dieser 
Strafbestimmnng, welche dem Eechtsbewußtsein der Beyölkerong noch yoll- 
ständig fremd seien und deshalb große Mißstimmung erregen würden. Es sei 
yielmehr Hauptaufgabe der Medizinal- und Verwaltungsbeamten, zunächst das 
Verstdndnis der Beyölkerung für die zur Seuchenbekämpfung erforderlichen 
Maßnahmen zu wecken. In dieser Hinsicht stehe es yielfach noch recht miß- 
lich; nicht allein in den Gemeinderäten der Landgemeinden, sondern auch in 
den ^bildeten Kreisen und sogar bei manchen Aerzten fehle noch der rechte 
Glauben an den wirklichen Erfolg und an die wirtschaftlichen Vorteile der 
durch das neue Gesetz geforderten Bekämpf ungsmaßregeln gegen ansteckende 
Kruikheiten. (Autoreferat.) 

Sodann ergreift Reg.- u. Geh. Med.-Rat Dr. Rusak das Wort. Um die 
Dlakiusloii abzukürzen, beabsichtigte er gleich auf einige Fragen zu ant- 
worten. Es ist heryorgehoben worden, daß insofern eine Unstimmigkeit be- 
steht, als im § 6 Untersuchungen auch beim Verdacht yon Kindbettfieber 
und Typhus, im § 1 die Anzeigepflicht bei diesen Krankheiten aber 
nicht yorgesehen sei. Es ist selbstyerständlich, daß örtliche Unter- 
suchungen erst nach yorangegangener Anzeige yorgenommen werden können. 
Diesen Widerspruch will der Herr Regierungspräsident durch Aufnahme 
der im § 6 genannten Verdachtfälle yon Typhus und Kindbettfieber unter die 
in den Kartenbriefen als anzeigepflichtig aufgeführten Krankheiten auszuräumen 
yersuchen. Das Unterlassen der Anzeige yon Kindbettfieber- und Typhus- 
yerdacht kann natürlich nicht bestraft werden. Die Kreisärzte müssen darauf 
hinwirken, daß die Aerzte auch in Verdachtsfällen die Anzeige erstatten. 

Die Durchführung der Ermittelung kann nach § 6 des Gesetzes zu 
Schwierigkeiten mit dem behandelnden Arzte führen. Befindet sich der Kranke 
in ärztlicher Behandlung, so ist dem beamteten Arzte der Zutritt untersagt, 
wenn der behandelnde Arzt erklärt, daß yon dem Zutritt des beamteten Arztes 
eine Gefährdung der Gesundheit oder des Lebens des Kranken zu befürchten 
ist. Vor dem Zutritt des beamteten Arztes ist dem behandelnden Arzte Ge- 
legenhmt zu dieser Erklärung zu sreben. Es ist also zunächst eine Rückfrage 
nötig, die auf dem Lande eine Verzögerung bis zu drei Tagen yernrsachen 
kann. Auf Anregung der Stadt Cöln hin ist in die Meldekarte folgender 
Passus gleich mit aufgenommen worden: „Dem Zutritt des behandelnden Arztes 
zum PaUenten stehen Bedenken — nicht — entgegen** — „eine Teilnahme an 
der Feststellung des Krankheitsfalles durch den beamteten Arzt wird — nicht — 
gewünscht So kann sich der Arzt gleich zu diesen beiden Punktp^ imßem 
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eine Nachfrage ist dann nicht mehr nOtig. Die Meidekarten sind mit Aversio- 
nierongsstempel und dem Stempel der KGnigl. Regierang versehen und werden 
an Aerzte and Krankenanstalten geliefert. 

Nach §3 des Gesetzes ist der Vorsteher der Kranken- etc. An- 
stalten nach dem Bachstaben nar verpflichtet, die dort sich ereignenden» 
nicht die eingelieferten Fälle anzazeigen. Eine Handhabe gibt die Dienst- 
anweisang fOr die leitenden Aerzte der Krankenanstalten, die den Passos ent- 
hält, daß dem leitenden Arzte aach die üebcrwachong and Anzeigepflicht bei 
ansteckenden Krankheiten obliegt. Der Herr Begierangspräsident wird den 
leitenden Aerzten auferlegen, daß sie alle Fälle, auch die eingelieferten, anzu- 
melden haben. Die damäs mit der Dienstanweisang für die leitenden Aerzte 
und das Pflegepersonal erlassenen Desinfektionsvorschriften sind hinfällig, nach- 
dem nunmehr die von der Zentralinstanz erlassenen oder noch zu erlassenden Des- 
infektionsvorschriften maßgebend sind. Begelung der Emzelheiten der Desinfek- 
tion bei jeder Krankheit wird vermutlich von der Zentralinstanz noch erfolgen. 

Die durch das neue Gesetz vorgeschriebenen Drucksachen (Listen, 
Formulare) werden von der Firma Greven & Bechthold, CGln, BrtLcken- 
straße 6 im Preise von 8 Mark fflr 100 Stttck geliefert Die Kartenbriefe sind 
mit Adressen vorgedruckt. 

Was die Art und Weise betrifN;, wie die Nachweisungen einzusenden 
sind, so muß davon ausgegangen werden, daß nach den Ausftthrungsbestim- 
mungen zu § 6, Abs. 15 der Landrat jeden Montag Aber Fälle und Todesfälle 
an den Herrn Begierungspräsidenten zu berichten hat, welcher die Wochen- 
nachweisungen bis Mittwochabend an den Herrn Minister einzureichen habe. 
Aus diesem Grunde müssen die Nachweisungen bis spätestens Dienstagmorgdii 
bei der Begierung einlaufen; dies setzt voraus, daß die Bürgermeister bis 
spätestens Sianntagmorgen beim Landrat ihre Listen eingeben, und dieser dann 
umgehend nach Anfertigung dar Zusammenstellung diese absendet (inzwischen 
geändert s. o.). 

Landrat Graf Beißel- Bergheim regt an, ob nicht die Kreisärzte die 
wöchentlichen Zusammenstellungen anfertigen und an den Herrn Begierangs- 
präsidenten einreichen sollten. 

Geh. Bat Dr. Busak meint, für einen solchen Vorschlag spräche ja 
auch der Umstand, daß der Kreisarzt möglichst umgehend die Meldekarten 
erhält; indessen sei in den Ausführungsbestimmungen die Berichterstattung 
durch den Landrat vorgesehen. 

GFeh. Bat Prof. Dr. Finkler-Bonn: Eine in jedem Verdachts&Ue mög- 
lichst schnell vorgenommene bakteriologische Untersuchung wird in der Begel 
die Unannehmlichkeit, mit „Verdacht^ der Krankheiten rechnen zu müssen, 
bald beseitigen. Hier macht sich der Seeren der Untersuchungsämter in her- 
vorragender Weise bemerkbar. Es ist in Bonn an das bakteriologische Institat 
auch das Ansinnen gestellt worden, die Anzeige zu erstatten; das gibt zu Miß- 
helligkeiten Anlaß. 

Der Herr Begierungspräsident weist darauf hin, daß der Arzt 
sich nicht schädige, wenn er nur den Verdacht einer Krankheit ausspreche. 
Es sei doch oft unmöglich, gleich eine sichere Diagnose zu stellen. 

Geh. Bat Dr. Busak: Bereits vor Monaten ist vom Herrn Minister an- 
ficeregt worden, daß möglichst alle Kreise vertragsmäßig an bakteriologische 
Institute als Untersuchungsstellen für ansteckende Krankheiten angeschlossen 
würden, wodurch die Aerzte instandgesetzt würden, möglichst rasch eine bak- 
teriologische Diagnose zu erhalten. Die Fragen der f£r den Beg.-Bez. Cöln 
ausgegebene Meldekarte gehen auch in der Milchfrage — „wird Müch an eine 
Sammelmolkerei geliefert?* — über das im Gesetz bestimmte hinaus. Der 
Grund für die Aiänahme dieser Frage liege in der Erfahrung, daß bei der 
Typhusverbreitung der Sammelmolkereibetrieb eine große Bolle spielt. 

Direktor Dr. Czaplewski, Cöln: Die wichtigste Desinfektion ist die 
laufende. In der Schweiz hat man an einzelnen Orten „Leihdepota* eingerichtet, 
an denen Desinfektionsmittel und Artikel zur Krankenpflege abgegeben werden. 
Eine ähnliche Einrichtung hat man für übertragbare Krankheiten in Ham- 
burg getroffen. In Bremen werden seit der Zeit des epidemischen Auftretens 
der Dysenterie und des Typhus sogenannte „Typhuskasten'' ausgegeben. Vor 
allen Dingen empfiehlt es sich, die Desinfektionsmittel durch gemeinsamen 
Einkauf großer Verbände zu beziehen. ^ t 
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Kleine Desinfektionsapparate yeraagen leicht, besonders in Epidemie- 
zeiten. Bei Formalinapparaten kommt es weniger auf die Anschaffongs-, als 
auf die Betriebskosten an. Als Transportmit^ fftr die zu desinfizierenden 
GFegenst&nde dienen am besten große Handwagen. 

In Belgien ist ein Verfahren aasgeführt worden, Leichen mit Formalin 
zu desinfizieren. Czaplewski hat die Versuche nachgemacht Man kann, 
namentlich darch Einleiten yon Formalin in die EGrperhOhlen, tatsächlich in 
einiger Zeit die Leiche keimfrei machen. 

Eine Anzeigepflicht fttr das bakteriologische Institut besteht in Göln 
nicht. Auch in diesem Institut hat man versucht, einen Anschluß an die Kreise 
zu gewinnen, doch sind die Bemühungen am Kostenpunkte gescheitert. 

Kreisarzt Dr. Me erbe ck -Mülheim: Da die Ausftthrungsbestimmungen 
des Gesetzes bei Diphtherie, Kömerkrankheit und Scharlach von der kreis- 
ärztlichen Feststellung der Krankheit absieht, so wird es sich empfehlen, daß 
von dem meldenden Arzte auf der Meldekarte auch gleich mitgeteilt wird, ob 
die Bftume eine Absonderung ermöglichen etc. ; denn sonst müßte der beamtete 
Arzt sich doch bei diesen Kranldieiten in das Haus begeben. 

Kreisarzt Dr. Meder-COln hat noch einige Fragen zu stellen: 

1. Wie verhält es sich mit der bakteriologischen Untersuchung bei 
Typhus ? In Saarbrücken wird jeder Fall bakteriologisch untersucht. M. hat 
mit auf Anregung von Kollegen Schubert auch in Cöln in diesem Sommer 
bei den meisten FUlen die Blutserumuntersuchung anstellen lassen, was ihm 
wesentliche Dienste geleistet hat. Die Kosten trug die Stadt, nach dem neuen 
Qesetz nun nicht mehr. Künftig müßten die Untersuchungen im bakteriolo- 
gischen Institut CGln auf Staatskosten bezahlt werden; da empfehle es sich 
wohl, sich an das Kgl. Universitätsinstitut Bonn zu wenden. Uebrigens hat 
M. bisher davon abgesehen, dem bakteriologischen Institut eine Anzeigepflicht 
aufzuerlegen; er hält dies nicht für tunlich, da die Blutserumuntersuchungen 
noch viele zweifelhafte Ergebnisse, nach eonigen neueren Bekanntmachungen 
oft bis zu 60 ^/o haben. 

2. Nach den Ausführungsbestimmungen zu § 6, Abs. 4 hat bei über- 
tragbaren Krankheiten der beamtete Arzt nur in den ersten Fällen an Ort und 
SteUe Ermittelungen anzustellen. Wie verhält es sich nun mit der Verfügung 
des Herrn Eegierungspräsidenten vom 27. Januar 1901 — A 1726 — , nach der 
jeder Fall von Typhus zu untersuchen ist, und die auch in ähnlicher Weise 
in den anderen Begierungsbezirken der Bheinlande zur intensiven Bekämpfung 
des Typhus erlassen ist ? Was ist jetzt maßgebend ? 

3. Soll man nach erfolgter Anzeige einer übertragbaren Krankheit von 
selten des praktischen Arztes sich der Diagnose des letzteren anschließen oder 
selbst eine Nachuntersuchung vornehmen? M. hält letzteres, da er selbst da- 
durch schon Kollisionen mit Aerzten gehabt habe, für nicht zweckmäßig. 

4. Was soll bei Ausbruch von Masern und Keuchhusten in einer Familie 
mit den Familienangehörigen der Erkrankten geschehen? Gelten hier die 
weitergehenden Bestimmungen des Bunderlasses vom 14. Juli 1884 oder nur 
die des preußischen und des Boichs - Seuchengesetzes, wo immer nur von 
jugendlichen Personen die Bede ist ? Der Vorschlag, die ansteckungsverdächtigen 
K&der allein zu setzen, verspricht wohl bei Augenkrankheiten, nicht aber bei 
diesen Kranldieiten Erfolg, weil in der Schulpause die Kinder doch alle durch- 
einander laufen. Im Interesse einer fruchtbaren Seuchenbekämpfung in der 
Schule müßten die älteren Bestimmungen ganz aufrecht erhalten werden. 

5. Bei Ausbruch von Masern in Gastwirtschaften sind wir nach dem 
Gesetze ganz machtlos. 

Herr Landrat Kirschstein habe gesagt, die Kosten für die Anstellung 
von Ermittelungen bei Ausbruch von Infektionskrankheiten in Familien von Lehr- 
personen, Schulgebäuden etc. seien von der Ortspolizeibehörde zu tragen, nur dann 
vom Staat, wenn der Kreisarzt vom Landrat ersucht worden sei, tätig zu sein. 
Wie ist es nun zu halten, wenn der Kreisarzt in einer kreisfreien Stadt, z. B. 
in Cöln, zu diesem Zwecke von dem Oberbürgermeister ersucht worden ist? 

Leichendesinfektionen bieten in ihrer praktischen Durchführbarkeit große 
Schwierigkeiten. Ganz sicher geht man, wenn die Einsargung in einem Sarg 
mit Zinkeinsatz vorgenommen wird. Dann könnte man auch — entgegen dem 
Gesetze — Sandern die Beteiligung an der Beerdigung erlauben. C^oocrlc 
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Beigeordneter Dr. med. Eraatwig - Göln hat sich bereits mit dem Herrn 
Polizeipräsidenten in Göln in Yerbindang gesetzt, ob es möglich sei^ die 
Droschkenkutscher za zwingen, nach jeder Fahrt zam Hospital sich einen 
Ausweisschein aasstellen zu lassen. Auf diese Weise ist auch in Hambarg die 
Beaufsichtigung der Droschkenkutscher geregelt. Weiterhin spricht er sich 
für die Notwendigkeit der Beibehaltung der bisherigen Maßnahmen bei Keuch- 
husten und Masern aus, wenigstens wenn diese Krankheiten in gefährlicher 
und bösartiger Weise auftreten. 

Landrat Kirschstein: Der Lehrer kann von den Eltern eine Mit- 
teilung verlangen, wegen welcher Erkrankung ihr Kind die Schule versäumt; 
er wird auf diese Weise oft über den Ausbruch einer ansteckenden Krankheit 
in den Familien von Schulkindern orientiert. Das könnte dem Mangel der An- 
zeigepflicht bei Masern einigermaßen abhelfen. Da das Gesetz genau festgelegt 
hat, wer von der Schule zurückgehalten werden kann, so kann seiner Ansicht 
nach die Behörde nicht weitergehen. 

Die Kosten der Ermittelung von der Schule angehörenden Fällen fallen 
dem Staate zur Last 

Landrat Gerdes- Waldbroel ist der Ansicht, die Verwaltungsbehörden 
müßten mit den Aerzten zusammen recht vorsichtig gegen die Gemeinde vor- 
gehen. Nach § 29 des gegenwärtigen Gesetzes sind die Kreise befugt, an Stelle 
von Gemeinden Einrichtungen zu treffen. Nach § 31 tritt die Provinz für eine 
nicht leistungsfähige Gemeinde bei der Tragung der Kosten ein. Eine recht- 
liche Bestimmung, daß die Provinz auch für einen nicht leistungsfähigen Kreis 
subsidiär eintrete, besteht nicht. Deshalb müßte über das Gesetz hinaus auch 
der Kreis von der Provinz unterstützt werden können. Vielleicht könne der 
anwesende Vertreter des Herrn Oberpräsidenten die Sache im Auge behalten. 

Landrat Graf B e i s s e 1- Bergheim, Vorsitzender des Provinzialausschusses, 
teilt mit, auch in der Provinzialverwaltung habe man die finanzielle Tragweite 
des Gesetzes noch nicht übersehen können. Deshalb habe man auch noch keinen 
festen Posten hierfür in den Etat aufgenommen. Li seinem Kreise habe es 
große Schwierigkeiten gemacht, Desinfektoren zu bekommen. 

Der Begierungspräsident wünscht, daß die Kreisärzte sich zwecks 
Durchführung der Gesetzes Vorschriften mit den Landräten in Verbindung 
setzen. Allgemeine Anweisungen sollen vorerst nicht gegeben werden. 

Landrat Freiherr v. Dahlwigk- Siegburg: Es muß möglichst schonend 
vorgegangen werden. Die Gemeinden sind außerstande, die großen Kosten zu 
tragen, die Kreise werden oft eintreten müssen. Praktisch ist die Durch- 
führung der Desinfektion, sowie sie vorgesehen ist, unmöglich. 

Geh. Bat Dr. Busak erklärt, er könne nicht auf aUe die verschiedenen 
Anfragen, speziell die von Kreisarzt Dr. Meder, antworten; es werde ja 
zweifellos noch eine Begelung vieler Punkte von der Zentralinstanz erfolgen. 
Er glaubt im Sinne der Kreismedizinalbeamten zu sprechen, wenn er die Er- 
klärung abgibt, daß kein verständiger Medizinalbeamter rigoros vorgehen wird. 
Aber es ist nicht zu verkennen, d£ß manche Kreise mehr leisten müssen als 
bisher. Im hiesigen Begierungsbezirke sind eine Menge größtenteils Ordens- 
krankenhäuser, die nicht unvermögend und, wo es sich um notwendige Ein- 
richtungen handelt, sehr entgegenkommend sind. Es würde also für die Ge- 
meinden sehr zweckmäßig sein, wenn diese Krankenhäuser die Einrichtung von 
Desinfektionsapparaten treffen würden, die dann auch für die Gemeindedes- 
infektion dienen könnten. 

Was die Frage nach dem Zutritt des beamteten Arztes zum Kranken 
betrifft, so würde da in jedem einzelnen Falle schon der Takt den richtigoi 
Weg weisen; Vorschriften können hier nicht gegeben werden. 

Kreisarzt Dr. Hillebrand- Bergheim rät, mit der Anschaffung von 
Dampfdesinfektionsapparaten vorsichtig zu sein ; er möchte eher größere Appa^ 
rate für größere Bezirke empfehlen. Auch bei der Anschaffung von Formafin- 
apparaten sei Vorsicht geboten. Der B ö p k e sehe Apparat sei seiner Erfahrung 
nach nicht genügend. Der Flüggesche besser. 

Landrat Ger des- Waldbröel möchte das Schreibwerk vermindert wissen. 

Landrat Kirschstein meint, es würde nicht zu umgehen sein, daß 
die bisherigen Desinfektionsvorschriften umgearbeitet würden. Durch Neudruck 
müsse die gesetzliche Verpflichtung zur Desinfektion hervorgehoiben zu werden. 
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Herr Kreisarzt Dr. Engels- Gammersbach onterscheidet zwei Prinzipien 
der Wohnongsdesinfektion : 

1. Die Dampfdesinfektion, 

2. die Formalindesinfektion. 

Bei der zweiten Art sind der Flttggesche, der Schneid er sehe nnd 
der E5pke sehe Apparat die gebräachlichsten. Der erste nnd zweite sind fftr 
Bäame von 150, der dritte fttr Bäamo yon 120 oder 100 cbm Baanünhait ein- 
gerichtet, doch stellen die Erfinder der ersteren es für wtlnschenswert bin, daß 
beim Qebersteigen yon 100 cbm lieber noch ein zweiter Apparat aufgestellt 
werde. In der Leistungsfähigkeit sind die drei Apparate sidi gleich. Für die 
oberbergische (hegend schlägt er der Wegeverhältnisse wegen den BOpk eschen 
Apparat Tor. 

Der Begierangspräsident weist nochmals auf Vorsicht in der 
Handhabong der Bestimmungen des neaen G^etzes hin und hofft von ihm 
Segen für die Allgemeinheit 

IL Gerichtsarzt Dr. Plempel-Cöln: €toplanle Yerbreebea, ansgefiUirt 
im epUeptlselieM DJUnmerznstand. 

Der Vortragende bespricht drei Fälle von Epilepsie, in denen die yon 
den Epileptisctien im Wachzostand gewollte Handlang im Dämmerzustände, 
der bei allen drei wesentlich durch Alkohol ausgelöst worden war, zur Aus- 
führung gebracht worden war. Der Vortragende hebt hervor, daß die üeber- 
einstimmung von im Wachzustand geäußerten Absichten mit später ausgeführten 
Handlungen beim Epileptiker keineswegs immer den Schluß zulasse auf be- 
wußtes Handeln während der Tat. 

Der Vortrag wird in extenso anderwärts yeröfifentlicht werden. 

Diskussion. Geh. Med.- Bat Prof. Dr. Pelm an- Bonn: P. will hier 
nicht näher auf die Theorie dieser yielumstrittenen und schwierigen Frage der 
Bewußtseinsstörungen eingehen. Fälschlich pflegt man yon der Idee auszugehen, 
als ob im Zustande von „Bewußtlosigkeit*" em Bewußtsein überhaupt nicht 
vorhanden seL Es existiert in diesen Zuständen doch ein Bewußtsein, aller- 
dings eigener Art, das in das normale Bewußtsein nicht mit überzugehen pflegt. 
Eine besondere andere Art der Bewußtseinsstörungen sind die Träume, von 
diesen bebalten wir einiges. Daß in den traumartigen Zuständen überhaupt 
kein Bewußtsein vorhanden ist, erscheint ausgeschlossen; denn sonst könnten 
in diesen Zuständen nicht komplizierte Handlangen vorgenommen, z. B. Beisen 
vollführt werden; man braucht nur an den viel zitierten Fall zu denken, in 
dem ein Epileptiker in einem Dämmerzustande eine Belse von Paris nach 
Bombay unternommen hat. Auch können aus dem klaren Bewußtsein Ideen, 
Absichten mit in den unbewußten Zustand hinübergenommen werden und um- 

fekehrt. Man würde daher bei der Begutachtung solcher Zustände einem 
ehler verfallen, wenn man aus der Uebereinstimmung der vorherigen Absichten 
mit einer späteren Handlung ausschließen wollte, dä letztere in bewußtlosem 
Zustande geschehen sein könne und die Schuldirage deshalb bejahen wollte. 
Vielmehr muß im konkreten Falle zu eruieren gesucht werden, ob das be- 
treffende Individuum bestimmte Krankheitserscheinungen zeigt oder gezeigt 
hat, so daß auf Grund derselben die Annahme der erwähnton Art von Bewußt- 
seinsstörungen wahrscheinlich erscheint. Es kommt hier hauptsächlich Epilepsie 
in Frage, über die aber auch die Auffassungen noch wechselnd sind. 



Berieht Aber die ordentliche General -Versammlunif de« 
PI&lBleehen IKediBinalbeaniten -Vereins in der Oanibrinns- 
halle in Nenstndt a. H. am 15. l>eBeniber 1905. 

Anwesend die Herren: Kreismedizinalrat Demuth, Landgerichtsärzte 
v.Hoesslin, Kühn, Zahn, Bezirksärzte Alaf borg, Becker, Hand- 
schuh, Böhmer, Schwink, Spenkuch, Spieß, Bezirksarzt a.D. 
Sehickendantz, Direktoren Eccard, Medizinalrat Karrer, Oberarzt 
Behler, staatsärztlich geprüften Aerzte Bayersdörfer, Beck er- Speyer, 
Glessin, Dreyfuß, Fleischmann, F r a n t z - Grünstadt, Sally Kauf- 
mann, Bausch, A. B unk -Ludwigshafen, Salomen, Schultz, Stark, 
Weber, Zorn, Zwecker. Als Gäste die Stabsärzte Hertel und Mayer. 

Dar Vorsitzende widmet den seit der letzten Yersammlung ver- 



Dr. Lohmer-Cöln. 
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storbenen Mitgliedern Landgerichtsarst Dr. Brach, Besirksarst Med.-Bat Dr. 
Schröder und Obermedizinalrat Dr. Earsch, sn deren Andenken die 
Versammelten sich ron den Sitzen erheben, einen karzen warmen Nachruf. 

Sodann berichtet der Vorsitzende über die LudesTenammliuig In 
Würibnrgy indem er auf die dort gehaltenen interessanten wissenschaftlichen 
Vorträge hinweist and den Wert dieser Versammlangen in kollegialer Beziehang 
hervorhebt. Der Antrag des Pf&lz. IL-B.-V., betreffs Qebtthrcnfestsetzang für 
die Amtsärzte bei Benatzang von Motoren and Fahrrädern, warde von der 
Landesversammlang aafsenommen, dagegen hatte der zweite Antrag, der die 
Stellyertretang bei Beanaabongen der Amtsärzte zam Inhalt hatte, nicht den 
gewünschten Erfolg, da die anders gelagerten Verhältnisse im rechtsrheinischen 
Bayern daselbst die Begelang nicht so dringlich erscheinen lassen. 



entscheidenden Beratangen über wichtige Standesangelegenheiten im Lande»- 
aasschaß eine Besprechung der pfälzischen Amtsärzte über die betreffenden 
Punkte stattfindet, was der Vorsitzende zasagt. 

Zam nächsten Pankt der Tagesordnang : ^^Das Sehnlhans^ lagen zwei 
aasführliche Eeferate vor; das eine des berimich am Erscheinen verhinderten 
Dr. F r an tz- Göllheim behandelte das Schalhaas aaf dem Lande, das andere, 
von Dr. BayersdGrf er-Neastadt erstattete das städtische Schalhaas. 

Aas dem Beferat von Fr an tz -Göllheim greift Demath verschiedene 
wichtige Stellen heraas : Eeferent spricht sich für Bildang von Baakommissionen 
aas, bespricht a. a. die Wahl des Bauplatzes, die Stellang des Schalhaases nach 
den Himmelsrichtangen — in dieser Beziehang empfiehlt er die Lage der Schal- 
säle nach Süd -Süd -Ost and West -Süd -West — and hält eine Trennang der 
Lehrerwohnang vom Schalhaas ffrandsätzlich für geboten ; er kommt dann aof 
Große and Einteilang der Schalhäaser nach der Zalil der SchaUünder, aaf die 
Anlage der bei schlechtem Wetter als Aafenthaltsräame für die Kinder in den 
Schalpaasen za benatzenden Flargänge : die Größe der Schalzimmer, die Be- 
leachtang, die Höhe and Anlage der Fenster, die Benatzang des Omament- 
glases, die Herstellung und Instandhaltunff der Mauern werden behandelt. 
Beferent hält es für geboten, auch für LanoBchulen die Anlage einer Zentral- 
heizung (Warmwasser- oder Niederdruckdampfheizung) ins Auge zu fassen. Die 
Ventilationseinrichtungen auf dem Lande müssen nach Ansicht des Beferenten, 
wenn sie ihren Zwe<£ erfüllen sollen, tunlichst einfach sein; von den ver- 
schiedenen Schulbankarten empfiehlt er die Bettigbank und tritt schließlich für 
Errichtung von Tumsälen auch in den Landschulen ein. 

Bayersdörfer behandelt zunächst den Baugrund und die Lage, betont 
die Notwendigkeit großer Schulhöfe, hebt die Vorteile des übrigens aäu teuren 
Pavillonsystems hervor, bespricht sodann die Einrichtung der zentralisierten 
Anlagen, wobei er die Zweckmäßigkeit der einseitigen Anlagen klarzulegen 
versucht Er nimmt in seinen Ausführungen Bezug auf eine Beihe von teüs 
älteren, teils neueren städtischen Schulhausbauten und bespricht im einzelnen 
alle wesentlichen, beim Bau eines städtischen Schulhauses in Fraffe kommenden 
Punkte, beispielsweise die Beschaffenheit des Mauerwerks, die Ünterkellerung 
bezw. Isolierung der Mauern und Wände, die Art der Zwischendecken, die 
Treppenanlagen, die Gänge, die Größe der Schulsäle nach Flächen- and Baum- 
inhfdt, die Anlage und Größe der Fenster, die eventuelle Verwendung des Or- 
namentglases, beleuchtet ausführlich die Heizungs- und Ventilationsauage. die 
Anlage der Aborte, wobei er einen Abort für eine Klasse als ungenüffend be- 
zeichnet, die Beinigung der Aborte, den Bau von besonderen Tumhallai and 
die Einrichtung von Brausebädern, sowie von Kochichulen. Den Turnhallen, 
Bädern und Kochschulen weist Beferent eine wichtige hygienische Bolle xa 
und berührt zum Schlüsse noch die Frage der Pedellwohnung, die, wenn sie 
überhaupt ins Schulhaus verlegt wird, einen besonderen Eingang erhalten muß. 

Der Vorsitzende duikt den beiden Beferenten für mre ffründlichen 
Arbeiten, bespricht die Notwendigkeit der Aufstellung von Scholärzten^ da 
Ventilation und Beheizung den Lehrern oft sehr wenig geläufig sind; in Lud- 
wigshafen sollen 9 Schulärzte und zwar für jedes Sdiiühaus 1 Schularzt an- 
gestellt werden. 

Schwinck erwähnt die gesundheitlichen Nachteile, welche den Kindern 
aus der zu großen Entfernung der Abortanlagen von den S^hulhäuaem er- 
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wachsen and hält zum wenigsten einen geschützten Verbindnngsgang für 
erforderlich. 

Demnth ist kein Freund yon der Verlegung der Abortanlagen in die 
Schalhänser, wenn eine Wasserspülung nicht möglich ist; einen Abort für 
eine Klasse im allgemeinen hält er für ungenügend; bei Knaben sollte ein 
Abort auf wenigstens 25 Schüler treffen, und bei Mädchen, für die kein 
Pissoir anzulegen sei, sei diese Zahl zu groß. 

Alafberg ist für Anlegung der Aborte außerhalb des Schulhauses, da 
man die im Schulhause befind^chen Aborte immer riecht; er weist auf die 
Schwierigkeit der Beleuchtungsfrage hin und hebt die großen Vorteile und 
geringen Nachteile des Ornamentglases heryor, wobei er die Beleuditung durch 
Omamentglas als um mindestens ein Drittel besser, wie jene durch gewöhn- 
liches Fensterglas bezeichnet 

D e m u t h hält die Auffassung mancher Amtsärzte, die Beleuchtung von 
der Nordseite her sei immer zu yerwerfen, nicht für berechtigt. 

Dreifuß möchte die Sonnenbeleuchtung der Schulzimmer nicht aus- 
geschlossen sehen und weist kurz auf die Nachteile einer ungenügenden 
Beinhaltung der Ventilationsschächte, sowie auf die zu seltene Beinigung der 
Schulsäle hin. 

Mit einigen kurzen Bemerkungen von Eccard wird die Debatte 
geschlossen. 

Alsdann hält Stabsarzt Mayer einen Vortrag über ^^ErfiahrniigeB mit 
Tjphustr&geni^. 

Nachdem der Vorsitzende dem Vortragenden den Dank der Ver- 
sammlung zum Ausdruck gebracht hat, weist Handschuh auf die häufigen 
Widersprüche zwischen der klinischen und bakteriologischen Diagnose hin; er 
führt einige Fälle an, in denen er als Amtsarzt tätig gewesen ist und knüpft 
daran den Wunsch, daß Aerzte und Publikum in solch zweifelhaften Fällen 
rücksichtsToll behandelt werden. 

In eingehender Debatte, an welcher sich Demuth, Hertel, Zwecker, 
Salomen, Mayer, Alafberg beteiligen, betcmt Med.-Eat Demuth, daß 
die Leitsätze vom 13. Dezember 1908 bei der Typhusbekämpfung noch in Kraft 
bestehen, auch bis auf weiteres gelten müssen ; wer sich an die Leitsätze hält, 
wird im ganzen zurecht kommen. Stabsarzt Hertel pflichtet dem bei und 
spricht gegen eine Abänderung derselben auch hinsicntlich einer früheren 
Vornahme der Schlnßdesinfektion, solange nicht zwingende Gründe hierfür 
erwiesen seien« 

Es w\iä allgemein als feststehend angenommen, daß klinisch festgestellte 
Typhuserkrankungen auch dann als solche zu führen sind, wenn der bakterio- 
logische Befund negativ bleibt; es ist aber auch Tatsache, daß mancher 
klüiisch nicht prägnante, ja manchmal unter dem Symptomenbild, z. B. einer 
Lungenentzündung oder einer Meningitis usw., verlaufende Krankheitsfall, bak- 
teriologisch als echter Typhus festgestellt wurde. 

Endlich wird dem Wunsche Ausdruck gegeben, daß in den Fällen, in 
welchen zwar bakteriologisch, aber nicht klinisch Typhus festgestellt 
wurde, in rücksichtsvoller Weise gegenseitiges Einverständnis herbeigeführt 
werden möge. 

Dehler bittet, ihn durch AusfüUung von Fragebogen in den Stand zu 
setzen, eine Statistik der hilfsbedürftigen krüppelhaften Kmder der Pfalz auf- 
zuitellen. Dr. Kühn. 

Vereinsblatt der Pfälzischen Aerzte; 1906, Nr. 1. 



Berieht Aber die Tersammlnnc des BAdischen 
staatsftrBtL Tereliui »m ft7. Oktober 1905 im Bahnbof hotel 

in OlTeiibach. 

Anwesend waren 2S Mitglieder. 

Der Vorsitzende, Medizinalrat Dr. Beck er- Offenburg, begrüßt zu- 
nächst die Erschienenen und erstattet sodann den Cfesehäftsberieht« Der 
Mitgliederstand beträgt zurzeit 109; im Laufe des Berichtsjahres ging 
das Ehrenmitglied des Vereins und langjähriger Bechner desselben, Herr 
Geheimer Hofiat Dr. Brauch in Kehl mit Tod ab. Der Vorsitzende 
widmete dem Dahingeschiedenen einen warmen Nachruf; die^ Anwesenden cd\^en^ 
sein Andenken durch Erheben von den Sitzen. 
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lieber die Eatstehang der neaen Satsangen und dieAnnalune der- 
selben in der Frübjahrsversammlung in Heidelberg referiert der Vorsitzende 
in eingehender Weise. Die Versammlnng spricht einstimmig ihre Zn- 
stimmang zu den Schritten und den Erldärnngen, die der Vorsitzende in 
dieser Sache getan bezw. gegeben hat, ans. 

Ebenso wird, entsprechend einem Besehlasse der Heidelberger Versamm- 
lang, der Vorsitzende beauftragt, an Qroßherzoglichcs Ministeriom des Innern 
ein Gesuch einzureichen, in dem um eine Besserung der geringen Pensio- 
nierungsyerhältnisse der Bezirksstaatsärzte gebeten wird. Die Besser- 
stellung soll erfolgen durch eine höhere Einschätzung des wandelbaren Dioist- 
einkommens und eine Einrechnung der Vorbereitungszeit zum bezirksärztlichen 
Dienst in die Zahl der Dienstjahre. 

Aus dem von H. Dr. Brauch erstatteten Ee chenschaf tsb ericht 
ist zu entnehmen, daß der Eassenbestand zurzeit 936 M. 18 Pf. beträgt. Die 
von zwei Kollegen geprüfte Bechnung wurde als richtig befunden und dem 
Eechner Entlastung erteilt — Als neues Mitglied wurde Kreisspitalarzt Dr. 
Frey in Geisingen aufgenommen. 

Der Vorsitzende empfiehlt den Mitgliedern den Beitritt zum Deut- 
schen Medizinalbeamtenyerein und weist ganz besonders auf die ganz yortreff- 
lich redigierte Zeitschrift hin, welche die Mitglieder zweimal monatlich erhalten 
und die sowohl interessante Originalarbeiten, als auch kleinere Aufsätze aus 
dem Gesamtgebiet der die Medizinalbeamten interessierenden Fragen enthält. 

Dr. Themen wünscht, daß der Vorsitzende des staatsärztlichen Vereins, 
entsprechend seiner jetzt schon großen Mitgliederzahl, Sitz und Stimme im 
Vorstand des Deutschen Medizinalbeamtenyereins erhalte. Die Versammlung 
schließt sich diesem Wunsche an. 

Bei der folgenden Diskussion, an der sich die Kollegen Langsdorf, 
Neumann, Klehe, Kürz, Becker und andere beteiligen, werden einige 
praktische Vorkommnisse besprochen, so die Untersuchung ausländi- 
scher Arbeiter, die Erstattung yon Leichen t ransportattesten und 
die Impferfolge dos Jahres 1905. Bezüglich der Leichentransportatteste 
wird darauf hingewiesen, daß der Bezirksarzt oft genug genötigt sei, yiel 
Zeit zu opfern, da er nicht nur die Zeugnisse schreiben, sondern auch warten 
müsse, bis die nötigen Papiere anderer Art ausgefertigt seien. Es werde daher 
als unbillig empfanden, daß diese Zeugnisse unentgeltlich ausgestellt werden 
müßten, um so mehr, als es sich in yielen Fällen um reiche Ausländer handle, 
die die Gratisausfertigung nicht begreifen. 

Bezüglich der Impfung wird yon teilweise ungenügenden Erfolgen 
berichtet. 

II. Bei der yorgenommenen HenwaU des Vorstandes werden Becker- 
Offenburg als Vorsitzender, Heine mann -Konstanz als Schriftführer und 
Vorstandstellyertreter und Brauch- Lahr als Eechner gewählt. 

IIL Als letzten Punkt der Tagesordnung erstattet Medizinalrat Dr. Kürz 
den angekündigten Vortrag über den Entwurf einer jieuen Luidesbaaordnnng. 
Der Vortragende betont zunächst, wie der Entwurf dadurch, daß er eine Beihe 
yon Verordnungen zusammenziehe und durch neue Bestimmungen ergänze, 
einen wesentlichen Fortschritt bedeute und daß speziell die auf sanitärem 
Gebiete eingefügten Bestimmungen die Zustimmung des Gesundheitsbeamten 
y erdienen. Eedner spricht die mchtigsten Bestimmungen des Entwurfs einzeln 
durch und gibt erläuternde Mitteilungen über die Notwendigkeit einer Be- 
schränkung, Abänderung oder Erweiterung derselben. Die Versammlung erklärt 
sich mit dem Tenor der Abänderungsyorschläge, soweit sie das hygienische 
Gebiet betreffen, in allen Punkten einyerstanden. 

Der Vorsitzende spricht dem Eedner den Dank der Anwesenden für 
die lichtyoUe Behandlung der angeschnittenen Frage aus. 

Nach Schluß der Versammlung yereinigte ein fröhliches Mahl die Ver- 
sammlungsteilnehmer, wobei Küche und Keller des Bahnhofhotcls sich des mit 
Eecht erworbenen Euhmes der Vorzüglichkeit würdig zeigte. 
Aerztliche Mitteilungen aus und für Baden; 1906, Nr. 1. 

Berichtigiutr. In dem Versammlungs - Beilage II, S. 19 muß es 
heißen Z. 40 statt „Landrates* „Bundesrates**, Z. 42 statt „ergeben*' „ergaben*^ 

Verantwortl.Bedakteur: Dr.Bapmund, Beg.- u. Geh. g[e;i.-|^U(g^(|^^|(i W 
J. a C. Bnms. HtrxogL Bäeb«. u. F. SelL-JL Hofbiiolulrock«r«l in Mindtn.^ 
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BeHekt Aber die aMtlieheM TerMMuluiMM der UKediBlnal- 
beamteM des Ref^-Bes. K5sll]i am IS. iFeseMber 1904 Im 



SitemMCMMle der K^nigl. Befierniii: ^) und am 4. NoTember 
IfkOS im der ProT.-Irreiiamstait mu JLaaenbar^ i. P. 

L Yersammlang am 12. Dezember 1904. 

Anwesend waren : Die Herren Begierongsprfisident Graf von Schwerin, 
Ober-PrSsidialrat y. Ltttzow, Ober-B^.-Rat Brasch, Beg.-A88. Schenne- 
mann, Beg.- n. Med.-Bat Dr. E&nber, Geh. Med.-Bat Direktor Dr. Sie- 
men 8- Lauenborg, Departements-Tierarzt Brietzmann, femer die Landräte 
T. Kleist-Belgard, y. Hohnhorst-Drambnrg, Graf BandisBin-Schiyel- 
bein, y. Below-Schlawe, y. Schmeling-Stoip, y. Somnitz-Lanenborg, 
y. Pnttkamer - Bftto w, Beg.-Ass. y. Trebra - Bommelsbarg, Stadtrat Block- 
Ktelin, s&mtliche Kreisärzte des Bezirks, Kreisassistenzarzt Dr. Wagener- 
KOsün and die kreisärztlich geprüften Aerzte DDr. Schmidt-NeustettiD, 
Ho wits- Drambarg, Arnheim-Laaenbarg and M argalies-Kolberg. 

H. Beg.-Präs. Graf y. Schwerin leitet mit Begrtlßangsworten dieVer- 
sammlonff ein and erteilt sodann dem ersten Beferenten, Kreuarzt Dr. Land • 
grebe-Neostettin das Wort zom ersten Thema: 

L Die UeberwmehHBg des Yerkehrs mit Nahrnngsmittelny Cfennss* 
mttteln mnd GebnmelisfegeiistABden. 

Mit einem Hinweis aof die einschlägigen Paragraphen der Dienst-Anw. 
hebt Beferent heryor, daß es sich bei den heryortretenden Mängeln im aUge« 
meinen am eingeworzelte ttble Angewohnheiten handele. Im besondem bemän- 
gelt er hinsichtlich des Fleisches die anzoreicbenden Schlacht- and Vorrats- 
räome aof dem Lande, wodarch der Unsaaberkeit Vorschab geleistet wird, 
desgleichen ist anch der Transport des Fleisches kein einwandsfreier. Dieselbe 
ünroinlichkeit tritt aach bei der Bearbeitong der Milch, der Aofbewahrang 
landwirtschaftlicher Prodakte, wie Batter, £ier, Obst, Kartoffeln, Gemttse 
heryor. Aaf gleicher Stafe stehen bezUglich der Saaberkeit die Dorfkrttge, 
die yielfach nüt Materialwarenläden yerbanden sind, sowie die Bäckereien, in 
denen die Kanden mit ihren oft anappetitlichen Händen die Verkaofsgegen- 
stände berühren. Eine yielfach geübte Unsitte ist die Entnahme yon Batter- 
proben mittelst der Fingernägel oder kleiner LOffelchen. Ferner herrscht ffroße 
Unsaaberkeit beim AbnÜlen yon Bier and Selterswasser. Dagegen sind die 
Yerfälschongen yon Genaßmitteln, z. B. Zasatz yon Branntweinschärfen, darch 
die schärfere Kontrolle geringer geworden. Bei dem Verkehr mit giftigen 
Farben ist die Beobachtang der Vorschriften für den Verkaaf die Haaptsadie. 
ScUießlich sollten die aaf dem Lande noch häafig anzatreffenden Phosphor- 
zttndhOlier endlich yersdbwinden. 

Die Beaafsichtigang des Verkehrs mit Nahrangsmitteln, die ledig- 
lich in der Hand der anteren Polizeiorgane liegt, läßt yiel za wünschen übrig. 
Kar in drei Orten des Bezirks — Schlawe, Stolp and Bütow — findet eine 
regelmäßige Milchkontrolle statt. Aaf dem Lande, wo die großen Mißstände 
darch die 5 jähxigen Besichtigangen ans Licht gebracht sind, werden noch fast 
gar keine Kontrollen aasgeübt. Um all den genannten Mißständen yorzabeagen, 
hält Beferent es für dringend erforderlich, die Untersachong and Beaafsich- 
Uganff des Nahrangsmittelyerkehrs darch die chemischen Untersachangsämter 
yomenmen za lassen. 

Ais Korreferent äaßert sich Kreisarzt Dr. Gatkne cht- Belgard 
eingehend über die za treffenden Maßregeln and hebt zanächst die mit dem 
Verkehr zonehmende Mannigfidtigkeit aer Nahrangsmittel and ihrer Verfäl- 
schangen heryor. Haoptsächlich ist die Aufmerksamkeit den bei ans hergestellten 
Nahrangsmitteln, wie Fleiscii, Milch, Obst, Gemüse und Branntwein zaza wenden : 

1) Beferent hält eine nochmalige Untersachong des yon aaswärts in die 
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Stadt eingeffihrten Fleisches, welche bisher nicht stattgefunden hat, für erfor- 
derlich. 

2) Die Müchkontrolle muß regelmfißig sowohl in den Molkereien, wie 
in den Läden und auf dem Markte stattfinden. 

3) Kartoffeln, Gemüse, Obst, Eier usw. dtlrfen nicht, wie üblich, in den 
Schlafräomen und vor allem nicht in Zimmern, wo sich JBLranke b^den, aof- 
bewahrt werden. 

4) Ferner fordert Beferent die Beibringung eines Fähigkeitszeugoisses 
als Vorbedingung zur Erlangung der Konzession zur Anlage einer Mineral- 
wasserfabrik und 

5) die Errichtung staatlicher Nahrungsmittel- üntersuchungsämter für 
jeden Begierungsbedrk. 

In der Diskussion betont Beg.-Präs. Graf von Schwerin unter 
Hinweis auf seine eigenen Erfahrungen die großen Vorteile der chemischen 
Untersuchungsftmter und empfiehlt das Institut zu Köslin, das diesen Zwecken 
dient, zur ausgiebigen Benutzung. Sehr zweckmäßig sei es, den mit Nahrungs- 
und Materialwaren handelnden Kaufleuten die Schankkonzession zu nehmen 
oder zum wenigsten für die Schankräume getrennte Lokalitäten mit beson- 
deren Eingängen zu fordern. Beg.- u. Med.-Bat Dr. Bäuber schließt sich 
diesen Ausführungen vOllie an und vertritt den Standpunkt, daß der Betrieb 
im Nahrungsmittelrerkehr oesser und sauberer gestaltet werden kann und muß. 
Im Bezirk Düsseldorf existieren schon eine Beihe einschlägiger Bestimmungen, 
z. B. über das Betasten des Fleisches usw., die sich gut bewährt haben. Land- 
rat Graf Baudissin- Schivelbein hält es für undurchführbar, das Aufbewahren 
von Nahrungsmitteln in den Stuben zu verbieten, da es den Bewohnern meist 
an anderen OertUchkeiten mangele, auch sei ihnen der Sinn für Hygiene völlig 
fremd. Der Vorschlag, allen Kaufleuten die Erlaubnis zum Ausschank zu ver- 
weigern, würde wenig Abhilfe schaffen, da die meisten des Verdienstes wegen 
gezwungen würden, auch ohne Konzession zu schänken. Als letzter Bedner 
betont Kreisarzt Dr. Sarganeck-Köslin, daß regelmäßige chemische Unter- 
suchungen in Köslin wegen der Kostenfrage wahrscheinlich ein frommer Wunsch 
bleiben werden. 

Ab Ergebnis der Versammlung ist eine Verfügung vom 2. März 1905 
an die Landräte, Polizeiverwaltungen und Kreisärzte ergangen, in welcher auf 
die bestehenden üebelstände hingewiesen und eine regere Kontrolle, sowie 
häufigere Probeentnahmen und Einsendunffen an das chemische üntersuchungs- 
amt, dessen Tarif beigefügt ist, zur Pflicht gemacht wird. 

II. Darauf hält Kreisassistenzarzt Dr. Wagener-K5slin einen Vor- 
trag über die von Badeanstalten Jeder Art in sicherhelts- und gesiind- 
heitspoiizeilichem sowie sittlichem Interesse zu stellenden Anfordernngeii 
an der Hand eines Entwurfs zu einer entsprechenden Polizeiverordnung für 
den Beg.-Bez. KOslin. 

Der Entwurf behandelt 1. Bäder im Freien a) Seebäder, b) Bäder in 
Landseen, Flüssen, künstlichen offenen Bassins, c) Luft- und Sonnenbäder; er 
sclüießt sich im allgemeinen an die Vorschläge der ständigen Kommission für 
die gesundheitlichen Einrichtungen in den Nord- und Ostseebädem an. 

In jeder Badeanstalt von mindestens 20 Zellen sollen sowohl für 
das Herren- und das Damenbad je eine schwimmkundige, mit Blasinstrument 
für Notsignale versehene und in der Behandlung Ertrinkender ausgebildete 
Person vorhanden sein, femer der gesamte Bettungsapparat, Arznei- und Ver- 
bandkasten und eine Tragbahre. Die Ortspolizeibehörde hat alljährlich diesen 
Bettungsapparat auf Volbtändigkeit und Brauchbarkeit zu prüfen, der Kreis- 
arzt das Personal in der Behandlung Ertrinkender zu unterrichten. 

Die Badeanstalten an Flüssen usw. sollen so angelegt werden, daß eine 
Verunreinigung ausgeschlossen, namentlich dürfen sie, wenn ihre Anlage unter- 
halb von Ortschaften, unreinen Zuflüssen, Fabrikabwässem usw. geplant wird, 
nur in einer Entfernung von 1000 m von diesen errichtet werden. 

2. Bäder in gescnlossenen Bäumen [a) Schwimm-, b) Wannen-, Douclie-, 

c) Bömisch - russische, d) Kohlensäure, elektrische, Sool-, sog. medizin. Bäder, 

d) Kastenschwitzbäder]. Die Benutzung der Schwimmbäder ist erst nach vor- 
angegangener Säuberung des KGrpers mit Seife zu gestatten; Personen mit 
übertragbaren, ekelerregenden Krankheiten ist der Zutritt zu versagen. Die 

9mperatur des Wassers ist gleichmäßig auf 20^22 C. zu ^\^FIf^ der 
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Zu- oBd Abfloß so za regeln^ daß die yOllige Erneaenug des Waasen iaaer- 
halb 24 Stundeii beeidet ist 

Bei Wanneiib&derii ist aach jedem Bade die Wanne zu reinigen nnd 
die Idliweise benutzte WSsebe ansznkochen. Jede Badezelle maß gat be- 
lenditet und ventiliert, ferner, außer mit den ttblichen Einricbtnngsgegenstftnden, 
namentlicb mit einer leicht erreichbaren Klingel, Heizeinrichtong and yerschließ- 
baren Tttr versehen sein. 

In denk Aoskleideräamra tXt die rassischoi und römischen Bader dfirfen 
fi&der irgend welcher Art nicht verabfolgt werden. Die Faßböden sind mit 
Lattenrosten za versehen, als Ersatz für diese sind aach hölzerne Faßbeklei- 
dongen gatzaheißen. Die WSsche ist nach jedesmidigem Qebraache za des- 
iaifaderen, die Matratzen and Liegebänke za s&abern oder mit einer reinen 
Unterlac^ zatversehen. 

Präparate za den sog. medizinischen Bädern, die nar nach ärztlicher 
Vorschrift anzofertigen sind, müssen chemisch rein sein and in besonderen 
Vorratskammern, giltige Stoffe, wie Sablimat, Jod a. dgL in einem besonderen 
Schrank verschlossen, aafbewahrt werden, üeber Bezanqaelle and Preis der- 
selben ist eine Liste za führen, die dem revidierenden Beamten jederzeit vor- 
znlegen ist. Für Haatknmke sind besondere Badeatensilien za verwenden, die 
nach jedem Gebraach aaszakochen resp. mit Kresolwasser (Liq. cresoL sap. 
1 : 19) za reinigen sind. Ebenso ist mit den zar elektrischen Bädermassage 
benatzten Gegenständen za verfaliren. Die für elektrische Bäder bestimmten 
Metallwannen sollen zar Vermeidang von Verätzongen innen mit darchbrochenem 
Holzfatter bekleidet and die anzuwendenden Ströme darch Bheostaten zu 
regeln sein. 

Für Kastensschwitzbäder finden die für die übrigen Bäder getroffenen Vor- 
schriften sinngemäße Anwendung. 

Der Korreferent, Kreisarzt Dr. Sarganeck-Köslin, sowie diejenic^on 
Herren, die sich an der darauf folgenden Diskussion beteiligen, machen eme 
Bdhe von Abänderungsvorschlägen, die in der Hauptsache redaktioneller Natur 
sind. Eine ausführliche Berichterstattung würde daher die Grenzen eines 
Inuea Beferats überschreiten. 

m. Zum Schluß erläutert Beg.- u. Med.-Bat Dr. Bäuber noch 
eingehend die im neuen preustsehen Hebammenleiurbaeh getroffenen Abän- 
derungen and neuen Bestimmungen; darauf bespricht er den Ministerialerlaß 
für die Dleasttitigkelt der Kreisärzte. Insbesondere weist er darauf hin, daß 
es wichtig sei, z. B. bei Schulbesichtigungen das praktisch Durchführbare von 
dem Wünschenswerten zu trennen. — Auf Wunsch des Med.-Bats 
Direktor Dr. Siemens soll die nächste Versammlung nach Lauenburg ver- 
legt werden. 

Nach Schluß der Versammlung fand ein gemeinsames Mittagessen in den 
Eänmea des Klubs hierselbst sUtt 

IL Versammlung vom 4. November 1905. 

Aswesead waren die Herren: Beg.-Präs. Graf von Schwerin, Ober» 
Präsidialrat V. Lützow, Ober-Beg.-Bat Brasch, Beg.-u.Med.-EatDr. Bäuber, 
sämUiclie Kreismediziaalbeamten mit Ausnahme der DDr. Ebhardt-l4uien*> 
bürg, Peters-Bublitz und des Kreisassistenzarztes Dr. Kypke-Burchardi- 
Köuin, welche noch im Strom -üeberwachungsdienst tätig und deshalb am Er- 
seheiaen verhiadert waren, ferner die kreisärztlich geprüftea Aerzte DDr. 
San.-Bat Kob-Stolp. San.-BatDr. de Gamp-Lauenburg, Gaul-Stoln, Direktor 
der Prov.-Irrenaastalt Geh. Med.-Bat Dr. Siemens, Oberarzt Dr. Deutsch, 
die Assistenzärzte DDr. Luther, Jansen, Vollheim, außerdem die Land- 
räte Grsi Baudissin-Sdiivelbein, v. Somnitz- Lauenburg, v. Kleist- 
Retzow -Belgard, Freiherr v. d. Goltz -Kolberg und erster Bürgermeister 
Ziehlke-Stolp. 

Nachdem Herr Beg.-Präs. Graf von Schwerin die Versammlung eröffset 
und die Erschienenen begrüßt hatte, erteilte er dem Elreisarzte Dr. B irk- 
hol tz-Bfeolp das Wort zur Verlesung des Beferats des abwesenden Kreisarztes 
Dr. Ebbardt-Lauenburg über 

I. Die aisserlialb der Irrenanstalten lebenden Geisteskranken« 
In den §§ lOi— 105 der Dienst-Anw. sind neben den Geisteskranken die 
Spüeptiker und Idioten aofgeführt, denen der Kreisarzt dauernd 
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satefl werdea lassen solL Zu diesem Zwecke wird der Elreisarzt siinäcliAt 
bemtUit sein, sich ein Verzeichnis der in seinem Bezirk anßerludb der Anstalten 
lebenden Geisteskranken zn yerschaffen und fortlaufend zu ergänzen. Seitens 
der Gemeinde- und OrtspolizeibehOrden werden ihm oft aus Furcht vor einer 
Belastung des Gemeindesäckels und dem Verlust billiger Arbeitskräfte mangel- 
hafte Auskünfte erteilt. Viel wertvoller dagegen sind die Auskünfte der 
Volksschuliehrer. Femer bieten dem Elreisarzte seine Mitwirkung bei Unter- 
biingung von Fürsorge -ZGglingen, die häufig psychopathisch veranlagt sind, 
seine Tätigkeit als Gerichts- und Gefängnisarzt, als Gutachter in ünfaUsachen, 
Vertrauensarzt der Versicherungsanstalten und seine persönlichen Machfor- 
schungen bei Ortsbesichtigungen die besten Gelegenheiten zur Ermittelung 
von Geisteskranken. Ebenso es zu empfehlen, eine Liste von Trunkenbolden 
zu führen, da sich unter diesen häufig Quartalssäufer und Epileptiker befinden. 

Die Beaufsichtigung der Kranken bezweckt die Fürsorge für sie selbst, 
sowie den Schutz des Publikums gegen gemeingefährliche Individuen. Die 
Pflege der Geisteskranken, mögen sie in der Familie untergebracht sein oder 

gesetzlich bestellte Vormünder haben, läßt vielfach zu wünschen übrig. Teils aas 
nwissenheit, teils aus Eigennutz und Gemütsroheit wird oft gefehlt und die 
nötige Fürsorge außer Acht gelassen. Da sind zunächst die äußeren Verhält- 
nisse zu überwachen und auf Ueberführunff anstaltsbedürftiger Kranker in 
geeignete Anstalten hinzuwirken. Es empfiehlt sich, alle frischen, akuten 
FällCj die oft mit Erregung verbunden sind und zu denen Verfasser auch das 
Delinum tremens rechnet, den Anstalten zu überweisen; femer aUe Tobsüch- 
tigen und solche mit Hinneigung zu Gewalttätigkeiten, Selbstmord, geschlecht- 
lichen Ausschweifungen, Brandstifter usw. Nur leichte und bald vorüber- 

fehende Verwirrtheitszustände könnten wohl in der Familie bei günstigen 
erpflegungsverhältnissen untergebracht werden, femer eine ganze Anzahl von 
EpileptDcern, Idioten, Schwacluinnigen, Dementia praec., einige Fälle von 
Paranoia, bei denen die Wahnideen schon verblaßt sind, leichtere Formen des 
manisch-depressiven Irreseins und solche mit melancholischen Zuständen, beson- 
ders hypochondrischen Charakters. 

Bei der Beaufsichtigung hat der Kreisarzt hauptsächlich sein Augenmerk 
auf die gesundheitliche Besdiaffenheit der Wohnung, der Beköstigung und 
auf gute Behandlung zu richten. Die Aufgabe ist jedoch eine zu umfassende, 
als daß es ihm möglich sein wird, alle diese Dinee bei den im 5Jährigen 
Intervall wiederkehrenden Ortsbedchtigungen sorgfUtig ins Auge zu fassen ; 
vielmehr dürfte eine wenigstens jährlich einmal durchzuführende Eevision sämt- 
licher Geisteskranker erforderlich und zu diesem Zwecke eine hinreichende 
psychiatrische Ausbildung der Kreisärzte durchaus notwendig sein. 

Bei größeren Schulen iai auf Einrichtung von Sonderunterricht fllr 
Schwachbegabte resp. -sinnige Kinder hinzuwirken, sowie auf baldige Unter- 
bringung epileptischer, hysterischer und paranoischer Kinder in entsprechenden 
Anstalten. 

Schließlich wird der Kreisarzt seine Fürsorge für die G^teskranken 
auch daraufhin erstrecken, daß er für diejenigen Kranken, die infolge von 
Geistesschwäche nicht imstande sind, ihr Vermögen zu verwalten oder es zu 
verschwenden drohen, rechtzeitig an geeigneter Stelle einen Pfieger oder Vor- 
mund beantrafft 

HinsichUich der Verhütung der Geisteskrankheiten spielt die Bekämnfung 
des Alkoholgenusses und der G^chlechtskrankheiten eine sehr erhebliche tU>lle, 
da fast Vs Fälle auf diese Ursachen zurückgeführt werden können. 

Zum Schluß weist Beferent nodi auf die Möglichkeit hin, die aus der 
Anstalt als genesen Entlassenen vor einem Eückfall zu schützen. Zu diesem 
Zwecke seien die Irrenhilfsvereine, welche sich die materielle Unterstützung 
und die Unterbringung der aus den Anstalten als genesen Entlassenen zum 
Ziel gesetzt haben, zu unterstützen und dem Kreisarzte bei der Erweiterung 
der familiären Verpflegung solcher Bekonvaleszenten ein Teil der Beaol- 
sichtigung zu übertragen. 

Der Korreferent, Kreisarzt Dr. Manke-Schlawe, betont ebenfalls die 
Mangelhaftigkeit des Meldewesens und schlägt eine Begdung desselben vor 
durch Erweiterung des § 51 des Str.-G.-B. und des § 608 der Z.-P.-O., sowie 
durch Verpflichtung der Anstaltsleiter zur Meldung an den Kreift^t Femer 
wünscht er die Schaffung einer Aufsichtseinheit, dergeeti^|iti4^y^)C$ä)W€>te 
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als dem staatlichen Gesnndheitsbeamten die Anfdeht zu. flbertragea sei Außer- 
dem hält er häufigere Beyisionen Ittr notwendig. 

In der Diskussion hebt Beg.- u. Med.-Bat Dr. Bänber die Not- 
wendigkeit einer sorgfältigeren Listenftthrung hervor, sowie deren Prüfung 
durch die Kreisärzte, da sich eine auffällige Mangelhaftigkeit der Diagnosen 
und der kreisärztlichen PrtLfungsyermerke bemerkbar mache, femer die Not- 
wendigkeit einer genügend humanen Verpflegung der Kranken, worüber der 
Kreisarzt zu wachen £iibe. Qanz besonders schwierig sei und yiel Takt er- 
fordere die Kontrolle der in eigener Familienpflege untergebrachten Geistes- 
kranken. Geh. Med.-Bat Direktor Dr. Siemens -Lauenburg führt aus, daß 
der Wunsch der Kreisärzte um Anmeldung seitens der Irrenanstalten bei Ent- 
lassung nicht geheilter Fälle unschwer auf dem Verwaltungswege durch 
Weiterreichung der an die Polizei resp. Staatsanwaltschaften erstatteten Mel- 
dungen zu erfüllen sei. Beg.-Präs. Gru von S ch w e r in tritt den Ausführungen 
des Beferenten im allgemeinen bei, ist aber der Ansicht, daß die Forderung 
der Beaufsichtigung sämtlicher Geisteskranker seitens der Kreisärzte zu weit 
l^ehe; diese habe nur einzugreifen, wenn öffentlich-rechtliche Interesen 
in Frage kämen. Eine jährlich eüimaliffe Beyision der in der Liste stehenden 
Geisteskranken sei wünschenswert, auch würden, falls außerordentliche Um- 
stände es erforderten, besondere Belsen gestattet werden. — In einer jüngst 
ergangenen Verfügung vom 4. Januar 1906, Pr. V. 148./12. 05 wird im 
Anschluß an die Verfügung vom 24. April 1899 den Kreisärzten und Landräten 
eine genauere Listenführung, sowie gegenseitige Ergänzung derselben, aller 
außerhalb der Irrenanstalten lebenden Geisteskranken, Geistesschwachen, Blöd- 
sinnigen, Idioten und EpilepUkem zur strengsten Pflicht gemacht, wobd unter 
anderem die Orts-, Schul-, Krankenhausbesichtigungen der Kreisärzte Gialegen- 
heit sowohl zu Ermittelungen, als auch zu Besuchen der Geisteskranken geben 
werden, üeber jeden Besuch ist ein Vermerk in den Akten zu machen. 

n. In einem zweiten Vortrag behandelt Geheimrat Direktor Dr. Sie- 
mens die Entwicklung und Organisation der Lauenburger ProTinilal- 
Irrenanstalt an der Hand Ton UeberslehtsplSaen« In dieser befinden sich 
zur Zeit 660 Kranke, die zum teil mit landwirtschaftlichen und gewerblichen 
Arbeiten beschäftigt werden. Zur Anstalt gehören 2 Vorwerke und eine 
Mühle, deren Wasserkraft zur Erzeugung des elektrischen Stromes verwendet 
wird. Mit Ausnahme des Versammlungssaales sind sämüiche Bäume mit 
Dampfheizung yersehen. 

Des weiteren erOrtert Beferent wegen der häufigen unangenehmen Ver- 
wechselungen die Aufnahmeparagraphen des Beglements über die Verwaltung 
der Irrenanstalten des ProT.- Verbandes von Pommern vom 17. März 1887, 
Amtsblatt Nr. 81, nach welchem die Aufniüime eiliger Fälle nach Entscheidung 
des Direktors auJf Grund eines ärztlichen Attestes sowie einer Bescheinigung 
der OrtspolizeibehGrde ohne Verzögerung erfolgen kum, femer des Beglements 
Tom 10. März 1892 zur Ausführung des Gesetzes vom 11. Juli 1891, Amtsblatt 
Nr. 27, nach welchem die Aufnahme von Geisteskranken, die weder heilbar, 
noch gemeingefährlich sind, von der Beibringung sämtlicher Aufnahmepapiere 
abhängig gemacht wird. 

Im Anschluß hieran wird eine eingehende Besiehtfgnng der ganzen 
Anstalt vorgenommen. Nach Beendigung derselben vereinigte man sich zu 
einem gemeinsamen Mittagessen im Hotel W elf f gram. 

Dr. Kypke-Burcharjdi-Köslin. 



JBerleht Aber die amtliche Tersammlang der UKeiÜBlnal- 
Bemmatem des Beff.-Beslrks Hlnden mm If OTember 1905, 
mlttAfir« IV« Tfhr, im Herford. 

Anwesend waren die Herren: Beg.-Präsident Dr. Kruse, Ob.-Beg.-Bat 
Ton Wehrs, Beg.- u. Geh. Med.-Bat Dr. Bapmund, Beg.- u. Geh. Baurat 
Biedermann, Beg.-Bat Dr. Frh. y. Gaudy, Landrat y. Bor ries- Herford, 
zweiter Bürgermeister Busse-Herford, sämtliche Kreisärzte des Bezirks, 
Krdswnndarzt z. D. San.-Bat Dr. Hillebrecht- Vlotho, sowie die staatsärzt- 
lich geprüften Aerzte Dr. Deutsch-Neuhaus und Dr. BrandisA^ieleleli. 
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Nachdem der H. Beg.-PrUdmt die SÜsang mit einer Begrüflnsg der 
Anwesenden erOfEnet hatte, wnrde in die Tagesordnung eingetreten: 

L Errleliliiiig tom Fttrsorgestellen fftr Tnberknltee« 

Der Beferent, Elreisarzt Dr. SndhOlter-Minden, hatte seinem Vortrage 
die nachstellenden Leits&tae an Grande gelegt: 

L Die Fürsorgestellen für Tnberknlöse bilden ein notwendiges Glied in 
der Kette der Veranstaltangen aar Bekämpfnng der Tuberkulose. 

U. Die Aufgabe der Fttrsorgestellen ist die Bekämpfung der Tuberkulose 

a) als Emzelkrankheit, 

b) als Volksseuche. 

Zu a) Ohne sieh auf daa Gebiet der eigentlichoi indiyiduelien Therapie 
zu begeben, haben sie überall nach Möglichkidt zur Stellung von Frühdiagnosen 
zu yerhelfen, um den Tuberkulösen £e größtmöglichen Chancen zur ifoilung 
zu gewfthreiL sowie s&mtlichen Tuberkulösen mit Bat und Tat behilflich zu 
sein zur größtmöglichen Nutzbarmachung der zur Bekämpfung der Tuberkulose 
vorhandenen Einrichtungen. 

Zu b) Zur Bekämpfung der Tuberkulose als Volkskrankheit haben die 
Fttrsorgestellen die Aufgabe: 

Daa Publikum über die Natur, Verbreitung und Verhütung der Krank- 
heit (durch Austeilung von Merkblättern, Batgebera für Lungenkranke, Vor- 
träge, Lichtbilder etc.) zu belehren, möglichst Lust und Liebe zur Mitarbeit 
in diesem Kampfe zu erwecken, sowie die Maßnahmen, welche geeignet önd, 
die Uebertragung der Krankheitskeime auf die Umgebung zu yerhudenL in 
Anregung zu brinffen, ihre Durchführung zu ermöglichen und zu überwachen. 

Zu diesen Maßnahmai gehören: 

Während der Krankheit möglichste Isolierung, Beschaffung und 
Einrichtung luftiger und geeigneter Wohnungen, Lieferung von Gescmrren, 
Spucknäpfra, Speiffläsern etc., periodische Desinfekdon der Wohnung und Geräte. 

Nach Ablauf der Krankheit Desinfektion der Wohnung und 
Utensilien des Kranken. 

nL Nach diesen Gesichtspunkten sind die Fürsorgestellen einzurichten 
und zu organisieren. 

Sie bedürfe daher: 

1. der Ausrüstung mit den nötigen Instrumenten ^d Mitteln zur Feststellung 
der Krankheit; 

2. der Leitung durch einen mit den Untersuchungen Tuberkulöser und den 
Grundsätzen der Seuchenbekämpfung im allgemeinen und der Tuberkulose 
im besonderen vertrauten Arzt. 

Die nötigen Instrumente, Mikroskop etc. besitzen sämtliche Kreis- 
ärzte, die Grundsätze der Seuchenbekämpfung sind ihnen bekannt und 
vertraut ; die Seuchenbekämpfung ^^ehört nach § 82 der Dienstanweisung 
für die Kreisärzte zu ihren dienstlichen Obliegenheiten. 

Die Kreisärzte sind daher die gegebenoi Leiter der Fürsorgestellen. 
Dazu kommt noch, daß sie speziell im Beg.-Bez. Minden fast gar lücht 
in Konkurrenz mit den praktischen Aerzten treten, und mit allen in Be- 
tracht kommenden Faktoren im großen und ganzen in näheren amtlichen 
und s<mstigen Beziehungen stehen. 

3. Wie die Ffirsorgestellen weiter auszubauen sind, welche Hilfskräfte heran- 
zuziehen sind, richtet sich nach den örtlichen Verhältnissen. Am zweck- 
mäßigsten wird eine GFemdndeschwester, die über Mittel und Ziele der 
Tuberkulosebekämpfung unterrichtet ist, als Hilfskraft heranffezogen. 

4. Zweckmäßig ist ferner, die Fürsorgestellen mit den bestehenden Kranken- 
anstalten in gewisse organische, wenn auch nicht räumliche Verbindung, 
zu bringen. 

In der Diskussion, die sich an den Vortrag anschließt, meint 
Beg.- u. Geh. Med.-Bat Dr. Bapmund, daß der Beferent die Frage der Auf- 
bringung der Kosten zu wenig gestreift habe. Nach doi bisherigen Erfahrungen 
seien diese nicht ganz unerheblich, da die Untersuchten außer der Baterteilnng 
auch anderweitige Unterstützung erwarten durch unentgeltlidie Gewährung 
von Müch oder anderen Nahrungs- und Kräftigungsmitteln, von Arzneimitteln, 
Speifläschchen, Zahnbürsten, luuidwässera und dergL Man müsse deshalb 
versuchen, in erster Linie zur Aufbringung der Kosten die GemeindeB herai^ 
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zniielienj sodum die Organe der Armenpfleffe, die Laadesyersieherang, kirch- 
liche Stiftungen, Krankenkassen, Taterl&ndische Franenyereine usw. Ohne 
Begelang der Kostenfrage nach bestimmten Normen l&ffe die Gefahr Tor, daß 
die Tätigkeit der Fürsorgestellen bald wieder einschlafen wftrde. Ebenso 
müsse die Banmfrage der Fürsorgestellen vorher geregelt werden. Ans hygie- 
nischen Bücksichten sei es nicht empfehlenswert, die Stelle in das Sprech- 
zimmer des Leiters sn rerlegen. 

Der Beferent ist dagegen der Ansicht, daß sich die Fürsorgestellen 
aus kleinen Anfängen entwickeln nnd sich erst allmählich einleben müßten. 

Der H. Beg.-Präsident hebt als wichtigsten Pnnkt der Leitsätze herror, 
daß die Kreisärzte die Leiter der Fürsorgestellen sein sollten. Er richtet an 
die anwesenden Kreisärzte die Anfrage, ob ihre Zdt ihnen die Uebernahme 
eines derartigen Amtes erlaube, ob ihr Kreis nicht für eine Untersachongs- 
stelle zu groß sei, und ob nicht Konflikte mit den praktischen Aerzten dnrch 
diese Tätigkeit zu befürchten seien. 

Kreisarzt Dr. Loer- Büren ist der Ansicht, daß die praktischen Aerzte 
insofern besonders für diese Tätigkeit geeignet seien, als sie über die pers(hi- 
liehen Verhältnisse der Kranken, namentlich über die Hereditätsreihältnisse, 
meist besser als die Elreisärzte unterrichtet seien, und die physikalischen Unter- 
sachnngsmethoden mindestens ebenso gut wie die Kreisärzte beherrschen. Die 
mikroskopischen Sputumuntersuchungen könnten aber Ton der bakteriologischen 
üntersuchoagsanstalt in Münster ausgeführt werden. 

Dem gegenüber bemerkt der Beferent, daß die praktischen Aerzte 
hänfig gar nicht die Zeit zur Ausübung eines derartigen Amtes hätten, und 
daß er&hrungsgemäß die Tuberkulösen häuflg zu spät Ton den praktischen 
Aerzten in die Lungenheilstätten geschickt würden. 

Der H. Beg. - Präsident kann die Bedenken des Kreisarztes Dr. L o e r 
nicht teilen ; auch Kreisarzt Med.-Bat Dr. Klug e -Höxter hebt herror, daß gerade 
bei den Kreisärzten schon deshalb die erforderliche Boutine in bezug auf die 
Untersuchung Ton Tuberlmlösen Torausgesetzt werden müsse, als die meisten 
beamteten Aerzte Vertrauensärzte der LandesTcrsicherung seien ; er befürchtet 
aber durch die Uebernahme einer solchen Untersuchungsstelle Zwistigkeiten 
mit den praktischen Aerzten. 

Beg.-u. Geh. Med.-Bat Dr. Bapmund hält ebenfalls die Kreisärzte für 
am meisten geeignet zur Leitung der Untersuchungsstellen, weil sie durch ihre 
Tätigkeit als Vertrauensarzt bei den verschiedenen Berufsgenossenschaften zu 
sorg^tiger Untersuchung gezwungen seien. Zwistigkeiten mit den prakti- 
schen Aerzten könnten dadurch völlig vermieden werden, daß sich die Leiter 
der Fürsorgestellen in die Behandlung der Kranken nicht einmischten, viel- 
mehr die Kranken stets anwiesen, sich an einen Arzt zu wenden. .Jedenfalls 
müßten die Kreisärzte, wenn sie auch die Leitung von Fürsorgestellen nicht 
selbst übernehmen, wenigstens die Anregung zu ihrer Einrichtung geben; 
ebenso könnten sie darüber urteilen, ob in einem Kreise mit großen räumlichen 
Entfernungen oder hoher Einwohnerziffer Filialen zweckmäßig seien. 

Kreisarzt Med.-Bat Dr. Bheinen-Herford fürchtet, daß die Zahl der 
Taberkulösen, die die Fürsorgestellen in Anspruch nehmen, eine kleine sein 
und sich namentlich auf solche Leute beschränken werde, die pekuniäre Vor- 
teile von ihnen erhoffen. 

Landrat v. Borr ies- Herford hält die Gefahr des Widerstandes der 
praktischen Aerzte gegen die Fürsorgestellen für sehr groß, weil sich die 
Leiter der Stellen doch in die Behandlung der Kranken hineinmischen müßten. 
Der Schwerpunkt bei der Bekämpfung der Tuberkulose sei darauf zu legen, 
daß die Kranken frühzeitig in die HeUanstalten kommen ; er gerade in dieser 
Hinsicht bleibe aber nach seinen Erfahrungen noch viel zu wünschen übrig. 
Dringend erwünscht sei es daher, daß die Untersuchung des Auswurfs auf 
Toberkelbazillen mögliclist frühzeitig erfolge; dieselbe könne in den bereits 
Torhaadenen Untersuchungsanstalten — gemeint sind die Nahrungsmittel-Unter- 
suchnngsämter — ausgeführt werden. Nötig sei nur, daß die Aerzte in den 
Aerzteverelnen darauf iiingewiesen, und diä Publikum durch die Gemeinde- 
sehwestem aufgeklärt würde. Die Kosten für die mikrodcopischen Unter- 
suchuBgen würden die Kreise voraussichtlich wenigstens zum Teil übernehmen. 

Beg. VL Geh. Med.- Bat Dr. Bapmund entgegnet, daß die vorhandenen 
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be^emer die Gelegenheit hienn aei, desto mehr werde sie in Ansprach ge- 
nommen ; deslialb sei fftr jeden Kreis mindestens eine Fflrsorgestelle aaxii- 
streben. Der Leiter einer solchen mflsse mit den praktisch«! Aerzten Haad 
in Hand zu gehen rersachen ; es empfehle sich deshalb, daß die Kreis&rzte za- 
n&chst in den Aerzierereinen das Literesse der Aerzte für die Fflrsorgestellea 
zu gewinnen suchen und hierbei betonen, daß diese die physikalischen üntwr- 
suchungen der Aerzte ergänzen und unterstützen sollten. 

Der Beg.-Pr&sident h&lt nach dem Gesagten den Kreisarzt für die 
geeignete Persönlichkeit zur Uebemahme der Leitung einer Fftrsorgestelle; 
er dürfe ein solches Yertrauensamt, durch dessen Uebemahme er im Segea 
stiften und yielen Dank ernten könne, nicht aus der Hand geben. 

Gber-Beg.-Bat t. Wehrs fragt beim Beferenten an, ob die an das 
städtische Krankenhaus in Minden angegliederte üntersuchungsstelle schon In 
Tätigkeit sei und ob sie yiel in Anspruch genommen werde. Kreisarzt Dr. 8 n d- 
holt er erwidert, die Fürsorffestelle bestehe schon seit langer Zeit, ihre In- 
anspruchnahme sei ziemlich erheblich, allerdings trage hierzu namentlich auch 
der Umstand bei, daß er gleichzeitig Vertrauensarzt der Landesrersichenuig 
seL Differenzen mit den praktischen Aerzten hätten sich bisher in lOndea 
nicht herausgestellt, yielmeiir würden sehr häufig Kranke yoa den Aerzten der 
Stelle zur Sicherung der Diagnose zugeschickt. Auch besser Situierte kämen 
zur Untersuchung; ron ihnen würde än kleiner Beitrag erhoben, der zur Be- 
schaffung Ton Tuberkuloseliteratur, sowie zur weiteren Ausstattung der Für- 
sorgesteDe diene. 

Der Beg.-Präsident faßt das Besultat der Beratung dahin zusammen: 
Es ist wünschenswert, daß wenigstens in jedem Kreise eine Fürsorgestelle für 
Tuberkulöse errichtet wird, deren Leitung am besten der KrcMarzt nach 
Fühlungnahme mit den Aerzteyereinen und praktisdien Aerzten übernimmt. 
Die Errichtung yon mehreren derartigen Stellen in einem Bereise muß yon 
den örtlichen Verhältnissen abhängig gemacht werden. 

IL Yoraehriften Aber die Anlage yon BnuuieB und Zlsteraea. 

Der Beferent, Kreisarzt Dr. Bitte r-Lübbecke yersuchte seine Aufgabe 
in der Weise zu lösen, daß er mit einigen einleitenden Worten die Anfor- 
derungen streifte, die im allgemeinen an eSi gutes Trinkwasser gestellt werden 
müssen, daß er die Fehler heryorhob, die erfahrungsgemäß am häufigsten bei 
der Anlage yon Brunnen gemacht werden, und daß er sodann die nach- 
stehenden, yon ihm für den Begierungsbezirk Minden ausgearbeiteten Vor- 
schriften kurz erörterte. Diese Vorschriften gehen yon den bekannten 
Sehr öd ersehen Forderungen aus und berücksichtigten auch die jüngst in den 
yerschiedenen Begiernngsbezirken (Lüneburg, Stade, Aurich, Trier) und Bundes- 
staaten (Hamburg) erlassenen Verfümingen über diesen (Gegenstand. Sie gehen, 
aber auch Belehrungen über die Kond;ruktionsweise der einzelnen Brunnen- 
arten, weil gerade über diesen Punkt noch yiele irrige Ansichten im Publikum 
herrschen; desgleichen wird in ihnen die Frage angeschnitten, in welchen 
Fällen die Anlage yon Kesselbrunnen oder diejenige yon Abessinier- bezw. 
Bohrbrunnen empfohlen werden kann. Auch die yerschiedenen Enteisenungt- 
methoden für Brunnenwässer werden berücksichügt. Nach Ansicht des Befe- 
renten können die Trinkwassereinzelyersorgungen im Bezirk nur dann mit 
Aussicht auf Erfolg yerbessert werden, wenn die Zahl der genügend yor- 
gebildeten Brunnenmacher dne erheblich größere wird; bislang gebe es seines 
Wissens nur einen einzigen mit gutem Bohrgerät im ganzen I^gierungsbesirk. 
Er stellt deshalb die Forderung auf, daß wenigstens in jedem Kreise ein 
derartiger Brunnenmacher yorhanden sein müsse. 

Nach diesen kurzen einleitenden Bemerkungen des H. Beferenten wurde 
sofort in die Diskussion der einzeben AbschnUite des yorgelegten Entwurf 
eingetreten, die sich sehr lebhaft gestaltete und an der sich fast alle An- 
wesenden beteiligten. Einige der Vorschriften wurden als zu weitgehend 
bezeichnet, bei anderen Abänderungen gewünscht Schließlich wurde yon Beg.- 
nnd (Geh. Med.-Bat Dr. Bapmund yorgeschlagen, eine Kommission zu er- 
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lumdlong umarbeiten solL Die Abhandlung werde dann mit Hilfe der Landr&te, 
Poüzeiyerwaltangen, landwirtschaftlichen Kreisrereine, G^esnndheitskommissio- 
nen usw. soweit als möglich in der BeTölkening zu yerteilen seb. Der 
Vorschlag wurde angenommen ; in die Kommission wurden Beg.- u. Geh. Med.- 
Bat Dr. Bapmund, Beg.- u. Geh. Baurat Biedermann und der Beferent 
gewihlt. 

Vorsohrllten flbor die Anlago von Bnumen und Zisternen. 

I. Allgemeine Yoreohriften. 

Alle Brunnen sind so herzustellen, daß Verunreinigungen des Wassers 
durch unmittelbare Zuflttsse Ton oben und yon der Seite ^er durch Ansaugen 
des Grundwassers aus den oberen, höher als 4 m unter der Erdoberflßhe 
liegenden Bodenschichten ausgeschlossen sind. 

Aus diesem Grunde mttssen 

1. alle Brunnen oben wasserdicht abgedeckt und wenigstens bis zu einer 
Tiefe yon 4 m in den Wandnncren wasserdicht hergestellt und erforderlichenfalls 
durch eine undurchlässige Erdschicht an den Aufienseiten der Wandungen 
geschlitzt werden. Femer mufi, falls die Brunnen im üeberschwemmungsgebiet 
erbaut werden, die Oberkante ihrer Sch&chte mindestens 0,5 m über dem höästen 
bekannten Wasserstande des benachbarten Flusses, sonst wenigstens 0,8 m Uber 
der Erdoberfläche liegen. 

2. Alle Brunnen mttssen in einem Abstand yon nicht weniger als 10 m 
yon Dungstätten, Stallungen, Abort- und Jauchegruben, Ableitung yon Ettchen- 
und Schmutzwässem entfernt bleiben. Bei Böhrenbrunnen, welche tiefer als 
10 m gebohrt oder geschlagen sind, genttgt ein Abstand yon 5 ul In gleicher 
Weise yerringert sich der Abstand, wenn der Brunnenschacht durch eme min- 
destens 80 cm dicke Ton- oder Lehmsdiicht bis zu einer Tiefe yon 4 m gegen 
das umgebende Erdreich oder die Umfassnngswände der Dungstätten, Abort- 
oder Jauchegruben durch dieselbe Schicht oder sonstwie undurchlässig gegen 
das umgebende Erdreich abgedichtet sind. Werden Kttdien- und Schmutz^ 
Wässer durch wasserdichte Söhren abgeleitet, so können diese Leitungen in 
einer Entfernung bis zu 60 cm yom äußeren Brunnenrande angelegt werden. 

Diese Vorschriften finden auch bei der Anlage yon Aborten, Dung- 
stätten usw. in der Nähe yon Trinkwasseranlagen sinngemäße Anwendung. 
Die Wasserentnahme aus aufgeschttttetem Boden ist unzulässig. 

8. Die Umgebung des Pumpenrohres muß auf mindestens 1,5 m Ent- 
fernung im Umkreis gut und mit solchem Gefälle gepflastert oder mit Platten 
belegt oder zementiert sein, daß kein Wasser in den Untergrund eindringen 
und gegen den Brunnen hinfließen kann. 

Das Auslaufrohr der Pumpe muß mindestens 0,85 m aus dem Saug- oder 
Steigrohr seitlich heryorragen. Es ist wünschenswert, daß unter der Auslauf- 
öfifoung ein wasserdichter Ablauf angebracht und mit gutem Gefälle 5 m weit 
geführt wird. Ein etwaiger Brannentrog darf nicht tiefer als 0,5 m sein. In 
der Nähe yon Trinkwasseranlagen dürfen Waschtröge oder Viehtränken nicht 
aufgestellt werden. 

n. Speslelle Yoreohriften. 

1. Schachtbrunnen. 

Bei den Kessel- oder Schachtbrunnen wird ein Schacht yon der Erd- 
oberfläche bis in die wasserführende Schicht ausgehoben. Während die Sohle 
dieses Kessels meist offen bleibt, werden die Seitenwände besonders befestigt 
In dem unteren Ende sammelt sich das Wasser an, indem es entweder nur yon 
der offenen Bnmnensohle aus in den Kessel eintritt (sogenannter QueÄlbrunnen) 
oder außerdem auch durch den unteren Teil der Seitenwände (Sammelbrunnen). 

Der Brunnenschacht muß eine Tiefe yon mindestens 5 m und eine lichte 
Weite yon 0,8—1,5 m haben, je nadi dem Wasserbedarf. 

Er muJß bis an die wasserführende Schicht, mindestens aber bis 4 m 
yon der Erdoberfläche ab wasserdicht hergestellt sein. Zu diesem Zwecke 
muß er entweder aus hartgebrannten Backsteinen (sogenannten Brunnensteinen) 
mit Zementmörtel in einer Stärke yon mindestens dnem Steine bestehen, und 
nach innen und außen mit einem Zementyerputz yon 1,5 cm Stärke yersehen 
sein (der äußere Zementyerputz ist bei einer umgebenden undurchlässigen IBrd- 
schiebt ratbehrlich), oder er muß aus wasserdiditen Zementring^ £e inein- 
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anderi^reifeiid und in Zementmörtel einsesetzt miteinander yerbonden sind, oder 
ans glasierten TonrOhren oder asphaltierten Eisenringen bestehen, die wasser- 
dicht miteinander sa verbinden sind. 

Die obere Abdecknng hat entweder unterirdisch in einer Hohe von 1 m 
anter der Erdoberfläche dnrch eine wasserdicht eingefügte übergreifende Stein- 
oder gußeiserne rerzinkte Platte oder ein wasserdicht gemauertes (Gewölbe zu 
geschehen, das eine Einsteigeöffnung hat, die durch übergreifende Deckel 
wasserdicht yerschlossen werden kann. Sie wird dann zwecnnäßig mit einer 
SO cm starken Schicht von gestampftem Ton oder Lehm und darüber bis zur 
Erdoberfläche mit Sand bedeckt, oder der Brunnenschacht wird bis 1 m über 
die Erdoberfläche geführt und dort mit einer übergreifenden Platte oder mit 
einem Gewölbe wasserdicht abgedeckt Als zweckmäßig zur Abdeckung haben 
sich namentlich auch doppelte eiserne Deckel bewährt, ein innerer zum Ver- 
schluß des Brunnenschachtes und ein äußerer, der den Brunnenabechlußkranz 
so überdeckt, daß jede Möglichkeit zu zufälligen und mutwilligen Verunreini- 
gungen des Brunnens ausgeschlossen ist Um Brunnen, die in feinem Sande 
stehen, gegen Versandung zu sichern, ist auf dem Boden eine Eiesschicht her- 
zustellen; zu diesem Zwecke schüttet man zunächst groben Sand und sodann 
Kies mit zunehmender Korngröße ein, so daß die Sohle des Brunnens yoU- 
ständig bedeckt ist 

Es ist zweckmäßig, tiefe Schachtbrunnen zum Befahren einzurichten und 
deshalb im Innern mit Steigeisen und eisernen Leitern auszurüsten. 

Etwaige Entlüftungsrohre müssen wasserdicht in die Abdeckung des 
Schachtes eingefügt sein und mindestens 2 m hoch über die Erdoberfläche ge- 
führt werden, wo sie mit nach unten gebogenen Oeffinungen enden. Durch 
diese Entlüftungsrohre können bei Feuersgeiahr die Spritzenschläuche in den 
Brunnen yersenkt werden, doch sind EntlüStungsrohre entbehrlich. 

Das Brunnenrohr darf nur aus innen emailliertem oder yerzinntem 
Eisen bestehen, nur dort, wo dasselbe Biegungen zu machen hat, ist Blei 
zulässig. 

Die Pumpe darf nicht auf dem Brunnenschacht stehen, sondern muß 
seitlich yon demselben gesetzt werden, es sei denn, daß der Wasserspiegel 
tiefer als TVt m unter der Erdoberfläche liegt. In diesem Falle muß das 
Brunnenrohr zweckmäßig nicht in der Mitte der Abdeckung, sondern an dem 
Bande herausführen, und hier die Pumpe so aufgestellt werden, daß das Wasser- 
ablaufrohr den Brunnenkranz yollständig überragt 

Das Saugrohr, das am unteren Ende zweckmäßig mit einem Siebkorb 
zu yersehen ist, muß yollständig wasserdicht durch die Wandungen oder die 
Abdeckung des Schachtes durchgelegt werden. 

2. Böhrenbrunnen. 

Bei allen Böhrenbrunnen muß das Bohr womöglich so tief in das Erd- 
reich eingetrieben werden, daß die wasserführende Schicht durch eine undurch- 
lässige Ton- oder Lehmschicht gegen yerunreinigende Zuflüsse geschützt ist. 
Das obere Ende des Saugfilters muß sich mindestens 5 m unter Terrain be- 
finden. Das Pumpenrohr ist mit dem Brunnenrohr im allgemeinen wasserdicht 
zu yerbinden. Wenn in besonderen Fällen eine andere Verbindung erwünscht 
ist, so muß dieselbe innerhalb eines wasserdichten, gegen seine Umgebung 
abgeschlossenen Schachtes erfolgen. 

Das Pumpenrohr muß so befestigt sein, daß eine Bewegung des Saog- 
rohrs bei Benutzung der Pumpe ausgeschlossen ist 

a) Bamm-, Schlag-, Abessinier- oder Norton-Brunnen. 

Er besteht aus einem schmiedeeisernen Bohre, das unten mit durch* 
lochter Endspitze und oben mit der Pumpe yersehen ist. Es süid Bamm- und 
Schraubbrunnen gebräuchlich; letztere sind jedoch nur für lockeres Erdreich 
und geringe Tiefe bis zu 6 m geeignet, erstere sind yorzuziehen. Das Bohr 
wird mittelst einer Zugramme oder durch Schraubapparate in den Boden ein- 
getrieben und dabei durch Mnffenyerschraubangen nach Bedarf yerlängert 
Hat der durchlochte Teil, „der Sauger**, die gewünschte Tiefe in dem Gmnd- 
wasserstrom erreicht, so wird auf das obere Ende des Bohra ein Pumpenstiefol 
mit Kolben und Schwengel aufgeschraubt und der Brunnen ist fertig. Da der 
Widerstand des Bodens beim Einrammen oder Einbohren bei einem lichten 
Durchmesser des Bohres yon mehr als 60 mm zu groß wird,^o kann die 
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liebte Weite des Behrdnrduneesera nur zwischen 25 and 60 mm schwanken. 
Da ferner das Bmnnenrohr beim Eintreiben durch den Erdboden einen großen 
Widerstand überwinden muß, so muß auch die dnrchlochte Endspitze (das 
fUterrohr) ans Hartmetall «Eisen** bestehen. 

Bei Bammbninnen maß der ontere Teil des Sangrohres 0,6 bis 1,0 m, 
oder unter Umständen noch weiter hinauf mit 8 bis 6 mm weiten, kreisrunden 
Löchern oder länglichen Schlitzen zum Eintritt des Wassers versehen und zur 
Verhtttung des Zurostens dieser LOcher rerzinkt sein. 

Femer ist dieser Teil des Bohres mittelst eines Maschen- oder Tressen- 
gewebes aus Messing- oder Kupferdraht gegen das Eindringen von feinen 
l^dkOmem zu schützen. 

b) Bohrbrunnen. 

Mittelst der bei Tiefbohrungen üblichen Apparate und Hilfsmittel wird 
eine wasserführende Erdschicht erbohrt und, um das auf diese Weise her- 
gestellte Bohrloch gesen Nachstürzen der Erdmassen zu schützen, wird das- 
selbe mittelst schiniedeeisemer Bohren, welche unter sich durch Gewinde 
wasserdicht verschraubt werden, ausgefüttert. Man bohrt auf diese Weise 
Brunnenrohre bis zu 600 mm lichten Durchmessers. Hat man mit ^em Bohr- 
rohre die gesuchte, genügend durchlässige und wasserhaltiffe Schicht durch- 
fahren, so wird in diesdfbe das Saugrohr mit dem durchlochten und mit 
Tressengewebe umgebenen Sauger, dessen Länge gleich der Mächtigkeit des 
Ghmnd Wasserträgers gewählt wird, eingeftthrt; der Sauger braucht nicht aus 
Hartmetall zu bestehen, da er keinen Widerstand zu überwinden hat, man 
wählt am besten geschlitzte Kupferrohre. Da in tonigem Kalk und eisen- 
haltigem Wasser das Tressengewebe sich bald zusetzt, und die Ergiebigkeit 
des Brunnens damit abnimmt, hat man Spülrohre zum Freispülen des Gewebes 
durch Ton oben eingeführtes Wasser, oder — zweckmäßiger ~ das Saugrohr 
selbst so angeordnet, daß es sich leicht herausnehmen und reinigen läßt 

Bohrbrunnen dürfen nur von erfahrenen und mit der Tiefbohrtechnik 
Tertranten Brunnenmachem angelegt werden. 

8. Zisternen. 

An alle Zisternen müssen folgende Ansprüche gestellt werden, wenn 
sie den hygienischen Anforderungen einigermaßen genüge sollen: 

a) Der Boden und die ümfassungswände müssen undurchlässig, in gutem 
Material und in genügender Stärke nergestellt werden. Bestehen sie aus 
Mauerwerk, so ist dieses innen und au&n mit Zementyerputz yon 1,6 cm 
Stärke zu versehen. 

b) Die Abdeckung ist durch UeberwOlbung mit zementiertem Mauerwerk 
oder durch eine Eisenplattte wasserdicht herzustellen. In der Abdeckung muß 
eine EinsteigOffhung vorhanden sein, die mit doppelten, wasserdicht schließenden 
Deckeln oder Türen versehen ist. 

c) Boden und Wände sind, soweit sie sich innerhalb des Erdreichs be- 
finden, mit einer mindestens 80 cm starken Schicht von gestampftem Ton oder 
Lehm zu umgeben. 

d) Dem Boden ist ein reichliches Gefälle nach einer Vertiefung unter 
der Einsteigeklappe zu geben. 

e) ijQ jeaer Zisterne ist ein Ueberlaufrohr mit Wasserabschluß vor- 
zusehen. 

f) Das Entnahmerohr, welches zur Pumpe führt, ist nach allen Seiten 
dicht umschlossen aus der Zisterne herauszuführen, es darf nicht tiefer ids 
0,3 m über dem Boden des Behälters enden. 

Die Entnahme des Wassers aus der Zisterne durch Schöpfen ist nicht 
zulässig. 

g) Bei jeder Zistemenanlage ist behufs Zurückhaltunfi^ der gröbsten 
Sinkstolfe des Begenwassers eine Vorkammer anzubringen, £e ebenfalls in 
ihren Wänden wasserdicht hergestellt sein und entweder unmittelbar oder von 
der Zisterne aus zuffängig sein muß. 

Zwischen Vorkammer und Zisterne ist eine geeignete Filtervorrichtung 
einzuschalten; die Anbringung eines Filterkorbes am Entnahmerohr ist un- 
zweckmäßig. 

h) Anderes Wasser als das Begenwasser von den Dächern darf den 
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Zisternen nicht zugeleitet werden. Die Znleitong mnfi durch Dachrinnen mit 
dichten Fallleitangen geschehen. 

i) Jede Zisterne muß so groß sein, daß sie bei längster Dürre (2 Monate 
ohne Bogen) nicht rersagt. Zu diesem Zwecke sind auf den Kopf mindestens 
2 cbm za rechnen. 

k) Jede Zisterne muß mindestens zweimal im Jahre gründlich ge- 
reinigt werden. 

4. Enteisennngsanlagen. 

Der Dnn bar sehe Enteisenongsapparat besteht in seiner einfachsten 
Form ans einem gewöhnlichen Faß Ton 80 bis 40 Liter FassongsvermOgen ; in 
dieses wird das Ton seinem Eisengehalt zu befreiende Wasser mittelst eines 
Eimers geschOnft Das Faß wird mit einer etwa 80 cm hohen Schicht ge- 
waschenen Sandes gefüllt, dessen KomgrOße nicht mehr, aber anch nicht ^el 
weniger als 1 mm, hikshstens IVt mm betragen solL Ist die Korngröße kleiner, 
so yerringert sich die qoantitatiTe, ist sie erOßer, die qualitatire Leistung 
des Illters. Ein eisenhaltiger Sand ist braachbarer als gewöhnlicher Flaßsand. 

Auf diese Oberfläche der Sandschicht wird ein £ese ganz bedeckendes 
Zinkblech gelegt. Dasselbe hat am besten 1 mm Stärke and ist mit möglichst 
zahlreichen LOchem Ton etwa 2 mm Darchmesser yersehen. Auf diese Weise 
soll eine möglichst gleichmäßige Verteflong des Wassers über dem Sande er- 
reicht werden, während gleiduseitig yerhütet wird, daß das aofgeschüttete 
Wasser den Sand aufwühlt. Der in das Zapfloch getriebene Holzhahn ist an 
seinem inneren Ende mit einem dichten Messingdrahtgewebe zu überkleiden, 
um das Innere des Hahnes Tor dem Eindringen von Siud zu schützen. 

Es empfielilt sich sehr, unter das Filterfaß ein Beinwasserfaß zu setzen, 
weil man dann unnütze Zeitycrgeudung beim Abzapfen des Wassers vermeidet. 
Auch dies Beinwasserfaß ist mit Zapfhahn zu yersehen, weil dann eine Ver- 
unreinigung des Wassers durch SchOpfgefäße yermieden wird. 

&t aber eine Pumpe im Hause yorhanden, so läßt sich der Filter sehr 
praktisch an diese anschließen. 

Diese Modifikation hat drei Vorzüge: 1. wird yiel Zeit gespart, dadurch 
daß das Wasser nicht yon der Pompe mit Gefäßen zum Filterfaß getragen 
werden muß, 2. werden die Gefahren der Verunreinigung des Wassers yermieden, 
und 8. yereinfacht dieser Pumpenanschluß die Beinigung des Filters ganz 
außerordentlich. 

Mittelst einer Flügelpumpe wird das Wasser in das Filterfaß durch 
eine obere Bolirleitung, welche in einem gewöhnlichen Brausenkopf endet, ge- 
pumpt, außerdem ist noch eine untere Bohrleitung zur Beinigung des Filters 
yorgesehen. 

Bei Verwendung der Dun barschen Filterfässer ist die Befolgung 
folgender Begeln dringend notwendig: 

1. Enteisenungsanlagen müssen frostsicher, also womöglich innerhalb 
yon Gobäuden aufgestellt werden; 2. das Filterfaß muß über Nacht bei geöff- 
netem Hahn leer stehen; 8. es darf nicht Öfter als sechs- bis achtmal täglich 
ganz gefüllt werden, wenn die Enteisenung eine yollständige bleiben soll; 
i, man darf nicht erwarten, bei der Benutzung eines neuen Filters sofort ein 
eisenfreies Wasser zu erlialten ; ein Filter muß sich yielmehr erst einarbeiten 
und gebraudit hierzu je nach der Hohe des Eisengehidtes des Bohwassers eine 
Zeit, welche zwischen einigen Tagen und yier Wochen schwankt. Abkürzen 
kann man diese Zeit, wenn man a) eisenhaltigen Sand als FDtermaterial be- 
nutzt und b) über dem ersten noch ein zweites in gleicher Weise montiertes 
Filterfaß aufstellt, so daß die Filtration eine zweistufige wird. 5. Der Filter 
muß zeitweilig gereinigt werden; eine solche Beinigung wird notwendig, 
wenn die Stärke des aus dem Zapfhahn fließenden Wasserstrahles merklich ab- 
nimmt. Man nimmt dieselbe bei dem einfachen Apparat in der Weise yor, 
daß man nach Fortnalime des Verteilunffsbleches bei geöffnetem Zapfhahn Boh- 
wasser so reichlidi auf den Fütersand gibt, daß das Faß oben überläuft ; 
gleichzeitig rührt man mit einem Stabe aen Sand tüchtig durch. Läuft das 
Waschwasser, welches sich anfangs intensiy rotbraun färbt, andauernd klar 
ab, so wird der Sand geglättet und wieder mit dem Blech bedeckt. 
yoTSolurllten für dio Antr&iro auf Banerlanbnüi für Bnmnon und 

ZisterneiL 

Nach dem § 2 der Baupolizeiordnung für den hiesigen Be^^l^^^es 
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beim Neubau Ton Bnumen und Zlsteneii (S| 40 und 41) einer BAaerlMib&is 
seitens der Ortopoliieibehörde. Das bei dieser einzureichende sehriltliche Ge- 
such muß zweckmäßig enthalten, L einen Erltuterungsbericht, IL einen Lage- 
plan und IIL eine s^krechte Durchschnittszeichnung. 

1. Der Erlftuternngsbericht wiederum muß enthalten 

1. den Namen des Qrundeigentttmers, 

2. Ort, Straße und Hausnummer bezw. Parzellenmummer, 

3. Entiemung des projelrtierten Brunnens 

a) Tom Wohnhause und besonders Ton Kttchenansgttssen, 

b) Ton Stallungen, 

c) Ton Aborten, Dungst&tten, Senk- oder Sammelgruben, 

d) Ton benachbarten Straßen, 

e) Ton Öffentlichen Wasserlftufen, Abzugskan&len und Schmutswasser- 
abflttssen. 

4. Art des Brunnens, ob Bohren- oder Kesselbrunnen, 

a) bei BOhrenbrunnen Angabe, ob Bamm- oder Bohrbrunnen, 

b) bei Kesselbrnnnen Angabe der Bauart, ob und aus welcnem Material 
gemauert, aus Zementröhren oder asphaltierten Eisenröhren. 

5. Art der Förderung des Wassers. Beschreibung der Pumpenaalage. 
Stellung der Pumpe zum Brunnen. 

6. Zweck der Verwendung des Wassers. 

7. Beschaffenheit der Oberflftche der unmittelbaren Umgebung des Brunnens. 
Angabe, ob die unmittelbare Umgebung des Brunnens gepflastert, zemen- 
tiert oder mit Platten belegt werden solL 

S. Beschaffenheit des Untergrundes — Bodenschichten — in der n&chsten 

Umgebung bis zu einer Tiefe Ton mindestens 4 m. 
9. Stand, Bichtung und Mächtigkeit des Grundwasserstromes für den Fall, 

daß Beobachtungen Torlieffen. 

10. Art des Auslaufs und Verbleib des Ablauf wassers. 

11. Beschreibung etwaiger Enteisenungsanlagen. 

IL Aus dem Lageplan im Maßstabe ron etwa 1 : 600 muß die Lage 
und Entfernung der Wassergewinnungsstelle zu benachbarten Gebäuden, Ab« 
orten, Stallungen, Dung- und sonstigen Ablagerungsstätten, Abflußgruben, 
Küchenausflilssen, Flüssen, Gräben, Brunnen, Begräbnisplätzen pp. bis auf eine 
Entfernung von 60 m ringsherum zu erkennen sein. Als Lagepläne können 
Abzeichnungen bis auf die Gegenwart yerrollständigter Katasterkarten oder 
sonstiger Karten yerwendet werden. Er muß mit Nordpfeil yersehen sein. 

III. Die senkrechte Durchschnittszeichnung im Maßstabe yon etwa 
1 : 60 muß sowohl die Wasseryersorgungsanlage selbst, als den umgebenden 
Boden bis zur Tiefe yon 4 m betreffen. 

Es wäre zweckmäßig, wenn eine Schlußabnahme auch für Brunnen 
seitens der Ortspolizeibehörde yorgeschrieben würde. Dabei wäre auch die 
Ttofe des Brunnens und die Tiefe des Wasserstandes unter Terrain festzustellen. 

Wegen der yorgerückt^ Zeit wird der dritte Punkt der Tagesordnung: 
.Besprechung der im letzten Jahre erlassenen wichtigen Verfügungen auf dem 
Gebiete des Gesundheitswesens, insbesondere des Gesetzes über die Bekämpfung 
der übertragbaren Krankheiten — Beferent Beg.- u. G^h. Med.-Bat Dr. Bap- 
mund — yon dieser abgesetzt 

Ein gemeinsames Mittagessen, an dem sich sämtliche Anwesenden be- 
teiligten, bildete den Schluß der Versammlung. 

Dr. Bitter-Lübbecke. 



Berieht über die IHLedlmiiialbeamteM-TerMmHaluii; 
dem Bes.-BeBlrks Stade «m 2ft. Besember 1905 im Stade. 

Anwesend die Herren: Beg.-Präs. Frhr. yon Beiswitz undKaderzin, 
Geh. Ob.-Med.-Bat Prof. Dr. Schmidtmann - Berlin, Gb.-Beg.-Bat y. El 1 e r t s- 
Physikus und Hafenarzt Dr. Nocht und Phyrikus Dr. Pf elf f er-Hamburff, 
Prof. Dr. Tjaden-Bremen, die Landräte aus den Kreisen Freiburg, Jork, 
Lehe, Neuhaus, Osterholz, Botenburg, Verden und Zeyen, die sämtlichen Medi- 
zinalbeamten des Bezirks und die kreisärztlich geprüften Aerzte DrDr. Brack - 
m an n- Bremer yörde, Schumacher-Neuhaus und Stakemann-Botenburg. 

Der Begiemngspräsident eröffiiete die Sitzung und begrt^^^^^|^. 
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L Vor Eiatritt in die Tagesordnang sprach Beg.- und MediziBal-Bat 
Dr. Einger eingehend Aber die Bedevtnag der bakterlelofiselMB Unter- 
suehnngsstelle ud der Wasaenutenvehnngwtelley die beide im nfichsten 
Frühjahr am 8iU der Begierang errichtet werden sollen. Die bakteriol<Mdsche 
Untersnchongsstelle wird allen Aercten des Bezirks zu unentgeltlichen Unter- 
suchungen l^i ansteckenden Krankheiten, vor allem bei ÜnterleibstTphua, 
Diphtherie und Tuberkulose zur VerfClgung stehen, w&hrend die Wasserunter- 
suchungsstelle die Aufgabe haben wird. £e Qrundwftsser des Bezirks zu er- 
forschen, wichtige Beobachtungen bei ^runnenbauten, zumal in den Marschen 
und Mooren zu sammeln, Ffthlung mit der BcTölkerung und den Brunnenbauern 
zu gewinnen, und die Gemdnden in allen Fragen der Trinkwasserrersorgung, 
insbesondere durch kostenlose Untersudiung yon Wasserproben zu beraten. 
Bedner richtete im Auftrage des Begierungsprftsidenten die Bitte an die Land- 
räte, dahin zu wirken, daS die Kreise die Unterhaltungskosten zum größeren 
Teil ttbemehmen, damit die Untersuchunssstellen Ton yomherein auf ncherem 
wirtschaftlichen Grunde ruhen und in dem geschilderten Umfange arbeite« 
können. 

In der Diskussion, an welcher der Begierungsprasident und mehrere 
Landrfite sich beteiligen, zeigt rieh allgemein ein reges Interesse an den ge- 
planten Einrichtungen, so daß die Finanzierung dersel^n yoraussichtlich keinen 
Schwierigkeiten begegnen wird. 

IL Ueber das Fiekersehe Typhusdiagnestlkum* 

Beferent, Kreisarzt Dr. Mftller, gibt eine Uebersicht über die yon 
sämtlichen Medizinalbeamten des Begierungsbezirks Stade nach der Ficker- 
schen Methode ausgeführten Untersuchungen und zieht aus dieser Kasuistik 
folgende Schlußfolgerungen: 

1. Das Fiekersehe Diagnostikum liefert in den mebten Fällen brauch- 
bare Besultate. 

2. Paratyphus ist häufiger, als man bisher angenommen hat. Damm ist 
es geboten, so oft die Probe mit dem Fick er sehen Beagens negatiy ausfällt, 
eine Ergänzungsuntersuchung mit dem Merk sehen Paratyphusdiagnostikum 
yorzunehmen. 

8. Der Mißstand, daß die Beaktion erst nach Ablauf der ersten Krank- 
heitswoche auftritt, haftet naturgemäß der Fick ersehen Methode ebenso, wie 
der Widal sehen Probe an. 

4. Ebenso zeigen, wie bei der Widalschen Beaktion, einzelne seltene 
Typhusfalle auch bei der Untersuchung nach der Fick er sehen Methode die 
Beaktion erst sehr spät (in der 8., 4., 5. Woche). Ein negatiyer Ausfall der 
Fick er sehen Probe auch nach der ersten Krankheits Woche hat deshalb nicht 
ohne weiteres eine für die Diagnose ausschlaggebende Bedeutung. In solchen 
Fällen ist yielmehr eine Wiederholung der Probe nadi einiger Zeit geboten. 

5. Abgesehen yon diesen Mängeln kann das Fiekersehe Typhna- 
diagnostilnim und als dessen Ergänzung das Paratyphusdiagnostikum als ein 
sehr wertyoUes differentialdiagnostisches Mittel angesehen werden, das bei der 
Feststellung aller idinisch zweifelhaften, sowie besonders der abgelaufenen und 
der leichten ambulanten Fälle sehr gute Dienste leistet und deshalb yon den 
Medizinalbeamten, welche nicht über ein bfücteriologisches Laboratorium yer- 
fügen, bei allen klinisch nicht sicheren Erkrankungen angewandt werden sollte. 

In der Diskussion bestätigen Nocht und Tjaden auf Qrund ihrer 
yielfachen Untersuchungen die Beobachtungen und Schlußfolfferungen des Vor- 
tragenden. Nocht hebt besonders die große Haltbarkeit des Diagnostikums 
heryor; es sei den Hamburger Schiffsärzten mitgegeben, yon diesen absichtlich 



schlecht behandelt worden, habe aber doch audi nach langer Seereise seine 
Wirksamkeit nicht yerloren. Tjaden betont nach seinen Erfahrungen be- 
sonders die Notwendigkeit, bei negatiyem oder zweifelhaftem Aus^ die Be- 
aktion zu wiederholen. 

IIL Die TrinkwasseryersorguBg im Kreise Hadeln* 
Kreisassistenzarzt Dr. Guttmann-Ottemdorf : Im Kreise Handeln 
kommen nur Gebilde des Alluyiums und des Diluyiums yor : Marsch, Moor und 
anmooriges Land sind alluyialer, der Sandboden der Geest diluyialer Herkunft. 
Von 88617 ha Bedenoberfläche entfallen SO^/t auf Moor, 5Vo auf Ctoest und 
75<^/t auf Marschboden, auf welch letzterem */m der £inwohner/^ohiieii.f^e- 
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aufbewi^rt und nadi Möglichkeit 
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treib der Wasserversorgang rnnfi man den Kreis in yier TöUig yerschiedene 
Bezirke einteilen: Hochland, Sietland, die Grenzbezirke der Marsch, and 
die Geest 

Infolge des geologischen Aufbaues unterscheidet man in der Marsch 
Hadelns seit alters das Hochland Tom Sietland (siet = niedrig, seicht); das 
erstere^ am Ufer der £ibe gelegen, ragt 5 m Uber Normalnnll, das letztere, 
am weitesten landeinwärts entstanden, liegt 0,8 m anter l^ormalnolL Vor Ein- 
deichnng findet die Anfschlickong des Dfergebietes in der Weise statt, daß die 
dem Ufer zunächst gelegenen Teile höher aufgebaut werden, als die entfernter 
liegenden, da das Deberlutungswasser beim Ueberschreiten des Ufers zunächst 
die größte Menge seiner suspendierten Teile absetzt und der Uferrand am 
längsten unter Wasser steht. Auch erreichen manche Fluten das vom Ufer 
entfernter liegende Land nicht. Es bildet sich somit ein Uferwall, der das 
niedrige Hinterland yor dem Zutritt der gewöhnlichen Fluten schtttzt; aus 
dem Hinterland wird so eine Mulde, in wdcher in Anlehnung an die Geest 
Moore entstehen, auf denen dann durch zeitweise Deberschlickung Marschboden 
sich absetzt. In beiden Gebieten stößt man unter der 80—50 cm dicken humus- 
reichen Ackerkrume auf eine verschieden dicke Lehmschicht, welche auf einer 
ton- und sandhaltigen Bodenschicht mit hohem Ealkgehalt ruht. Das dieser 
letzten Erdschicht im Hochlande entnommene reine Grundwasser mit einem 
hohen Gehidt ron SaLsen und gelösten organischen Substanzen ist, wenn auch 
nicht sehr schmackhaft und äußerst hart, so doch hygienisch einwandsfrei. 
Aus den tiefen fast gänzlich unbekannten Bodenschichten ist bisher genießbares 
Wasser noch nie erbohrt. Im Sietlande ist wegen seines Aufbaues halb als 
Moor, halb als Marsch weder aus den oberen, noch aus den tieferen Schichten 

genießbares Wasser gewonnen worden. Man ist hier allein auf Regen- und 
rabenwasser angewiesen: in einer Gemeinde mit 1400 Einwohnern existiert 
z. B. nicht ein einziger Trinkwasserbrunnen. 

Neben diesen beiden Gebieten mit mäßiger resp. ungenttgender Trink- 
wasserversorgung ist in der Marsch Hadelns ein drittes Gebiet zu unterscheiden, 
wo seit 2 Jahren die Aussicht besteht, die Wasserversorsung befriedigend zu 
lösen. Es sind die Grenzbezirke der Marsch, welche der Geest benachbart 
liegen. Hier gelingt es in 10—20 m Tiefe dem unterirdisch sich unter der 
Marsch hinziehenden Geestboden klares schmackhaftes Wasser zu entnehmen, 
welches zwar durch seinen relativ hohen Gehalt an Salzen, vor allem an 
Chloriden, an gelösten organischen Substanzen und an Ammoniak die Anwesen- 
heit des dartlber liegenden alluvialen Marschbodens verrät, hygienisch aber 
völlig einwandsfrei ist. 

Als letztes G^ebiet ist die Geest zu nennen, aus deren Sandboden ftberall 
genügend einwandfreies Wasser entnommen werden kann. 

Entsprechend solcher Verschiedenheit der Boden- und Trinkwasser- 
verhältnisse werden auch die Verbesserungsvorschläge verschieden ausfallen. 

Wo durch Abessinier Trinkwasser zu erbohren ist, wird diese Wasser- 
gewinnungsmethode allen anderen vorzuziehen sein. Im Hochlande, wo bisher 
nur durch Hochbrunnen Wasser zu erhalten war, wird eine strenge Brunnen- 
ordnung, in welche die Zisternen einzubeziehen sind, die Trinkwasserversorsung 
verbessern können. Fttr das ganze Sietland ist nur durch systematische Tief- 
bohrungen etwas zu erreichen, da die zerstreute niedersächsische Bauart der 
Dörfer, die zahllosen Entwässerungsgräben und der hohe Grundwasserstand 
eine zentrale Wasserversorgung von der weit entfernten Geest sehr erschweren 
and vielleicht unmöglich machen. 

Diskussion. Im Anschluß an diesen Vortrag berichtete Kreisarzt 
Dr. Hoche-Geestemftnde über BrunnenuntersnehnngeDy die er im Jahre 1905 
in der südlich von Geestemünde etwa 25 km weit sich hinziehenden Wesermarsch 
angestellt hat. Nur im südlichen Teile dieses 4—5 km breiten Marschstreifens 
lagern wasserhaltige Sandschichten schon in 1 m Tiefe unter dem Eleiboden. 
Im übriffen aber findet sich oberflächlich eine Eleischicht von wechselnder 
Stärke, dann Darg, und unter diesem in einer l^efe von 14—20 m feiner 
weißer Sand. Dieser führt überall reichlich Wasser, das bei der Entnahme klar 
und farblos ist, doch bald infolge des Eisengehalts sich trübt. Es steht zu- 
weilen unter so hohem Druck, daß es aus eiogetriebenen Abeseinierröhren bis 
1 m über die Erdoberfläche hervorsprudelt. Dagegen sind die darüberliegenden 
Scliichten von Sllei und Darg im allgemeinen wasserarm, wenn aueh^an einlcen 
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SteUen ans ihnen Bnumenwasser gewonnen wird^ and an einer Stelle, in Wer- 
sabe, eine QaeUe sieh findet, deren ganz eiaenireies Wasser beweist, daß es 
mit dem liier 14 m tief liegenden Sande nicht in Berührung gekommen ist 

Mehr und mehr bedient die Bevölkerung dieser Marseh sich der Abessinier- 
brunnen. Das aus ihnen gewonnene Wasser ist klar, farblos, ohne C^eruch und 
Qeschmack, von neutraler Beaktion, und enthält meist reichlich Ammoniak, 
keine Salpetersäure und salpetrige Säure. Der Sauerstoffverbrauch schwankt 
zwischen 6 und 18 mg im Liter, die Härte zwischen 3,7® bis 24 o. Die Ohlor- 
menge wächst Ton Sttden nach Norden Ton etwa 20 mg bis zu 880 mg im Liter, 
und soll in der in die Marsch eingdagerten oldenburgischen Enklaye, dem 
Lande Wöhrden, so hoch sein, daß das Wasser zum Trinken unbrauchbar wird, 
was im Kreise Geestemünde nirgends der Fall ist Der Eisengehalt ist mit- 
unter sehr groß und beträgt bis zu 40 mg im Liter. Eisenfreies Wasser ist 
sanz selten; es findet sich nur in einem bis in die Sandschicht getriebenen 
Resselbrunnen in der Ortschaft Feldhöfen, 2 km landeinwärts von BichtenfletlL 
Für Qenußzwecke muß das Wasser demnach stets enteisenet werden. Hierzu 
haben die Marschbewohner schon Tor langen Jahren eine Einrichtung ersonnen« 
die tadellos funktioniert. Es ist ein sog. Tropffaß aus Holz, Ton oder yer- 
zinktem Eisenblech, das zu unterst mit Muscheln, darüber mit Kohlen, zu 
Oberst mit feinem Sande gefüllt ist Das hineingegossene Wasser läuft unten 
aus einem mit Hahn yersehenen Ablaufrohr klar und yOUig eisenfrei ab. 

Ein zwingender Qrund zur ferneren Benutzung des sehr bedenklidicn 
Grabenwassers oder des wenig appetitlichen Zistemenwassers liegt deshalb 
nirgends mehr yor. Da erfahrungsgemäß mit der Brunnentiefe sowohl der 
Chlorgehalt wie die Härte zunehmen, ist es ratsam, die oberflächlichste, genügend 
wasserreiche Sandschicht zur Wassergewinnung zu benutzen. 

Dr. Tjaden hat bei Probebohrungen in der Umgebung yon Bremen 
ebenfalls beobachtet, daß der Salzgehalt meist mit der Tiefe zunimmt, dock 
hat sich auch gezeigt, daß salzhaltiges Wasser nicht überall, sondern in Art 
yon Nestern angetroffen wird, die zuweilen in nicht großer Entfernung yon 
salzfreiem Wasser umgeben sind. Dies läßt auf gro£^ Steinsalzlager in der 
Tiefe schließen, worüber bis jetzt überall yorgenommene Kalibohrungen wert- 
yolle Aufschlüsse geben dürften. Der Eisengehalt allein ist nicht so störend, 
wie die Huminstoffe, welche die Enteisenung sehr erschweren können. Bremen 
ist im Begriff, sich mit Grundwasser zu yersorgen, und hat bereits sehr be- 
trächtliche Mengen desselben durch planmäßige Bohrungen erschlossen. 

Landrat yon Mettenheimer berichtet yon einer sehr stark nach 
Schwefelwasserstoff riechenden Quelle bei Hiddingen, Kreis Botenburg, 
welche früher zu Kurzwecken benutzt wurde. 

Dr. Pfeiffer teilt mit, daß im Hamburger Staatsgebiet der Eisengehalt . 
des Wassers mit steigender Tiefe und mit der größeren Nähe der Elbe zu- 
nimmt Seit Mitte September d. J. wird Hamburg mit einem Mischwasser yer- 
sorgt, welches bereits zu &ns Grundwasser besteht Auch ist beabsichtigt, 
wenn irgend angängig, die Vierlande ganz mit Grundwasser zu yersorgen. 

Der Eegierungspräsident weist darauf hin, daß in größerer Tiefe 
immer mit einem beträchtlichen Sidzgehalt zu rechnen sei, da yon der Lüne- 
burger Heide über Stade nach Nordwesten zu ein Salzstrom sich hinziehe. 

IV. Ueber die Bekämpfung der Cholera^ insbesondere die Strom- 
iberwaeknng. 

Der Referent, Kreisassistenzarzt Dr. Prölss-Bremeryörde, erörtert zu- 
nächst aus Bücksicht auf die zahlreich anwesenden Yerwaltungsbeamten die 
Aetiologie der Cholera. Die Entdeckung des Choleraerregers durch Bobert 
Koch im Jahre 18S8 schloß mitnichten unsere Kenntnis ab. Die Kämpfe für 
und gegen die große Entdeckung lehrten die Bakteriolgen etwa 100 Vibrionen- 
arten kennen, die einander sehr ähnlich, sowohl im Darminhalt kranker und 
gesunder Menschen, als auch im Wasser yegetieren. Ja selbst bei anscheinend 
gesunden Personen wurden echte Cholerayibrionen gefunden. Klarheit und 
damit die Möglichkeit der Cholerabekämpfung brachte erst das genaue Studium 
der Bakterien im Laboratorium, nämlich die Entdeckung spezifischer aggluti- 
nierender und bakterizider Eigenschaften des Blutserums infiäerter Tiere. Hier- 
auf beruht der Pfeiffersche Versuch und das Agglutinationsyeriahren, welche 
es ermöglichen, die echten Cholerayibrionen scharf und genau yon allen anderen 
zu unterseheiden. C"r\nkn]o 
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AMaan wird das epidemioloffiicke Yerlialieii dar Gholarai ihr Aaftraiaa 
als Waaierapidaiiiiay KonUktapidamia nnd Mlsehapidaiiiia ffasdiildert Auch dia 
Stromepidamian aeian Miaohe^damiaiL herrorgenueii dnren dia (Jawohiihdt der 
Schiffer, dea Strom angieich ala Kloake und Wasserrersorger au benntaen, 
and enff anaammengepfercht in kldnam Baum an schlafen and zu essen. Daß 
die M&chen StrOme so oft die Wege großer Cholerattberflntongen unseres 
Vatarlaadas gewesen, liegt an dem FloSyerkehr, dem gerade diese StrOme 
diaBan. la dea Zwischenräumen zwischen den einaelnen Balken des Flosses 
stagniert das Wasser, erwärmt sich in den Sommermonaten nnd l&ßt, wenn 
einmal mit Cholarakdme infisiert, diese wie in einem Bnitsohrank sich yer- 
mehren. Durch die Sohnelligkdt der BakterienTormehniDg kOnnen auch große 
Wassermassen rasch infisiert werden. 

Dem Wesen der Knuikheit ist der Bek&mpfnngsplan angepaßt. 
Den Wasserepidemien wirken reditseitiffe üntersnohongen der Wasserwerke 
durch die GasondhaitsbahOrden, den Kontaktepidonien sowohl praktische Aerate, 
wie Kreisftrate und bakteriologische Anstalten, sich in die Arbeit tdlend, ent- 
gegen; den Stromepidemien insbesondere die Stromüberwachnngsstattonen. 

Beferent war Leiter der Strornttberwachnngsstation Tilsu an der MemeL 
Das QoeUengebiet dieses Stromes war nach amtlichen rassischen MitteUans^ 
wihrand des Jahres 1905 nicht yerseacht, aber ans der Proyina Lomsha, 
deren Verseoehnng angegeben wurde, konnten erkrankte Schiffer leicht in die 
Hemel gelangen, weil durch diese Pioyina der Angnstowokanal geht, der den 
Maraw (Weiehscänebenstrom) mit der Hemel yerbindet. 

Dem Korreferenten die Schilderang der Aufgaben einer Stromttber* 
waahnnflsstation überlassend, afthlt Beferent das si^hliche und persönliche 
Material auf, das an einer Station gehört, nnd beschreibt, wie dasselbe durch 
wachsalsaitige üntersttttaong der yerschiedenen Verwaltangsbehörden nnd der 
Station selbst möglichst schnell beschafft werden müsse; er bespricht die tig* 
liehen Anfsaben der Stations&rste in ihrer mehr praktischen als wissenschaft- 
lichen Tftt^Kkeit, wobei die Persönlichkeit das fehlende Begolatiy ersetzen« 
Umsieht jede Störung schon yor dem Heryortreten beseitigen^ nnd das Beispiel 
der Aerzte, die Diss^in, aufrecht erhalten müssen. OerUicne Gelegenheiten, 
wie Brücken, Hfigel, Kirchhöfe, Nebent&ler, müssen zweckmäßig zu Stations- 
aalagea ansgenntst, eine Zentrale yerebbart und mittelst Telephon ein steter 
Zusammenhang aller Glieder der Station mit den Verwaltungsbehörden ein- 
geriehtat werden. 

Die Art der Schiffsüberwachung, ob .fliegend*, d. h. an sich fort- 
bewegenden Fahraeugen oder .liegend**, d« h. an aufgehaltenen Fahrzeugen, 
Md den Schüfahrtsymiftltnissen anaunassen. Beferent schildert die erstere He- 
ibode, die in Tilsit am Platae war. w&hrend dem Korreferenten die Beschreibung 
dar latateren überlassen wird. Zu der ersteren ist eine gewisse Kenntnis der 
Nayigationstechnik auf Strömen notwendig, was an Beispielen erläutert wird. 

Die Besichtigung der Fahraeuge selbst erfordert Im allgemeinen eine 
glaiehmißige . Yertälung der Bollen unter das Aufsichtspersonal, damit sie 
genau und schnell geübt werden kann. Sie ist yerschieden. Je nachdem es sich 
mm efaie solche der Dampfer und Flöße, der kleinen und großen Segler handelt 

Die Dampfer sind leicht besteigbar und können stets halten, doch ist 
«a nicht möglich, die Stuhlg&nge in den Klosetts der Kalkmüchbehandlung 
mnaaasetaen. Die Aufstellung yon Stuhleimern und Nachtstühlen ist nur an- 
giagig auf Dampfern ohne Tassa^ere; auf gefüllten Personendamnfern da- 
gegen entstehen durch Schluß der Klosetts und Benutaung yon Nacntstühlen 
paa unhaltbare Zustände, wie Beferent in sehr anschaulicher Weise aus seinen 
Beobachtungen auf einem mit russischen Flößern besetzten Dampfer schildert. 

Die Flöße sind übersichtlich und leicht au besteigen, nehmen auch gern 
das Trinkwasser an; schwierig und gefahryoil ist aber das Begehen der Flöße, 
wdl die efamlnen Bicken nur teilweise fest gebunden sind. Gemeinsam Jst 
den Flößen der Hemel der Hangel an Stuhleimern, da auf 1117 Flößen nur 
fünfflud scdehe gefunden wurden. Verschieden ist die Art des Entgegenkommens 
der Utthauisehea, wolhynischeiL iüdischen und deutschen Floßbesatsungen. Die 
letzteren, die sog. Terner oder Flußlootsen sind am schwierigsten au benandeln. 

Dis klataen Segelk&hne, welche mit Fischen und Gemüse zum Harkt 
nach Tilidt fahren, können sehr leicht die Ausbreitung der Cholera yermitteb, 
weil die ScUifer das Flußufer, an dem sie in Tilsit landen, in gicöblichst^f 
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Welse tenureiiiceiLUid niehts nr BekeboBC der Mififtiade g eecli ieht . Auch 
wild TOB ihnen die Ware auf dem Straßenpflaster, in nichaier Nfthe der yer- 
nnreinlgten Steilen feilgehalten. 

ilachdem die kttner werdenden Tage mehr und mehr die Statiionstitig- 
keit einachrftnkten, trat am 80. Noyember das Eis der Wil^ des nördlichsten 
Mehenflnsses der Mem^ anf. Sofort yersehwanden alle Schiffe Tom Strom und 
Unt&ti^eit machte sich unangenehm fOhlbar. 

Vit Stations&rate haben alsdann das Material der Station inrentaiislert 
und in yorsichtigster Weise für den Winter unter Dach und Fach geimchti 
so daß es für das n&chste Frftl^ahr sofort nnd yoUst&ndig bereit steht. 

Korreferent Dr. Stakemann-Botenbnrg, der im Strornttberwadrangn» 
bezirk Stettin t&tig war, schildert snnächst die Dienstyerhftltnisse der Ueber- 
wachmngssteUe Piepenwerder nnd der Ueberwachnnff des Stettiner Hafens, nnd 
geht au die einzelnen Aufgaben der Strom11berwa<mung nfther ein. 

An die erste Stelle setst er das tägliche und gewissenhafte Fahnden 
nach Cholerakrank^ bespricht eingehend das hierbei iweckmißige Verfahren 
und kommt zu der Schlußfolgerung, daß an den belebteren Stromstrecken mit 
großer Schifbfrequenz, zumal in der N&he ffroßer Städte nnd Häfen eine 
Arbeitsteilung derart stattfinden mflsse, daß £e Ueberwachungsärzte nur die 
Aufgabe haben, alle Sdüffe in der yorgeschriebenen Weise zu untersudieB, 
etwaige Kranke herauszufinden, sie bereits anf den Schiffen möglichst zu iao- 
lieren und die telephonischen Meldungen zu erstatten, während der Transport 
nach den oft entfernt liegenden Cholerabaracken, die Gewinnung und Absendimg 
des bakteriologischen Untersuchungsmaterials, die Desinfektion der Schiffe, 
sowie endlich die Behandlang der Kranken durch besondere Aerzte erfolgen 
mflsse. Von dieser Forderung sei nur abzusehen, wenn in unmittelbarer Nähe 
der Ueberwachungsstellen Unterkunftsräume für Kranke und Verdächtige yor- 
handen seien und der Ueberwachungsarzt jederzeit durch einen zweiten Arzt 
mit besonderem Dienstfalirzeug yertreten werden kOnne. Sei die Ueberwachungs- 
station nur mit einem Arzt besetzt, so wflrde bei der Auffindung yon Cholera^ 
kranken der üeberwachungdienst mehrere Stunden eingestellt werden mflswm, 
was eine außerordentliche Verkehrsstörung zur Folge haben wflrde. In Fi^en- 
werder war nur ein Arzt stationiert bei emer Frequenz yon 120 bis 160 Schuten 
täglich, und das Cholerakrankenhaus war eine halbe Stunde Fahrt «itfemt 

An zweiter Stelle nennt Beferent die Versorgung der Schiffe mit gutem, 
möglichst weichem, dem Fiußwasser ähnlichen Trinkwasser, betont den Wert 
yon Trinkwasserentnahmestellen an den Ufern sowie der Gew^^ung der SchüEi- 
beyOlkemuff an den Gebrauch derselben schon In seuchenfreien Zeiten und 
empfiehlt die Anschaffung yon Wassertonnen mit bestimmtem lOndestgehalt 
fflr alle Schiffe ohne Ausnahme. Er bespricht sodann die WassOTersorgnng 
im Stettiner Hafen, wo die Sdüffer zum großen Tdl auf das arg yerunreinigte 
Hafenwasser angewiesen seien. Der Beinhaltung des Hafens wurde nid^ ge* 
nflgende Aufmerksamkeit geschenkt, Zapfstellen mit gutem Wasser waren nur 
in geringer Anzahl yorhanden, obwohl es bei der yorhandenen Waaserleitnng 
stellenweise ein Leichtes gewesen wäre, sie einzurichten. 

Beferent weist in ernster Weise auf die großen (Gefahren hin, weieke in 
Cholerazeiten aus solchen Zuständen erwachsen mflssen. Das nötige Ver^ 
ständnis der Schiffer fflr den Wert guten Trinkwassers sei durchweg yorhande» 
und die Erregung derselben flber die schlechte Trinkwassemrsorgang sehr 
groß gewesen; dadurch sei auch den Ueberwachungsärzten der Dienst besonden 
erschwert, ja ihre Tätigkeit als gesundheitliche Berater der Sddffer yielfaek 
geradezu illusorisch gemacht. Der einzige wälirend der Choleragefafar statte* 
niert gewesene Wassertankdampfer habe den Bedflrfnissen der etwa 800 täglich 
in Beglicht kommenden Fahrzeuge, zumal bei dem Mangel yon Wassertonnen, 
kebeswess genflgt; auch habe die Stadtyerwaltung es fflr gut geftanden, seine 
Fahrten bereits yor Beendigung der staatlich dngwichteten Storanflberwachnnf 
einzustellen. 

Eine dritte, wohl nicht so wichtige, aber doch keineswegs zu yemad^ 
lässigende Forderung sei die Desinfektion der Abgänge. Befmnt weist dabei 
auf die Bedeutung des Wassers als Bazillenträger hin und ist der Ansieht^ 
daß die während der die^ährigen Choleraflberwachunff ansgefflhrte Desinfektion, 
soweit eine solche flberhaupt ausnahnuweise stattgefunden habe. yOllig nutzlen 
gewesen sd; denn nur in den sdteusten Fällen haben die Sdiiff^r die ge^ 
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roickto» DeemfekUowmittel benatit Der HMptgmiid dftftr sei in Troti» 
Qleicbgiltigkett und naageliidem Yeniftndiiis der Schiffer ni sueheiL Beiereat 
lOkrt fiLerbii eilige dnurtuehe Beispiele an. Auch sei die Kontrelle tber den 
VerUeib der Stohleiiileenuigeii und die Art der Desinfektion bislier ni sohwieiig 
geweeen. (VerbessenuigsTorschlige beli&lt sieh Befereat in einer größeren an 
andmr Stelle erscheinenden Arbeit Tor). Dasn kommt, daß & zur Des- 
infektion rerwendete Kalkmilch bei festen und festweiohen SttÜilen erst nach 
ISstOndigem Stehen nnd häufigem krfiftiffen ümrllhren Oholerakelme abtötet, 
wie Eeferent durch Versuche festgestellt hat 

Die Beferenten waren einig in folgenden Schlußfolgerungen: 

.ünsweifelhaft haben sich im Kampfe gegen die Cholera die staatlichen 
Mafinahwim im Sinne der Bundesratsanwdsung uefllich l»ew&hrt 

Besonders ist die üeberwachnng der Binnenschiffahrt und des Aus- 
wandererwesens in den großen Hafenstftdten und an der russischen Greaie als 
wichtiges Schutsmittel im Kampf gegen die Seuche su betrachten. 

uierbei ist der Staat auf die opferwillige und Terst&ndnisyolle Mit- 
wirinng dw größeren Gemeinden angewiesen, welche, wie zu erwarten steht, 
die noch bestehenden üebelstlnde Tor erneutem Auftreten der Cholera ab- 
stnUen werden, wobei die Wasserrersorgung der Schiffer und FlOfler und die 
leinhsltung der Elfen besondm in Betracht kommen. Auf eine Mitwirkung 
dw Sehiffiibe?01kmuig kOnne einstweilen nicht gerechnet werden. Hierzu be- 
dirle es noch langer erziehlicher Mühewaltung, großer Geduld und einiger 
teehwiseb -yoHieilicher Beformen.* 

In Oer Diskussion tritt Dr. Nocht den Ausführungen der Beferenten 
bei, betont besonders den Wert eber guten Wasserrersorffung und bestätigt 
die traurigen Erfahrungen bei der Ausübung der DesinfektionsTorschiiften. 
Aueh er hält die Kaikintlch nicht für so wirksam, als gemeinhin angenommen 
wird und empfiehlt allen Ernstes, künftig ron einer Demnfektion der Abgänge 
tbe^aoft i^sisehen, sich yielmehr ledigOch auf die Schiffisuntersuchungen und 
die Yersorgung mit gutem Wasser zu beschränken und das an Desin^ktions- 
■Meln ersparte Gdd für die Trinkwasserrersorgung anzuordnen. 

Dr. Schmidtmann hält es für ratsam, wenigstens in den Häfen die 
Abgänge undesinfiziert in das Wasser zu lassen, sondern eine unschädliche 
Beseltqm^ amustreben, etwa durch regelmäßige Abfuhr in der bei den Kriegs- 
achiffSen imichen Art, oder durch Aumellung srOßerer regelmäßig zu des- 
iafizimnder Aborte an geeigneten, den Schiffern leicht zugänglichen Stellen. 

Dr. Nocht betont die Schwierigkeiten einer regelmäßigen Abfuhr, über- 
knupt einer gleichmäßigen Beglementierung, da die verhältnuse selbst in ein 
wad iwisenitii Hafen ganz Terschiedenartig lägen. 

Bei der Umikür der Schiffer sei auch durch Einrichtung Öffentlicher 
Aberte eine regelmättge Benutzung derselben und eine Behlhaltung des Hafens 
wUU zu erreiehen. Im Hafen yon Hamburg werde deshalb ron jeglicher Des- 
infektion der Fäkalien abgesehen. 

Fttr die Schiffe selbst seien zwar Desinf ektionsdnrichtunffen mancher Art 
ersonnen, welche automatisch ehie mehr oder weniger einwandl^eie Desinfektion 
i«r Abgänge besorgen; auch seien einige wirklidi brauchbar, konnten aber 
wegen ttrer hohen Preise nur für grOMre Dampfer, nicht aber für kleinere 
Selnb, wie Kähne und dergL, in Frage kommen. Er hält es deshalb unter 
dm torUemiden Umständen für das Beste, yon der prophylaktischen Dm- 
itäMom der Stuhl|^ge ganz abzusehen und die Desinfektion auf die wirk- 
llehen ChderastlUde zu beschränken. 

Der Begierungspräsident teilt aus seinen Erfahrungen alsStrom- 
kMHlBsar am Bhein und Main im Jahre 1892 mit, daß er hinsiehtlich des 
Batfig^akeniMns der Kommunen die besten Erfahrungen gemadit habe, wohl 
infoGro der damals großen Besorgnis Tor einer weiteren Ausbreitung der Seuche. 
Br iSastriert die hohen Kosten einer streng durchgeführten Desiiuektion durch 
Beispiele aus rheinischen Städten und glaubt, daß, wenn so große Mittel atf 
■«derer Stelle, z. B. für Trinkwasser angewendet werden, yiel zu erreichen 

Pr. Guttmann bestätigt nach seinen Beobachtungen beim Cholera- 
tberwMhmssdyenst im Weichselgebiet, daß die Trinkwasserrersorgung und die 
Isdittrnng der Kranke und Verdächtigen die wertyollsten Maßnahmen seien, 
Wiksead dk BurehfÜhrung der i>esinfektfon der Fäkalien mehr als^^eifelhaft 
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seL Sehr bewShri habe sich dort die Maßnahme, daß alle FlOße an der Landet* 
grenae je ein noßes Faß mit gutem Trinkwasser erhalten nnd den Wasser- 
Torrat an den SontroUstationen emeaem müssen. An bestimmten Stellen rer* 
lauen die polnischen Flößer ihre FlQße and werden auf Dampfern znrftck- 
transporüert, wobei auch die FSsser an die Landesgrense surflckgegeben 
werden. Als wesentlichen Mangel habe er das Fehlen luyerllssiger Dolmeächer 
im Verkehr mit den russischen FlOßem empfunden. 

Der Vorsitzende schließt mit Dankesworten an die Referenten die 
Sitanng. — Ein Mahl im Klubhause hielt alle Teilnehmer noch lange in frOh- 
lidier Stimmung beisammen. Dr. Hoehe-GeestiBlintlnde. 



Beridii Uber die amatliehe Ter— silmiig der Medlsimsd* 
Beamitem dem Beg^.-Bes. DÜMeldorf am M. MoTemiber 1905, 
Toraaittoss 11 Vlir, Imi croMem SlteimcMMie der KdmIsU 
Beg^lemms n DfiMeldorfL 

Anwesend: die Herren Oberregierungsrat Koenigs« Beg^ u. Med.*Bat 
Dr. Borntr&ger, Beg.-Bat Behrnauer, ständiger Hilfsarbeiter an dar 
KönigL Begierung Kreimst Dr. KrohnOi sämtliche Ajeis&rzte und Qeriehti- 
Irste mit Ausnahme der durch Krankheit t erhinderten Kreisinte jom Clere 
und Greyenbroich — Dr. Paffrath und Qeh. Med.-Bat Dr.Pttllen — und 
des Gerichtsarztes Med.«Bat Dr. Schmitt-Dflsseldorf ; als Glste waren ferner 
anwesend die Herren Landesrat Schellmann -DOsseldorf, Kreisarzt Dr. L i n ck- 
Bitburg, StadtassistenzlrzteDr.Stof f eis und Dr. Wollen webe r-DQsseldorf» 
Dr. Horbs t-Barmen und die pro physicatu geprüften praküschen Aerzte 
DrDr. M tt 1 1 e r - Mettmann« Stern- Dttsseldorty Bi x e n - Graienberff, darf eld- 
Solingen. Kessel- Lobberich, Mosebach-Ghükhausen^Broicii-Neuß, BOns- 
borg -Duisburg und Hoff a-Barmen. 

Der Vorsitzende, Herr Beg.- u. Med.-Bat Dr. Borntrlger, er&fbiete 
die Versammlung pünktlich um Ii Uhr, dankte allen Anwesenden für ihr zahl- 
reiches Erscheinen und regte an, den durch Krankheit leider am Erscheinea 
Terhinderten Kreis&rzten yon Cleye und Greyenbroich den Gruß der yersammelten 
Kollegen« und den Angehörigen des yor einigen Tagen yerstorbenen friUmes 
eifrigen Mitgliedes des Mediidnalbeamtenyerems Kreisphysikus z. D. Dr. H eil- 
mann -Krefeld das Beileid der Versammlung telegraphisch zu übermitteln. 

Nach Erledigung einiger geschäftlicher Angelegenheiten erstattet 

L Kreisarzt Med.-Bat Dr. Wolf f -Elberfeld sein Beferat tb«r Wald- 
erholuBgsstfttten. 

Die erste Walderholungsstätte wurde im Jahre 1900 auf Anregung yon. 
Dr. Wolf Becher in Berlin yom Volksheilstätten-Verein yom Boten Sreus 
in Berlin in der Jungfemheide für Männer einserichtet. Jetzt sind in Qroß- 
berlin 9, und zwar 8 fftr Männer, 8 fOr Kinder, 2 fftr Frauen und 1 fttr Fraaea 
und Kinder. 

Dem Beispiele Berlin folgten 18 Städte, darunter 8 im Begierungsbezirk 
Düsseldorf: Düsseldorf, M.-Gladbach und Elberfeld. 

Die Walderholungsstätte darf nicht zu weit yon der Stadt entfernt und muß 
bequem durch Fahrgelegenheit zu erreidien sein. Das Gelände wird entweder 
frei oder gesen eine Anerkennungsffebühr yon 1 bis 10 Mark pro Hdktar htt^ 
gegeben. Bd einfacher Einrichtung kann eine Stätte schon fttr 6000 Mark her- 
gerichtet werden, wenn die Baradce yom Zentralkomitee yom Boten Kreuz im, 
Berlin leihweise bezogen wird. Dieses gibt zu der Errichtung fester Fachwerk- 
bauten, die in der letzten Zeit in 6 Städten errichtet wurden, 6000 M. Zuschuß. 

Die Leitung der Erholungsstätte ist ttberall einer Schwester ttbergeben, 
der eine Köchin, ein oder zwei Mädchen und ein Wärter zur Seite stehen, sie 
bleiben auch nachts im Walde. 

Die Verwaltungsffoschäfte besorgt in Elberfeld der Bekonyaleszentes- 
yerein, in anderen ein kleines Bttreau oder die Stadtyerwaltunff. 

Die Pfleglinge kommen morgens zwischen 8 und 9 ünr in die Stätte, 
und bleiben dort bis 8 Uhr abends. Sie erhalten an den meisten Orten ersten 
und zweites Frühstück aus Milch und Brot, Mittagessen, bestehend in Suppe, 
Gemüse und Fleisch, nachmittags Milch und Brot, abends Milch und ein be- 
legtes Brot. 

Alkoholische G^etränke werden nur in einzelnen Stätten yerabraicht. 
Bauchen ist überall yerboten. DigitizedbyV^OOgEC 
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Die PflegUnge Udben je nach der GrOße dee GeUndee entweder in der 
Er]ioliing88t&tte oder machen Spazierff&nge in den Wald: dieses liat in keinen 
wesenüichen UnzntrSglichkeiten gemhrt. Sie nnterhalten dch dorch rer- 
schiedene Spiele, Lesen, Anlegen yon Wegen. Anfechlagen ron Bänken, 
Lauben nsw. Viel wird nicht gearbeitet Die Kinder spielim, tnmen, machen 
Atemgymnastik nnd arbeiten im Garten. 

Die Kinder werden yon den Kindergärtnerinnen eine Stande nnterrichtet; 
in Schonholl sind zwei nnd in IL- Gladbach eine Lehrkraft angestellt worden. 

Die Erwachsenen bleiben in Behandlang bei ihrem Kassenarzt, nor in 
Sadora hat der aoMchtsfOhrende Arzt auch die Behandlung; dort ist anch 
eine stationäre Abteilone ron 20 Betten. Li Möns bleiben die Kranken auch 
nachts in einer Hospitalbaracke. 

Li den Slinderheilstatten ist immer ärztliche Behandlung Torgesehen; 
nach Bedarf erhalten die Kinder auch Soolbäder. 

Li den meisten Erholungsstätten sind Brausebäder yorhanden. Li Kassel 
baden und schwimmen die Pflefflii^^ in der Fulda, in M.-Gladbach stehen noch 
Luft- und Lichtbäder zur Yeriftgiuiff. 

Nach Mittag müssen alle 2 Stunden im Freien oder in der Liegehalle 
ruhen, sie liegen auf Liegesesseln in wollene Decken eingehflllt. 

Die Pfleglinge bleiben 2 bis 4 Wochen und länger In den Stätten; diese 
sind in der Begel yom 1. Mai bis 1. Oktober geöffnet Li Berlin Eichkamp, in 
der Luise Studt-Erholungsstätte bleiben die Ffleglinge auch im Winter. 

Die Pflegesätze betragen für Kinder ttberall 50 Pf. pro Tag; fftr Er- 
wachsene 50 PL, 80 PI, 1 M. und 1,50 Mark. Li dem letzten Satze ist das 
Fahrgeld einbegriffou 

Die Beköstigung kostet in Berlin 50 Pf. für Kinder und 58 Pf. für Er- 
wachsene; diese müssen aber Frühstück und Vesperbrot mitbringen oder selbst 
bezahlen. An anderen Orten kostet sie 76 Pf. bis 1 M. Die Gesamtunter- 
haltunffskostoi betragen 1,25, 1,40 und 2 M. 

Die Krankenkassen sind nach einer Entscheidung des Bezirksausschusses 
zu Berlin, der in der Kur und Verpflegung in Erholungsstätten eine zulässige 
Form der Krankenunterstützung sieht, Der echtigt den franken außer der Ver- 
pflegung in der Walderholungsstätte das yoUe Krankengeld zu gebou 

lone besondere Art der Walderholungsstätte ist die Waldschule, wie sie 
in Gharlottenburg und Dresden eingerichtet wurde. 120 Kinder werden in 
Gharlottenburg in 6 Klassen unterriditet; sie haben zwei Untenichtsstunden 
t&glich in Zeiten yon 25 Minuten in mehreren Fächern im Freien. Zwd Klassen 
sIm ständiff beschäftigt, während die anderen spielen oder ruhen. Die Erfolge 
sind günst&. 

Die Anlage kostet 20 825 M«, die laufenden Auslagen betragen für August, 
September und Oktober 1904: 8000 M. Diesen stehen 8000 M. Einnahmen 
gegenüber. Jedes Kind muß täglich 50 PL bezahlen, doch wurde yielen der 
SaU ermäßigt, sogar bis auf 10 PL, oder ganz erlassen. 

Die Wslderholungsstätten sollen Bekonyaleszenten. Schwächliehen, Blut- 
armen, Skrofulösen, leicmten Neryen- und Herzkranken und Erholungsbedürftigen 
dienen, aber nicht Tuberkulosen^ deren Zustand eine Ansteckungsgefahr oder 
eine Belästigung der übrigen Insassen in sich birgt. Für diese müssen be- 
sondere Erholungsstätten, wie in Leipzig, eingerichtet werden. 

Die Erholungsstätten haben sich oew&rt; in Berlin stieg der Besuch 
TOB 12000 im Jahre 1900 auf 18800 im Jahre 1904. Der Erfolg ist im aU- 
gemefaien günstig. 

Die Elberftlder Walderholungsstätte wurde am 14. August d. J. eröffnet; 
sie liegt im herrlichen 1800 Morgen großtti Forst Burgholz, 260 m hoch, an 
der eigens zu diesem Zwecke geschalfenen Eisenbahnstation Burgholz. Die 
16 Morgen umfassende Stätte ut umzäunt; darin liegt ein langgestreckter, 
ireundmher Holzbau mit einer nach Süden offenen Lieraialle. Er besteht aus 
einem großen Saale, dem Wohn- und Schlafzimmer der Schwester, dem KOchin- 
zimmer, dem Wärterzimmer und der Küche mit VorratsraunL vor der Halle 
sind Tische und Bänke aub;eschlagen. Das Gelände ist mit Eichen, Buchen und 
Tannen besetzt und mit schOnen Waldungen durchzogen. Ein Brunnen mit Hoch- 
resenroir wurde angelegt, wodurch eine Wasserleitung hergestellt werden konnte* 

Für die Pflefflinse sihd 32 Liegestühle und 10 Sessel, 60 wollte Decken, 
Beale für die Qarderobe, Bücher und Zeitschriften yorhanden. r^^^^T^ 
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Bto Korten dei ImmoUlftn beirren UlOO IL, won UOÖO Mark iwd 
Wohkfiter ftifteien. 

Die Kosten des Mobflan betragen 8000 M. Die Unterbaltangekoeten 
betragen t700 oder pro Kopf und pro Tag etwas mebr als 8 M. 

Der Pflegesati beträgt 1,50 M. inU. Abrgeld, das 70 PL wScbentlidk 
beträgt Fflr die Versicberten bezablt die Landesyersieberong die Pflegekasten, 
daHr bekosmt sie yon den Krankenlussen das Krankengeld, das den Pfleg- 
lingen entweder gans oder som größeren Teile ansbesablt wird. 

46 Pflei^ince waren Tom 14. Angnst bis 11. Oktober an 1825 Pflegetagen 
in der Anstalt; 88 waren yersiebert, 18 nicbt darunter 7 Sdbstsahler. 

Der Erfolg war gut; es fand eine G(ewiditsinnabme bis m 16 Pftind 
statt, im Darchs<mnitt betrog diese nngefftbr 5 Pfand, nnr 8 PflegUnge naknMn 
nin 800 g, 700 g nnd 1 Pfand ab. 

Der gute Erfolg bat den Bekonralesaentenyerein mnnftigt, im nächsten 
Jakre eine Erbolongsstätte für Frauen einsorichten. 

Anek fftr die Erriehtong einer Kindererholongsstitte ndt WaMsdmle 
sind die ersten Sebritte getan. 

Ln Anschloß hieran fuhrt Herr Landesrat Schellmann als Korrefe- 
rent über das gleiche Thema etwa lebendes ans: 

Die Landesyersichernngsanstalt der Rheinproyins hat, angeregt dorch 
die MItteilangen Aber die mit Erholongsstätten in Berlin, Frankfnrt, 
Leipsig etc. gemachten gaten Erfahrongen, im Sommer 1006 im sogenannten 
Aaper Walde bei Düsseldorf, lediglich am yorbildlich für elnielne 
Gemeinden in wirken, eine Walderhdnngsstätte eingerichtet Die Br> 
holongsstätte ist — wu sehr wichtig ist — Idcht mit elektrischer Bahn sn 
erreidien. Sie hat aof welligem Gelände IVt Hektar mit alten Bachen and 
Flditen bestandenes Waldterrain sar Yerfftganff and hostet in der Hanptsae ke 
ans dner Döckerschen Baracke mit WirtscSaftsräamen, Badersnm etc. and 
einer offenen Halle aas Hols, die gegen regnerisches Wetter Schnti Mettt 
Ein Wärter and eine Bote Kreon -Schwester, die in der Baradra w<teen, yer- 
sorgen den Betrieb. Die Qesamtkosten der Einrichtong betrogen 18000 ICark. 

Aofgenommen worden aas Heilanstalten entlassene leldit Lungenkranke 
oder andere Bekonyalessenten, die yor dem üebergang in das tägUdie L e b en 
noch einer Zeit der Schonung bedürfen, ferner Blotarme, Neorastheniscfae eto, 
für die Aof enthalt in frischer Loft ond kräftige Brnährong die Haoptb^ani- 
long darstellen. Linerhalb der Anstalt findet äntliche Behandlang nfeht statt, 
der bisherige Ant behandelt die Patienten, wenn noch nötig, onyerändOTt 
weiter. Die Patienten treffen früh 8^/t Uhr in der Anstatt ein ond yerlsssen 
dieselbe Abends wieder. 

Die Anstalt war in Betrieb 1906: Aogost bis 80. September, 1904: 
1. April bis 1. Oktober, 1905: 1. ICai Us 15. Oktober. 

Der 15. Oktober dürfte im allffemeinen m spät sein, ebenso ist wohl nn 
empfehlen, die Anstalt nicht yor dem 1. Mai zo öffnen ond spätestens am 
80. September so schließen. Die Zahl der pro Jahr yerpflegten Personen nahm 
rasch so, 1905 worden 178 Personen mit 6009 Yerpflegonffstagen ontergebradit 
Die Kosten betrogen 1905 pro Kopf ond Tag 2,86 M. (inkL ]Detsent8cEädi|ing 
nnd Angehörigen-Ünterstütsong), die allgemeinen Yerwaltongskosten inkL Iwr« 

gdd für die Patienten pro 1905 M. OM pro Kopf ond Tag, die Yerpflegnngn- 
Osten 1905 M. 1,41 für den Einselfall nnd Tag. 

Die meisten Kranken waren Bekonyalessenten nach Erkrankaoaen der. 
Longen, nächstdem Fälle yon Blotarmot, Neryosität ond allgemeine Schwäshe 
nach schweren Erkrankongen. Die Erfolge waren nach Feststellang der be- 
handelnden Aente recht beledigende, von 888 bisher Verpflegten wnrie 
später festgesteUt: Erfolg A bei 887, B bei 89, bei 78 Personen. Nor bei 
8 Patienten ans den Jahren 1903 nnd 1904 hat sich eine Wiederholmg der 
Walderholongsstättenkor als nOtig erwiesen. 

Zom Schloß weist Korreferent noch daraof hin, daß bei Errichtüng yon 
Walderholongsstätten dn leicht zogängliches Terrain, das efaie spätere Ans- 
dehnong gestattet, gewählt werden soUj daß die Einrichtong möglichst einfach 
sein sofl, daß für Beschäftigong der Kranken dorch Anfertigen yon Tischen, 
Bänken etc. dorch Bewegongsspiele etc. zo sorgen ist, nnd daß die Kranken 
in der Erbolongsstätte das Abendessen erhalten müssen, om nicht so allso 
ühem Weggang genötigt so sein. rn.n.n]o 
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Wiknmd der Vortfiffe wurde eime AbmU BQder kenungereicht. die das 
Lebea und Treiben in den Ernolnngsst&tten Mnohmlieh inr Dnretollnng brtcUen. 

Disknssion: Eeg.-Bnt Behrnaner beriehtei über Einrichtung nnd 
Betlieb der Ton ihm gelegentlieh in der N&he yon Charlottenburg bianditen 
Waldsehnle nnd r^ an, derartige Einriehtnngen auch im hiarigen Beiirk 
■wm I5rton. 

Kreiaarat Dr. Niemeye r - Nenß apricht ftber die GMahren fumpfigen Wald- 
bodena (Malaria) nnd die ünmSglichkeit, WaUefholnngsat&tten einiorichtenf 
wo nnr sompflger beiw. fenchter Wald am Yerfflgong steht; er regt daher 
an, in solehen Gegenden die Erriohtmg Ton Wieseneiholangsstittea nis Auge 
m fassen. 

Der VorsitAMde weist darauf hin, daß schon durch frtlhere Yer- 
fllgungen das Herrn BegierungsprUdenten die Errichtung yon Wiesen- 
erhobuifBBt&tten, falls fftr solche Erhdungsstitten seeigneter Wald nicht zu 
Mben ist, als gleichwertig besw. als luUnig beseichnet worden sei Selbst- 
yerstindlich seien, wenn irgend tunlich, die Wal d erholungsstfttten Tonusiehen. 
Er betont femer die Notwendigkeit, Tuberkulose mit Bftcksicht auf die An- 
steckungsgefahr« die bei der Tuberkulose auch Ton Aersten noch nicht hin- 
reldiend gewürdigt werde, yon den allgemdnen ErholungsstStten femsuhalten. 
Als Bewefa dafür, wie notwendig es sä, überiiaupt in jedem Falle die Frage, 
ob etwa ein in die Anstatt au&unehmender Patient an einer ansteekenwi 
Knuüdieit leidet, genau su prüfen, erwähnt er zwei FfiUe, in denen I^phna- 
kranke in eine Wfuderholungsstitte aufgenommen wurden. 

m Die moderne Cholerabeklmpfinng an der Mtmi der ges^tillehen 



Beferent Seg.-u.Med.-Bat Dr.Bi»rntr&ger: Goffenw&rtig httt die 
Cholera ihren sechsten WelUug; Deutschland und speiieu Preußen steht als 
BoDwerk da gegen die iriadefum yon Osten yordringende Seuche, und der Er- 
lolff des J ahiis 1 9fli ttßt erwarten, daß es uns Dank der in der yorletsten 
EpldaBie IttifM durch Bobert Koch geleisteten Entdeckung des Chdera- 
«sagers nnd seiner Lebensbedingungen, durch die yon demselben Meister der 
HyiJene inaugurierten Bekimpfungsmaßregeln, nnd fußend auf der yon unaerem 
nnyergeßlichen ehemaligen Medisinaiminister y . G o ß 1 e r yorbildlich geschafTenen 
fltremttiberwachung an der Weichsel auch weiter gelingen werde, der Cholera 
Berr sn werden. Obwohl yersprengt in recht wmte Gebiete, sind 1905 doch 
nur 280 Choleraerkrankungen mit 90 Todesfällen, unter ersteren sahireiche 
BaiQlentrftger, gesihlt woraen. Aber wir müssen nach früheren Erfahrungen 
annehmen, daß die Cholera im kommenden Frühjahr wiederkommen wird, zumal 
da sie an unseren Grenzen in Bußland offensichtlich überwintert, und da heißt 
aa dann: den Winter nützen und rechtzeitig auf der Hut sein! 
Wie erfolgt nun die moderne CholerabekftmpfungP 
Die moderne Gesetzgebung ist weit liberaler als die frühere, aber auch 
komplizierter; yerscUedene Gesetze und Ausführungsbestimmnngen und Erlasse, 
Polisetyerordnungen, allgemeine Prinzipien usw. sind maßgebend. Gefallen sind 
dab«[ Grenasperrungen, Landquarant&nen, Beyisionen der Eisenbahnzüge, Ein- 
sperrungen, kritOdose Desinfektionen ; und die Mitwirkung der Medizinalbeamten 
Ist eine sehr yerantwortungsyoUe geworden. 

Zu unterscheiden sind fünf Gruppen yon Bekimpfungsmaßregeln. 
L Yorbengungsmaßregeln. Sie gliedern sich in 

A. solche in seuchefreien Zeiten (betreffend die Wohnungen, 
Wassenrwsorgung, Beseitigung der Abfallstoffe, Bildung yon (^esundhmts- 
komndssionen, Sorge für leistungsfähige Desinfektion, geeignete Transport- 
nüttel und ünterkunftsräume, Bereitstellunff yon Aerzten, Pflegepersonal, Hilfs- 
mitteln nur Ejankenpflege pp., geordnetes Leichenwesen u. dgL m.) und in 

B. solche zu Zeiten einer Choleraffof ahr (Achtung auf Her- 
bercen pp. nnd Zureisende aus yerseuchten (Jebteten, eyentuell Mdd^flicht 
sidtter Personen, freie und yerschärfte Beobachtung, Schutz gegen Durch- 
wanderer aus solchen (lesenden. Kontrollierung der Aerzte- und Kranken- 
übergahestafeionen der Eisem>ahnen ; femer belehrende Vorträge, Verteilunff yon 
Batschlägon an pnüktische Aerzte, Sicherung der Anzeigen und bakteriologi- 



^ Der Vortrag ist erschienen in Nr. 2 der AerzUichen Sachyerständigen- 
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achea üntenraehiuigeiif sowie tob Aeraien fftr die Stromüberwadiog, fm 
wdteren öffeiiliehe Bekftnntmachiingen und dgL m.). 

n. Anieigepflicht und Listenftthrnng. 
m. Ermittelang der Krankheit 

durch den beamteten Ant im Einyemehmen mit dem behanddidea Arst 
nnd Abgabe einer Erkl&rang, .ob der Ansbmch der Krankheit festgestellt oder 
der Verdacht des Ansbnichs begründet ist* — beide Erkliningen haben aa- 
nlchst dieselbe Folge besftglich des Vorgehens der PoliseL — 

Vorsicht ist für den Kreisarst sdner selbst wegen geboten, svmal bei 
der Entnahme yon Proben aar bakteriologischen Untersnchog. 

Berichts- nnd Listenwesen ist genau geregelt Die 

IV. Maßregeln gegen die weiterTerbreitnng der Krankheit 
teilen sich in 

A. Maßnahmen in besng auf des Kranken Wohnung, 
wobei 1. Absonderung. 2. Beobachtung, 8. Desinfektionen, 4. verkehrs- 

besehrinkungen, 5. Beschrftuungen im Qewerbebetriebe, 6. Lelchenbehandlnng 
besprochen werden, und in 

B. allgemeine Maßnahmen, 

wobei erörtert werden: 1. Beschränkung yon Bliikten und Messen pp^ 
2. Schulschließungen und -Beschrlnkungen, 8. Warenbehandlung, 4. Ldchen- 
schau, 5. Beschrukung yon Wasser-, fiade-. Wasch- und Bedttrfnisaastaltem, 
6. üeberwachung des Schüb- und Floßyerkenrs, 7. Maßnahmen im EisenbahB- 
yerkehr, 8. Maßnahmen der Milit&r- und MarinebehOrden. 

V. Allgemeine Vorschriften. 

Diese betreffen die Zustindigkeit der Behörden, die Kostenfrage, dasi 
Begriff der beamteten Aente u. dgl. m. 

Nach einigen Worten Uber die Therapie der Cholera, wobei auf 
Grund auch einer Er^rung am eigenen Leibe die abwechselnde X)arreichuBg 
Ton heißem schwanen Kaffee und heißem Grog empfohlen wird, gedenkt Vor- 
tragender nochmals der besonderen Verdienste yon Bobert Koch um die 
Chderabekämpfung, und wendet sich an die Medizinalbeamten und Aente mit 
der Aufforderung, gegebenenfiJls Dienste der neuieitliohen Gesetsgebung 
ihre Pflicht lu tun — zum Schutze des Vaterlandes. 

rV. Im Anschluß hieran berichtete der als Gast anwesende Herr Kreis- 
arzt Dr. Linck-Bitburg, der auf der Bückreise yon der yon ihm gdeitetea 
Stromttberwachungsstelle Oranienburg in Düsseldorf Aufenthalt genommen und 
sich auf Ersuchen des Vorsitzenden in liebenswftrdigster Weise zu einem ent- 
sprechenden Vortrag bereit erkl&rt hatte, Uber die yon ihm bei der Leitang 
der Ckelerallberwaehnigsstelle OraBienbirg gemachten Erfahrungen. 

Vortragender war yom 22. September bis 15. Noyember mit der Leitunff 
der Stelle beschäftigt. Der Schiffsyerkehr war dort ein sehr starker, so daS 
8 Aente, 4 Gendarmen und 2 Desinfektoren angestdlt werden mußten; fOr 
den Dienst auf dem Strom standen zwei Motorboote zur Verfftgung. Die eigent* 
liehe üeberwachunffsstelle las am Oranienburger Kanal (Fortsäzung des die 
Oder und Hayel yerbindenden Finowkanals und gleichzeitig Einmflndungirtelle 
des Buppiner Kanals und der Oranienburger Hayel), wo dne üeberwachung nach 
yier Bichtungen nOtig war. Der Dienst war recht schwierig, doch konnte sieb 
kein Schiff der Beobachtung entziehen, da die W&rter der n&chsten Schleusen 
kdn Schiff unkontrolliert durdüießen und der Nachtyerkehr geroerrt war. Aa 
üfer war eine Baracke mitdem nötigen Inyentar, mit Desinfiktlonsmittebi etc. 
errichtet, fOr Unterbringung ansteckungsyerd&chtiger Personen standen Woha- 
prihme für Cholerakranke, in Oranienburg eine mlierbaracke zur Verftaing. 

Die Schiffö wurden untersucht yon frflh 6 Us 6 Uhr abends, fiabei 
wurde yon den beiden Booten der Fluß je stromaufwIrts und stromabwftrta 
kontrolliert Jedes Boot war mit einem Arzt, einem Gendarmen und einem 
Desinfektor bemannt Jedes Schiff wurde angehalten und dann yon dem Per- 
sonal der Ueberwachungsstelle bezw. des Motorbootes betreten. Die Schiffs- 
papiere wurden genau reyidiert, die Anzahl der an Bord b«ftndlichen — anck 
der eyentuell yerborgenen — Personen und ihr Gesundheitszustand genau ge- 
prüft, das Schiff eingehend durchsucht; falls nicht hinreichend De8mfektioin-> 
mittel yorr&tiff waren, wurde yom Desinfektor Kalkmilch etc. ausgeteilt Dem 
Schiffspersonal wurden sSmtliche Verhaltungsmaßregeln (äitfernung der den- 
infizierten Fftkalien nur an Land etc.) genau eingeschirft, dför^lMMie 
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frischen Trinkwassers, wo nOtlg, reranlafit, Belehningen, betr. Sehnte Tor 
Cholera, worden yertdlt Der Befand anf den Schiffen etc. wnrde protokolliert 
Vernnreiniganffen des ilnsses nnd &hnliche Verfehlungen wurden zur Anzeige 
gebracht und bestraft. Insgesamt untersucht wurden 7712 Fahrzeuge (darunter 
nur 198 Flöße) und 81668 Personen. Das Verhalten des Schiflispersonals war 
nidit selten etwas r^tent. doch half das energische, aber korrekte Auftreten 
der Gendarmen hierüber bald hinweg. Vortragender glaubt, daß die Be- 
lehrungen über die Entfernung der Abginge nicht allzu yiel genützt haben; 
sicher Ist aber, daß das möglicherweise yerseuchte Hayelwasser nur ausn^üims- 
welse als Trinkwasser diente. Er hUt die Wohnprihme zur Aufnahme 
anstecknngsyerd&chtiger Personen nicht für empfehlenswert, da hierdurch Ver- 
seuchungen des Flusses mOglich sind; besser sind hierfür Isolierbaracken am 
Lande. Der Betrieb sämtlicher üeberwachungsstellen müßte noch einheitlicher 
gestaltet werden als bisher. Zur Leitung der üeberwaehungsstellen sollten 
tunlichst nur Mediainalbeamte (nicht Militärärzte oder praktische Aerzte) an- 
gestdlt werden. 

Diskussion: Dr. Broich-Neuß berichtet über die yon ihm gemachten 
ähnlichen Erfahrungen im Dienste der Stromüberwachungsstelle Tangermttnde; 
dort wurden Stabsärzte in leitender Stellung den Ziyilärzten übergeordnet ! 

Der Vorsitzende dankt beiden Herren für die interessanten Mit- 
telungen über die Tätigkeit der üntersuchungsstellen und spricht die Hoihung 
aus, daß trete der großen Opfer, die solche Tätigkeit an iit körperliche und 
finaiuridle Leistungsfähigkeit der betreffenden Aerzte stelle, sich, wenn nötig, 
auch im kommenden Jahre wieder eine geeignete Anzahl yon Kollegen für 
diesen Dienst bereit finden lassen werden. 

Nach Besprechung einiger Angelegenheiten, betr. die bakteriologische 
üntersuchungsstelle der hiesigen Begiernng schließt der Vorsitzende die Sitzung 
um 8 Ohr nachmittags. Ein gemeinsames Mittagsmahl yereinigte dann die Teil- 
nehmer der Versanimlung noch bis zum Abend. Dr. Krohne-Düsseldorl 



Berlelftt ttber die amtliehe TerMnuDlimg: der Hedtelnal- 
heMsttem dto Bec«-Bes. lileffnlts am 2. Desember 1905 ra 

lileffültB. 

Zu der Nachmittags 1 Uhr seitens des H. Begierungspräsidenten unter 
dem Vorsite des Beg.- u. Geh. Med.-Bats Dr. Schmidt anberaumten Ver- 
sammlung der Medizinalbeamten, an welcher der H. Begierungspräsident Frhr. 
y. Seherr-Thoss kurze Zeit teilnahm, waren sämtlicne Kreisärzte (16, ohne 
Bothenburg-Muskau) und beide Ereisassistenzärzte des Bezirks, sowie yon den 
krcdsftrztlidi geprüften prakt. Aerzten Stabsarzt a. D. Dr. Elewe- Naum- 
burg a. Queis, Dr. Talke -Bothenburg(O.-Lausite), Dr. Scholz -Görlitz, Dr. 
Franke-Löwenberg und Dr. Klipp el-Neusalz a./0., zusammen 28 Personen 
erschienen. 

L Oesehlftllehe Mitteilungen. Nachdem der Vorsiteende die Sitzung 
erOfhet und einige Personalien mitgeteilt hatte, wies er darauf hin, daß in 
Zukunft auf eine Vermehrung der Apotheken bezw. die rechtzeitige 
Umwandlung yon Zweigapotheken in Vollapotheken mehr als bisher geachtet 
werden mOchte. Die Umwandlung einer Zweigapotheke in eine Vollapotheke 
sei nnmentUch dann zu empfehlen, wenn in einem Orte mehrere Aerzte tätig 
wären. Vollapotheken seien oft schon bei 7—8000 Seelen lebensfähig, namentlich 
in den Städten mit Industrie. Die bezttfflichen Anträge seien möglichst früh- 
zeitig zu stellen, ehe das Erwerbsfeld für eine ApoUieke durch yorgängige 
Eröffnung yon Drogengeschäften wesentlich eingeschränkt werde. 

Femer empfiehlt der Vorsitzende bei den Anträgen zur Verleihung 
des Snnitätsrats-Oharakters, welcher immer eine Auszeichnung bleiben 
soll, hauptsächlich darauf zu achten, daß das Verhalten des betreffenden 
Arztes zu den Kreis -Medizinalbeamten, zu den auf die Förderung der öffent- 
lichen Gesundheitspflege gerichteten Bestrebungen der Staatsbehörden und zu 
zu den Kollegen stets anerkennenswert gewesen sei, daß er die Standesinter- 
essen jederzeit nach besten Kräften, namentlich durch Teilnahme an dem ärzt- 
lichen Vereinswesen gewahrt, anderseits aber auch für wohltätige Zwecke, wie 
z. B. die Hufelandstiftung, eine offene Hand gehabt habe. (Hierbei hebt der 
Vondtzende mit lobenden Worten heryor, daß im letzten Jahre im hiesigen 
Begieningsbezirke mehr als 1800 Mark für die Hufelandstiftung jringegan^en^ 
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•eieii.) Auch avf die geeeUgehafUiehe SteUing dei Artfcee sd eelbitfintiii 

lieh bei Anträfren auf Ch&rakteriflienuig nm Sknii&tsrat Wert n Ibgm. 

Da der Jahreeberieht bald wieder ni eniattoa ist, so betoat der 
Vorsitzende, daß Ib ihm nur yorkommniiie dei Beriehtsjahres 
anlziiiiehmen sind. Im übrigen sei betreffs der formellen Seite folgendes sn 
beachten. Die Blätter sind nur einseitig nnd in Dreifiertdbreite lu beschreiben; 
an der Anfangsseite Jeden Abschnittes empfehle es sich, einen Zettel mit der 
betreffenden Nummer des Abschnittes anzoJdeben, nm eine schnellere Anfin- 
dnng der einzelnen Abschnitte zn ermöglichen. Die liAbschnitte zusammensn- 
heften, sei durchaus unangebracht, wohl aber seien die «üebersichten" am Schhuse 
der einzelnen Abschnitte anzuheften. Die Einteilung des Formular XI der 
Dienstanweisung sei unter Beachtung der hierzu ergangenen Begierungs-Ver- 
ingen, auch nach der Form (wie z. B. L la 8) und unter Bandbezeichnun g des 
Its der Unterabschnitte und ünterabteanngen streng inne zu halten. 
Er geht dann auf die einzelnen Abschnitte und die Ton ihm be- 
obachteten Mängel n&her ein. Eine besondere Begierungsrerftlgung wird dieeer- 
halb demnSchst ergehen. 

Bei dem Abschnitt Yll über »Schulbesichtigungen" iddijmdmm gegen 
w&rtigen Bearbeiter der Schulangelegflnhiiten, Asisnnlt Dr.Xeske, die Be- 
«MhMg dngiämftli en, M %el der Beredmung der lichtgebenden Iiiehen in 
Sdiulzimmem nach den Bestimmungen des ian.-ErL Tom 16. NoTember ISM 
die hinteren Fenster, das sind die Fenster im Bücken der Kinder, nicht in 
Anwendung zu bringen sind. Der Vordtzende tritt dieser Ansicht beL 

Bei der Unterabteilung «Impfwesen* des Abschnitt L 2b. 12 erwihnt 
der Vorsitzende, daB die Ansienten der ron ihm im Mai und Juni y. X 
beaufrichtigten Lnpf&rzte, auch einiger Ereis&rzte über den Erfolg der Wieder- 
impfung iiuner noch recht schwankende gewesoi seien, natürlich nur im Falle 
der sog. «Enötchenbildung*. Nur dann ist eine solche Wiederimpfung 
als erfolgreich zu bezeichnen, wenn an der Impfstelle eine 
mehr oder weniger runde, infiltrierte, sich derb anfühlende 
JBrhabenheit, ein Knötchen, sieh zeigt Die BandrOte der linearen, 
wenn auch mit einer Borke bedeckten Lnpfwnnde sei allein nicht maß- 
gebend. Der Impfarzt, der erst mit der Lupe, wie Torgekommen, nach einem 
Knötchen suche, sei auf dem Holzwege. (Kreisarzt Dr. Zelle, StafeMOtm. 
best&tigt, daß beim Militär nur dieser Befand Hr eine erfoligrelche Impfung 
«■gsashen uM.> Wem dalter (Re Kreisirzte bei ihren Lnpfrevisionen nodi 
Impförzte antreffen sollten, welche diese Ansicht nicht rertreten bezw. trotz 
erfolgter Belehrung zu dieser rieh nicht bekennen wollen, so sei umgehend 
dem Herrn Begierungspräridenten zu berichten, damit er gegebenenfalls die 
Ablösung des betreffenden Impfarztes yeranlassen kOnne. 

In der sich hieran anschließenden Diskussion erldftrt Med.-Eat Dr. 
Erb kam, daß er in diesem Jahre einen besonders ungünstigen. Erfolg bei 
den Impfungen gehabt habe. Die Entwicklung der Impn^usteln sei aufffilend 
spät aufgetreten. Der Vorsitzende bemerlrt, daß allerdings in diesem Jahre 
mehrfach Klagen über schwache Impf erfolge yorgekommen seien ; er habe aber 
auch im Kreise Glogau z. B. bei einem recht alten, aber erfahrenen Lnpfturzfe 
mit der aus Oppeln bezogenen Lvmphe bei Schulkindem sehr gute Erfolge 
beobachtet. Schlechten Erfolgen lägen zumeist Mängel in der 
Technik des Impfarztes zugrunde. 

Gleich bei Beginn des zweiten Teiles der Tagesordnung erscheint der 
Herr Begierungspräsident und bedauert, wegen sehr wichtiger Amts- 
geschäfte nicht rechtzeitig haben erscheinen zu kOnnen, leider werde er dee- 
halb auch bald wieder die Versammlung yerlassen müssen. Bei Durchsicht 
der wöchentlichen Meldekarten sei es ihm aufgefallen, daß in den letzten 
Monaten mehr Fälle yon Typhus- und Diphtherie -Erkrankungen gemeldet 
worden seien wie sonst. Auch seien ihm anderweit mehrere akute Dam- 
erkranknngen, die yiellcdcht auf dner leichten Vergiftung durch Nahrungs- 
mittel beruhen konnten, bekannt geworden. Er frage an, ob die Herren ein 
Gleiches in ihren Kreisen beobachtet hätten und ob der Grund dafür ni^ 
etwa darin zu suchen wäre, daß die Nahrungsmittel in dem die^nhriffen 
feuchten Sommer und Herbst leichter dem Verderben ausgesetzt seien, ne- 
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■ i a iet i im Oegensatie zu den treckenen Zeftten im yorigeii Jahre. Ereifmi* 
«tamunt Dr. Beninde-Carolath bestätigt, daß er animlle&d yiei EnteritideB 
im Oktober imd Noyember dieses Jahres bei jogendlichen Kranken cesehen 
liabe, obwold doch sonst derartige Erkrankungen in den heißeren Monaten 
«nlntretea pflegen. Der Vorsitzende fttlirt das yermehrte Auftreten Ton 
Darmtyphus in den letzten Monaten auf die yermehrtenNiedersdillge mit iliren 
-%elriinnten Wirkungen auf die Brunnenwftsser (Keimyerschl^pung) zurück. 

IkaiM teiltderH. Begierunffspr&sident mit, daß die Regierung fdr 
die UeberWashnngsstelle in Glogau mne Döckersche Baracke anges(wafft 
habe, daß diese, }«M Abgebrochen, in Glogau yerpackt liege und daß sie nicht 
nur für Cholerazwecke, softiem auch fOr andere, zeitweise gehäuft auftretende 
Krankheiten zur VerfOgung stehe. Femerhin ersucht er me Desinfektion 
nnsl&ndisoher Arbeiter unter Itastfinden stets auf das Eingehendste 
yomehmen zu lassen. Nach Besichtigung der «^gestellten Choleraprftparate 
yembsehiedet er sich yon den Anwesenden. 

n. ADf em^e Kmregeln zur Beklmpfug 4er CMeni u4 ile 
UeberwaehnngstteUe In Glognu« 

Der erste Belerent, Kreisarzt Dr. Zelle-Muskau, weist in der Einlei- 
tUBg darauf hin, daß im Jahre 1905 die Genickstarre und die Cholera 
in Deutschland aufgetreten sind; während aber die Genickstarre, obwohl sie 
im wesentlichen nur Oberschlesien betroffen hat, ganz Deutschland in Furcht 
und Soirecken setzte, kOnne man yon der Cholera, obwohl diese an über 100 
Orten beobachtet worden sd, nicht dasselbe behaupten. Dies lieffe daran, daß 
wir über das Wesen der Cholera genau Beseheid wissen und daß die BeyOl- 
kerunff yoUes Vertrauen zu der Begierung habe. Das Büstzeug für den Me- 
4izinalbeamten findet sich niedergelegt in der .Anweisung zur Bekimpfuuff 
der Cholera'', wie sie in der l^teuag des Bundesrats yom 28. Januar 1904 
festgestellt sind. Seitdem sind einige neaere, im wesentlichen ergänzende Be- 
•tionnugen hinzugekommen. 

Der Einteilung Jener Anweisung gemäß bespricht Belerent die Vor- 
beugungsmaßre geln, die in Kraft treten, wenn die Choleia auszubrechen 
4nlbt mer hat der Kreisarzt die Wohnungen, yor allem die Massenwotasuigen. 
die Mietskasemen, die Herbergen, die Kneipen u. dergL zu besuchen nnt 
gesnndkeitUche Mängel abzustellen. 

Da die Cholera dem Lauf der Flüsse folgt und durch das Wasser yer^ 
breitet wird, hat er weiteriiin die Wasserentnanmestellen zu prüfen und herr- 
Bchenden MiiSetänden abzuhelfen. Auch der eng damit zusammenhängenden 
Beseitigung der Abfallstoffe ist yerstärkte Aufmerksamkeit zu widmen. Er- 
leichtert werden ihm diese Aufgaben dadurch, daß er nach der Dienstanweisung 
berdts durch seine Ortsbesichtigungen über die sanitären Beziehungen der 
einzelnen Orte orientiert sein muß. 

Manche Forderungen, die in seuchenfreien Zeiten abgelehnt würden, 
werden jetzt leicht durchgedrückt werden kOnnen. Machen die Gemeinden 
Sdiwier^dten, so werden sie an der Hand des Gesetzes zu ihrer Pflicht genötigt. 

Da die Cholerabazillen auf Fleisch, Brot, Gtoüse, Fisch usw. wachsen, 
müssen die Fleischereien pp. scharf besichtigt und jede Möglichkeit ausgeschlossen 
werden, daß durch Nahrungsmittel die Cholera yerbreitet wird. 

2Sur Unterstützung des Kreisarztes werden in jeder bedrohten Gemeinde 
Oesnndheitskommissionen gebildet werden müssen, mit denen der Kreis- 
mrt das nötige bespricht. Von Haus zu Haus gehend, haben ihre Mitglieder 
flieh über den (Gesundheitszustand der Menschen, über Beinlichkdt der Wob« 
■nngen, der Wasserentnahmestellen zu unterrichten und alle wichtigen Wahr^ 
aelimungen sogleich dem Kreisarzt mitzuteilen. 

Desinfektionsapparate und Desinfektoren müssen, falls sie 
fehlen, besdiafft werden, racher zu stellen sind femer genügend Kranken« 
|rfieger, Tragbahren, Leichenräume, Begräbnisplätze. Sind nicht ausreichende 
kittikenhäuser yorhanden, oder yerweigem diese etwa die Aufnahme yon Cho- 
lerakrankea, so sind Bar ack en yom Ijindesyerein yom Boten Kreuz zu leihen. 

Beferent bespricht sodann die Schutzmaßnahmen gegen Personen, 
weldie ans yerseuchten Gegenden kommen. Nur bd zweifelhaftem Gto- 
soidheitnustand ist eine baicteriologische Untersuchung des Stuhles nOtig, 
sonst genügt eine Untersuchung durä Laien. 

Die Meidepflieht kann flU die ans yerseuchten Orte^ ;^uinB&i^Q^^H|^ 
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ordiei werden. OrtabeschrfaikuBgen dagegen find nnr anwendbar bei Obdack- 
losen und ragierenden Personen, sowie bei den flOBem nnd Sohüfenu Die 
Eisenbabnstige werden nieht mehr revidiert, jedoch kann fttr die ans yeisenchten 
Gegenden des Auslandes ZoreiBenden an den Grensen eine Besichtigang ang^ 
ordnet werden, femer dürfen solche Personen unterwegs nnr in Answandmr- 
h&nsem übernachten. 

Boferent geht dann sn der Anzeigepflicht über nnd liebt hervor, daß 
Binnenschiffer nnd -Flößer die Krankheitsanieigen an die nftchstgeiegene Ueber- 
wachnngsstelle richten oder falls eine solche mcht vorhanden, an die Poüsei- 
behOrde der nächsten Anlegestelle. Vers&nmnis der Anxeigepflicht wird nach 
§ 46 des »Gesetses betr. dfo Bekimpfnng gemeingef&hrlieher Eraakheiten* be- 
straft, der § 824 Str.-G.-B. ist demnach nicht anwoidbar. 

Auch verd&chtige Fftlle sind anseigej^üchtig nnd als solche müssen zn 
Choleraseiten nnd an Choleraorten alle Magendarmerkranknngen gelten. 

Beferent bespricht dann die Verteilnng der »Belehmng über die Gh<den 
nnd das wftlirend der Cholerazeit zu beobachtende Verfahren* und der «Bat- 
schl&ge an praktische Aerzte*. 

Behufs Ermittelung der Krankheit hat der beamtete Arzt'nnver- 
züglich jeden Cholera- oder doleraverd&chtigen Fall aufzusuchen und mfiglickst 
im Einvernehmen mit dem behandelnden Arzt festzustellen, ob der Ausbruch 
der Krankheit stattgefunden hat ünentbehrlich ist dabei stets die bakteiio- 
logischelüntersuchung der Stuhlgänge an den dazu bestimmten üntersuchungs- 
stälen. Nach einem Erlaß des Herrn Medizinalministers vom IL September 
1906 — Nr. 24286 ü I — müssen mindestens zwei durch einen Tag ge- 
trennte bakteriologische üntersuchun|;en stattfinden. 

Vor allem wichtig ist nach erfolgter, durch das Ergebnis der bakterio- 
logischen Untersuchung bestätigter Kranklieitsfeststellung das Aufrücken und 
dM ünschädlichmachen der Ansteckungsquelle. In kleinen Orten'unter 10000 
Einwohner ist dne Mitwirkung des bMmteten Arztes bei ferneren Krankheits» 
fäUen nicht vorgeschrieben, sie kann jedoch von Fall zu Fall durch die höhere 
Verwaltungsbehörde angeordnet werden. 

In größeren Orten sind die Entfernungen, in welchen die einzelnen 
Krankheitnälle sich ereignen, so groß, die örtlichen Bedingungen, unter denen 
sie eintreten, so verschicKlen, daß das Urteil des feststellenden Arztes in einem 
Falle nicht für alle gelten kann. In solchen Orten stellt der Kreisarzt also 
alle Fälle fest, die in einem bis dahin verschonten Stadtteile auftreten. 

Glücklicherweise kann der Zutritt dem beamteteten Arzt bei diesen 
Feststellungen zum Kranken durch den behandelnden Arzt nicht untersagt 
werden. Ja auch die Angehörigen dürfen ihn nidit zurückweisen. 

Die Vorschläge, welche der Kreisarzt nach Feststellunff der Seuehe 
macht, übergibt er zur Ausführung der Polizeibehörde, bd Gefahr im Verzuge 
darf er selber Anordnungen treffen, muß sie aber dann, um Mißverständnisse 
zu vermeiden, schriftlich niederlegen, was auch nodi den Vorteil hat, 
daß er beim Niederschreiben sich der Tragweite seiner Maßregeln noch einmal 
bewußt wird. 

Referent verbreitete sich sodann über die Listenführung und die vor- 
geschriebenen Meldungen und besprach alsdann die Abwehrmaßregeln. 
Bei weitem die wichtigste ist die Absonderung der Erkrankten und Krank- 
verdächtigen. Letztere dürfen nicht eher aus der Isolierung entlasen werden, 
ehe wiederholte Untersuchungen des Stuhles negativ ausgefallen sind. Ist 
die Absonderung in der Wohnung unmöglich, so muß auf Verlangen des Kreis- 
arztes und mit Zustimmung des behanddnden Arztes die UeberAhrung in ein 
Krankenhaus geschehen. 

Ansteckungsverdächtige Personen werden höchstois 6 Tage lang beob- 
achtet. Eine Stuhluntersuchung ist nicht stets notwendig. 

Gesundheitlich sehr ungünstige Wohnungen, in denen Krankheitsfälle 
vorkamen, können polizeilich geräumt werden, den Bewohnern ist aber sogleich 
eine passende Unterkunft zu beschaffen. Klinisch genesene Kranke sindjerrt 
dann zu entlassen, wenn die Stiüiluntersuchungen negativ ausfielen. 

Bei Beerdigungen von Choleraleichen sind alle Feierlichkeiten, jedes 
Ausstellen verboten. Die Leiche ist in desinfizierte Tücher einzuhüllen und 
sofort in den Sarg einzuschließen. Eine etwa nötige Obduktion soll siidk 
in der Begel auf die Herausnahme einiger Dünndannschlingen beschränken. 
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üeber die Art ud Weise der Desinfektion yon Wiselie, Kleidongssiftcken^ 
Wohnungen pp. gibt Anlage 8 der bnndesrfttliclien Anweisung genaae Auskunft. 

Nach koner Bespr^nng der Strafbestimmongen bei verfehlongen segra 
die DesinfektionsTorschriften wnrde die Beschrinknng ywi Mirkten, Messen 
erwihnt, desgleiehen die Beetimmnngen über SeholschliiB nnd Sehnleröfnongen 
in Ciioleraorten. 

Ans den Yorseliriften über Einsclirinknng des Warenverkehrs sei 
herrorgehoben, daß Qegenstftnde, welche Cholera yerbreiten kOnnen, wie Wtsche, 
Möbel. AbfiUle o. dr|^ die mit Chiderakeimen behi^tet sind, yor gehOrlser 
Desinfektion nicht in den Verkehr gebracht werden dürfen, unter Umstftnden 
sind Betriebe dieser Art ganz lu schliefien. 

Bei gehinftem Auftreten der CSiolera ist die Ausfuhr yon Milch, ge- 
brauchter Leibwische, alten Kleidern, Bettzeug, Hadem und Lumpen yerboten. 

Einfuhrverbote im Inlandyerkehr sind nicht zulftssiff; dagegen kOnnen 
sie gegenüber dem Ausland erlassen werden in bezug auf Leibwftsche, alte 
Kleider, Bettzeug und Lumnen. 

Endlich kuin in befallenen Orten die obligatorische Leichenschau 
angeordnet werden, welche auch yon Laien ausgeübt werden darf. 

Nachdem Beferent hierauf die allgemeinen Vorschriften des 
Bundesrats, die allerlei einzelne G^enst&nde, so die Kostendeckungsfraffe der 
Desinfektion und der Absonderung und die Arbeitsentsch&digung der Isolierten 
betreffen, besprochen hat, erw&hnt er zum SchluB nodi die für die Militär- 
behörde geltenden besonderen Vorschriften. Danach finden polizeiliche Verkehrs- 
beschrfakungen in bezog auf miMt&rische üebnngen nicht statt, ylelm ehr hat die 
lOlitirbehörde pflichtmlMg unter eigener Verantwortung zu entscheiden. Nur 
KontroUyersammlungen unterliegen den allgemeinen Verkdirsbeschrinkungen. 

Im Berdch des Eisenbahn-, Post- und Telegraphenwesens 
»dten dieselben Vorschriften wie für die Allgemeinheit, hier ist aber die 
Durchführung der Maßnahmen den zust&ndigen Behörden überlassen. Cholera- 
kranke sollen im allgemeinen nicht mit der Bahn transportiert werden« Aus- 
nahmen sind indessen zulässig, doch ist der Kranke alsdann abzusondern und 
sein Wagen zu desinfizieren. 

Im AnsdiluB an eiidge demonstrierte mikroskopische Präparate, 
welche OholeraspirUlen. ihre Inyolutionsformen und ihre Geißeln zur Darstellung 
brachten, wurde endlicn der bakteriologische Nachweis noch kurz besprochen 
nnd besonders darauf hingewiesen, daß die Agglutinationsmethode die 
zur Zeit wichtigste und ausschlaggebende ist. 

Der Korräerent, Kreisarzt Dr.SchrOder - Sprottau hatte die Besprechung 
der 8tr#mttberwaehnBgs§telle In Glogau übernommen. Er berührt zunächst 
kurz die Lage der Stromüberwachunssstelle, welche mit einem ünterkunftsraum 
fftr Aerzte yersehen, auf dem strombaufiskalischen Grundstück der Wasserbau- 
inspektion unterhalb der Stadt Glogau errichtet, yollständig isoliert war, jedoch 
wiederum in der Nähe der Stadt mk befand, so daß die Aerzte in ihr Wohnung 
nehmen, Efairichtungsgegenstände pp. für die Station leicht beschaffen konnten 
und ein unmittelbarer verkehr mit den Behörden jederzeit möglich war. Der Oder- 
strom hatte in der Nähe der üeberwachungsstelle guten Ankergrund, so daß das 
Attfankem der Schiffe keine Schwierigkeiten bermete. Wenn anderseits durch 
2 oberhalb der Station befindliche Brücken der Schiffsyerkehr zeitweOig für 
kürzere Zeit aufgehalten wurde, so war dieser Nachteil nicht gerade erhebliä, so 
daß die Lage der üeberwachungsstelle als günstig zu bezeichnen war. 

Hierauf wird zur Besprechung der Art und Weise der Einrichtung der 
Üeberwachungsstelle übergegangen; hier wird yorausgeschickt. daß die An- 
weisungen für Einrichtung und Betrieb der üeberwadiungsstellen in den in 
Anlage 9 zur Anweisung des Bundesrats zur Bekämpfimg der Cholera yom 
28. Januar 1904 enthaltenen Grundsätzen für die gesundheitliche üeberwachung 
des Binnenschifffahrts- und IlößereiTerkehrs'' gegeben sind. Die am 1 2. S e p - 
tember 1905 errichtete Üeberwachungsstelle war. wie unter 2 
der Anlage 9 einpfolüen wird, mit 2 Aerzten besetzt, denen in der ersten Zeit 
des Betriebes 2 Polizeibeamte, später yorübergehend nur 1 Beamter überwiesen 
waren. Bootsleute waren in genügender Anzahl yorhanden. Auch standen 2 
Krankenschwestern sowie Demfektoren zur Verfügung. Die Station war mit 
den nötigen Arznei- und Desinfektionsmitteln ausgerüstet worden, auch konnte 
seitens des südtischen Krankenhauses in Glogau eine zum Transporfr^^on i)hcf|-. 
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ItraknakeB beMmdm aagwchaiEto Trage erfoiderlicheiddkder Ueberwiehun- 
Btelle überwiaeen werden. Neben efnem kleinen offenen Dampfer, aal den mt 
Ugliche Dienit ansgelAhri wurde, waren 2 Handkühne bereift gestellt. 

Samtliche Dienfttfahraenge fahrten bestimmnngigemiß eine weifie Flagge. 
Die Lage der Ueberwachnngwtelle war daroh eine grofie mit der Anfjwhmt: 
«üeberwaehnngMtelle — Halt* rersehene Tafel und eine weiße Flagge gekenn- 
zeichnet Für die lant Ziffer 4 der genannten Anla^ 9 rorgesohriebeoe 
Unterbringung und Behandlung yon Kranken, sowie die Unterbringung und 
Behandlung ron Verdichtigen war Torsorge getroffen durch Aufsteilnng einer 
15 m lanmi, 5 m breiten DOckerschen Baracke, in der 2—8 Biuma mit 
etwa 14 Kranken und Verdichtigen belegt werden konnten. Sie wurde jedaeh 
nur sur Aufiiahme yon 8 Personen, da dieses genttgend erschien, eingerichtet 
Durch einen an der üeberwachungsstelle befindflehen Pumpbrunnen, dessen 
Stand durch dne Tafel .Wasser fdr Schiffer* beseichnet war, wurde den 
Schiffern Qalegenheit sur Entnahme einwandfreien Trinkwassers geboten, 
auch war die iSnrichtung getroffen, daß auf einem Handkahn Brunnenwaaser 
seitens der Bootsleute der Station an die Schiffe gebracht wurde. 

In den folgenden Ausfahrungen schildert IäU)ferent die Handhabung 
des äußeren Dienstes, die hierbei gemachten Erfahrungen beiw. Be- 
obachtungen, sowie die Durchfahrung der in den «Grundsätzen* aber den 
Dienstbemeb erlassenen Vorschriften. 

Der t&gliche Dienst, welcher im September yon 6 Uhr morgens 
bis 8 Uhr abends, im Oktober und Noyember yon 7 Uhr morgens bis 6 Uhr 
abends wihrte, wurde anfSnfflich zur Hälfte yon dem einen beiw. dem andern 
Arzte, später zwar in gleicher Weise, jedoch in den Morgenstunden bei der 
durch ffOnstigere Wasseryerhältnisse bedingten Steigerung des Schiflsyerkehra 
yon beiden Aerzten gemeinsam ausgeübt Als zweite Aerzte waren nachein- 
ander tätig: Dr. Ostermann aus Gremsdorf, Kr. Bunzlaa, jetzt Assistent am 
hygienischen Institut in Breslau, Dr. Wirtz aus COln, Dr. Mendelsohn* 
Qlogau. Bei den Untersuchungen hatten sich sämtliche suf dem Schiffe befind- 
lichen Personen dem Arzte yorzustellen. wurden über ihren G^esundheitszustand 
befragt und bei yerdächtigem kränklicnen Aussehen, sowie bei Angabe yon 
Beschwerden einer genaueren Untersuchung unterzogen. 

Vor dem Gebrauch des Oder?rassers wurden die Schiffer eindringüeh 
gewarnt und auf das Vorrätighalten sowie die Verwendung yon sutem Trink- 
bezw. Brunnenwasser fortgesetzt hingewiesen. In der ersten Zeit des Betriebes 
wurde yielfach ein Mangd an Gefäßen zur Aufbewahrung yon Trinkwasser auf 
den Fahrzeugen bemerkt, so daß die SchüEer zur Anschaffung yon brauchbaren 
Vorratsgefäßen angehalten werden mußten. Das Merkblatt: «Wie schätzt sieh 
der Schmer yor der Cholera?* wurde allgemein yerteilt. 

Zwecks Desinfektion der Klosettanlagen wurde an die Schiffe Kalk* 
milch abgegeben und die Desinfektion sog^ch unter Anseht des Arztes aus- 
gefahrt Die Aborte auf den Dampfern waren meist derartig eingerichtet, 
daß das Fallrohr direkt in das Wasser fahrte, eine Desinfektion der Absänge 
infolgedessen nicht mOglich; die Be^iutznng dieser Aborte wurde yerboten bezw. 
sie wurden y erschlossen und die Aufstellung besonderer Klosetteimer ange- 
ordnet. Auf den Oderkähnen konnten anfänglich nicht aelten aberhauft 
keine Aufbahmegeftße ftür die Abgänge yorgezeigt und mußte auf Anschaffung 
hingewirkt werden. Da es aber nacn den gemachten Erfahrungen durchum 
zwdfelhaft ist, ob die Klosetteimer für ihren Zweck benutzt werden, so hält 
Eeferent die Frage der Anlage zweckmäßiger, die Desinfektion der 
Abgänge zulassender Aborteinrichtungen auch auf den Kähnen 
weiterer Erwägung wert 

Die Aerzte hatten femer bei den Untersuchungen darauf zu acliten, daß 
jedes Schiff nach Ziff. 5 der Anlage 9 eine schwarze und gelbe Flagge an Bord 
fahrte, daß die Zahl der auf dem Schiffe yorhandenen Personen arit der Zahl 
der auf dem zuletzt aussestellten Untersuchungsschein angegebenen Personen 
ttbereinstimmte. Bei Differenzen in den Anf^ben wurden wiederholt nach den 
fehlenden Personen bei den betreffenden Polizeibehörden Ermittelungen angestellt. 
Ueber jede Sdilußuntersudiung wurde dem Führer nach tan der AaL 9 
efflgten Formular seitens des Arates eine Bescheinigung ausgestellt, 
der die Fahrtrichtung des Schiffes. Ort Tag, Stunde, Befund der Untere 
mchung, Tag, Stunde, Umfang der Desinfektion, femer die Anzahl der. Fa». 

Digitized by VjOOglC 



der MedUnalbeiaiUi im fieg^-B«. Liegiiiü. M 

wWtiMigehgriyen 4ef Fflhren, der MaimacliafteB uid soaetiger aa Bor4 be- 
iMlIelier PersoBeiiiBnigebeiiwareB. Znglddi wurde der nftohstfolgeiideB Ueber- 
waehugntelle auf den ÜBtersnchiuigseoheiiiai yon Iv^ gienisehea Mftl^ ^ auf den 
FMuaeugeD) dea getroffenen Anordnungen iwecks Eontrolle Kenntus gegeben. 

Der &rztliehe Dienst war sehr anstrengend, das Besteigen der Duipier 
und Oderk&line Ton dem kleinen rar Verfftgnng gestellten ilskalisohen Dampl- 
beot ans schwierig nnd gefihrlich. Letzteres wurde auch durch den die Ueber- 
waehnngsstelle am 18. Oktober beanfüchtigenden Begiernngs- und Medizinal- 
nt festgestellt 

Nachdem Beferent noch die Vorschriften über die Maßnahmen, 
weMie bei Choleraf illen unter der SchiflsberOlkerung ffemftB der Ziff. 6 
bis 8 der Anlage 9 anrawenden sind, kurz gestreift hat, geht er mit wenigen 
Worten auf die Gholeraerkrankuuff eines auf einem Dampfer beschif- 
tigt gewesenen Bootsmannes ein, welcher an der Stromüberwaehungsstelle 
lyeht als krank befunden und daher in der Weiterfahrt nicht behindert wurde. 
Es handelte sich um eine sehr leichte Erkrankung, bei der der Bootsmann 
seine Arbeit yerrichtete und die umsoweniger erkannt werden konnte, als der 
Bootsmann dem Sdiiffsftthrer und den Aerzten auf 2 Ueberwachuagsstellen, 
darunter der Glogauer Station, durchaus nichts Ton seiner Erkrankung mit- 
geteilt hatte. Erst nach Ablauf yon zwei Tagen nach der Durchfahrt durch 
ölogau, nachdem seit Beginn der Krankheit 5 Tage yerflossen waren, mddete 
flieh der Bootsmann am 21. September bei dem Schiffsfflhrer in Eoeben, Kreis 
Stdnau, Beg.-Bez. Breslau als krank, begab sich ra einem Arzt, der ihn als 
eholerayerdftehtig dem Steinauer Krankenhause überwies, weldies er auch erst 
infolge polizeilichen Zwanges aufruchte. Der Kranke ist genesen, weitere Er- 
krankungen haben sich an diesen Fall nicht angeschlossen. Ein anderer, am 
6. September yor Errichtung der Ueberwachungsstelle Giogau yon der Station 
Firstenberg a. 0. nach Nensalz a. 0. als yerd&chtig gemeldeter Er- 
krankungsfall eines 2Vij&hrigen Schifferkindes, an dem aber bei der 
üntersnehung durch den Freystftdter Kreisarzt Krankheitserscheinungen nicht 
festgestellt werden konnten, so daß der Weiterfahrt nach Breslau Hmdemisse 
Bkht entgegenstanden, wurde nur kurz berührt ffier hatte eine Biutunter- 
smehung un hygienischen Institut ra Berlin inzwischen ein positiyes Ergebnis 
kerbeigeführt Der Umstand, daß bei dem Stromüberwachungsdienst doch 
ipelegentlich unter besonderen TerhUtnissen Choleraerkrankungen übersehen 
werden ktanen, wird indes den prophylaktischen Wert der Stromüberwachung 
lücht ersehüttern. denn sie ist nach Organisation und Betrieb zweifellos ge- 
eignet, gerade aer Verbreitung der Cholera durch den Flußyerkehr yorra- 
bengen. — Der Umfang der Tätigkeit der Ueberwachungsstelle 
wihrend ihres Bestehens yom 12. September bis 15. Noyember 1905 ergibt 
sieh aas f<dgenden Aufkeiehnungen : 

a) Es wurden im ganzen unterracht: yom 12.— 80. September 5152 Per- 
aonen und 1281 Sdiiffe, yom 1.— 81. Oktober 11202 Personen und 2801 Schiffe 
und yom 1.— 15. Noybr. 4805 Personen und 1090 Schiffe; insgesamt 20659 
Personen und 5172 Schiffe. 

b) Es wurden im Durchschnitt untersucht: 1. tftglich 809 Personen und 
79--80 Schiffe; 2. an 18 Tagen mit größtem Verkehr pro Tag 474 Personen 
«ad 119 Schiffe. 

In der sich anschließenden Besprechung erklärt Kreisarzt Dr. Zelle, 
•r sei auf seiner Cholera -Ueberwachungsstelle so sehr mit Dienst überhftuft 
gewesen, daß er es kaum schaffen konnte. Dr. Schreber betont die teueren 
veiUitnisse auf seiner Staden Kurzebrack. Bezirk Marienwerder. Dr. Schröder 
Mit es für nötig, daß der leitende Arzt besser bezahlt werde als der zweite, 
trcfl er yiel mehr ra tun habe als dieser. Oeheimiat Dr. Schmidt erklärt, 
daß in dieser Frage zurzeit seitens der Zentralbehörde Bericht erfordert worden 
0«i und yerUest auszugsweiBe ein diesbMügliches Schreiben des Begierungs- 
priaideaten ra Frankfurt a. 0., in welchem empfohlen wird, die Gebühren für 
die Aerzte auf den Cholerastauonen auf 25 bezw. 80 Mark für den Tag ra 
erhöhen. Dr. Schreber streift noch kurz die klinische Sdte der Ch^era. 
Dr. Klewe-Naamburg a. Queis, der mit 5 anderen Kollegen den Ueber- 
wachuagsdieast im Stettiner Hafensebiet getan hat, h&lt zum Zwecke der 
gWinhmlftlgen Handhabung des Ueoerwachungsdienstes eine nähere Auafüh- 
rungsbestimmung ra den Teil der ^Grundsätze für die gesundheitlkhe Ueber- 
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waehug des Bfnnmmcbifffahrte- iwd HOßereiyerkelin* (Anlage 1 m Bekumt- 
machang des Beichakanzlera Yom 21. Febr. 1904) fOr erforderlioli. weldie imter 
Ziff. 1 iMteii: «werden . . . alle . . . Fahnenge, womöglich tigÜch • < • tat- 
lieh untersucht* und unter Ziffer 5: «die . • . Fahrzeuge sind ... zu yer- 
pflichten« an j e d er Ueberwaehungsstelle ohne Aufforderung anzuhalten.** Nach 
seiner Ansicht sollte Schiffern, die doch yon dem üeberwachungsdienst den 
größten Nachteil durch Zeitrers&umnis haben, in der Bogel gestattet werden, 
wenn sie an einem Tage schon eine ärztliche Beyision durchge- 
macht haben, die nächsten Ueberwachungsstationen an diesem 
Tage ohne Weiteres zu passieren. Etwaige Verfehlunffcn seien bei 
regelmlAiger Kontrolle am nächsten Tage sofort zu ermitteln und zur Ahndung 
zubringen; fttr Zeiten ausgedelmter Ilpidemieen aber könnte jene Frist 
zwischen zwei Untersuchungen bequem auf 3—4 Stunden eingeschränkt werden. 
Pr. Soholz-QOrlitz äußerte sich wie folgt: «Wir hatten unter den wenigen 
Gholerafällen in Stettin einen, der yielleicht allgemeines Interesse beanspruchen 
dar! Er betraf ein */« Altes Kind. Eines Morgens lag es tot im Bette. 
Es hatte in den letzten Wochen seines Lebens nur das eine Auffallende 
geboten, daß es einen sehr großen Appetit an den Tag legte, nach Ans> 
sage der Mutter ungeheure Mengen Nahrung zu sich nahm, dgentlich gar 
nicht satt zu bekommen war. Oholerayerdächtige Erscheinungen hat es 
nie gezeigt Da es sich um eine unaufgeklärte Todesursache bei einem Schiffer- 
kinde handelte, wurde die bakteriolo^che Untersuchung yeranlaßt und sie 
ergab Gholerabazilien. Mit den Cholerastuhlg&ngen war stets in ttblicher sorg- 
loser Weise rerfahren worden, aber keine der auf dem Fahrzeug wohnenden 
Personen ist an Cholera erkrankt Es ist nicht ausgeschlossen, daß das Kind 
nur ein Bazillenträger gewesen ist und daß der Tod aus einer anderen Ursache 
erfolgt ist: yielleicht hatte es erorochen und Erbrochenes aspiriert; — eine 
yollständige Leichenöffnung ist nicht gemacht worden. Es liofft dem Bedner fem^ 
die yerschiedenen Möglichkeiten in diesem FiJle zu erOrtem; der Vermutung aber 
möchte er Ausdruck geben, daß Bazillenträffer doch wohl nicht immer des- 
halb nicht cholerakrank werden, weil sie dioleraimmun sind, sondern daß 
Krankheitserscheinungen und Infektion auch bisweilen deshalb ausbleibe& 
könnten, weil die betreffenden Bazillen nicht genügend yirulent, yielleicht ftber- 
haupt ayirulent wären« ohne damit allerdings einer laxeren Prophylaxe gegen- 
über Bazillenträgem das Wort reden zu wollen. Zu den allgemeinen Maß- 
nahmen zur Cholerabekämpfnng bemerkt er: Solange die Desinfektion 
der Stuhlgänge und das Weggießen derselben den Schiffern überlassen 
ist besteht keine Gewähr dafür, daß wirklich gefahrlose Abgänge in das Wasser 
gelangen. Es müßte femer yorgeschrieben werden, daß auf jedem Fahrzeuge 
dch ächtnur ein größerer Wasserbehälter befindet, sondem auch dessen 
Form und Beschaffenheit hätte ff enaueren Vorschriften zu entsprechen. Es 
dürfte schließlich eine Angabe wünsdienswert sein, wenn yon der Be^l, bei 
Oeffnung der Leiche sich auf die Eröffnung der Bauchhöhle und Heraus- 
nahme yon drei Dünndarmschlingen zu bescuänken, abgewichen werden solL* 

Nadidem die Erörterungen über dieses Thema geschlossen worden sind, 
konstatiert der Vorsitzende, daß wegen yorgeschrittener Zeit es nicht mehr 
angängig sei, in das zweite (gerichtsärztliche) Thema der Tagesordnung ein- 
zutreten ; er stellt anheim, dieses in einer nicht offiziellen Versammlung Ende 
April 1906 zu erörtem, womit sich die Versammlung dnyerstanden erklärt. 

Dr. Steinberg-Hirschberg fragt an, ob die offizielle Versammlung 
nicht im Sommer abffenalten werden könnte. 

Der Vordtzende erwidert, daß hierüber der Herr Minister gehört werden 
müßte; da aber zu dieser Zeit yiele Herren noch mit dem Impfffcschäft zu 
tun hätten, so könnte er diese Zeit nicht empfehlen. Ebenso sd es wegen 
der ungünstigen Bisenbahnyerbindunffen nicht möglich gewesen, wunschgemäß 
die Versamnuung einmal in einer anderen Stadt, z. B. in Lüben, zum Zirecke 
der Berichtigung der neuen Proyinzial-Irrenuistalt, abzuhalten; es müßte 
deshalb wohl auch fernerhin bei Liegnitz, als stetigem Versammlungsort, yer- 
bleiben. — Schluß der Versammlung geffon 4 Uhr. 

Die Anwesenden yereinigten rieh nierauf zu einem yorzüglichen Mahle 
in dem Bessourcengebände. Dr. Schmidt-lJegnitz. 

VerantworÜ. Redakteur : Dr. Bap mun d, Reg.- u. Geh. Med.-Rat in Minden i. W. 
J. a a Bnmi, HmogL 8Ieh& u. F. Scb.-L. Hafbnfih dr^ | ^ ^ (^^j^glc 
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Bericlite über VersammlungeiL 

Beilage zur Zeitschrift fttr Medinnalbeamte, 1906. V. 

Berieht ttber die amtliehe Tenammliuir 
der HedlBimalbeamten des Bec*-BeB. ISrfnrt am 9. Desember 
1905 in H ordhansen. 

Anwesend waren: Begierongspräsident Ton Fidler- Erfurt, Geh. Ober- 
Med.-Eat Prof. Dr. Schmidtmann-Berlin, Beg.-Bat Metzel und Beg.- and 
Med.-Eat Dr. Dütschke-Erfart. die Landräte: SchOper-Nordhaasen, 
Franz-Worbis, Wagner-Schleasingen, t. Ghristen-Heüigenstadt, Ober- 
Bürgermdster C o n t a ff - Nordhaasen, San.-Bat Dr. Zschiesche, Direktor der 
Hebammenlehranstalt Erfart, sowie sämtliche Kreisärzte mit Aasnalime des- 
jenigen des Kreises Worbis. 

L Besichtlgiug der Talsperre der Stadt Nordhaasen and Wasser- 
Tersorgong dareh Talsperren. 

Die Teilnelimer begaben sich zunächst Yom Balinhof za Wagen bis nach 
der im Beg.-Bez. !EQld^eim am Sfldrand des Harzes gelegenen Ortschaft Neu- 
stadt and Ton hier zu Fuß nach der anweit entfernten Talsperre. Nachdem 
Herr Oberbürgermeister Gontag auf die früher unzulängliche Trinkwasser- 
yersorgung der Stadt Nordhausen und auf den anfänglichen, nicht unerheblichen 
Widerstand eines Teiles der Bevölkerung segen das Projekt einer Talsperre 
für Trinkwasserzwecke hingewiesen, sich audi über die Kosten der Anlage und 
die nun erreichte SichersteOung einer reichlichen und gleichmäßigen Wasser- 
yersorgung der Stadt Nordhausen geäußert hatte, erläuterte Herr Stadtbaurat 
Michael eingehend die Bauausführung und Einrichtung der Anlage. Bezüg- 
lich des in das hygienische Gebiet fallenden Teils dieser Auslührungen ist zu 
erwähnen, daß das Staubecken in einem waldbestandenen, abseits von belebten 
Verkehrsstraßen gelegenen Tal des Gebirges liegt, daß das Niederschlagsgebiet 
des die Anläse speisenden Krebsbaches aus Wald- und Wiesenterrain besteht, 
daß die oberhalb gelegenen Wiesen nicht gedüngt werden dürfen, die Weidung 
in der Nähe der Wiesen yerboten ist und daß die nähere ümgebunff des Stau- 
beckens durch einen Stacheldrahtzaun behufs Abhaltung des menschlichen Ver- 
kehrs allseitig umfriedigt ist. Durch die Errichtung yon zwei im Staubecken 
stehenden Türmen ist ermöglicht, daß das Wasser vor der Mitte der Sperr- 
mauer in gleichbleibender Tiefe yon ca. 8 m unterhalb des jedesmaligen Wasser- 
standes entnommen werden kann, um eine gleichbleibende Temperatur des 
Wassers yon 8—9 ^ C. und möglichste Beinheit desselben zu erzielen. 

Nach Besichtigung der Anlage wurde ein von der Stadt Nordhausen 
gebotenes Frühstück eingenommen und darauf im Bathaussaal zu Nordhausen 
die eigentliche Versammlung durch den Herrn Begierungspräsidenten eröffnet. 

Nach einleitenden Worten wies der Herr Begierungspräsident darauf 
liiiL daß an der besichtigten Talsperre zwar eine Beihe yon Vorsichtsmaßregeln 
und Einrichtungen betroffen wären, um das Wasser des Staubeckens vor Yer- 
nnreinigungen zu sdiützen und es an möglichst geeignet erscheinender Stelle 
zu entnehmen, daß anderseits aber bei den Talsperren doch eine ganze 
Beihe von hygienischen Anforderungen, die sonst bei Wasseranlagen 
als unumgängDch bezeichnet würden, hier anscheinend in Fortfall kommen 
könnten. Er wünschte eine Erörterung dieser Frage, bat Herrn Geh. Ober-Med.- 
Bat Pro! Dr. Schmidtmann als den in erster Linie hier maßgebenden Sach- 
yerständigen um gefällige Aufklärung und übertrug Herrn Bog.- u. Med.-Bat 
Dr. Dütschke die weitere Leitung der Versammlung. 

Herr G^eh. Ober-Med.-Bat Prof. Dr. Schmidtmann: Li der Frage, ob 
das den Talsperren direkt entnommene Wasser unbedenklich zu Trinkwasser- 
zweoken benatzt werden kann, gehen die wissenschaftlichen Anschauungen 
zurzeit noch auseinander und schwanken die Meinungen zwischen den 
Extremen, daß Talsperrenwasser ebenso gut wie Brunnenwasser ist und der 
anderen Aoffiassung, daß jedes Talsperrenwasser wie Oberflächenwasser an- 
gesehen werden muß und demgemäß einer Vorbehandlung bedarf. Wenngleich 
ui Talsperren kein geschütztes Wasser aufgespeichert wird, so kann es doch 
nicht onne weiteres mit Flußwasser in eine Linie gestellt werden, da es aus 
reinerem Bohmaterial besteht und die Lifektionsmöglichkeit we|en 
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Lage in Terkehrsarmer und waldrdcher (Gebirgsgegend gemeinhin geringer ist 
Da die zum täglichen Gebranch entnommene Wassermenge gegenttber der 
großen Masse des Vorratswassers minimal ist. muß ferner in den at aa b ec ke n 
mit einem Niedersinken der im Wasser suspendierten Stoffe, mit einer Kl & m n g 
des bei Niederschlagen hineingelangten schmatzigen Tagewassers nnd einem 
Absetzen sonstiger Vemnreinigangen gerechnet werden. Durch diese Vorgänge 
werden gleichzeitig Bakterien niedergerissen. Außerdem kann mit einer Art 
biologischer Beinigxing des Stanwassers gerechnet werden. Bei der unge- 
schützten Lage jedes Talsperrenwassers ist es natorgemäß nicht ausgeschlossen, 
daß gelegentlich auch einmal Infektionsstoffe in das Wasser gelangen. Wegen 
der nicht unbedeutenden Entfernung der yerunreinigten üferstelle Ton den an 
der Mitte der Staumauer gelegenen Wassertürmen und bei der anzundunenden 
relativ geringen Wasserbewegung im Staubecken gebrauchen die Keime aber 
eine derartig lange Zeit, ehe sie in die Leitung gelangen, daß mit einem Ab- 
sterben derselben sehr wohl gerechnet werden kann. Dann ist auch zu berück* 
sichtigen, daß in den tieferen Schichten des Stauwassers, in der sich auch die 
Wasserentnahmestelle befindet, der Bakteriengehalt infolge der erwähnten 
Seibotreinigung des Wassers der Besel nach abnimmt. Immerhin muß aber 
bei dem Bau Ton Talsperren die MGguchkeit ins Auge gefaßt werden, daß sich 
Filteranlagen erforderlich erweisen; es sind deshalb seeignete Flächen für 
diese Zwecke von yornherein bereit zu stellen. Außer den hier yorgesehenen 
hygienischen Schutzmaßregeln empfiehlt sich noch die gesundheitliäie Beob- 
achtung der Widdarbeiter. wenn diese in größerer Anzahl und in der Nähe 
der Ufer des Staubeckens oeschäftigt werden. Auch ist auf die Keimzahl des 
Wassers zu achten, die sich in dem Eahmen der Forderungen halten muß, wie 
man sie yon einem guten Grundwasser bezw. einem ordnungsmässig filtrierten 
Oberfiächenwasser yerlangt. 

Für die Stadt Nordhausen ist durch die Errichtung der Talsperre 
zweifellos eine bessere Wasseryersorgung erreicht, da früher durch die direkte 
Benutzung des Bachwassers, das jetzt in der Talsperre aufgestaut ist, das nach 
Niederschlägen getrübte und yerunreinigte Wasser in der Leitung weitergeführt 
wurde und in wasserarmen Zeiten außerdem ein erheblicher Wassermangel 
bestand. 

Wenn so unter gewissen Umständen auf eine Verwendung yon Ober- 
fiächenwasser zurückgegiriffen werden muß^ so ist die Versorgung der Wasser- 
werke mit einwandfreiem Grundwasser gleichwohl yorzuziehen und können die 
Anforderungen und Grundsätze, die man bisher für die Anlagen und den Betrieb 
yon Grund- (Quell-) Wasserwerken für erforderlich gehalten hat, nicht zurück- 
gestellt werden. 

Diskussion: Bog.- u. Med.-Bat Dr. Dütschke: Die Bedenken, 
welche gegen die Benutzung einer hygienisch angelegten Talsperre zu Trink- 
wasserzweäen angeführt worden, sind mehr theoret^cher Natur. Med.- Bat 
Dr. H ä b 1 e r - Nordhausen : Wiederholte chemische und bakteriologische Wasser- 
untersuchungen haben bisher ein günstiges Besultat geliefert. Gelände zur 
Errichtung yon Filteranla^^en hat die Stadt Nordhausen in yorausschauender 
Weise erworben, so daß ein eyentuell erforderlicher Bau yon Filtern sofort in 
Angriff genommen werden kann. 

II. Die HebammenyerlüUtnisse im Begiernngsbeiirk Erfurt» 
Kreisarzt Dr. E i 1 e r s - Schleusingen : Nach einer historischen Uebersicht 
über die allmähliche Entwickelung des Hebammenstandes bis in die neuere Zeit, 
nach Schilderung der früheren Einkommensyerhältnisse und des Niedergangs der- 
selben durch die Gesetzgebung in den 70er Jahren, wird auf die Bestremingeo 
näher eingegangen, die auf eine Eeform und Besserstellung des Standes hin- 
zielen. Der Inhalt dieser Ausführungen deckt sich im wesentlichen mit einer 
auszugsweisen Wiedergabe der Grundzüge einer Beform der geburtshilflichen 
Ordnung yon Brennecke, sowie des Vortrages des Med.- Bat Dr. Fli'nzer« 
Plauen auf der Versammluns des Deutschen Medizinalbeamten -Vereins im Jahre 
1904 zu Danzig, der yon der Versammlung angenommenen Leitsätze und der 
Beschlüsse der erweiterten WissenschaftUdien Deputation für das Mediiiwtl- 
wesen bezügl. der Beform des Hebammenwesens. Auch wird auf die erfolg- 
reichen, bereits 10 Jahre zurückliegenden Bestrebungen des damaligen JB^reia- 
arztes, jetzigen Geh. Ober -Med. -fiLtes Dr. Dietrich nur Nenregehnig des 
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Hebammenstandes im Kreise Liebenwerda an der Hand des Statuts yom 
17. Februar 1896 näher eingegangen. 

Ueber die Tätigkeit und die Elnkodunensrerhältnisse der Hebammen, 
sowie über die sonstigen, das Hebammenwesen im Eeg.-Bez. Erfurt betreffenden 
Bestimmungen gibt eine an die Teilnehmer der Versammlung überreichte 
üebersioht Auslrainft, welche gleichzeitig den weiteren Teü des Vortrags enthält. 

Diskussion. 

Bog.- und Med.-Bat Dr. Dütschke: Als Vorsitzender der Prüfungs- 
Eommission an der Hebammenlehranstalt zu Erfurt habe er die Beobachtung 
gemacht, daß die Hebammen in der Anstalt ein umfangreiches Wissen in sich 
aufgenommen hätten, während er im Gegensatz hierzu gelegentlich seiner An- 
wesenheit bei den Nachprüfungen der Hebammen durch die Kreisärzte sich davon 
überzeugt habe, daß die Beife der Hebammen nicht lange yorhält Es müßten 
deshalb die Kenntnisse der Hebammen durch eine Verlängerung der Ausbildungs- 
zeit um 8 Monate vertieft und regelmäßige Wiederholungs£[irse obligatorisch 
gemacht werden. Diese Einrichtung habe sich in der Provinz Hannover, wo 
diese Kurse alle 6 Jalire stattfänden, sehr gut bewährt und falle hierdurch 
das Odium fort, das sonst an der Einberufung zu den Nachlehrkursen hafte. 
Bezüglich der Verlängerung; der Ausbildungszeit auf 9 Monate verkenne er 
nicht die mit dieser Neueinrichtung verbundenen Unkosten und Schwierigkeiten, 
die durch ein längeres Entziehen der Frauen aus dem Schöße der Familie 
entstehen. 

Med.-Bat Dr. Häbler-Nordhausen weist auf die in der Uebersicht auf- 
geführten Pensionsverhältnisse der Hebammen in sdnem Kreise und die Nach- 
teile eines festen (Gehalts der Bezirkshebammen hin, weil diese hierdurch 
yerleitet werden könnten, ihre Berufspflichten auf die freipraktizierenden 
Kolleginnen abzuwälzen. 

San.-Bat Dr. Zschiesche, Direktor der Hebanunen-Lehranstalt Erfurt, 
erwähnt die Ursachen, welche den Bückgang der Kenntnisse bei den Hebammen 
yeranlassen und hält ebenfalls eine Verlängerung der Ausbildungszeit für nötig. 
Fertig würden die Hebammen erst durch Uebung in ihrer Praxis, wahrend sie* 
anderseits bei mangelnder Berufstätigkeit bald mre in der Anstalt erworbenen 
Kenntnisse und Fertigkeiten verlernten. Ein Mindestmaß von 40—50 Geburten 
müsse auf die einzelne Hebamme entfallen. Dementsprechend seien die Heb- 
ammenbezirke zu vergrößern und dürie nidbt in jedem Dorfe womöglich eine 
Hebamme stationiert sein. Begelmäßige, obligatorische Fortbildungskurse seien 
durchaus zweckmäßig; die Hebammen würden jetzt meist zu spät zu Wieder- 
holungskursen einberufen. 

Landrat Franz- Worbis befürchtet, daß erhöhte Gehaltsbezüge bei 
manchen Hebammen nicht angebracht seien. Auch glaube er, daß die Kreis- 
vertretungen sich nur zu dieser Ausgabe entschließen würden, wenn durch der- 
artige Auwenduneen ein positiver Nutzen und eine Verbesserung der ein- 
schlägUren^ gesundheitlichen Verhältnisse gewährleistet werden könnte. 

Kreisarzt Dr. Eil ers- Schleusingen: Durch die Besserstellung der 
Hebammen sei ein günstiger Einfluß auf die Morbidität der Wöchnerinnen zu 
erwarten und sei dies aucn in einzelnen Fällen statistisch nachgewiesen. 

Beg.- und Med.-Bat Dr. Dütschke: Eine Erhöhung der Aufwendungen 
für die Hebammen sei schon aus dem Grunde notwendig, weil die jetzt vor- 
geschriebene Desinfektionsmethode den Hebammen bedeutend größere Ausgaben 
tat Desinfektionsmittel auferlege, als bisher. Empfehlenswerter sei es jedoch, 
den Hebammen nicht bestimmte bare Summen für diese Zwecke zur Verfügung 
zu stellen, sondern ihnen aus Kreismitteln den unentgeltlichen Bezug von Des- 
infektionsmitteln, Watte etc. zu ermöglichen. 

Kreisarzt Dr. Seif er t- Mühlhausen fürchtet, daß durch größere Bezirke 
Hebammenpfuscherei hervorgerufen bezw. begünstigt würde. 

Kreisarzt Dr. Martini - Langensalza : Für die hiesigen Gegenden treffen 
derartige Befürchtungen nicht zu; es können hier sehr wohl mehrere Gemeinden 
zu einem gemeinsamen Hebammenbezirk vereinigt werden. 

Landrat Wagner-Sclüeusingen bemerkt, daß sich manche Gebenden 
für eine derartige Zusammenlegung eigneten, andere aber nicht mfolge 
schwieriger Verkehrsverhältnisse im Winter. Er verweise in dieser Beziehung 
speziell auf die Schneeverwehungen im Thüringer Wald, bei denen das Herbei- 
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holen emer Hebamme aus den Nachbarorten zuweilen unmöglich seL Bei 
manchen Gemeinden würde sich auch aus anderen Gründen das Zusammenlegen 
der Bezirke schwer durchführen lassen. 

Hierauf ergreift Herr Eeg.-Präsident Ton Fidler das Wort, indem er 
das Ergebnis der Diskussion zusammenfaßt und die Vorschläge zur Besserung 
der HeBammenyerhältnisse auf ilire Durchführbarkeit hin bespricht Die Er- 
örterungen liefen in der Hauptsache auf die beiden Vorschläge hinaus, die 
Hebammenverhältnlsse durch pekuniäre Besserstellung und bessere Ausbildung 
der Hebammen günstiger zu gestalten. Zur Eealbierung des ersten Vor- 
schlages sei die Schaffung größerer Bezirke in Anregung gebracht wordai, 
damit auf diese Weise eine größere Anziüiil von Entbindungen auf die einzelnen 
Hebammen entfielen. Diesen Vorschlägen stellten sich jedoch yerschiedene 
Schwierigkeiten in den Weg, die durch größere Entfernungen innerhalb des 
einzelnen Bezirks und durch eine verzögerte Anstellung der zum Hebammen- 
beruf ausgebildeten Personen bedingt seien. Eine allgemeine Verfügung, 
welche die Vergrößerung der Hebammenbezirke yorsieht, hätte demnach ihre 
Bedenken. 

Zu einer pekuniären Besserstellung durch Gehaltserhöhung würden sich 
die Kreisausschüsse schwer bewegen lassen, falls dadurch nicht sanitäre Vor- 
teile gewährleistet werden. Es könnte hier später eyent. die unerwünschte 
Erfahrung gemacht werden, daß die Bezirkshebammen nunmehr zwar ein 
höheres Gehalt erhielten, aber deshalb nicht mehr leisteten, als früher. Gleich- 
wohl empfehle sich die Erhöhung der Gehaltsbezüge. 

Zur Erreichung einer pekuniären BessersteUung könnte auch an Kon- 
kurrenzbeseitigung — numerus clausus — gedacht werden. 

Der besseren Ausbildung der Hebammen ständen zurzeit Schwierigkeiten 
entgegen und dürften dahinzielende Bestrebungen bis zum Erlaß des zu er- 
wartenden neuen Hebammengesetzes zurückzustellen sein. Sehr wichtig und 
ausführbar halte er regelmäßige Wiederholungskurse; hier mögen die Kreise 
zunächst durch Bereitstellung yon Mitteln einsetzen. Empfehlenswert sei auch 
die freie Beschaffung der Desinfektionsmittel; dies würde wohl am besten 
Sache der einzelnen Kreise sein. 

Nach Schluß der Sitzung yereinigte ein gemeinsames Essen die Teil- 
nehmer der Versammlung. Dr. Curtius - Großkamsdorf. 



Tm dienstliehe Vewmminng der Hedlsinalbeamten 
des Ree*- Bes. Marlenwerder In Harlenwerder (nosser 
81tEnngssaal der Beclerans) ant 7. Desember 1905. 

Anwesend waren : Herr Beg.-Fräsident Schilling, Herr Eeg.- u. Med.- 
Eat Dr. y. Hake und sämtliche Kreis- und Kreisassistenzärzte des Bezirks, 
sowie die kreisärztlich geprüften Aerzte DrDr. Oberstabsarzt a. D. Sehen- 
der f-Graudenz, Beitzke-Mewe und Hahn-Garnsee. 

Nachdem die anwesenden Medizinalbeamten dem Herrn Eegierungsprä- 
sidenten Dr. Schilling durch den Vorsitzenden, Herrn Eeg.-u.Med.-Bat Dr. 
y. Hake, yorgestellt waren, begrüßte ersterer die Versammlung, indem er aua- 
führte : er wisse sehr wohl, welche wichtigen Aufgaben die Kreisärzte noch zu 
lösen hätten ; er schenke ihnen aber auch cuis Vertrauen, daß jeder seiner Pflicht, 
wie dies schon in so hohem Grade bei dem Auftreten der Cholera in diesem 
Jahre der Fall gewesen sei, auch femer nachkommen werde. Er rechne darauf, 
daß die Medizinalbeamten ihre ganze Kraft in den Dienst der guten Sache 
stellten, dann könnten sie auch sicher sein, daß es ihnen an seiner Unter- 
stützung nicht fehlen werde. 

Der Vorsitzende dankte darauf dem Herrn Eegierungspräsidenten 
für sein Erscheinen und yersicherte, daß alle bestrebt sein würden, nach 
Kräften ihre Pflicht zu tun. 

I. Bei den nun folgenden geseh&ftltehen Mitteilungen geht der Vor- 
sitzende zunächst auf einige Fehler, die bei der Feststellung und Be- 
kämpfung der diesjährigen Cholera yorgekommen seien, ein. Er weist 
darauf hin, daß yon ansteckungsyerdächtigen 1 mal, krankheitsyerdächtigen 
2 mal und yon kranken Personen 8 mal unter allen Umständen die bakteriolo- 
gische Unteruchung der Faeces stattfinden mtisse. Zu erlangen seien diese Faeces 
in kürzester Zeit durch Glyzerinzäpfchen, die jeder Kreisarzt bei solcher Ge- 
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legenheit mit sich fuhren müsse. Von Gestorbenen seien, wenn als Todes- 
anaohe auch Cholera klinisch ganz klar liege, doch jedesmal die yorgeschrie- 
benen Darmschlingen nach Berlm einzusenden. Einer Einwendung des Med.- 
Bat Dr. Hey nacner-Grandenz gegenttber, daß es mehrfach vorgekommen 
sei, daß die Qoarantainezeit yon 5 Tagen fdr Ansteckungsyerdächtige zu kurz 
berechnet sei, da während dieser Zeit eine Anskunft über das bakteriologische 
üntersnchnngsergebnis nicht eingegangen sei'), gibt der Vorsitzende zwar 
zu, daß letzteres yorkommen könne, daß aber nach den gesetzlichen Bestim- 
mungen eine längere Quarantäne nicht stattfinden dürfe. Des Weiteren wies 
er noch darauf hin, daß kein Cholerakranker eher als geheilt zn betrachten 
sei, als bis eine dreimalige üntersnchong der Stuhlproben, and zwar jedesmal 
in zweitägigen Zwischenräumen, ein negatiyes Besnltat gehabt habe. 
Nach einigen anderen Bemerkungen mehr interner Art referierte 
n. Kreisarzt Dr. Wagner-Schwetz über Feststellung und Bekämpfung 
des ÜBterleibstyphus auf dem Lande. Unter Hinweis auf das endemische Auf- 
treten des Typhus in allen Teilen des Bezirkes und die starke Zunahme der 
Krankheitsfälle im Laufe des letzten Jahres wird an der Hand der Bestimmungen 
des Gesetzes yom 28. August 1905 betr. die Bekämpfung übertragbarer Krank- 
heiten und der Ausführungsbestimmungen dazu zunächst die Feststellung 
der Typhusfälle auf dem Lande, die Sicherstellung der Diagnose und die Ermitte- 
lung der Entstehungsursachen und Yerbreitungswege der Krankheit besprochen. 

Sofern es sich nicht um ausgesprochene, yorgeschrittene Krankheitsfälle 
handelt, sollte jeder Fall oder wenigstens je ein Fall aus einer Gruppe yon 
Krankheitsfällen durch bakteriologische Untersuchung sicher gestellt werden. 
Es wird die weitgehendste Benutzung der bakteriologischen Untersuchungsstelle 
bei der Königl. Begierung zu Marienwerder empfohlen und darauf aufmerksam 

femacht, daß auch der Fickersche Versuch ohne besonderen Aufwand yon 
idt und Mühe yon jedem Kreisarzt selbst zu Hause angestellt werden ktone. 
Bei den Ortlichen Ermittelungen der Yerbreitungswege der Krankheit soll sich 
das Augenmerk in erster Linie auf die Uebertrasung der Ansteckung yon 
Person zu Person richten, welche auf dem Lande yiel häufiger ist, als die An- 
steckung durch infiziertes Wasser. 

Im zweiten Teile des Vortrages wird sodann die Bekämpfung des 
Unterleibstyphus auf dem Lande behandelt. Besonders ausführlich werden die 
Bestimmungen über die Absonderungen kranker und krankheitsyerdächtiger 
Personen erörtert. Es wird dabei die Vermutung ausgesprochen, daß es sich 
in Zukunft in yielen Fällen um Ueberführnng in ein Krankenhaus handeln 
wird, da nur selten die Absonderung in der Wohnung der Kranken wird sicher 

f estellt werden können. Wir haben jetzt überall, selbst in den kleinen 
tädten und auf dem Lande, recht gut ehigerichtete und leicht erreichbare 
Krankenhäuser, in denen für beste Pflege und ärztliche Behandlung der 
Kranken gesorgt ist. 

Bei der Besprechung der Vorschriften über die gesundheitspolizeiliche 
Ueberwachung gewisser gewerblicher Betriebe wird bei den Molkereien darauf 
aufmerksam |;emacht, daß in neuerer Zeit auf dem Lande yiele kleine und 
kleinste Betnebe entstanden seien, welche fast niemals den notwendigsten 
Anforderungen an Beinlichkeit gerecht werden und die deshalb Icdcht zur 
Weiteryerbreitung yon Epidemien beitragen können. Auch wird empfohlen, 
ein besonderes Augenmerk auf kleinere Werkstätten zu richten, in denen 
Kleidungsstücke und Stiefel angefertigt und repariert werden. Hier kann 
leicht eine Uebertragung der Krankheit stattfinden, wenn, wie es bisher häufig 
geschah, Personen, die sich mit der Pflege der &anken beschäftigen, sidi in 
den Werkstätten zu schaffen machen oder gar, wenn Kranke oder Bekonyales- 
zenten sich in den Werkstätten selber aufhalten. 

Das Auftreten yon Wasserepidemien wird am besten dadurch yerhütet, 
daß darauf geachtet wird, daß Brunnen, Bäche, Teiche und andere Wasser- 
yersorgungsstellen durch l^huskeime nicht yernnreinigt werden können. Die 
längere Sperrung einer wasseryersorgungsstelle miS tunlichst yermieden 
werden. 



>) Durch Mhi. -Erlaß yom 20. März 1906 M. Nr. 25575 U. L ist in- 
zwischen bestimmt, daß das Untersnchnngsresultat in jedem Falle nach aus- 
wärts telegraphisch mitzuteilen ist. r^^^^T^ 
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Von großer Wichtigkeit sar Verhtttang der Weiterauasaat der Krank 
heitskeime ist die Desinfektion. Diese muß durch ordnuncnmftßü^rorgehi^ 
dete yom Kreise angestellte Desinfektoren yorgenommen werden, wo irgend 
tunlich, müssen diese Desinfektoren nicht nur die Schiaßdesinfektion nach 
Beendigung der Krankheit yomehmenf sondern auch zur fortlaufenden Des- 
infektion am Krankenbett herangezogen werden. Auch in äea seuchefreieQ 
Zeiten müssen die Medizinalbeamten auf die Hebung der allgemeinoi hygienischen 
Verhältnisse auf dem Lande hinarbeiten. Dazu gehören Verbesserung der 
Wasseryersorgungsstelloi, insbesondere durch Anlage yon Brunnen, die nicht 
yon außen yerunreinigt werden kOnnen, femer Sammlung der menschlichen 
Exkremente an besonders dazu bestimmten Stellen und ordnungsmäßige 
Beseitigung derselben, endlich Besserung der allgemeinen Beinlichkeit nicht 
nur in den Wohnungen, sondern auch in Werkstätten und Verkaufsräumen, 
auf Straßen und Plätzen. (Autoreferat) 

Am Schlüsse des Vortrags werden folgende Leitsätze aufgestellt: 

1. Die örtlichen Ermittelungen müssen sich bei Tvphus nicht nur auf 
den ersten Krankheitsfall in einer Ortschaft, sondern auch auf alle folgenden 
erstredcen, wobei besonders auf Aufsuchung aller Fälle, auch der nicht ärzt- 
lich behandelten zu achten ist 

2. Jeder Krankheitsfall muß bis zur yöUigen Qoiesung unter Beob- 
achtung gestellt werden. 

8. Die Diagnose ist tunlichst in jedem Falle durch bakteriologische 
Untersuchung sicherzustellen. Auf die Ermittelung yon Bazillenträgm ist 
besonders Gewicht zu legen. 

4. Die Kranken sind abzusondern, am besten durch üeberfühmng in ein 
Krankenhaus. 

6. Die Desinfektion ist nicht nur am Schlüsse, sondern auch während 
der ganzen Krankheit durchzuführen. 

6. Die laufende Desinfektion ist zu überwachen, die Schlußdesinfektion 
auszuführen durch blonderes dazu ausgebildetes Personal, welches den E^eia- 
ärzten unterstellt ist, und dauernd yon ihnen kontrolliert wird. 

7. Zur Unterstützung der Typhusbekämpfung müssen die Kreisärzte auch 
in seuchefreien Zeiten auf Hebung der allgemeinen hygienischen Verhältnisse 
auf dem Lande hinarbeiten. 

In der Blskussioii weist der Vorsitzende zunächst auf die Be- 
stimmungen des Gesetzes betr. die Bekämpfung übertragbarer Krankheitea 
yom 28. August 1905 und die dazu erlassenen Ausftthrungsbestimmungm hin. 
Er betont, daß die Benachrichtigung des behandelnden Jürztes yor den amt- 
lichen Feststellungen an Ort und Stelle nicht unterlassen werden dürfe, üm 
den Geschäftsgang hierbei zu yereinfachen und zu yerkürzen, seien die yon 
der Waisenhausbuchdruckerei in Cassel hergestellten Kartoibriefe ffleich mit 
einer Fußnote yersehen, in der durch einfaches Ausfüllen mit Ja** oder „nein*^ 
der anzeigende Ant sein Ein- oder Nichteinyerständnis zum Besuch des Kranken 
gebe. Die erforderlichen Anordnungen seien den Angehörigen des Erkrankten 
sofort schriftlich zu geben und dürften diese nicht über das in § 8 des er- 
wähnten Gesetzes und den dazu erlassenen Ausführungsbestimmungen yom 
7. Oktober 1905 Angegebene als Höchstmaß dessen, was im äußersten Falle 
polizeilich angeordnet werden dürfe, hinausgehen. 

Dr. Stege r-Thom meint, daß yom praktischen Standpunkte aus für 
die Bekämpfung des Typhus 2 Momente ganz besonders ins Gewicht fallen: 
1. die Begelung der Trinkwasserfrage und 2. die Begelung der Abortfrage. 
Er wünscht deshalb eine Brunnenordnung mit Mindestforderungen und eine 
gesetzliche Handhabe, um die Herstellung yon Aborten yerlangen zu kOnnea. 

Der Vorsitzende führt aus, dsÜB eine Brunnenordnung schon seit 
Jahren fix und fertig daliege. Gegen ihre Einführung habe sich s. Z. aber 
die Landwirtschaftskammer m Danzig ausgesprochen, und daher sei sie zu- 
nächst beiseite gelegt. Es sei übrigens eine neue Baupolizeiyerordnung für 
die Proyinz Westpreußen in Aussicht genommen, die ganz bestimmte Vor- 
schriften für die Anlage yon Brunnen und sonstigen WasserentnahmesteUen, 
sowie auch yon Aborten mit enthalte. Jm übrigen sei schon jetzt den Kreis- 
ärzten bei den Ortsbesiohtigunffen und auch sonst yielfach Gelegenheit gegeben, 
manches Ghite in dieser Beziehung zu schaffen. 

Der Herr Begierungspräsident pflichtet diesen J^usführungen 
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bd; er warnt aber daror, zu Vieles sn rerlangen, da man sonst gandchts 
erreiche; gern sei er bereit, aadi seinerseits den billigen Anforderungen Nach- 
dradt zu yerleihen. 

Dr. Heynacher-Qrandenz betont, daß es meist an Qeld fehle, da die 
Gemeinden oft nicht leistnnffsfälüji^ seien; er bittet den Herrn Begiemngs- 
prSflidenten, wenn mi^glich dahin wirken zu wollen, daß die Kreise eine größere 
änmme ffir BeihQlfen zu Bmnnenbanten in iliren Etat einsetzen. Hierbei teilt 
der Vorsitzende mit, daß auch bei der Begiemng ein Fonds fttr Bnumen- 
belhttlfen yorhanden sei; derselbe kOnne aber nur sehr wenie nutzen, da er zu 
gering (ca. 2000 Mk. fttr den ganzen Begiemngsbezirk) sä; übrigens sei in 
einzelnen Kreisen auch schon em derartiger Fonds in den Etat einsesetzt 

Dr. Wagner-Schwetz und Dr. £asten-Marienwerder weisen darauf 
Mn, daß sich häufig die Arbeitgeber und Tor allen Dingen größere Besitzer, 
natllrlich mit einzelnen rühmlichen Ausnahmen, gegen die Anlage yon Aborten 
sträubcm unter der Begründung, daß die Leute sie doch nicht benutzen 
würden Demgegenüber könnte angeführt werden, daß doch auch vielfach die 
iBSÜeute selbst das Bedür^ nach Aborten hätten und sich oft auf eigene 
Kosten solche aufbauen und beim Wegzuge wieder mitnähmen. Dr. y. Qi- 
zycki-Stulim meint, daß auf Grund einer noch zu Becht bestehenden 
Biegierungsyerfügung yom 4. März 1896, welche die Erteilung yon Bau- 
konsensen betriff darauf geachtet werden müsse, daß gleichfalls die Anlage 
yon Aborten, jedenfalls bei Neubauten, zur Pflicht gemacht werde. (Der Bau- 
kmuieBs darf nur yerweigett werden, wenn Veratöfie gegen die geltende 
BaiipoMzeiTerordauDg yomegen.) 

ZimSdüuß demoittrkrt Dr. König- Könitz einige yerscUedoie Blut- 
entnahmebestecke, wie solche mehrfach in den Fachzeitschriften ein- 

Sehend beschrieben sind. Ein yon ihm selbst geübtes Verfahren will er in 
er nächsten Zeit ausführlich in der Zeitschrift für Medizinalbeamte beschreiben. 
Nach diesen Ausführungen wurde die Diskussion geschlossen und die 
Teilnehmer begaben sich in die gleichfalls im Begierungsgebäude unter- 
gebrachte üntersuchungsstelle, wo die folgenden beiden Vorträge 
gehalten wurden. Hier waren mehrere mikroskopische Präparate yon Typhus- 
bazillen und mikroskopisoher Agglutination aufgestellt und während dieselben 
der Belhe nach besichtigt wurden, demonstrierte 

HL Dr. Kasten -Marienwerder nach einigen einleitenden Worten über 
den Wert der Ortlichen Besichtigung (örtliche Verhältnisse, Bodenformation, 
GrundwasserstrOme, Arbeitsbetriebe) bei Beurteilung des Wassers, der chemischen 
und bakteriologischen Wasseruntersuchung, den yon der Firma Burroughs 
Wellcome & Go.-London hergestellten Wasseraotersuchuigskasten^Soloid^. 
Nach § 87 der D.-A. soll der Kreisarzt die einfacheren chemischen Wasserunter- 
suchungen selbst aasführen. Wenn diese sich naturg^äß auch nur im großen und 
gaazen auf den qualitatiyen Nachweis der Stoffe — der genaue quantitatiye Nach- 
dürfte doch dem Chemiker yon Fach yerbleiben müssen — erstrecken 
können, so sibt uns doch gerade der «Soloid*- Kasten die Möglichkeit, die Quan- 
tität der enthaltenen Stoffe annähernd schätzungsweise festzustellen und jeden- 
falls zusammen mit der stets erforderlichen wichtigen örtlichen Be- 
sichtigung und bakteriologischen Untersuchung ein Urteil darüber zu gewinnen, 
ob das Wasser zu beanstanden ist oder nicht. Die Ausführung der Untersuchung 
ist mit den genau dosierten Tabletten selir einfach und schnell möglich, sodaß sie 
mit dem leicht transportablen Kasten unter Umständen gleich an Ort und Stelle 
stattfinden kann, ^e genaue Gebrauchsanweisung liegt jedem Kasten bei. 

Dr. Steger-Thom bemängelt den hohen Preis des Untersuchungs- 
kasteas (47 Mark). Er beziehe die Medikamente einzeln und packe sie in 
eine Zigarrenkiste« die sich bequem mitführen lasse. Bei ist jedoch der 
Meinung, daß die Unterbringung der Meßgläser pp. sdiledit in einem anderen 
Bdi&lter möglich sei Der »Soloid** sei kompendiös, gut und fest gearbeitet, 
daher leicht transportabel und dafür nicht zu teuer. — Eine weitere Dis- 
kasdon schloß sich an diesen Vortrag nicht an. 

IV. Die bakteriolegisebe Typhusdiagnose mit Demonstrationen. Befe- 
rent, Kreisassistenzarzt Dr. J o r n s - Marienwerder, weist einleitend auf die 
yon der bakteriologischen Üntersuchungsstelle im Laufe des Jahres ausge- 
führten Untersuchungen hin und betont dabei, daß yon nahezu 700 Unter- 
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suchnngeii, über die an anderer Stelle näher berichtet werden soll^), weit über 
die Hälfte auf Typhosmaterial entfallen. Im einzelnoi wird sodann erwähnt, 
daß als Material zur Frühdiajsnose yor allem Kot- und Blutproben in Frage 
kommen, während im ürin die l^hosbasillen erst in dem späteren Krank* 
heitsstadiom and besonders erst in der Bekonyaleszenz hänfiffer nadisawcdsea 
seien. Hieran knüpft Beferent die Bemerkung, daß yon abffdanfenai Typhos- 
erkranknngen, namentlich anter der Landbeyölkerong, Stahljproben zweda der 
Eontrolle der bakteriologischen Heilang, die keineswegs identisch mit der 
klinischen Heilang sei, nar sehr schwer oder überhaapt nicht zu bekommen 
seien. Die Kreisärzte werden gebeten, diesem Pankte ihre besondere Aaf- 
merksamkeit za schenken. 

Eingehend wird hieraaf anter Vorführong yon Koltoren and Präparaten 
das Verfahren zam Nachweise yon Typhas besprochen, wobei besonders die 
Erfahrangen mit den Nährböden yon y. Drigalski-Oonradi and Endo, dem 
Malachitgrünagar (Lentz-Tietz) and dem Ko£fginyerfahren (Ficker-Hof f- 
mann) heryorgehoben werden. (Aatoreferat) 

Nachdem der Vorsitzende den Beferenten für ihre Vorträge gedankt 
hatte, warde die Versammlang gegen 8 Uhr geschlossen. 

Den Best des Tages yerbraditen die iljiwesenden im gastlichen Hanse 
des Herrn Beg.- a. Med.-Bats Dr. y. Hake, dessen liebenswürdiger Einladang 



Berleht ftber die diemstliehe Vwmiilwmg der MedisiMsd- 
Bemmten des Bec^-Beslrks Bromberr mm 16. Jamiiwr IIKM, 
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Anwesend sind die Herren Begierangspräsident Dr. y. Günther, Ober- 
Beg.-BatDr. Alb recht, 2 Begieronffsräte, 18 Landräte, der Stadtrat Plasse 
aas Bromberg, der Erste Bürgermeister aas Gnesen, 2 Oberstabsärzte ans 
Bromberg, der Direktor der Proyinzial-Irren-Heilanstalt inDziekanka, sämt- 
liche 14 Kreisärzte, der Kreisassistenzarzt aas Schokken and 2 kreisärzUich 
geprüfte, praktische Aerzte. 

Der Vorsitzende, Beg.- and Med. -Bat Dr. Jas ter, erOfEnete die Ver- 
sammlang, begrüßt alle Anwesenden, and spricht den Herren Begierangspräd- 
denten and Ober-Be^erangsrat seinen besonderen Dank für ihr Erscheinen aas. 
Sodann teilt er die Veränderangen im Personalbestand der Medizinalbeamten 
im Jahre 1905 mit, erwähnt den Aastritt des Kreisassistenzarztes Dr. Pilf in 
Schokken aas dem Staatsdienst and sdnen Ersatz darch den Kreisassistenzarzt 
Dr. Schmidt, sowie die Versetzang des Kreisarztes Dr. Pieconka aasZnin 
nach Patzig im Interesse des Dienstes. Beiden Herren werden Worte der 
Begrüßang and des Abschiedes gewidmet. 

I. Daraaf besprach der Vorsitzende die wichtigstell Erlasse und Ter- 
fttgnngen im Jahre 1905, erläaterte anter Zagrandelegang der Ergänzangs- 
blätter zam Hebammen-Lehrbach, Jahrganp^ 1904, die fandamentale 
Wichtigkeit der neaen Bestimmangen über die Anzeigepflicht bei Kindbe^eber 
and die gesetzlichen Bestimmangen darüber im Landesseachensesetz, and fügte 
noch hinza, daß bei NichterfüUang der den Hebammen aaferlegten Verpfllch- 
tangen die Beslrafanff bei der Ort^olizeibehörde des Wohnsitzes der Hebamme 
and nicht beim Landrat za beantragen seL Femer erinnerte er daran, daß 
nach dem Ministerial-Erlaß yom 7. Febraar 1905 Sablimat an Hebammen gegen 
Aasstellang eines Qiftscheines anch in Drogenhandlangen yerabf^gt 
werden könne. 

Zar Sicherang der Diagnose bei epidemischer Genickstarre sei die 
Einsendang yon Liqaor cerebrospinalis, sowie yon Nasen- and Bachenschlelm 
an die bakteriologische Untersacbangsstelle nie za anterlassen. 

Er macht femer daraaf aafmerksam, daß ^das Gesandheitswesen 
des Prenßischen Staates*" für die Bibliothek des Kreisarztes za be- 
schaffen sei, and daß im Jahres -Sanitätsbericht genaae Angaben ttber Schol- 
schließangen, Nea- and ümbaaten yon Schalen yerlangt würaen. 

Sodann geht der Vorsitzende aaf das Gesetz yom 28. Aagost 1905, 
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beireffend die Bekämpfang übertragbarer Krankheiten, ein, hebt 
herror, daß der Kreisarzt sofort, nachdem er von dem Aaltreten einer anzeige- 
pfliohtieen Krankheit durch die Polizeibehörde in Kenntnis gesetzt worden, 
yerpfliditet ist, die örtliche Feststellung yorzunehmen und der Polizeibehörde 
darüber Anzeige zu erstatten, ob der Aasbruch der Krankheit festgestellt oder 
der Verdacht begründet ist ; weitere Ermittelungen über die örtlidbe und zeit- 
liche Ausbreitung der Krankheit dürfen nur im Einyerständnisse mit dem Land- 
rat, in Stadtkreisen der Polizeibehörde yorgenommen werden. Auf das gegen 
früher yeränderte Verfahren bei Ermittelung und Feststellung der ersten Fälle 
yon Diphtherie, Kömerkrankheit und Schanach durch praktische Aerzte weist 
er noch besonders hin. Auf die Erl&uterungen zu diesem Gesetze nebst Aus- 
führungsbestimmungen durch den Landesrat A. Schmedding in Münster wird 
noch besonders auunerksam gemadit, ebenso auf die Abweichungmi im Des- 
infektionsyerfahren und auf die Notwendigkeit der allgemeinen Einrichtung 
eines geordneten Desinfektionswesens durch angestellte amtliche Desinfektoren, 
die jetzt in jedem Kreise in genügender Zahl yorhanden seien. 

Bezüglich der Bekämpfung der Cholera weist der Vorsitzende auf 
den Erlaß yom 11. September 1905, betreffend die Anordnung bakteriologischer 
Untersuchungen bei cholerayerdächtigen Erkrankungen hin, insbesondere auf 
die mehrmalige Wiederholung jener Untersuchungen, weil aus der Verkennung 
eines Cholenualles die schwerwiegendsten Folgen zu befürchten sind. Sodann 
geht er noch ein auf den Erlaß yom 12. September 1905 über die polizeiliche 
Anmeldung yon Schiffern und Flößern, die aus cholerayerseuchten Gegenden 
kommen, femer auf den Erlaß yom 29. September 1905, betreffend die Ver- 
sorgung aller Arbeiter an Flußläufen mit einwandfreiem Trinkwasser und zuletzt 
auf den Erlaß yom 4. Oktober 1905, nach welchem durch die Tagespresse nur 
die Cholerafälle bekanntgegeben werden sollen, welche als solche bakterio- 
logisch festgestellt sind. 

Nach diesen geschäftlichen Mitteilungen übernimmt der Vorsitzende 
das Beferat zu 

n. Entstehung und Yerbreitung der Cholera im Begiernngsbeiirk 
Bremberg im Jahre 1905 und die zur Verhütung ihrer Weiteryerbreitung 
getrolfeiieii Massnahmen. 

Der Begierungsbezirk Bromberg ist durch seinen Wasser- und Land- 
Terkehr in besonders beyorzugter Lage für alle Proyenienzen aus Bußland und 

feht dadurch neben den Bezügen yon wertyollem Material an Arbeitern und 
rodukten auch der Gefahr der Einschleppung gemeingefährlicher Krankheiten 
entgegen. Eine Einschleppung yon Podcen findet in mehr weniger starker 
Weise in jedem Jahre statt und die Einschleppung yon Cholera ist durch den 
Holzyerkehr auf der Weichsel schon wiederholt yor einem und mehreren Jahr- 
zehnten erfolgt. Unser Weltyerkehr mit Bußland yerträgt keine Grenzsperre, 
er muß trotz aller begleitenden Gefahren aufrecht erhalten werden; denn auf 
der eingeführten menschlichen Arbeitskraft und dem überaus wertyoUen Holz- 
material basiert das Bestehen großer landwirtschaftlicher und industrieller 
Betriebe, deren Stillstand die Existenz des Staates emstlich gefährden würde. 
Die Einrichtung einer Grenzsperre, wie sie zur Verhütung der Einschleppung 
yon Viehseuchen erfolgreich durchgeführt wird, kann daher nicht in Frage 
kommen; darum müssen wir zur Verhütung der üebertragung yon aus- 
wärtigen Infektionskrankheiten aus Bußland besonders gerüstet sein. Wie 
hierin bezüglich der Cholera yorgegangen werden muß, haben ihr Verlauf im 
Jahre 1905 und die dagegen ergriffenen Abwehrmaßnahmen genügend gelehrt. 
L Entstehung und Verbreitung der Cholera. 
Von den Cholerafällen im hiesigen Bezirk während des Jahres 1905 sind 
alle Ersterkrankungen mit Ausnahme eines Falles auf eine Infektion durch 
Genuß yon Wasser der Fahrstraße Weichsel, Brahemünder Hafen, untere Brahe, 
Bromberger Kimal und Netze zurückzuführen, die späteren Erkrankungen aber 
durch üebertragung yon Person zu Person entstanden. Die drei zuerst be- 
kannt gewordenen Fälle betrafen Flößer, welche auf der Straße Thorn- Brahe- 
münder Hafen den Holztransport aus Bußland besorgten und in naher Verbindung 
mit demjenigen Transport gewesen waren, welcher yon zwei cholerakranken 
Bussen bis zum Eintritt des Todes des einen und schwerster Erkrankung des 
anderen nach Kulm geführt war. Von diesen Bussen war durch Deponierung 
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ihrer Dejekte in die Weichsel eine VerBeachang derselben eingetreten und da- 
dorch die Infektion unserer FlOfier erfolgt. Der Beginn jener 3 Erkrankiugen 
entfiel auf den 19., 22. und 24. August, während die späteren in Nakel, Czar- 
nikau, Eilehne yom 25., 27. und 29. August zu rechnen waren. Alle 7 Krdse 
des Bezirks, welche yon der Schiffahrtsstraße durchzogen werden, sind Ton der 
Cholera mehr oder weniger stark heimgesucht worden; nur die Stadt 
Gbesen im Kreise Gnesen, die mit der Wasserstraße nichts zu tun hafc, hatte 
in ihrem Qerichtsgefängnis einige Fälle von Cholera gehabt. Die Einschleppung 
des Choleragiftes war dorthin durch einen Gefangenen aus der Strafanstalt 
Crone a. Br. erfolgt, der am 26. August auf dem BiJinwege ttber Blomberg 
und Thorn in letzterem Orte Wasser getrunken und sich damit infiziert hatte. 
Von ihm wurden durch Eontaktinfektion zwei Mitgefangene ergriffen, während 
die ttbrigen Gefangenen (etwa 110) nach Eyakuierung der Kranken yerschont 
blieben. 

Die Art und Weise wie die Verschleppuns des Choleragiftes yon der 
Weichsel nach der Netze stattgefunden hat, ist nicht ermittelt, da die Ueber- 
träger nicht bekannt geworden sind: es läßt sich nur annehmen, daß durch 
Flöße bezw. Bazillenträger die Verschleppung stattgefunden hat. 

Sehr bemerkenswert war das Auftreten der Cholera in Labischin (8 Fälle), 
welches zwar an der Netze liegt, aber yon den Holztransporten auf dem be- 
fahrenen Wasserwege der Weichsel, Brahe, Bromberger Kanal nicht bertUirt 
wird. Dorthin war die Cholera durch einen Schiffsgehilfen auf einem rem, 
Berlin nach Montroy fahrenden Kahne yerschleppt woraen, auf dem sich Jener 
selbst unterwegs durch Wassergenuß aus dem Bromberger JSjuial infiziert hatte. 

Sehr auffällig war das Auftreten yon Cholera in den Ortschaften Adolfs- 
dorf und Piesno, KreiB Wirsitz, weil diese über 20 km yon der Netze entfernt 
liegen. In ersterer war der Arbeiter Erdmann am 4. September erkrankt, 
nachdem er sich zwei Tage vorher durch Genuß yon Netzewasser bei der 
Heuarbeit auf einer Netzewiese infiziert hatte. Er begab sich nicht in ärzt- 
liche Behandlung, übertrug die Krankheit auf 2 Söhne ndt charakteristischeil 
Cholerasymptomen und auf 4 weitere Familienmitglieder, die ohne Sjrankheits- 
erscheinungen nur als Bazillenträger anzusehen waren. Außerdem waren yon 
den 8 in demselben Hause wohnenden Familien 2 mit 6 bezw. 2 Mitgliedern 
infiziert worden und ein Kind yon 1*/« Jahren gestorben; alle übrigen 7 wiesoi 
in dem üntersuchungsmaterial zwar Cholera^rionen auf, boten aber keine 
Krankheitserscheinungen. 

In Piesno erkrankte ein Mann yon 25 Jahren, der beim Begräbnis seines 
Onkels in Skietz (Westpr.) zugegen gewesen war und am Begräbnisschmaus 
teilgenommen hatte. Der Tod des Onkels war an zu spät erkannter Cholera 
und die Infektion in diesem Falle durch Netzewasser beim Heumachen erfolgt. 

Die Gesamtzahl der im liiesigen Bezirk an Cholera Erkrankten betrug 
67 und zwar 45 Erwachsene und Kinder; dayon sind genesen 38 und ge- 
storben 29 = 48®/o. Bechnet man yon der Zahl 67 die 14 Bazillenträger ab, 
so würde die Todesziffer 55®/o betragen. 

Bezüglich der Entstehungsursache sind 89 Fälle durch Wasser, 26 Fälle 
durch Kontakt und 2 Fälle durch die eine oder andere Ursache bezw. durch 
beide erfolgt. 

Nach der Beschäftigungsart gehörten 7 Erkrankte zu den Flößern, 8 zur 
Bemannunff yon Kähnen, 7 zu Wiesenarbeitem und 50 zu anderen Berufen. 
Bei 7 Cholerakranken war der Krankheitsyerlauf ein so schneller^ daß in 6 bis 
10 Stunden der Tod eintrat — also ein sehr bösartiger Charakter der Infektion 
heryortrat Wenn es trotzdem gelang, in knapp 4 Wochen die Seuche zu be- 
kämpfen, so haben die an allen maßgebenden Stellen richtig durchgeführten 
Vorbeugungs- und Verhaltungsmaßregeln diesen Erfolff zu Wege gebracht. 
Hierzu gab die amtliche Ausgabe der ^Weisung des Bundesrats zur Bekämpfung 
der CholeTa yom 28. Januar 1904 nebst den dazu erlassenen Preußischen Aus- 
führungsyorschriften yom 12. September 1904 die beste Blchtschnur ; sie be- 
wirkte eine Vereinfachung des Verkehrs mit allen unterstellten Behörden. 

Bei der rapiden Verbreitung der Cholera in den flußabwärts belegenen 
Gebieten der Netze mußte es Wunder nehmen, daß auf der Zwiscbenstrecke 
yon der Weichsel bis zur Netze auf der ünterbrabe und im Bromberger Kund 
Erkrankungen der Flößer und Schiffer trotz des Verseuchtseins des Wassere 
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anfänglich nicht Torgekommen sind. Die einiige Erklining hierfür liegt darin^ 
daß auf diesem Teile der Wasserstraße nur Leute verkehren, die die Beschaffen- 
heit des Wassers genau kennen und wegen der teilweisen Veranreiniffong des- 
selben mit sehr wenig geklärter Bromberger SpOljanche und infolge guter 
anderweitiger Versorgung mit Trinkwasser durch amtlich bekanntgemachte 
einwandfreie Wasserentnahmestellen yon der Benutzung des Fahrwassers zu 
G^rauchs- und Trinkzwecken Abstand genommen haben, 
n. Maßregeln zur Bekämpfung derCholera und d^en Erfolge. 

1. Anzeigepflicht im § 1 des Gesetzes yom 80. Juni 1900 wird in 
Erinnerung gebracht und alle 8 Tage wiederholt 

2. Die obligatorische Leichenschau wird durch Polizei -Verordnung auf 
einen 6 km breiten Streifen zu beiden Seiten der Wasserläufe festgesetzt. 

8. Durch öffentliche Bekanntmadiungen wird yor dem Genuß des 
Wassers aus der Weichsel und der mit ihr zusammenhängenden Flußläufe zu 
(Gebrauchs- und Trinkzwecken gewarnt, und fttr die Beschaffung einer ge- 
nügenden Menge von öffentlichen Brunnen Sorge getragen. Die Badeanstalten 
an den in Bede stehenden Flußläufen werden gesdilossen. 

4. An der Wasserstraße werden üeberwachungsstellen eingerichtet, 
zuerst in dem Umfange wie im Jahre 1894, nämlich in Schulitz an der Weichsel, 
in Josephinen, Netzdamm, Usch, Czamikau an der Netze, bald darauf aber auch 
in Filehne und Pakosch (obere Netze), da diese Orte sehr gefährdet erschienen. 
Für jede üeberwachungsstelle wurden 2 Aerzte angesteUt, die zum größten 
Teil Tom Herrn Minister zur Verfügung gestellt, in einigen Fällen (8) auch 
aus den ortsangesessenen Aerzten gewämt wurden. Der eine yon beiden 
Aerzten war Leiter der üeberwachungsstelle, der andere sein Stellyertreter. 
Im Dienste trug jeder, der nicht Militärarzt war, am linken Arm eine weiße 
Binde mit Toiaa Kreuz. Eine weithin sichtbare Tafel am üfer mit der Auf- 
schrift ^üeberwachungsstelle. Halt und eine weiße Flagge gaben für jedes 
Fahrzeug die Weisung zu halten und die Aerzte an Bord zu nehmen. Diese 
führten die körperliche Untersuchung aus, kontrollierten die Gefäße für Trink- 
wasser und Desinfektionsmittel, erforschten, ob jeder Schiffsführer die Druck- 
schrift besaß: Wie schützt sich der Schiffer yor der Cholera? und füllten den 
Begleitschein über die Zahl der yorhandenen Personen und die erfolgte Unter- 
su^ung aus. Die am Wasser beschäftigten Arbeiter der Wasserbamnspektion 
und der Holzschneidemühlen wurden gleichfalls einmal wöchentlich untersucht. 

Zur größeren Sicherung des Dienstes der üeberwachungsstellen wurden 
dann noch die Nebenüberwachungsstellen mit je einem Arzt, aber ohne Fahr- 
zeug eingerichtet, in Brahemünde, Earlsdorfer Schleuse, IV. Schleuse am Brom- 
berger Kanal, Labischin und Vordamm; die Stelle an der IV. Schleuse wurde 
bald nach Bromberg als „Beobachtungsstelle*' yerlegt. Die Einrichtung in 
Vordamm war dem mesigen Herrn Begierungspräsidenten als Staatskommusar 
für das Netzegebiet übertragen, obwohl die Lage zum Begierungsbezirk Frank- 
furt a. 0. gehört. 

In Fordon war das frühere Choleralazarett schon im Frühjahr instand - 
gesetzt worden und beim Auftreten der Cholera in betriebsfähigem Zustande 
yorhaoden, so daß die ersten Kranken sofort Aufnahme finden konnten. 

Die Ausrüstung der Ueberwachungs- und Nebenüberwachungsstellen mit 
Baracken und notdürniger Ausstattung zur Aufnahme Kranker, Krankheits- und 
Ansteckungsyerdächtiger wurde tunlichst bald in Angriff genommen und anfangs 
aus yorhandenen Vorräten, später aus neuem Material bewirkt; letzteres ge- 
schah auf den Üeberwachungsstellen Schulitz, Josephinen, Pakosch und den 
Nebenüberwachungsst^en Karlsdorf, Labischin und Vordamm. Alle Bauten 
mit Zubehör sind den Wasserbauinspektionen bezw. Kommunen übergeben, 
damit sie in Ordnung gehalten werden und dem Staat im Bedarfsfall jederzeit 
zur Verfügung stehen. 

Im Kreise Wirsitz sind noch zwei Baracken und in den Städten 
Gnesen und Bromberg besondere, massiye Absonderungshäuser errichtet worden. 

Die Versorgung idler Wiesenarboiter mit gutem Wasser wurde durch 
polizeiliche Anor£ung geregelt. 

Ifit diesen Kräften konnte die Bekämpfung der Cholera erfolgreich yor- 
genommen werden. Durch die Ueberwachung wurden 1 Kranker und 5 Ver- 
dächtige an Cholera auf der Wasserstraße entdeckt ; der größte Erfolg dieser 
Maßregel bestand jedoch in der Mitwirkung für gesundheitsgemäßes Xebe|^ 
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and Verhalten der sehiffahrttreibenden Bey^Ucening, sowie in der Versorgong 
derselben mit gntem Trinkwasser und sicherem DesinfektionsmateriaL 

Fftr die Beschaffung einwandsfreien Trinkwassers ist die Staatsregiening 
nach Kräften eingetreten; sie hat an 59 Stellen der Wasserstraße an leicht 
zngfinglichen Orten Bronnen herstellen lassen, die ein gntes Trinkwasser 
lieferten and für alle Bedürfnisse der Schiffer and Flößer aasreichten. 

Die allgemein hygienischen Verhältnisse im Bezirk in den yon der 
Cholera nicht bedrohten Gegenden haben anter ihrem Einfloß eine darchgehende 
Besserang erfahren, die sich bezog aaf Beinhaitang der Wohnangen, anschfid- 
liche Beseitigang der Abwässer, Herstellang öffentlidier Brannen, Einrichtangen 
zar Aufnahme and Behandlang Ton Personen ndt ansteckenden Krankheiten, 
Errichtung und Verbesserung yon Desinfektionsanstalten u. y. a. 

Die Gesundheitskommissionen entfalteten eine bmerkenswerte Tätigkeit, 
die Presse, die Vereine, die Lehrer- und Schulzenkonferenzen brachten Be- 
lehrungen ttber das geeignete Verhalten zum Schatze gegen die Cholera. Ab- 
lässe, Märlcte, große Versammlungen (Gustay Adolfyerein und Proyinzial-Lehrer- 
Versammlung) wurden untersagt; somit waren alle Maßnahmen getroffen, 
die der Weiteryerbreitung der Cholera ungünstig waren. Mit dem 20. September 
war die Cholera als erloschen anzusehen; es wurden aber erst gegen Mitte 
Noyember die eine und Ende Noyember die zweite Hälfte aller üeben^Etchungs- 
und Nebenüberwachungsstellen aufgelöst 

Die Militärbehörde, welche in der gefährlichen Zeit große ManOyer- 
übungen im liiesigen Bezirk abliielt und tagUlglich yon dem Stande der Krank- 
heit in Kenntnis gesetzt wurde, yennied nur die Belegung yon Ortschaften 
bezw. Häusern, in denen Cholera yorgekommmi war, setzte sonst aber die 
Truppenübungen fort und hatte keinen Cholerakranken. 
III. Klinische Seite der Erkrankungen und Behandlungs- 
Versuche. 

Die klinischen Symptome wecliselten yon unmerkbaren Krankheits- 
erscheinungen (Bazillenträger) an bis zu denen yon sdiwerstem, in wenigen 
Stunden todlichem Verlaufe; aus diesen Fällen war zu ersehen, daß es sich 
um keine abgeschwächte Form yon Cholera gehandelt hat. Die Behandlung 
hat sich zumeist auf die in Hamburg im Janre 1892 geübten Verfahren mit 
Kalomel und Botwein beschränkt und ist nur in yier Fällen mit dem yon 
Prof. Dr. Stumpf in Würzburg empfohlenen Mittel: Bolus alba, seiner Vor- 
schrift entsprechend durchgeführt worden. Von diesen yier Fällen war einer 
sehr schwer und für einen günstigen Verlauf ohne Aussidit. Ob Bolus oder 
Naturheilkraft den günstigen Ausgang bewirkt haben, ist schwer zu sagen, 
jedenfalls ermutigt der Verlauf zur Anwendung in neuen Fällen. GewOlinliche 
Magendarmkatarrhe sollen bei der jedesmaligen Anwendung des Mittels in 
günstiger Weise beeinflußt worden sein. Erwähnen mOchte ich nur noch die 
Empfehlung yon Aether phosphoricus — 1 Teil Phosphor auf 480 Teile Aether, 
gemischt mit der ^Idchen Quantität tanninfreien Kognaks — durch den Eichungs- 
inspektor Will m Poseb, der dieses „unfehlbare** Mittel yon seinem Vater, 
dem im Jahre 1888 yerstorbenen praktischen Arzte Dr. Will in Schlippen- 
beil Ostpr.. erhalten haben wilL 

Kochsalzinfusionen sind nicht gemacht, ebensowenig sind Schutzimpfungen 
yorgenommen worden. 

Das Fazit aller Erfahrungen beim Herrschen der Cholera läuft darauf 
hinaus, daß die wissenschaftlichen Bekämpfungsmaßregeln, wie sie durch Bobert 
Koch als richtig erkannt und angegeben sind, sich in glänzendster Weise 
bewälirt haben, und daß wir einen neuen Einbrach der Cholera aufs beste 
gewappnet und gerüstet gegenüberstehen. (Autoreferat.) 

Hierauf y erbreitete sidi der Korreferent, Beg.-Bat Dr. Büdding, noch 
über nachstehende drei praktische Fragen, die zugleich zum Gegenstande der 
Diskussion gemacht wurden: 

1. Die Cholerakommission der Begierung habe yielfach die Beobachtung 
gemacht, daß die Polizeibehörden mit ihren Absperrmaßregdn erst dngegriffen 
hätten, nachdem die Cholera bakteriologisch festgestellt war. Dieses Ver&hren 
entspreche nicht den geltenden Bestimmungen, wonach in allen Fällen des 
amtlich festgestellten Cholerayerdachtes so zu handeln sei, als wenn die 
bakteriologische Feststellung der Cholera erfolgt seL i 
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2. Die Sohaffang eines Dispositionsfonds zur Entsch&digiing deijenigen 
Beteiligten, denen nacli den geltenden Bestimmungen für den eruttenen Schaden 
kein Ersatz gewälirt werden kOnne. sei staatlicherseits darchans erforderlich. 

8. Eine gesundheitspolizeilicne üeberwachnng des aus Baßland auf den 
Grenztkbergängen nach dem hiesigen Bezirk einwandernden Verkehrs Yon Saison- 
arbeitern sei un Jahre 1906 geboten. 

Statt der bestehenden 6 üebergänge sollten nur die drei yerkehrsreichsten 
in Jerzyce, Papros and Woyrin zar Benatzang gestattet werden. An den Be- 
schäftigongsorten der Arbeiter sei eine füätagige Beobachtang derselben 
darch Aerzte festzasetzen. 

In der Blsknssioii hebt Landrat Graf Wartensleben- Wirsitz her- 
Yor, daß er die yom Referenten aasges^rochene Erwartung bezüglich der 
Dünstigen Erfolge bei Bekämpfung der yielleicht im Frtthjfüir 1906 neuauf- 
iackemden Cholera nicht zu teilen vermag, falls nicht vorher von Staatswegen 
alle Ansprüche betreffs Entschädigungen aus dem Jahre 1905 befriedigt werden. 
Er erinnert an die Schwierigkeiten, die er und der Kreisarzt bei ihrem Vor- 
gehen anfangs mit den Leuten hatten; erst ab man ihnen versprach, daß jeder 
Schaden gedeckt werden würde, ließen sie sich zu Leistungen bestimmen. 
Leider würden jetzt die Entschädigungsansprüche abgelehnt Das habe böses 
Blut gemacht; er glaubt deshalb, daB man im laufenden Jahre mit großem 
Widerstreben zu rechnen haben werde, und bittet, daß nachträglich doch 
noch die Entschädigungen bewilligt würden. Kreisarzt Dr. Sauberzweig weist 
darauf hin, daß die üntersuchungsresultate aus Berlin oft erst nach 14 Tagen 
kommen. Er fragt an, wie man sich demgegenüber verhalten solle, da man die 
Leute doch nicht die ganze Zeit hindurch festlegen kOnne. Laodrat v. Bülow 
sdiließt sich den Worten des Landrats Graf Wartensleben an. Gegenüber 
offenbaren schweren Erkrankungen sei zwar die Furcht der Leute ein Bundes- 
genosse im Kampf gegen die Ansteckung, nicht aber bei den sonst gesunden 
«Bazillenträgem'*. Er bittet auch um Genehmigung der Entschädigungen mit 
rückwirkender Kraft. Landrat v. B e t h e - Czamikau schließt sich ebenfalls dem 
Antrage an, daß ein Dispositionsfonds für Entschädigungen zur Verfügung ge- 
stellt werde. Er selbst geht in den Vorbeugungsmaßr^em viel weiter als allge- 
mein geschehe; er verlangt, daß beispielsweise keine Haus- und landwirtschaft- 
lichen Tiere mit der Netze in Berührung gebracht werden, und wenn dies ge- 
schehen, daß sie vernichtet würden. Sein Kreisausschuß habe ihm 10000 Mark 
zur Verfügung gestellt, so daß er jeden Schaden decken könne. Er lobt die 
Bereitwilligkeit seines kreisausschusses für die Aufgaben im Kampf gegen die 
Krankheit. Ob.-Beg.-Eat Dr. Albrecht: Bei Ausbruch der Cholera hatten wir 
noch nicht das Gesetz vom 28. August 1906. Jetzt trägt der Staat nur die Kosten, 
soweit das landespolizeiliche Interesse sie erfordert, üso für die Maßnahmen im 
Stromgebiet, bei den Flößern und in bezug auf die Flußstraße. Außerhalb des 
Stromgebiets liegen die Kosten als ortspolizeiliche den Gemeinden zur Last 
mit Anspruch auf Bückerstattun^ eines Teiles vom Kreise, wenn die End- 
summe eine gewisse Höhe übersteigt. Dadurch entsteht natürlich Unzufrieden- 
heit, das ist aber nicht zu ändern. Der Staat kann weiter nur noch die Kosten 
übernehmen, wo diese weder landes- noch ortspolizeilicher Art sind, abo wo 
sonst niemand für den Schaden einzustehen hat. Für diese Fälle kann zweck- 
mäßig ein Dispositionsfonds geschaffen werden, aus dem dann mit möglichstem 
Entgeg«[ikommen manches gedeckt werden kann. So sei z. B. in Nakel eine 
Wirtsäaft geschlossen, an einer anderen Stelle einem Fischer das Fischen ver- 
boten worden. Dafür Entschädigung zu zahlen, sei niemand gesetzlich ver- 
pflichtet, das könnte durch einen Dispositionsfonds geschehen. Auch der Kreis 
könne natürlich einen Fonds schaffen als Seuchenfonds. Den Ausführungen 
des Graf Wartensleben stimme er in gewisser Hinsicht bei und spreche 
sich auch für einen Dispositionsfonds aus. Dem Landrat v. Bethe 
gegenüber bitte er, die Landräte möchten in ihren sanitätspolizeilichen Maß- 
nahmen nicht zu weit gehen, denn dann könne man schließlich alles verbieten, 
sogar die ganze Schifffuirt. Das sei nicht nötig, ebenso sei es nicht nöti^, 
das Tränken des Viehs in der Netze zu verbieten. Den Menschen sei ja die 
Benutzung des Netzewassers auch nicht unter Strafe verboten, sondern sie 
würden nur gewarnt, es zu trinken. Graf Wartens leben: Die fraglichen 
Entschädigungsansprüche datieren vor dem Likrafttreten des Gesetzes, welches 
doch keine rückwirkende Kraft habe. Die Landräte hätten in gut^ Glauben 
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gehaadelt und bäten jetit, die Entseh&digiingen dordbzadrtteken. Ob.-Beg.-Bat 
Dr. Albrecht weist darauf hin, daß Yor dem Inkrafttreten des Gesetzes ttber- 
haapt keine Entschädigungsansprüche bestanden hätten. Landrat Ton Bttlow 
bittet, die Entschädigung auch für die Fälle als landespolizeilich anznseheB, 
welche yom Flnßlanf ans durch Flößer in die GFemeinden hineinffetaragoi werden. 
Femer meint er, eine verschärfte Beobachtung der Flößer, die in die Heimat 
ziehen, sei nötig, damit dieselben nicht die Krankheit einschleppen. Gerade 
im Kreise Schabin seien armselige kleine Ortschaften reich an Flößern. Beg.- 
Eat Dr. Badding: Ortspolizei and Landespolizei ist im Gesetz nicht anter« 
schieden, sondern hierbei aaf bestehendes Becht rerwiesen. Der Umstand, 
daß yom Flaßlaaf eine Krankheit in die Gemeinde erst hineingetragen wird, 
kommt nicht in Betracht; aach die Kosten für die Verhinderong der Ein- 
selileppang sind ortspolizeiliche. Eine Quarantäne gibt es nicht; zulässig ist 
einzig Auferlegung der Anzeiffepflicht und Meldepflicht bei der Polizeibehörde. 
Ob.-Beg.-Eat Dr. Alb recht oittet Fälle, in denen eine Entschädigung emp- 
fohlen wird, in einem zusammenfassenden Bericht noch einmal einzugebeii. 
Landrat Graf Wartensleben hätte das wohl getan, wenn nicht die Leute 
ihre Ablehnungsbescheide mit den Papieren im Aerger yemichtet hätten. 

Zum Punkte 8 des Korreferats äußert Kreisarzt Dr. Witt in g: Die im 
Jahre 1906 zu erwartende Choleragefahr ist größer, als die des ye^gangenen 
Jahres, weil nicht allein im Flußyerlauf, sondern an zerstreuten Stellen im 
Lande die Seuche voraussichtlich ausbrechen werde. Darum muß gleich der 
erste Fall mit eiserner Faust gepackt werden. Das kann nur mit Aussicht 
auf Erfolg durch Aerzte geschehen, nicht durch Laien. Seiner Meinung nach 
könne dies wohl durch die Kreisärzte geschehen, da die Zuwanderung nicht 
plötzlich, sondern allmählich, schubweise von statten gehe. Eine Art Quaran- 
täne sei auf den Gütern möglich, die nur S—A Tage zu dauern brauche, da 
von der Inkubationszeit von 5 Tagen 1—2 Tage aiüf die Beise in Anrechnung 
kämen. Er müsse gleichzeitig die Bitte aussprechen, für die Untersuchung das 
hygienische Institut in Posen zugängig zu machen, da Berlin offenbar über- 
lastet gewesen sei und infolgedessen langsam gearbeitet habe, so daß man erst 
in 4—6 Tagen die definitive Antwort bekommen habe. Landrat Oonze glaubt, 
daß diese kreisärztliche Untersuchung ungeheure Kosten und Schwierigkeiten 
machen würde; die Grenzuntersuchnng durch Aerzte im Verein ndt einer Kon- 
trolle durch den Arbeitgeber würde im allgemeinen genügen. Wird dann eine 
Erkrankung gefunden, so wird sofofort dem Kreisarzt Anzeige erstattet Die 
Leute verteilen sich auf so viele kleine Besitzer, daß man nicht überall den 
Kreisarzt hinschicken kann. Graf Wartensleben bittet, die Beobachtung 
nicht durch Laien vornehmen zu lassen; er wisse aus Erfahrung, daß die Be- 
sitzer einen Unterschied machen zwischen eigenen und fremden Leuten, und 
sich um letztere weniger kümmern. Landrat Dr. Schreiber meint ebenfalls, 
daß die Untersuchung eine ärztliche sein müsse; Vertrauensleute unter den 
Arbeitgebern bekäme man dazu überhaupt nicht. Es könnten ja auch prak- 
tische Aerzte sein, je nach den Verhältnissen. Die Untersuchung an Ort und 
Stelle müßte allerdings wiederholt werden, da durch spätere Zuwanderung immer 
einige Personen vorhanden sein könnten, die noch nicht untersucht seien. 
Herr Beg. -Präsident: Ob die Cholera wirklich im Frülgahr wiederkommt, 
ist ja noch fraglich. Wir müssen natürlich dann auch die ländlidien BezirlDs 
unter Kontrolle nehmen, aber das ist nicht so schlimm. Was nicht an der 
Grenze untersucht ist, müßte sofort nach Ankunft auf der Arbeitsstelle dner 
ärztlichen Untersuchung unterworfen werden. Die Besitzer würde man schon 
zwingen können, daß sie ihre fremden Leute wie die eigenen kontrollieren. 
Ob.-Beg.-Bat Dr. Alb recht weist auf die Notwendigkeit hin, das Haupt- 
gewicht auf die Uebergangsstationen zu legen. Er fragt, ob es möglich sein 
wird, den ganzen Sachsengängerzuzug durch diese Uebergangsstationen zu leiten. 
Verschiedene Bedner sprechen sich im bejahenden Sinne aus. Zu der gestdlten 
Frage, wie man sich den Leuten gegenüber verhalten solle, welche d& Grenze 
wiederholt passieren, sei es zu Besuchen der Familie, sei es aus anderen Gründen, 
bemerkt der H. Beg.-Präsident, daß man nicht alle Detailfragen jetzt be- 
sprechen könne ; im übrigen sei es selbstverständlich, daß stets dne neue Kon- 
trolle in solchen Fällen stattzufinden habe. Landrat Oonze weist darauf Idn, 
daß eine gelegentliche Kontrolle schon durch den Impfzwang ausgeübt würde; 
diese sei dann besonders streng zu handhaben. Kreisarzt Dr. F r i e d r i ch spricht 




der Medirinalbeamten des Beg.-Bei. Bromberg. 115 

den Wonsoh ans, daß anck bei negatirem Untersuohungsbefande telenraphiflche 
Nachricht gegeben werden müßte, weil man dadurch unnötig langes Festhalten 
der Leute rermeide. Beg.- u. Med.-Bat JDr. Jaster ist bereits im Begriff, ein 
besttgliches Gesuch zu stellen. Im Torigen Jahre wurde die ganze Kampa^e 
gegen die Seuche in Berlin sentralisiert; fftr die Zukunft wird Dezentralisation 
eintreten mtssen und würde der Bezirk dann ein näheres Untersuchungsamt be- 
kommen (Posen). £r meint, falls es nicht mOglich sei, die russische Begierunff 
zum Bespektieren der bestimmten Qrenzttberg&oge zu bewegen, würde man doch 
alle UebWffinge mit Aerzten besetzen müssen. Jeder Ar^ter bekommt nach 
der Kontrule sdnoi Passimchein, auf dessen Vorhandensein die mietenden 
Besitzer strengstens zu sehoi haben; ohne solchen darf niemand eingestellt 
werden. Die Beobachtung ginge sehr gut an Ort und Stelle durch den Wirt- 
schaftsinspektor oder BesUzer selbst. Man solle nicht zu strenge seit in dea 
Anforderungen, um etwas Gutes zu erreichen; jene Leute seien intelligoit 
gjmug, um die Wichtigkeit der Maßnahmen zu begreifen und zu unterstützen. 
Eine Untersuchung durch den Kreisarzt, ja auch nur durch Aerzte, sei aus- 
geschlossen; für die Kreisärzte sei es zu yiel, die praktischen Aerzte hätten 
anderes zu tun. Einwandsfreie, rertrauenswürdige Leute reichen zur Beob- 
achtung der Bussen aus. Kreisarzt Dr. Witting meint, daß die ganz leichten 
Fälle dem Arbeitgeber entgiDgen, während der SreLsarzt durch Entnahme Ton 
Material Klarheit schaffen könne. Die leichten Fälle würden auch absichtlich 
Terheftmlicht. Beg.- und Med.-Bat Dr. Jaster tritt dem entschieden entgegen. 
Die ganz leichten Fälle könne der Kreisarzt auch nicht erkennen, so daß für 
ihn die Veranlassung, Material zu entnehmen, wegfalle, das hättoi Erfahrungen 
ffCBUgsam bewiesen. Bazillenträger könnten dem Kreisarzte und Arzte yer- 
iorgen bleiben. Landrat Graf Wa rtensleben erinnert daran, daß er gelegent- 
lich seiner Bemühungen, die Geistlichen zur Unterstützung bei der Cholera- 
bekämpfung heranzuziehen, auf passiyen Widerstand gestoßen seL Die Leute 

gaub^m nicht recht an die Gkifahr; man müsse daher immer mit solcher 
dolenz reclmen. 

Da niemand mehr hierzu das Wort begehrt, wird die Diskussion ge- 
schlossen. 

IL Die SäogilBgsslerbliehkeit im Begleruigsbeairk Bromberg mit 
besoBderer Berieksielatiguif der Yerfftguig rem 18» Feb* 1906) J^-Nr. 1465 
MIe. Beferoit: Krdsarzt Dr. Sauberzweig: Die Säuglingssterblichkeit 
ist in Deutschland eine leider sehr große, sie beträgt 28,5 o/t gegenüber 20,27 <^/o 
in Italien, 17,01 o/t in Frankreich, 18.19 o/t in Schweden, 10,49 in Norwegen. 
In den einzelnen Bundesstaaten schwanken die Ziffern erheolich, so weist 
Württemberg 81,25, Bayern 80,48, Sachsen 25,87^ Preußen 21,23 «/t auf. Im 
Bromberger Bezirk beträgt die Sterblichkeit der Kinder im ersten Lebensjahre 
2L6o/» gegoiüber einer Gesamtsterblichkeit Ton 21,4 auf Tausend, und zwar 
bei ehelkhoi Geburten 19,9, bei unehelichen 89,6 o/o. Die Schwankungen in den 
einzelnen Kreisen sind gering, die Städte weisen überall die höhere Ziffer aui 
Des weiteren beobachtet man eise yomehmliche Beteiligung gerade des ersten 
Lebensmonats, der etwa viermal srößere Mortalität hat, als jeder folgende. 
Die Sterblichkdt nimmt mit zunehmendem Alter rapid ab, so daß also die 
Widerstandskraft des kindlichen Körpers von Monat zu Monat erstarkt Der 
am meisten gefährdete Monat ist somit der erste. 

Die I^üsse auf diese Sterblichkeit sind mannigfache. Den größten 
Siniuß haben die ökonomisch wirtschaftlichen Verhältnisse. Der steigende 
Wohlstand drückt die MortaUtäts- (M) Ziffer sehr herab. So war sie bei 
Besitzern und Beamten Ib—ll^ Fabrikarbeitern ... 25 o/, 
TagelöhnMi .... 22,7 <»/o Mägden, Dienstboten . 45 «/o 
Parallel damit geht der Einfluß der Wohnung;; Licht und Luft sind die 
Vorbedingnnff gedeihlicher Entwickelung des Säuglings; eine enge, ungesunde 
Wohnung führt zur Zersetzung der Naluungsmittel, zu Krankheiten der Eltern, 
die auf das Kind zurückwirken, wie Skrofulöse, Tuberkulose, Bleichsucht, 
zumal der Mutter, die die materielle Not stets zunächst betrifft Die un- 
ffünstk^sten äußeren Verhältnisse haben naturgemäß die unehelichen Kinder, 
leren Müttern die männliche Stütze fehlt, die selbst auf den harten Kampf des 
LebeM angewiesen, ihr Kind fremden Leuten, ungenügender Pflege überlassen 
müSMa» ueberhanpt sind die Kinder am schlechtesten dran, deren Mütter zur 
Arbeit geswungen sind. Es entfäUt für die leUteren die Möfid|c^eit des 
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Selbstsiillcns, die Möglichkeit der dgenen Ueberwachnog des Kindes, das sie 
Pflegemüttern za überlassen gezwungen sind. Den großen Einfloß dieses 
Arbeitszwangs der Mütter lehrt ein Blick auf die Statistfi: der indostriereichen 
elenden Sachsens, die eine Säaglingssterblichkeit Ton 28-->31®/o auf weises. 
Dieser nachteilige Einfloß des Arbeitszwangs tritt besonders in den letatem 
Monaten der Sdiwangerschaft heryor. Statistisch ist festgestellt, daß die 
meisten Totgeborten (vom 7. Monat ab) bei Müttern yorkommen, die|, an sich 
schwächlich oder kränklich, bis zom Ende der Schwangerschaft arbeiten, ond 
zwar für den Bezirk Bromberg sind es 3,0% bei ehelichen, 4,6<>/o bei unehe- 
lichen Geborten; für den Landkreis Bremberg ist das Verhältnis ganz be- 
sonders ungünstig mit 8,5^01 Sodann sind yon Einfloß aof die Säaglings- 
sterblichkeit Laster ond Krankheiten der Eltern, die sich oft zor Armot gesellen. 

Hier im Osten ist besonders der yerderbliche Einfloß der Truiksocht 
herrortretend, während die geschlechtlichen Krankheiten, Prosütotien ond 
Syphilis, hier weniger Aosdehnong gewinnen, dank dem mehr ländlichen Cha- 
rakter des Ostens. 

Alien bisher benannten Faktoren Toran steht die Ernährongsf rage. 
Die Yerdaaongskraiuüieiten stellen mindestens 68 o/^ der Todesursachen. Die 
Statistik ist idet noch onzoverlässig; es sind beispielsweise die Todesfälle an 
„Krämpfen** in der Mehrzahl den Verdaaongskrankheiten zozozählen. Der 
wesentliche Grond dieser unendlich häufigen Verdauungskruikheiten liegt in 
der künstlichen Ernährung, dem Nichtstillen der Mutter. Auf dem Lande, wo 
fleißiger und länger gestillt wird, sind deshalb die Yerdauungskrankheiten der 
Säuglinge und damit deren Gesamtsterblichkeit geringer, ab in der Stadt, trota 
der im übrigen oft ungünstigeren Verhältnisse, der mangelhafteren Pflege, des 
nicht geringen Schmutzes usw. Die Unsitte des NichtStillens in den Städten 
hat bei den besseren Kreisen seinen Grund teils in der Bequemlichkeit der 
Mütter, teils in dem Einwirken falscher Batschläge, auch in der mangelnden 
Einsicht Yon der Wichtigkeit des Selbststillens, zum Teil auch in der physi- 
schen Unmöglichkeit. Bei den ärmeren sind es die Tätigkeit der Frauen im 

f ewerblichen Betriebe, ihre Inanspruchnahme durch Broterwerb, welche die 
rauen, die stillen könnten, abhalten, es zu tun. Eine künstliche Ernährung 
ist stets widernatürlich an sich, auch bei der zweckmäßigsten Durchführung. 
Dazu kommen noch deren besondere Gefahren, zunädist die Ungunst der 
Jahreszeiten : Der Sommer mit seiner Hitze schädigt den Säuglug durch 
Ueberhitzung direkt in der Widerstandskraft, femer die Milchnahrung durch 
Beschleunigung der Zersetzung, zumal in den engen, oft hochgelegenen Prole- 
tarierwohnungen. Wir sehen denn auch im Hochsommer ein beängstigendes 
Hochschnellen der M.- Ziffer. Auch die Milch an sich ist zumeist schon ge- 
eignet, Krankheiten herrorzurufen. Oft Yom kranken Tier entnommen, das bm 
unrichtiger, nur auf Milchproduktion, nicht auf deren Quidität berechneter 
Fütterung im schmutzigen, schlecht gelüfteten Stall steht, durdi schmutzige 
Hände, oft yon kranken Personen in schmutzigem Geschirr aufgefangen, ent- 
rahmt, verwässert, mit Zusätzen yersehen, in undicht schließenden Gefäßen, auf 
staubigen Straßen, auf heißen, sonnigen Wegen transportiert, vom Händler 
yielleicht noch gar mit unverkauften, verdorbenen Besten vermischt, so stellt 
die Milch zuweuen schon an sich eine ungeheure Gefahr für den zarten Or- 
ganismus des Säuglings dar, die noch erhöht wird durch die meist ganz un- 
zweckmäßige weitere Behandlung der Milch im Haushalt, zumal des Arbeiters. 
Aber auch eine einwandfreie Milch liefert noch immer cdn Quantum (^efahr^ 
für den Säugling, wenn sie im Haushalt unzweckmäßig aufbewahrt, unrichtig 
dargereicht wird (nach Menge und Zahl der Mahlzeiten) und unzweckmäßig 
verdünnt wird. Es ist hier des Einflusses des Wassers zu gedenken bei der 
Ernährung des Säuglings durch Milch. Das Wasser aus den ländlichen Zieh- 
brunnen ist stets uimy^enisch, ndt Keimen reich beladen ; es dgnet sich weder 
zum üblichen Verdünnen der Milch vor dem Verkauf, wie vor dem Verbrauch. 
Auch schlechtes Brunnenwasser aus Pumpen kann durch Zuführung von 
Keimen und chemischen Bestandteilen zur Milch schädlich werden. 

Der Bedeutung der Emährungsschäden gegenüber ist für die Säuglings- 
sterblichkeit der Einfluß der Infektionskrankheiten ein geringer. Je 
nach herrschenden Epidenden ist er ein schwankender, immer aber ziemlich un- 
erheblicher. Die primären Krankheiten der Atmungsorgane sind ebenfalls 
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fbntOBgiknBkheÜea dmieUei. Die Wege smr HerabmiiideriiBg dei SiugliiigB- 
iterl»liehk6it sind dareh ihre ünachen gewiesen. Mit dem PMiperismiis hmm 
idr fJs gegebenen Faktor sn redinen; die Hygiene rerrnng dagegen nichts. 
Wohl alMMT klHinen wir Mif die Besettigang der Wohnnngseinflttsse hinarbeiten, 
X. B. dnreh Bau Ton Arbeiterwohnnngen nach hygienischen Gnndsätsen, ftti 
die die Gemeinwesen dnreh Grttndnng ron (^enossensciiaften usw. sorgen können. 

Die Ziehbrunnen müssen Überall beseitigt werden, firzlliohe Batsehl&ge 
ntisen da nichts, helfen lumn mir eine gesetsnehe Bnisnenordning. GrOfiere 
Gtoeinden haben die Anlagen Ton Wasserleitnngen ins Auge zn fassen, deren 
segensreicher EinflnB -durch Arbdtsentlastong gerade anch den Arbeiterinnoi 
als Mittem sngnte kftme. Einmal f&llt Iftr sie die Arbeit des Wasserherzn- 
schlenpens fort, femer wird durch das jedeneit zur Verligimg stehende Wasser 
die Sanberkeit gefördert Die Fabriloränme mttssen fttoall hygienisch ein- 
wandfrei hergestellt werden, nm die imgftnstige Emwirknng der Fabrikarbeit 
an! den mfttterlichen Organismus herabzumindern, femer mw die Bestimmung 
getroffen werden, daß zwei Monate Tor und ein Monat nach der Entbindung 
keine Fabrikarbeit der Frauen geduldet wird. FreiUeh müssen die Mütter 
dnreh Gewihrung Ton Wochenuntersttttzung schadlos für den Ausfall Ton Ver- 
dienst gelialten werden, da durch yerminderte Lebenshaltung sonst der günstige 
Einfltß der Arbeitsenthaltung aufgehoben würde. 

Da die ElnschrRnkang der unehelichen Geburten keine Handhabe bietet, 
müßtet für die elenden Kinder gesorgt werden durch eine bessere Organisation des 
Ziehkinderwesens. Zu Zielimüttera dürften nur ganz einwandfreie Personen 
angelassen werden, die im Besitz entsprechend guter Wolinriiume sich befinden. 
Ihnen dürften die Kinder nur bis zu zwei überlassen werden, da zwei S&ug- 
Unffe sende genug Arbeit für eine Person machen. Die Ziehmutter müßte 
gevncite Anweisungen bekommen und sehr häufig kcmtrolliert werden. Die 
Kontrolle w&re auszuüben durch freiwillige Mitglieder bezüglicher Frauen- 
▼ereine, regelmäßig aber auch durch den Arzt, dem auch jede Erkrankung des 
Ziehkindes sofort gemeldet werden müßte. Dm Ziehmüttern müßte die Nahrung 
womOf^ch in trinkfertiger Form geliefert werden; ihnen w&re ein auskömm- 
Udfees Honorar zu garantieren, so daß sie keine Ausfälle hätten, deren Folgen 
auf dM Ziehkind zurückfallen. Die Aufnahme eines Ziehkindes dürfte erst 
4 Wochen nach dessen Geburt gestattet sein. Eine andere diesbezügliche Ein- 
richtung ist die Krippe. In diese muß jede Mutter jederzeit Zitritt zum 
Stillen haben; sie sind mSdichst den Arbeitsplätzen nahe anzulegen, so daß 
die Mütter von der Arbeit kdnen weiten Weg zur Krippe haben, mid durch 
Gewöhnung ton Stillpausen ist ihnen der Besuch der Krippe zum Zmetk des 
Stilleas zu ermöglichen. Selbstyeratändlich müssen die Bäume heU, luftig, 
gmügend groß, trocken sein und mit der ganzen Anlage und Inhalt möglidist 
täglicher, ärztueher Kontrolle unterstehen. Ais Ergänzung znr Krippe, die 
auch mit einem Isolierraum für krankheitsyerdächtige Kinder auszuüben ist, 
ist ein SäugHnffsspital zu fordern. 

Ferner wird von segensreichem Einfluß sein ein Hinwirken auf das Selbst- 
stillen der Mütter, durdi das am sichersten das Heer der Verdauungskrank- 
heiten besdirä^ wird. Es kann dies durch Belehrung und Ermahnung, durch 
Verteilung yon Merkblättern auf dem Standesamt, durdi Geistliche, Hebammen, 
MUj^eder der Franenyereine, durch Aerzte geschehen^ Müttern, die aus 
sozialer Not nicht stillen, wäre eine Beihilfe zu gewähren, die es ihnen er- 
möglicht Vor allem aber wird easich darum handeln, die Milch, welche ds 
Ersatz der Muttermilch nun einmal in so unendlich yielen Fällen nicht zu um- 
gehen ist, in tadelloser Bsschaffenheit bereitzustelleD. Eine schlechte Milch 
kann auch durch Apparate und Methoden, wie Sexhlet, nidtt einwandfrei 
werden, wnil die größere Zahl der Keime bei dem Kochen nicht unschädlich 
gemacht wird ; audi die Handhabung dieser Apparate für die einfachen Leute 
zu umständlich, die Beschaffung zu teuer ist ^nm Zwedt einer guten Müch- 
Tenorgung ist es nOtig, die Produktion, den Transport, den Verkauf und die 
Verwendung der Müch zu überwachen. Die Milch für SängMnge soll von einer 
g e sun den iTuh stammen, die trocken gefüttert wird^ aus peinlich sauberem 
ilall, dnreh gesunde Personen mit sauberen Händen gemolken sein. Sie soll 
iltiiert uad auf 10® C. gekülilt werden in einem Yom Spühraum entlegenen 
KttUbrauniL transportiert werden in sauberen, dicht sdmeßenden (}emßen, 
wälirend der heißen Jahreszdt nur nachts ; de soll dann womOglich^sterilisiert 
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und in Portionsflaschen an die Matter abgegeben werden, und 2war an einem 
Preise, der billiger ist, als der der Marktodloh. Das ist alles natürlich nur 
unter großen Opfern mOglich, nnter Zoschoß der Kommunen. Eine eingehende 
Milchkontrolle ist aber zum mindesten (nach obigen Oedchtspunkten) erforder- 
lich, auch in kleinen Gemeinden. Und, da Hanptlehler yon den Mttttem sdbst 
in der Zubereitung und Darreichung der Nahrung gemacht werden, aus Un- 
kenntnis und zum Teil aus Qleichgfitigkeit, so ist fftr eine Unterweisung der 
Mutter zu sorgen, wie sie durch lutfflieder der Frauenrereine ausgeübt werden 
kann. Sehr zu empfehlen ist die Ausbildunff Ton Gemeindesluglingspflegerinnea, 
nach dem Muster der jetzigen Gemeinde- bezw. Landkrankenpflegerinnea; 
jedenfalls sind erstere nötiger ab letztere. Diese Personen hätten ron Haus 
zu Haus die Mutter zu belehren und zu unterweisen. 

Beferent schloß seinen Vortrag, den er durch ein umfangreiches statisti- 
sches Material stützte, mit dem Hinweis auf die Schwieri^eiten der Tor- 
geschlagenen Wege zur Abhilfe, aber auch auf die zu erwartende köstliche 
Frucht solcher Bestrebungen. 

In der sich anschließenden Biskussioii berichtet Kreisarzt Dr. Fr iedr ich 
Yon den Einrichtungen, die Prot Dr. Siegert in Cöln getroffen hat In einem 
großen Apparat wird die Milch sterilisiert und den Müttern gebrauchsfertig 
überleben. Die Anlage habe 18000 M. gekostet, und mache dnen jihrlichea 
Zus<£uß yon 18000 lUrk notwendig. Die Milch werde mit 8 Pfennig geliefert 
Er regt eine Nachahmung der Einrichtung auch für kleinere Orte an 
und erwähnt, daß er selbst mit Voryersuchen dazu beschäftigt sd. Gegen die 
Flugblätter ist er mißtrauisch ; sie entlialten nach seiner Andcnt unzweckmäßige 
Eatschläge und teils unrichtige Angaben. Kreisarzt Dr. Holt z hält auch für 
nötig und möfflich, eine strenge Durcliführung der Milchkontrolle anzubahnen. 
Er meint, daß eine diesbezügliche Polizdyerordnung für den ganzen Bezirk 
nötig sd. Auch in kleinen Städten sd die Kontrolle der Ziehmütter durch- 
führbar. Der Beg. - Präsident teUt mit, daß dne derartige Polizdrerordnung 
in Bearbdtung sd; die Sache sd aber schwierig, besonders da auch die Med£ 
ziner sdbst nicht dnig sden, wie wdt de in den Forderungen gehen müßten. 

Beg.- und Med.-Bat Dr. Jaster dankt dem Beferenten für seinen Vor- 
trag und spricht den Wunsch und die Hoffnung aus, daß dch die angeregten 
Verbesserungen, wenn auch nur zum kleinen Teil durchführbar, zeigen möchten. 
Er weist hin auf die in Charlottenburg unter dem Protektorat Ihrer Majestät 
im Entstehen begriffene Musterrersuchsanstalt für Säuglingsemährung, Ton 
der wir Großes erwarten. Er begrüßt freudig die Bestrebungen des Kreisarztes 
Friedrich, kann aber dessen Ansichten über das Flugblatt nicht beistimmen, 
das im allgemeinen Torzügliche Vorschriften gebe. Allerdings sden Eänzd- 
heiten auszusetzen; so verwerfe auch er die Bdnigung der Säuglingsmundhöhle 
durch Ausrdben, bd der es häufiger zu künstlicher Iniektion und Schleimhaut- 
Terletzung komme. 

Da dch niemand mehr zum Worte meldet, schließt der Vordtsende mit 
Dank an die Versammlung die Sitzung. Nach dersdben fand im Ziyilkasino 
ein gemeinschaftliches Mittagsmahl statt, an dem die Mehrzahl der An- 
wesenden teilnahm. Dr. Schmidt - Schokken. 



Berlehte ftber die KreisTerMmmlnnireii dM Bayeriwliem 
MedlBinalbeamtenTereiiui; 
a. Kflgwniaininlnng für Oberbay^rn. 

Sonntag, den 22. April 1906; 1 Uhr nachmittags in München. 

Anwesend sind 15 Herren aus Oberbayem und als Gast H. Bezirksarzt 
Dr. Dietsch aus Hof. H. Beg.- und Kreis-Med.-Bat Pro! Dr. Messerer, 
der im Vorjahre die Kreisyersammlung mit seinem Besuche beehrte, ist beur- 
laubt und Yon München abwesend. Als Stellvertreter ist dessen Assistent, 
Bezirksarzt Dr. Sendtner, erschienen, der die Versammlung herzlich begrüßt 

1. Der Vorsitzende, Bezirksarzt Dr. Anger er- wdlheim, eröfbet 
die Sitzung und gibt zum ersten Punkt der Tagesordnung ^Aesehiflliehe 
Mitteilungen^ bekannt, daß der Mitgliederbestand des Bayenschen Medisinal- 
beamtenyereins dch gegenwärtig auf 848 stellt; daron entfdlen 56 auf Ober- 
bayem. An der Teims^e zur heutigen Versammlung ist Idder ein größerer 
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Teil der Besirks&rste Terhindert durch die zurzeit in einer Beihe von Amts- 
bezirken bereits stattfindenden Impfungen. 

IL Die Betellignng der Amtsinte an der Ueberwaehnng des Mileb- 
rerkanfes« Der Vorsitzende bittet ab Beferent die Anwesenden, die An- 
gelegenheit der UDlohkontroUe bei der großen Bedentong der Milch als Yolks- 
nahrangsmittel besondere Aufmerksamkeit zuwenden zu wollen. Zwar sind 
die Berop^nisse des Bezirksarztes gegenftber der Milchkontrollo verhältnismäßig 
sehr geringe; doch kann hauptsäclSich nach zwei Bichtungen hin mit Erfolp; 
gearbeitet werden. Einmal sollen geeignete Persönlichkeiten der Polizei- 
mannsohaften im Amtsbeairk yom Bezirksarzt dazu ausgebildet werden, daß 
sie, ähnlich dmi zuständigen Marktbeamten in München und anderen Groß- 
städten, fähig sind, aus den von ihnen entnommenen Stichproben das spezifische 
Qewicht der Milch mittels des Laktodensimeters ablesen zu können. Anger er 
hat in seinem Amtsbezirk in dieser Hinsicht sehr gute Besultate erzielt; die 
Milchfälschungen haben dort wesentlich abgenommen« Weiterhin soll der 
Bezirksarzt me (Gemeinden veranlassen, daß sie mit der zuständigen Unter- 
suchungsanstalt ftr Nahrungs- und Genußmittel — wir haben in Bayern an 
solchen drei staatliche in München, Erlangen, Wttrzburg, eine Kreisanstalt in 
der Halz nnd drei städtische in Begensburg, Nttmberg, Fürth — entsprechende 
Verträge abschließen. Beferent b^auert, daß heute noch vielfach die Bechts- 
aaschanungen seitens der Milchproduzenten und Milchhändler sehr fehlerhaft 
sind und daß auch sehr häufig die Bechtsprechung nicht so energisch genug 
mit Strafen, wie sie nach dem Beichsgesetz, betreffend den verkehr mit 
Nahrungsmitteln usw. vom 14. Mai 1879 (§§ 10 und 12) möglich seien, vor- 
geht, wie es im Interesse der Milchkonsumenten nötig seL 

ni. üeber den ärztliehen Dienst bei den Gerichts- und Verwaltungs- 
behSrden referiert Med.- Bat Dr. Burkart-Bosenheim. Hierzu ist dn- 
schlägig ein Antrag der Pfäldschen Ereisversammlung an die Vorstandschaft 
des myerischen Medizinalbeamtenvereins, welcher lautet : „Es wird der Antrag 
gestellt, die Vorstandschaft des Bayerischen Medizinalbeamtenvereins zu ver- 
anlassen, an die K« Staatsregierung die Bitte zu stellen, den § 8 der K.A.V. 
vom 8. September 1879, «den ärztlichen Dienst bei den (Berichts- und Ver- 
waltungsbehörden betr.**, welcher lautet: 

„Die Landgerichtsärzte und die Bezirksärzte l. und n. Klasse sind in 
Verhinderungs- und Erledigungsfällen zur vorftbergehenden gegenseitigen 
Aushilfe in den gerichtsärztlichen Geschäften verpfliditet'* 
durch den Zusatz zu ergänzen: 

„bei längerer Dauer solcher Vertretung wird dem Vertreter auf An- 
suchen ein Tagegeld bewilligt werden.'' 

Beferent kann sich für eine Abänderung dieses § 9 nicht erwärmen. 
Er ist der Ansicht, daß die gedachte K. A. Verordnung überhaupt nicht in 
einem einzelnen Teile eine Abänderung erfahren sollte, sondern hält es für 
zweckmäßiger, daß zu § 10 der ärztlichen Gebührenordnung der folgende 
Zusatz gemacht werden möge: „Bei längerer Vertretung emes Amtsarztes 
durch einen anderen wird dem vertretenden Amtsarzt auf Ansuchen ein Tag- 
geld von sechs Mark bewilligt.*^ Beferent bemerkt, aus älteren Verordnungen 
von vor 1879 gehe hervor, daß solche Entschädigungen auf Ansuchen in jedem 
Falle von der Begierung zugebilligt wurden. 

In der Debatte erg^t sich, daß es angezeigt ist, diesen Punkt einst- 
weilen zurückzustellen und für eine spätere G^egenheit offen zu lassen, was 
zu beschließen seL 

IV. Der IrstUehe Dienst bei den landgeriehtUehen AnshiUl^eflng- 
nlssen. Hierzu wird vom Beferenten, Bezirksarzt Dr. Anger er, der Antrag 
gestellt, die Vorstandschaft des Bayer. Medizinalbeamtenvereins zu veranlassen, 
in die zuständigen Stellen die Bitte zu richten: 

„Es wolle den Bezirksärzten, welche als Gefängnisärzte bei den land- 
gerichtlichen Aushüfsgefängnissen aufgestellt sind, für die Mehrarbeit bei 
solchen Gefängnissen eine Jährliche Bemuneration gewährt werden.^! 

Dieser Antrag wird in der Debatte allgemein befürwortet und ein- 
stimmig angenommen. 

V. Im zweiten Teil der Verhandlungen des heutigen Tages befaßt 
lieh die Kreisversammlung mit dem Programm der dlesjährigen^liande&« 
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Tenainmluff des BftyerlsdMn MedlitiialbeuiteBTerefauu Diese wird am 
27. and 28. Juni in Nürnberg abgehalten iumL beliaadelt: 

1. Die YerliAtaBg der Weüeryerbreltuig aastedceader Knuüdieiten. 

2. Die Ziebtnng tob Tierlympke; EeL: Med.-Bat Dr. Stumpf- HttBcken. 
8. Die sefanl&rztliche Tätigkeit der k. Bezirks&rzte in Bayern; Bei Dr. 

Glanning-Nttraberg. 
4. Yakzfne und Eksem; Eef.: Dr. Grotli-MflncheB. 

Das Programm ist so frtüiseitig ansgegebea worden, damit sich die 
dnzelnen Kreisyersammiongen mit der Besprechimg der Materien b^tfsen 
können, nach ICafigabe der ansffllirlieh beigegebeaen Leitsätze« Eine Dis- 
kossion über die Themen 2 and 4 wird nach Vorsehlag des Vorsitzenden nicht 
angeschnitten. Dagegen geben die beiden anderen QegenstSade Anlafi sn leb- 
haftem Anstansch der Ansichten und Eriahmngen der einzelnen Herren. Was 
die Verhütung der Weiterrerbreitang ansteckender Krankheiten 
anlangt, so ergu»t die gründliehe Aussprache der Amtsärzte, daB wir in Bayern 

fegen die Ghcuera und andere Seuchen sehr schlecht gerüstet sind. Es wird 
onstatiert, daß es durdiweg an den zur wirksamen Bekämpfung notwettdiges 
Hilfsmitteln (Desinfektkmsapparaten, Desinfektionsmannschaften, Isdierhospi- 
tälem, Baracken usw.) fehlt Es wird betont, daß, falls wir yon einer Seucne 
heimgesucht würden, kaum der Erfolg zu erzielen sein könnte, wie er in 
Preuß#n 1906 gegenüber der Cholera tatsächlich erzielt wurde. Es fehlt Tor 
allem auch nocn in den Gemeinden an Verständnis für die Notwendigkeit der 
Seuchenbekämpfung überhaupt und ganz besonders der Desiwfftktionsmaftnahmen 
und sonstiger gegen die Weiterrerbreitung yon Seuchen unentbehrlichen Sdiutz- 
elnrichtungen. Uebereinstimmend ergibt rieh, daß auf dem Gebiete der Be- 
kämpfung der Tierseuchen wdt besser gesorgt ist 

Zum' Schlüsse der Versammlung wird £e Anregung gegeben, es solle im 
nächsten Jahre auf das Programm für die Landesversamnuung ein aosführlichea 
Beferat angesetzt werden betr. die ganze Ausgestaltung des amtsärzt- 
lichen Dienstes in einer Weise, wie sie den modernen Anforderungen 
unserer Zeit an die Amtsärzte entspricht. Die Stellung und Arbeitslast, die 
Verantwortung des Bezirksarztes ist durch die heut^:^ Verhältnisse eine 
wesentlich yeränderte gegenüber der amtsärztlichen Tätigkeit, die im organischen 
Edikt Ton 1808 festgelegt ist. Die Schulhygiene, Eostkinderfürsorge, die 
öffentliche (Gesundheitspflege im ganzen können bri der heute noch giltigen 
Art des amtsärztlichen Dienstes nicht so Tom Amtsarzt durchgeführt werden, 
wie es im öffentlichen Interesse notwendig ist Die Vorstandschaft des 
Bayerischen Medizinalbeamtenvereins hat ridi bereits mit dieser wichtigen 
Angelegenheit der Neugestaltung der Verhältnisse des Medizinalbeamtendienstes 
eingehend beschäftigt. Für den Eegierungsbezirk Oberbayem erklärt rieh auf 
Ansuchen der heutigen Ereisyersammlung der landgerichtliche Physikats- 
assistent Dr. Becker bereit, im Einvernehmen mit den Beferenten der 
anderen sieben Eegierungsbezirke ein Beferat zu erstellen. Die eingekommenen 
Beferate werden sodann Gegenstand der Beratung der nächstjährigen Landes- 
Versammlung sein. 

Mit dem Danke an die Anwesenden für die rege Teilnahme an den 
heutigen Besprecongen schließt der Vorsitzende die Versammlung um 5 Uhr. 

Dr. Weigl-MOnchen. 



b. KrelsverMunmluBff tfkx Mltt^lfira&keB. 

Mittwoch, 18. April 1906, 8 Uhr nachmittags in Nürnberg. 

Die Versammlung wurde von dem Kreisvorritzenden, Landgerichtsarzt 
Dr. Hermann -Fürth, mit einer kurzen Begrüßung der erschienenen Herren, 
namentlich des von der KönigL Ereisregierung abgeordneten Vertreters, des 
EgL Kreis- Med.- Bats Dr. Bruglocher, eröffnet. 

Anwesend waren 19 Herren, darunter 12 amtliche Aerzte. 

I. Den ersten Gegenstand der Tagesordnung bildete das auf der vor- 
jährigen Landesversammlung als Beratungsgegenstuid für die heurigen Kreis- 
versammlungen sowie für die Landesversammlung gewählte Thema: ^Die 
Verhütung der Weiterverbreitung der ansteckenden Krankheiten mit 
Rtteksioht auf das Beiehsseuchengesetz und die elnsehliglfen Iwdes- 
^'«isetiUehen Bestimmungen.^ 
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Der Berichteritatter hierttber, BeiirkBant Dr. Spaet-Fftrih, gkg 
zunächst an die Erörterung der Ton Dr. Böhm-Angsbnrg Torgeechltfeaea 
Erweiteranff der Anseigepflicht bei übertragbaren Kraakbeiten. Er 
beriüirt dabei die fttr Bayern gutigen gesetzlichen Bestimmungen (Bei cht- 
seachengesetz rem 80. Joli 1900 und akt in der EL A.-y. Tom 8. Neyember 
1904 und in dem M.-E. vom 9. Norember 1904 lüerzn erlassenen Ansfttbnngi« 
bestimmnngea, die E. A.-y. rem 22. Jali 1891, betr. Anaeigepflioht der Medizinal- 
personen ud die oberpolizeilicben Vorschriften nm 20. Korember 1886 ftber 
Ldchenschan und die Zeit der Beerdigong bezw. Feststellnng der Anzeige- 
pflicht für Leichenschaaer durch Ziffer VI der Dienstanweisong). 

Mit Eftckdcht darauf, dafi die Kgl. Staatsregiemng sich kaum ent- 
schließen dtlrfte, die Anzeigepflicht ttber den Kreis jener Krankheiten aus- 
zudehnen, die einerseits wirklich sanit&tspolizeiliche Bedeutung haben und bei 
denen auch tatsächlich mit Erfolg gegen die Weiteryerbreitung eingeschritten 
wetden kann, empfiehlt der Berichterstatter nach dem Vorgänge des preußischen 
Scmehengesetzes die Ausdehnung der Anzeiffepflicht insoweit als angezeigt zu 
bezeichiMn, daß in Zukunft auch jeder emzelne Fall yon Scharlach und 
Diphtherie und ertl. Ton Fisch-, Fleisch- und Wurstrergiftung 
angezeigt werde, bei letzteren 8 Krankheiten namentlich dann, wenn sie unter 
dem Bilde des Typhus oder Paratyphus auftreten, ferner von Tuberkulose 
bei Todesfällen oder Wohnungswechsel 

Bezüglich der Anzeigepflicht auch bei Verdacht auf eine flbertragbare 
Krankheit hält er dieselbe angezeigt in den Fällen Ton Genickstarre, 
Kindbettfieber und Typhus (unberührt natürlich die Bestimmungen des 
Bdchsseuchengesetzes und der Dienstanweisung für Leichenschauer). Die Aus- 
ddinung der Anzeigepflicht über das ärztliche und niederärztliche Personal 
hinaus hält er für empfehlenswert, wenn die Anzeigepflicht auf die angegebenen 
Krankheiten beschränkt bleibt. Bezüglich Keuchnust ens, Masern usw. 
empfiehlt er, es bei den bisher in Bayern geltenden Bestimmungen zu belassen. 

Hinsichtlich der Ton dem Landesvorsitsenden angeregiken Frage, ob 
bei uns überall die Einrichtungen und Maßnahmen Tor- 
bereitet und yorhanden sind, welcne zum sofortigen Vollzug 
des Eeichsseuchengesetzes Tom 80. Juni 1900 erforderlich 
sind, führt Berichterstatter aus, daß dies bezüglich der ersten 2 Ab- 
schnitte des genannten Gesetzes .Anzeigepflicht* und «Ermittelung 
der Krankheit" wohl zu bejanen sei, weniger günstig liege die Sache 
bezüglich des Schutzmaßregeln auf dem platten Lande. Diese 
Schutzmaßregeln teilen sich in Aufsichts- und Absperrungsmaßnahmen und 
Desinfektionsmaßnahmen. 

Die Desinfektion zerfalle bekanntlich in 2 Abschnitte, einmal die 
Desinfektion während der Krankheit und diejenige nach derselben, d. i die 
sog. Schluß- Desinfektion. Die fortlaufende Desinfektion werde am 
zweckmäßigsten von dem Pflegepersonal ausgeführt, es sei deshalb dem bis- 
herigen MMigel an geschulten Krankenpflegern auf dem Lande abzuhelfen. 
Die Schlußdesinfektion sei einem amtlich geprüften Desinfektor zu fiber- 
tragen, der auch die fortlaufende Desinfektion überwachen und wenn not- 
wendig, tätig eingreifen konnte. 

Die erste Ausbildung yon Desinfektoren erfolge am besten in Des in' 
f ektorenschulen; ob £e Desinfektion den Badem zu übertragen sei, ist 
wegen ihres sonstigen Berufes als Basierer etc. besonders zu erwägen. Dem 
Amtsarzt faUe stets die Beratung der Behörden bezüglich der Wahl der Des- 
infektionsapparate zu: ob DampfdesinfelEtionsapparate oder Formalinapparate ; 
bei ersteren hinwieder, ob stabile oder transportable, bei letzteren, welches 
Ton den verschiedenen vorhandenen Modellen zu wählen seL Schließlich wurde 
noch die Frage, ob die bisherigen gesetzlichen Bestimmungen eine genügende 
Handhabe zur erfolgreichen Bekämpfung der übertragbaren Krankheiten bieten, 
vom Berichterstatter bejaht, da sowohl auf Grund des Art 67, Abs. I u. II 
des P.-StG.-B. sowie des § 267 des B.-St-G.-B. Vorschriften über Desinfektion 
usw. erlassen werden können, soweit hierfür nicht bis jetzt schon Vorsorge ge- 
troffen sein sollte. 

In Mittelfranken sei auch die Anzeigepflicht bei Krankheiten von 
Schulkindern durch B.-£rL vom 22. ;März 1908 besondeii^^regelt; 
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einige Distriktspolizeibehörden liaben eingehende distriktspoliseOiche Yerord« 
nnngen auf Grund des Art. 67 des B.-St.-G.-B. erlassen. 

Eine einheitliche Eegolong fllr das ganze Königreich erscheine aller- 
dings wünschenswert. 

Bezüglich der beabsichtigten Morbiditätsstatistik wird Tom Be- 
richterstatter empfohlen, derselben zozostimmen. 

An der sich anschließenden Diskussion beteiligten sich, zum Teil 
wiederholt, 9 Herren. Einstimmig wurde die Anschanong aasgedrückt, daß die 
Anzeigepflicht nicht zn sehr ausgedehnt werden soue; dn Teil der 
Bedner war dafür, die Anzeigepflicht nach Vorsehlag des Berichterstatters zn 
regeln, ein anderer Teil dagegen dafür, keinerlei Aendemngen an den bis- 
herigen Bestimmungen yorznnehmen, da nach der EL A. V. Tom 22. Joli 1871 
ja aach Fälle von Scharlach etc. anzeigepflichtig sind, sobald sie in irgend 
schwerer Form auftreten, ohne daß es gerade eine Epidemie sein müsse. 

Bei der Abstimmung wurde mit allen gegen 1 Stimme der Yorschlag 
des Berichterstatters abgelehnt und der Anschauung Ausdruck gegeboi, es sei 
bei den bisherigen Bestimmungen zu belassen, dagegen sei bei Todesfällen 
an Tuberkulose den Leicnenschauern die iüiizeigepflieht aufzuerlegen. 

Bezüglich der Begelung des Desinf ektionswesens wurde ein* 
stimmig beschlossen, es sei die erste Ausbildung der Desinf ektoren in eigenen 
Desinfektorenschulen wünschenswert Die Tätigkeit der bisher als Des- 
infektoren tätigen Persönlichkeiten wurde von einem Teile als rollkommen 
befriedigend bezeichnet, während dies von einem anderen Teile wieder in Abrede 
gestellt wurde, namentlich seien hinsichtlich der Wirkung der Formalindesin- 
fektion Zweifel berechtigt; denn damit, daß die Desinfdctoren den Apparat 
in Tätigkeit zu setzen, d. L zur Dampf ent Wicklung zu bringen vermögen, sd 
ja noch keineswegs die Keimabtötung für den betreffenden Fall gewährlMstet 
oder erwiesen. 

Der Vorschlag des Berichterstatters, der Fertigung einer Morbiditäts- 
statistik durch me Medizinalbeamten zuzustimmen, wurde abgelehnt 

n. Die schulärztliche Tätigkeit im Königreich Bayenu Berichte 
erstatter: Dr. Glauning, Physikatsassistent in Nürnberg, erörterte in wohl- 
begründetcn Ausführungen die bereits zur Kenntnis der Mitglieder des Bayer. 
Medizinalbeamtenvereins c^ebrachten Leitsätze. 

Die Versammlang hat diesen Leitsätzen zugestimmt, die Entscheidung 
darüber aber, ob es opportun sei, die darin enthaltenen Forderungen zu einem 
Antrag an die KönigL Staatsregierung zn verdichten, der Landesversammlung 
vorbehalten. 

m. Geriehfsärztliche Anregung. Dr. Bur gl, Landgerichtsarzt in Nürn- 
berg, spricht unter näherer Begründung den Wunsch aus, es möchten die Heb- 
ammen angehalten werden, bei außerehelich geborenen Kindern die Zeichen 
der vorhandenen Beife nach einem von ihm vorgelegten Schema genau festzu- 
stellen und aufzuzeichnen, damit sie bei ihrer öfters stattfindenden Vernehmung 
als Zeugen und Sachverständige in Alimentationsklagen zuverlässigere Aus- 
kunft als bisher geben und so oft den S^indem zu ihrem Becht verhelfen 
könnten ; der Zeitpunkt der Schwängerung könnte dann vom Gerichtsarzte mit 
größerer Sicherheit festgestellt werden. 

Diesem Vorschlag gegenüber verhielt sich die Versammlung zustimmend. 

Nach kurzen weiteren Erörterungen über innere Angelegenheiten wurde 
vom Vorsitzenden die Versammlung um */«7 Ohr geschlossen. Sitz der nächst- 
jährigen Kreisversammluirg ist wieder Nürnberg. Dr. Spaet-Fürth. 



o. Krelsversammlung der Xediiliialbeamtm 
des Beg.-Bei. Sehwaben am 7. April 1906 in Augsburg. 

Die diesjährige Versammlung des schwäbischen Kreismedizinalbeamten- 
Vereins fand am Samstag, den 7. April, nachmittags, im Saale des 
Hotels zu den drei Kronen in Augsburg statt. 

Hierzu waren erschienen: Herr Kreis-Med.-Bat u* Beg.-Bat Dr. Boger 
als Vertreter der Königlichen Kreisregierung, femer die Bezirksärzte Dr. B ö hm- 
Augsburg ,Med.-Bat Dr. Brand -Füßen, Dr. Endres-Illertissen, Dr. Gra- 
ba m o r -Memmingen, Dr. G r a s s 1 - Lindau, Med.-Bat Dr. G ö t z -Nördlingen, Dr. 
H u g - Donauwört, Dr. Kienningers - Sonthoien, Dr. L ü s t -Schwabenmünchen, 
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Dr. Keidhärdt - ZnamarehaBflen, Dr. Noder-Mindelheim, Dr. Nothaas- 
Gtt]iibiirg,Dr. Sell-Dülinffen, Dr.Seelo8-WertiDgen,Med.-BatDr. Waibel- 
Kempten, Dr. Witte- Mamoberdorf, die Landgeriditsärzte Dr. Eiern z- Mem- 
mingen und Dr. üts- Augsburg, die praktischen Aerzte Dr. Gatermann- 
Unterthingan« Dr. Heinsen - Aagsbnrg, Dr. S ö 1 c h - Laoingen, Physikatsassi- 
stent Dr. Schuster - Angsborg und Dr. (Zorn, städtischer Erankenhausarzt 
in Memmingen. 

Nachdem der Vorsitzende. Bezirksarzt Dr. Böhm- Augsburg, die An- 
wesenden beffrflßt und der EönigL Ereisregierung den Dank für Delegierung 
des Herrn Kreismedizinalrats Dr. Boger zum Ausdrucke gebracht, eröffnete 
er die offizielle Verhandlung und referierte zuerst ttber einige wichtige interne 
Fragen, dann schritt er zum Vortrage des von ihm übernommenen Beferates 

l. Die Meldepflieht und die MorbiditAtssUtistik der Infektlons- 
kraakkeiten in Bayern« (Eigenbericht«) 

In eingehender Weise schilderte er, wie die Aerzte Bayerns die ersten 
waren, welche sich freiwillig in den Dienst unserer Wissenschaft gestellt und 
bereits in den achtzigem Jahren des vorigen Jahrhunderts das ihnen zur Be- 
obachtung gekommene Material der Infektionskrankheiten regelmäßig zum 
Zwecke der Bearbeitung einer Morbiditätsstatistik derselben zur Benutzung 
gaben, so daß der Vortragende schon im Jahre 1889 in der Lage war, an der 
Band der zehnjährigen Ziffernsumme Ton 1155000 Erkrankungsfällen ein ttber^ 
sichtliehes Bild über das Eommen und Gehen, die räumliche und örtliche Aus- 
dehnung Ton 18 Infektionskrankheiten in Bayern zur Darstellung zu bringen. — 
Dann nng er auf die Allerhöchste Verordnung vom 22. Juli 1891, welche den 
sämtlicnen bayerischen Medizinalpersonen bei einer Beihe von Infektionskrank- 
heiten die Anzeigepflicht auferlegt, sowie auf das Beichsgesetz vom 80. Juni 
1900 über und setzte auseinander, daß — obwoiil den Sanitäts- und Polizei- 
behörden hinreichend Gelegenheit gegeben sei, von den im Bezirk auftretenden 
Infektionskrankheiten Eenntnis zu erlangen, trotzdem diese Vorschriften 
nicht allen Bedingungen entsprächen, die zu cdner erschöpfenden Eenntnis- 
nahme des Auftretens von zahlreichen Volkskrankheiten und zur energischen 
Bekämpfung der letzteren Torausgesetzt werden müßten. 

Kach genauer Motirierung dieser Behauptung stellte der Vortragende 
folgende Leitsätze auf: 

.1. Die seiner Zeit von den Aerzten Bayerns auf freiwilliger Basis 
gegründete Morbiditäts- Statistik der Infektionskrankheiten 
ist von hohem wissenschaftlichem Werte, weil sie alljährlich Auf- 
schluß erteilt über das örtliche, zeitliche Auftreten und die Ver- 
breitnngsweise einer großen Anzahl von Volkskrankheiten und 
^ehxeitig die Bearbeitung einer Bezirks-, Ereis-und Landes - Statistik und 
damit einer Landes-Seuchengeschichte derselben ermöglicht. 

IL Zur umfassenden und erfolgreichen Bekämpfung der 
Infektionskrankheiten bietet jedoch fiese Statistik den Sanitäts- und 
Polizeibehörden aus dem Grunde nicht die hinreichende Handhabe, als nicht 
alle Aerzte sich an diesem Unternehmen betdligen und anderseits die be- 
handelten Fälle von den betreffenden Eollegen erst am Ende jeden Monats 
dem BeKirksarzte zur Eenntnis gebracht werden. 

Besser wird zwar obiger Zweck erreicht durch das Beichsgesetz 
Tom 80. Juni 1900, betreffend die Bekämpfung gemeingefährlicher Erankheiten, 
nnd durch die B. V. yom 8. Not. 1904, den Vollzug dieses B.-G., sowie durch 
die Allerhöchste Verordnung yom 22. Jiüi 1891, die Anzeigepflicht der Medizinal- 
personen bei ansteckenden Erankheiten, und die Vollzugsyorschrift hierzu vom 
24. Juli 1891, sowie die oberpoliz. Vorschrift yom 20. Noy. 1885, die Anzeige- 
pflicht der Leichenschauer betreffend; allein auch diese gesetzlichen Be- 
stimmungen erfüllen ihren Zweck nicht erschöpfend, da obiges Beichsgesetz 
die Anzeigepflicht nur bei einer beschränkten Bdhe yon Infektionskrankheiten, 
und die B. V. yom 22. Juli 1891 bei yerschiedenen Erankheiten, z. B. Diphtherie, 
Scharlach etc., nur unter bestimmten Bedingungen yorschreiben. 

m. Um eine ergiebige Handhabe zur Bekämpfung der Infektions- 
krankheiten zu erhalten und anderseits an der Hand der gemeldeten Er- 
krankungen eine Morbiditäts -Statistik bearbeiten zu können, ist es unbedingt 
nötig, daß die Anzeigepflicht sowohl der behandelnden Aerzte wie die der 
andmn Beteiligten eine ausgedehntere werde. Es ist deshalb wänschens- 
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wert, daß aadi bei D^ktherie^ EevchhnBten uid 8cfcari>ch etc. Jeder eiozelae 
Fall smr Ansieige gebnckt werde. 

Dagegen mußten M Kindbettfieber, Genickstarre, Bflckfallfieber, TjfkaM 

— Onlerleibii- und Paratyphne — , eowie bei Tollwnt jede ekzelne Erkrankung 
neben bei dem Yerdackte aoi sdcke — ind bei Toilwnt auch die Bißretletsong 
dnrch teile mnd toUwntferdäcbÜge Tiere xni Anzeige yerpfliehten. 

Es wären demnacb längstens 24 Stunden nach erfolgter Kenntnis der 
betreffenden Krankbeit an die PoHzeibebörde sn melden: 

L Angenentztndnng der Neugeborenen — Ophtalmia blennorrheica; — 
2. Anssatz — Lepra; — 8. Cbolera asiatica; — 4. Cholera nostras d« Nen- 
geboffenen; — 5. Diphtherie; — 6. Flecktyphus; — 7. Fleisch-, Fisch- und 
Wnrstfergiltang; — 8. Gelbfieber; — 9. (Genickstarre — Meningitis cerebroqpin. 
(aich jeder verdächtige Fall); — 10. Influenza; — 11. Intennittens ; — 12.Keuch- 
husten; — 18. Kindbettfieber (auch jeder verdächtige Fall) ; — 14. ICaeem; — 
15. Milzbrand; — 16. epid. Ohrenspeicheldrtlsenentzflndiug — Parotitis; — 
17. Pneumenia erospesa: — 18. Pest; — 19. Pocken (echte mattem); 20. Hotz; 

— 21. Btokfall-, ünterleibe- und Paratyphus — auch jeder verdächtige Fall; 
22. Bheunatisiius artic. acutus; — 28. Buhr; — 24. Scharladi; — 25. 8ep- 
tkibaemia und Pyaemia; — 26. Tollwut — auch die Bißverletzung durch tolle 
oder toUwtttvtf dichtige Tiere; — 27. Trichinen; — 28. Tuberkulose des Kehl- 
kepli und der Lungen, und zwar: sowohl fttr den Arzt wie Leichenschaver alle 
Todesfälle; fir den behandelnden Arzt und die sonstigen zur Anzeige ver- 
j^ditetea Personen: alle vorgeschrittenen ErkrankungsfäUe von Lungen- und 
Kehlki^lschwindsncht, falls der Patient seine Wohnung wechselt oder in Bück- 
sftdii au seine Wohnungsverhältnisse seine Umgebung hochgradig gefährdet 
Außerdem ist noch anzuzeigen jeder F^ an Lungen- oder Eehlkopfschwind- 
mcht von Patiesten, welche sich in einer Schule oder einem Erziehungsinstitmte 
und den dasu gehörigen Bäumlichkeiten aufhalten. — 29. Wasserblattem; — 
80. Wundrose — Erysipdas. 

Zur Anzeige wären zu verpfichten: 

1. der zugezogene Aizt oder jede sonst mit der Behandlung und Pflege des 
betreffenden Erkrankten beauftragte oder beschäftigte Person; 

2. der Haushaltungsvorstand; 

8. derjenige, in dessen Wohnung oder Behausung der Erkrankungs- oder 

Todesfall sieh ereignet; 
4. der Leidiensckaoer. 

Die Yerpfliahtuttg der unter 2, 8 und 4 genannten Personen tritt nur 
dann ein, wen^ ein frflher genannter verpflichteter nicht vorhanden ist. — FOr 
die Krankkeits- und Todesf Sie in öffentlichen Kranken-, Entbindungs^, Pflege-, 
Gkfang— on- xaA ähnlichen Anstalten ist d^ Vorsteher der Anstalt oder die 
von der zuständigen Stelle damit beanftraste Person ansschliefliich zvr Anzüge 
verpflidktat. — Auf SchifEen oder Flößen liegt den Schiff- oder Floß -Aufsehern 
oder deren Stdlvertretem die Meldung ob. 

Die Anzeige mß schrütUeh oder mündlkh erstattet werden. Auck 
tekgraphische oder telephoniMhe MeMung ist bei nachträglicher schrütlkdier 
AmMige fii drincende Fälle zulässig. — Die Polizeibehörden haben Metdekarten 
fflr diese schriftUche Meldung unentgeltlich zu verabfolgen. Fttr die Anzeige* 
pflielrticien dOifion Kosten aus der Benutzung der Karten nidit erwachsen; 
die ieliteren wären vom Seite der Post an die Bdiörden frei zu befärdem. 

Itte gemeldeten Lddctionskradcheiten werden von den Distriktspolizei- 
b^rdaa sofort dem Bezidcaarat übermittelt, wdcfaer gegebenenfalls die nötigen 
Anträge zur Bekämplong der Weitesverbreitung zu beantragen hat. 

IV. Um jedoch eine erfolgreiche Verliniderang dieser Verbreitung z« 
esmöf^idieD. ist die genaue Begelung der Desinfektionsf rage von Seite 
der stnatKchen B^nb dringend nötig. 

T. Auf Grund Einfttlnuiig dies« Zwnngnnelcfainflr wäre die alljäMi^e 
Bearbeifcnng einer era^öpltnden Sezirks*, Kreis- und Landes-Statislik 
der InfektionskraaidHÜen leieht dnrchfiiiibiir und deshalb sehr erwtlnsdkt^ 

VL ifieee Bearbeitung kommi den Mitgtiedern des Bayer. Medizinal- 
Beamiem-Teseins als freiwillige Leistung zu. — Diese ist der Art za 
behnnddn, da§ jedes Beziiksnrzt aus seinem Begieaversum sich die hiena 
nMgen — zn dieaem Zweok» noch zu erweiternden und von einem zu be- 
stimmendsn Vertegei beziekbaven — Dr. Böhmschen TabeHew ftv geHngo 
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AiBlage besdiaft ii»d die tfemeldetai F&De tos tebem B«sirk6 aUmonatlich 
nach Ortschaften und Krankheiten geordnet eintrSst, am Ende des Jahres die 
Tabellen x«m Abechlnfi bringt und dem Ton Seite des Ereis^-Medizinalbeamten- 
Yereins bestimmten Amtsarste oder sonstigen Mitgliede znr Bearbeitung einer 
Krus-Statistilc nach einem festgestellten Schema ttbermitt^t 

Ist letstere fertiggestellt, erhUt die KönigL Regieran^ eine Abschrift 
oder einen Auszog hierron, während das Original dem k. Statistischen Bnrean 
zum Zwecke der Z n s a m m e n s t e 1 1 m n g der einzelnen gleichm&fiig bearbeiteten 
KreisstaUstiken zu einer Landesstatistik ibersmet wird. — Von dieser 
Stelle müßte sodann die baldige VerOifentlichiing in ihrer Zeitschrift erfolsen 
und jedem Arzte im Begiemngsbezirke je ein Exemplar des Abdruckes 
naentgelilich tberlassen werden. 

Auf diese Weise könnte nicht nar eine erfolgreiche Be- 
kämpfung der Infektionskrankheiten in die Wege geleitet, sondern auch 
eine genaue Aufzeichnung ttber das Kommen und Auftreten und 
die Verbreitungsweise der letzteren und damit die Bearbeitung 
ober Seuchengeschichte der Volkskrankheiten in Bayern er- 
möglicht werden." 

Den Leitssätzen waren folgende Zusammenstellungen beigegeben: 



a. Uebersicht über die Anzeigepflicht bei Infektionskrankheiten: 



Anzeigepflichtig : 


Nicht anzeigepflichtig 
sind: 


nach dem 
Beichsgesetz 
T. 90. VlI. 1900 


nach der K. Allerh. Verordn. 
vom 22. Vn. 1891 


Aussatz, 

Cholera asiat, 

Fleckfleber, 

Gelbfleber, 

Pest, 

Pocken. 


Epid. Qenickstarre, 

Dysenterie, 

Pnerperalfieber, 

Typhus (Typh. abdom.. Typh. 

recurr. und Paratypnus), 
Milzbrand, 

Botz, Trichinosis und Wut; 

dann bei 
besonderer Häufigkeit 

und Heftigkeit: 
Diphtherie, 
Scharlach, 
Masern, 
Keuchhusten, 
Influenza, 

Aegypt Angenentzflndung. 


Ophthalmia -blennorrhoica und 
Cholera nostras, 
Fisch-, Fleisch- und Wurst- 
vergiftung, 
Intermittens, 
Parotitis epid.. 
Acut Gelenkrheumatismus, 
Pyaemie, 
Tuberculosis. 



b. Mortalitätstabelie Über die im Königreich Bayern in den Jahren 1902 
und 1908 an Infektionskrankheiten gestorbenen Personen: 



Jahre 


Aussatz 


Cholera 
asiat 


Fleck- 
fleber 


O^bfieber 


Pest 


Poken 


1902 
1908 



























Jahre 


Scharlach 


Masern 




II 


Kindbett 
fleber 


9 

1 


P 


1 

a 


^§1 

il\ 

H 1 


Sa. 


Ii 


824 
747 


1588 
2647 


1346 
U90 




888 
885 


241 
275 


59 
52 


779 
1712 


176591 
170OO| 


24808 
26774 


In 2 
Jahren 


1071 


4285 


2886 


4841 


728 


516 


III 


2491 


85 2591 


51582 
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Nach eingehender Besprechung dieser Leitsätze faßte die Versamm- 
lung folgenden Beschloß : 

,,Die in der heutigen Versammlung des schwäbischen Medizinalbeamten- 
Vereins anwesenden Mitglieder stimmen den von dem Beferenten beantragten 
Leitsätzen bezüglich der Meldepflicht der Infektionskrankheiten und der 
Bearbeitung der Morbiditäts - Statistik derselben bei, sprechen jedoch die 
Ansicht aus, daß zur rascheren Erledigung der nötigen Maßregeln die 
Anzeige der verpflichteten Personen nicht an die Polizeibehörde, sondern 
an den Medizinalbeamten erfolgen soll; der letztere hätte hierauf diese 
Meldung mit den weiteren Vorschlägen sofort an die Polizei- resp. Verwal- 
tungsbeikörde weiterzugeben. 

Aus der den Leitsätzen beigedruckten Mortalitätstabelle ist deutlich 
zu ersehen, welch' zahlreiche Opfer die bei uns einheimischen Infektions- 
krankheiten alljährlich fordern. Die dort angegebenen Ziffern lassen genau 
anzuordnende Vorschriften zur Bekämpfung der letzteren als dringend 
nötig erscheüien. 

Hierzu zählt in erster Linie neben der Anzeigepflicht die Begelung 
der Desinfektion. 

Die Entschließunff des k. Staatsministeriums des Innern vom 7. März 
1906 hat zwar auf die Wichtigkeit der Durchfflhrung dieser letzteren 
hingewiesen und die Fortsetzung der auf die Ausbildung des Desinfektions- 
wesens gerichteten Bestrebungen angeordnet, die eigenUiche Lösung dieser 
Frage jedoch den äußeren Behörden überlassen. Eine erfolgreiche Be- 
kämpfung der Infektionskrankheiten kann aber nur dann gelingen, wenn 
überall die gleichen energischen Vorkehrungen getroffen 
werden. Zu diesem Behufe bedarf es bestimmter und ausführ- 
licher oberpolizeilicher Vorschriften, in welchen die Mittel 
und Wege angegeben sind, welche deren Vollzug und die Erreichung des 
gesteckten Zieles garantieren. Wünschenswert erscheint es, aus öffent- 
Uchen Mitteln Merkblätter zum Zwecke der Belehrung über die Art 
und Weise und die Gefahr der Ansteckung der einzelnen Infektions- 
krankheiten und über die Schutzmaßregeln zur Verhütung 
dieser für die betroffenen Familien zur unentgeltlichen Verteilung zur 
Verfügung zu stellen.'' 
II. Die Einführung der sehnlärztliehen Institution in den Volks- 
sehnlen« (Eigenbericht.) Beferent, Bezirksarzt Dr. Wille-Marktobemdorf, 
gibt zunächst einen kurzen geschichtlichen Bückblick über die Entwickelung 
des Sdbularztwesens, das in Deutschland erst 1891, und zwar zuerst in Leipzig, 
zur Einführung gelangte. In Bayern können zunächst nur zwei Städte Schu- 
ärzte aufweisen, Nürnberg und Fürth, denen sich in nächster Zeit auch München 
anreihen solL Im übrigen Deutschland mit insgesamt 66 Millionen Einwohnern 
besitzt nach Schubert vorerst nur ein Sechstel schulärztliche Einrichtungen, 
die sämtlich kommunale Institutionen sind; nur im Herzogtum Meiningen und 
im Großherzogtum Hessen haben sie staatlichen Charakter. 

Die Aiuorderungen an die schulärztliche Tätigkeit waren bisher sehr 
verschiedene und nicht selten höchst rudimentäre; sie betrafen meist nur die 
Beobachtung der hygienischen Zustände des Schulgebäudes. Erst mit der 
Einführung von Schulärzten in Wiesbaden, 1896, wurde auch der Hygiene des 
Schülers und des Schulbetriebes die gebührende Beachtung zuteil. Von 
diesem Zeitpunkt datiert der Aufschwung des Schularztwesens in Deutsch- 
land; der sogen. ^ Wiesbadener Typus** ist dann auch für fast alle deut- 
schen Städte mit schulärztlichen Elinrichtungen vorbildlich geworden. Der 
Hauptgrundsatz hierbei ist, daß dem Schulärzte die Hygiene des 
Schülers und Schulbetriebes, weniger aberdie des Schulhauses 
zur Angabe gestellt wird, und daß zur Erreichung dieses Zieles eine ge- 
naue Untersuchung und periodische Beobachtung sämtlicher 
Schüler nötig ist. 

Zu diesem Zwecke werden nach dem Wiesbadener Beglement zunächst 
alle neu eintretenden Schüler zuerst einer oberflächlidien Besichtigung 
durch den Schularzt und Lehrer in erwünschter Gegenwart der Eltern der 
Kinder auf ihre Schulreife unterzogen, und zwar an der Hand eines Frage- 
bogens, der schon vorher von den Lokalpolizei- oder Lokalschulbehörden an 
die Eltern oder Aufsichtspflichtigen der Schulneulinge zur Beantwortung hin- 
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ausgegeben wird. Nach dem Aasfall dieser Besichtigung kann nun Zorttck- 
Stellung oder Ueberweisung an Hilfsschulen etc. erfolgen. Erst später, jeden- 
falls aber im Laufe des ersten Schulsemesters, erfolgt eine eingehende Körper- 
untersuchung der Schulrekruteo, deren Resultate in einen „Qesundheits- 
bogen* eingetragen werden, der ftir jeden Schüler besonders anzulegen ist, 
und diesen, wie gewissermassen ein Fährungsattest, die ganze Schulzeit hin- 
durch begleitet. Dieser genauen Untersuchung schließt sich endlich noch eine 
dritte hinsichtlich des Verhaltens der höheren Sinnesorgane des Schulneulings, 
speziell der Gesichts- und Gehörsorgane, event durch einen Spezialarzt, an. 
Auch nach dem Ausfall dieser Explorationen kann Zurttckweisung, Zurück- 
stellung, Ueberweisung an eine Hilfsschule, Dispens von einzelnen obligatori- 
schen Fächern erfolgen, oder es wird darnach die Sitzordnung bestimmt, den 
ELtem für eine geeignete Behandlung des Kindes im Hause Bat erteilt u. s. f. 
Aber auch die Schüler der älteren Jahrgänge werden einer regel- 
mäßigen, periodischen Untersuchung unterworfen, und zwar in der 8., 5. u. 8. Schul- 
klasse, mit Eintragung des genauen Untersuchungsbefundes in den Gesundheits- 
bogen. Außerdem hat der Schularzt 1- bis 2 mal im Halbjahre sämtliche 
Schüler einer jeden Klasse zu besichtigen, hierbei die Hilfs- und 
üeberwachungsschtiier einer besonderen Aufmerksamkeit zu würdigen und die 
gemachten Beobachtungen im Gesundheitsbogen zu vermerken. Endlich soll 
er noch gehalten sein, mindestens alle 2 Wochen eine Sprechstunde im 
Schulhanse selbst abzuhalten. Indem solcherweise die Schüler einer fort- 
laufenden Beobachtung seitens des Schularztes unterliegen, ist nicht nur für 
deren körperliche und geistige Prosperität, soweit die Schule darauf Einfluß 
besitzt, regelmäßig Sorge getragen, sondern der Schularzt ist dadurch auch in 
den Stand gesetzt, am Ende der Schulzeit den Eltern der Kinder geeignete 
Batschläge für deren Berufswahl zu erteilen. Der Gesundheitsbogen 
bietet hierfür eine sichere Grundlage. 

Bei der Ueberwachung des Schulbetriebes kommt auch die Berück- 
sichtigung des Handarbeits- und Handfertigkeitsunterrichtes, die KontroUe der 
Lehrmittel, spez. in typographischer Hinsicht, der Schultafeln und Hefte, die 
Prüfung des Umfangs der Hausaufgaben, die Zulässigkeit gewisser Schulstrafen, 
wie anderseits ausnahmsweiser Schulferien u. a. in Betracht. Schließlich ist 
m noch eine segensreiche Aufgabe ftür den Schularzt, Schüler und Lehrer 
in den Grundsätzen der allgemeinen und ganz besonders der 
indiyiduellen Hygiene zu unterrichten. 

Ueber all diese Tätigkeit hat der Schularzt sein Tage- oder Hygiene- 
buch zu führen, sowie seinen Jahresbericht zu fertigen. 

Ueber die Zweckmäßigkeit, ja Notwendigkeit der Einführung des 
Schularztsystems in Bayern dürfte kaum ein Zweifelbestehen. Da der Staat 
allgemeinen Schulzwang eingeführt hat, ist er auch verpflichtet, mit 
allen Mitteln dafür zu sorgen, daß das körperliche und geistige Wohl der 
Schulkinder nicht nur vor allen, mit dem Schulbesuch untrennbare^ Fährlich- 
keiten geschützt, sondern auch in positivem Sinne nach jeder Richtung ge- 
fördert wird. Freilich überläßt er diese Sorge einstweilen den Gemeinden; 
aber diese haben nichtsdestoweniger die Pflicht sich dieser Verantwortung zu 
unterziehen. In pädagogischem, wie in hygienischem Interesse erscheint eine 
Ueberwachung der Gesundheit der Schüler und ärztliche Beaufsichtigung des 
Schulbetriebes geboten. Allerdings werden besonders am Beginn die dies- 
bezüglichen Anforderungen nicht überspannt werden dürfen, und soll den Be- 
dürfnissen einerseits der Städte, anderseits des Landes gebtüirend Eechnung 
getragen werden. 

Zur Beantwortung der Frage nach dem Arbeitsaufwande des 
Schularztes und seiner Arbeitsvergütung hat der Vortragende eine 
ungefähre Berechnung nach den Schul- und Schülerverhältnissen in 
Schwaben und Neuburg vom Jahre 1900 angestellt und ist dabei zu folgenden 
Besultaten gekommen: Die Durchführung des schulärztlichen Dienstes nach 
exaktem Wiesbadener Typus beansprucht für jedes schwäbische Landbezirks- 
amt pro Jahr: 1861 Arbeitsstunden seitens eines Schularztes, für die Stadt 
Augsburg allein 1694 und für jede unmittelbare Stadt Schwabens mit dem 
dazu gehörigen Landbezirksamte durchschnittlich 2042 Stunden. Dieselhohen 
Ziffern ermäßigen sich jedoch ganz bedeutend, insbesondere bei den Landbezirks- 
ämtem, wenn die 1—2 wöchentlichen Sprechstunden in dei. Schule^g^^ 
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nad statt swei Semestralunteraachniigeii nur eiae abgehalten Wirde, lud iwar 
auf nkht weniger als j&hrlieh 480 Stunden für die Laadeabedrlciiniter, 490 
Staadea für die anmittelbaren St&dte mit den lindlichen Amtsbezirken und anf 
627 Standen fttr die Stadt Aiufsbarg allein. Da nun in Bayern alljährlich 
rund 42 Millionen fftr die VoUcsschalen aasgegeben werden, so würden die 
Schalärste von Schwaben and Neabarg für ihre Mflhewaltmng nach der 
Mindesttaze für die Zeitberechnang, mithin pro Stande urerTitig- 
keit mit 8 Mark, nach der ersten Berechnang angefihr 8,5 nach der zweitem, 
deren Grandlagen wohl am ehesten akzeptiert würden, bloß 78, also nkht 
ganz 1 V« des gesamten Aafwandes für die Volksschalen erhalten. 
Daß dieser Betrag die £inführang dieser Institation nicht gef&hrden sollte, 
wird wohl jeder zagestehen müssen, der nar einigermafien Ton ihrer Wichtig- 
keit überzeogt ist 

Wem soll nan die Fanktion des Schalarztes übertragen 
werden? Wo Spezi alärzte rorhaaden sind, dürften sie für die ünter- 
sachonff der höheren Sinnesorgane wohl in erster Linie in Betracht kommen, 
obgleich diese Forderang keineswegs als eine anbedingte za betrachten ist 
Im übrigen wird sidi der die Allgemeinpraxis aasübende Arzt anch 
am besten für die üebemahme der schal&rztlichen Fanktion einai, insbesondere 
in kleinen Städten and aaf dem Lande, da er in ständigem Kontakt mit allen 
Verhältnissen and Bedürfnissen des Pablikams lebt and webt, and sich aaf 
Grand der einffehenden Beobachtang oft von (Generationen aach das sadi- 
kandigste Urteu darüber za bilden rermae, wo es dem Volke mangelt, sowie 
was and wie es ihm za geben ist. Von den praktischen Aerzten aber dürfte 
bei Bewerbangen am die Schalarztstelle schon der Billigkdt halber der be- 
zirksärztliche StellTcrtreter oder der Physikatsaspirant den 
Vorzag' verdienen, nachdem er seine Qaaliükation für eine beamtete Stelle 
nicht nar offiziell nachzaweisen im stände ist, sondern sie aach mit nicht ge- 
ringen materiellen Opfern and ffeistiger Anstrengang erworben hat Vor allem 
aber dürfte der Arnftsarzt hierbd in Betracht kommen. Die materiellen 
Vorteile der schalärztlichen Fanktion werden ihn za deren Annahme kämm 
verleiten können, so wenig, wie jeden einigermaßen berechnenden praktisch 
ärztlichen Kollegen; denn bekumtlich wird die ärztlidie Praxis dorch nichts 
mehr geschädigt, als darch Terminarbeiten, die allen anderen anter allen Um- 
ständen vorzagehen haben. Aaßerdem inTolyiert die Pflicht einer onpartc^ischea 
Bearteilong der Kinder in Bezag aaf Schalreife, Dispens von einzelnen Fädiem, 
Verteilang der Sitzplätze, Qaalulkation ihrer körperlichen and sreistigen Eigen- 
schaften and der betr. Mitteilangen an die Eltern ein ganzes Beer von Mög- 
lichkeiten, ja sogar Notwendigkeiten, am die Eltern der Kinder an den sen- 
sibelsten Drackpankten ihrer Gefühlssphäre za treffen and eine selbst blühende 
Praxis am weniger handert Mark willen von Grand ans za demolieren. Aber 
der Amtsarzt steht schon aaf Grand seiner amtlichen Dienstobliegen- 
heiten mit der schalärztlichen Institation nach den verschiedensten Bkh- 
tangen hin in Kontakt, selbst and so lange diese eine kommanale Einrichtug 
ist Schon nach dem ehrwürdigen organischen Edikt vom Jahre 1808 hat er 
die Pflicnt einer „sarveillierenden* Ausicht über die hygienischen Verhältnisse 
des Schalgebäades nnd seiner Einrichtangen ; nach dem Min.-ErL vom 16. Ja- 
naar 1867 hat er aach den Schalbetrieb ins Aage za fassen, z. B. Reinlichkeit 
der Schalen, üeberfüllang der Klassen, Bekleidang der Schalkinder, Körper- 
haltang der Schüler, Sdionang and Erhaltang der Aagen, Schließang der 
Schalen bei ansteckenden Krankheiten a. s. f., abgesehen von seineii noch 
weitergehenden Amtsaafgaben bei den privaten Erziehane^ and ünterrichtB- 
Institaten and bei den staatlichen MittelBchalen. Daher dürfte er aach nidit 
nar als Schalarzt, sondern aach als Leiter des Schalarstwesens in 
seinem Bezirke in Aassicht za nehmen sein and letzteres selbst dann, wenn er 
nicht gewillt oder im Stande ist, selbst die Stelle eines Schalarztes anaonelunen ; 
Schon die einheitliche Darchführang des Problems im LrteresM 
einer planvollen Erstrebnn^ des wichtigen Zweckes wird solches erfordern. 
Anßerdem erscheint es nicht aasgeschlossen, vielmehr sogar wahrsehefadich, 
daß der schalärztliche Dienst einnud darch staatliche Verordnangen geregdt 
wird, nnd dann müßte die Aufsicht darüber doch wieder dem Amtsärzte über- 
tragen werden. Allenfalls könnte bei einer za großen Belastung aaeh der 
beairksärztliche Stellvertreter, nach dem Vorbilde der Jterehfühnug 
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des Impfgeiohäftee, zur Mitaibeit in seinem Distrikte lierangezogen werden. 
Den eini^nen Gemeinden sollte es dabei anheimgestellt worden, etwa die 
praktischen Aerzte ihrer Wohnorte zar VeryoUkommnong des schulärzt- 
lichen Dienstes, wie z. B. zur Abhaltung Ton Sprechstunden in der Schule u. 
drgL zu engagieren. 

Es gehört zu den yitalsten Interessen des bayerischen Medizinalbeamten* 
tums, daß mit der Zersplitterung des amtsärztlichen Dienstes auf allen Qe- 
bieten der öffentlichen Verwaltung ein Ende gemacht und mit der Vereini- 
gung der amtlichen Medizinalgesch äfte in derHanddes Amts- 
arztes begonnen werde, statt diesen zur Ermöglichung seiner Existenz 
auf die Konkurrenz mit den praktischen Aerzten anzuweisen. Mag auch daraus 
für den Amtsarzt kein materieller Vorteil ersprießen, so wird er doch dabei fttr 
das allgemeine sanitäre Wohl unvergleichlich segensreicher wirken können und 
dann in dieser Volltätigkeit seiner Amtsstellung auch diejenige Befriedigung 
finden, zu der er heute noch w^ger berechtigt erscheint. Daher muß jetzt 
schon dagegen vorgebeugt werden, daß ihm wiederum eine Tätigkeit entrissen 
wird, die er als zu seiner eigensten Wirkungssphäre gehörig betrachten muß. 

Der Beferent faßte seine Vorschläge schließlich in nachstehenden Leit- 
sätzen zusammen: 

„I. Die allgemeine Einführunff der schulärztlichen Institution in Bayern 
liegt im wohlbegründeten Interesse aer gemeinsamen Volksgostindheit, als des 
wichtigsten und wirksamsten Faktors auf dem kulturellen und volkswirtschaft- 
lichen Gebiete. 

U. Die Anstellung von Schulärzten für alle Schulen des Königreiches 
erscheint sowohl mit Rücksicht auf die vorhandenen ärztlichen Kräfte, als mit 
Bezug auf die dadurch entstehende finanzielle Belastung der gemeindlichen 
Etats wohl durchführbar. 

lU. Die Aufgabe der Schulärzte besteht in der Wahrnehmung der 
gesamten Hygiene des Schülers und des Schulbetriebes ; die Hygiene des Schul- 
gebäudes bleibt auch künftig ausschließlich der amtsärztlichen üeberwachung 
vorbehalten. 

IV. Die schulärztliche Tätigkeit wird sich am zweckmäßigsten in An- 
lehnung an den sogen. Wiesbadener Typus mit geeigneten Modinkationen je 
nach den Bedürfnissen der größeren Städte und auf dem Lande regeln. 

V. Die schulärztlichen Funktionen bezw. die Oberaufsicht oder Ldtung 
des schulärztlichen Dienstes sind in erster Linie den Amtsärzten, dann den 
praktischen Aerzten, event. den bezirksärzüichen Stellvertretern und Physikats- 
aspiranten, sowie in größeren Städten den Spezialärzten, insbesondere den Augen- 
und Ohrenspezialisten zu übertragen. 

VI. Die Honorierung der schulärztlichen Funktionen erfolgt für All- 
gemein- und Spezialärzte tunlichst auf Grund der Einzelleistungen oder des 
durchschnittlich benötigten Zeitauf«?andes nach den Sätzen der Mindesttaxe, 
event mit einem Pauschale nach allgemeineren, vom Bayerischen Medizinal- 
Beamten -Verein aufzustellenden Normen." 

In der DiskissloB fanden die Leitsätze die Zustimmung der anwesenden 
Vereinsmitglieder, welche außerdem die Gelegenheit wahrnahmen, den beiden 
Beferenten für die ausführliche und ffcnaue Bearbeitung ihrer Themata den 
Dank und die Anerkennung zum Ausüruck zu bringen. 

in. Hierauf wurden die beiden von dem Oberbayerischen Kreisverein 
gestellten Anträge, den Landgerichts- und Bezirksärzten bei länger 
dauernder gegenseitiger Vertretung auf Ansuchen Ta|gegelder 
zu bewilligen, sowie den Bezirksärzten, welche als Gefängnisärzte bei 
einem landgerichtlichen Aushilfsgefängnisse angestellt sind, für diese Mehr- 
arbeit eine jährliche Remunaration zu gewähren, beraten und zum Beschlüsse 
erhoben. 

IV. Zu dem bereits in der vorjährigen Kreisversammlung vom Vor- 
sitzenden in einem Vortrage besprochenen Thema .^über die Kontrolle der 
Ternnreinignug und Fälsohung der Milch und die Verhütung der letzteren^, 
welches nach einem Beschlüsse der Vorstandschaft für die diesjährigen Kreis- 
versammlungen nochmals zur Beratung gestellt werden sollte, gelangten die 
folgenden von Bezirksarzt Dr. Böhm aufgestellten Leitsätze zur Annahme : 
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Die in Bayern bestehenden gesetzlichen Bestimmungen amr Verhütung 
der F&lschang und Vernnreinigang der in den Handel kommenden Milch, wie 
selbe in den oberpolizeilichen Bestimmungen Tom 15. Juli 1887 und in den 
Yollzugsyorschriften vom 20. Juli 1887 niedergelegt sind, bieten zwar eine 
Handhabe zur möglichsten Verhütung derselben, allein deren Durchführung 
mangelt besonders auf dem Lande und genügt nicht, um Fälschungen und 
Verunreinigungen der ersteren bei den Produzenten selost h intan zuhalten. Es 
bedarf deshalb diese Verordnung noch eine Erweiterung und Ergänzung in 
bezug auf Einrichtung und Eeinhaltung der Stallunsen, der dort befindlichen 
Kühe und der Gkfäße, sowie bezüglich der Beinlichkeit des mit dem Melken 
beschäftigten Personals und im Betreffe der tierärztUdien Kontrolle der (Ge- 
sundheit der Milclikühe selbst 

II. Die Kontrolle des Vollzugs der zu erlassenden Vorschriften steht 
der Polizeibehörde und deren Vollzugsorganen zu. Neben der strengen Durch- 
fülurung der ersteren empfiehlt sich zur Erreichung des gestecnen Zieles, 
Belehrung der Bevölkerung über die Gefahren für die Gesundhdt, weiche aus 
der Unterlassung der Befolgung dieser Vorschriften entstehen. — Dies wird am 
besten ermöglicht durch unentgeltliches Verteilen von Merkblättern an die Be- 
teiligt od, durch den Unterricht in landwirtschaftlichen, Fortbildungs- und Volks- 
schuen und durch Tolkstümliche leichtverständliche Vorträge auf landwirt- 
schaftlichen und ähnlichen Versammlungen. 

HL Zur Ermöglichung einer fortgesetzten Kontrolle der zum Markt 
gebrachten Milch ist die regelmäßige und häufige Untersuchung derselben 
durch Polizeibedienstete von nöten. — Hierbei genügt es vorerst, durch ein- 
fach zu handhabende Instrumente das spezifische Qewlcht der ersteren fest- 
zustellen. Ergibt diese Probe eine Beanstandung, so ist ein hinreichendes 
Quantum dieser Milch zum Zwecke genauer Untersuchung der Untersuchungs- 
anstalt zuzuführen. Die Unterweisung der betreffenden Kontrollpersonen in 
Benutzung der hierbei zu gebrauchenden Instrumente liegt, falls die k. Begie- 
rung nicht die in der Bekanntmachung des k. Ministeriums vom 20. Juli 1887 
in Aussicht gestellte Veranstaltung von Unterrichtskursen ins Leben rufen 
wird, den Amtsärzten ob. — Den einzelnen Gemeinden ist nahezulegen, für ein 
alljährliches Pauschale mit den zuständigen Untersuchungsanstalten über die 
Untersuchung und Begutachtung der beanstandeten Milchproben und die Kosten 
hierfür ein Uebereinkommen zu treffen.** 

Damit war die Aufgabe der diesjährigen Kreisversammlung des schwäbi- 
schen Medizinaibeamtenvereins erschöpft und der offizielle Teil beendigt. Der 
Vorsitzende sprach den erschienenen Kollegen nochmals den Dank für ihre 
rege Beteiligung ans und knüpfte den Wunsch an, dieselben ebenso zalilreich 
bei der am 27. und 28. Juni in Nürnberg stattfindenden Landesversammiung 
begrüßen zu können. Dr. F. Böhm- Augsburg. 



Berlohttguayen. In der Berichts -Beilage IV in dem Referat 
über den Vortrag des Kreisassistenzarztes Dr. Prölss muß es auf Seite 86, 
Zeüe 8 von unten statt des Satzes „Gemeinsam ist usw. bis gefunden wurden* 
heißen : „Benutzte Stnhleimer wurden nur auf 5 Flößen gefunden ; allerdings 
hatte jedes Floß Stuhleimer, sonst durfte es die Grenze nicht passieren, aber 
sie wurden von den Flößern als „noli me tangere** angesehen und blank und 
neu nach Auflösung des Floßes wieder zurückgegeben.** 

In dem Beferat über den Vortrag des Kreisarztes Dr. Link in Bitburg 
muß es auf S. 92 statt des Schlußsatzes „Zur Leitung usw. bis angestellt 
werden** heißen: „Zu Leitern wenigstens der Hauptüberwachungsstellen solle 
man — abgesehen von den Militärärzten — tunlichst Medizinalbeamte ver- 
wenden, denen naturgemäß der Verkehr mit den Behörden und die Kenntnis 
der gesetzlichen Vorschriften geläufiger ist, als den praktischen Aerzten.** 

In der heutigen Berichtsbeilage muß es auf Seite 119, Zeile 81 von 
oben sUtt § 8: § 9 der K. A. V. heißen. 

Verantwortl. Bedakteur : Dr. Ra p mu n d , Reg.- n. Geh. Med.-Rat in Minden i. W. 
J. 0. 0. Bnmi, HtnogL saohi. u. F. 8elL-Ik Hofbacbdmckmt tnlflndtii. 
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Berichte ühw die KreisrerMUMmliuii^em des BayeriMliem 

HediBimailieraiteiiTereiMS« 
e. grstgvniaiinlniig Mr HtodsriNty •» In FlattUng am IL Kai isee. 

Nach Begrttßanff des Herrn Eeg.- iL Erei8-Med.-Bate8 Dr. Mülle r- 
Laadsbut and des Landtagsabeeordneten Bez.- Arztes Dr. Bau h-K5tzllng er- 
öffnet der Vorsitzende, Herr Bez.- Arzt Dr. S p ä t h - Landshnt, die Sitzung. 

1. Er läßt znnächst die Wahl des stellvertretenden Vorsitzenden yor- 
nehmen, nachdem der bisherige stellvertretende Vorsitzende Landgerichtsarzt 
Dr. Egger-Passan durch sdne Ernennung zum Bezirksarzt in Manchen aus 
dem mederbayerischen Kreisverband ausscheidet. Es wurde einstimmig per 
aeclamationem Herr Bez.-Arzt Dr. Schmid- Vilsbofen gewählt. 

Hierauf verliest der Vorsitzende die von der Vorstandschaft zur Beratung 
tbergebenen Leitsätze. 

2. BezttgUch der Meldepflietat und der Morbldltttsstatlstik der In- 
fsktioiaknmkheilen wird zwar in der Diskussion von allen Seiten der wissen- 
schaftliche Wert derartiger Statistiken anerkannt, aber die in diesen Leitsätzen 
verlangte Meldepflidit wird insbesondere vom Reg.- u. Kr.-Med.-Bat Dr. Malier 
ala zu weitgehend und als praktisch undurchführbar bezeichnet, auch wird 
darauf hingewiesen, dafi sich die praktischen Aerzte an derartigen Statistiken 
erfahrungsgemäfi nur sehr mangelhaft beteiligen, und daß der Amtsarzt kein 
Mittel an der Hand hat, die praktischen Aerzte hierzu zu zwingen, und daß, 
wenn nicht alle Aerzte ohne Ausnahme sich an dieser Statistik beteiligen, die- 
selbe nur einen sehr geringen Wert hat. 

8. Der Leitsatz, betreffend die Züchtung von Tierlymphe, wird erinne- 
rungslos angenommen. 

4. Desgleichen wird auch den Leitsätzen über die sehnlärztUehe Tätig- 
keit der Amtsärzte im Königreich Bayern einstimmig zugestimmt. 

Ebenso werden auch die anderen Leitsätze zur Einführung der 
schulärztlichen Institution in den Volksschulen und die Leit- 
sätze über Vaccine und Ekzem erinnerungslos angenommen. 

5. Auch die Thesen zur Kontrolle der Verunreinigung und Fälschung 
4er Milch und zur Verhütung dieser werden debattelos akzeptiert. 

5. Betreffs des ärztlichen Dienstes bei den Oerlchts- und Verwaltnngs- 
beMrden wurde zu dem Leitsatz : es möchte in der B. A. V. vom 18. September 
1879 über die gegenseitige Vertretung der Landgerichts- und Bezirks -Aerzte 
der Passus eingefügt werden «Bei längerer Dauer solcher Vertretunff wird dem 
Vertreter auf Ansuchen ein Tagegeld bewilligt werden*^, allgemein der Wunsch 
ansgesprochen, statt j^lbgerer Dauer* einen ganz bestimmten Zeitraum fest- 
zustellen. 

Zu den übrigen Leitsätzen über den ärztlichen Dienst bei den land- 
ftriditlleliea AnshUfl^refängnlssen wird keine Erinnerung erhoben. 

Dr. Zängerle-Landshut 



b. ••BarelvenammluBff des PlilsiMliea MedlstnalbMaatea- 
▼eretain In der Ouabrlnnsluaie In Venstadt a. H. am 6. Juni 1906. 

Anwesend die Herren: Bes.- u. Ereis-Med.-Bat Dr. Demuth, Land- 

geiichtsäizte DrDr. v. Hößlin, Kühn und Zahn, Bezirksärzte DrDr. Alaf- 
ers, Becker, Handschuh, V. Hörmann, Böhmer, Schwink.Spen- 
kmcn, Spieß und Wirsching, Bezirksarzt a.D. Hofrat Dr. Kaufmann, 
die staatsärztlich geprüften Aerzte DrDr. Bayersdörfer, Becker, 
Clessin, Dreyfuß, Frank, Bunk-Ludwigshafen, Salomen, Schmitt, 
Schnitz, Stark und Zorn. 

Der Vorsitzende begrüßt die Versammlung und gedenkt des kürz- 
lieh verstorbenen Mitgliedes Dr. Alfred Frantz-Göllheim, zu dessen An- 
denken die Anwesenden sich von ihren Sitzen erheben. 

L Es erfolgt die Beehnungslage. Der Kassenbestand beträgt M. 68,08, 
das Verdasyennögen, da noch einzelne Bedmungen ausstehen, schätzungsweise 
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ftO Mark. Es wird beschloflsen, fttr 1906 einen Beitrag Ton 1 Mark zn er- 
heben und künftighin die Beiträge fftr den pfälzischen, bayerischen and deut- 
schen Medizinalbeamten -Verein m der Herbst-Versammlong fflr das folgende 
Jahr zu erheben. 

n. H. Beg.- JL Ereis-Med.-Bat Dr. Demnth bespricht hieranf die 
SehnlantCrag e, welche in Floß gebracht ist und überall im Intmsse der 
Schale ihrer LOsnng entgegengeftmrt werden soll, was Beferent für eine wich- 
tige Aafgabe der Bezirläärzte erklärt. 

Die eingehende Diskassion, an welcher sich aaßer dem Beferenten 
eine größere Anzahl der Anwesenden, namentlich Alafberg, Becker- 
Kirchheimbolanden, Dreyfaß, Eaafmann, Schwink, Spenkach and 
Spieß beteiligt, führt im wesentlichen za folgendem Resoltat: 

Zam Bchalärztlichen Dienst sind in erster Linie die Bezirksärzte and 
die staatsärztlich geprüften Aerzte heranznziehen, wobei eine za große 2Jer- 
splitterang im Interesse der Sache za vermeiden ist: es empfiehlt sich daher 
im aUgemeinen, daß die Distriktssemeinden die Sache in die Hand nehmen, 
wobei bemerkt wird, daß die Landschalen der schalärztlichen üeberwachang 
mindestens ebenso, wenn nicht in höherem Maße bedürfen, wie die Stadtschalen« 
Bezüglich der Honorierang wird ein Mindestsatz yon 40 Pfennigen für das 
Scha&ind am Sitze des Schalarztee and yon 60 Pfennigen an den übrigen 
Orten für angemessen erachtet 

IIL Gegenüber der Wiedereinfithrang der freiwilUgen Morbiditäts- 
statistik yerhält die Versammlang sich ablehnend. 

IV. H. Landgerichtsarzt Dr. Kühn referiert über die Stellmg der 
bayerisehen Amtsärzte and hebt Jene Pankte henror, in welchen eine Aend^ 
rang dringend geboten erscheint 

Von der Versammlang worde anter anderem namentlich eine ErhOhang 
des Qehaltes, ebenso wie der nicht pragmatischen Gehaltsznlage fttr ein 
dringendes Erfordernis gehalten, weiterhin die Schaffang einer Dienstanweisang, 
in welcher die Pflichten der Amtsärzte festgelefft werden ; endlich bezeichne 
die Veisammlong es fttr dringend notwendig, dal, solange die Amtsärzte nicht 
vollbesoldete Beamte sind, im Falle der Pensionierang oder des Ablebens ein 
über den sogen, pragmatischen Gehalt wesentlich hinaasgehender Betrag bei 
Bemessang der Pension za Grande gelegt wird. 

Aach Über einige weitere Pankte, namentlich die Frage der VoUbesoldang 
der Amtsärzte wird abgestimmt, am dem Vertreter im Landes -Vorstand eine 
bestimmte Stellangnahme za ermöglichen. Dr. Eühn-FrankenthaL 



o. Zweit« OberpfUstflohe gretavenaminliiag In Be|peiuibiur|r 
am 22. April 1906, naohmittags S^t Uhr. 

Anwesend sind: 11 Herren. Der Vorsitzende, Beg.- and Med.-Bat 
Dr. Dorffmeister, begrüßte die erschienenen Kollegen aafs herzlichste. Er 
gab einen karzen Bericht über die Mortalität im Sreise während des yer- 
lossenen Jahres, besonders aach über die Kindersterblichkeit, and knüpfte daran 
den Wansch, es möchten sich die Aerzte mehr wie bisher an der Leichenschaa 
beteiligen. Es folgten noch einige sehr beachtenswerte Batschläge bezüglich 
des formalen Dienstrerkehrs. 

Aas dem Jahresberichte des Kreisyereins ging henror, daß, 
entsprechend dem vorjährigen Beschlasse, sämtliche amtlichen and pro jhysi- 
cata geprüften praktischen Aerzte zam Beitritt zam Ifedizinaibeamtoi -Verein 
eingeladen worden sind, mit dem Erfolge, daß die Zahl der Mitglieder aof 24 
gestiegen ist. 

Hieranf warde in die Tagesordnang eingetreten. 

I« Ueber sexnelle PeryersitAt, Mord ans Homosexnalitäl;« Herr Land- 
gerichtsarzt Dr. L a c k i n g e r. 

In seinem eingehenden and sehr lehrreichen Vortrage betonte der Vor- 
tragende die mächtige Bedeatang, die dem G^chlechtsleben überhaapt za- 
kommt and wie besonders die Entartnng desselben das Seelenleben beeinflaflt 
Er besprach die verschiedenen Formen von Perversität Eine perverse Hand- 
lang an sich, ohne typische Geisteskrankheit, genügt noch nicht zar Annahme 
einer geistigen StOrang. Es ist das Aagenmerk aaf die ganze körperliche and 
geistige Individaalität za richten. Das Individaam maß den aasgesprocbenen 
seelischen and körperlichen Zastand der Entartnng zeigen. ^ i 
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Aber aaeh mit dem Nachwels einer krankhaften StOrang der Geistes- 
t&tigkeit ist der Ansschloß der freien Willensbestimmonff (§ 51 St-G.-B.) nicht 
immer gegeben, und wird ein solcher nnr sdten^ unter oesonderen Momenten, 
zu bejahen sein; in der Mehrsahl der Fälle wird nur eine Einschränkung des 
freien Willens in Betracht kommen. 

An den äußerst interessanten Vortrag reihte sich ein Beferat Uber einen 
Mord aus rein homosexuellen Motiven, begangen an einem fünfjährigen Knaben 
Ton einem wegen SitUichkeitsTergehen und schweren Diebstahl ndt Zuchthaus 
Torbestraften Individuum. 

Der Knabe war erdrosselt worden ; Brust- und Bauchhöhle waren geOffoet ; 
Hen, Leber und Nieren waren aus abergläubischen Motiven beseitigt. Auf 
Grund eines stringenten Indizienbeweises wurde der Täter sum Tode verurteilt. 

n. Ueber das Fickersehe Typtausdiagnostlkum. Vortragender: Besirks- 
ant Dr. Boecale. 

Nach einer kurzen Einleitung über das Wesen der Serum -Diagnostik 
wurde die nach Dr. Ficker modi&ierte und vereinfachte Gruber-Widal 
Typhusreaktion beschrieben. Diese leicht ausführbare und von einem bakterio- 
logischen Laboratorium unabhängige, makroskopische Serumreaktion ist nicht 
blos ein sehr bequemes und einfaches diagnostisches Hilfsmitti^ für den prak- 
tischen und amtlichen Arzt, sondern auch durch viele Probeversuche als voll- 
ständig einwandfrei festgestellt: bei positivem Ausfall der Beaktion ist Typhus 
abdominaUs anzunehmen. 

Bei 5 Fällen, welche der Vortragende zu beobachten Gelegenheit hatte, 
ergab das Ficker sehe Diagnostikum positives Besultat in der Verdünnung 
von 1 : 50 und 1 : 100. 

Die Nachprüfung in den hygienisch -bakteriologischen Instituten in 
München und Erlangen hat die posiäve Beaktion bestätigt. 

Beiden Vortragenden wurde vom Vorsitzenden der Dank der Ver- 
sammlung ausgesprochen. 

III. Hierauf wurde in die Beratung des Programms der diesjährigen 
Landesversammlung des Bayerlsehen Medizinalbeamten -Vereins nach Maß- 
gabe der jedem Mitrede zugeschickten Leitsätze eingetreten. 

1. Bezüglich Verhütung der Weiterverbreitung ansteckender Krank- 
heiten wurde bemerkt: 

a) Die Schwierigkeiten des Vollzuges des Beichsgesetzes vom 30. Juni 
1900, die sechs gemebgefährlichen Krankheiten betrefiend, bestehen in der 
geforderten Art der Isolierung und in der Desinfektion. 

Im Besitze der Stadt Begensburg ist ein Isolierhaus mit 80 Betten, ein 



Zimmerdesinfektion; auch in der Kreis-Entbindungsanstalt ist ein solcher vor- 
handen. Außerdem leihen mehrere Apotheker Formalin -Apparate aus. 

In den anderen Städten und in den Märkten muss die Isolierung in den 
Krankenhäusern nach bester Möglichkeit durchgeführt werden. Desinfektions- 
apparate sind allerdings noch wenige vorhanden. Die Beschaffung der chemischen 
Desinfektionsmittel dürfte jedoch auf keine erheblichen Schwierigkeiten stoßen 

b) Bezüglich Anzeigepflicht bei den übertragbaren Krankheiten 
mdchten den in der A. V. vom 22. Juli 1891 aufgeführten noch angereiht werden 
jeder Fall von 

Ophthalmoblennorrhoea, Diphtherie, Scharlach, Fleisch-, 
Fisch- und Wurstvergiftung, offener Tuberkulose bei Woh- 
nungswechsel oder besonderer Geföhrdung der Umgebung, sowie jeder 
verdächtige Fall von Kindbettf ieber , Genickstarre, Typhus 
und jede Bißverletzung durch tolle oder wutverdächtige Tiere. 
Die in den Leitsätzen noch weiter vorgeschlagene Ausdehnung der An- 
zeigepflicht : 

— innerhalb 24 Stunden bei Strafe — von jedem Fall von 

Cholera nostras, Influenza, Intermittens, Keuchhusten, Masern, Parotitis, 

Pneumonia crouposa, Bheumatism. acut, Septikaemie, Varizellen und 

Erysipelas, 

würde sich als ganz erhebliche und bedenkliche Belastung der Aerzte erweisen, 
erscheint auch nicht von so hoher sanitätspolizeilicher Bedeutung. Bezüglich 
dieser Krankheiten sollte es bei der bisherigen, mehr freiwilligen allmonatlichen 
oder, wie in Begensburg üblich, allwöchentlichen Anzeige bleiben. 
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2. Hinsichtlieh BeteUiffonff der Amteftnte an der üeberwMliing des 
MileliTerkftiifes erklärte die iLrcdsrersaminluiig: 

Die Milchkontrolle steht der Poüsei zn; hinilge YisitatioiieB sind not- 
wendig. Die Kompetenz der Bezirksarzte ist nicht zu erweitern. 

Die Feststellnng des spezifischen Gewichtes der entnommenen Milehprobem 
kann yorerst geniigen. Es soll daraof hingewirkt werden, daß (Gemeinden, Di« 
strikte mit einer untersnehiingsanstalt ins Benehmen treten, sowohl besllglick 
ünterweisnnff der Polizeiorgaae im Gebrauch der Instramente zur BesUmmiing 
des spezifischen Gewichtes, als auch behnfs Milchantersaebnng flberhanpt. 

Jede beanstandete Milch soll in der Untersnchongsaastalt untersucht 
werden : Vom Untersuchungs-Besultat sollten die Bezirks&rzte Kenntnis erhalteB. 

8. Die sehnlArstlielie Titlgkelt der imtsirste betreifend, h&lt die 
Kreisyersammlung dafür, daß die bisherigen Verordnungen beslU^ch üeber- 
wachung der Schulgebäude und des ünterridits genügen. Diese Verord- 
nungen sollen fortbestehen. 

Bezüglich Ueberwachung der Hysiene der Schulkinder ist ein Unter- 
schied zwischen Stadt und Land zu machen. In größeren Stidten mit Tiden 
Schulen kann der Amtsarzt dieser Aufgabe nicht genügend entsprechen und 
erscheint die Aufstellung von Schul&rzten unter Beiziehung yon Augen- und 
Ohrenärzten nach Wiesbadener Typus notwendig. Die Oberauüicht über die 
Schulen sollte jedoch dem Amtsarzt erhalten bleiben. 

Auch auf dem Lande sollten bezalilte Hilfskräfte ia Verwendung kommen. 

4. Die Kreisyersammlung hält eine Yneelne - ElAoressens auf dem Boden 
eines Ekzems für eine gefährliche Impfochädiffung und erklärt sich mit der in 
den Leitsätzen yorgescUagenen Abänderung der Miiu-Erlaß yom 28. Juni 1901 
einyerstanden. 

5. Die Kreisyersammlung schließt sich den in den Leitsätzen auf- 
geführten Anträgen der Oberbayerbdien Kreisyersammlung, betreffend den 
Arstilehen Dienst bei den Gerichts- und Yerwaltungsbelim^den und bei den 
landgerichtlichen Ausliilfsffefängnissen, an, wünscht jedoch, es möge die Not- 
wenfigkdt der Besserstellung der Amtsärzte, besw. der Neu -Ordnung des 
Medizinalwesens in Bayern überhaupt durch den Bayerischen Medizinalbeuiten- 
Verein intensiy betont werden. 

Mit dem Danke an die Anwesenden für die rege Teilnahme sa den Be- 
sprechungen, schloß der Vorsitzende die Versammlung um 7 ühr. 

Dr. Grasmann-Begensburg. 



(L Oberfir&nldnolie Kmin »Vemnminlnng In Knlmbnch 
am ae. AprU 1906. 

Anwesend: Beg.- und Kreis -Med. -Rat Dr. Pürckhauer- Bayreuth 
als Vertreter der K. Begienmg yon Oberfranken ; die Bezirksärzte Dr. Dietsch - 
Hof, Vorsitzender, Dr. S o 1 b r i g - Bayreuth, Dr. Braun- Kulmbach, Dr. M a y e r* 
Münchberg, Dr Raab -Behau, Dr. Mille r- Stadtsteinach, Dr. Lutz -Lichten- 
fels sowie die prakt. und staatsärztlich approbiertt^n Aerzte Dr. Ernst -Hof, 
Schriftführer Dr. Borger-Helmbrechts, Dr. Voll- Weismain und Dr. 
M e i X n e r- Lichtt nfels. 

Der Vorsitzende, Bezirksarzt Dr. Dietsch, begrüßt die Versammlung 
und erstattet Dank dem H. Reg - und Kreis -Med.- Bat Dr. Pürckhauer für 
sein Erscheinen und der K. Regierang yon Oberfranken für die Entsendung 
eines Vertreters mit der Bitte, der K. Redening hierfür den Dank der Ver- 
sammlung übermitteln zu wollen. Reg.- und Kreis - Med.- Rat Dr.Pürckhauer- 
erwidert, daß die K. Regierung ihr Interesse bekundet habe durch die Ent- 
sendung eines Vertreters. Sodum wird in die Tagesordnung eingetreten. 

L Bespreohang der für die Versammlang des Bajerisohen 
MedlsinalbenmtenTereins TOm Vorstände Torgelegten IjeitsAtne 

nnd Antr&ge. 

1. Die Verhütung der Welteryerbreltung ansteckender Krankhelten. 

(Leitsätze yon Dr. B ö h m - Augsburg ; s. Verhandlung der Kreisyersammlung 
für den Reg.- Bez. Schwaben, S. 128). 

Hierzu bemerkt der Herr Vorsitzende, es sei wichtig, zu wissen, 
wie in einzelnen Bezirksämtern und Städten die Sache der Meldepflicht 
und Statistik der Infektionskrankheiten stehe. In Hof haben sieh 
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frfther sämtliche Aente freiwillig an der Statistik beteiligt, die Meldongen 
kimen aber nnregelmlßig ein, besonders ergaben die Meldungen Tom Lande 
ein falsches Bild. In der Stadt Hof sei nun eine znrerlässige ^nrichtan^ der- 
art getroffen, indem Tom Magistrate frankierte Karten mit dem Verzeichnis der 
Infektionskrankheiten ausgegeben und diese monatlieh eing:e8andt werden. So 
ergibt sich weni^tens für cue Stadt ein ziemlich zuverlässiges Bild. Für das 
Luid liegen die Verhältnisse schwieriger; hier gibt es weder Formulare noch 
Portofreileit ; ohne solche sei jedoch nichts Einheitliches zu erzielen. 

Bezirksarzt Dr. Baab hält es für nicht ganz glücklich, daß die Maß- 
regeln zur Bekämpfung der Infektionskrankheiten mit der Morbiditätsstatistik 
yerbunden werden. Es sei ein großer Unterschied, ob Vorkehrungen gegen 
ansteckende Krankheiten getroffen werden sollen oder nnr Statistik gewünscht 
wird. Wenn z. B. jeder Fall Ton Influenza auch Tom Hausherrn angezeigt 
werden soll, so weiß man nicht, was alles als Influenza angezeigt wird. Die 
Anzeige sei wohl bei schweren Krankheiten, Cholera, Pocken, überhaupt da 
gerechtfertigt, wo der Amtsarzt hingehe und Kontrolle ausübe, aber unmöglich 
sei dies bei jedem Influenzafall. Man werde eine Unmenge Ton nicht yerwert- 
baren Anzeigen bekommen. Allerdings sei die Statistik sehr yerbesserungs- 
fähig und eine größere Beteiligung der Kollegen erwünscht ; in der allgemeinen 
Fassung, wie dies nach den Leitsätzen gewünscht werde, könne er der Sache 
jedoch nicht beipflichten. 

Beg.- und Kreis-Med.-Bat Dr. Pürckhauer gibt zu, daß die bisherige 
Statistik mangelhaft und nicht ganz richtig sei, immerhin erfahre die Begiening 
dadurch wenigstens, daß in den Bezirken diese oder jene Erkrankung epidemisch 
herrscht, wenn auch z. B. bei Keuchhusten nur wenige Fälle angezeigt werden, 
weil eben nicht immer ärztliche Hilfe yerlangt werde. Es könne daher der 
Begiening nur lieb sein, wenn alle Bezirksrereine sich wieder dazu entschließen 
würden, wie früher die Anzeigen an den Bezirksarzt zu senden. — Was die 
Nichtgewährung yon Freiporto betrifft, so haben in jenen Bezirken, yon welchen 
Statisinken eingeliefert werden, die Bezirksvereine die Zahlung des Portos über- 
nommen. Die rortolast sei ja nicht groß und kaum als so wesentlicher Punkt zu 
betrachten, um die Statistik zu unterlassen. Bedner bitte daher, bei den Ver- 
emen su beantragen, daß diese Kosten Ton den Vereinen übernommen werden. 

Demgegenüber äußert der Vorsitzende, daß es nicht an den Bezirks- 
ärzten liege, sondern es sei Vereinsbeschluß, die Statistik nicht einzusenden. 
Nicht das Porto spiele die Hauptrolle, sondern die Hauptsache sei der Ein- 
druck, der durch die Verweigerung der Portofreiheit hervorgerufen sei. Man 
betrachte es als eine mangelhafte Wertschätzung der Arbeit, wenn sie nicht 
einmal die Portofreiheit und die unentgeltliche Lieferung der Meldekarten 
wert sei. Er wolle jedoch gern soviel als möglich dazu beitragen, daß die 
Statistiken wieder geliefert würden. Wert habe aber die Sache nur, wenn 
alle Bezirke sich beteiligen. 

Bezirksarzt Dr. May e r erwähnt, daß jetzt statt der früheren einzelnen 
Zählkarten nur noch ein Monatsblättchen eingeschickt werde, womit die 
Begierung zufrieden sei Diese Einsendung erkläre er den Kollegen gegenüber 
als eine persönliche Liebenswürdigkeit und habe damit gute Erfolge. 

Dr. Borger hält die Anmeldung jedes einzelnen Falles für zu um- 
ständlich und in Epidemiezeiten kaum durchführbar; das Beste sei, wenn es 
bei den monatlichen Meldungen verbleibe. Bei einer Epidemie pflege er schon 
vor dem Eintreffen der Monatskarte den Bezirksarzt auf die Epidemie auf- 
merksam zu machen. Die Bezirksärzte Dr. Solbrlg und Dr. Baab sind 
ebenfalls der Ansicht, daß es weder praktisch, noch überhaupt ausführbar sei, 
alles anzumelden; desgleichen betont der Vorsitzende, daß es zu weit 
gegriffen sei, wenn nach den Leitsäten von Dr. Böhm 80 Krankheiten an- 
zeigepflichtig und vielerlei Personen zur Anzeige verpflichtet sein sollen. Wenn 
jeder einzelne Fall angezeigt werden solle, dann wtlrden für den einzelnen Arzt 
ziemlich hohe Portokosten entstehen. Zweckmäßiger sei es außerdem, daß die 
Anzeige sogleich an den Bezirksarzt gemacht werde; denn durch die Meldung 
an die Polizeibehörde gebe es immer Verzögerungen. 

Bezirksarzt Dr. Baab bestreitet, daß aiä dem Lande, wo in einer 
großen Anzahl von Fällen kein Arzt geholt werde, solche Maßnahmen durch- 
lührbar seien; denn die Heranziehung der Haushaltungsvorstände usw. für 
Anzeigepflicht sei nicht wünschenswert. Zu begrüßen wäre die Durchführung 
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einer genauen Statistik nur in der Weise, wie sie bisher geffthrt seL Erfolge 
diese ordentlich und unter Beteiligung aller Kollegen^ so genttge de auch. Redner 
illustriert ebenso wie die Dr.Dr. Solbrig und Borger durch einige Falle 
aus der Praxis die Schwierigkeiten^ die sich bei Anseigen manchmal ergeben, 
besonders wenn es sich um Anzeigen durch Nichtarzte handelt. 

Der Vorsitsende Dr. Dietsch faßt das Ergebnis der Besprechung dahin 
zusammen: 

«Die Versammlung hält eine Anzeigepflicht in der vor- 
geschlagenen Form fttr undurchführbar, will aber ander- 
seits eine Statistik, wie sie frtlher war. in die Wege leiten. 
Wichtig ist, daß alle Aerzte sich beteiligen. Einheitliche 
Formulare mit der summarischen Angabe der Fälle sollen 
Tom Medizinalbeamten-Verein zur Verfügung gestellt und 
ein diesbezüglicher Antrag an die LandesyersammluBg 
gestellt werden.* 
Betreffs des Desinfektionswesens teilt der Vorsitsende mit, daß 
er sich in Hof yiel Mtthe gegeben habe, Desinfektoren aussubilden. Als ihm 
dies endlich gelungen sei, haben einige die Flinte ins Korn geworfen, andere seiea 
fortgezogen ; der einzige noch Torhsndene Desinfektor sei aber nicht immer su 
haben. Die für einen Desinfektor erforderlichen Eigenschaften: abeolute Zu- 
verlässigkeit, Begriffsfähigkeit und ausreichende Vorbildung sind selten alle 
bei den in Betracht kommenden Personen yereinigt Als es sich z« B. kürzlich 
in Hof darum handelte, eine Wohnung Ton 6 Zimmern su desinfizieren, wurden 
TL a. 200 Formalinpastillen aufgeschrieben. Der Desinfektor erldärte hierauf, 
solche Pastillen seien noch vorhanden; wie sich aber herausstellte, waren dies 
Sublimatpastillen, die also dann verdampft worden wären. Bis ein DesinfelEtor 
so eingeschult sei, daß der Arzt nicht überall dabei zu sein brauche, dauere 
es längere Zeit. Auch eine Schädigung der Wohnung könne leicht bei un- 
genügender Schulung hervorgerufen werden. Bedner hatte deshalb ursprünglich 
bei dem Stadtmagistrat in fiof den Vorschlag gemacht, einen zuverlässigen 
Mann an ein Institut (Breslau) auf einige Wochen zur praktischen Erlernung 
des Desinfektionswesens zu senden; der Vorschlag wurde aber abgelelint. 
Immerhin sei man in Hof weni^tens so weit, daß Desinfektions -Apparate 
(System Colonia) vorhanden und die Desinfektoren soweit unterrichtet und ein- 
geübt seien, daß sie unter Angabe und Aufsicht des Besirksarztes die Des- 
infektion ausftüiren köonen. Damit sei viel gewonnen, wenn auch die Sache 
noch nicht fertig seL Angerer- Weilheim habe 16 Desinfektoren anssebildet, 
aber kein einziger habe einen Apparat Durch Anträge bei den Dutrikta- 
Plenarversammlungen auf einen Zuschuß für derartige Zwecke werde voraus- 
sichtlich nicht viel erreicht; Bedner ist mit älinlicben Sachen idederhdt 
abgefahren. Immerhin sei eine Anregung zweckmäßig; auf dem Lande 
werde man vielleicht durch den Hinweis, daß dadurch auch eine Stalldeeinfektion. 
ermöglicht werde, Erfolg haben. 

Bezirksarzt Dr. Baab erwähnt, daß er im vorigen Herbst bei der 
Distriktsversammlung einen Antrag auf Anschaffung eines Formalinapparates 
gestellt habe und dieser genehmifl^ sei Nunmehr sei er mit der Ausbildung 
eines Desinfektors beschutigt Auch die Ausbildung von Ersatzleuten sd 
eine Frage der Zeit. — Die Kosten müssen von der Gemeinde getragen werden. 

Der Vorsitsende teUt mit, daß in Hof der Desinfektor im städtischM 
Dienste sei und die Kosten für dessen Arbeit sowie für die Materialien von 
der Stadt bezahlt werden. Außerdem sei seit Jahren im Stadtkrankenhanse 
ein Dampfdesinfektionsapparat vorhanden. Zahlungsfähige Parteien haben für 
die vom Desinfektions- Institut ausgeführten Desinfelctionen Qebühren nach 
bestimmtem Tarif an die Stadt zu entrichten. 

Bezirksarzt Dr. Solbrig erklärt, daß die Einrichtungen in Bayreuth 
ähnlich seien. 

Bezirksarzt Dr. Miller glaubt, daß nicht viel herauskomme, solange 
die Desinfektion nicht obligatorisch sei. Dr. Voll gibt einige Fälle bekannt, 
die in krasser Weise die Unwissenheit des Publikums, selbst gebildeterer 
Leute, hinsichtlich der Weiterverbreitung ansteckender Krankheiten beweisen. 

Be|^.- n. Kreis-Med.-Bat Dr. Pürckhauer erwähnt, daß auch Bamberg 
Desinfektionsapparate habe. Nach Mitteilung des Bezirlusrztes Dr. Mayer 
hat Münchberg einen transportablen Formalin- Desinfektionsapparat (Aes- 
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knlftp n), aveh Helmbrechts bekomme einen solchen. Die Desfaifektion 
s. B. mehrerer Scbnlslmmer mache ziemlich hohe Kosten. 

Zum Schlnß macht Dr. Borger noch aa( die Notwendigkeit einer Aa- 
meldepflicht bei dem sehr ansteckenden Pemphigus neonatorum amf- 
merksanu 1897 und 1898 seien eine große Menge JNengeborener daran erkrankt; 
offenbar habe eine Uebertragong dareh Angehörige oder Hebammen statt- 
gefonden. Auch in den lotsten Jahren sei eine Anzahl Fille vorgekommen, 
bei denen die Hebammen troti der Anffordemng die Meldung unterlassen 
bitten. Nach einer Mitteilung iu der Zeitschrift fflr Medizinalbeamte, 1906, 
Hr. 21, sind in Preußen die Hebammen nach dem neuen Hebammenlehrbuch 
bei Schälblasen zur Anzeige verpflichtet. Pemphigus scd durchaus nicht so 
harmlos, wie es scheine, Uebertragung sehr leicht mOfflich. Oerade bei einer 
solchen Erkrankung sei die Anzeigepflidit eher angebracht, als z. B. bei Rheuma- 
tismus: ebenso seien Varizellen lange nicht so gef&hrlich. Er stellt den Antrag, 
daß jeder einzelne Fall von Pemphigus anzeiffepflicbtig sein soll. Dem Vor- 
sitzenden ist die H&uflgkelt des Pemphigus in Hof ebenfalls aufgefallen, wäh- 
rend er sie bei seiner la^ährigen Praxis in Mittelfranken nur als große Ra* 
rität zu Gesicht beksm. Hier komme dsgegen Öfter der sog. «englische Sehweiß* 
Tor, der in hiesiger Qegend ganz unbekannt zu sein scheine. Bei der Be- 
sdirSnktheit solcher im ganzen seltenen Krankheiten auf einzelne Territorien 
sei deren Aufnahme in die Melde- resp. Anzeige-Tabellen nicht empfehlenswert 

Beg. und Kreis -Med.- Bat Dr. Pttrckhauer hielt es dagegen fttr 
angezeigt, daß — besonders da die Hebammen Pemphigus übertragen kOnnea 
— die Anzeigepflicht für Pemphigus neonatorum eingefflhrt wird. 

2. UelMr den zweiten Verssmmlungsgegenstand der Landesyersammlung 
,)Zlelit«Bir TOB Tlerljmphe^ flndet eine Aussprache nicht statt 

8. Die sehulIritUehe Tätigkeit der k. Beslrksärzte In Bajeni. — 
Sinfllhnuig der sehnlärztUeheB Institution In den Yolksehulen. (Leitsätze 
Ton Physikatsasristent Dr. Gl au ning -Nürnberg und Besirksarzt Dr. Wille 
in Markt -Obemdorf; s. Verhandlungen der Kreisrersammlung für den Beg.- 
Bes. Schwaben, S. 129). 

Beg.- und Kreis -Med.- Bat Dr. Pürckhauer hält die allgemeine An- 
stellung Ton Schulärzten besonders auf dem Lande, wo die Gemeinden sehr 
sparsam sind, fflr undurchführbar. Ebenso spricht er sich gegen Leitsatz VI 
des k. Bezirksarztes Dr. Wille betreffend die Honorierung aus. 

Vorsitzender Dr. D i e t s c h : Die schulCrztliche Tätigkeit sei insofern von 
der bezirksärztlichen zu unterscheiden, als jene eine genauere Beobachtung des 
Gesundheitszustandes der Schulkinder bezwecke, während sich diese zujrzeit 
im wesentlichen auf die hygienischen Verhältnisse der Lokalitäten und besondere 
Vorkommnisse (Epidemien) beschränke. In Hof mit ca. 100 Schulen werde die 
Sache jedenfalls kostspielig und müsse dringenderen Anforderungen gegenüber 
surüdutehen. Die Einrichtung der Schultete bestehe in Bayreuth und 
Bamberg; sie sei wohl empfehlenswert nur für größere Städte und nur für 
diese als Bedürfnis anzuerkennen, ganz undurchführbar Torläuflff (namentlich 
des Kostenpunktes wegen) auf dem Lande, obwohl die Möglichkeit nicht zu 
yemeinen sei 

Bezirksarzt Dr. Mayer fragt an, ob eine Verpflichtung der Eltern be- 
stehe, ihre Kinder vom Schularzt untersuchen zu lassen. Ueber diesen Zwang 
habe man in der Presse schon mehrfach Stimmen der Unzufriedenheit sehOrt. 

Bezirksarzt Dr. Selb r ig: In Bayreuth sei ein Schularzt angesteUt mit 
ebem Fixum von vorerst 600 Mark; diesem unterstehe nach seiner Dienst- 
anweisung nur die Hygiene des Betriebes. Auch Bamberg habe Schulärzte, 
darunter auch Spezialisten. In Bayreuth sei auch eine Hilfsschule für Schwach- 
sfainige ; Aufregung herrsche nur, wenn ein Kind dieser Schule überwiesen werde. 
Der Vorsitzende faßt das Ergebnis der Erörterungen dahin zusammen : 
,Wir Terkennen durchausnicht die Nützlichkeit derschul- 
ärztlichen Institution, aber wir zweifeln sehr an ihrer 
Durehführbarkeit, namentlich mit Bücksicht auf den 
Kostenpunkt Zunächst glauben wir dieselbe beschränken 
zu müssen auf die größeren Städte.* 
4. Die BeteUIgnag der k. Besirksirste au der Kentrolle des Mileh- 
Torkaufes (Leitsätze ron Dr. B Ohm- Augsburg; siehe Verhandlung der Kreis- 
Tersammlung für Schwaben, S. 180). 
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Nach kunen Ansfttlinuigea dei Vorsitzenden, in denen er die Not- 
wendigkeit einer schärferen Kontrolle des MUchverkanfs anerkennt, aber darauf 
l&inwe^ daß der Besirksarzt keine Befngnis zu einer solchoi Kontrolle habe» 
sondern nur die Polizei, wird Zastimmnng zu den aufgestellten Leit- 
sfttien besehlossen. 

5. Takfhie «nd Ekien (Leitsätze von Dr. Alf. Groth-Mftnchen). 
Der Vorsitzende hält es nicht fOr zweekmäßig, so weit zu gehen, 

daß man sagt, die Impfung solle bei den an Ekzem leidenden Kindern auch nadi 
Ablauf sämtlicher Krankheitserscheinungen, solange noch eine Disposition zu 
Ekzem besteht, unterbleiben. 

Bezirksarzt Dr. Mayer empfiehlt bei Impfung die Beachtung der ge- 
ringstoi Schrunde, da Blattembildung ttberall an den Eloemstellen auftretea 
kann und außerdem das Ekzem riel stärker wird. 

Aus der Mitte der Versammlung werden ähnliche Beobachtungen mit- 
geteilt, weldie zur Beobachtung von Vorsicht bei Ekzematösen aufforaem. 

Auf Vorschlag des Beg.« und Kreis- Med.- Bats Dr. Purckhauer und 
BezirksanEtesDr. Solbrigidrd kein Beschluß gefaßt, da es sich empfehle, 
erst den Vortrag von Dr. Qroth zu hören. 

6. Der Iratliehe Dienst bei den €(eriehts- ud TerwaltuigsbeMrdeB 
(s. Verhandlungen der Versammlung fttr Oberbayem, 8. 119). 

Vorsitzender: In der Kreisversammlung zu München sei man dahin 
übereingekommen, es sollten den Amtsärzten, soweit sie Vertreterkosten selbst 
zu tragen haben, diese aus der Staatskasse ersetzt werden. Es werden ja 
jetzt schon Aushilfen bezahlt, bei längerer Krankheit des Amtsarztes, und 
wenn eine Stdle erledigt ist und durch einen praktischen Arzt verwaltet wird. 
Sind 2 Amtsärzte am Platze, dann finde gegenseitige Vertretung statt, auch 
bei Vakanz, die allerdings oft längere Zeit andauere. — Ein Amtsarzt auf dem 
Lande habe aber gar mcht die Möglichkeit einer solchen Vertretung und s^ 
infolgedessen schlechter daran. Es sei dahin zu streben, daß die Stellver^ 
tretungskosten vom Staate übernommen werden. Urlaub, der anderen Beamten 
kostenlos zusteht, sei dem Amtsarzt erschwert: denn er werde nur erteilt, 
wenn fttr SteUvertretung ohne Kosten gesorgt seL 

Beg.-und Kreis -Med.- Bat Dr. Pürckhauer teilt mit, daß er einmal 
als Laadgerichtsarzt in Bamberg ein ganzes Jahr eine Bezirksarztstdle hatte 
verwesen müssen, und zwar ganz umsonst. Das gehe wohl zu weit und daffkr 
sohlte dne Entschädigung gewährt werden. 

Die Versammlung beschließt: 
nMan mttsse dahin streben, wenn ein Amtsarzt Kosten fftr 
Stellvertretung aufzuwenden habe, so sollten diese vom 
Staate getragen werden, auch bei Urlaub.** 

Dem Antrage zur Oberbayer. Kreisversammlung wird zugestimmt. 

7. Der Irztliehe Dienst bei den laudesgerielitUeheu AushlUlifefiBir-^ 
nlseem. (Antrag der Kreisversammlung fttr Oberbayem ; s. S. 119.) 

Der Antrag findet die Zustimmung der Versainmlung. 

II. Staadenaagelegenhelten 
(Dr. Burg Is Artikel ttber Tollbesoldnng der Landgeriehtslnte). 

Beg.-undKrei8-Med.-BatDr.Pttrckhauer: Was Dr. Bur gl ausfahre» 
sei alles richtig. Daß man mit dem Gehalte eines Landgerichtsarztee ohne 
Vermögen nicht leben könne, sei klar; ein vollbeschäftigter Landesgerichtsarzt 
solle deshalb standesgemäß bezahlt werden. Etwas anderes sei es in Ideineren 
Bezirken, z. B. in Weiden. Hier, wo die landgerichtsärztliche Tätigkeit Zeit 
zur Praxis lasse, diese ganz zu verbieten, sei nicht empfehlenswert Als Aus- 
weg wäre vorzuschlagen, die Aufstellung von Landgerichtsärzten L u. IL Klasse 
mit gleichem Bange, jedoch verschiedenem Gehalte. Ein vollbeschäftigter 
Landgerichtsarzt solle entsprechend bezahlt werden, etwa mit dem (behalte 
eines Begierungsrates; bei nicht vollbeschäftigten könne es dagegen bei der 
alten Besoldung bleiben. 

Bezirksarzt Dr. Selb r ig findet die Ausfahrungen des Herrn Kreis- 
Medizinalrats sehr richtig und dessen Vorschläge erstrebenswert. 

Bezirksarzt Dr. M i 1 1 e r : Man komme auf dasselbe hinaus, wie in Preußen ; 
dort gebe es vollbesoldete und nicht vollbesoldete Qerichtsärzte. ') 

Dies ist nicht zutreffend; in Preußen gibt es nur „nicht vollbesoldete 
Gterichtsärzte*, die alle außer ihrem Gehalte (1800-2700) und Die^staufwaads- 
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das Bayerischen MedizinalbeamtenTereins. IM 

Der Vorsitzende ist der Ansieht, daß man, statt die Terbessenmg^ 
einer einseinen Kategorie der Medizinalbeamten anznstreben. lieber dahin 
trachten solle, daß eine Tollstindig durchgreifende Beorganisatlon des ganzen 
Medizinalbeamtenwesens stattfinde, wie sie in Prenßen jetzt dorchgefllhrt seL 
Dies sei nur möglich mit TOliiger Aendemng des Einkommens, der Neben- 
bezüge nnd der ganzen Stellung aller Amts&rzte (Bezirks- und Landgerichts- 
Irzte). Diese mttsse eine ganz andere werden; die Amts&rzte müßten andere 
Kompetenzen erhalten und Tollst&ndige Beamte werden, nnabhingiff Ton allen 
anderen Faktoren, wenigstens in den größeren Orten. — Er sei ganz mit 
Burgls Artikel eiuTerstanden, nur mit der Aendernng, daß nicht nuryon den 
Landgerichts&rzten, sondern in gleicher Weise Ton den Bezirks&rzten die Bede 
sein müsse. Die Kostenirage sei das wesentliche für die anzustrebende Umän- 
derung, für die etwa folgende Grundidee in Betracht komme : Die Bezirks&rzte 
etc. werden ToUständige Beamte ohne Priratpraxis. Dies würde natürlich eine 
Erhöhung des pragmatischen Gehaltes und des Pensionsgehaltes in sich schließen, 
da sie die Stellung dnes Bezirksamtmannes oder Landbauamtmannes erhalten 
müßten. Impfgelder. Zeugnissebühren, überhaupt alle Gebühren für alle 
amtsirztlichen Verrichtungen, die bisher eigens bezahlt wurden, seien an die 
Staatskasse abzuführen zur teilweisen Deckung der Kosten. Dasselbe gelte 
betreifs der Gebühren fttr Gutachten in ünfallsachen soweit staatliche Anstalten 
in Betracht kommen. Den Bezirks&rzten würden die Aufgaben des Schularztes 
zuzuweisen sein, wozu er bisher gar keine Zeit hatte. £i solch unabh&ngiger 
Stellunff könne er seine Aufgabe ganz anders erfüllen. 

Daß die jetzige Organisation sehr &nderungsbedürftig sei, ergebe sich 
schon daraus, daß sie aus dem Jahre 1805 stamme. Für die weitere Behand- 
lungder Angeleffenheit empfehle sich die Erstattung Ton Sammelreferaten, um 
die Wünsche und Stimmung der beamteten Aerzte kennen zu lernen. Man 
dürfe sich nicht verhehlen, daß viele Bezirks&rzte eine große Priratpraxis 
haben und auch die sonstigen Verh&ltnisse in bezuff auf ihre amtliche T&tig- 
kdt günstige seien ; bei viäen könne man daher Widerspruch erwarten. Aber 
der Hauptzweck der ganzen Aenderung sei der, daß eine größere und zuver- 
l&ssigere Bet&tigung der amts&rztlichen Obliegenheit ermöglicht werde. Bis jetzt 
bestSAden sounasoviele Instruktionen rein pro forma. Ein solches Sammelreferat 
sei in der Kreisversammlung 1907 für den Kreis Oberfranken zu erstatten. 

Bezirksarzt Dr. Selb r ig empfiehlt zun&chst eine Umfrage dnrch Ab- 
sendung eines Fragebogens; demgegenüber erklärt der Vorsitzende, daß 
man mu Fragebogen schlechte Erfahrungen gemacht und in Oberbayern des- 
halb davon abffesehen habe. Hier sei die Erstattung des Sammelreferates vom 
Physikats- Assistenten Dr. Becker übernommen. — Beg.- und Kreis-Med.-Bat 
Dr. Pürckhauer meint, daß ein Bezirksarzt vom Lande zur Erstattung eines 
Beferates geeigneter sei. als ein solcher aus der Stadt 

Bezirksarzt Dr. Saab erkl&rt sich bereit hierzu, bittet aber um die 
Unterstützung der Kollegen. Ein bereits vorliegendes Beierat des Ausschusses 
des Medizinalbeamtenvereins soll ihm mitgeteilt werden ; desgleichen wird zum 
Schlüsse auf die Augsburger Abendzeitung, 17, III, 1906, au&erksam gemacht, 
die einen Bericht über LandtagsTerhandlungen enth&lt, in dem die einschl&gigen 
Verh&ltnisse berührt werden. Dr. H. E r n s t - Hol 



•. XreUiwerMunmliuig für Unterfiraaken am 23. April 1906 

In Wflrsbnrg. 

Die Versammlung fand im kleinen Sitzungssaale des Stadtmagistrates 
Würzburg statt. Anwesend waren 23 Mitglieder (16 Amts&rzte und 7 für den 
Staatsdienst geprüfte praktische Aerzte). 

Der Vorsitzende, Bezirksarzt Dr. Hofmann- Würzburg,erOffnete 

entsch&digung (260—600 Mark) eine pensionsf&hige Znlase von 1200 Mark 
erhalten. Daneben haben die Gerichts&rzte Anspruch auf Gebühren in allen 
fferichts&rztlichen F&llen, in denen ihre T&tigkeit in Anspruch genommen wird, 
u der Bogel sind sie auch Gef&ngnis&rzte bei den Laadgeri<mtsgef&ngnissen 
und beziehen dafür eine besondere Bemuneration. Desgleichen ist ihnen die 
Ausübung von Privatpraxis nicht untersagt. Ein üntersi^ed zwisdien voll- 
und nicht vollbesoldeten Medizinalbeamten besteht nur bei den Kreis&rzten. 

(Anm. der Bed.) t 
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die Vermnmlqng, dankte den Anwesenden ftr ihr Erscheinen nnd gib eiaei 
karsen Gksehaltabericht. — Sodann wurde in die Tagesordnung eingetreten. 

L Die Bekimpfing der Weiterrerbreltuig ansteekender Krankkeiten. 

Der Beferent, Med.-Bat Dr. Vanselow, Bezirksarzt in Eissingen, hatte 
folgende Leits&tze anfgestellt: 

.1. Die Bekftmpfang der WeiterTerbreitnng der «gemeingef&hrlichea* 
Krankneiten ist dnrch das Beichsgesetz geregelt. 

2. Die Ansftthmngsbestinimangen sind zn erg&nzen. 

8. Das PolizeistriSgesetzbach Art 67 berechtigt, Maßregeln gegen die 
Yerbreitang ansteckender Krankheiten, .ttbertragbarer^ Krankheiten anznordnes. 

4. Die Allerhöchste Verordnung Tom 22. Jnli 1891 ist reformbedürftig: 

a) Hinsichtlich der anzeigepflichtigen Personen, 

b) . . „ Krankheiten, 

c) V des Anzeigemodos. 

6. Die Bekftmpfang der Weiterrerbreitan^ dnrch Bazillenträger ist xam 
Teil eine sanit&tspolizeiliche, znm Teil eine medizinische Aufgabe. 

6. Im Mittelpunkte der Bekftmpfang steht der behandelnde Arzt. 

7. Alle Anz^oi und Ermittelungen mflssen aus Öffentlichen Kassen be- 
stritten werden. 

8. Isolierungsrftume sind vorzusehen (Baracken). 

9. Dem Dednfektionswesen ist Aufmerksamkeit zu widmen. 

10. Fftr Transport- und Pflegepersonal ist zu sorgen. 

11. Die Schule ist eine Infektionsquelle. 

12. Die Morbiditfttsstatistik ist sorgfftitigst auszubauen. 

18. Die (lesundheitskommissionen smd zur indirekten Bek&mpfung sehr 
wcrtTolL* 

II. Ueber das DesinfektioiisweseB der Stadt Wlirsbnrg. Befereat: 
Bezirksarzt Dr. Hofmann- Wfirzburg. 

Veranlassung, dieses Thema aui die Tagesordnung zu setzen, gaben die 
Begierungsentschließungen Tom 11. Juni 1905 und Tom 2. Aprü 1908, welcli* 
letztere unter Bezugnahme auf die Ministerialentschließung Tom 7. März 1906, 
das Desinfektionswesen betr., es als eine Aufgabe der Amts&rzte bezeichoet, 
Jliei jeder sich bietenden Gelegenheit belehrend und ermunternd auf alle jene 
Persönlichkeiten einzuwirken, welche berufen oder geeignet sind, bei der Durch* 
fflhrung dieser wichtigen Einrichtung mitzuwirken.** Nachdem seitens des 
K. Ministeriums auf die mustergültigen Einrichtungen der Bheinpfalz yerwieses 
wird, hat es der Beferent fttr angezeigt erachtet, den Kreisrereinsmitglieden 
mitzuteilen, daß die Stadt Wflrzburg seit vielen Jahren eine ortspolueiliche 
Vorschrift Uber Zwangsdesinfektion besitzt, die, frflher etwas oberflfichlich ge- 
handhabt, seit 1. Januar 1904 konsequent durchgefflhrt wird, und zwar je nach 
der Art der Erkrankung oder des Todesfalles nach den zurzeit aUgemeb als 
erprobt geltenden Metboden tou zwei staatlich geprüften Desinfektoren, denen 
im Bedarfifalle zur Beihilfe eine Anzahl hiesiger Bader oder Mitglieder der 
freiwilligen Sanitfttskolonne dienen, die rom Bementen unter Beihilfe des einen 
der geprüften Desdnfektoren theoretisch und praktisch im Desinfektionswesen 
ausgebfldet wurden. — Die Desinfektionskosten werden in Hohe der Baraoi- 
lagen von den Beteiligten eingehoben, wobei jedoch in weitgehendster Weise 
Nachl&sse erfolgen oder die ganzen Kosten auf den Etat der stftdtischen Des- 
infektionsanstalt übernommen werden, welche überdies auf Anweisung des 
Beferenten für die sog. laufende Desinfektion S^resolseifenlOsung unentgeltlieli 
abgibt. — Die Verhandlungen dehnten sich leider soweit aus, daß auf den 
Besuch der stftdtischen Desinfektionsanstalt und auf die geplante Demonstration 
der Apparate usw. für diesmal verzichtet werden mußte. Der Beferent hftU 
sich für berechtigt, zu behaupten, daß das Desinfektionswesen der Stadt Wttrs- 
burg hinter dem der Bheinpfalz und anderer moderne Hygiene pflegenden 
Stftdte nicht zurücksteht. 

in. Der ftrstliehe Dleiist bei den Oeriehts« nnd VerwaltuigsbehSrden 
nnd bei den landgeriehtlieken AnshilflsgefSngniBsen« 

Der Beferent, K. Landgerichtsarzt Dr. E r d t - Schweinftirt, verbreitet siob 
über die beiden zur oberbayerischen Kreisversammlung gestellten Antrftge und 
befürwortet deren Annahme seitens der Versammlung, wdche auch erfo^ 

Die beiden Anträge lauten : 

L Es wird der Antrag gestellt, die Vorstandschaft des Bayerischen 
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MedisinalbeamtenTereins zn yeranlassen« an die K. Staatsregienmg die Bitte 
lü Stellea: 

Den § 9 der E. A. V. yom 8. September 1879, »den (rztiichen Dienst 
bei den (Berichts* und YerwaliangsbehOrden betr.*, welcher lautet: 

.Die Landgerichtsärzte und die Bezirksärzte I. nnd II. KL sind in Yer- 
hindemngs- und Erledignngsfftllen zur rorübergehenden gegenseitigen Aas- 
hilfe in den gerichts- und rerwaltongsärztlichen (Geschäften yerpflichtet — " 
dorch den Zusatz zu ergänzen: 

»bei längerer Dauer solcher Vertretung wird dem Vertreter auf Ansuchen 
ein Tagegeld bewilligt werden. 
IL £8 wird der Antrag gestellt, die Vorstandschaft des Bayer. Medizinal- 
beapten- Vereins zu yeranlassen, an die zuständiffen Stellen die Bitte zu richten : 
,Es wolle den Bezirksärzten, welche ab Gefängnisärzte bei den land- 
gerichtlichen Aushilfsgefängnissen aufgestellt sind, fttr die Mehrarbeit bei 
solchen Gefängnissen eine jährliche Bemuneration gewährt werden.* 

IT. Die Beteülgnng der K. Besirksirste an der Kontrolle des Xildi- 
TerkanHi« 

Der Beferent, Physikatsassistent und praktischer Arzt Dr. H. 8 ton gel- 
Wtrzburg, beginnt mit der Besprechung der bestehenden gesetzlichen Vor- 
schriften, von denen fttr Bayern in erster Linie die oberpolizeilidien Vorschriften, 
den Verkehr mit Ifilch betr., yom 15. Juli 1887 und die VoUzugsyorschriften 
yom 20. Juli 1887 in Frage kommen. Auf Grund dieser Bestinunungen idrd 
eine gewisse Handhabe zur Verhütung der Milchfälschung und -Verunreinigung 
in den größeren Städten wenigstens gewonnen. Es ist nur erforderlich, 
daß die zu Markt ffebrachte Milch regelmäßig und häufig untersucht wird. 
Als Beispiel wird die Kontrolle, wie sie in der Stadt Würzburg mit Erfolg 
betätigt wird, des näheren erOrtert Wünschenswert wäre nur, wenn die mit 
der Muchkontrolle betrauten Polizeiorgane auch im Ghobrauch des Feserschea 
Laktoskops, und zwar der yon Dietzsch modifizierten Form unterwiesen 
würden. Die ffir die Vornahme der yorläufigen Milchuntersuchung nOtige Unter- 
weisung ist, falls die K. Begierung nicht die in den Vollzugsyorschrtften yom 
20. Juli 1887 in Aussicht gestellten Unter richtskurse anordnet, Sache der Amtsärzte. 

Die Milchkontrolle soll aber nicht nur in den größeren Städten, sondern 
auch an kleineren Plätzen und auf dem Lande, überhaupt überall, wo Milch 
yerkauft wird, stattfinden und ist auch ohne zu große Kosten mOglich. Die 
yorläufige Untersuchung ist überall leicht durchzuführen. Zur genaueren 
Prüfung beanstandeter Milcbproben dürften, falls nicht mit doi zuständigen 
üntersuchu^anstalten ein Uebereinkommen getroffen wird, die Apotheker die 
gecdgneten Persönlichkeiten sein. 

Aber nicht nur, was die Kontrolle des Milchyerkaufs anlangt, sondern 
yor allem betr. Kontrolle der Milchgewinnung bedürfen die oberpoUzeilichen 
Vorschriften einer Erweiterung und Ergänzung und zwar in erster Linie be- 
züglich der tierärztlichen Kontrolle der Kühe, die Verkaufsmilch liefern, dann 
bezüglich Beinhaltung der Tiere und Stallungen, Beschaffenheit und Sauberkeit 
der Milchgefäße, Beinllchkeit beim Melkakt etc. Ferner wäre die Möglichkeit 
der Verbreitung ansteokender Krankheiten durch den Verkehr mit Milch zu 
berücksichtigen und diesem Umstände durch besondere Vorschriften, die die 
Anzdgepflicht in solchen Fällen regeln, Bechnuns zu tragen. Die Kontrolle 
der zu erlassenden Vorschriften steht den Polizeibehörden zu. 

Außerdem ist es empfehlenswert, die BoyOlkeruns; über diesen GFegen- 
stand und über die eyent Gefahren aufzuklären, was prwischer Weise in den 
landwirtschaftlichen und Fortbildungsschulen, sowie auf den landwirtschaft- 
lichen und ähnlichen Versammlungen geschehen kann. 

V. Die sehullrztliehe Tätigkeit der K. Bezirksirzte in Bayern. 

Der Beferent, prakt. Arzt und Bahnarzt Dr. Kaspar, hatte die nach* 
stehenden Leitsätze aufgestellt: 

L Die allgemeine Einführung der schulärztlichen Institution ist ein» 
Forderung der Öffentlichen Gesundheitspflege; sie liegt im wohlbegründeten 
Interesse der Schule und der Schüler. 

n. Die Hygiene der Schule zerfällt in drei Abteilunffen : Abteilung I: 
Hygiene des Schulhauses. Abteilung II: Hygiene des Sdiulbetriebes. Ab- 
teilung ni: Individuelle Hygiene des Schülers. Für Abteilung I u. II ist der 
Beziruarzt allein zuständig; für III kann er es sein, muß es aber nicht sein« 
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Diejenigen Aerste, welchen die praktiBche Bei&tigiing deijenigea Forde- 
rangen obliegt, die sich ans der Abteilonff in ergeben, sind die Schal&rzte. 

IIL Nachdem das staatliche Organ der Oesondheitspllege der Beiirksarst 
ist, nachdem er gem&fi der allerh. Verordnung Tom 8. September 1879 der irit- 
liche Berater der DistriktsyerwaltnngsbehOrde auch in den Angelegenheiten der 
Volksschule ist, muß gefordert werden, daß der Bezirksarzt jederzeit diejenige 
Stelle bleibt, welcher die Aufsicht ttber die Schul&rzte zusteht und an welche 
die Anträge seitens der Schulirzte gehen, resp. welcher Stelle die Antrige der 
Sdiul&rzte mitzuteilen sind. 

IV. Als Dienstinstruktion fttr die bayerischen Schul&rzte eignet sich 
am besten diejenige der Wiesbadener schulärzUichen Institution mit ent- 
sprechenden Abänderungen im Sinne der K. Min. -Entschließung vom 14. M&rs 
1906; ferner mit sinngemäßen Modifikationen fOr Städte und Land. 

V. Nachdem die boForstehende Ausgestaltung des schulärztlichen Dienstes 
aber erhöhte Ansprüche an den Bezuksarzt stellt (häufige Visitationea, 
Sitzungen) dnd die Bezttge desselben in dieser Richtung zu erhöhen. 

Zur Begründung des ersten Leitsatzes wurde Ton dem Eeferentea 
folgendes ausgeführt: In neuerer Zeit ist die Auffassung eine allgemeine, daß 
ein Öffentliches Interesse yorliefft, den (Gesundheitszustand jedes einzelnen 
Kindes zu untersuchen und zu überwachen aus drei Gründen: 

1. Schulbetrieb und Unterricht muß auch einem Kinde mit krankhaften 
Zuständen angepaßt werden. 2. Auch Kinder mit Bildungsfehlem und Krank- 
heiten müssen ein bestimmtes Ziel erreichen (erent Hilfsschulen), auch sollen 
dieselben ärztlicher Behandlung zugeführt werden. 8. Verhütung übertragbarer 
akuter und namentlich chronischer Infektionskrankheiten. 

Zu Leitsatz 4 betonte Beferent, daß die Dienstinstruktion der Schal- 
ärzte in Bayern mit den bestehenden gesetzlichen Bestimmungen, nach welchem 
das staatliche schulhygienische Aufsichtsorgan der K. Bezirksarzt ist, in Bin- 
kiang gebracht werden müsse. Demnach wäre es zunächst Sache der Besirics- 
ärzte, die Schulreife der einzelnen Kinder insofern festzustellen, als sie die 
Schule vor Vollendung des 6. Lebensjahres (im Kalenderjahre des Schulbeginne) 
besuchen wollen, femer Kinder, welche bereits 6 Jahre alt sind, wegen zurück- 
gebliebener körperlicher Entwickeiung auf Antrag der Eltem oder des Schul- 
arztes zurückzustellen. 

Alsdann beginnt die schulärztliche Tätigkeit mit der ersten Hauptunter- 
suchung (bis Ostern zu beendigen), bei welcher jedes Kind einer Untersuchung 
und Feststellung körperlicher und geistiger Gebrochen zum Zwecke fortgesetzter 
Beobachtung und besonderer Berücksichtig|ung beim Unterricht zu unterziehen 
ist Die Ergebnisse dieser Untersuchung sind in sogenannte Oesundheitsbogen, 
welche für jedes Kind eigens anzulegen sind, einzutragen. Dieser Oesundhäts- 
bogen begleitet das Kind bis zu seinem Austritte. (Von diesen Tabellen darf 
nebenbei erwartet werden, daß sie im Laufe der Jahre ein wertvolles statisti- 
sches Material über die normale und anormale Entwickeiung des Kindes, über 
den Einfluß der Schule, der sozialen Verhältnisse auf die Entwickeiung dee 
Kindes geben werden und nicht zuletzt interessante anthropologisdie Merkmale 
und Sonderheiten der einzelnen Teile Deutschlands erkennen lassen werden.) 

Die zweite Hauptuntersuchung findet statt zu Ende des dritten Schal- 
jahres; die dritte Hauptuntersuchung am Ende der Schulzeit. 

Die Dienstanweisung der Schuärzte sieht femer vor: 

Die Ueberwachung derjenigen Kinder, welche bei einer Untersuchung 
überwachungsbedürftig erklärt werden und über welche ein eigener Gesund- 
heitsbogen ffeführt wird; 

die Prüfung derjenigen Kinder, welche einer Hilfsschule überwiesen 
werden sollen; 

die Untersuchung derjenigen Kinder, welche vom Lehrer oder der Schol- 
behOrde als yerdächtig bezeichnet werden; 

femer, und zwar als hOcht ?richtig : die Mitteilung einer etwa gefundenen 
Krankheit oder sonst sanitär oder hygienisch zu berüdcsichtigenden Tatsache 
an die Eltem; 

sowie schließlich die Teilnahme an Konferenzen der Schulärzte und 
eyentuell Schulsitzungen. Dr. Stengel - Würzburg. 

VerantworÜ. Redakteur : Dr. R a p m u n d , Reg.- u. Geh. Med.-Rat in Minden I. 
J. G. O. Bruni, HersogL Bichl, o. F. Seh.-L. Uofbaobdrackml In^^ftlndMi. t 
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Bericht ftber die T. Jahres -Teraammlunii: 
des Wfljrttembercisehen HedlsiMalbeamteM - Ferelns am 
SeutaiTy dem 13. Mal 1906. Im klelneM 8aale des Hnseiims 

bh Stiitt|:art. 

Anwesend warai folgende 48 Herren: Andrassy- Böblingen, Baar- 
Blanbearen, Billinger-Nedcarsolm. Breit, Camerer (BadolOi Cless, 
Gastpar, t. Oassmann, KOstlin (Karl), Koiiliiaas, t. Bembold, 
Schearlen, Walz -Stattgart, Babenhofer-Vaihingen a.E., Föhr-Mar- 
baeh, Fricker-Nagold, Q aap p -Schorndorf, Oaapp- Göppingen, Georgii- 
Ifaolbronn. Gnant-Neresheim, flabermaas-Stettin L A., Härlin-Neaen- 
bttrg. Hell er- Backnang, Jäffer-Ülm^ern-Kttnzelsao, En aas s- Geislingen, 
Kommereil-Waiblingen, f raus s -Kirchheim a.T., Kurrer-Horb, Lang- 
Besigheim, Lud wig- Leonberg, Maisch-Oehringen, May er- Münsingen, 
Missmahl-Biedlingen, M an tsch- Wiesensteig, Pf &ff lin-Urach, Pfeil- 
stick er- Gmünd, Bödelheimer-Laupheim, Bomb er g- Nürtingen, Satt- 
ler-Cannstatt, Schmid -Brackenheim, Seeger- Welzheim, Späth-Eßlingen, 
Staudenmeyer-Langenbarg, St einbrttck-Beatlingen, Süsskind-Hall, 
Werfe r-Ell?rangen, Zeller-Ludwigsbarg; Glitsch-Stuttgart (als Gast). 

I« eeMhifUiehea. 

Nachdem der Vorsitzende, Med. - Bat Or. K s 1 1 i n , die Versammlung 
begrüßt hatte, teilte er mit, daß der Verein zurzeit 88 Mitglieder zählt 
gegen 84 im Vorjahre. Neu eingetreten sind seit der letzten JahiesTersamm- 
long 9 Mitglieder, anssetreten 8 und gestorben 2: die Herren San.-Bat 
Br. Lindemann ron Mergentheim und Oberamtsarzt Dr. Kürner von Solz, 
zu deren ehrendem Andenken sich die Anwesenden Ton ihren Sitzen erheben. 

Dem Verein gehören nunmehr an : Die sämtlichen ärztlichen Mitglieder 
des K. Medizinalkoliegiums, sämtliche Oberamtsärzte des Landes bis auf zwei, 
Ton denen der eine erst vor einigen Tagen ernannt worden ist, mehrere Vor- 
stände und Oberärzte staatlicher und stäidtischer Krankenanstalten, sowie der 
Herr L Stadtarzt der Stadt Stuttgart, und einige Oberamtswundärzte; von 
Seiten der letzteren sei noch eine regere Beteiligung zu wünschen. Der Vor- 
sitzende betont bei dieser Gelegenkeit nochmals ausdrücklich, daß dem Verein 
alle Kollegen, die den Voraussetzungen unserer Satzungen zu genügen ver- 
mOgen, herzlich willkommen sind, und daß der dem Verein hin und wieder 
sehen gemachte Vorwurf, er vertrete ledi^ch nur die Interessen der Ober- 
anUsärzte, durchaus unberechtigt sei Der verein diene auch keineswegs aus- 
schließlich wirtschaftlichen Literessen, sondern verfolge nach § 1 seiner 
Satzungen in erster Linie den Zweck, den Medizinalbeamten jeder Stellung 
Geleff^eit zu gegenseitiger Annäherung zu geben, sowie durch Vorträge und 
durch Austausch persOnUdier Erfahrungen eine Verständigung über wichtige 
Fragen auf dem gesamten Gebiete der Staatsarzneikunde herbeizuführen. Diese 
wissenschaftlichen Bestrebungen haben aber für die Oberamtswundärzte, sowie 
für alle Kollegen, welche sich überaupt einmal der Medizinalbeamtenlaufbahn 
widmen wollen, kein geringeres Literesse, als für die bereits in staatlicher 
Stellung beiindlichen Oberamtsärzte. Der Vorsitzende spricht deshalb den 
Wunsch aus, daß auch die Vorstände der staatlichen Irrenanstalten, sowie die 
pro physicatu geprüften Oberärzte und Assistenzärzte dieser Anstalten dem 
Vereine noch in größerer Anzahl beitreten mOchten, als dies bisher der Fall 
gewesen sei Bei der immer größer werdenden Bedeutung, welche die forensi- 
sche Psychiatrie auch für die nicht spezialistisch hierfür vorgebildeten Gerichts- 
ärzte gewinne, würde der Verein den Fachpsychiatern zu ganz besonderem 
Danke verpflichtet sein, wenn sie ihm von ihren Kenntnissen und Erfahrungen 
hin und wieder etwas zugute kommen lassen wollen. 

Der Vorsitzende erwähnt dann weiter, daß in den Dienst- und Ge- 
haltsverhältnissen der Oberamtsärzte bis jetzt eine Aenderung 
noch nicht vollzogen, die Angelegenheit aber höheren Ortes keineswegs in 
Vergessenheit fferaten sei Nach den von ihm eingezogenen Erkundigungen 
ist ein Entwurf zu einer Neuregelung der Dienst- und Gehaltsverhältnisse der 
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Oberamtsftrzte Ton Seiten des K. Medizinalkollegiiiiiis, sowie Ton Seiten des 
£. Ministeriums des Innern bereits fertiggestellt. Aber den zurzeit Verband- 
langen mit anderen Ministerien, die bei dieser sehr schwierigen Frage gleich- 
fi^Us beteiligt sind, im Gange sind. Sobald diese Verhandlungen erläigt sind, 
wird der Entwurf der Ständekammer Torgelegt werden können. Es stehe 
somit zu erwarten, daß in nicht allzulanger Zeit die Frage eine gesetzliche 
Begelung finden wird, bei der hoffentlich die auf der yorletzten Versammlung 
zum Ausdruck gebrachten Wünsche eine gebührende Berücksichtigung finden 
werden. 

Nach dem der Vorsitzende hierauf die auf dem Gebiete der Medizinal- 
gesetzgebung während des letzten Jahres erlassenen wichtigsten mi- 
nisteriellen Verordnungen kurz heryorgehoben hat (Bekanntm., betr. Zuführung 
einer einheitlichen deutschen Arzneitaxe vom 28. III. 1905; Erl. Tom 18. f. 
190^, betr. die Sonntagsruhe in den Apotheken ; Verf. Tom 24.11. und 16. XI. 
1905, betr. die Einrichtung und den Betrieb ron Apotheken; die Bekanntm. 
Yom 6. XL und 8. XL, betr. die Gewährung yon Renten an dienstunfähig ge- 
wordene Hebammen, sowie die Bewilligung yon Prämien an Hebammen ; Erlaß 
yom 24. IL und 16. XL 1905, betr. Verhaltungsvorschriften für die Angehörigen 
und Pfiegepersonen yon Impflingen ; Erl. yom 10. IX. und 28. IX. 1905, betreffend 
Maßreffcdn gegen die Cholera, sowie betreffend die Beaufsichtigung russisch- 
polnisdier landwirtschaftlicher Wanderarbeiter), berichtet er kurz über den 
verlauf der letzten Versammlung des Deutschen Medizinal- 
beamtenyereins in Heidelberg, die gleich ihren Vorgängerinnen yon allen 
Teilen des Beiches recht gut besucht gewesen sei, insbesondere auch von emer 
größeren Anzahl württembergischer Medizinalbeamten. Er teilt dann weiter 
mit, daß der Deutsche Medizinalboamtenyerein seine diesjährige 
Hauptversammlung in Stuttgart in der Zeit zwischen der Jahres- 
versammlung des Verdns für Offentuche Gesundheitspfiege in Augsburg und 
der Naturforscherversammlung in Stuttgart abzuhalten sedenke, und zwar un- 
mittelbar vor der letzteren, am Samstag, den 15. September. Da bei 
der Naturforscherversammlunff gleichzeitig auch die nougegründete Deutsche 
Gesellschaft für gerichtliche Medizin hier tagen werde, habe der 
Vorstand des Deutschen Medizinalbeamtenyereins es für richtig genalten, bei 
der diesjährigen Hauptversammlung den gerichtsärztlichen Teil der Tages- 
ordnung etwas zu beschränken und dementsprechend für die Tagung nur einen 
Tag in Aussicht zu nehmen. 

Indem der Vorsitzende jetzt schon seiner Freude darüber Ausdruck gibt, 
daß die deutschen Medizinalbeamten und die deutschen Gerichtsärzte dieses 
Jahr Stuttgart mit ihrem Besuch beehren werden, richtet er gleichzeitig die 
dringende Bitte an alle Vereinsmitglieder, sich recht zahlreich bei beiden Ver- 
sammlungen zu beteiligen und es als eine Ehrenpflicht zu betrachten, den aus- 
wärtigen Kollegen den Aufenthalt im Schwabenland zu einem recht schOn^ 
und angenelimen zu machen. 

Hierauf erstattet der Schrift- und Kassenführer Dr. C 1 e s s den Kassen- 
bericht über die Zeit vom 1. Januar 1905 bis zum Sitzungstag, 18. Mai 1906. 
Danach haben die Einnahmen 179,87 Mark und die Ausgaben 48,80 Mark 
betragen, so daß ein Ueberschuß von 186,57 Mark erzielt ist, durch den sich 
das YereinsvermOgen auf 407,08 Mark erhöht. 

Die Abrechnung des Kassierers wurde hierauf durch zwei Bevisoren 
auf Grund des Kassabuches durchgesehen und richtig befunden, worauf dem 
Kassierer Entlastung erteilt wurde. 

Auf Antrag des Kassierers wurde der Jahresbeitrag pro 1906 
wiederum auf 2 Mark festgesetzt. 

Hierauf stellte der Vorsitzende noch den Antrag, für die im kommenden 
Herbst hier tagende Versammlung des Deutschen Medizinalbeamtenyereins einen 
Ortsausschuß zu wählen. Nach einstimmiger Annahme dieses Antrages 
wurden die in Stuttgart wohnenden Mitglieder des Württ. Medizinalbeamten- 
yereins in den Ortsausschuß gewählt. Außerdem wurde die Bitte ausgesprochen, 
die Damen der in Stuttgart wolinenden Mitglieder möchten die Freundlichkeit 
haben, sich der zu der Versammlung hierher kommenden fremden Damen 
anzunehmen. 

Endlich stellte der Vorsitzende noch den Antrag, künftighin das 
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XOnigL Mediiiiialkolleffiiim und eyent. auch noch andere höhere Staatsbehörden 
xn den Jahresyersamnuiingen des Vereins offiziell einzuladen. Zar Begründang 
dieses Antrages führte er aas, man habe in Gemäfiheit eines aaf der ersten 
Jahresyersammlong gefaßten Beschlusses yon einer solchen Binladong bisher 
nor deshalb Abstand genommen, weil sich der Verein in den ersten Jahren 
seines Bestehens, abgesehen yon der ErOrterang wissenschaftlicher Frageui 
wiederholt aach eingehend mit rein internen Standesfragen za beschäftigen 
gehabt liabe; nachdem diese Fragen aber darch die Feststellong eines Ent- 
warf es der Dienst- and Gtehaltsyerhältnisse der Oberamtsarzte yorerst wenigstens 
als erledigt betrachtet werden kOnnen, stehe Jetzt nichts mehr im Wege, die 
beantragten Einladungen künftighin ergehen za lassen ; jedenfalls werde es dem 
Verein eine Ehre sein, wenn die betreifenden Behörden seiner Einladung Folge 
leisten. 

Der Antrag wurde einstimmig angenommen. 

II« Ueber das Prelsaossehreiben für das Beilrkskrankeiilians in 
Marbach« 

Hierzu gab Ob.-Med.-Bat Dr. Scheurlen zunächst eine üebersicht über 
die Vorgeschichte des im Jahre 1905 erlassenen Preisausschreibens. Die An- 
regung zu einem Erankenhausneubau ging yon der Medizinalyisitation im 
Jahre 1902 aus. Die Verhältnisse im derzeitigen Krankenhaus waren derart 
ene, daß bei der yorgefundenen Aufstellung yon 12 Betten nur 11—15 cbm 
auf das Krankenbett entfielen. Die AmtskOrperschaft ging bereitwillig auf die 
Anregung ein und beschloß am 18. August 1908 ein Bezirkskrankenhaus in 
Marbach zu errichten, trotzdem bekanntermaßen Marbach ganz an der Peri- 
pherie des Bezirks liegt. Im Interesse der eigenen Verwaltung aber gehOrt 
das Bezirkskrankenhaus in die Oberamtshauptstadt und die Entfernungen 
kOnnen durch richtige Ausgestaltung des Krankentransportwesens, welches 
fredlich noch yielfach nicht die genügende Ausbildung erfahren hat, ohne Nach- 
teil für die Kranken überwunden werden. Es liefen 78 Entwürfe ein, yon 
welchen 8 preisgekrönt, 2 zum Ankauf empfohlen wurden. Diese 5 Pläne 
konnte der Vortragende yordemonstrieren. 

Die Pläne zeigten, daß den ärztlichen und hygienischen Anforderungen 
selbst in den preisgekrönten Entwürfen keineswegs in allen Teilen entsprochen 
war und daß ein tieferes Hineinarbeiten in hygienische Forderungen seitens 
der Architekten wünschenswert ist. Es ergibt sich hieraus die Lehre, in 
künftigen Preisausschreiben die ärztlichen und hygienischen Wünsche in allen 
Einzuleiten festzulegen. 

Der abgeänderte zur Ausführung gelangende, mit dem ersten Preis ge- 
krönte Entwurf, welcher gleichfalls ausgestellt war, erwies sich als ein künst- 
lerisch und hygienisch gldch wohlgelungenes Werk. 

in. üeber Gebartsyerletznngen des Kindes yom gerichtsftritUehen 
Standpukte. 

Der Vortragende, Med. -Bat Dr. Walz, will in üebereinstimmung mit 
der Definition Dietrichs unter Geburtsyerletzungen nur solche yerstanden 
wissen, die in Verbindung mit der Qeburt yorkommen, ohne daß eine strafbare 
Handlang yorliegt. Der Vortrag war mit Demonstrationen yerbunden. yon 
denen ein noch nicht yeröffentlichter Fall yon Os Incae bezw. Os interparietale, 
yon den Gerichtsärzten für Fraktur gehalten, und ein Fall yon Leberruptur 
nach Wendung und längere Zeit fortgesetzten Schulz eschen Schwingungen 
heryorzuheben sind. Walz schließt sich der Schulz eschen Forderung an, 
daß stets zuyor andere Ursachen auszuschließen sind, ehe die Schwingungen 
ab Ursache yon Verletzungen beschuldigt werden dürfen. Für die Beurteilung 
der Verletzungen der Neugeborenen überhaupt ist es notwendig, ehe an Kindes- 
mord gedacht wird, zuyor zu prüfen, ob die Verletzungen nicht durch den 
Oebnrtsyerlauf, durch Kunst- oder Selbsthilfe entstanden sein könnten. 

IT. Ueber den gegenwärtigen Stand der Wohnungsdesinfektionsfrage. 

Der Berichterstatter, Stadtarzt Dr. Gast par- Stuttgart, bespricht zu- 
nächst die Wohnungsdesinfektion mit Formaldehyd unter Schilderung der für 
die Desinfektion wichtigen Eigenschaften dieses Gases: seiner großen bakteri- 
ziden Wirkung, seiner geringen Penetrationskraft, seiner Affinität zu Wasser, 
wodorch hygroskopische Gegenstände mehr als andere desinfiziert werden. An 
der Hand yon Tabellen über die Besultate der Stuttgarter Wohnungsdesinfektion 
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in den Jahren 1908 — 1906 anter Demonstration der Apparate Ton Lingner, 
Czaplewski, Flügge, BOpke, Aeskalap und Hygiea wird die 
Wirkungsweise der emzelnen Apparate näher besprochen. Als Voranssetzang 
für die Wirksamkeit des Formaldehyds kommt die gleichzeitige Verdampfong 
Ton Wasser in Frage. Oluie Wasserrerdampfang keine Desinfektion, sondern 
höchstens Desodorisation. Die Erfahrangen ron Koch und Wolpert, daß 
mit zunehmender Temperatur die Besoltate der Desinfektion steigen, werden 
durch die Erfahrungen bei der Stuttgarter Desinfektion bestätigt, ebenso wie 
die Ton B u b n e r und Peerenboom festgestellte Tatsache, daß das Tensions- 
defizit der Zimmerluft eine gewisse Einwirkung auf das Besultat der Des- 
infektion habe. Das Optimum der Einwirkung liegt nicht in der Qegend der 
größten Feuchtigkeit, ebensowenig wie in der Gegend der größten Trockenheit, 
sondern etwa bei einem Tensionsdefizit zwischen 6 und 9. 

Beferent weist noch auf die große Bedeutung hin, die der KombinatioB 
Yon Wolinungsdesinfektion mit Dampfdesinfektion der Wäsche zukommt Zum 
Schluß kommt er auf die Organisation der Stuttgarter Wohnungsdesinfelction 
zu sprechen. Die Frequenz des Instituts stieg Yon 18 Zimmern im Jahre 1897 
auf über 1200 im Jahre 1906 und wird im Jahre 1906 die Zahl yon 2000 er- 
reichen. Der Zuschuß der Stadt beträgt zurzeit pro Jahr etwas mehr als 
8000 Mark. 

In der sich an diesen Vortrag anknüpfenden Diskussion machte 
Ob.-Amts-A. Dr. Georgii-Maulbronn aufmerksam, daß heute noch ein erheb- 
licher Unterschied zwischen größeren Stadt- und den kleineren Landgemeinden 
auf dem Gebiet der Wohnungsdesinfektion bestehe: Einer großen Gemeinde 
falle es leicht, die nötigen teuren Apparate und Personen zu beschaffen ; anders 
sei es auf dem Lande, wo nur rereinzelt Desinfektionen yorzunehmen seien, 
Desinfektionsanstalten und Desinfektoren fehlen und der Preis der Apparate 
wie der Kostenpunkt des Verfahrens die Hauptrolle spielen; hier kämen die 
billigeren Apparate und Verfahren in Betracht, die der Vortragende nicht 
erwähnt habe. Es komme natürlich darauf an, daß diese einfachen Verfahren 
den Anforderungen entsprechen, die man heute yon einer wirksamen Desinfektion 
erwarte. Das treffe bei den Methoden zu, die er kurz erwähnen mOchte: Er 
bediene sich seit 4Vi Jahren des Hydroformalyerfahrens nach Krell (glühend 
gemachte stählerne Heizkörper yerdampfen explosionsartig das darauf gegossene 
heiße Formalinwassergemisch). Auch die Verwendung der&arboformalglühblocks 
empfiehlt er im Gegensatz zu dem Vortragenden als ein für ländliche Verhält- 
nisse, wo kein Apparat zur Verfügung stehe, sehr einfaches und gut brauch- 
bares, wenn auch yerhältnismäßig teures Verfahren, nur müsse man darauf 
achten, daß für den nötigen Wasserdampf im Zimmer gesorgt werde, was am 
einfachsten durch üebergießen eines glühend gemachten Ziegelsteins mit 
heißem Wasser in einem Blecheimer bewerkstelligt werden kOnne. Sodann 
weist er noch auf das zurzeit billigste der sogenannten einfachen Verfahren 
hin: das Verdampfen einer yerdünnten FormalinlOsung unter Zuhilfenahme 
glühend gemachter Schamottesteine, welche in Blecheimern, Kohlenbecken und 
dergl. yerbracht und mit der Losung übergössen werden, wie dies neulich in 
einer Arbeit aus dem Flüg gesehen hygienischen Institut in Breslau empfolüeii 
worden sei 

Ob.-Med.-Eat Dr. Scheuerlen wies darauf hin, daß die doch mäßigeil 
Besultate der Formalindesinfektion geeignet sein konnten, sie gelegentlich in 
Mißkredit zu bringen. Das Straßburfi;er Desinfektionsyerfahren behaupte 
Besseres als das Breslauer zu leisten; theoretisch erscheine dies auch besser 
begründet. Man habe sich zu yergegenwärtigen, daß der Formaldehyd 
in der Hauptsache nur im Wasser wirke. Die zu yemichtenden Bakterien 
sollten demnach womöglich in hygroskopisch feuchter Umgebung sein. Dem 
komme das Straßburger Verfahren dadurch entgegen, daß es y o r der Des- 
infektion Wasser yerdampfe. Sodann bilde die Polymerisation des Formaldehyda 
für die Desinfektioswirkung kdne Gefahr. Erhitze man Formalin, so bUde 
sich allerdings in der Pfanne das Polymerisationsprodukt, beim Verdampfen 
aber entstehe hieraus wieder Formaldehyd. Einer Verdampfung des käuflichen 
Formalins auf freiem Feuer stehe sonach nichts im Wege. Hierdurch erscheinen 
die teueren Apparate yoUkommen entbehrlich. Neben der behaupteten größeren 
Desinfektionswirkung habe demnach das Straßburger Verfahren auch den Vorzug 
der größeren Billigkeit. 
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Nach Schloß der Diskussion wurde die Desinfektion einer Woh- 
nnnff darch das Stuttgarter Desinfektionspersonal unter Leitung 
von Dr. Gast par vorgeführt 

Nach der Sitzung des Vereins fand sich eine große Anzahl der Mit- 
glieder im Stadtgarten zu einer geselligen zwanglosen Vereinigung 
zusammen. Dr. Cless-Stuttgart 

Berieht ftber die TersaBDimliuiiireii der foreMlseh- 
BDiedlBliilsclieii Terelmli^iii; sn Marbnrii:. 

Die forensisch -medizinische Vereinigung wurde am 26. Februar 1904 
gegründet und hat als Zweck die Besprechung solcher wissenschaftlicher und 
prätischer Fragen, welche den Grenzgebieten zwischen Jurisprudenz, Medizin 
und Philosophie angehören. Den Vorsitz ftthrt seit der Zeit Herr Landgerichts- 
präsident von Heusinger, während als Stellvertreter Herr Geh. Medizinal- 
Bat Prot Dr. Tuczek fungiert. 

Bis jetzt smd folgende Vorträge gehalten worden: 

1. Geh. Med.-Bat Dr. Tuczek: Ueber das pathologisehe Element in 
der Kriminalität der JagendllcheB. (ZeiUchrif t für klinische Medizin, 58 Bd.). 

Die Zunahme der Verbrecher wird nicht allein durch die soziale Lage — 
eine individuelle Veranlagung vorausgesetzt — erklärt, sondern auch durch die 
Zunahme der geistig minderwertigen Elemente, bei welchen der Einfluß der 
Triebanregnngen überragt gegenüber den bei den vollwertigen sozialen Menschen 
wirksamen Beweggründen. Aus der Zahl der psychisch Defekten und psycho- 
pathisch Veranlagten gehen viele sozial besonders Gefährliche, femer Gewohn- 
heitsverbrecher hervor. Von diesen haben ca. 80 ^/o ihre verbrecherische Lauf- 
bahn vor dem 18. Lebensjahr besonnen, weitere 40 ^/o im Alter von 18 — 25 
Jahren. V7ir sehen also, daß die Kriminalität der Jugendlichen eine wichtige 
Grundlage des Gewohnheitsverbreehertums bildet, zumal die Jugendlichen einen 
relativ größeren Anteil zu der Verbrecherzabl stellen als die Erwachsenen, und 
die Zahl der Verurteilten unter 18 Jahren schneller zunimmt, als die der Er- 
wachsenen. Ebenso zeigt die Statistik, daß der endgültige soziale Schüfbrudi 
überwiegend bereits im jugendlichen Alter erfolgt, und zwar besonders zwischen 
dem 17.-20. Lebensjahr. Die Zahl der sozial Gefährdeten, geistig Defekten 
ist eine sehr beträchtliche. Wenn man versucht, in die die Kriminalität ver- 
anlassenden oder begünstigenden Anomalien einzudringen, so kann man bei 
dieser Besprechung nur die Groppen berücksichtigen, welche wegen psychischer 
Mängel sdion in der Jugend zu asozialer oder antisozialer, parasitischer und 
krimmeller Lebensführung gedrängt werden. Die Jugend ist kriminell über- 
haupt besonders gefährdet wegen der durch die Genuß- und Vergnügungssucht 
angeregten Begehrungsvorstdlungen, wegen der hohen Affekterregbarkeit und 
wegen des geringen Haltes Versuchungen gegenüber; dazu kommt noch oft 
der Einfluß des Alkohols oder des stürMsch auftretenden Sexualtriebes. Natur- 
gemäß sind diese Gefahren für psychopathisch Veranlagte erheblich größer. Aus 
der Gruppe der minderwertigen Jugendlichen, welche sich durch die Unfähigkeit, 
lieh durcn die Welt redlich durchzuschlagen, auszeichnen, rekrutieren si<m die 
gewohnheitsmäßigen Bettler, Vagabunden und Prostituierte, während in der 
anderen Gruppe positive krimineUe Begierden sich mit zielbewußtem Vorgehen 
verbinden (Gewohnheitsverbrecher). Der Schwachsinnige ist gekennzei<mnet : 

1. durch den ethischen Defekt, 

2. durch die Haltlosigkeit und Unfähigkeit zur selbständigen Lebens- 
führung, 

8. durch erhöhte Beizbarkeit und Impulsivität. 

Neben den angeborenen oder durch Entwicklungshemmung erworbenen 
geistigen Schwächezuständen interessieren den Psychiater wie den Kriminalisten 
lebhaft eine Gruppe von frühzeitig erworbenen Defektzuständen bei geistig 
Vollentwickelten, so|^enannten VerblOdungsprozessen im 15.— 25. Jahre, und 
schließlich die psychischen Entartungszustände. Das wesentliche Merkmal der 
letzteren ist em Mangel des psychuchen Gleichgewichts. Bei diesen unter- 
scheidet man einmal die mehr Passiven (Haltlosen) mit ihrer Willensschwäche, 
Mangel an Ausdauer und ferner die mehr aktiv moralisch Defekten. Da nun 
die psychischen Abweichungen gerade in der Pubertät die größte BoUe spielen, 
so kommt es oft um diese Zeit zu dem ersten Konflikt; ein weiteresrhänfigm 
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Symptom aind Alkoholexzesse bei gleichseitig bestehender Intoleraas gegen 
geisuge Getränke. Auf dem Boden der Entartung kOnnen die Terschiedensteii 
Neryenkrankheiten auftreten, Tor allen Dingen Neryositftt, Epilepsie nnd 
Hysterie. Nicht zu vergessen ist das Auftreten von pathologischen Bansch- 
zost&nden. Da es nicht ausbleiben kann, daß unter den eingestellten Bekmten 
sich Schwachsinnige befinden, deren geistiger Defekt erst manifest wird, wenn 
ilire ganze Kr&fte angespannt werden, so sind in solchen Fällen Konflikte 
kaum zu yermeiden. Zu oft wird der Schwachsinn mit Verkommenheit nnd 
Charakterschwäche verwechselt oder anch als Simulation aufgefaßt. — Da 
diese Fälle der allgemeinen Bechtsprechunff anheimfallen, so kann kaum mehr 
ein emstlicher Zweifel darüber bestehen, daß eine Zwischenstufe zwischen der 
Tollen Zurechnungsfähigkeit und Unzurechnungsfähigkeit einzuschalten ist Das 
wichtigste Mittel, die Kriminalität der JugendBchen zu bekämpfen, ist die Vor- 
beugung, die schon frtlhzeitig einzusetzen hat, Tor allen Dingen die Einführung 
der Fftrsorgeerziehung unter ärztlicher Ueberwachung. Femer wird es notwendig 
sein, die Strafmündigkeitsgrenzen auf das 14.— 16. licbensjahr hinaufzurücken 
und noch häufiger von der bedingten Begnadigung Gebrauch zu machen, auch 
über das 18. Juir hinaus. SchließUch muJB auch im Strafvollzug auf derartige 
Individuen Bücksicht genommen werden. Außerdem müssen bei der Bekruten- 
einstellung die oben erwähnten Gesichtspunkte berücksichtigt werden. 

2. Landgerichtsrat Droste: Der psjchologisehe Wert der ZengeDaus« 
sagen. Seine Ausführungen hatte Beferent in den nachstehenden Schlußsätzen 
zusammengefaßt : 

,1. Eine Zeugenaussage gibt den Sachverhalt, auf den sie sich bezieht, 
nie mit völliger Treue wieder, ist vielmehr stets unvollständig oder unrichtig. 

Die Abweichungen vom objektiven Sachverhalt sind nur dem Grade 
nach verschieden. 

2. Der Grund dieser Erscheinung ist allgemein psychologischer Art. 

8. Die Anwendung der Ergebnisse der wissenschaftlichen, speziell ex- 
perimentellen Psychologie auf forensische Verhältnisse, speziell die Zeugen- 
aussagen, befindet sich noch in den Anfängen ; es ist daher 

4. wünschenswert, daß 

a) Bichter, Staatsanwälte und Bechtsanwälte ihre Erfahrungen auf dem 
weiteren Gebiete dergewOhnlicbsten Psychologie durch PubliOkationen oder 
auf sonst geeignete Weise, speziell der wissenschaftlich berufenen Kritik 
zugängig machen, 

b) auf den Universitäten baldtunlichst neben der gerichtlichen Medizin auch 
die ^gerichtliche Psychologie** als Lehrgegenstand aufgenommen wird.* 

8. Privatdozenten Dr. med. Jahr mär k er und Dr. jur. Merkel: Die 
strafreehtUehe Behandlug der vermindert Zureclnuigsffthlgem. Die von 

den Beferenten aufgestellten Leitsätze lauten wie folgt: 

.1. Zurechnungsfähigkeit und deren Mangel dürfen nicht mit den geistigen 
Zuständen verwechselt werden, die sie zur Folge haben. Ebensowenig ist 
unter verminderter Zurechnungsfähigkeit ein an der Grenze zwischen geistiger 
Krankheit und Gesundheit liegender Zustand zu verstehen. Dagegen kann ein 
solcher Zustand die Zurechnungsfähigkeit vermindern. 

2. Auch andere Gründe kOnnen zur verminderten Zurechnungsfähigkttt 
führen. Unter ihnen ist eine systematische Gruppierung vorzunehmen, wenn 
man zur S[larheit über die strafrechtlidie Behandlung der vermindert Zu- 
rechnungsfähigen kommen will. 

8. Eine der zu bildenden Gruppen ermöglicht und erheischt vOUig selbst- 
ständige Betrachtung; sie setzt sich aus Personen zusammen die lut einer 
krankhaften Affektion des 2^tralnervensystems behaftet sind. 

4. Nach der jetzt maßgebenden Gesetzgebung kOnnen die Verbrecher 
dieser Gruppe nur mit milderer Strafe innerhalb der regulären Strafrahmen 
belegt werden, ein Zustand, der einer baldigen Aenderung dringend bedarf. 

5. Für diese Aenderunff werden folgende Vorschläge gemacht: 

a) Diejenigen Verbrecher, denen ihre Straftat infolge krankhafter Störuns 
der Geistestätigkeit nicht voll zugerechnet werden kann, sind dwou 
zu bestrafen. 

b) Die Strafen bleiben unverändert An Stelle der zu verhängenden Frei- 
heitsstrafen (Zuchthaus, Festungshaft, Gtoftngnis, Haft) ist-«uf FreiheiUh 
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strafe zu erkennen, zu yerbüßen in besonderen Anstalten. Der Strafvollzug 
maß eine Berftcksichtignng des krankhaften Znstandes mit strenger Indi- 
Tidnalisiemng in sich schießen. 

c) Bedingte Strafanssetzong empfiehlt sich nur für manche ganz yorfiber- 
gehende Zostände. 

d) Bei der ürteilsfällung kann auf Zolässigkeit der üeberweisiing an eine 
Fflrsorgebehörde erkannt werden ; dadarch erhält diese die Befapis, eine 
längere Verwahrung in der Anstalt mit Heilbehandlung oder die üeber- 
führung in eine entsprechende Anstalt zu veranlassen." 

4. Prof. Dr. med. Asch off: „Innere und Inssere Missbildingen und 
ihre Bedeutung als Entartungsmerkmale^ mit Demonjrtratlonen« 

Der Vortragende definiert zunächst als Entartung eine angeborene, im 
Keime begründete und darum auch unter Umständen yererbbare, außerhalb 
der normfden Beaktionsbreite liegende Abweichung in dem körperlichen und 
psychischen Verhalten eines Menschen, welche seine Widerstandskraft gegen- 
über den für ihn ^e^ebenen äußeren Lebensbedingungen herabsetzt, ihn in den 
Augen anderer minderwertig erscheinen läßt. Die sichtbaren Zeichen solcher 
Abweichungen nennt man Entartungszeichen. Die italienische Schule hat zahl- 
reiche solche äußere Entartungszeichen zusammengestellt und aus dem Vor- 
kommen derselben bestimmte Schlüsse auf krankhäte Störungen des Zentral- 
neryensystems im Sinne des angeborenen Verbrechers gezogen. Diese Folge* 
rangen sind unberechtigt ; denn neue statistische Untersuchungen haben gezeigt, 
daß die yon der Lombr ososeben Schule angeführten Entartungszeichen auch 
bei Nichtyerbrechem ebenso häufig yorkommen. Noch unwahrscheinlicher 
werden die Behauptungen Lombrosos, wenn man nicht nur die Entartungs- 
zeichen des äußeren Körpers, sondern auch die Abnormitäten der inneren 
Organe berücksichtigt. Auf diese geht Vortragender ausführlicher ein, da die 
bisher Torllegenden Untersuchungen noch nicht erschöpfend yorgenommen sind. 
Er weist yor allem darauf hin, daß die Lupe und das Mikroskop noch yiel 
mehr Abnormitäten der Organe und Gewebe erkennen lassen, als gewöhnlich 
angenommen wird. Alle diese Gewebsmißbildungen müssen auch als Ent- 
artungszeichen aufgefaßt werden, wenn auch ihre schädigende Wirkung für 
den Tr&ger nicht ohne weiteres erkennbar ist, ja in den meisten Fällen bei 
günstigen ftußeren Verhältnissen gar nicht in Erscheinung tritt. In anderen 
Fällen wird die Entartung aber sehr fühlbar, z. B. bei der Krebsbildung, die 
sich gerade auf dem Boden solcher Gewebsmißbildungen entwickelt. Die 
Sektionen und mikroskopischen Untersuchangen der Organe zeigen nun, daß 
alle Menschen Träger einer kleineren oder größeren Zahl innerer Entartungs- 
zeichen sind, die im einzelnen aufgezählt und durch Präparate makro- und 
mikroskopisch demonstriert werden. (Schilddrüsenschläucbe in der Zange und 
am Zungenbein, Magenschleimhautinseln in der Speiseröhre, Versprengungen 
yon Darmdrttsen in den Magen, Divertikel des Darms, angeborene Brüche, 
Nebenpankreas, Sagittalfurchen der Leber, Kayernome und Ademone der Leber, 
Markfit »rome, Adenome, Lipome und Zysten der Niere, yersprengte Neben- 
nierenteile, alle Mißbildungen der äußeren und inneren Genitalien, besonders 
beim falschen Zwitter usw.) 

Wenn nun alle Menschen mit äußeren oder inneren Entartungszeichen 
versehen sind, so bleibt nur die Frage übrig, ob bestimmte äußere oder innere 
Entartungszeichen Beweise für eine gleichzeitige Störung des Zentralneryen- 
systems sind. Und wenn dies der Fall ist, ob einige unter ihnen für eine 
Störung des Zentralnervensystems beweisend sind, wie sie als Grundlage für 
angeborene yerbrecherische Neigungen angenommen werden müßten. Keine der 
beiden Fragen kann nach dem heutigen Stande unserer Wissenschaft mit ja 
beantwortet werden. Da noch nicht einmal bewiesen ist, ob Störungen der 
Eatwickelung der inneren Organe oder der äußeren Körperform yon primärer 
Störung der Anlage des Zentralnervensystems abhängen, sind umgekehrt Schlüsse 
noch weniger statthaft Zwar sprechen gewisse fleißige Beobachtungen für 
bestehende Korrelationen yon Mißbildungen des Zentralneryensystems und 
anderer Organe, aber die Zahl dieser Befunde ist noch sehr gering und für 
die Frage der gesetzmäßigen Beziehung yon einfachen Entartungszeichen zu 
bestimmten Störungen des Nervensystems gar nicht zu verwerten. 
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Bedner kam zu dem Schloß: 

1. Den bisher bekannten Entartnngszeichen ist noch eine große Zahl 
innerer Entartnngszeichen (Abnormitäten der Organe und sog. Geweboniß- 
bildnngen) lünzozufügen, so daß jeder Mensch eins oder mehrere solcher Ent- 
artnngszeichen besitzt 

2. Ihre Bedentong kann also nur in einem gehäuften Auftreten liegen, 
insofern dadurch die Möglichkeit, daß eine sUlrkere Schädigung auf die 
Gesamtanlage, somit auch des ZentralnerTensystems yorliegt, näher ger&ckt ist. 
Gesetzmäßige Beziehungen von Abnormitäten der äußeren Körperformen und 
der inneren Organe zu Abnormitäten des Zentralnerrensystems, insbesondere 
solchen, welche mit bestimmten Störungen der Psyche yerbunden wär^ sind 
bisher nicht bekannt (Autoreferat) 

5. Amtsgerichtsrat t. Boxberger: FinorgeenlelinDg in der ge- 
richtliehen Praxis, ihre Dorehfllhning md Wirkuig. 

In Betracht kommen folgende Gesetzesstellen : 

1. § 1 des Gesetzes ttl^r die Fttrsorgeerziehung Minderjähriger yom 
2. Juli 1900. 

2. § 1666 und % 1888 des Bürgerlichen Gesetzbuchs. 

8. Artikel 185 des Einffihrungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch. 

Die Ton demBef erenten aufgestellten Thesen hatten folgenden Wortlaut: 

„Das Gesetz über die Fürsorgeerziehung Minderjähriger Tom 2. Juli 1900 
ist Ton der größten sozialen Bedeutung, indem es die Befreiung der mensch- 
lichen G^ellschaft von den schlechten und Terdorbenen Elementen durch Be- 
hütung und Besserung der yerwahrlosenden Jugend zu erreichen strebt Aber 
es ist zur Erreichung dieses Zweckes bei seinem h(k;hst subsidiären Charakter, 
sowie bei seiner Beschränkung auf die Jugendlichen nur bis zum 18. Lebens- 
jahre und auf den 1 1666 des B. G. B. in seiner jetzigen Gestalt nicht für alle 
Bedürfoisfälle ausreichend. Auch bedarf die Altersgrenze für den Beschwerde- 
fall einer Fbderung. 

Daher sind bei einer zukünftigen G^etzesänderung folgende Erweite- 
rungen wünschenswert: 

1. Die Zufügung folgenden Absatzes 2 zu § 1 des Fürsorgeerziehnngs- 
Gesetzes: 

„Die Fürsorgeerziehung kann nach dem Ermessen des Vormundscliafis- 
gerichts stets angeordnet werden, wenn die Trennung des Kindes yon seinen 
Eltern zur Verhütung seiner Verwahrlosung erfordenich isf 

2. Die Ersetzung des 18. durch das 20. Leben^ahr im Eingang des S 1 
desselben Gesetzes. 

8. Die Aenderung des ersten Satzes des § 1666 des B. G. B. in folgenden 
Wortlaut: 

„Wird das geistige oder leibliche Wohl des Kindes dadurch gefährdet, daß 
der Vater das Recht der Sorge für die Person des Kindes nußbraucht, das 
Kind, sei es auch ohne verschulden, yemachlässigt etc. etc.* 
4. Die Zufügung folgenden Satzes zum Absatz 4 des § 4 des Fürsorge- 
erziehungs - Gesetzes : 

„Die Vollendung des Alters § 1 erst nach der Erlassung des Beschlusses 
gemäß § 8 kommt in der Beschwerdeinstanz nicht in Betracht* 
Das Korreferat hatte Herr Geheimrat Dr. jur. Osius aus Kassel über- 
nommen. 

Bedner erklärte zunächst, daß die besprochene Bechtsprechung des 
Kammergerichtes, die übrigens nach dem Gesetze vollständig gerechtfertigt 
sei, im Begierunp^bezirk Kassel deshalb weniger beschränkend auf die Für- 
sorgeerziehung emgewirkt habe, weil seitens des Landeshauptmanns nur sehr 
sel^ Beschwerden gegen die Anordnung der Fürsorgeerziehung erhoben worden 
seien. Dafür spreche die verhältnismämg sehr hohe Ziffer von 1200 Zöglingen, 
die sich jetzt im Bezirke in Fürsorgeerziehung befinden. Bedner yerbreitete 
sich demnächst eingehend über die Ausfülirung der Erziehung, bei der vor- 
zugsweise Unterbringung in Familien angeorcuet werde, so daß kaum ein. 
Drittel der ZOglinge sidi in Anstalten befinde. Zu letzteren gehören die in 
sehr großer Zam kurz vor dem Abschlüsse des 18. Leben^ahres aus den großen 
Städten überwiesenen, yon denen der größte Teil schon mehrfach bestrafte, 
sittUch völlig verkommene Menschen seien, bei denen die Aussicht auf eine 
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Bessenmg außerordentlich gering seL Diese ZOglinge belasteten die Fttrsorge> 
erziehong in hohem Grade and verschlechterten die Anstalt so sehr, daß man 
sich nicht ftür die These 2 des Vorredners aassprechen könne. These 4 könne 
er nar billigen, dagegen sei f&r Ab&nderangen des Gesetzes, wie in These 1 
nnd 8 vorgeschlagen, wohl noch nicht der ^itpankt gekommen, da man noch 
nicht gen&gende Klarheit ttber die Wirkongen des Gesetzes erlangt habe, aaßer- 
dem solche Vorschläge in das Gebiet der Armengesetzgebang erheblich ein- 
griffen nnd anch deren Aenderang voraassetze. 

Bedner führte weiter ans, wie die Zöglinge, soweit möglich, alljfihrlich 
besichtigt and ihnen Gelegenheit zar Anbringnng von Wünschen and Klagen 
gegeben wttrde, ferner welche Grandsatze bei Unterbringangen, bei der Berafs- 
wsäl, bei ünterbringong in Dienststellen and bei Entlassang aas der Fttrsorge- 
erziehang maßgebend seien, and giog besonders daraaf ein, welche Maßnahmen 

Setroffen würden über Zöglinge, die geistig minderwertig sind, die im Ver- 
achte geistif^er Krankheit stehen and bei denen wirkliche geistige Störangen 
hervorgetreten sind. Er teilte mit, daß die in den Anstalten befindlichen 2£5g- 
linge lulj&hrlich ein- bis zweimal von den zastftndigen Kreisärzten antersacht 
werden, daß in vielen Fällen schwache Kinder in Soolbädem geschickt and bei 
vorhandenen Gebrechen klinisch behandelt worden seien. 

Was die Eifolge der Fttrsorgeerziehang betreffe, so könne jetzt ein ab- 
schließendes Urteil noch nicht gefällt werden; es habe sich aber gezeigt, daß 
die Erfolge am so größer sind, je jünger die Zöglinge bei der Anordnung der 
Fürsorgeerziehang waren, and immer geringer, je älter sie bei ihrem Eintritte 
waren. Bedner glaabte nicht za irren, wenn er die Zahl derjenigen, bei denen 
die Zwecke der Für8orf;eerziehang vollständig erreicht werden, aaf mindestens 
80®/o schätzt Das seien aber nicht die einzigen günstigen Wiikangen des 
Fürsorgegesetzes. Dasselbe habe anch eine ganze Beihe von Verbesserangen 
in der Fürsorge für die Kinder and in der Armenpflege aaf die Tagesordnang 
gestellt, die gewiß za segensreichen Aenderangen führen würden. Dann habe 
00 durch seine bloße Existenz viele Familien veranlaßt, sich mehr in Acht za 
nehmen, wie bisher, and die Behandlang ihrer Kinder za verbessern; endlich 
habe es, was von großem Vorteil sei, die Anfmerksamkeit aller beteiligten 
Elreise aaf diese so aaßerordentlich wichtigen Verhältnisse gerichtet. 

Bedner bat zum Schiasse, daß alle Kreise an der Fttrsorgeerziehang 
mithelfen möchten, besonders anch dadurch, daß sie den berufenen Organen 
Kenntnis von dem Vorhandensein von Kmdern, die der Fürsorgeerziehung be- 
dürfen, geben und veranlassen, daß Anträge auf Anordnung der Fürsorge- 
erziehung gestellt werden. Es seien im Bezirke noch sehr viele arme und 
elende Kinder, die dieser Hilfe bedürften. Da müsse Abhilfe geschaffen 
werden; das gereiche zum größten Segen für unser ganzes Hessenland. 
(Autoreferat.) Dr. W o 1 f - Marburg. 



Berieht über den Tomt ft.—7. April d. J. In Oleseen 
Abi*ehsdtenen Knrane der BsedlBlnisehen Psyeholocie ntlt 
Ibesenderer Berllekelehtlitiinit der ani^eborenen Oelstee- 

sehwftehe. 

Der in der Universitätsklinik für psychische und nervöse Krankheiten 
abgehaltene Kursus wurde von ca. 100 Teilnehmern besucht Außer Lehrern 
oder Vorstehern von Idiotenanstalten und Hilfsschulen beteiligten sich auch 
Tide Aerzte (Schul- und Kinderärzte, Psychiater, Leiter von Idiotenanstalten, 
11 beamtete Aerzte etc.). 

L Zunächst sprach Prof. Dr. Wey g an dt- Würzburg über die ürsaclien 
mmi Arten der Idiotie, deren Einteilung am einfachsten nach dem Grade 
erfolgt, weil sie am praktischsten ist. Er unterscheidet 1. die bildungsunfähigen 
Idioten, 2. die bildungsfähigen Idioten, 8. die Schwachsinnigen, Imbecelli, 4. die 
Debilen. Zunächst definiert, er den angeborenen oder früh erworbenen Schwach- 
sinn und ging dann auf einzelne Formen über, welche er genauer schilderte: 
ameurotische oder familiäre Idiotie, angeborene und erworbene Idiotie. Letztere 
kann entstehen infolge Polioencephalitis, Meningitis, Hydrozephalie, atrophische 
Sklerose und hypertrophische tuberöse Sklerose. Femer erwähnte er als Ur- 
sache die Porenzephalie, Hemizephalie, Mikrogyrie und ließ sich noch über den 
Sehwaehsinn bei Mongolismus, bei EpUepsie, über Kretinismus, Myxoedem und 
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den SehwachBinn bei hysterischen, nenrasthenischen nnd nerrOsen Indiridnea 
ans. Znm Schluß erörterte er die Prophylaxe nnd Behandlung der IdioÜe. 

II. Prof. Dr. Sommer -Gießen gab eine Einleitung der medizinische 
Psychologie nnd zeigte dann, wie durch methodische Untersuchungen auch 
diese Formen der G^istesschw&che sich feststellen lassen und was sich yom 
Standpunkte der medizinischen Psychologie fteir die Behandlung des ange- 
borenen Sehwaehsinns ergibt Jede üniersuchung muß nach einem bestimmten 
Plan Yorgenommen werden; in der Gießener Klinik sind bereits genau aus- 
gearbeitete Schemata im GebraudL Um diese einheitlich zu gestalten, wurde 
eine Kommission von 4 Aerzten und 4 Schulmännern gewählt, welche ein dw- 
artiges Schema ausarbeiten wilL Nach den Vorträgen stellt S. noch ver- 
schiedene Kranke vor und zeigte Tide gewonnene Untersuchnngsresultate. 

III. Seminarlehrer Dr. Lay- Karlsruhe hatte als Thema die experi« 
menteUe Didaktik sich gewählt und stellte folgende Leitsätze auf: 

,,1. Der passive Lemunterricht muß in einen aktiyen sensorisch -motori- 
sdien Unterricht umgestaltet werden. 

2. Die Bewegungsempftndungen spielen in der Auffassung von räum- 
lichen Formen eine ebenso große Bolle au das Netzhautbild. 

8. Der Sprachunterricht muß dem beobachtenden Sachunterricht ange- 
schlossen werden. 

4. Dor Lehrer muß die „Optiker**, die in Ueberzahl sind, Ton den 
„Akustikern* unterscheiden. Zur Uebnng ist am besten das Abschreiben Ton 
Schreibschrift.* 

Zum Schluß besprach er noch den grundlegenden Bechenunterricht. 

ly. Privatdozent Dr. D an ne mann -Gießen behandelte das jngend- 
liehe Yerbreehertnm. Er wies nach, daß oft nur Mangel an UrteilsyermOgen 
den Jugendlichen zum Verbrecher macht. Ebenso wie die Kriminidität der 
Jagend, nimmt auch die Bflckfäiligkeit zu. Es sind bestimmte Delikte, die 
häufiger bei den Jugendlichen als bei den Erwachsenen vorkommen, z. B. Un- 
zucht und Notzucht (besonders vom 14. — 18. Jahr), femer einfacher Diebstahl 
(besonders unter 14 Jahren), Brandstiftung; Sachbeschädigung wird ziemlich 
ebenso oft bei Erwachsenen beobachtet Als Ursachen werden angeführt: 
1. individuelle Veranlagung, starke Begehrlichkeit, 2. defekte Anlage, 8. Her- 
kunft (kriminell, psychopathologisch, pathologisch), 4. uneheliche Abstammung, 
5. soziale Lage. 

Vortragender besprach dann die Beziehungen des Strafrechts zum an- 
geborenen Schwachsinn und vor allen Dingen die an der Grenze stehenden Formen. 
Zum Schloß machte er den Vorschlag, die Bestrafung nicht von der Einsidit der 
Strafbarkeit abhängig zu machen, sondern von dem Kriterium der ganzen 
Person, femer daf&r zu sorgen, daß der Strafvollzng den Jugendlichen keinen 
weiteren Schaden bringt durch Trennung der Geschlechter, Einzelhaft und Be- 
schäftigung im Handwerk statt automatischer Arbeit, und auch von der be- 
dingten Begnadigung mehr (j^brauch zu machen. 

Um dem jugendlichen Verbrechertum vorzubeugen, bedarf es besonderer 
Einrichtungen, von denen die Fürsorgeerziehung wohl zuerst zu nennen isL 
Alle unehelichen Kinder, die keine Erziehung genießen, mttssen in Findel- 
häusem untergebracht werden. Die Volksschule muß die Kinder nicht nur 
unterrichten, sondern auch erziehen, wozu auch die Beaufsichtigung in der 
schulfreien Zeit gehOrt, damit sich die Jugend nicht überlassen bleibt. Die 
Fortbildungsschulen müssen auch auf dem Luide obligatorisdi sein. Die unteren 
Volksschichten müssen hygienisch besser gestellt werden, wobei Staat, Kommune 
und private Wohltätigkeit Hand in Hand gehen müssen. Vor allen Dingen ist 
der Alkoholgenuß der Jusrendlichen zu bekämpfen. Kein Einfluß der Erziehung 
ist bei dem moralischen Schwachsinn zu verzeichnen, der von Geburt an besteht 
und an der Urteiloschwäche, (j^fühllosigkeit und den Triebarten zu erkennen 
ist. Da der Schwachsinnige oft dem Laien nicht als solcher erscheint, 
so ist es notwendig, daß die Fürsorgeanstalten von Aerzten geleitet werden. 

Außerdem stellte D. eine große Anzahl Imbeziller und jugendlidier 
Krimineller vor. 

V. Ueber Fflrsorgeerziehuig sprach Dr. Klumker -Frankfurt a. M. 
(Leiter der dort bestehenden Zentrale für private Fürsorge). 

Der Bedner wies darauf hin, daß die Zwangserziehung oder, wie sie 
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ebesso noglllcklich genannt werde, die Fflrsorgeendehnng, ans den rer- 
sehiedensten Bechtsgebieten entstanden sei and daß alle diese rerschiedenen 
Bestandteile in den Landesgesetsen ttber Zwangserziehung keineswegs alle 
anfgenommen oder einheitlidi yerarbeitet seien. Neben der Öffentlichen £r- 
liehnng ani Armenkosten, der ältesten Form, die sich anch gefährdeter Kinder 
in hohem Maße annahm, gäbe es drei Zwangserdehnngsarten ans dem Strafgeseti 
bnch: einmal die Vernrteilang bedingt Zarechnongsfäliiger yon 12—18 Jahren 
sor Anstaltserdehnng, die durch den Strafrichter aus § 66 8t-G.-B. erfolge, 
femer eine Zwangsersiehnng f&r Kinder unter 12 Jahren, die durch den Yor- 
mundschaftsrichter aus § 55 yerurteilt werden könnten, und endlich eine 
Zwangserziehung aus § 862 (die bekannte Lex Heinze), wonach jugendliche 
Prostituierte, die vom Strafrichter der LandespolizeibehOrde ttberwiesen seien, 
Ton dieser nach eigenem Ermessen in eine Erziehungsanstalt verbracht werden 
konnten. Das Bflrgerliche Gesetzbuch habe ebenfalls eine Anzahl yersdiiedener 
Formen Torgesehen: der Vormundschaftsrichter kOnne im Einyerst&ndnis mit 
den Eltern ein Kind einer Anstalt überweisen, er könne femer bei einem Ver- 
schulden der Eltern ein gefährdetes Kind ia einer Familie oder Anstalt unter- 
bringen lassen, wobei für Kinder unter 14 Jahren das Armenamt meistens die 
Kosten tragen mflsse. Die Landesgesetze ttber Zwangserziehung seien an 
diesen Kähmen der Beichsgesetze fest gebunden; das bürgerliche G^etzbuch 
habe ihnen nur in einem nebensächlichen Punkte, wenn das yOllige sittliche 
Verderben eines Kindes bevorstehe, gestattet, darüber hinauszugehen. Diese 
Landesgesetze können also nur die Kostendeckung und in gewissem Sinne die 
Ausführung der Zwangserziehung regeln. Sie haben aber weder alle jene 
Formen einheitlich verarbeitet, noch auch sich genügend von den strafrecht- 
lichen Grundlagen freizumachen verstanden. Aii weitesten gehe in beiden 
Hinsichten noch das hessische Gesetz. Das preußische sei, trotz aller gegen- 
teiligen Worte seiner Urheber, so sehr von dem Strafgedanken beherrscht, daß 
man sich gar nicht vorstellen könne, wie dem Vertreter des Kindes, seinem 
Pfleger oder Vormund oft gerade an der Verhängung der Fürsorgeerziehung 
gelegen sein könne. Dieser habe daher bei Ablehnung der Fürsorgeerziehung 
kein Beschwerderecht. Natürlich, wenn der Angeklagte freigesprochen wird, 
kann sein Verteidiger kein Interesse an einer Beschwerde haben. Auf der 
ungenügenden Verarbeitung all dieser verschiedenen Bechtsanschauungen be- 
ruhe ein großer Teil der Klagen, die mit Becht gegen die Fürsorgeerziehung 
geltend gemacht werden. Zwischen all den richterlichen und behördlichen In- 
stanzen, die sich mit dieser Frage befassen, fehle es durchaus an einer Persön- 
lichkeit, die berufen sei, die Interessen des Kindes vor allem wahrzunehmen. 
Der Bedner zeigte, wie sich jahrelang die verschiedensten Instanzen mit solchen 
Fällen befassen, ohne daß eine von ihnen sich energisch des Kindes annehmen 
könne. Besonders dem Strafrichter fehle meistens Erfahrung und Verständnis 
für das, was dem Kinde not tue; er sei stets geneigt, Freisprechung eines 
Kindes und Fürsorge für dasselbe zu verwechseln. Wirkliche Besserung sei nur 
durch Aenderung des Strafrechts und des bürgerlichen Bechtes herbeizuführen, 
das der elterlidien Gewalt des Vaters, dem Interesse des Kindes gegenüber, 
viel zu großen Spielraum lasse. Freilich bedürfe es dazu erst eingehender 
Erfahrungen, deren Sammlung und Verarbeitung zurzeit wichtiger seien, als 
gesetzge^rische Beformpläne. Er weise in dieser Bichtung besonders auf die 
Sammlung von Entscheidungen aus der Kinderfürsorge hin, die im Jahrbuch 
der Fürsorge jährlich erscheine und besonderer Unterstützung durch Mit- 
teilung von Entscheidungen und Erfahmngen bedürfe. (Autoreferat.) 

VI. Das HllflBsehulwesen machte Bektor H e n z e - Hannover zum Gegen- 
stand mehrerer Vorträge und definierte die Aufgabe der Hilfsschulen, die 
Auswahl der Kinder unter Zusammenwirken des Arztes und des Leiters der 
Hilfsschule. 

Vn. Im Anschluß daran berichtete Direktor Dr. Gündel- Bastenburg 
über Anstalten für Sehwachsinnige. 

Bttckblick auf die Anstaltsgründungen seit Beginn der Geistesschwächen- 
Fürsorge. Statistischer Ueberblick über die hauptsächlichsten gegenwärtigen 
Anstalten für Geistesschwache. Verwaltungs- und VerstaaUichungsfrage. 
Beichsgesetsliche Begelung der ganzen Geistesschwächen-Fürsorge. Stellnng- 
nahme der inneren Mission. Konfessionalismus. Angliederung der Anstalten 



an die Irrenanstalten. 
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Einteilung der Geistesschwachen in solche leichteren Grades, 
schwereren Grades und YollblOde. Die ersteren erreichen ungefähr das geistige 
Nivean der Mittelstufe normaler Schulentwickelung (8.— 11. Lebensjahr), die 
zweiten das der Unterstufe (6. und 7. Lebensjahr), die dritten sind bildungs- 
unf ähig. Die ersten erhalten Unterricht in der Hilfsschule, die zweiten in der 
Anstaltsschule, die dritten bleiben unterrichtsfreL Die ersten werden der 
Familie, die zweiten der Erziehungsanstalt, die dritten der Pflegeansttlt 
ftberwiesen. 

Demnach bilden die G^tesschwachen schwereren Grades den eigent- 
lichen Stamm der Ensiehungsanstalt. Dazu kommen 1. Geistesschwache leich- 
teren Grades ohne Hilfssdiulunterweisung am Heimatorte und 2. Geistes- 
schwache leichteren Grades, welche unter das Fftrsorgegesetz fallen, wenn fflr 
diese nicht anderwärts gesorgt wird. Liternierungszwang. 

Viersinnige und verkrüppelte Geistesschwache in besonderen Anstalten. 
Gtoistesschwachenheime für schulentlassene Externe. Beschäftigungsanstalten 
bezw. -abteilungen für schulentlassene Interne. 

Familien erziehung auch in der Anstalt Villensystem. Koedukation. 
Sittliche Erziehung. Beginn der Anstaltserziehung. 

Dreistufiger Organismus fflr de>^ Unterricht. Dazu Vorbereitungs-, 
Fortbildungs- und Hilfsschulklasse. Besondere Lektionen fflr Spielen, (Vor- 
stufen), Sprechen und Handfertigkeit Konftrmandenunterricht durch den 
(Geistlichen. Fachaufsicht der Schiden. 

Beschäftigung in der Beschäftigungsabtellung. Einseitige mechani- 
sche Arbeit dor Geistesschwachen schwereren Grades. 1. Hausarbeiten: 
Wischen, Holztragen, Bettenmachen, Eartoffelschälen, GFemflsepatzen etc. 
2. Arbeiten für den Anstaltsgebrauch : Acker- und Gartenwirtschaft, Schneiderei, 
Tischlerei, Stricken, Flicken etc. 8. Arbeiten für den Außenabsatz: Decken- 
und Mattenflechten, Bücherbinden, Bürstenfabrikation etc. Für die Geistes- 
schwachen leichteren Grades kommt als Ziel schon mehr die technische Ge- 
schicklichkeit und darüber hinaus eine gewisse, wenn auch durch die geistige 
Minderwertigkeit immer eingeschränkte Geschäftsfähigkeit in Frage, die auch 
den Verkehr mit der OeffenUichkeit unbedingt yoraussetzt. 

Die Pflege erstreckt sich auf die Körpererziehung. Erholung durch 
Schlaf, Ausruhen, Spielen, Spazierengehen. Arbeitsdispens bei kleineren An- 
lässen; Festtage. Besonderer Arbeiterschutz; Achtstundentag; Strafen. Kost, 
Kleidung, Beinigunff. Allgemeine Hygiene, wie Licht- und Wasserversorgung, 
Heizung, Zimmerbelegung etc. 

Personal: Fflr die Pflege: Arzt und Pflegepersonal Preußische Mi- 
nisterialanweisungen Tom 20. September 1895 und 26. März 1901. Für die Er- 
ziehung: Pädagog, Lehr- und ErziehungspersonaL Schulunterridit durch 
seminaristisch vorgebildete Lehrkräfte und fiandergärtnerinnen (Vorstufen). 
Spezialberufliche Ausbildung und finanzielle Besserstellung des Lehrpersonals. 
Aufhebung des § 11 des preußischen Lehrerbesoldungsgesetzes vom 8. März 
1897. Handwerksunterricht durch besondere, möglichst aus dem Wärterstande 
hervorgegangene Handwerksmeister. Erziehliche Arbeit des Wartepersonals. 

Nächstliegende Pflichten des Staates: 1. Schaffung einer festen 
Organisation vom Zeitpunkte der Erkennung des inferioren Geisteszustandes 
an durch das ganze Leben hindurch. 2. Ausdehnung des Intemierungszwanges 
nicht nur nach dem Gesichtspunkte des sozialen, sondern auch des unterricmt- 
lichen Bedürfnisses. 8. Spezialberufliche Ausbildung des Lehr- und Warte- 
personals. 4. Aufhebung der verschiedenen wirtschaftlichen Nachteile, denen 
die Beamten an Wohltätigkeitsanstalten mit Priratverwaltung im Gegensatz 
zur Beamtenschaft Öffentlicher Anstalten ausgesetzt sind. (Autoreferat) 

Li den Nachmittagsstunden fanden Demonstrationen statt, und zwar 
Weygandt über Gehirnanatomie, besonders bei Idioten, Sommer und 
Dannenberger über Schädelabnormitäten. Oberarzt von Leupoldt- 
Gießen zeigte und erklärte an Versuchen die in der Klinik gebrauchten experi- 
mentellen Methoden. Assistenzarzt Berlin er- Gießen besprach den Bau des 
Gehirns und die Lokalisationslehre. Außerdem wurden bedchtigt die Idioten- 
anstalt Alicestift in Darmstadt, die Gießener Hilfsschule, die äinik und die 
Landesirrenanstalt Philippshospital bei Goddelau. 
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Nicht zu yergessen ist die mit großem Fleiß zusammeogetragene Sohriften- 
sammloiig, die wohl alle einschl&^gen Abhandlnngen auf diesem Gfebiete 



Vierte Teraamviliuii: wlIrttemberifiMher Jnrlstea 
nmd Aerste mnr ErHrtemnc toü Frarem auf dem Gebiete 
der Psychiatrie am 18. H&rm d. J. In filtnttgart. 

L Testamentserrichtnng luid Testlerfftliigkeit ]fed.-BatDr.Ereuser- 
Winnental: Die gerichtsärztliche Begutachtang des Geisteszostandes Ton Erb- 
lassern bei Testameotsanfechtnngen gestaltet sich in der . Bogel wenig be* 
friedigend für den Sachyerständiffen selbst, fttr den schwebenden Prozeß, 
mitunter auch fttr das öffentliche Eechtsgeftthl. Das Bürgerliche Gesetzbuch 
bringt bei letztwilligen Verfttgungen das WiUensdogma strenger zur Durch- 
führung als bei Rechtsgeschäften unter Lebenden. Inhaltlich und formell wird 
die Testierfreiheit nur wenig beschränkt ; abgesehen von den Vorschriften ttber 
den Pflichtteil soll nur dem persönlichen Willen des Erblassers Geltung yer- 
schafft werden. Keine besondere Gewähr wird dabei yerlangt fttr die Willens- 
freiheit des (Erblassers; wie die Geschäftsfähigkeit ttberhaupt wird sie yor- 
ausgesetzt bis zum Nachweis des Gegenteils. — So wird doch wohl der 
Erfahrungstatsache nicht genttgend Becbnung getragen, daß sich G^tes- 
krankheiten einer rechtzeitigen Erkennung gelegentlicli sehr leicht entziehen, 
daß sie kein Hindernis zu bilden brauchen fttr eine formgerechte Testaments- 
errichtung. Bedarf yor solcher der Erblasser selbst keines Schutzes, so können 
die zur gesetzlichen Erbfolge Berechtigten gelegentlich schweren Schaden 
leiden nicht nur an materiellen, sondern auch an idealen Gütern. 

Noch ohne eigentliche psychische Erkrankung kann unter dem gemüt- 
lichen Einflüsse der Umstände, die zur Testamentserrichtung Anlaß gaben, eine 
Wandlung der Sinnesart eintreten; letztwillige Verfttgungen können daraus 
heryorgenen, yon denen emstlich zweifelhaft wird, ob dies aus freiem Willen 
geschehen ist Es muß dies betont werden im Gegensatze zu der besonderen 
Hellsichtigkeit, die populäre Anschauungen Sterbenden beizulegen lieben. — 
Wie hier so kann bei yerschiedenen Formen yon Geisteskrankheit, ohne daß 
dies nach außen besonders auffällig werden mtißte, die eigene Willensrichtung 
des Erblassers eine yeränderte Bichtung annehmen, oder auch kann fremder 
Wille uneebtthrlichen Einfluß gewinnen. Beiderlei Gefahr droht zumeist bd 
den yerscniedenerlei Formen yon geistigen Defektzuständen, den angeborenen 
wie den erworbenen. Gerade sie werden besonders leicht yerkannt und nicht 
selten ftthren sie in der eigenen Familie zu gegenseitiger Entfremdung, zu 
einem Anschluß der geistigen Inyaliden an sozial und ihrtschaftlich weniger 
gttnstig gestellte Personen. Auch ohne alles Zutun dieser kann es so zu ihrer 
auffälligen Begünstigung im Testament kommen, die yon ihnen gelegentlich 
auch in gutem Glauben hingenommen werden mag. 

Bei paranoischen, manischen und depressiyen Zuständen kann mehr oder 
weniger im Sinne des krankhaft yeränderten Yorstellungsinhalts und Empfindens 
testiert werden, ohne daß dch dies schon in den Formen des Testaments yer- 
raten und ohne daß die (Geisteskrankheit sonstwie so deutlich heryortreten 
maßte, um mit Sicherheit die üngttltigkeit des Testaments zu bewirken. — 
Die beiden Arten yon krankhafter Willensyerfälschung können sich auch kom- 
binieren, so z. B. bei der progressiyen Paralyse. 

ijner ärztlichen Diagnose dieser Krankheitsformen erwachsen besondere 
Schwierigkeiten nicht, wenn es sich schon bei der Testamentserrichtnng um 
ihre Beurteilnng handelt, wohl aber im Anfechtungsyerfahren. Der Erblasser 
ist tot, seine persönliche Beobachtung ausgeschlossen; hat sie je frflher statt- 
gefunden, so doch schwerlich zum entscheidenden Zeitpunkte. Fttr die Begut- 
achtung bilden daher Aktenmaterial und Zeugenaussagen fast die alleinige 
Grundlage. Aus jenem können schriftliche Kundgebungen des Erblassers der 
persönlidien Beobachtung ziemlich nahe kommen, sein Stil und seine Hand- 
schrift willkommene Hilfsmittel werden. Sehr gerinff ist oft der Wert yon 
Zeugenaussagen, zumal wenn sie mehr Urteil als Wskhmehmungen enthalten, 
wenn es an der Befähigung, wie an der Gelegenheit lu wirklichen Beobach- 
tungen ebenso gebricht. Versioherungen, daß etwas Krankhaftes nicht anf- 
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geiftllen ist, besagen so gat wie gar nichts, besonders Yon bloßen Zofallsseogen, 
aber auch yon den bei der Testamentserrichtnng mitwirkenden Personen, deren 
Aufmerksamkeit meist nicht gerade auf den Oiisteszastand des Testators ge- 
richtet ist. 

Der Erfolg einer Anfechtungsklage hängt aber ab vom Nachweb der 
Qeisteskrankheit. Fftr einen solchen liegen die Umstände fast immer nngflnstig, 
trotx der bestbegrftndeten ZweifeL Gelingt er nicht, so maß auch das Testa- 
ment eines Gtoteskranken durchgeführt werden. Ein wünschenswerter Bechts- 
zustand ist das nicht Ob ausreichende Abhilfe möglich ist auf dem Boden 
des bestehenden Rechts, erscheint zweifelhaft. Zu erwägen wäre daher eine 
gewisse Einschränkung der Testierfreiheit, die für erheblichere Abweichungen 
yon der gesetzlichen Erbfolge einen Begründungszwang yorschreiben würde, 
ähnlich wie für die Entziehung des Pflichtteils. Ohne alku große Erschwerung 
für die letzten Willenserklärungen Geistesgesunder würde dadurch bessere 
Gelegenheit geschaffen zur Nachprüfung der Beweggründe und die Anfechtung 
erleichtert, wenn diese aus pathologischen Vorgängen sich ableiten. 



Landgerichtsrat Dr. Schmoller -Tübingen: Unser Erbfolgerecht ist 
yon zwei gegensätzlichen Prinzipien beherrscht, der gesetzlichen Erbfolge einer- 
und der fast schrankenlosen Testierfreiheit des Erblassers anderseits, hi bezug 
auf das Verhältnis zfdschen Intestat- und Testamentserbfolge hat sich insofern 
eine Wandelung yollzogen, als im Bürgerlichen Gesetzbach im Gegensatz zu 
der römisch - rötlichen Anschauung die gesetzliche Erbfolge als die Begel, 
das Testament als die Ausnahme gedacht ist. Da sich das Gesetz zur Ein- 
schränkung der Testierfreiheit nicht entschließen konnte, lag es nahe, die gegen 
ein Testament Interessierten, also insbesondere die gesetzlichen Erben, nach 
anderer Richtung hin durch besondere Garantien in ihren Interessen zu schützen. 
Der Vortragende führte an der Hand verschiedener Vorschriften über Testa- 
mentserrichtung und Testamentsanfechtung aus, daß das Gesetz beim Testament 
weit mehr als beim Rechtsgeschäft unter Lebenden darauf bedacht ist, nar 
den persönlichen und unverfälschten Willen seines Urhebers zum Worte 
kommen zu lassen. Aehnlichen Tendenzen begegnen wir auch bei der Testier- 
fähigkeit insofern, als beim Testament der Emfluß des gesetzlichen Vertreters 
vollständig ausgeschaltet und deojenigen Personen, deren Handlungsfähigkeit 
im Rechtsverkehr unter Lebenden durch die Zustimmung des gesetzlichen 
Vertreters bedingt ist, die Testierfähigkeit teils unbedingt zu-, teils ganz ab- 
gesprochen wird. Und zwar überwiegend abgesprochen, weil solchen Personen 
die volle Selbständigkeit des Willens und Reife des Urteils regelmäßig nicht 
zuzutrauen ist Auch die Ignorierung lichter Zwischenräume bei den wegen 
Geisteskrankheit Entmündigten, deren Berücksicht^ung gerade beim Testa- 
ment befürwortet war, beruht auf Erwägungen, die &s Bestreben verraten, 
ungehörige, insbesondere krankhafte Einflüsse vom Testament möglichst fem 
zu halten. Auffallenderweise läßt sich, was den Geisteszustand des nicht ent- 
mündigten Erblassers anlangt, im Gesetz kein Zug aufweisen, der darauf 
hindeutet, daß es im Testament mehr als sonst nur den wahrhaft freien Willen 
zur Geltung kommen lassen wüL Ob die geistige Anomalie dne vorüber- 
gehende oder dauernde Ursache hat, ob sie aiu krankhafter Grundla|^e benüit 
oder nicht, und ersterenfalls, ob sie in eigentlicher (Geisteskrankheit oder in 
einer die geistigen Funktionen beeinträchtigenden Krankheit des Körpers be- 
steht, gilt beim Testament wie beim sonstigen Rechtsgeschäft gleich, und der 
springende Punkt ist überall, ob bei Vornahme des Rechtsgeschuts die Freiheit 
der Willensbestimmung ausgeschlossen war oder nicht, eine Gleichstellung, die 
im Verhältnis zu anderen Unfähigkeitsgründen zu einer gewissen Inkonsequens 
führt Wenn einem Teil der MinderjUirigen, wie dem entmündigten Geistee- 
schwachen, Verschwender und Trinker, denen doch allen für die Regel die 
Freiheit der WiUensbestimmung nicht fehlt, die Testierfähigkeit entzogen wird, 
lediglich weil man sich bei mnen eines unabhängigen und verstän£gen Ge- 
brauchs der Testierbefugnis nicht wohl versehen kann, so wäre es doch nor 
konsequent^ würde das Qeaeix auch deojenigen für testierunfähig erklären, der 
in der freien Willensbestimmung zwar nicht vollständig gehemmt, aber doA 
in erheblicher Weise beeinträcht^^ ist Zeigt sich so das Gesetz vielleicht in 
einzelnen Punkten auch etwas zurückhaltend, im großen und ganzen ist es 
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doch und zwar aach bei der Testierfähigkeit sein imyerkennbares Bestreben, 
im Testament in besonderem Maß den persönlichen, nnyerf&lschten nnd wahr- 
liaf t freien Willen des Testators %jl betonen. Um so mehr gibt es zu denken, 
wenn von psychiatrischer Seite gesagt worden ist, daß, was speziell den Geistes- 
zustand des Erblassers anlangt, sich unsere Bechtsprechong nicht immer im 
Einklang mit dem öffentlichen Bechtsbewnßtsein und der Ueberzengung der 
Sachverständigen befindet. In der Tat ist nicht za leugnen, daß in der Über- 
wiegenden Zahl der Fälle, selbst da, wo der Inhalt des Testaments die 
schwersten Bedenken gegen die geistige Unversehrtheit des Erblassers erweckt 
und sich der Psychiater mehr ^er weniger bestimmt dagegen aasgesprochen 
bat, die Nichtigkeitsklage abgewiesen wird, weil sich der Bichter von der 
mangelnden Testierfähigkeit nicht voll ttberzengen kann; ein Ergebnis, das häufig 
genug aach in ihm den anbehaglichen Zweifel znrttckläßt, ob er mit dem Bech^ 
das er gesprochen, der materiellen (Gerechtigkeit zom Siege verholfen hat. 
Ursache dieser Erscheinangen ist im wesentlidien die große Schwierigkeit des 
Tom Nichtigkeitskläger za erbringenden Beweises, der im Testamentsprozeß 
weit schwieriger za ftthren ist, aU beim Bechtsgeschäft anter Lebenden, das 
gewöhnlich noch za Lebzeiten seines Urhebers zur Anfechtung kommt. Sieht 
man sich nach Abhilfe um, so mttssen alle prophylaktischen Maßnahmen, an 
die man zunächst yielieicht denken möchte, von der Bflcksicht auf den Testator 
und dessen Familie zurücktreten. Auch dem von psychiatrischer Seite ge- 
machten Vorschlag eines Begrttndungszwangs, der immerhin den Vorteil böte, 
daß die vom Erblasser seiner Verfügung gegebene Motivierung eine weitere, 
nach Umständen wertvolle Handhabe für die Beurteilung des Geisteszustandes 
und event die Grundlage für eine Anfechtung wegen Irrtums abgeben könnte, 
stehen nach Ansicht des Vortragenden überwiegende Bedeoken entgegen. Er 
möchte lieber den Versuch gemacht sehen, der vorhandenen Schwierigkeiten 
auf Grund des bestehenden Bechts Herr zu werden, nnd schlägt als Mittel 
dazu ein intensiveres Ineioanderarbeiten von Psychiater und Bichter vor. In 
keinem Falle, wo nicht volle Uebereinstimmung zwischen beiden besteht, sollte 
unterlassen werden, den Sachverständigen zur persönlichen Vertretung seines 
Gutachtens heranzuziehen. Wie vielen Mißverständnissen könnte da nicht vor- 
gebeugt werden P Und vielleicht ist auch die Hoffnuog nicht unbegründet, daß 
durch die persönliche Aussprache gegenseitiges besseres Verständnis, größere 
gegenseitige Anpassong und schließUches Sidiergänzen der beiderseitigen ver- 
scMedenen Auffassunffsweisen mehr und mehr erzielt werden. In wichUfferen 
Fällen aber sollte fie Zuziehung des Sachverständigen schon in früheren 
Prozeßstadien einsetzen, wo sie a. a. den Vorteil böte, die Beweisaufnahme 
von unnützem Ballast freizuhalten und die für den Psychiater wesentlichen 
Punkte erschöpfend herauszustellen, so daß schließlich das Gesamtbild ein 
bedeutend klareres und schärferes Gepräge bekäme. Halte man aber noch 
weitere (Hrantien für notwendig, so lasse sich vielleicht am ehesten an dem 
Punkt einsetzen, wo schon owk eine gewisse Inkonsequenz des G^etzes zu 
konstatieren gewesen sei Wenn man die Testierunfähigkeit schon mit der 
erheblichen Beeinträchtigung der freien Willensbestimmung beginnen ließe, so 
hätte dies für den Testamentsgegner in Hbsicht auf den Grad der Geistes- 
störung eine Beweiserleichterung zur Folge und würde überdies die ganze 
Tendenz des Gesetzes zu schärferem Ausdruck bringen, ein Moment, das dann 
wohl auch auf die Beweiswertung in betreff des Vorhandenseins der 
geistigen Störung nicht ohne Wirkiug bliebe. (Eigenbericht) 

n. Latente OeistessU^ning Prosessbeteiligter. Privatd. Dr. Finckh- 
Tttbingen: Es bandelt sich darum, ob es Geistesstörungen gibt, die derart 
latent bleiben können, daß die Prozeßbeteiligten (Bichter, Parteien, Partei- 
vertreter, Zeugen, Sadiverständige) trotz ihres krankhaften Zustandes unbe- 
anstandet am Prozeß teilnehmen können, während bei ärztlicher Beobachtung 
event unter Zuhilfenahme der Ananmese und späterer Daten die zur Zeit der 
Prozeßbeteiligung vorhandene Geisteskrankheit zutage treten mußte. Welche 
Irreseinsformen kommen hierfür in Betracht? Dies sind solche, die besonders 
für den Laien weniff in die Augen fallen, die Grenzzustände, welche die Anfangs- 
nnd event die Endstadien, Bemissionen, Besserunffen und die Bekonvaleszenz 
von Psychosen, sowie milde verlaufende Geisteskrauheiten umfassen. Zunächst 
zu nennen sind die angeborenen und erworbenen geistigen 
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Schwftcheznetftnde, Imbezillität. Dementia praecox, paraljüca, seniliB. 
Besonders wichtig für die Prozeßbeteiligten sind hierbei die Defekte des Urteils, 
die ünznyerlässiglceit der Beobachtung und Beprodnktionstrene, femer Nachlaß 
der Merkfähigkeit und des Gedächtnisses, Erinnerongstänschangen and Kon- 
fabolationen und endlich die Bestimmbarkeit, gem&Uiche Stnmpfheit und die 
Atfekterregbarkeit mit der ans ihr entspringenden Impnisiiität des Denkens 
and Handelns. Bedeutsam wegen ihres Einflusses auf den Ablauf der psychi- 
schen Vorgänge bezw. auf die Erinnerung sind Alkohol, der hänflg abnorm 
einwirkt, lebliafte Gemütsbewegung, Erm&dung, Gerüchte, fremde Einrede und 
die Länge der Zeit zwischen Beobachtung und Aussage. Noch schwieriger 
zu beuneüen sind für den Laien die Entartungszustände, deren Grund- 
charakter die Disharmonie der Veranlagung und das Mißverhältnis zwischea 
Beiz und Beaktion ist. Wichtig sind hier namentlich gemütliche Ver- 
stimmungen im Sinne der Unlust mit Hemmung der Wiilensantriebe, Ein- 
schränkung des Interesses, der Auffassung und des Urteils oder im Sinn der 
Exaltation mit Steigerung des Selbstgeffilils und Tätigkeitsdranges, Oberfläch- 
lichkeit der Beobachtung, der Erinnerung und des Urteils, und gemütliche 
Beizbarkeit. Beim manisch depressiven Irresein ist die Möglidikeit 
der Selbstbeschuldigung depressiver Kranker im Sinne ihrer selbstanklägerischen 
Ideen und der Verurteilung auf Grund falscher Geständnisse Ton Belang, 
während beim Manischen prozeßsüchtige und querulatorische Neigungen (z. S. 
Querulieren aus der Anstalt entlassener Bekonvaleszenten über Mähandlungen, 
falsche Behandlang etc.), hochfahrendes Wesen, vorschnelles Urteilen und 
Handeln Konflikte herbeiführen können. Bei der Hysterie ist die Fälschung 
der Aussage infolge von Konfabulationen, Erinnerungsfälschungen. Situations- 
träumereien, aus Neid, Bachsucht etc. hervorzuheben, die die Quelle von Ver- 
leumdungen, Beleidigongen, Ehrenkränkungen oder von falschen Anschuldi- 
gungen, betreffend unsittliche Attentate im Zustande des Schlafes, der Hypnose 
oder Narkose sein können, oder betreffend Ueberfälle und Mißhandlangen. 
Hysterische Dämmerzustände können durch die suggestiv gefälschte Aussage 
Bedeutung für den Prozeß erlangen, wenn es auch selten der Fall sein wird. 
Auch epileptische Dämmerzastände werden bei Prozeßbeteiligten zu den 
Seltenheiten gehören. Die nachfolgende Amnesie wird bewirken, daß spätere 
Aussagen von denjenigen im Dämmerzustand abweichen, so daß der Verdacht 
auf Meineid oder Beeinflussung erwacht. Der epileptische Charakter 
gewinnt wegen der Urteils- und Gedächtnisdefekte des Kranken für den Prozeß 
Belang, sowie wegen der auffälligen Langsamkeit des Denkens und Auffassens, 
so daß einigermaßen komplizierte Vorgänge nur lückenhaft wiedergegeben 
werden, und endlich wegen der gemütlichen Beizbarkeit Nicht selten werden 
auf Grund ihrer Geistesstörung Kranke mit chronischem Verfolgungs- 
wahn in Prozesse verwickelt wegen des Wahns der Beeinträchtigung, der 
Beobachtung und Bechtsbenachteiligung, sowie wegen des krankhaft gestei|^erten 
und reizbaren Wesens und des Mißtrauens. Ihr erhaltenes formales Urteil und 
ihr unauffälliges äußeres Verhalten erklärt es, daß sie unbeanstandet z. B. ala 
Zeugen vereidigt werden. Die richtige Würdigung der falschen Anschuldigung^ 
wegen ehelicher Untreue bei Trinkern hat zur Voraussetzung Er- 
hebungen über etwaige Trinkneigungen des Beschuldigten. Zu nennen sind 
ferner die akuten alkoholischen Geistesstörungen wegen der Mög- 
lichkeit halluzinatorisch bedingter Selbstbeschuldigungen oder Zeugenaussagen 
betreffend Verbrechen, deren Zeugen sie angeblich waren, während das Ganze 
hallaziniert war, femer die amnestische Psychose des Trinkers wegen 
der Merkfähigkeitsdefekte, der Konfabulationen und Erinnerungstäuschungea, 
die die Aussage des Kranken als Partei und Zeuge wertlos machen; die JSr- 
innerungstäuschungen werden auch Ursache für £agen und Beschuldigungen 
betreffend irgendwelche Benachteiligungen. Von sonstigen alkoholischen 
Störungen können der pathologische Bausch und der alkoholische 
Dämmerzustand latent bleiben, während der akute und chronische Alko- 
holismus als allgemein bekannte Störungen kaum von Belang sind. Hypnose 
und Schlaftrunkenheit werden höchst selten einmal eine Bolle spielen. 
Denkbar ist bei ihnen eine Fäbchung der Aussage, bei ersterer infolge eigener 
und besonders fremder Saggestion, bei letzterer infolge von Benommenheit und 
Situationsverkennung. 
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Antsrichter Prot Dr. He gl er- Tübingen: Der Vortragende legte die 
«gentttalieben SchwierigkeUen dar, welche fftr die joriitische Behandlnng 
entstehen, wenn die Torhandene OeiatesstOninff eines Proseßbeteiligten latent 

SbUehen Ist nnd deshalb der Proseß ruhig seinen Gang genoanen hat, ohne 
ß de beachtet worden w&re. Nicht in allen Fällen gibt das geltende Proseß- 
»oht reehtliohe M^s^chkeiten nnd Mittel, aachtrfigiich ao^ der Tatsache 
iatent yochanden gewesener Gelatesstttrang eines Proseßbeteiligten G^nng sn 
yersehaffen. In^eoondm nicht in dem wichtigsten Fall, wenn ein Urteil 
im Preaeß ergangen ist nnd es sich nnn nm dessen Bechtsbeständigkeit mit 
Bücksicht anf latente GeistesstOmng eines Prozeßbeteiligten handelt Betreffend 
die latente GeistesstOrnng eines Bichters ist die Frage praktisch geworden 
anläßlich des Falls Bransewetter« Z. B. wird hier absolute Nichtigkeit 
des unter Mitwirkung eines latent geistesgestörten Bichters gdällten Urteils 
behamtet, dach nach Lace des gekenden Adabs weM au Unredit, sa daß nur 
Aafeemuag nit den Becmnitteln. Benrfnng and Beridon, gegenüber fecfats- 
krftitigem Urteil mit WlederaufiialHBe des Verfahrens in Irage kommt, welch 
lataterer Beditsbehell aber im Stra^rozeß yersagt. Letzteres ist auch der 
Fall bei latenter G^tesst&rung einer Partei oder eines Parteivertreters, wo 
außerdem die Anfechtbarkeit eines strafprozessualen Urteils mit Bevision nicht 
außer Zweifel ist Bei (latent gebliebener) Geistesstörung yemommener Zeugen 
und SachyerBtändigen kann das auf ihre Aussagen gegründete Urteil awar aus 
diesem Grunde mit dem Bechtsmittel der Berufung angegriffen werden, dagegen 
mit dam Bechtsmittel der Bevision, weil das geltende Prozeßredit die Ver- 
nehmung eines Geistesgestörten nicht schlechtweg yerbietet, höchstens — und 
auch hier nicht unzwdfelhaft — unter dem Gesichtspunkt unzulwiger Be- 
eidigung. Gegenüber rechtskräftigem Urteil steht in diesem Fall für den 
Ors^rozeß kein Bechtsbehelf zu Gebot, im Strafprozeß kommt die Wieder- 
anfnuime auf Grund neuer Tatsachen und Beweismittel in Betracht Für Be- 
seitigung anderer Entsdieidungen (Beschlüsse usw.) wegen latenter Geistes- 
störung eines Prozeßbeteiligten dient die Beschwerde. Andere Amtshandlungen 
latent geistesgestörter Bichter als Entscheidungen, Amtshandlungen eines latent 
geistesgestörten Gerichtsyollziehers usw. werden wohl als rechtBch unwirksam 
zu behandeln sein. Byentuell kann auch gegenüber der Yersäumung yon Fristen 
eine Wiedereinsetzung in den yorigen Stand darauf gestützt werden, daß latente 
GeisteasFtöniBg eines ProzeßbeteiBgten eine Bolle spielte. Das Beichsgericht 
hat ia einem derartigen Fall das — erforderliche — Vorliegen eines „unab- 
wendbaren Zufalls" yemeint, weil die Geisteskrankheit — wenn yo^anden — 
hätte bemerkt werden können und müssen. Diese Entscheidung hat yon medi- 
Tslaischer Seite scharfen Wideiapruch erfahren — eben mit Hinweis auf die 
Möglichkeit des Latentbleibens diar Geistesstörung. Gerade dn Fall wie dieser 
letztgenannte dokumentiert die Nützlichkeit und Wichtigkeit eines Austapsdies 
zwisoien Psychiatern und Juristen, wie ihn diese Versammlung yerfolgt 



nL Die yerminderte Zareeluiujigsl&hlgfcelt iai frilliarea wttrttaai« 
I sa gl aal nn Steafiraeht. Ministerialdirektar y. Schwab -Stuttgart: Bedner 
kgte zunächst dar, daß der Zustand, welchen man als „yemüäarte Zurech- 
nungsfähigkeit'' oder «geistige Minderwertigkeit^ bezeichnet, im geltenden 
B. fft Q. B. keine Berückslohtigung gefunden habe, daß sich aber aus jurisii- 
adiem nad mediziniBchem Lager mehr und mehr Stimmen für eine Abänderung 
das geltenden Bechts und eine Bttckkehr zu der früher im gtößten Teil yon 
Daatefliiland »eingeführten gesetzlichen Berücksichtigung der yermindeFten Zu- 
lachanagifMiigkcit erhoben haben. Nach einem Hinw^ darauf, daß die logi- 
sche Anfechtbarkeit des Ausdrucks „yerminderte Zurechnungtffähigkeit^ za- 
«egebea werden könne, daß aber die Frage der Terminologie eine untergeordnete 
aei und es «ich darum handle, ob innerhalb der Klasse der stralvechtlich yer- 
aatwiatliihüH Personen täm Yerschiedenheit in der Bdiandlung der Voll- und 
ffiidevweitigen, namentHoh bei letzteren auch eine besondere Art •des Straf- 
iMiUaaaB und spätere Sicherung, eintreten solle, sowie mu)h einem Ueberblick 
über öle in neuerer Zeit in veraammlungen usw. zu der Frage gefaßten Be- 
idüflise, besprach Bedner zunächst den Bechtszustand des gemehien Straf rechts, 
in welchem in Anlehnung an Art. 179 der peinlichen Halsgerichtsordnung Kaiser 
Karl V. (der sogen. Karolina) yom Jahie 1682 in Theorie und Praadsv die yei- 
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minderte Znrechnangsf&higkeit als Strafmildenmgsgrnnd zugelassen wnrde. 
Sodann wurde auf die Beliandliing der Frage in den Entwürfen zu dem WUrttem- 
bergischen Strafgesetzbucli yon 1839 des nälieren eingegangen und die Ent- 
stellungsgeschichte des einschlägigen Art. 93 dieses Gesetzbuchs, wonach bei 
hohen Graden von «BlOddnn und Verstandessdiw&che* im Strafmaß und der 
Straiart heruntergegangen werden konnte, sowie die Anwendung dieser gesetz- 
lichen Bestimmung in der Praxis, wie auch die von medizinisder und juiisti- 
scJier Seite in der Literatur daran gettbte Kritik im einzelnen geschild^ 

(Eigenbericht.) 

(Med. KorrespondenzbL d. Wilrttemberg. ärztL Landesyereins ; 1906, Nr. 15 u. 16. 



Berieht mher die JPrfthJahrg -Vewaiilumg der Hediximal- 
Beamtem des BefteraMpsbealrks liecHite am 7. AprU IIKKI 
Im Becleruicsffebftiide daselbst« 

Zufolge des auf der amtlichen Jahresrersammlung am 2. Dezember 1905 
ausgesprochenen Wunsches hatte der Beg.- und Geh. Med.- Bat Dr. Schmidt 
die ^eisärzte, Kreisassistenz&rzte und kreis&rztlich geprttften Aerzte des Be- 
gierunffsbezirkes zu dieser nichtamtlichen Versammlung eingeladen. ^ Es waren 
sSmtliäe Kreisärzte bis auf zwei ersdbdenen, femer die beiden Kreisassistenz- 
&rzte des Bezirks und die kreisärztlich geprtlften Stabsarzt a. D. Dr. Klewe- 
Naumburg a. Queis, Dr. Klippel- Neusalz a. 0., Dr. C. Scholtz- Görlitz und 
Dr. Talke-Bothenburg (O.-L). 

G^eimrat Dr.Schmidt eröffnete, den Vorsitz ttbemehmend, um 1 Uhr 
die Versammlung mit herzlichen Begrüßungsworten, stellte den als (Hat an- 
wesenden Dezernenten für Polizeisi^en, Beg.- Ass. von Breitenbuch Tor 
und machte die Mitteilung, daß demnächst in Liegnitz eine staatliche bak- 
teriologische üntersuchungsstation errichtet werde, und die Stadt 
Liegnitz zufolge behördlicher Anregung eine Anstalt für amtliche Unter- 
suchung Ton Nahrungsmitteln zu eröffnen beabsichtige. 

Ueber die im Beffierunffsbezirk Liegnitz im Vorjahre 1905 getroffenen 
Maßnahmen zur Bekämpfung der Genickstarre sei ein yon ihm yerfaßter 
Bericht in Heft 2 des klinischen Jahrbuchs — Band XV — yeröffentlicht, des- 
gleichen stehe die Veröffentlichung einer Arbeit über die zur Verhütung der 
Cholera im Bezirk (1905) ergriffenen Maßregeln beyor. 

Hierauf wurde in die Tagesordnung eingetreten. 

L Bespreehuiig einzelner wiehtiger Bestimmuiigeii ans dem Gesetiey 
betreffend die Beklmpftag übertragbarer Krankheiten, yom 28*Angut 
1906« Beferent: Kreisarzt Dr. Feige in Hoyerswerda. 

Zu § 1. Nach § 1 ist jede Erkrankung und jeder Todesfall an den auf- 
geführten Krankheiten zu melden, bei tödlichem Ausgang ist daher eine noch- 
malige Meldung erforderlich. 

Bei Wohnungs- oder Ortswechsel ist zum Zweck der Ausführung 
der Desinfektion eine doppelte Meldung yorgeschrieben, und zwar an die Polizei 
des bisherigen und des künftigen Wohnortes. 

Im Gesetz steht, daß jeder Todesfall an Lungen- und Kehlkopf- 
tuberkulose zu melden seL Dies wird in den A.B.0 dahin erläutert, daß 
Lungentuberkulose und audi Kehlkopftuberkulose zu melden ist, also nicht 
nur Fälle, wo Lunge und Kehlkopf zugleich erkrankt ist Da bei Tuberkulose 
nur Tode^Klle angezeigt werden sollen, ist hierbei Wohnungs- und Ortswechsel 
nicht zu melden. 

Krankheitsy er dacht braucht nach dem Gesetz nicht gemeldet m 
werden, obwohl bei Verdacht yon Kindbettfteber und Typhus Exmittelungen 
angestellt werden sollen und bei Verdacht yon Kindbettfleber, Bückfalliieber, 
Typhus und Botz Schutzmaßregeln angewandt werden sollen. Es ist Sache 
des Kreisarztes, auf die Aerzte damn einzuwirken, daß auch Verdacht 
dieser Krankheiten gemeldet wird. 

Zu § 2. Unter Nr. 5 ist nur der Laie gemeint, welcher als Leichen- 
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schauer fangiert, nicht der Arzt. Wenn ein Arst bei einem Todesfall an 
Tnberkolose nur zur Leichenschau angezogen wird, ohne den KranJcen vorher 
behandelt za haben, so fällt er unter Nr. 1, ist also in erster Linie zor Anzeige 
yerpflichtet. 

Zn Nr. 8 gehören auch die Hebammen. Obwohl Kindbettfieber verdacht 
nicht gemeldet zu werden braucht, so IcOnnen doch die Hebammen durch die 
Dienstanweisung zur Meldung gezwungen werden, da diese den Wert einer 
Anweisung an unterstellte i^amte im verwaltunffswege hat, gerade wie die 
D. AK) fftr die Kreisärzte. Ebenso müssen die Hebammen auä weiter jeden 
Fall Yon Wundrose, Wundstarrkrampf, Augenentzündnng, Schälblasen und 
Nabelentzündung melden. Es ist dalier auä gestattet, die Hebammen bei 
Unterlassung der Meldung im Disziplinarwege zu bestrafen. 

Zu § 8. Der Ausdruck: .Krankheits- und Todesfälle, die sich in 
Krankenanstalten ereignen,* ist dahin zu erläutern, daß nicht nur 
solche Fälle gemeint sind, die in der Anstalt zuerst auftreten, sondern auch 
solche, die nach Ausbruch der Kranlcheit eingeliefert werden. 

Unter „ähnlichen* Anstalten sind auch Internate zu verstehen, ganz 
abgesehen davon, daß der Min.-Erlaß vom 14. Juli 1884 vorläufig noch gültig 
bt, da die Verhältnisse in den Schulen durch das (besetz nicht geregelt und 
auch nicht berührt werden. 

Zu § 4. Wenn in den A.B. die Benutzung von Kartenbriefen 
„empfohlen* wird, so erfolgt diese Empfehlung geffenttber den Polizeibehörden. 
Wenn diese nun die Kartenbriefe den Aerzten abgeben, so sind diese ver- 
pflichtet, die darin enthaltenen Fragen zu beantworten. Dies wird be- 
merkt anläßlich eines Falles, wo sich ein Arzt weigerte, die Kartenbriefe zu 
benutzen. Er braucht dies nicht zu tun, muß aber dann die dort aufgestellten 
Fragen anderweitig beantworten. Die Führung der für die Polizeibehörden 
vorgeschriebenen Liste ist zwar für die Kreisärzte nicht obligatorisch, wird 
ihnen aber dringend empfohlen. 

Zu § 5. Die §§ 5, 7 und It beziehen sich auf Masern, BOteln, Lifluenza, 
Keuchhusten, Brechdurchfall, Wechselfieber und Geschlechts- 
krankheiten. 

Zu § 6. Zur Ermittelung darf der beamtete Arzt immer nur eine 
Beise unternehmen, sonst muß er Auftrat vom Be^erungspräsidenten haben 
oder im Einverständnis mit dem Landrat handeln ; hierzu genügt eine münd- 
liche Besprechung. Wenn also z. B. eine Wöchnerin an Kmdbettfieber stirbt, 
so darf man wegen des Todesfalles nicht nochmals hinreisen, falls schon 
Ermittelungen wegen der Erkrankung angestellt worden sind. Da mehr 
als eine Beise jedoch nur der Kosten wegen untersagt ist, so ist es dem be- 
amteten Arzte unbenommen, bei gelegentlicher Anwesenheit weitere Er- 
mittelungen vorzunehmen, auch ohne Ebverständnis mit dem Landrat. 

Nach dem Gesetz müssen die Ermittelungen vorgenommen werden bei 
allen anzeigepflichtigen Erkrankungen und Todesfällen, außer bei Scharlach, 
Diphtherie und KOmerkrankheit. Bei weiteren Erkrankungen dürfen Ortliche 
Ermittelungen nicht mehr ausgeführt werden, außer im Auftrage des Begie- 
rungspräsiaenten oder im Einverständnis mit dem Landrat. Bei Genickstarre 
soll nach der Begierungs-Verfügung vom 10. Aprü 1905 bis auf weiteres ieder 
einzelne Fall einschließlich Verdacht kreisärztlich untersucht werden ; wünscmens- 
wert wäre eine solche Bestimmung auch bei Typhus. 

Nach § 82 der D. A. k n n e n Ermittelungen vorgenommen werden auch 
bei Scharlach, Diphtherie, Granulöse, Masern und Keuchhasten, und zwar auch 
ohne Einverständnis mit dem Landrat, wenn es sich um Schulschließungen 
handelt. 

§82 derD. A. hat noch volle Geltung, abgesehen davon, daß zu 
weiteren Ermittelungen im Laufe einer Epidemie das Einverständnis des Land- 
rats erforderlich ist Andernfalls wäre sicher § 82 der D. A. geändert worden, 
ebenso wie dies jetzt mit § 25 geschehen ist 

Desgleichen bleiben auch die Bestimmungen der Ministerial-Erlasse über 
die Schließung von Schulen vom 14. Juli 1884 und vom 20. Mai 1898 mit ihren 
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Nachtr&gen bis auf weiteres in Kraft, da diese, ebenso wie die D. A. fftr die 
Kreisärzte und fttr die Hebammen, nur Anweisungen fOr die ontersteOtea Be- 
amten im Verwaltnngswe^ce sind nnd keine Ansfttbningsbestimmnngem xa 
irgendeinem Gesetz darstellen. Diese Bestimmungen standen ja aneh selum 
■feilt im Einklang mit dem alten Begnlatir von 1835. Infolge VerfOgvng der 
Torgesetzten Behörde ist auch weiterhin Scholschlaß nnd AnsschHeßiuig Traa 
Scholonterricht möglich bei Masern, Keuchhusten nnd dergleichen. Naeh § 16 
des Beichsgesetzes bewendet es ja aoch hinsichtlich der Sdintzmafiregid» fttr 
Scholen bei den landesrechtlichen Bestimmungen. 

Die Ermittelungen sind yorzunelunen in erster Linie am Ort der 
Erkrankung und erst in zweiter Linie in dem Krankenhaus, in da» der Er- 
krankte etwa eingeliefert worden ist. 

Den Yon dem beamteten Arzte getroffenen Anordnungen hat der Ge- 
meinderorsteher Folge zu leisten, bis yon der Polizeibehörde aaderweite Yer- 
fflgung getroffen werden. Da die beamteten Aerzte sich jedenfalls efaie weise 
Beschränkung auferlegen und nur das absolut Notwendige anordnen werde«, 
so ist kaum Gefahr yorhanden, daß ihre Anordnungen yon der Polizei abge- 
ändert werden, um so mehr, als diese Anordnungen auch dem Landrai mit- 
geteilt werden mtkssen. Bei diesem ist wohl stets das nötige Verständnis fftr 
die Notwendigkeit der Anordnungen yorauszusetzen. 

Die Poliseiheliörde hat nach den A. B. die Meldung ungesäumt dem 
beamteten Arzt weiterzugeben, d. h. also ebenlalls binnen 24 StandeAf 
wie in § 1 des G^etzes ausgesprochen ist. 

Wie schon erwähnt, sollen Ermittelungen stattfinden auch bei Ver- 
dacht yon Kindbettfieber und Typhus; ebenso sind Erkrankungsfälle, in denen 
Verdacht yon Kindhej^eber, Bttckfallfieber, Typhus und Bota yorliegt, wie 
die Krankheit selbst zu behandeln. Der Verdacht braucht nun nicht an- 
gezeigt zu werden; es gehört deshalb ein kollegialer Verkehr zwischen Kreisarzt 
und den Aerzten des Kreises dazu, um auch yom Verdacht dieser Krankheiten 
Kenntnis zu erlangen. Nur bei filindbettfieber haben die Hebammen auch den 
Verdacht anzuzeigen. Liegt Verdacht anderer Krankheiten yor, als bei Kind- 
bettfieber und Typhus, so dttrfen Ermittelungen nur yorgenommen werden ün 
Einyerständnis mit dem Landrat oder im Auftrage des Begierungspräsidenten, 
wie es z. B. durch Verfügung yom 10. April 1906 bei Genick^^arreyerdacht 
allgemein erteilt ist. Bei Verbot des Zutntts zum Kranken ist stets (?) Ver- 
dacht anzunehmen. 

Die Anordnungen sind stets schriftlich zu erteilen, es em]jfiehlt 
sich daher, auf Kreiakosten gedruckte Anweisungen zu besohlten und in jedem 
Falle zu yerteilen. 

Der behandelnde Arzt hat nach dem G^etz nur die Erklärung 
abzugeben, ob yon dem Zutritt des beamteten Arztes eine Gefährdung der 
Gesundheit oder des Lebens des Kranken zu befürchten ist ; er hat aber nicht 
den Zutritt des beamteten Arztes zu untersagen, dies geschieht yielmehr zu- 
treffendenfalls dnrch das Gesetz. Es erscheint dies als Wcnrtklauberei, yer- 
dient jedoch anläßlich dnes Falles erwähnt zu werden, in dem der behandelnde 
Arzt zugleich mit der Krankheitsmeldung dem Amtsyorsteher mitgeteilt hatte, 
er könne dem beamteten Arzt den Zutritt nicht gestatten. Es wird dadurek 
ra. E. das Ansehen des beamteten Arztes im Publikum herabgesetzt. Dieser 
Fall kam yor bei einem 2jährigen Kinde, das an Diphtherie erkrankt war. 
Abgesehen dayon, daß bei Diphtherie Ermittelungen nicht yorgenommen werden 
sollen, kann wohl einem so kleinen Kinde der Zutritt des beamteten Ärzten 
nie schaden; ich würde mich bei einem solchen Falle durch die Eridämng 
des behandelnden Arztes nicht abhalten lassen, den Zutritt zu yerlangen. 

Die Erklärung des behandelnden Arztes kann schriftlich ab- 
gegeben werden und braucht nicht mündlich zu sein. Bei Kindbettfieber kann 
auch der Haushaitangs -Vorstand dem beamteten Arzt den Zutritt untersagen; 
auf jeden Fall aber ist dem beamteten Arzt der Zutritt zur Wohnung 
gestattet. 

Eine yielfach gewünschte yorgedruckte Fußnote auf den Kartenbriefen 
für die Erklärung des behandelnden Arztes hält Beferent nicht für wünschens- 
wert, da hierdurch dieser Erklärung eine ihr nicht zukommende Wichtigkeit 
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gegtben wird, luid da diete Erklftmof deeli mir für Anmüiineftlle yergefleheii 
JbI. Der beamtete Ant hat jedem behaadeMen Arat mitznteflen, wana er ^e 
Beakfatigiag Temebmen will «ad maß bei dem behandelnden Ant die Eenntnia 
jener geaetriichen Bortimmmg yoranatetien ; uterlißt dieser Me £rklirang 
tm Uuentnis des Gk«etzee, so kann diese ünterlaaraag niemals dem beamteten 
Arst Sur Last gelegt werden. 

Der behandelnde Arzt hat Aber den Verlauf der Erkrankung 
Auskunft zu ff eben; er darf also fftr diese Auskunft nicht liquidieren, wie 
dies bereits geschehen ist, allerdings ohne mit der Forderung durchzudringen. 

Eine Leichenöffnung ist nur bei Verdacht Ton Botz und Typhus 
gestattet, obwohl der Verdacht dieser Erkrankungen nicht anzdgepittchtig ist. 

Abgesehen davon, daß ein nichtbeamteter Arzt niemabi yerpiliehtet ist, 
dem Ersuchen um Feststellung von Diphtherie, KOrnerkrankheit und Scharlach 
Volge zu leisten, empfiehlt es sich stets — und es ist eine dahin sehende An- 
ordnung seiiens des Begierungspräsidenten wtnschenswert — , mn den Fest- 
steliangea dieser Erkrankungen einen beamteten Arzt zu betrauen, da der 
■iehtbMmtete keine Anordnungen treffen darf, die doch fMai stets notwendig 
sind. Fast immer muß dann auch der beamtete Arzt eine Eeise dahin unter- 
Bekmen; es wtrden durch dieses Verfahren daher nui do^elte Kosten 
eirtatehen. 

Zu § 8. Die Im § 8 angefahrten Schutzmaßregeln stellen nur das Höchst- 
maß dar, sie können nur getroffen werden. Man hat also in jedem Falle 
eine Auswahl zu treffen. 

Zur Durchführung des § 8 ist Anstellung amtlicher Desinfek- 
toren erforderlich, deren Kontrolle unbedingt nötig ist. Da diese weder in 
der D.A. fftr die Kreis&rzte, noch in dem Gesetz yorgeschrieben ist, so empfiehlt 
sich die Ausgabe einer besonderen D. A. fftr die Disinfektoren, in denen ihre 
Eontrolle dem Kreisarzt ftbertragen wird. 

Während nach dem Gesetz der Ausschluß yom Schulunterricht 
atattinden kann, muß er nach dem Min. -Erlaß yom 14. Juli 1884 angeordnet 
woden, da nach § 16 des Eeichsgesetzes die landesrechtlichen Bestimmungen 
Geltug behalten. Sowohl im Bächsgesetz wie im Preuß. Gesetz wird yom 
Unterrichtsbesuch gesprochen, so daß die Schutzmaßregeln auch den Konfir- 
manden-Unterricht treffen. Demnach kann sowohl bei den im Gesetz er- 
wähnten Krankheiten, aki bei Masern und dergL nach dem Ministerial-Eriaß yom 
14. Juli 1884 auch die Schule geschlossen werden, obwohl Schulschluß in 
keinem der beiden G^etze als Schutzmaßregel angeführt ist. 

Bei Diphtherie darf die Ueberf fthrung kranker Kinder in ein Kranken- 
haus gegen oen Widerspruch der Eltern nur dann angeordnet werden, wenn 
nach der Ansicht des beamteten Arztes oder des behandelnden Arztes eine 
ausreichende Absonderung in der Wohnung nicht sichergestellt ist. Die beiden 
Aerzte brauchen also nicht in ihrer Ansicht ftbereinzustimmen, es genftgt, wenn 
nur efaier yon bdden dieser Ansicht ist. 

Bei Kindbettfieber ist jetzt die Benachrichtigung der Hebamme 
durch den behaiMld^den Arzt obligatorisch; m^st meldet wohl die Hebamme 
^er als der Arzt, da sie, ganz unabhängig yon der Ansicht des Arztes, stets 
dem Kreisarzt Meldung msichen muß, sebdd die Temperatur ftber 38® steigt 

Eine Kennzeichnung der Häuser ist nur noch bei Bftckfallfieber 
und Tjphus gestattet, dagegen kann Krankenhausbehandlung auch bei Ver- 
dacht yon Kindbettfieber, Bftcldallfieber, Typhus und Botz angeordnet worden. 

Nach § 14, Abs. 2 des Beichsgesetzes muß das Krankenhaus ge- 
eignet sein, d. h. es mftssen dort Schutzmaßregeln yorgesehen sein; es ist 
demnach das Vorhandensehl einer Isolierbaracke erforderlich. (?) 

Bei Buhr und Typhus ist die Untersagung der Benutzung yon 
Wasseryersorgun^Kinlagen auch dann gestattet, wenn nur die Möglichkeit der 
Verseuchung yorliegt, nicht nur, wenn sie ge?riß ist 

Zu $ 9. Schutzmaßregeln, d. h. Ueberffthrung in ein Krankenhaus oder 
ambulante Behandlung sind auch bei Geschlechtskrankheiten zulässig, 
obwohl diese nicht anzeigepflichtig sind. Zur Ausfahrung yon Abs. 2 des § 9 




164 Beiicht ftber die Vereaminlnng 

ist eine Eontrolle erforderlich ; demnach sind, abgesehen von § 182 des Landes* 
Terwaltongsgesetzes, die Verordnonffen Uber Sittenkontrolle noch gtütig. Fftr 
den Eeg.-Bez. Liegnitz ist eine solche Verordnung nnter dem 16. Januar 1901 
erlassen. Unter diesen Paragraph fallen nicht nur pnellae pubMcacL sondern 
unter Umstanden auch Dienstmfidchen, jedenfalls aber wohl nur weibliche Per- 
sonen, abgesehen yon Päderasten. 

Die Frage, wann desinfiziert werden soll, kann nur von Fall zu Fall 
entschieden werden, aber nicht allgemein: der geeignete Zeitpunkt ist nach 
Bückfrage bei dem behandelnden Arzt zu bestimmen. 

Zu § 12. Die Polizeibehörde ist auch befugt, weitergehende Anord- 
nungen zu treffen, als der beamtete Arzt Torschlägt Wichtig ist, daß durch 
Anfechtung der Anordnungen diese nicht aufgeschoben werden. 

Zu § 26. Falls zur Feststellung yon Diphtherie, EOrner- 
krankheit und Scharlach der Kreisarzt zugezogen wird^ hat er nicht 
nach der ärztlichen Gebührenordnung vom 15. Mai 1S96 zu liquidieren, sondern 
nach dem G^etz Tom 9. M&rz 1872. (?) Er hat diese Dienstrdse in die monat- 
liche Nachweisuog mit aufzunehmen, da der Kreisarzt hierbei doch stets nicht 
nur die Krankheit festzustellen, sondern auch Anordnungen zu treffen hat Das 
ist auch die Ansicht des Geh.-Bats Bapmund. 

Zu § 26. Die Kosten fttr AusftÜurung der Desinfektion kOnnen 
Jederzeit auch bei Bemittelten auf öffentliche Kosten ttbemommen werden. 
Die Polizeibehörde ist nur berechtigt, aber nicht verpflichtet, die Kosten für 
die Desinfektion einzuziehen. 

Zu § 29. Zu den Einrichtungen, welche die Gemeinden zur Be- 
kämpfung der übertragbaren Krankheiten zu treffen yerpflichtet sind^ gehören 
nach den A.B. nicht Einrichtungen zur Versorgung mit Trink- oder Wirt- 
schaftswasser und zur Fortschaffung der Abfallstoffe. Diese Anlagen können 
auf Grund des § 35 des Beichsgesetzes gefordert werden, wo ausdrücklich 
yon .übertragbaren^ Krankheiten gesprochen wird, nicllt nur yon gemein- 
gefährlichen. 

Zu § 87. Welche bisher gültigen Bestimmungen durch das neue Gesetz 
nicht aufgehoben sind, ist berdts erwähnt worden. Es gelten also für den 
Beg.-Bez. Liegnitz — außer § 55 des Begulatiys, § 10, Abs. 8 des Gesetzes 
yom 16. September 1899, betr. die Dienststellung des Kreisarztes (Sanitäts- 
kommissionen) — noch weiter : die Min.-Erl. vom 14. Juli 1884 und yom 20. Mai 
1898 betreffs der Schulen, § 82 der D. A. fttr die Kreisärzte und die D. A. für 
die Hebammen, ferner die Beg.-Verf. yom 10. April 1905, betr. Genickstarre, 
und die Verordnung yom 16. Februar 1901, betr. Sittenkontrolle. 

Diskussion: 

Der Vorsitzende dankt Herrn Dr. Feige für den interessanten 
Vortrag und erklärt, daß ursprünglich beabsichtigt gewesen sei, sogleich für 
den Begiernngsbezirk eine besondere erläuternde Verfügung zur Durchführung 
des Gesetzes zu erlassen, daß aber dayon abgesehen worden ist in der Er- 
wägung, yorerst Erfahrungen zu sammeln, wie das Gesetz sich einbftrgere, und 
dann erst auf Grund dieser, je nach Bedarf, eingehende und jeden Zweifel be- 
hebende Anordnungen zu treffen. 

Zu § 1 „Anzeigepflicht^ sprechen fast alle Kreisärzte. Unter diesen 
beklagt sich Dr. Leder- Lauban Ranz besonders über den Mangel an Meldungen 
yon an übertragbaren Krankheiten Gestorbenen. Dr. Ilrdner-Görutz 
meint, daß alle Todesfälle infolge übertragbarer Krankheiten, die den Standes- 
beamten zur Kenntnis kämen, yon diesen sofort den Kreisarzt gemeldet werden 
sollten; dieser Ansicht schließt sich Dr. Hassen stei n-Sagan an, dagegen 
spricht Dr. Hirschf eld-Glogau und Dr. Steinberg: — Hirschberg 
meint, daß man sich yon den Standesbeamten nicht zu yiel yersprechen sollte; 
denn diese seien oftmals sehr überlastet, so daß sie nicht einmal die Selbst- 
mordzählkarten ordnungsmäßig erledigten. Dr. Schilling - Freystadt empfiehlt, 
daß yon seiten der l^gierung angeordnet wird, daß bd allen übertragbaren 
Krankheiten die Standesbeamten diejenigen, welche die Meldung erstatten, 
fragen sollen, ob die Erkrankung dem Kreisarzt gemeldet worden ist oder 
nicht ; in letzterem Falle sollten sie die Betreffenden lur Meldung yeranlassen. 



1) Nicht mehr § 82b; Schmidt. 
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Beg.-Ass. Yon Breitenbach erklärt, daß der Herr BegiemngsprSsident 
darchaos berechüfft ist, den Standesbeamten jedwelche Anweisung za geben. 
Der Yorsitsende faßt die yerschiedenen Meinangen dahin zusammen, daß 
er zwei Anträge formuliert, über die er abstimmen läßt. 
Die Anträge laaten : 

1. Die Yersammlnng wünscht, daß der Herr Begierlingspräsident die 
Standesbeamten anweist, daß, sobald ein Todesfall an einer gemeingefährlichen 
oder übertragbaren Krankheit angezeigt wird, sie diese Meldung sofort an den 
Kreisarzt weitergeben, oder: 

2. Die Versammlung wünscht, daß der Herr Begierungspräsident die 
Standesbeamten anweist, den Anzeigenden darauf aufmerksam 
zu machen, daß auch jeder Todesfall gesetzlich der zustän- 
digen Polizeibehörde unyerzüglich innerhalb 24 Stunden 
nach erlangter Kenntnis anzumelden sei 

Die Mehrheit stimmt für den letzteren Antrag. 

Dr. Stein her ff -Hirschberg erwähnt noch, daß er die Beobachtung 
gemacht habe, daß die Vornahme der Desinfektion der Wohnung an Tuber- 
kulose Gestorbener yon den Angehörigen meist sehr gern gesehen werde. 

Zu § 2, Ziffer 8 des Gesetzes weist der Vorsitzende auf die Ver- 
pflichtung der Hebammen zur Meldung yon Kindbettfieber yer da cht — des 
letzteren auf Grund des Hebammenlehrbuchs — hin. Dr. Schilling- Frey- 
stadt setzt hierzu eingehend auseinander, daß Kindbettfieberyerdacht nach dem 
Gesetz nicht anzeigepflichtig ist, daß aber hier das neue Hebammenlehrbuch 
diese eyentuelle Streiurage yollkommen löst ; denn dieses weist die Hebammen 
an, jede Temperatursteigerung yon über 38® C. dem Kreisarzt zu melden, wo- 
durch alle die yerschiedenen Worte für eine derarü^e Erkrankung glücklich 
yermieden werden. Der Ausdruck ^Verdacht yon ^ndbettfieber** ist mitlün 
in Zukunft besser wegzulassen. 

Hassen st ein- Sagau erklärt, daß die Gerichte die Bestimmungen der 
Dienstanweisung für die Hebammen nicht anerkennen. 

Der Vorsitzende weist darauf hin, daß die Pflichten der Heb- 
ammen betreffs der Meldung yon fieberhaften Erkrankungen im Wochenbett, 
soweit sie das Hebammenlehrbuch yorschreibt, durch eine ältere Polizei- 
yerordnung festgelegt seien. Es könne in Frage kommen, inwieweit die 
Bestimmungen dieser PoUzeiyerordnung durch das Landesseuchengesetz, welches 
die Anzeigepflicht für Kindbettfleber im § 1 und 2 geregelt habe, aufgehoben 
seien oder nicht. Hierüber würden yorkommendenfalls die Gerichte zu ent- 
scheiden haben. 

Zu § 8 meint Dr. Hirschfeld, daß der Krankenhausleiter nicht 
yerpflichtet ist, einen Infektionskranken, der als solcher bereits eingeliefert ist, 
nochmals polizeilich anzumelden; denn das Gesetz spreche nur yon Anzeige- 
pflicht für Krankheits- oder Todesfälle, welche sich in öffentlichen Anstalten 
«ereignen*. 

Der Vorsitzende meint, daß das Gesetz Zweifel entstehen lassen 
kann, treffender würde das Wort «▼orkommen* statt „sich ereignen** sein. 

Dr. Schilling slaubt, daß der Anstaltsleiter mit bezuff darauf yiel- 
leicht zur Anzeige yerpmchtet ist, weil in solchem Falle ein Wohnungswedisel 
yorliegt, der gemeldet werden muß. 

Dr. Steinber^ äußert sich.dahin, daß nach dem Wortlaut des Gesetzes 
es möglich ist, daß die Polizei überhaupt nicht eine Nachricht bdcommt, er 
stellt folgenden Antrag: 

-Die Versammlung wünscht, daß der Herr Begierungspräsident 
die KTrankenanstaltsleiter anweist, daß sie yon jedem nlle einer 
der im Gesetz benannten übertragbaren Krankheiten, welcher in die Anstalt 
eingeliefert wird, der Polizei Meldung zu erstatten haben, weU der Erkrankte 
seinen Wohnsitz »gewechselt* hat (s. § 1, Abs. 2 des Gesetzes). 

Der Antrag wird angenommen. 

Zu §4 bezüglich der Kartenbriefe glaubt Dr. Schilling, daß der 
Arzt sich sehr wohl an den Inhalt bezw. deren Beantwortung haltttt>muß. t 
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Der Beferest Dr. Feige meint, 4aß das ^^EnpfehleA* der EarteBMefe 
in den AiiBllÜiruiff8beetimm«ngen «a die P(^iseiargane geiiditet ist nd difl 
der lakalt der pdweillcliefieite TerablolgteD Eartenbriele eine pelueilidie ¥«r- 
fttgnng für die Aerzte Bei* 

Beg.-Assessor yon Breitenbuch hält diese Aaslegnng nicht ohne 
weiteres ftr sntreffend. glaubt aber, daß ein Zwang aal die Aerite nicht aos- 
gettbt werden kann. Die MehrzaU der Frmgm ist von der Polinei nnr ^eahaft 
gestellt, um die Identität des Erkrankten nnsweifeHialt iestnisteUen. 

Die Mehrzahl der Anwesenden neigt dieser Ansicht ebeidalls an und 
setat skh damit in Widerspruch mit der tm dem Beleieniten reitretenen 
Ansicht« 

Bei Besprechung des § 6 wird vom Yortit^en^eu bemerkt, dafi 
^Brechdurchfall* wohl nicht zu den im (besetz genannten ^anderen iber- 
tragbaren Krankheiten*" zu rechnen ist, desgleidien nicht „Malariaf. Die 
Versammlung schließt sich dieser Ansicht an. 

Bei § 6 «rkl&rt Beg.-Assessor yon Br«itennbuch, daft unter .un- 
ges&umt* eine ,so schnell wie nur mOglichef^ Beförderung der betreffenden 
Eartenbriele an den Kreisarzt zu rerstehen ist, nicht binnen 24 Stunden, wie 
der Befereat annehmen will. Bs sind daher, wie Dr. Leder bestitigt, die 
ekgdiaufenen Meldangen yon selten dv Polu»i als j^Eilsaehen^ dem Kr c i s n int 
zuzusenden. 

Dr. Feige empfiehlt, daß regierungss^tig angeordnet werden mMkte, 
daß der Kreisarzt yon der Polizei zur Feststellung von Diphtherie, 
Kdrnerkrankheit oder Scharlach gleich zuerst zugezogen wird, damit 
dadurch die Kosten, die dem praktischen Arzt Iftr seine FeststeUung zu zahlen 
sind, gespart werden können. Wenn der Kreisarzt nochmals tm Ort und SteBe 
müßte, entstSnden doppelte Beisekosten. 

Der Vorsitzende meint, daß der Herr Begierungspräsident sich zu 
einer Aenderung Uber die Ausffthrungsbestimmungen mnaus kaum yer- 
stehen werde. 

Dr. Steinberg erwähnt bei der ferneren Besprechung desselben Para- 
graphen, daß der Kreisarzt als befugt gelten kann, bei Ermittdung betreffs 
eines poHzeiliöh gemeldeten^ aber inzwischen aus dem anfänglichen Welmeit 
anderweiti|: iimerhalb des Kreisarztbezirkes untergebrachten InfekÜonskTaiiken, 
sogleich sich zu diesem zu begeben und fttr eine solche Beise wie bei einer 
Bundreise zu liquidiwen. 

Der Vorsitzende erklärt bezüglich der gelegentlichen weiteren 
kreisärztlichen Krankheitsermittelungen, daß es leider nicht immer angän^^ 
sein wird, daß bei dem Auftreten neuer FäHe einer flbertragbaren Cnuikheit 
in einer Ortsdiaft der Krdsarzt bei gelegentlicher Anwesenhät ohne wetteren 
die betreffenden Kranken besucht, da er yielkicht nicht das EinyerstSndnis den 
behandelnden Arztes haben dürfte. 

Dr. Hirschfeld regt an, sich hierfür yon den Aerzten eine <jtoeral- 
yoUmacht geben zu lassen. 

Dr. Erdner hat sich Karten anfertigen lassen, auf denen er anfragt, 
ob gegen seinen Besuch Bedenken yorliegen; eiMt er keine Aiftwort, so 
fäiirt "er hin. 

Der Vorsitzende mOchte eine endgültige StdlungnaSime in dieser 
Frage noch nidit treffen und empfiehlt Torerst abzuwarten, clb sicli Sdhwiwig- 
keiten Iderbd ergeben. Femer •erkliit er im ^fegensatz zu dem Beferenten, 
daß der § 82 b der Dienstanweisung infolge des lAndes-Seudiengesctm iddkt 
mehr zu Bedrt besteht Das Gesetz beeekrinkt mithin die Dienstnaweisuns 
und dandt die Beisetätigkeit der Kreisärzte. 

Betreffend ^chulschlleßungen yerweist er ferner auf du jehr da- 

fehendes Beferat des Landrats Kirstein-Gummersbach in der Venammlnnc; 
er Medizinalbeamten zu KOln, das sich in der Beilage zur Zeitschrift flU 
Medizinalbeamte, Berichte über Versammlungen, 1906, Nr. S. 58 befindet, 
und beaohtenswest erscheint Der Ministeiial-Bdaß warn i4.fMi 1884 sei 
sdhatycmtändlich so lange, als er nidit aofffdioben weidi, wsit er anjknnt- 
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haben. Hierzu äußert Kreisarzt Dr. Leske, daß nach einem neuerlichen 
Beschluß der Schulabteilung der Königlichen Eegierung der Schulerlaß 
Yon 1884 durch das neue Landes-Seuchengesetz als nicht aufgehoben zu 
betrachten ist 

Zu § 8 erklärt der Vorsitzende, daß nach den bestehenden Be- 
stimmungen (§ 8, Ziffer 8) es nicht angängig erscheint, daß eine Frau, die 
unter dem Verdacht des Kindbettfiebers erkrankt ist, in ein Krankenhaus 
übergefCÜirt werde. Es liege wohl ein Versehen des Beferenten Tor. Letzterer 
erkennt dies an. 

Zu § 25. Betrefft der Liquidationen bei Heranziehung des 
Kreisarztes zur Feststellung yon Scharlach, Diphtherie oder Kömerkrank- 
heit an Stelle eines praktischen Arztes, sind der Eeferent, sowie Steinberg, 
Leske und Scholz der Ansicht, daß gemäß der amtlichen Gebtlhrenordnung 
Tom 9. März 1872 zu liquidieren ist; dem widerspricht Oeheimrat Dr. Schmidt, 
der Tielmehr nachweist, daß in diesem Falle der Kreisarzt gleich dem prakti- 
schen Arzte nach der Gebtthrenordnung für Aerzte vom 16. Mai 1896 seine 
Kosten zu berechnen und nicht in £e monatlichen Liquidationen aufzu- 
nehmen hat.O 

Ihm schließt sich die Mehrheit der Versammelten an. 

Noch zu § 9. Der Ansicht des Beferenten, daß ein geeignetes Kranken- 
haus eine Isolierbaracke haben müsse, wird nicht beigepflichtet. 

Zu § 87. Aufgehoben ist § 82b der Dienstanweisung für die Kreisärzte; 
s. oben zu § 6 die Bemerkung des Vorsitzenden. 

II* Erfahrungen über die Handhabung der neuen preusslschen Yor- 
sehriften für das Yerfahren der Geriohtsärzte bei den gerichtlichen Unter- 
suehniigen menschliolier Leichen* Beferent Kreisarzt Dr. Steinberg- 
Hirschberg: 

Eigene Erfahrungen über das neue Sektionsyerfahren stehen mir zurzeit 
nur in geringer Zahl zur Verfügung, es erscheint deshalb zweckmäßig, auch 
alte Er&hrungen mit den Bestimmungen der neuen Verordnung zu messen. 

Die Mitnahme eines schweren Mikroskops, wie sie § 5 fordert, ist 
bei ländlichen Sektionen nicht durchführbar. Es mangelt dort an Baum, Buhe 
und Zeit, man wird in der kalten Jahreszeit durch das Anlaufen der kalten 
Linsen gehindert usw. und yoliends der Transport eines kostspieligen Instru- 
ments gestaltet sich so schwierig (Baum und Gewicht), daß man besser tun 
wird, nach wie yor etwaiges Untersuchungsmaterial mit heimzunehmen. Herr 
Geheimrat Bapmund in Minden und die bisher zum Wort gekommenen Ge- 
richtsärzte yertreten denselben Standpunkt. 

In § 6 yermisse ich dagegen die Forderung einer kleinen Prayaz sehen 
Spritze, wie sieEmmert zur Ermittelung schwer auffindbarer Ver- 
letzungen empfahl. Man spritzt mit einem solchen Instrument Milch oder 
eine farbige Flüssigkeit in die noch unyerletzten Teile der yerdächtigen Ge- 
fäße und beobachtet, an welcher Stelle die Flüssigkeit zutage tritt. 

§ 9 fordert ausdrücklich Vermeiden schablonenhafter Anwendung, — für 
uns keine Neuerung, da das Medizinalkollegium der Proyinz Schlesien bisher 
stets begründete Abweichungen yom alten Beglement anerkannt hat. Wir 
waren bereits früher in der Lage, die jetzt geforderte Technik zu üben. — 

§ 18 empfiehlt bei plötzlichen Todesfällen yor Herausnahme des Herzens 
die Langenschlagader zu öffnen und auf Emboiie zu fahnden. 

Bei der Herausnahme der Halsorgane sollte, mindestens bei Neu- 
geborenen, stets der nur empfohlene Hautschnitt bis zum Munde geführt 
und der Unterkiefer oder sein Mittelstück mit entfernt werden: Man bekommt 
durch diese im Berliner forensischen Institut längst geübte Methode einen 
geradezu idealen Einblick in den Schlund und seine Umgebung. 

Im § 21 fehlt hinter ,»bestimmter Verdacht anscheinend ein ^z, B.^; 
denn auch bei Aether-, Alkohol-, Chloroformyergiftung usw. ist bei yorgehender 



1) Inzwischen durch Min.- Erlaß yom 21. März 1906 (s. Beilage zu Nr. 9 
dieser Zeitschrift, S. 68) bestätigt. 
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OefEnong des Schädels der spezifische Geruch am besten wahrznnehmexi, häufig 
auch bei Erstickung an Bauch. 

Da bei Vergiftungen unter Umständen 9 Gefäße erforderlich sind 
(§ 21), ist Mitführung passender Gläser nicht zu umgehen, sonst kann man 
selbst in größeren Ortschi^ten die unangenehmsten Ueberraschungen erleben 
und wird niemals großen Zeitverlust vermeiden kOnnen. Leider macht das 
Mitnehmen der Gläser das Gepäck noch schwerfälliger, — vergL Leit- 
satz 1. — 

Warum § 80 nur von Gerichtsärzten die Ausführung der Bestimmungen 
des § 12 fordert, ist nicht recht ersichtlich. — Leider werden nach wie vor 
auch nicht pro physicatu geprüfte Aerzte häufig zur Ausführung der Leichen- 
schau zugezogen. Trotz meiner geringen Erfahrung erlebte ich dabei während 
der letzten Jahre zwei grobe Fehler: 

In dem einen Falle war ein kräftiger Mann auf einsamer Hoch- 
gebirgsstraße tot aufgefunden worden. Der besichtigende Arzt schloß aus 
dem Umstände, daß eine große Ellenbogenwunde nur geringfügige Blutung 
zeigte, der Verstorbene sei erst nach dem Tode überfahren worden, habe somit 
wohl vorher einen Herzschlag erlitten. Im nachträglich angeordneten Sektions- 
termin ergab sich schon auf den ersten Blick eine extreme Blutleere der ge- 
samten Haut und als Ursache stellte sich eine fast völlige Abreißung des 
Herzens von der Aorta heraus. Im anderen Falle sollten nach der Leichen- 
schau die vorgefundenen Kopfverletzungen durch Ueberfahren entstanden 
sein. Die gerichlsärztliche Sektion wies nach, daß es sich um überaus zahl- 
reiche Schnittwunden handelte und daß am Hinterkopf außerdem eine 
frische Schußwunde saß; — das Projektil hatte das Gehirn bis in den 
Stimlappen durchbohrt. — 

Auf Grund meiner Erfahrungen mOchte ich folgende Leitsätze 
aufstellen : 

1. Es erscheint geboten, dem Gerichtsarzt schon bei der Ladung mit- 
zuteilen, ob Vergiftungs verdacht oder Eindesmordverdacht besteht. 

2. Es ist wünschenswert, die Zuziehung nicht pro physicatu geprüfter 
Aerzte auch bei Leichenschau auf Notfälle zu beschränken. 

Wegen der Kürze der Zeit wird auf das Eeferat Dr. Schillings, der 
über die Abänderungen, die das alte gerichts ärztliche Begulativ durch die 
neuen Vorschriften erfahren hat, sprechen sollte, verzichtet. 

In der Diskussion betont Dr. Leske, daß es kaum möglich sein 
wird, Aenderungen in bczug auf die Zuziehung praktischer Aerzte zur amt- 
lichen Leichenschau herbeizäühren. 

in. Unter ^Sonstiges^ fragt Dr. S c h r ö d e r- Sprottau an, ob die Ge- 
bühren für Veteranenatteste in das Gebühren - Nachweis -Verzeichnis 
aufzunehmen sind. 

Hierzu ergreifen Hirschberg, Lustig und L e s k e das Wort, welche 
erklären, daß nach der Bekanntmachung des Herrn Beichskanzlers vom 24. April 
1905 hierzu möglichst kreisärztliche Atteste notwendig, mithin die Ein- 
nahmen in das Gebührenverzeichnis einzutragen sind.*) 

Hierauf schloß der Vorsitzende, Geh. Med.- Bat Dr. Schmidt, die 
Versammlung. 

Ein treffliches Mahl und gute Trierer Moselweine stärkten die Teil- 
nehmer und hielten sie in der Ressource solange zusammen, als es der Eisen- 
bahnfahrplan gestattete. 



9 Diese Ansicht dürfte nicht zutreffend sein, denn die Veteranenatteste 
können auch von den praktischen Aerzten ausgestellt werden; sie sind dem- 
nach nicht ausschließlich den Kreisärzten vorbehalten und nicht als «amts- 
ärztliche^ im Sinne der §§ 119 und 120 der Dienstanweisung anzusehen. Bpd. 

Verantwortl. Redakteur : Dr. R a p m n n d , Reg.- u. Geh. Med.-Rat in Minden i. W. 
J. C. C. Bruns, HeraogL B&ehi. n. F. 8ch.-L. Hofbncbdrackerei in Minden. 
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Berichte über Tersamnüimgen. 

Beilage zur Zeitschrift für Medisinaibeamte, 1906. YIU. 



Bericht fiber die tl4. Konferens der Hedlxliial- 
beamtea de« Be|p.-Bea. Dfisseldorf am 21. Hai 19011 In 

DMsseldorf. 

Anwesend: Beg.- and Geh. Med. -Bat Dr. Borntraeger, Kreisarzt 
Dr. E r h n e , ständ. fiilisarbeiter bei der Königlichen Begienmg, Geh. Med.- 
Eat Dr. Brand ans Geldern als Gast, s&mtliche Kreisärzte mit Aosnahme der 
dienstlich oder durch Beise yerhinderten Kreisärzte in Mörs, Mülheim a. Bohr, 
Wesel, Krefeld, Greyenbroich, Kempen, sowie die Stadtassistenzfirzte von 
Barmen, Daisbnrg und Dflsseidorf, im ganzen 21 Herren. 

Der Vorsitzende, Beg. n. Geh.-Med.-Bat Dr. Borntraeger, begrüßt 
den kürzlich nach Beoucheid yersetzten Kreisarzt Dr. Berge r. 

1. Dr. Krohne spricht im Anschloß an einen Vortrag auf der yor- 
jährigen 62. Konferenz, betr. die im Frühjahr 1905 aufgetretene Genii^tarre 
hn Beg.-Bez. Düsseldorf, über die jetzt seit Ende 1906 herrsehende CtoBiek« 
Starre-Epidemie in Hamborn, Doisburg und Umgebung. 

Im yorigen Jahre kamen nur etwa 80 zerstreute Erkrankungen, die 
ersten im Kreise Buhrort, zur Kenntnis. Im Sommer schien die an sich ge- 
ringe Häufung yon Fällen erloschen zu sein, aber Ende 1905 und Anfang 1^)6 
traten neue Fälle auf. Fast alle ersten Fälle entfielen auf Bergmanns- 
Emilien der Zieche NeumühL Von diesen waren schon im Noyember 8 Kinder 
ungarischer Arbeiter, die mit Landsleuten, die in Oberschlesien beschäftigt 
gewesen waren, yerkehrt hatten, erkrankt Später kamen noch Erkrankungen 
auf anderen Zechen yor. 

Bis jetzt sind 200 Erkrankungen bekannt geworden, dayon kommen 
160 auf das Gebiet Duisburg«Hambom und Sterkrade, eine umschriebene Epi- 
demie mit 25 Fallen auf den Kreis MOrs, 11 zerstreute Fälle aid Mülheim 
a.Buhr, Essen und Düsseldorf Land; 2 Fälle waren nach dem Kreise Kleye 
yerschleppt 

Von 198 erkrankten Personen waren 86 über 16 Jahre alt, der älteste 
Erkrankte war 86 Jahre alt, 114 standen im Alter yon weniger als 6 Jahren, 
das zarte Kindesalter ist also am meisten der Erkrankung an Genidcstarre 
ausgesetzt 110 starben, das ergibt eine Mortalität yon 55 ^/o, die als relatiy 
günstig bezeichnet weraen kann, da sonst meist eine solcne yon 70— 80®/o 
beobadatet wird. 

Die im bakteriologischen Institut der hiesigen Königlichen Begierung 
yorgenommenen Untersuchungen ergaben in 71 FUlen einen positiyen, in 27 
Fällen einen negatiyen Befund. 

Der Verlauf war zwar im allgemeinen sehr schwer; es wurden nicht 
sdten foudroyante, apoplektiforme Fälfo beobachtet und solche, die nach langer 
Krankheit mit Siechtum endeten; aber auch Idchte Erkrankungen mit guter 
Heüang kamen yor. 

Die Behandlung war indifferent; sie beschränkte sich auf absolute Buhe 
und gute Pflege. Von der Serumbenandlung sah man keinen Erfolg. Be- 
achtung yerdient der yon Med. -Bat Dr. Bauer in Mörs gemachte Versuch, 
die Biersehe Stauung auch bei Genickstarre anzuwenden, indem der Hals 
durch Gummibinde leicht komprimiert wurde. 

Ein direkter Zusammenhang zwischen den einzelnen Fällen war sehr 
sehwer festzustellen. Hier und da fand man, daß die erkrankten Kinder mit- 
einander gespielt hatten; meistens aber waren die Kranken gar nicht mitein- 
ander in Berührung gekommen, wohl ihreVäter auf derselben Arbeitsstelle 1 1 
Vereinzelt sind jedoch interessante Kontaktfälle yorgekommen. Nachdem der 
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Vater eines erkrankten Kindes einen weit entfernten Vetter besucht hatte, 
erkrankte yon diesem anch ein Kind. Ein Mann von der Zeche ^Deutscher 
Kaiser** war nach seinem Heimatsdorfe im Kreise Kleve verzogen; hier er- 
krankte er zuerst und dann ein Nachbarkind, welches bei dem ersterkrankten 
Mann verkehrt hatte. Für die 28 Fälle im Kreise MOrs ist der lebhafte 
Verkehr, der zwischen der Kohlenzeche Bheinpreufien, die fast allein alle 
Erkrankungen hatte, und den Zechen Neumühl etc. in Hamborn über die Hom- 
berger Brücke herrscht, verantwortlich zu machen. Die üebertragung der 
Genickstarre findet auf den allgemeinen Verkehrswegen statt; wie? l&ßt sich 
allerdings schwer entscheiden ; der direkte Kontakt zwischen den Kranken spielt 
offenbar eine geringere Bolle, als die Vermittelnng der Infektion durch gesunde 
Kokkenträger. Die vorwiegende Beteiligung der Kohlenzechen aa der Ver- 
breitung der Genickstarre legt den Gedanken nahe, daß die Meningokokken, 
die ja durch Licht und Eintrocknung überall zugrunde gehen, sich in den 
feuchten, dunkelen Schächten b^onders gut halten. Für Sese Art der üeber- 
tragung ist vielleicht auch folgende Beobachtung wertvoll: In Düsseldorf 
erkrankte an Genickstarre das ^d eines Kohlenaroeiters, der auf dem Bahn- 
hof Kohlen, die innerhalb eines halben Tages von Zeche Neumühl hierher 
transportiert waren, abgeladen hatte.^) 

Zur Besprechung der Schutzmaßregeln übergehend, warnt der Vortragrade 
vor dem Skeptizismus, in den manche Aerzte angesichts der langen Dauer der 
oberschlesischen Epidemie verfallen sind. Man soll nicht die Hände in den 
Schoß legen. Die Beschränkung der Seuche auf das Hambomer Gebiet, ans 
dem nur wenige Fälle verschleppt sind, darf man wohl als einen Erfolg deat 
angewandten Maßregeln, besonders der strengen Isolierung der Kranken, die 
von Anfang an durchgeführt wurde, ansehen. Wenn auch viele uns nicht 
bekannte £>]£kenträger existieren mOgen, so ist doch wohl sicher, daß die vom 
Kranken selbst herstammenden Krankheitserreger viel virulenter und deshalb 
auch gefährlicher sind, als die gesunden Kokkenträger. Soll ihan aber auch 
diese uolieren P Manche bejahen diese Frage. Aber wer bezahlt den gesunden 
Leuten den entgangenen Arbeitsverdienst? Die Krankenkasse ist dazu nicht 
verpflichtet und eine gesetzliche Handhabe, die KolLkenträger der Genickstarre 
zu isolieren, bietet das Seuchengesetz nach Auffassungdes Vortragenden nicht. 
Eine weitere Schutzmaßregel bildet die Belehrung des Volkes, wozu die (Genick- 
starre-Merkblätter geeignet sind. Wichtig sind die Ermittelungen, durch die 
möglichst die Uebertragungswege aufgeklärt werden sollen, leider gelingt es 
nicht immer. Zur üntersuchung wünscht das bakteriologische Institut recht 
viel Material, besonders auch Schleim aus den hinteren Teilen der Nase, und 
zwar nicht nur von Kranken, sondern auch von Personen aus deren Um- 
gebung. 

Diskussion. 

In der sich anschließenden Erörterung erklärt zunächst Kreisarzt 
Dr. Bahr- Duisburg, daß man für die Genickstarre eine Inkubationszeit von 
2— B Tagen annehme. In Hamborn kamen der Isolierung mehrere günstige 
(Jmstände zustatten. Es stand ein neues, aber noch nicht bezogenes Kranken- 
haus zur Verfügung, in dem auch verdächtige Fälle aufgenommen werden 
konnten. Die Aerzte. fast nur Knappschaftsärzte waren gerne bereit, die 
Kranken an das Krankenhaus abzugeben. Nach den ersten Fällen trieb auch 
die Anffst die Leute mit verdächtigen Krankheitserscheinungen sehr bald zum 
Arzt. IMe Bauart der Arbeiterwolmungen, 1 Vt stOddge Häuser für 4 Familien, 
für jede mit besonderem Eingang, so daß ffemeinsame Flure und Treppen 
fehlten, begünstigte auch die Isolierung und Verkehrsbeschränkung in den 
Wohnungen selbst 

Stadtarzt Dr. Schrak am p- Düsseldorf berichtet über das, was beim 
Fortbildungskursus für Kreisärzte im Institut für Infektionskrankheiten in 
Berlin über die Genickstarre vorgetragen wurde. Dort zweifle man nodi, ob 
überhaupt der Meningococcus der Erreger der Krankheit seL Dieser sei sehr 
schwer zu erkennen, weil es sehr viele ähnliche Kokken gäbe, die man kaum 



^) Siehe den Artikel von Dr. Wollen webe r: .Kasuistischer Beitrag 
zur Genickstarreübertragung** in Nr. 16 dieser Zeitschrift, S. 519. 
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Toneinander unterscheiden kOnne: charakteristisch sei die Tetrarbiidong. Da 
die Meningokokken sehr empfindlich seien nnd leicht zugronde gingen, kOnne 
man eigenUidi auf die Desinfektion yerzichten. Die l^okken säen außer- 
ordentlich h&nfig; sie allein genügen snr Entstehung der Krankheit nicht, es 
müsse eine besondere Disposition liinziikommen, welcher Ajt diese sei, wisse 
man freilich nicht. Den Eokkenträgern wird zur Desinfiziemng ihres Hachens 
Gurgelong mit 6 proz. Wasserstoffsuperoxyd, welches fast keinen Qeschmack 
habe, empfohlen. 

Kreisarzt Dr. Kr lege- Barmen wirft die rechtliche Frage auf, ob das 
Seuchengesetz Bestimmungen enthalte, die sich auf die Kokkenträger anwenden 
ließen. Diese gehören nach seiner Ansicht zu den ansteckungsverdächtigen 
Personen, und diese kOnne man nicht isolieren. Trotzdem müsse man darauf 
dringen und kOnne es auch erreichen, wenn die Kosten dafür aufgebracht 
würden. Bezüglich der Behandlung spricht er sich gegen die Anwendung 
heißer Bäder aus. Derselben Meinung ist auch Bahr, der yon ihnen, ebenso 
wie Ton der Serumbehandlung, starke Erregung gesehen hat 

Med.-Bat Dr. Ba eine- Essen betont un Gegensatz zu den Berichten aus 
dem Beg.-Bez. Arnsberg die Schwierigkeit, den Zusammenhang der einzelnen 
Fälle aufzuklären. Die Isolierung der Kranken hält er für nötig und wirksam, 
während die der Kokkenträger an den Kosten scheitern würde. Die Des- 
infizierung der Bachenschleimhaut scheint ihm illusorisch zu sein. 

Der Herr Vorsitzende weist in seinem Schlußwort darauf hin, daß 
die sofortige Aufnahme in einem Krankenhause das Wichtigste und Notwendigste 
seL Diese wird dann auf keine Schwierigkeiten stoßen, wenn die Behörden 
auch für nicht ganz arme Kranken die Kosten tragen, wie es in Hamborn se- 
schehen ist, wodurch die Bekämpfung der Seuche sehr erleichtert wurde. Be- 
lehrung der Beyölkerung ist nötig, man darf sich aber nicht zu viel dayon yer- 
sprechen. Mit der Lehre yon der Disposition kann man praktisch wenig an- 
fangen. Ein Kokkei^rä^er ist ein Kranker im Sinne des Gesetzes, ein Aus- 
streuer yon Krankheitskeimen, nicht etwa nur ein Krankheits- oder Ansteckungs- 
yerdächtiger. Mit dieser Auäassung ist man bei der Bekämpfung der Cholera 
und der Wurmkrankheit auch nicht auf Widerstand gestoßen. Man soll daher, 
wenn man Zwang anwenden will, den Leuten, wie den Polizeibehörden sagen, 
daß die Kokkenträger ebenso gefährlich sind, wie die Kranken, und daß man sie 
daher aus dem allgemeinen Verkehr ziehen muß.^) Jedenfalls darf man soweit 
geheo, eine Wohnung, in der sich Kokkenträger aufhalten, zu desinfizieren. 
Man soll nicht die Hände in den Schoß legen und sich in dem praktischen 
Vorgehen nicht durch zu yiele theoretische Zweifel beirren lassen. Bei der 
Verbreitung der Genickstarre spielt augenscheinlich das Bergwerk eine 
Bolle, indem sich die Kokken in der feuchten, warmen Luft unter Tage länger 
yirulent im Nasenrachenschleim der Leute erhalten, während sie sonst leichter 
austrocknen. Daß ein zielbewußtes Vorgehen auch hier Erfolg hat, lehren die 
Erfahrungen in Hamborn. 

StfMitassistenzarzt Dr. Wollenweber zeigt noch mikroskopische Prä- 
parate yon Meningokokken und ihre Agglutinationsyorgänge. 

2. Der Herr Vorsitzende bespricht eingehend die Grundsätze für 
die Auszeichnung yon Aerzten und die Gesichtspunkte, die yon den Kreis- 
ärzten bei ihren Berichten über die zur Auszeichnung yorgeschlagenen Aerzte 
zu beobachten sind. Es kommen in Frage Verleihungen yon Titeln als Sanitäts- 
Eat, Geheimer Sanitätsrat und Professor, Beantragung yon Orden, Befürwortung 
der Anstellung als Medizinalbeamter. Li allen diesen Fällen werden die Kreis- 
ärzte im Beg.-Bez. Düsseldorf gefragt; sie müssen also über die einschlägigen 
Personalien der Aerzte ihres Ejreises sich unterrichtet halten und ihr Urteil 
nach großen Gesichtspunkten abgeben. Neuerdings werden hier auch die 
Kreisärzte bei üeberreichung der Auszeichnungen an Tierärzte regelmäßig 
zugezogen. 

8. Aus den kurzen Erörterungen über die amtsintliche Tätigkeit 
der Kreisärzte sei folgendes heryorgehoben : 



Siehe die ausführliche Darlegung über die* sanitätspolizeiliche Be- 
deutung der Bakterienträger nach Ansicht des Vorsitzenden in der heutigen 
Nummer der Zeitschrift, S. 555. 
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a) Der Herr Yortitzende ersucht, hei den Beyisionea tob 
DrogefthaBdlnngen geiuta auf Verstoße zu achten, da die Apotheker tthcr 
Uebergrüfe der Oroffisten klagen: doch sind nur wirkliche, deutliche Ver* 
Stöße zü beachten, nkht Kleinigkeiten« 

b) Durch die Eröffnung des neuen Genesungsheims fftr Neryenkraake in 
Leichlingen angeregt, fordert er die Kreisärzte auf, die Grflndung solcher An- 
stalten zu befördern ; es empfiehlt sich aber, sie an bestehende ^iwkenliiuaer 
mit großem Garten anzuschließen, so zwar, daß die yon akuten Krankheiten 
Genesenen ihre Bekonyaleszenz in besonderen Genesungspayillons im 
Freien durchmachen, wodurch auch die sonst leicht überfüllten Kranken- 
r&ume entlastet werden. 

c) Auf Anfrage spricht sich Kreisarzt Dr. Kr ohne dahin aus: 

daß die schwierige Frage, wann Verdacht auf Kindbettfieber 
yorliegt, der Krdsarzt nach seinem subjektiyen Ermessen entscheiden muß; 

daß der Aufsicht des Kreiutrztes auch die Desinfektoren untere 
stehen und auf sie § 64 der Dienstanweisung Anwendung findet, sowie daß 

Gesundheitszeugnisse für solche Leute, die sich zur Aufnahme 
in eine Desinfektorenschule melden, sind nidit als sog. Vorzeugnisse zu 
betrachten und daher — ebenso wie die Zeugnisse für Personen, die in eine 
Hebammenlehranstalt aulgenommen sein wollen — stempelpflichtig sind. 

Das gemeinschaftliche Mittagsmahl, welches, wie üblich, den letzten 
Punkt der Tagesordnung bildete und mit einer kleinen Abschiedsfeier für den 
aus seinem Amte geschiedenen Geh. Med.- Bat Dr. B r a n d - Geldern yerbunden 
war, wurde wieder — zum zweiten l£ale — durch die Teilnahme der Damen 
verschont 



Bericht Mer die Teraamnnliuis Medisimal - Beamtem 
de« BeipleraiMPibesirks €51n um M. Jwti 1906 in OMm, 

ZlTllksuilno. 

Anwesend waren 19 Medizinalbeamte, n&mlich Beg.- und (}eL Med.*Bat 
Dr. Eusak, s&mtliche Kreis&rzte des Bezirks, Gerichtsarzt Geh. I[ed.-Bat 
Professor Dr. Ungar -Bonn, der Kreisassistenzarzt yon COln-Nord, Kreiswund^ 
arzt z. D. Dr. Aeck Orsberg- Berg.-Gladbach, sowie die staatsärztlich appro- 
bierten Aerzte Dr. Wir tz u. Dr. Schramm en-COln, Dr. Hagen-C(än-8ttlz; 
yerhindert war der Gerichtsarzt Dr. Plempe 1, beurlaubt der medizinische 
Beigeordnete der Stadt COln Dr. Krautwig. 

Nachdem der Vorsitzende, Eeg.- und Geh. Med. -Bat Dr. Busack, die 
Sitzung eröffnet und dayon Mitteilung gemacht hat, daß der Herr Begierungs- 
präsident yerhindert sei, an der Sitzung teilzunehmen, wird in die Tagesordnung 
eingetreten. 

A. Geschäftlicher Teil 

Der Verein zählt 20 ordentliche und 5 außerordentliche Mitglieder. Nach 
Bechnungslage wird dem Kassenführer Decharge erteilt ; der Jahresbeitrag wird 
auf 1,0 Mark festgesetzt; der statutenmäßig ausscheidende stellyertretende 
Vorsitzende, Kreisarzt QeL Med. -Bat Dr. £sch- Waltrup- COln Land, wird 
wiedergewählt 

B. Wissenschaftlicher Teil 

1. Die PoekenerknuikBBgeB in Mülheim tu Bh. 

Beferent: Kreisarzt Dr. Meer b eck -Mülheim a. Eh. Am 2. Aprü d. J. 
kam in Behandlung eines Mülheimer Arztes ein yon Holland an diesem Tage 
mit seinem Kahn angelangter Schiffer aus Botterdam, der eigentümliche Krank- 
heitserscheinungen darbot. Der Mann klagte am 2. April bei einer Körper- 
temperatur yon 39,6 ^ über heftige Muskelschmerzen und zeigte am 8. April 
bei einer Temperatur yon 88,8* einen masemähnlichen Aussdüag über dem 
ganzen KOrper. Als M., an den der behandelnde Arzt wegen Pocäcenyerdacht 
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am 4. Anril Meldung erstattet hatte, den Kranken am Abend dieses Tages 
auerst sah, war dessen Gesichts- und Kopfhaut wie erysipelatös geschwollen, sein 
Bnmpf und seine Gliedmaßenmit einem masemähnlichen, ans knpfer- bis diukel- 
braunroten, erhabenen Flecken bestehenden Ausschlag bedeckt. An einseinen 
Stellen waren die Flecken in Handtellergroße zusammengeflossen ; an Unterarm 
und Hand fanden sich auch yereinzelte Bl&schen, die wie Impfbläsdien aus- 
sahen. Gerade dieser Umstand im Verein mit dem ganzen Erankheitsbild ließ 
M. die Diagnose »Pocken** stellen. Der Kranke war nie geimpft worden. Mit 
dem Ausbruch des Exanthems ließ am Abend des 4. April das Fieber nach, die 
Körpertemperatur betrug 37,8 Auf dem Schiff befanden sich noch die gleich- 
alterige Frau des Schiffers, die geimpft war, und vier Kinder im Alter Ton 
5, 8, 11 und 13 Jahren. Die beiden ilteren, Mädchen, waren mit 7 Jahren 
geimpft — sie wiesen je 9 Impfnarben auf — , die beiden jüngsten waren nicht 
geimpft. Von diesen war der jüngste Knabe wegen Hustens bereits am 
29. März yon den Eltern in einer gesonderten Kabine untergebracht worden; 
er war seit dieser Zeit mit dem Vater nicht mehr in Berührung gekommen. 
Außerdem befand sich noch an Bord ein 20 j&hriger, ebenfalls geimpfter Matrose. 
Die beiden M&dchen und der Matrose hatten das Schiff bereits mehrmals yer- 
lassen. M. ließ sofort auf dem Schiffe eine Trennung in der Weise yomehmen, 
daß die beiden nicht geimpften Kinder in die KM>ine des Matrosen gelegt 
wurden. Der Matrose und die Frau blieben bei dem erkranlcten Schiffer. Der 
Kahn wurde aus der K&he der anderen Schiffe fortgeschleppt Neben dem 
Fahrzeug des Erkrankten lag der Kahn seines Schwagers, auf dem sich dieser 
nebst seiner jungen Frau befand; die Frau sah ihrer Niederkunft entgegen. 
Zwischen den beiden Famüien hatte ein reger Verkehr stattgefunden. Auch 
dieses Schiff wurde abgesondert und den Leuten das Anlandgehen yerboten. 
Anderen Tags ließ M. die ganze Familie des erkrankten Schiffers in die Isolier- 
baracke des Mülheimer uankenhauses schaffen, die zu dem Zwecke eiligst 
geleert und yorbereitet worden war. Die Ueberführung fand durch einen 
Senchenkrankenwagen der stadtkOlnischen Feuerwehr statt. Erst wurden die 
gesunden Personen, dann der Kranke zur Baracke geschafft, in der auf der 
einen Seite der Kranke, auf der anderen Seite die Gesunden untergebracht 
wurden. Eine Krankenschwester, die fünfmal geimpft war und schon früher 
zahlreiche Pockenkranke gepflegt hatte, übernahm die Pflege des Kranken, 
eine andere die der Gesunden. Die Familienangehörigen des Erkrankten, der 
Matrose und alle Personen, welche mit dem Kranken oder dessen Umgebung 
in mittelbare oder unmittelbare Berührung gekommen waren oder yoraus- 
sichtlich kommen würden, wurden der Impfung unterzogen. Die Baracke 
wurde für jeden weiteren Verkehr gesperrt, das Schiff mit gelber Tafel und 
gelber Laterne yersehen. 

Der Kranke bot am folgenden Tage im allgemeinen das Bild einer kon- 
fluierenden Pockenerkrankung; an den Beinen waren mehr Einzelpocken zu 
erkennen. Die Körpertemperatur stieg auf 88 ^ Am 6. April traten unter 
steigendem Fieber Schluckbeschwerden auf, am 7. April bei einer Temperatur 
Ton 39,8 — 40^ Bewußtlosigkeit, Herzschwäche, Tod. Am letzten Tage waren 
die Pocken schwarz. Die Frau des Schiffers erkrankte nicht. Die 13 jährige 
Tochter hatte am 6. und 7. April eine Temperatursteigerang bis 88®; beün 
genauen Zusehen fand man linsenformähnliche Eoseolaflecken an yerschiedenen 
KOrperstellen. Ein ähnliches Büd bot der Matrose, der am 6., 7. und 8. April 
leichte Temperatursteigerungen (bis 38 am 9. April wieder normale Tempe- 
ratur hatte. Bei dem jüngsten Knaben, der yom 29. März an bereits auf dem 
Kahn zufällig isoliert worden war, entwickelten sich nnter eintägiger Tempe- 
ratursteigerung am 6. April fünf kräftige Impfpusteln; er blieb frei yon Pocken. 
Dagegen wurden bei dem achtjährigen Knaben, der am 5. April mit Heber 
erkrankte, am 6. April abends rote Flecke bemerkt, die sich am 8. April deut- 
lich als Pocken erwiesen. Sie traten zuerst am Halse und weichen Gaumen 
aul Im ganzen wurden am Körper nur 150 Pocken gezählt. Das Simon sehe 
Sdienkeldreieck blieb frei. Impfpusteln waren bei ihm nicht zur Entwickelung 
gekommen. Das jüngere Mädchen erkrankte ebenfalls am 6. April unter 
Fieber; es entwickelten sich yereinzelte kleine Knötchen und yerkümmerte 
Pustdn; später trat Borkenbildung ein. Die Temperatur war yom 11. April 
an wieder normal 
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Die Desinfektion wnrde nach den bestehenden Vorschriften ausgeführt. 

Da die gesonden Personen nnr 14 Tage beobachtet werden dürfen, 
konnten die als ansteckangsverdächtig isolierten Lente nach 16 bis 17 Tagen 
mit ihrem Schiffe nach der Heimat zurückkehren. Die Häfen, welche sie 
passieren maßten, wurden benachrichtigt; die Erkrankten wurden nach 4 Wochen 
entlassen. 

Weitere Fälle sind nicht aufgetreten. Die Art der Infektion ist 
erst später herausgekommen. Ein Bruder des yerstorbenen Schiffers war in 
Botterdam im Seuchenkrankenhause an Pocken gestorben. Er hatte einen aus 
Odessa angekommenen Dampfer, der schlechtes Getreide führte, entladen. Mit 
diesem Bruder war yor dessen üeberführung in das Seuchenkrankenhaus der 
Verstorbene zwischen dem 8. und 14. März zusammengewesen. 

Des weiteren ging M. noch kurz auf die Epidemiologie der Pocken und 
die Geschichte der Immunisierung in den yerflossenen Jahrhunderten ein, be- 
sprach das klinische Bild der Pocken, erörterte die noch unaufgeklärte Frage 
nach der Aetiologie der Krankheit und der Ursache des Impfschutzes und be- 
sprach eingehender die Differentialdiagnose zwischen Pocken nnd Varizellen; 
bei letzteren sei besonders der ümstand zu berücksichtigen, daß das Exanthem 
bereits am yierten Tage auftrete und frische Eruptionen neben eingetrockneten 
Knötchen zur Beobachtung gelangten. 

Die Impfung hatte nur bei dem älteren der beiden Knaben, der nicht 
erkrankte, positiyen Erfolg. Die Schwägerin des erkrankten Schiffers kam in 
der Zeit der Isolierung nieder; das neugeborene gesunde Kind wurde geimpft, 
mit welchem Erfolge ist M. unbekannt geblieben. 
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Kleidungsstücke eines in Wesel yerstorbenen Pockenkranken yerursacht 
worden war. Auch beobachtete er im Kreise Wetzlar eine mit nur geringem 
Fieber yerlaufende Varioloisepidemie. Die ünterscheidung yon echten Pocken 
war schwer. 

Meerbeck hält Varizellen und Variola für gesonderte Krankheiten. 

Ungar-Bonn bezeichnete es für gefährlich, praktisch eine ünter- 
scheidung zwischen Variolois und Variola aufzustellen. Gerade die leichten 
Formen oei einer Pockenepidemie tragen am ehesten zur Verbreitung bei 
üebrigens sei, wenn alle Fälle leicht yerliefen, die Diagnose „echte Pocken* 
doch zweifelhaft; bei einer wirklichen Pockenepidemie kommen unter dem 
leichten Fällen doch immer auch schwere yor. 

Meerbeck beobachtete yor einigen Jahren in seinem früheren Be- 
zirke bei einer Frau, die an einem Handekzem litt, eine fieberhaft auf- 
tretende Pockeneruption an der Hand. Zwei Kühe im Stalle hatten Kuh- 
podcen. Das Bild sah wie das echter Pocken aus. In einem anderen Falle 
sah M. bei einem Kinde, das an uniyersellem Ekzem litt, generalisierte Vak- 
zine auftreten; das Kind starb plötzlich unter Atemnot; er nahm an, daß 
sich durch die Vakzine eine Nephritis mit urämischen Erscheinungen ent- 
wickelt hätte. 

Meder-Cöln meint, es würde für den jüngeren Arzt heute immer 
schwer sein, echte Pocken zu diagnostizieren, da die Erfahrung fehlte. Die 
Varizellen sollen nach Ansicht der Engländer stets Handteller und Hand- 
rücken freilassen und oberflächlich in der Haut sich entwickeln. Bei diagnostisch 
schwierigen Fällen yon Varizellen müßte man sich mit der üeberimprung auf 
Kaninchenkomea behelfen ; nach 2 — 3 Tagen lassen sich die für Variola und 
Vakzine charakteristischen KOrperchen finden. Er erwähnt zwei Fälle, in 
denen alte abgeschwächte Lymphe bei Kindern, die eben Varizellen überstanden 
hatten, nicht angegangen war, wohl aber bei einem anderen Kinde, darunter 
einmal bei einem Zwillmgskinde ; das sei doch eigentümlich, da doch sonst die 
Varizellen keinerlei Immunität gegen Vakzineimpfung yerursachen. 

Schubert- COln schlägt, gestützt auf die Erfahrungen, die er in 
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Saarbrücken mit einem ans Nancy auf einem Schiffe eingeschleppten Pocken- 
fall gesammelt hat, vor, die Isolierung erkrankter Schiffer mOgfichst auf dem 
Schill Yorznnehmen. In einem anderen Falle, in dem eine Pockenerkranknng 
in einer Kolonie italienischer Arbeiter aufgetreten war, konnte Sch. die Iso- 
lierung in einem alten verlassenen Schulhause durchführen, das sclindl zum 
Lazarett umgewandelt worden war. 

Ungar und Hillebrand haben beobachtet, daß auch Erwachsene an 
Varizellen erkranken. 

2. Die Notwendigkeit der Beauflriehtigung des Impfgeselilftes seiteu 
des Krelsantes« 

Der Beferent, Kreisarzt Dr. Engels-Gummersbach, geht zuerst kur- 
sorisch auf die Morbidität und Mortalität der Pocken in Europa in den yer- 
gangenen Jahrhunderten ein. Der Umschwung in der Epidemiologie der Pocken, 
der auch bei anderen Infektionskrankheiten in den letzten Jalirhunderten 
beobachtet worden ist, ist wohl nicht allein auf den Erfolg der Impfung zu- 
rückzuführen, sondern die allgemeinen Schutzmaßregeln gegen die Seuche haben 
auch ihren günstigen Einfluß gehabt Dadurch, daß yorscliriftsmäßig heute 
zur Schutzpockenimpfung nur ainimale Lymphe yerwendet werden darf, ist den 
Einwänden der Impfgegner jede Berechtigung genommen. Selbst unter den 
Aerzten, ja sogar unter solchen, die als Impfärzte sich anstellen lass^ be- 
finden sich Imp^egner. E. kennt einen Fall, in dem ein Impfarzt seine eigenen 
Kinder nie einer Impfung unterzogen hatte. Das gäbe zu denken, vide 
Aerzte sind nicht einmal über die Gewinnung der Lymphe und ihre Bereitung 
orientiert Die staatliche Behörde muß Einfluß auf die Anstellung der Impf 
ärzte haben. Bei der Bevision der Impfärzte durch den Kreisarzt die möglichst 
unyermutet zu geschehen hat ist nach §87 der D.-A. auf die Impftechnik zu 
achten. E. yersteht darunter alles, was zur Impfung gehört Auch auf die 
Spannung der Haut bei der Iinpfung kommt yiel an. Sowohl die Hände des 
Impfenden, wie die betreffende Hautpartie sind einer kräftigen Desinfektion zu 
unterwerfen, letztere besonders, da ja die Hände weniger in Berührung mit 
dem Impffeld gelangen. E. empfiehlt dazu Sublaminalkohol oder Sublamin- 
äther, der rasch yerdampft. E. zeigt eine große Anzahl yon Impfinstrumenten 
und ütensilien mehrerer Firmen yor. E. impft immer aus einer — unter einem 
Glas — schräg gestellten Impftube heraus. Was den Impferfolg anlangt, so 
schließt sich E. dem Vorschlag yon Med er an, daß an jedem Impfsclmitt nur 
eine Pustel gezählt werde. 1^ muß Ordnung und Pünktlichkeit in der Listen- 
fülirung angestrebt werden. Zum Impfgeschäft müssen immer zwei Bäume 
zur Verfügung stehen; das läßt sich audi bei einklassigen Schulen einrichten, 
wenn der Lehrer ein Zimmer zu dem Zwecke hergibt. Es sollen tunlichst 
jedesmal nur 6 Impflinge zur Impfung yorgeführt werden. Nach § 87, Abs. 8 
der Dienstanweisung sollen die £npfärzte zu den Impfterminen des yon ihnen 
über den Bezug der Lymphe zu führende Buch mitbringen. E. hat ein Impf- 
buch aufgestellt, das Anklang gefunden hat Die gesetzlichen Bestimmungen 
über den Aufschub der Impfung lassen hinsichtlich cuuiiger Krankheiten Lücken. 
E. ist der Ansicht, in den Aniangsstadien yon Bachitis, Skrophulose, Ekzem, 
Varizellen könne man impfen. Wünschenswert erscheint auch eine in kurzen 
Worten für die Eltern der Impflinge abgefaßte Belehrung. 

Diskussion. 

Li der Debatte meint Ungar- Bonn, es sei wünschenswert daß die 
Desinfektion bei der Impfung so yorgenommen werde, daß jede Gefahr 
yermieden werde; man dürfe aber auch nicht durch zu weitgehende Forde- 
rungen das Publikum beunruhigen. Eine strickte Verpflichtung, das Impffeld 
zu desinfizieren, bestehe für die Impf ärzte nicht ; allerdings sei die Desinfektion 
yon Vorteil Versuche mit Aufpinseln halbyerdünnter Jodtinktur haben sich 
nicht bewährt, da der Impf erfolg erheblich zurückgegangen ist Ungar warnt 
dringend, aucn bei nur geringfügigem Ekzem zu impfen ; er rät überhaupt zu 
großer Vorsicht bei bestehenden Krankheiten, da nur zu leicht i^es Ueble 
yom Publikum auf die Impfung zurückgeführt werde. 

Auf Anfrage yon Herwig- Bheinbach erklärt Beg.- und Geh. Med.- 

Digitized by Google 



176 Bericht über die VersMnmliiiig der Medizinalbeamten des Eeg.-Bez COln. 

Bat Dr. Bnsak, die Anstellang der Impf&rste gehOre nicht zur Zost&ndig- 
keit des Landrats, sondern za der des Ereisansscnosses, und auf Anfrage ron 
Hille br and -Bergheim, die Lehrer seien yerpilichtet, zum Impftermine zn 
erscheinen, gleich^tig, ob sie dienstfrei sind oder nicht. 

Eickhoff-Siegbnrg äußert sich dahin, zur Bevision der Impftermine 
seien branchbare Formulare bei Bruns -Minden erschienen. 

Meder-COln empfiehlt, um Schwierigkeiten bei der Ansetzung der 
Termine zu yermeiden, direkte Bttcksprache mit dem Ereisschulinspektor. 

Sehubert-Cöln h&lt große Wirtslokale fflr geeignet, als Impflokale 
zn dienen. Nicht nur yon der Impftechnik, auch von der Beschaffenheit der 
Ijmphe hinge der Erfolg ab. 

Aeckersberg-Berffisch-Gladbach ist auch der Ansicht, daß Vor- 
schriften zur Desinfektion des Impffeldes nicht beständen; eine Unterlassung 
der Desinfektion der Haut sei auch seiner langjährigen Erfahrung nach prak- 
tisch nicht Ton Uebelständen begleitet gewesen. Priyatimpfungen hätten ja 
wohl ihre Schattenseiten, aber ihr Vorzug sei, daß man da auch ganz anders 
antiseptisch yorgehen kOnne, als im Impftermin. 

Dem gegenüber y erficht Engels seine Ansicht, daß doch die Technik 
dea Erfolg be<ünge. Die fortlaufende Händedesfaifektion ftthrt E. so aus, daß 
er nach Jedesmal 6 Impfungen die Hände in Sublaminalkohol abspült. 

Geh. Med.-Bat Dr. Bu s a k : Durch die Wahl des Ausdrucks «chirurgische 
Operation** in den Bestimmungen solle den Aerzten weitgehende Beinlicbkeit 
anempfohlen werden, ohne daß bestimmt ausgedrückt sei, wie weit man zu 

fehen habe. Ausschluß jedweder Form des Ekzems hält B. der Gefahr 
er generalisierten Vakzine wegen für dringend notwendiff, Med er auch 
bei Psoriasis wegen VerschUmmerung des Leidens. Wegen der Infek- 
tionsgefahr in Schulräumen befürwortet Busak die Wahl yon Sälen zur 
Impfung, auch Nebenräume sind dabei leicht zu finden. Fast aJlgemein 
werden berdts den Eltern der Impflinge gedruckte Belehrungen mitgeteilt, 
wie das auch Vorschrift sei; sie sind meistens der Bückseite der Ladungen 
aufgedruckt. Bei Anstellung eines Impfarztes müssen diesem yon der Auf- 
sichtsbehörde die einschlägigen Bestimmungen mitgeteilt werden. Darauf fat 
auch yon den Medizinalbeamten zu dringen. Das Impfbuch ist yom Ejreise 
anzuschaffen. 

8. SoBStige ErSrteningeB* 

a. Auf eine Anfrage yon Engels, wie zu yerfahren sei, wenn die 
Leistungen eines Kurpfuschers bei einem Eassenmitgliede yon der Kasse 
honoriert ^ würden, erklärt Geh. Med.-Bat Dr. Busak, der Fall sei zur 
Kenntnis der Aufsichtsbehörde zu bringen. 

b. Nach Auslegung yon Geh. Med.-Bat Dr. Busak sind zu den im 
§87 der Dienstanweisung erwähnten einfachen chemischen und bak- 
teriologischen Untersuchungen, die der Kreisarzt selbst auisa- 
führen hat, nur qualitatiye zu rechnen und keine, die über das ZUden yon 
Keimen hinausgehen, so z. B. nicht die Artbestimmungen yon Bakterien. 

Dr. Lohmer-Cöln. 



Verantwortl. Bedakteur : Dr. Ba p mu n d , Beg.- u. Geh. Med.-Rat in Minden i. W. 
J. 0. 0. Bnmi, HoiogL 8&eliB. jl F. Seh.-!* Hofbnclidnickmi In Mtmltii. 
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AmtUelie Vermmmlur der Medtmtiiml be— ieM de« Re|p< 
~ - ' 1. l>esemr 



Bern. «wnbiMMeii «m 9. DeMmber IIKML lO Ukr Tomittegs, 
Im Bathawe ra Imterbarir* 

Anwesend: Eeg.-PrSs. Dr. Stockmann, Beg.- und Med.-Bat Dr. D o e p • 
n er- Gambinnen, OberbftrgermelBter Dr. Kirchnof, Ludrat Magnns- 
Insterbnrg, Beg. -Ass. Klapp. Eeff.-Bef. Scham an n-Gombinnen, s&mtliche 
Kreisärzte des Bezirks mit Aasmuime des Kreisarztes Dr. Scbawaller- 
Pilllaklien, der dienstlich behindert war, außerdem die pro physicata geprüften 
Aerzte Dr. Kehl er- Gambinnen, Dr. Deckner-Stallapönen, Dr. Heim- 
bach er -Neakirch, Dr. Boerschmann-Margrabowa. 

Der Herr Begierangs-Pr&sident begrüßt die Versammlung. Man 
sei dem Hern Minister zu Dank yerollichtet, daß er die Versammlung der 
Medizinalbeamten ermöglicht habe. Mit dem Wunsche iftr einen gedeililichen 
Verlauf derselben erteilt er dem Herrn Beg.- und Med.-Bat Dr. Doepner das 
Wort zur Eröffnung der Versammlang. Dieser dankte dem Herrn Begierungs- 
PrSsidenten und den anderen Herren verwaltungsbeamten fttr ihr Erscheinen. 
Er wdst darauf hin, daß der Herr Minister £e Bedeutung der Medizinal- 
Beamten -Versammlungen für das Öffentliche Wohl anerkannt, aber auch durch 
Erlaß Tom 1. Juni 1904 an den § 88 der Dienst -Anweisung erinnert habe, daß 
die Kreisärzte bei ihren Vorschlägen zur Abstellung yon Mißständen unter 
Vermeidung idler unnötigen Schärfen den gegebenen Verhältnissen, insbesondere 
den zu Gebote stehenden finanziellen Mitteu Bechnung tragen und nicht über 
das Maß des tatsächlichen Bedürfnisses hinausgehen soUen. 

Es wird in die Tagesordnung eingetreten: 

I« Verhiltnis 4e8 Kreisarztes n anderen Behörden iiiid Beamtea« 

Beferent, Kreisarzt Ploch-Gumbinnen: § 11 der D. A. kennzeichnet 
das Verhältnis des Kreisarztes zu anderen Behörden und Beamten im all- 
gemeinen und bestimmt den Dienst- oder Geschäftsweg zwischen ihm und 
diesen. Der Begierungs-Präsident ist die nächste yorgesetzte Dienst- 
behörde des Kreisarztes, yon ihm erhält er seine dienstlichen Aufträge, natür- 
lich auch yon den beiden anderen Abteilungen der Königlichen Begierung, 
Abt. n für Kirchen- und Schulwesen, Abt III für direkte Steuern, Domainen 
und Forsten. Durch den Begierungs-Präsidenten sollen ihm in der Bogel auch 
Aufträge und Ersuchen anderer Behörden und Beamten zugehen, sowdt dafür 
nicht 2e im § 11 aufgeführten Ausnahmen gestattet sind. Andere Ausnahmen 
sind durch besondere ministerielle Erlasse oder Verfü^ffen des Oberpräsidenten 
oder Begierungspräsidenten geregelt, so durch Ministenal - Erlaß yom 16. Juni 
1897 und 26. Oktober 1898. Den Ersuchen der Oberpräsidien und Oberpost- 
direktionen haben die Kreisärzte direkt zu entsprechen. Nach § 101 der I). A. 
sind die Zählkarten aus den Krankenanstalten direkt an das Statistische Amt 
einzureichen (Ministerial- Erlaß yom 20. August 1901). Die Zählkarten für 
Gestorbene, die einer Berichtigung bedürfen, sind yom Statistischen Amt direkt 
den Kreisärzten zuzustellen und yon ihnen direkt an dasselbe zurückzusenden. 
Wo besondere Bestimmungen nicht bestehen, hat der Kreisarzt auch die ihm 
sonst unmittelbar zugehendeo Ersuche, geeignetenf alls unter Verweisung auf 
den yorgeschriebenen Geschäftsweg zu beantworten. Er wird dies tun bei 
allen Gkinchen. deren Beantwortung oline Wissen seiner yorgesetzten Dienst- 
behOrdoi ihm oedenklich erscheinen, so z. B. wenn die Amtsyerschwiegenheit 
in Frage kommt 

1 12 regelt auf Grund des § 1, Abs. 1, 2. 5 des Gesetzes, betr. die Dienst- 
steUnng des Kreisarztes, das dienstliche Verhältnis zum Land rat Der Kreis- 
arzt ist in Angeleffenheiten des Gesundheitswesens der Berater des Landrats, 
bezw. in Stadtkreiwn der Polizeibehörde. Die ausübende Gewalt steht dem 
Landrat« bezw. der Polizeibehörde zu. Vorläufige polizeiliche Befugnisse 
stehen dem Kreisarzt zu auf Grund § 9 des Beichsgesetzes yom 30. Juni 1900, 
8 8, Gesetz yom 16. September 1899, § 6 Gesetz yom 28. August 1905 und 
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AosführaiigsbeBtimmangeii zu § 6, Abs. 13, nach § 85 der D. A. bei Gefahr im 
Verzage bei Anordnnngen der zur Verhütung der Verbreitunff einer gemein- 
gefährlichen oder übertragbaren Krankheit zunächst erforderlichen Maßnahmen« 
Was unter Angelegenheiten des G^undheitswesens zu yerstehen ist, wird in 
den §§ 84—115 der D. A. behandelt Berichte des Kreisarztes an den Ee- 

fierungsprlsidenten oder an eine Abteilung der Begierung sind durch die Hand 
es IiMidrats einzureichen. Hierunter sind nur solche Berichte zu verstehen, 
welche eine gesundheitliche Bedeutunff haben, so Berichte ttber Infektions- 
krankheiten und gemeingefährliche Kraiüdieiten. die Jahresberichte usw. Auch 
dttrfte es zweckmäßig s^ die monatlichen Nacnweisungen ttber Veränderungen 
im Medizinalpersonu durch den Landrat einzureichen, damit dieser ttber das 
Medizinal-Personal seines Kreises auf dem Laufenden erhalten wird. Umgekehrt 
sollen die Berichte des Landrats, soweit gesundheitliche Angelegenheiten in 
Frage, vor ihrer Absendung dem Kreisarzt zur Kenntnis yorgelegt werden. 

§ 13. Dem Landrat in Luidkreisen entspricht die Ortspolizei- 
behOrde in Stadtkreisen. § 14 der Dienstanweisung behandelt das 
Verhältnis zu den Ortspolizeibehörden in Landkreisen. Es dttrfte sich nicht 
empfehlen, Vorschläge zur Abstellung von gesundheitlichen Mißständen direkt 
der OrtspolizeibehOrae zu machen, sondern stets die Vermittelung des Landrats 
anzurufen. Die Anzeigen ttber ansteckende Krankheiten sind seitens der Orts- 
polizeibehörde in ür- oder Abschrift dem Kreisarzt zu ttbersenden. 

§ 15. Von dem Vorsitzenden des Kreis- (Stadt) Ausschusses, 
Yom Bezirksausschuß und vom Magistrat kann der Kreisarzt als Sach- 
verständiger zugezogen werden: 

1. Bei Errichtung von konzessionspflichtigen Anlagen (§§ 16 u. 25 B. G. 0.); 
§ 91 der Dienst -Anweisung gibt ihm die G^chtspunkte fttr die Beurteilung 
derselben an. 

2. Bei der Konzessionierung von Privat-Kranken-, Privat-Entbindungs- 
und Privat -Irren -Anstalten (§ 80, Abs. 1 E. Q. 0.; § 115 des Zuständigkdts- 
gesetzes; § 103 der D. A.). 

8. Bei Errichtung öffentlicher Bade- und Schwimmanstalten, Volks- 
und Brausebäder (§ 88 B. G. 0., § 107 der D. A., § 119 des Zuständigkeits- 
gesetzes, üntersagung des Betriebes dieser Anstalten durch den Kreisausschuß 
bezw. Bezirksausschuß. 

4. Bei Erteilung der Genehmigung zum Handel mit Giften (§§ 88 u. 84 
B. G. 0., § 114 des Zuständigkeitsgesetzes, § 56 der D. A.) — nach der Ver- 
fttgung des Herrn Begierungspräsidenten in Gumbinnen vom 22. Dezember 1902 
an die Landräte des Bezirks ist bei der Erteilung einer Giftkonzession das 
Gutachten des zuständigen Kreisarztes ausnahmslos dnzuholen — ; femer im 
Verwaltnngsstreitverfahren ttber die Zurttclniahme der Konzession zum Handel 
mit Giften (§ 185, Abs. 4 B. G. 0.). 

Im Verwaltungsstreitverfahren wegen Zurücknahme des Prttfungszeug- 
nisses einer Hebamme (§ 58 B. G. 0., § 120 des Zuständigkeitsgesetzes ~ zu- 
ständig ist der Bezirksausschuß — , § 58, Abs. 1, 2 der D. A.). 

§ 16 behandelt das Verhältnis des Kreisarztes zu dra Organen der 
Selbstverwaltung (Kreisausschuß, Kreistag). Auf Sachen der- 
selben hat er sich gutachtlich ttber Angelegenheiten des Ghunindheitswesenn 
zu äußern. In Betracht kommen: Beorganisation des Hebammenwesens, An- 
stellung und Bemuneration der Hebammen (§ 62 D.A.), Desinfektionswesen 
(§ 67 D. A.), Wasserversorgung (§ 74 D. A«), Anlage von Krank^äojseni 
(§ 102 D. A.), Anstellung der Impfärzte (S 86 D. A.), Aufwendung und Be- 
schaffang von Goldmitteln zur Abwehr oder Beseitigung von Seuchen (§ 28 B. (}. 
vom 80. Juni 1900), Einrichtung von Ferienkolonien, Sanitätskolonnen, Sanitäts- 
wachen, Kindergärten, Spielschulen usw. 

§ 17 hat das Verhältnis des Kreisarztes zu den Gesundheits- 
Kommissionen zum Gegenstande. Maßgebend ist das Gesetz, betr. die 
Dienststellung des Kreisarztes und die Bildung von Gesundheitskommissionen, 
vom 16. September 1899, und die Geschäftsanweisung fttr die Gesundheits- 
kommissionen vom 18. März 1901. Diese sollen alle drei Monate zu einer 
Sitzung zusammentreten. Die Mitglieder, sowie der Kreisarzt sind mindestens 
acht Tage vor der Sitzung schriftlich unter Mitteilung der Tagesordnung zu 
laden. Der Kreisarzt kann an allen Sitzungen teilnehmen, cTarf zu jeder 
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Zeit die ZiiB&inmenbeniliui^ yerlangen, hat in allen Verhandlungen beratende 
Stimme und maß jederzeit gehört werden. Die Sitzongsnrotokolle sind ihm 
alsbald nach der Feststellnng in Abschrift mitzateilen. An den allgemeinen 
Ortsbesichtignngen haben die Gesondheitskommissionen auf Einladung des 
Kreisarztes nach Möglichkeit teilzimelmien. 

§18 behandelt das Verhältnis zn den anderen technischen Beamten 
des Kreises. Gemeinsame dienstliche Beziehungen hat der Kreisarzt 
mit dem Kreisbauinspektor bei der Begutachtung yon Baupolizeiord- 
nungen Tor ihrem Erlaß, soweit deren Geltungsbereich niät Uber sdnen Amts* 
bezirk hinausgeht, bei der Begutachtung von Ortsbebauungspl&nen yor ihrer 
endgültigen Festsetzung yom Standpunkte der öffentlichen Gesundheitspflege 
(§ 71 D. A«), bei der üeberwachung der Handhabung der baupolizeilichen Vor- 
schriften, bei der Prüfung und Begutachtung yon Bauplänen bei Neu- und 
Umbauten yon Kranken- und Heilanstalten öffentlicher und priyater Natur, 
überhaunt aller der Anstalten, die der Aufsicht des Begierungspräsidenten 
unterstellen (§§ 100 u. 102 D. A.), bei der Besichtigunff der höheren Lenranstalten, 
die dem Proyinzial- Schulkollegium unterstellt sind (Min.-Erla6 yom 15. Märs 
1905). Nach der Verfügung des Herrn Begierungspräsidenten zu Gumbinnen 
yom 16. Juni 1905 soll sich der Kreisarzt yor der amtlichen Besichtigung mit 
dem Kreisbauinspektor in Verbindung setzen. 

Der Verkehr mit dem Gewerbeinspektor wird durch §92 der D. A. 
geregelt. Der Kreisarzt soll mit diesem gemeinschaftlich nach Bedürfnis die 
Anlagen, deren Betrieb yorzugsweise Gesundheitsbeschädigungen im Gefolge hat, 
besichtigen. Das Ersuchen des Gewerbeinspektors um gutachtliche Aeuoerung 
in gewerbehygienischen Fragen hat der Kreisarzt, sofern keine Bedenken ent- 
gegenstehen, zu entsprechen. Durch Erlaß des Haodelsministers yom 24. Juli 
1901 sind den Kreisärzten den Gewerbeau&ichtsbeamten gegenüber die gleichen 
Befugnisse wie diesen ihnen gegenüber eingeräumt. 

Den Kreisschulinspektor soU der Kreisarzt über die auszu- 
führenden Schnlbesichtigungen yorher rechtzeitig benachrichtigen. Das Ergebnis 
der Besichtigung ist ihm zur Weitergabe an die Aufsichtsbehörde einzusenden 
(§ 94, Abs. 2, 8 D. A.). Die Kreiskonferenzen der Lehrer, gemeinnützige Be- 
strebungen auf schulhygienischem Gebiete, wie Bildung yon Ferienkolonien, 
Kinderhorten usw. werden zu weiterem amtlichen Verkehr Veranlassung ffeben. 

Mit dem Kreistierarzt wird die sanitätspolizeiliche Beaufsichugung, 
der Verkehr mit Milch (Milchyerkauf, Milcbgewinnung), die gesundheitliche 
Üeberwachung des Verkehrs mit Fleisch, der Einrichtung und des Betriebes 
Yon Schlachthäusern (§§ 79 u. 80 D. A.), die sanitätspolizemchen Ermittelungen 
bei yerschiedenen auf den Menschen übertragbaren tierischen Infektionskrank- 
heiten (Milzbrand, Botz, Tollwut, Trichinose) den Kreisarzt in amtlichen Ver- 
kehr bringen. 

(Die Mitwirkung des Kreisarztes bei den Besichtigungen des Nahrungs- 
mittelchemikers dürfte nicht zu yergessen sein. Bef.) 

§ 19 behandelt das Verhältnis zu den Gerichtsbehörden. Nach 
§ 9 des Gesetzes über die Dienststellung des Kreisarztes ist der Kreisarzt der 
Gerichtsarzt seines Amtsbezirks. Als solcher hat er nach § 87 Str. P. 0. die 
Pflicht, mit einem anderen Sachyerständigen die gerichtlichen Obduktionen 
auszuführen (| 43 D. A.) für welche die Vorschriften über das Verfahren der 
Gerichtsärzte bei den gerichtlichen Untersuchungen menschlicher Leichen yom 
17. Oktober 1904 maßgebend sind. Er ist femer yerpflichtet, die ihm yon den 
gerichtlichen Behörden aufgetragenen Gutachten m gerichtsärztlichen An- 
gelegenheiten unter Beachtung der bestehenden Vorschriften zu erstatten. 
Dahin gehören: 

Min.-ErlaB yom 20. Januar 1858, betr. die Form der amtlichen Gutachten 
und Atteste: 

Min. -Erlaß yom 11. Februar 1856, betr. die VeryoUständigung der 
Gutachten ; 

Min. -Erlaß yom 28. April 1887, betr. die Begutachtung krankhafter 
Gemütszustände; 

Min.-Erlaß yom 81. Mai 1887, betr. das Entmündigungsyerfahren ; 

Vorschriften yom 17. Oktober 1904 § 29, betr. die Abfassung der be- 
gründeten Gutachten über den Obduktionsbefund. Als Sachyerständiger ist 
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nach der allgemeinen Verfllgiing des Joatis- lud Medizinalminiaten yem 1. Ok- 
tober 1902 regelmWg der Gerichtaarst znauiehen. Andere Personen sollen 
als Sachrerstftndige nar dann gew&hlt werden, wenn besondere Umstinde es 
erfordern. 

Nach den BesÜmmnngen des 1 19 der D. A. hat der Kreisarzt nnr dann 
keine Anseile dem BegiemngsprUdenten an erstatten, wenn er ron den 
ordentlicnen Gerichten seines Besirks als SachTorstindiffer oder 
Zeuge geladen wird, mit der Einschrinknnff, daß die Anieiffe an erfoQ^ hat, 
wenn umstftnde yorliegen^ auf welche sidi die Pflicht aea Krdsantea zur 
Amtsrerschwiegenheit erstreckt Ordenüiche Gerichte sind Amtsgericht, Land- 
gericht, Oberlimdesgericht, Bdchssericht; Verwaltongsgerichte gehören nickt 
dazu. Wird der Kreiuirzt als Sachferstindiger im VerwaltiingsstreitYerfahren 
yom Kreis-, Stadt- oder Bezirksausschuß an seinen Wohnort herangezoffen, so 
hat er darüber dem BegierungsprSsidenten Anzeige zu erstatten, des^eichen 
wenn er als Zeuge oder SachTerständiffer Yor sein Landgericht geladen wird, 
wenn dasselbe sich außerhalb seines Amtsbezirks befindet Eine Anzeige ist 
nicht nOtig, wenn er als ständiger, zweiter Sachyerstandiger durch das Amts- 
gericht eines Nachbarbezirks zur Leichenöfbiung zugezogen wird. 

Nach § 9 der D. A. ist der Kreisarzt zur Amtsrerschwiegenheit 
yerpflichtet Sollte er ftber Umstinde, welche sich auf sie beziehen, als Zeuge 
oder SachYerstftndiger yemommen werden, so hat er die Anzeige dem Begie- 
runffsprSsidenten zu erstatten, damit dieser das Einspruchsrecht geltend 
ma<men kann. Hat der Kreisarzt zur pflichtgemäßen Anzeige nicht mehr 25eit, 
so wird er nach 1 58 St. P. 0. das Zeugnis als Öffentlicher Beamter yor Gericht 
yerweigem. 

In der hierauf stattfindenden Diskussion meint Dr. Herrendörfer- 
Bagnit, daß zu den ordentlichen Gerichten auch das zuständige Landgericht 
gehöre, daher Anzeige an den Begierungspräsidenten bei Wahrnehmung ron 
Terminen yor dem Landgericht nicht nOtig seL Beg.- und ]Ced.-Bat Doepner 
widerlegt diese Meinung, da bei Vorladung yor (belichten außerhalb des Amts- 
bezirks des Kreisarztes eine Anzeige notwendig sei. Urlaub zu erbitten, sei 
nicht nötig. 

Dr. Czygan-Gk>ldap fragt an, ob die höheren Lehranstalten zu besich- 
tigen sind, und ob bei Ausstellung ron Leichenpässen ein Gutachten des Krds- 
arztes notwendig ist. 

Beg.- und Med.- Bat Dr. Doepner erwidert, daß. falls eine höhere 
Lehranstilt besichtigt werden soll, eine Benachrichtigung durch das Proyinzial- 
Schulkollegium erfolgt Leichenpässe dflrfen nur auf Grund eines amtsärzt- 
lichen Zeugnisses ausgestellt werden. 

Dr. Vossius - Marggrabowa fragt an, ob die Landwirtschaftsschule in 
Margrabowa eine höhere Läiranstalt sei, was Beg.- und Med.-Bat Dr. Doepner 
yemeint : sie stehe unter der Aufsidit des Begierungspräsidenten und sei daher 
zu besicntigen auch ohne besonderen Auftn^. 

Dr. Poddey-Darkehmen regt an, daß bei den Schlachthof besichtiffunffen 
die hygienische Beurteilung Sache des Kreisarztes, die technische Sadae dea 
Kreistierarztes ist Dr. Plo c h - Gumbinnen fttgt hinzu, daß bei diesen Be- 
sichtigungen seitens der Kreisärzte darauf geachtet werden mflsse, daß nicht 
Gesundhrntsschädigongen durch schlechte Beschaffenheit der Gefäße etc. Yor- 
kommen kOnnen. Beg.- und Med.-Bat Dr. Doepner hält es für zweckmäßig, 
daß der Kreisarzt den beamteten Tierarzt Yon der Besichtigung des Schlacht- 
hofes benachrichtigt. Es sei nicht zweifelhaft, daß es die Pflicht des Kreis- 
arztes sei, die Hygiene des Schlachthauses zu flberwachen. Auf eine Anfraee 
Yon Dr. Gzygan-Goldap erklärt Beg.- und Med.-Bat Dr. Doepner, daß & 
Baupläne fflr die höheren Lehranst^ten nicht der Prüfung des Kreisarztes 
unterliegen. 

IL Das Gesetz, betrelTend die Beklnpfung ftbertragbarer Krank« 
helten, Yom 28. August 1905. 

Beferent: Kreisarzt Dr. Gzygan-Goldap: Der erste Entwurf eines 
„Ausfflhrungsgesetzes zu dem Beichsgesetz, betr. die Bekämpfung gemein- 
gefährlicher Krankheiten, yom 80. Juni 1900* ging dem Abgeordnetenhanae 
unter dem 27. Januar 1908 zu und wurde yon ihm nicht yerabochiedet Der 
zweite Entwurf wurde am 15. Januar 1904 eingebracht, nach Verweisuag an 
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eine Kommisdon yon 21 Mitgliedern in drei Lesungen dnrchberaten und schliefl- 
Üch yon der Tagesordnung wegen zu weitgebender Differenzen zwischen der 
Begierung und dem Hause abgesetzt Avd Grund der schließlich zustande 
gdtommenen KompromißYorschlage wurde das Gesetz am 7. und 8. April 1905 
Yom Abgeordnetenhause yerabschiedet, und nach Annahme und zum Teil nicht 
unwesentlicher Abänderung durch das Herrenhaus vom Abgeordnetenhause am 
80. Juni 1906 angenommen, das Gesetz hat in beiden Häusern des Landtags 
Tier Kommissionsberatungen und zehn Plenarsitzungen durchmachen müssen. 
Am meisten umstritten war die Eostenfra^e, daneben trat die Besorgnis vor 
den Oebergriffen der Polizei und der Kreisärzte deutlich herror. Trotz der 
Anerkennung des Herrn Medizlnalmiuisters über die Tätigkeit und den Pflicht- 
eifer der Kreisärzte, ließen sich die Bedner der Mehrheitsparteien yon ihrem 
Mißtrauen gegen die Tätigkeit der Kreisärzte nicht abbringen, obgleich yom 
Begierungstische und auch yon Eednem des Hauses heryorgehoben wurde, daß 
der Kreisarzt keine ausführenden Befugnisse, sondern nur eine beratende 
Stimme habe, und daß gegen den Uebereifer der Kreisärzte nicht nur das 
Verwaltungsstreityerfahren, sondern auch der Landtag selber Schutz gewähre. 
Die geschilderte Ansicht über den Uebereifer der Kreisärzte ist anscheinend 
diejenige einer Anzahl yon Großgrundbesitzern, die für die notwendigen hygieni- 
schen Verbesserungen meistens nicht zu haben sind, während die Gemeinden 
yerständige Vorschläge des Kreisarztes willig befolgen. Der Kreisarzt soll 
sich durcü die in den Parlamenten heryor getretenen Ansichten yon dem einmal 
betretenen und als recht erkannten Wege nicht abdrängen lassen; er soll das 
hygienische Gewissen der Beyölkerung sein, er soll allerdings auf das ge- 
wissenhafteste prüfen, was absolut notwendig und durchführbar ist, und mehr 
durch Aufklärung und Belehrung, als durch Polizeimaßregeln zu wirken suchen. 
Für die Einbringung des Gesetzes lag ein doppelter Anlaß yor. Zunächst sind 
im Beichsseuchengesetz die Kosten und die Anordnung und Leitung der Ab- 
wehr- und ünterdrückungsmaßregeln der lao desgesetzlichen Eegelung yor- 
behalten, sodann reicht das Begulatiy yom 8. August 1885 zu der erfolgreichen 
Bekämpfung der ansteckenden Krankheiten nicht mehr aus, und war ein Ersatz 
desselben durch Polizeiyerordnungcn nach den Entscheidungen der höchsten 
Gerichte nicht angängig. Das Landesgesetz nimmt yielfach Bezug auf das 
Beichsgesetz. Anderseits sind in ihm wichtige AusftÜirungsbestimmungen für 
das Beichsseuchengesetz enthalten. Unter übertragbaren Krankheiten will es 
auch die gemeingefährlichen y erstanden wissen. Von den früher melde- 
pflichtigen Krankheiten fehlen Masern und Keuchhusten. Li der 
Mortalitätsstatistik 1891—1900 stehen Keuchhusten und Masern an dritter und 
yierter Stelle. Scharlach, Typhus, Kindbettfieber an fünfter, sechster und 
siebenter Stelle. Beide Krankheiten erfordern jährlich 20000 Opfer. Wegen 
der Flüchtigkeit des Kontagiums ist der Erfolg der Bekämpfung ein sehr 
geringer und steht in keinem Verhältnis zu der durch die allgemeine Anzeige- 
pflicht der Beyölkerung yerursachten Belästigung, deshalb hat die Staats- 
regierung yon der Meldepflicht Abstand genommen. Wencen der größeren 
Gefährlichkeit und längeren Dauer des Keuchhustens hält Beferent seine Be- 
kämpfung für wünschenswert. Weniger schmerzlich ist das Fehlen der Anzeige- 
pflicnt bei Krebs und Liflnenza. Für die im § 1 genannten Krankheiten 
besteht eine uneingeschränkte Anzeigepflicht. Em bescheidener Anfang zur 
Bekämpfung der Tuberkulose ist durch die Anzeigepflicht eines jeden 
Todesfalles an Lungen- und Kehlkopftuberkulose gemacht worden. Die seitens 
der Staatsregierung angestrebte energischere Bekämpfung ist yon der Volks- 
vertretung abgelehnt worden. Dasselbe ist mit der Bekämpfung der an- 
steckenden Geschlechtskrankheiten der FalL Bedauerlich ist es auch, 
daß das Herrenhaus die Anzeigepflicht bei Verdacht yon Kindbettfieber, 
BückfaUfleber, Typhus und Botz gestrichen hat. 

Jeder Anzeigepflichtige kann sieh nun damit entschuldigen, daß er den 
Verdacht zwar gehabt habe, aber noch zu keiner Diagnose gekommen sei; 
die strenge Durchführung der Anzeigepflicht wird dadurch erschwert. Die 
amtliche Ermittelung bei Verdacht auf Typhus und Kindbettfieber bietet keinen 
ausreichenden Ersatz. Die Anzeige selbst wäre praktischer an den Kreisarzt 
zu richten, wie es ein Bedner im Abgeordnetenhause yorschlug; dadurch 
würde kostbare Zeit gewonnen werden. Es würde infolgedessen zwar das 
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Schreibwerk der EreiBärzte wesentlich erhöht werden, dies konnte Jedoch 
durch Erhöhung der Amtsiinkostenentsch&dignng ausgeglichen werden. Da- 
durch würde auch eine erweiterte Anzeigepflicht bei der Taberknlose bei dis- 
kreter Behandlang weniger peinlich für die Betroffenen empfanden werden. 
Wechsel des Aufenthaltsorts von Personen, die an ansteckenden Krankheiten, 
leiden, ist durch das Gesetz nicht yerboten. In der Beihenfolge der zur An- 
zeige Verpflichteten (§ 2) wäre es zweckmäßiger Nr. 8 yor Nr. 2 zu setzen. 
Die Meldepflicht erstreckt sich nach § 3 des Gesetzes auch auf die Vorsteher 
yon OffenÜichen Kranken-, Entbindongs-, Mege-, Gefangenen- und ilhnlicher 
Anstalten, auf die HanshaitungsYorstände der Sdüffer oder FloßfOhrer. Mit 
Aufgabe zur Post gilt nach § 4 die schriftliche Anzeige als erstattet. Den 
Aerzten und ihren Gehilfen werden hierzu Kartenbriefe mit Vordruck und 
Aversionierungsstempel unentgeltlich verabfolgt. 

Bei allen Krankheiten außer bei Diphtherie, Scharlach und KOmerkrank- 
heit wird die Feststellung der ersten Krankheitsfälle Tom Kreisarzt 
gemacht (§ 6). Als ein Novom fällt auf, daß die Ortspolizeibehörde bei den letzt- 
genannten SLrankheiten nicht den Kreisarzt, sondern den nächstgeleffjnien Arzt 
requirieren muß, trotzdem die Staatskasse die Kosten trä^ Nach der Verfügung 
des Herrn Begierungspräsidenten in Gumbinnen vom 17. Novbr. 1905 ist in allen 
Fällen, in denen nicht ein näherwohnender Arzt vorhanden ist, der Kreisarzt 
damit zu betrauen. Bei den Feststellungen von Diphtherie erscheint in jedw 
Falle eine bakteriologische Untersuchung notwendig. Die Bestimmung, daß 
der Zutritt des beamteten Arztes zu dem Kranken von einer Erklärung des 
behandelnden Arztes abhängig gemacht wird, daß bei Kindbettfieber und Kind- 
bettfieberverdacht der Zutritt nur mit Zustimmung des Haushaltungsvorstandes 
ffestattet ist, zeigt von einem Mißtrauen in das Taktgefühl des Kreisarztes. 
Notwendig dürfte es sein, daß die Ortspolizeibehörden in jeder Anzeige sofort 
bemerken, ob und von wem der Kranke behandelt wird. Bei allen ansteckenden 
Krankheiten außer allen Fällen von Kindbettfieber und Kindbettfieberverdacht, 
eanz gleich ob sie in der Praxis einer Hebamme vorkommen oder nicht (Ver- 
fügung des Begiernngspräsidenten vom 17. Februar 1905) sind nur die ersten 
Fäle festzustehen, die späteren nur im Einverständnis mit dem Eegierunn- 
Präsidenten bezw. Landrat (dieselbe Verfügung). Bei allen Ermittelungen wErd 
die Verweigerung der Aussage oder die falsche Aussage der Beteiligten mit 
einer Strafe bis 150 Mark beiefft (§ 85,8). 

Die Schutzmaßregeln (§ 8) bezeichnen das Höchstmaß dessen, was 
angeordnet werden kann. Der Elreisarzt soll nur die notwendigen empfehlen. 
Man kann die Schutzmaßregeln einteilen in 1. gewöhnliche, am meisten anzu- 
wendende : Isolierung, Ausschluß von Schule und Unterricht und Desinfektion, 
2. etwas seltener anzuwendende: Beobachtung kranker Personen, Verkehrs- 
beschränkungen für das berufsmäßige Pflegepersonal, 8. am seltensten in Be- 
tracht kommende : Kenntlichmachung der Wohnung, üeberwachiug der gewerb- 
lichen Herstellung von Gegenständen etc., Verbot von MenschenansamnSungen, 
von Märkten etc., Verbot der Benutzung von Wasserentnahmestellen und Bade- 
einrichtungen, Bäumung von Wohnungen oder Gebäuden, Vorschriften über 
das Leichenwesen, Meldepflicht der Zugereisten, Absonderung und Beobachtung 
von krankheits- und ansteckungsverdächtigen Personen. Die laufende Des- 
infektion am Krankenbette wird am besten von den Gemeindeschwestern, die 
Schlußdesinfektion darf nur von einem geprüften Desinfektor ausgeführt 
werden. Auf die Anstellung lud Vermehrung yon Desinfektoren und Gemeinde- 
schwestern muß daher Bedacht genommen werden. 

§ 9 stellt die zwangsweise Behandlung der Granulose- 
kranken auf gesetzlichen Soden. Die Vorschrift der Ausführungsbestim- 
mungen, daß eine üeberführung in ein Krankenhaus nur behufs Operation 
zulässig sein soll, ist zu bedauern. Von den Kosten der Granulosebehand- 
lung werden nach den Erklärungen des Medizinalministers ^/r vom Staate 
getragen. Auf Grund des § 10 müßten russische und galizische Sais<m&rbeiter 
auf Granulöse untersucht und im Falle ihrer Erkrankung behandelt werden. 

Nach § 12 ist der Landrat befugt, die Amtsverrichtungen der OrtB- 
polizeibehörden für den einzelnen Fall einer übertragbaren &ankheit zu über- 
nehmen. Die Anordnungen der Ortspolizeibehörden können auf dem Wegf 
des Verwaltungsstreitverfanren — ohne aufschiebbare Wifkung — angefochten 
werden. 
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Eine Entschädigung fdr entgangenen ArbeitSYerdienst durch Iso- 
lierung yon kraakheits- und ansteciningsyerdftohttgen Personen findet nur bei 
den gemeingefährlichen Krankheiten statt 

Die ans Öffentlichen Mitteln zn bestreitenden Kost en regeln sich so, 
daß die Kosten fAr die landeapolizdlichen Maßregeln aas der Staatskasse und die 
Kosten fflr die im ortspolizeilichen Interesse ergriffenen Maßnahmen ans der 
Amtskasse, d. h. also von den Gemeinden za tragen sind. Eine erschöpfende 
Definition, was landespolizeiliche, was ortspolizeiliche Maßnahmen sind, gibt es 
nicht. Die beste Definition ist folgende: Maßnahmen, welche auf die Be- 
kampfang einer Seache innerhalb einer Gemeinde gerichtet sind, sind orts- 
poliieiliche und alle Maßnahmen, welche angeordnet werden, am die £in- 
sehleppang einer Seache aas aoBerpreoßischen Ländern in das Inland oder 
deren Verbreitang aas einer Gegend des Staatsgebiets in die anderen za yer- 
hindem, sind landespolizeiliche. §§ 27 and 28 regeln die Aafbringang der 
Kosten seitens leistangsanfäliiger Gemeinden and Gatsbezirke. 

§ 29 hat za ganz besonders aasgedehnten Debatten Veranlassong ge- 
geben, weil er in Verbindang mit § 28 des Eeichsseachengesetzes den PoliMi- 
aofsichts- bezw. LandesbehOrden die Befoj^us gibt, von den Gemeinden schon 
zniseachenfreien Zeiten hygienische Einrichtungen zu yerlangen, die 
zur Bekä mpf ang der Seache notwendig sind. Unter diesen Einrichtungen sind 
nach den Motiven und Ausf dhrungsbestimmungen aber nar zu verstehen : Be^ 
obachtungs- und Absonderungsräame, Unterkonftsstatten für Kranke, Desin- 
fektionsapparate, Beförderungsmittel für Kranke und Verstorbene, Leichen- 
hänser und BeerdigangspULtze, aber nicht allgemeine Krankenhäuser, Wasserlei- 
tungen und Kanalisationen. Die in den §§ 84—87 angedrohten Strafen er- 
scheinen recht hoch, doch ist die niedrigste Strafgrenze nicht angegeben, 
so daß diese auch nar mit 1 Mark bemessen werden kann. 

In der nun folgenden Diskussion bemerkte Oberbürgermeister Dr. Kirch- 
hof -Insterburg, daß die Stadt Insterburg bisher zu den Kosten der Granulose- 
behandlung keinen Zuschuß, geschweige denn ^/t erhalten hat. Eeg.- und 
Med.-Eat Dr. D o e p n e r erwidert, daß eine solche Bestimmung nicht bestehe ; 
die Kreis- bezw. Stadtverwaltungen haben selbst die Mittel aufzubringen. 
Dr. Krausse -Gumbinnen fährt aus, daß der Minister gesagt habe, es bleibe 
bei dem bisherigen Verfahren ; der Staat gebe nur Beihilfen, die sich nach der 
Bedürftigkeit der Gemeinden richten. Dr. z y g a n - Goldapp : Die Unterstützung 
des Staates beträgt im ganzen der Kosten. Beg.- und Med.-Bat Dr. D o e p - 
ner fügt hinzu, daß die Bestimmung bezüglich der Untersuchung ausländischer 
Saisonarbeiter auf Granulöse bereits seit Jahren bestehe, was Dr. Behrendt- 
Tilsit, Dr. Ploch und Dr. Krause -Gumbinnen für die Kreise Tilsit, Gum- 
binnen, Pillkallen, Lyck und Lötzen bestätigen. Auf die Ausführungen des 
Eeferenten, daß eine Entschädigung für entgangenen Arbeitsverdienst nur bei 
den gemeingefährlichen Krankheiten gezahlt wird, erwidert Eeg.- und Med.- 
Eat Dr. Do epner, daß nur bei diesen Krankheiten eine Absonderung von 
ansteckungsverdächtigen Personen stattfinde. 

Dr. Behrendt-Tilsit führt aus, daß der Min. -Erlaß vom 14. Juli 1884 
weiter Geltung hat, wonach die Lehrer verpflichtet sind, alle Kinder, die wegen 
ansteckender Krankheiten vom Schulbesuch ausgeschlossen werden, der 
Ortspolizeibehörde anzuzeigen; hierzu gehören auch Masern und Keuchhusten. 
Die Ortspolizeibehörde wird also Über £e Ausdehnung dieser Krankheiten, falls 
die Meldepflicht seitens der Lehrer gut gehandhabt wird, Informiert sein. Be- 
hufs Schulschließunff wird sie aber diese Krankheiten doch ärztlich feststellen 
lassen müssen. Nacn den Ausführungsbestimmungen zu §§ 5, 7 und 11 sollen 
die Eegierungspräsidenten Vorsorge treffen, daß sie von dem epidemischen Aus- 
bruch einer der in dem § 1 nidbt aufgeführten, übertragbaren Krankheiten 
tunlichst bald Kenntnis erhalten. Nach der Verfügung des Herrn Eegierungs- 
Präsidenten vom 17. November 1906 sollen nur die Landräte seitens aer Orts- 
polizeibehörden von dem Ausbruch dieser epidemischen Krankheiten benach- 
richtigt werden. Es wäre doch im hohen Grade wünschenswert, wMin die 
Ortspolizeibehörden angewiesen würden, auch die Kreisärzte zugleich mit den 
Lanoräten von dem Ausbruch solcher Krankheiten zu benachrichtigen, damit 
auch seitens der Kreisärzte die Initiative zur Schließung einer Säiule aus- 
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gehen kun. Eeg.- nnd Med.-Bat Dr. Doepner sagt die Erfttilnng dieses 
Wnnsches zu (ist bereits dnrch Begienugs-Verfttgimg gescheiten. Bei); 
ttbrigens werde der Min.- Erlaß vom 14. Jnli 1884 aufgehoben werden. 

Dr. Schnlz-Stallapönen frägt an, ob der Kreisarzt bei Anzeigen Ton 
anscheinender Bohr eine Dienstreise znr Teststellnng machen soll? B^.- nnd 
Med.-Bat Dr. Doeppner erwidert, daß dies nur bei epidemischer Bnhr 
nOtig sei. 

Dr. Vossins-Marggrabowa frfigt, ob bei Typhus nur der erste Fall in 
einer Gemeinde festgestellt werden mnß? Beg.-und Med.-Bat Dr. Doepner: 
Beim zweiten Typhusfall darf die Feststellung nur im EinTerstfindnis mit dem 
Landrat geschehen (Beg.- Verfügung yom 17. Noyember 1905); die zweite 
Feststellung soll nur den Verlauf der Epidemie feststellen. Die Entscheidung, 
ob wiederholte Dienstreisen zu machen sind, hat sich der Herr Begiemngs- 
prfisident vorbehalten. Dr. Kehler-Gumbinnen: Sind außer Bachendiphtherie 
noch andere Formen der Diphtherie anzeigepflichtig f Dr. P o d d e y - Darkehmea 
erwidert: Wo Diphtherie bakteriologisch festgestellt ist, muß auch Anzeige 
erstattet werden. 

Dr. Vossius-Marggrabowa: Die Verpflichtung des Kreisarztes, die 
Krankheit unverzüglich festzustellen und den behandelnden Arzt zeitig zu 
benachrichtigen, läßt sich schwer vereinigen. Beg.- und Med.-Bat Dr. Doep- 
ner erwidert: In vielen Fällen wird man aud^ auf die Feststellung der 
Krankheit verzichten können, wenn der anzeigende Arzt zuverlässig ist. Man 
wird sich also manchmal mit den Ermittelungen begnügen müssen. Dazu 
braucht man nicht in die Wohnung hineinzugehen; man kann sich auch die 
Angehörigen herauskommen lassen. Verpflichtet ist der behandelnde Arzt zur 
Antwort nicht. Bei Kindbettfleber muß man sich ebenso verhalten. Die Heb- 
amme und der Ehemann werden gegebenenfalls genügende Auskunft geben 
können. Dr. Czygan-Qoldap: Die Antwort des behandelnden Arztes abzuwarten, 
erscheint nicht notwendig; es ist nur nötig, ihm Gelegenheit zu geben, daß er 
bei der Feststellung des Kreisarztes anwesend sein kann. Dr. Heidenhain- 
Insterburg: Die Beise des Kreisarztes hat den Zweck, Verhütung und Be- 
kämpfung der Krankheit; also ist die Hauptsache die Desinfektion der 
Krankenstube. Dies tut auch der behandelnde Arzt in den meisten Fällen. 
Beg.- u. Med.-Bat Dr. Doepner: Die Belehrungen, betreffend Absonderung 
und Desinfektion können auch außerhalb des Krankenzimmers erteilt 
werden. 

Dr. Behrendt-Tilsit macht darauf aufmerksam, daß nach den Aus- 
führungsbestimmungen zu § 8 XL während der ganzen Dauer der Krankheit 
die Vorschriften der Desinfektionsanweisune auch seitens der praktischen Aerzte 
regelmäßig anzuordnen und peinlichst zu befolgen ist. 

Dr. V s s i u s - Marggrabowa : In vielen Fällen läßt sich eine Feststellung 
nicht umgehen, so zur Entnahme der Blutprobe. 

Beg.- und Med.-Bat Dr. D o e p n er : Wünschenswert ist die Anwesenheit 
des behandelnden Arztes. 

Dr. Krause-Gumbinnen: Ist der behandelnde Arzt nicht anwesend, 
so wird der Kreisarzt die Untersuchung des Kranken auch ohne ihn 
machen. 

Dr. Behrendt-Tilsit: Die Forderung, daß der behandelnde Arzt bei 
der FeststeUung des Kreisarztes anwesend sein solle, paßt mehr für die Städte 
und den Westen, wo mehr Aerzte vorhanden, und sie auch leichter zu erreichen 
sind. Auf dem platten Lande in unserem Begierungsbezirk wird diese Forde- 
rung ein frommer Wunsch bleiben. Jedenfalls sei es aber nötig, daß die Orts- 

Solizeibehörde den Kreisarzt benachrichtige, ob und von wem ärztliche Be- 
andlung stattgefunden hat. 

Dr. Franz- Heinrichswalde fragt an, ob bei Masern im Schulhause die 
Schule zu schließen seL Dr. Cohn-Heydekrug und Dr. Po ddey -Darkehmea 
halten es nicht für notwendig. Beg.- und Med.-Bat Dr. Doepner hält eine 
Absonderung der kranken Kinder und Wechseln der Kleider seitens des Lehrers 
für ausreichend. 

Dr. Cohn-Heydekrug regt die Frage an, wie sich der Kreisarzt in den 
Fällen, in denen übertragbare Krankheiten (Scharlach, Diphtherie, Masern) 
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gruppenweise oder dch häufend oder sonst in einer für das Öffentliche Wohl 
bedenklichen Weise auftreten (§ 82 b der D. A.), zu yerhalten hat. Beg.- und 
]fed.-Rat Dr. Doepner erwidert, daß der § 82b durch das Gesets huifallig 
geworden sei. Eigentlich müsste in solchen Fällen erst das Staatsministerium 
die Feststellung beschließen (§§ 5 und 7, sowie Ausffthrungsbestimmungen 
dazu). Nur bei gruppenweisem Auftreten yon Scharlach und Diphtherie 
dflrfen nach der Yeroronung des Herrn Begierungspräsidenten yom 17. No- 
yember 1906 Dienstreisen unternommen werden. 

Dr. Cohn und Dr. Franz wünschen gedruckte Verhaltungsrorschriften 
bei ansteckenden Krankheiten fttr die Amtsrorsteher. Beg.- und Med. «Bat 
Dr. Doepner: Den Druck der YerhaltungsYorschriften hat sich der Herr 
Minister yorbehalten. Für den Befundbericht bei Feststellungen ist nichts zu 
liquidieren. Die Kostenrechnungen der beamteten Aerzte sollen durch die 
Königliche Begierung, die der nichtbeamteten Aerzte durch die Kreisärzte 
geprüft werden. 

Beferent hat yerschiedene Punkte zur Diskussion gestellt, denen sich 
nunmehr die Versammlung zuwendet. 

Punkt 1 : Die Frage, wie weit darf der Kreisarzt in seinen hygienischen 
Anforderongen gehen darf, soll auf die Tagesordnung der nächsten amtlichen 
Medizinalyersanmilung gesetzt werden. 

Die Frage, Punkt 4: ob die Anzeige der Aerzte an den Kreisarzt prak- 
tisch durchführbar werde, wird durch den Beg.- und Med.-Bat Dr. Doepner 
dahin beantwortet, daß sie ihm nicht zweckmäßig erscheine. Auch die dis- 
kretionäre Anzeiffe bei Tuberkulose setze eine Anzeigepflicht yoraus. Punkt 5: 
Die Anfrage, ob es eine gesetzliche Bestimmung gibt, nach welcher an an- 
steckenden Krankheiten leidende Personen am Wechsel des Aufenthaltsortes 
gehindert werden können, wird yerneint. Behrendt- Tilsit hält diesen Mangel 
einer Bestimmung für eine wesentliche Verschlechterung gegenüber dem § 16 
des Begulatiys yom 8. August 1885, wonach der Transport eines an einer an- 
steckenden Krankheit Leidenden yon einer polizeilichen Gknehmigunff abhänsig 
gemacht worden war. Er fragt an, ob es nicht angängig wäre auiGrund des 
§ 10, Teil II, Titel 17 des Allgem. Landrechts ein solches Verbot zu erlassen ; 
Beg.- u. Med.-Bat Dr. Doepner hält ein solches Verbot für wünschenswert, 
jedoch kann es nur für den einzelnen Fall yerfügt werden. Ihm treten Landrat 
Magnus und Beg.-Assessor Klapp beL Dr. Krause-Gumbinnen macht 
darauf aufmerksam, daß § 12 des iteichsseuchengesetzes yom 80. Juni 1900 
nidit soweit gehe, lieber Punkt 7: wie gestaltet sich nun die Granulose- 
Behandlung, erhebt sich eine sehr lebhafte Debatte darüber, ob eine zwangs- 
weise Unterbringung eines Granulosekranken in einem Krankenhause zulässig 
ist oder nicht. Der Herr Begierungspräsident hält sie' nicht für zulässig, wenn 
der S[ranke die Operation yerweigert, während Beg.- und Med.-Bat Dr. Doep- 
ner die Ansicht yertritt, daß nach dem Wortlaut der Au8ffihran|^bestimmungen 
eine Ueberführung in das Krankenhaus wohl möglich ist, weil erst dort der 
Kranke wegen der Einyerständniserklärung mit der operatiyen Behandlung 
gefragt werden kann. 

Punkt 8: Auf möglichst yiel bakteriologische Untersuchungen ist bei 



Auf die praktischen Aerzte soll kern Zwang ausgeübt werden. Dr. Krause- 
Gumbinnen, der Leiter der bakteriologischen Untersuchungsstelle der 
Königlichen Begierung, bittet, ihm recht yiel Untersuchungsmaterial ein- 
zuscmcken. 

Die übrigen zur Diskussion gestellten Punkte werden durch die Debatte 
für erledigt erklärt 

Nach Schluß der Versammlung yereinigte ein gemeinschaftliches Mittags- 
mahl die Teilnehmer im Bheinischen Hof. 



den Ermittelungen Gewicht 




angenommen. 



Dr. Behren dt -Tilsit. 
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Die Beteiligung an der diesjährigen Versammlung Deutscher Natur- 
forscher und Aerzte war etwas geringer als im Vorjahre; die Qesamtiahl der 
Teilnehmer hat nur 2800 betragen, trotsdem erwartet werden konnte, daß neben 
den angekttndigten interessanten Vorträgen auch das landschaftlich schön 

gelegene Stuttgart eine besondere Anziehungskraft ausflben wILrde. Die 
es<ääft8fflhrung lag in den Händen der Herren Ober -Med.- Bat Dr. y. Burk • 
hardt und Dr. Hell, Prof. der Chemie an der technischen Hochschule, unter 
deren Leitung alle Vorbereitungen gut getroffen waren. Se. Majestät der 
König wohnte der Eröffnungssitzung bei und empfing eine große Zahl 
der hervorragendsten Gelehrten der verschi^ensten Disziplinen zur TafeL Als 
Vertreter der Abteilungen fflr Hygiene und gerichtliche Medizin waren zu 
diesem Empfang die Geheimräte und Professoren Dr. E u b n e r und Dr. Straß- 
mann-Berlin geladen. Von den dargebotenen Festlichkeiten Ünd besonders 
zu nennen : Festyorstellungen in den beiden KgL Theatern, Gartenkonzert in den 
Kuranlagen von Cannstad^ gegeben von dem Stuttgarter ärztlichen Verein und 
dem Verein fftr yaterländische Naturkunde und Empfang auf dem Bathause, 
veranstaltet von der Stadtverwaltung. Den Schluß oildeten Ausflftge nach 
Hohen -Neuffen, Heidegraben und Urach, nach Lichtenstein, Burg Hohenzollem 
und Tübingen, die leider unter der Ungunst der Witterung zu leiden hatten. 

Von den Vorträgen der allgemeinen Sitzungen interessieren den 
Hygieniker nur wenige. 

In der ersten allgemeinen Sitzung erstattete Prof. Dr. Gutzm er -Halle 
den Berieht der Unterriehtskommission deutseher Naturforscher und Aente« 
Jm Literesse der Jugend und der nationalen Leistungsfähigigkeit forderte er 
unter lebhaften Beifall der Versammlung, daß den Naturwissenschaften in den 
höheren Unterrichtsanstalten der ihnen gebtthrende Einfluß eingeräumt werde. 
Prof. Dr. Lipps- Manchen sprach hierauf Uber Naturwissenschaft und Welt- 
anschauung« 

Li der zweiten allgemeinen Sitzung hielt Prof. Dr. B älz- Stuttgart 
einen Vortrag Aber Besessenheit und verwandte Zustände« Nach seinen 
Ausführungen gehört die dämonische Besessenheit, die auf der ganzen Welt 
vorkomme, auch in Deutschland nicht so ganz der Vergangenheit an, wie man 
gewöhnlich glaube. Es sei deshalb zu bedauern, daß diese psydiologisch und 
medizinisch höchst lehrreichen Erscheinungen von der Wissenschaft zu wenig 
beachtet werden. Bälz hat in Ostasien Fälle von Besessenheit beobachte^ 
die in ihren Erscheinungen genau das Bild der in der Bibel beschriebenen 
Fälle darboten. Nach den von ihm dort, namentlich in Tokio, gemachten 
genauen Studien besteht fttr ihn kein Zweifel, daß es sich stets um Auto- 
suggestion handelt; die Heilung der Besessenheit erfolge daher auch am besten 
durch Suggestion, die religiöser oder anderer Natur seüi könne ; sehr chronische 
FlUle trotzen jedoch oft luler Behandlang. Jedenfalls sollten die Aerzte und 
Naturforscher diesen interessanten psychischen Vorgängen mehr Aufmerksunkeit 
als bisher schenken. 

Hierauf sprachen Dr. Lehmann -Karlsruhe über Flftsdge Kristalle 
und als letzter Sedner Hof rat Dr. Penck- Berlin über SüdafHka und die 
Zambesifille. 

II. Gbexneinsobaftllohe SltBimgen mehrerer Abteilungen 
der mediainleohen Haaptgmppe. 

Aus diesen Sitzungen interessierten besonders die Verhandlungen über 
Syphilis und Cerebrospinalmeningitis. 

1. Die Ermagensehaften der modernen Syphillsforsehung« Der 
erste Vortragende, Cfeh. Med. -Bat Prof. Dr. Ne iß er «Breslau, der über 
experimentelle Syphilis sprach, glaubt die Zeit für gekommen, seine 



I. Allgemeines and Allgemeine Sitsongen. 
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ArbdteD, denen das Beich so viele Opfer gebracht hat, dem Forum der 
Aerzte yorznlegen. Es l&ßt sich nicht leugnen, daß Therapie und Diagnose 
in den letzten Jahren große Fortschritte gemacht haben, aber ebenso klar ist 
jedem Syphilisforscher, daß man hier auf einem toten Punkt angelangt war. 
£s fehlte an 2 Forschungspunkten. Man kannte den Syphiliserreger nidit und 
konnte den Krankheitsrerlauf nicht experimentell feststellen. Metschnikoff 
nnd Boux fanden in dem Affen ein geeignetes Versuchstier; Schaudinn 
entdeckte den Erreger der Syphilis. Neißer findet es unbegreiflich, wie 
man neuerdings einen Angriff auf die zweifellos ätiologische Bedeutung der 
Spirochäte machen könne durch Anzweiflung der Silberspirochäte. Er gibt zu, 
daß sich mit der Silbermethode auch noch anderes färben lasse als Spirochäten, 
dadurch könne aber die Silberspirochäte nicht erschftttert werden. N. glaubt, 
daß auch das Kaninchen für Syphilis empfänglich sei; für Experimente sei aber 
der Affe das geeignetste Tier. Wenn man ihn mit Syphilisstoff impft, so 
bekommt er primäre syphilitische Erscheinungen, und jedes syphilitische Produkt, 
dßa man zur Impfung beim Affen benutzt, erzeu^^t einen primären syphilitischen 
Affekt Nimmt man zur Impfung ein nicht syphilitisches Produkt, so ist es nicht 
möglich, Syphilis zu erzeugen. Auch hereditäre Syphilis hat man beim Affen 
erzeugt Ein Unterschied m der Virulenz zwischen primärer und sekundärer 
SyphiBs läßt sich nicht feststellen. Alle Affen bekommen gleichmäßig den Primär- 
affekt; in bezug auf die Disposition besteht jedoch insofern ein Unterschied, 
als höhere Affen viel empfänglicher sind als niedere. Bei den höheren Affen 
kann man den Primäreffent durch Impfung am eanzen Körper erzeugen, bei 
niederen Tieren dagegen nur durch Impfung an den Lippen lud an bestimmten 
Teilen. Durch subkutane Impfong ist eine Infektion nicht möglich, auch hat 
sich bisher das Gift bei subkutan geimpften Tieren in inneren Organen nicht 
nachweisen lassen, was fflr eine Schutzimpfung yon großer Beoeutung ist 
Ebenso ist es Neißer nicht gelungen, auf intrayenösem Wege ein Tier zu 
infizieren ; er zweifelt jedoch nicht an einem späteren (Belingen der Infektion 
anf diesem Wege, da es ja auch bei heriditärer Syphilis der Fall ist Die 
Affen sind also £^perimentiertiere. Man bekommt bei ihnen typische Syphilis 
allerdings nicht auf allen Impfwegen, sondern nur auf kutanem Wege. Das 
Ergebnis ist wertToU für die Diagnostik, weniger für die tägliche Praxis, da 
5 — 6 Wochen bis zur Feststellung gebraucht werden und bei diesen längst die 
klinischen Ermittelungen gemacht sind. Wichtig aber ist dieses Ergebms bei 
einem Fall, wo man nicht weiß^ ob es sich um eine neue Infektion oder um 
tertiäre Syphilis handelt. Tertiäre Syphilis läßt sich mit demselben positiyen 
Besultat bei der Impfung nachweisen wie primäre. Früher war man der An- 
sicht, daß die Syphius im tertiären Stadium nicht ansteckend sei; diese An- 
sicht hat sich jedoch als irrig erwiesen, denn die Erfahrung hat nur gelehrt, 
daß an den Stellen, die für Infektionen in Betracht kommen, Lippen, Genita- 
lien usw., das Virus im tertiären Stadium abstirbt und die Mehrzahl der ter- 
ti&ren Syphilitiker gar nicht in die Lage kommt, in kontagiöser Beziehung 
gefährlich zu werden. 

Die Syphilis ist eine konstitutionelle Krankheit, die jahrelang im Körner 
steckt Die Frage, wann die Syphilis geheilt ist, kann man z. Z. nur bei den 
Tieren experimentell lösen, beim Menschen wird dies erst dann der Fall sein, 
wenn man eine Schutzimpfung hat. 

BetrefÜB der weiteren Frage, wie die Verseuchong Yor sich geht, hat N. 
durch Versuche festgestellt, daß, wenn man dem Tier 6 Stunden nach der 
Impfunff die Impfstelle exzidiert, eine Infektion unterbleibt, während nadi 
8 Stunden bei einer Neuimpfung an der exzidierten Stelle Syphilis wieder auf- 
trat. Metschnikoff steht auf dem Standpunkt, daß durch 887«% ige 
Oalomel- Salbe eine Primärinfektion beseitigt werden kann. Ob die SyphiSs 
für künftige Fälle immun macht, ist noch nicht völlig erwiesen. Man weiß 
nur, daß £e meisten Menschen, die einmal Syphilis hatten, nicht mehr infiziert 
weraen. Dieser Umstand kann aber auch darauf beruhen, daß diese Menschen 
noch einen Giltherd in sich bergen, yon dem aus der Körper konstitutionell 
beeinflußt wird. 

Ueber die Schutzimpfung weiß man noch gar nichts, denn es ist 
bisher stets mißlungen, ein Serum zu gewinnen. Die Quecksilberbehandlung 
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wird man immer beibehalten mttssen. Zum Schluß richtet N. an alle Aerzte 
die Aufforderung, fttr die Aufklärung des Publikums zu sorgen. 

Die Ausführungen des zweiten Eeferenten, Dr. Hof f mann-Berlin, 
beschäftigten sich hauptsächlich mit der Aetlologle der SyphUlB. Mit warm- 
empfundenen Worten gedachte der Redner zunächst des leider so früh ver- 
storbenen Entdeckers der Spirochaeta pallida, Dr. Schaudinn, und wies 
dann die yerschiedenen Einwände gegen die äUolof^ische Bedeutung derselben 
als unhaltbar zurttck. Die Spirochaeta pallida ist jetzt in allen yerschiedenen 
syphilitischen Erkrankungen und Stadien, auch im dritten Stadium, und in den 
verschiedensten Organen und Körpersäften nachgewiesen. Uire Morphologie 
und Biologie wurden yon dem Beferenten eingehend erörtert und durch Demon- 
stration zahlreicher mikroskopischer usw. Präparate erläutert. 

2. Die Verhandlung Uber CerebraspinalmenlBgitlB begann mit einem 
Vortrag yon Pro! Dr. Westenhoff er-Berlin: Ueber den gegenwirttgea 
Staad userer KeimtiLlsse yon der flbertragbarea Geuiekstarre« 

Die GFenickstarreepidemie in Oberschlesien im yorigen Jahre hatte zahl- 
reichen Forschern, darunter auch W., ausgiebig Gelegenheit gegeben, Uber 



Im Jahre 1887 wurde yon Weichselbaum der Diplococcus intraoellularis 
als der Erreger der akuten Gehirnhautentzttndung beschrieben. Jäger zeigte 
dann, daß dieser Diplococcus der Erreger der dgentlichen epidemischen Genick- 
starre sei y. Lingelsheim kam zu demselben Besiütat wie Weichsel- 
baum. Westenhof f er fand nun, daß die Eintrittspforte des Meningococcus 
die Bachentonsille und die hintere Bachenwand sei und die Meningokokken 
nicht nur nicht im Bachensekret einfach yorhanden sind, sondern dort auch 
eine Entzündung heryorrufen, die Meningokokkenpharyngitis genannt wird. 
£. Mayer bestätigt diese Befunde, y. Lingelsheim konnte in 94®/o aller 
Fälle den Diplococcus intraoellularis Meningococcus züchten. Bezüglich der 
Untersuchung von Kokkenträgern fand er, daß die Meningokokken nur bei 
solchen Gesunden im Bachenschleim yorkommen, welche aus der Umgebung 
yon Genickstarrekranken stammen. 

Warum sich an sporadische Fälle yon Gknidcstarre Epidemien anschließen 
und warum manchmal so schwere Epidemien auftreten, läßt sich yorlänfig 
noch nicht beantworten. Jehle hat Studien in Osterrmchlsch Schlesien und 
im Buhrkohlengebiet darüber gemacht und kommt zu dem Schlüsse, daß die 
epidemische Ausbreitung der Genickstarre nur durch die Gruben erfolge. 

90 Prozent der Erkrankten in Oberschlesien waren Kinder unter 15 
Jahren; da die Kinder eine größere und ausgebildetere Bachentonsille haben 
als Erwachsene, ist die überwiegende Zahl der Erkrankungen yon Kindern leicht 
erklärlich. Die Keime gelangen am wahrscheinlichsten durch direktes Ein» 
dringen in die Blutbahn in das Gehirn. 

Die Behandlung ist bis jetzt fast ausschtslos. WestenhOffer ist der 
Meinung, daß die Genickstarrebehandlung in das Bessert der Chirurgen gehOrt. 

Dr. Jehle -Wien sprach hierauf über das Entstehen der Geniekstarre- 
epldemlen, namentlich über sogenannte Grubenendemien. Nach seinen Be- 
obachtungen konnten bei den meisten Krankheitsfällen ein ätiologischer Zu- 
sammenhang mit den Gruben nachgewiesen werden; die Verbreitung auf 
anderem Wege tritt gegenüber diesem Infektionswege in den Hintergrund. 

Dr. Winkler-Breslau berichtete über die Ctoniekstarre in Breslau im 
Jahre 1905/06, während am Schluß Prof. Dr. Jaeger- Straßburg die Agglu- 
tliiatiomsprllfaiig der MenlDgokokkeB besprach. Er luterscheidet zwei Arten 
yon Meningokokken, resistente, üppig wachsende und leicht kultirierbare 
sowie labile und schlecht wachsende. Entscheidend für ihre Beurteilung ist die 
Agglutination, der eine weit größere und ausschlaggebendere Beurteilung bei« 
zumessen ist, als dem Verhalten der Kokken auf raistlichen Nährboden. 



Verantwortl. Bedakteur : Dr. Eapmund, Beg.- u. Geh. Med.-Rat in Minden i. W. 
J. C. C. Bnmi, HtfsogL Sieha u. T. ScIl-L. Hofbnelidrvckv«! im Mlnta. 




(Schluß folgt) 



Dr. Holle-Stuttgart 
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III. Abtellimg fOr H7glene und Bakteriologie. 

Die TeÜDehmerzahl in den einzelnen Sitzongen war eine erfrenlich statt- 
liche, so erschienen beispielsweise zu den Vorträgen über Taberkalose Aber 
80 Zuhörer. 

L Die Bedeutung der Baraekenbaaten insbesondere für Knrorte« 

Der Vortragende, Obelbürgermeister a. D. am En de -Dresden, leitet 
seine Ansfühmngen mit Betrachtungen über die Vermehrung and Ausdehnung 
der Krankenanstalten in großen Städten während der letzten 20 Jahre ein 
und betont, daß die kleinen Städte und Kurorte meist nicht von dieser segens- 
reichen Strömung berührt worden sind. — In kleinen Gemeinden, in denen die 
Errichtung und jederzeit betriebsfähige Unterhaltung besonderer ständiger 
Isoliergebäude nicht möglich ist, verdient die Beschaffung proYisorischer ünter- 
kunftsräume in Form einer transportablen Baracke den Vorzug. Auch in 
mittleren und großen Gemeinden, die mit modernen Krankenanstalten versehen 
sind, erhält die Baracke Bedeutung, wenn es sich z. B. bei Ausbruch eines 
Kriep^es oder von Epidemien darum handelt, schleunigste Massenunterkünfte 
ür Kranke zu schaffen oder bestehende Krankenhäuser durch provisorischer 
ünterkunftsräume zu erweitern. Diese Anforderungen erfüllt die D ö c k e r sehe 
Baracke in allen Punkten. Sie zeigt zwei untereinander verschiedene Kon- 
strulctionen : 1. Die sogenannte fliegende Baracke, die in ihrer Konstruktion 
bis an die äußerste Grenze des geringen Gewichts und leichter Beweglichkeit 
geht, und 2. die festere, aber gleichwohl leicht zu errichtende Baracke mit 
größerer Dauerhaftigkeit 

Die Innenwände der Döck e r sehen Baracke sind glatt, abwaschbar und 
zuverlässig desinfizierbar. Das Material zur Auskleidung besteht aus einer 
zähen Pappe, ist wasserdicht und flammensicher imprägniert. Das Dach ist 
doppelt. Die fliegenden Baracken ruhen auf Betonblöcken, während bei den 
Baracken stärkerer Konstruktion eine Gi ündung auf Frosttiefe mit Befestigung 
der Qrundsohle anzuwenden ist Die Länge der Gebäude ist unbeschränkt 
ihre Breite kann 6,6 m, 7 lud 10 m betragen, die Lüftung ist ehie überaus 
reichliche und ausreichende. 

Des weiteren geht der Vortragende auf den Nutzen der Döck er sehen 
Baracke beim Auftreten einer Epidemie ein, sowohl in großen Städten, als in 
Kurorten, zum Zwecke einer möglichst strengen Isolierung und Vermeidung 
einer Weiterverbreitung der Seuche. — In Kurorten kann die Döck er sehe 
Baracke durch Entfernung einer Wand auch als Liegehalle Verwendung finden. 

Der Vortrag brachte nichts Neues und gab daher auch keinen Anlaß 
zur Diskussion. 

2« Die Aufnahme der Fabrikgifte durek Lunge und Haut. Professor 
Dr. K 6. Leb mann -Würzburg: Die Ausführungen des Vortragenden be- 
treffen die Frage nach der Quantität der Aufnahme der durch Fabrikations- 
betriebe erzeu^n giftigen Gase durch den Bespirationstraktus und seiner 
Studien über die Menge der durch die Haut aufgenommenen giftigen Flüssig- 
keiten und festen Körper. Zur Berechnung der Absorptionsgröße giftiger 
Gase dienen: 1. die Flaschenmethode, 2. die Böhrenmethode, die beide einen 
mit dem giftigen Ghise gefüllten Baum voraussetzen, und zwei weitere Methoden, 
die das gasförmige Gift in fiüssiger Form in einer Vorlage voraussetzen. 

Die Besultate in bezug auf die Aufnahme der giftigen Gase durch den 
Bespirationstraktus sind folgende: 

1« Die im Wasser löslichen Gase werden vom Menschen in den gerade 
noch erträglichen Dosen zu 85— 100 ^/o absorbiert Ueberschlagsmen^e über 
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die GifUnfDahme der Fabrikarbeiter 90— 95^o. Schweflige Säure wird nur zu 
72 7o aufgenommen. 

2. Schon liundhOhie und Nase genflgen zu annihemd yollatändiger Ab- 
sorption dieser Gase. Bei Aufnahme durch den Mund enthält der Speichel bis 
70®/o des absorbierten Gases. 

8. Bei Tierversuchen nach der Methode der Müll ersehen Ventile 
wurden yon Salzsäure bis 78, yon Essigsäure bis 86% yon schwefliger Saure 
bis 58 ^/o absorbiert. 

4. Interessant ist, daß sich die VoUständigkeit der Absorption durch die 
Luftröhren und Lunge allein meist nicht yon der durch den ganzen Eespirations- 
triÜLtus unterscheidet. 

6. Noch bei sehr starken Säuredosen hält die Nase die Säure so yoll- 
ständig zurück, daß in der Luftröhre keine saure Reaktion auftritt. 

6. Von dem im Wasser löslichen Kohlenstoff werden etwa 22 ^/^ absorbiert. 

Fttr die Praxis folgt aus diesen Besultaten, daß es notwendig ist, den 
Eintritt giftiger Gase in den Fabrikräumen zu yerhindem. 

Bd der Feststellung der Aufnahme giftiger Körper durch die Haut 
wurde namentlich mit Paranitrochlorbenzol gearbeitet. Nachdem das Versuchs- 
tier, dem die giftige Substanz mittelst eines Heftpflasterstreifens auf die Haut 
appliziert wurde, yerendet war, wurde die Giftmenge im enthäuteten Kadayer, 
ia der Haut und in den ümbtüluogen bestimmt. Das Besnltat war, daß sehr 
kleine Giftmengen durch die Haut aufgenommen lebensgefähtlich wirken können. 
Es ist deshalb eine Hauptaufgabe, durch Sorge fflr reine Arbeits- und Straßen- 
kleidung, sorgfältige Hautreinigung Vergiftungen zu yermeiden. 

Diskussion. Prof. Dr. Schottelins-Freiburg frägt an, ob Leh- 
mann auch über Leuchtgasresorption guantitatiye Untersuchungen angestellt 
habe. Im Interesse der Arbeiter in Gaswerken wäre es yielleicht praktisch yon 
Bedeutung hierflber Aufschluß zu erhalten, zumal solche Arbeiter die Geruchs- 
empfindung für Leuchtgas yerlieren. 

Bezirksarzt Dr. Die ts ch-Hof teilt Erfahrungen mit über dauernde Ein- 
atmung yon großen Mengen Schwefelwasserstoff durch Leute, die an einem 
Fluß mit famendem Inhalt wohnten. Es kamen wohl Erkrankungen, aber 
keine Todesfälle oder schwere Vergiftungen yor. Er frägt an, wie yiel yon 
den giftigen Gasen und wie lange sie im Körper bleiben. 

Dr. Brat-Charlottenburg frägt, ob die durch Mund und Nasenhöhle 
absorbierten Gasmengen toxisch wirken können. Die Aufnahme yon Paranitro- 
chlorbenzol geschieht in den (Gewerbebetrieben gewöhnlich durch den Bespi- 
rationstraktus, obwohl Aufnahme durch die Haut natürlich in einzelnen Fällen 
nicht unmöglich ist. 

8« Ueber Glessfleber* Prof. Dr. Lehmann - Wttrzburg : Gießfieber ist 
eine häufige Gewerbekrankheit der Messingarbeiter. Einige Stunden nach dem 
Gießen erkranken die Arbeiter an Schüttelfrost, Fieber, Beis- und Entzftndungs- 
erscheinungen in Luftröhre und Lunge, dann kommt Mattigkeit, Muskel- 
schmerzen, Kopfweh; bei schweren Erkrankungen treten Schmerzen in der 
Blasengegend auf. Man hat in diesen Fällen Basselgeräusche in den Bronchien 
und den unteren Lungenabschnitten konstatiert Der Harn ist dabei konzentriert, 
reich an Indigorot, kein Eiweiß, kein Zucker, ganz wenig granulierte Zylinder, 
mehrere Tage 1— 2 mg Zink pro die im Harn; Blut ohne Sesonderheiten. Der 
Zustand dauert mehrere Stunden bis zu einigen Tagen. — Das Gießfieber tritt 
auf bei Verarbeitung des Messings, weil bei dessen Guß neben Kupfer bei 
1000 ' Zink zugesetzt wird, wobei dichter Zinkozydnebel entsteht Im Winter 
tritt wegen mangelnder Ventilation das Gießfieber häufiger auf. Von Ge- 
wöhnung kann nur in bescheidener Weise die Bede sein. Die Disposition zum 
Gießfieber ist sehr yerbreitet Die sorgfältigsten persönlichen Sdiutzyorrich- 
tungen, nasse Tücher, Watte etc. genügen durchaus nicht zum Schutze. 

4« Giftige Konseryen. Prol Dr. Schottelius-Freiburg LB.: Aus 
den bisher gemachten Beobachtungen über diesen Gegenstand geht henror, 
daß außer dem Bacillus botulinus eine ^roße Anzahl anderer Spaltpilze, femer 
die zur Gruppe der Kolibakterien gehörigen Mikroorganismen eine giftige Zer- 
setzung yon Nahrungsmitteln heryorrufen können. Es kommen noch femer yoft 
Bakterien in Betracht die yerschiedenen Proteusarten u. a. Für die Praxis ist 
es ohne Bedeutung, ob das Gift sich im Innern der Bakterien befindet und 




Aerzte rom 16. bis 22. September 1906 zu Stuttgart. 



1dl 



giftige Spaltpilze gegessen werdoD, oder ob das Gift von ihnen als eine Lebens- 
ftossernng ausgeschieden wird, oder ob es außerhalb der Bakterien entsteht 
ans dem Eiweiß des Nährbodens, auf dem die Spaltpilze sidi yermehren. Bei 
den Vergiftungen durch Konserren handelt es sich nicht um eine Infektion, 
sondern um eine direkte oder indirekte Intoxikation. Indirekt insofern, als die 
mit den Konseryen aufgenommenen Bakterien auch noch im Darm der er- 
krankten Person sich yermehren und ihre giftigen Wirkungen äußern, so daß 
nicht nur das Qift, das in den Konseryen gebildet wird, direkt wirkt, sondern 
außerdem noch das nachträglich im Darm entstandene. Diejenigen konser- 
yierten Nahrungsmittel sind am meisten der giftigen Zersetzung ausgesetzt, 
die genügend freie Wassermenge zur Vermehrung der Bakterien enthalten, 
und femer diejenigen, in denen am reichlichsten Eiweiß enthalten ist. Das 
Gift in den Konserven wird darch die außerhalb des Körpers eintretende 
bakterielle Zersetzung yon Eiweiß gebildet. Fehlt den Konseryen die zur 
BakterienyermehruDg notwendige Menge freien Wassers, so sind sie auch einer 
Vergiftung nicht ausgesetzt Es sind dies die geräucherten^ getrockneten oder 
die in Oel oder in Zucker konseryierten Nahrungsmittel. 

Das Bestreben, Delikatessen, wie Fische oder Hummer, möglichst billig 
herzustellen, um sie auch den minder bemittelten Leuten zagänglich zu machen, 
ist mit den Grundsätzen rationeller Gesundheitspflege nicht yereinbar, da sie 
für einen billigen Preis nur auf Kosten der Qaabtät und Gefährdung der Ge- 
sundheit geliefert werden können. Es kommen für die Vergiftungen haupt- 
sächlich die für den großen Konsum bestimmten, sowohl animalischen, wie 
yegetabilischen Nahrungsmittel in Betracht. Ilire Zersetzung ist dieselbe wie 
bei den frischen Nahrungsmitteln, nur daß bei ihnen die Möglichkeit der Ver- 
unreinigung sich innerhalb engerer Grenzen hält Diese yon den Fabrik- 
betrieb^ so eng wie möglich gezogenen Grenzen schließen das Vorkommen 
kleiner in ihren Folgen doch so schwerer Fehlerquellen nicht aus. Die unter 
den strengsten Kautelen hergestellten 3üchsen, die so einwandsfrei wie mög- 
lich yorgenommene Einfüllung der Nahrungsmittel in die Büchsen, der sorg- 
fältigste Verschluß und das beste Auskochen und Verschließen der Büchsen 
yermögen das Vorkommen minimaler OefCnungen, die sich der Sinneswahrnehmung 
bei der Beyision entziehen, nicht zu yermndem. Aus den feinen kapillaren 
Oelfnungen, die aus Wahrscheinlichkeitsgründen meistens dort liegen, wo der 
Bfichseninhalt der inneren Wandung sich anlegt, kann der Inhalt nicht aus- 
fließen, dagegen yermag die äußere Luft, yor ^em bei der nach dem Sterili- 
sieren eintretenden Zusammenziehung der Büchse leicht einzudringen und 
damit die die Zersetzung bewirkenden Bakterien in das Innere der scheinbar 
gut yerschlossenen Büchsen zu befördern. Bedenkt man, welchen äußeren 
Einwirkungen eine solche Büchse bis sie in den Gebrauch kommt, ausgesetzt 
ist (Draclc, Stoß, Boston infolge der Einwirkung yon Säuren yon auMn her 
oder durch den sauren Inhalt yon innen aus)| so wird man ohne weiteres ein- 
sehen, daß die Gefahr des Undicht Werdens mit dem Alter der Büchse zunimmt 
Frisch bereitete Konseryen sind stets besser als alte. Um zum Gebrauch zu- 
gelassen zu werden, soll der Inhalt der Konseryen an Geruch, Geschmack und 
Aussehen den entsprechenden frischen NahrungjEunitteln gleich kommen. Eine 
Verwendung sollten Konserven nur finden, wo sie em absolutes Bedtlrfnis sind. 
Dagegen sollen sie niemals als Ersatzmittel für frische Nahrung dienen, wo 
solche überhaupt zur Verwendung yorhanden ist Die Minderwertigkeit der 
Konseryen ergibt sich schon aus der Herstellungsweise yor allem fnscher Ge- 
müse: Zuerst werden diese abgekocht und dann, nachdem das die aromatische 
Substanz und natürlichen Salze enthaltende Kodiwasser weggeschüttet ist, in 
Büchsen gefüllt, ihnen Salzwasser beigegeben und konserviert 

Zur Dorchführunjg; einer KontroUe des Alters yon Konseryen dürfen 
unserer yon dem ausländisehen Markte schon sehr schwer bedrängten Konseryen- 
indnstrie keine strengen Kontroll -Vorschriften gemacht werden. 

Schottelius hält es für zweckmä^, jede Konseryenbüchse innen 
mit einer den Jahresstempel tragenden Marke zu yersehen, welche erst nach 
der Oei&iung der Konservenbüchse sichtbar wird. Es wtlrden sich hierzu mit 
eingepreßten Jahreszahlen yersehene eiogelötete Blechstreifen empfehlen oder 
es könnte der Stempel auf mehrere Jahre, also z. B. auf einen Zyklus yon 
8 Jahren ausgedehnt werden. Die Benutzung deutscher Konseryen bietet mit 
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Btteksklit auf ihre rationelie Hersiellang am meisten Gkw&hr gegenftber ge- 
simdheitlicheii Schädignngen. 

Diskussion. Dr. Kisskalt: Besonders yerd&chtig sind EoDserren, 
in denen Gelee enthalten ist, da die Gelatine durch hohes Sterilisieren ihre 
Erstarrongsfähigkeit einbüßt Bei einer in Mains yorgekommenen Vergiftnng 
wurde konstatiert, daß der ans Amerika in gefrorenem Znstande importierte 
Salm in den Bfldisen mit der ans £ssig, Wasser und Gelatine hergestellten 
Gelee übergössen, dann einen Tag stehen gelassen and lüerauf erst die Büchse 
angelötet war, oline daß nacliher Sterilisation stattgefanden hatte. Konserra 
soUen niemals in ungekochtem Zustande genossen werden. 

Prof. Dr.Schottelius: Gerade der konserrierte Lachs ist sowohl in nn- 

Sekochtem Zustande, als auch in Form der geräucherten Lachsscheiben m 
lüchsen h&ufig der Zersetzung ausgesetst, solche Delikatessen sollten; dodi 
nur in frischem, niemals in konserviertem Zustande genossen werden. 

Dr. Seit er-Bonn hat eine Fleischyergiftang mit Pöckelfleisch beob- 
achtet. Bei den auf das Vorkommen des Bacillus enteritidis angestellten Unter- 
suchungen wurden in zwei Fällen Bakterien gefunden, die morphologisch und 
kultordl zur Gruppe der FleischYorgiftungsbiJcterien zu rechnen sind. 

Prof. Dr.Schottelius erwidert« daß beim Pöckeln des Fleisches oder 
Konservieren durch Einsalzen es vor allem auf den notwendigen hohen Salz- 
gehalt der Lacke ankommt. Wo die wünschenswerte Konzentration, sei es 
um das Fleisch saftig zu erhalten oder aus Sparsamkeitsrücksichten, nicht ein- 

Sehalten wird, da tritt früher oder später eine faulige und giftige Zersetzung 
es Pöckol- oder Salzfleisches ein. 

6. Die Perlsuehtlnfektion des Mensehen« Beg.-Bat Dr. We her- Berlin, 
Mitglied des Kaiserlichen Gesundheitsamts: Indem Robert Koch den Tuber- 
kuloseforschem durch den Impfversuch am Binde ein Mittel zur Unterscheidung 
der Erreger der Tuberkulose des Menschen und des Bindes gab, hat er gezeigt, 
wie man einwandsfrei die Frage lösen kann, ob es eine Perlsuchtinfektion des 
Menschen gibt. Wenn wir diese Frage heute mit aller Bestimmtheit bejahen 
können, so verdanken wir diese Bobert KocL 

Die Anschauung Kochs von der Verschiedenheit der Erreger der Tuber- 
kulose doi Menschen und des Bindes wird noch nicht von allen Seiten aner* 
kannt. Die Trennung der Säugetiertuberkelbazillen in Bazillen des Typus 
humanus und Bazillen des Typus bovinus finden, wie in Bestätigung der 
Kochsehen Lehre und in Uebereinstimmung mit Smith u. a. durch die um- 
fangreichen im Kaiserlichen Gesundheitsamt ausgeführten Untersuchungen fest- 
gestellt wurde, durch die schwedische Tnberkulosekommission wk durch Arbeiten 
italienischer Forscher in neuerer Zeit weitere Bestätigung. L. Babinowitsch 
tritt teilweise der Typentrennung bei. Nicht anerkannt wird die Typen- 
trennung von Dammann und Müßemeyer. 

Aus den bisherigen Untersuchungen ergeben sich als Hauptgesichtspunkte: 

1. Die Perlsuchtinfektion ist vorzugsweise eine Erkrankung des 
Kindesalters. 

2. Die Perlsuchtinfektion ist eine Fütternngstuberkul^se. 

8. Als Fütterungstuberkulose erscheint die Perlsuchtinf c^ion unter dem 
Bilde der primären Darm- und Mesenterlddrüsen-, sowie der Halsdrüsen- 
tuberkulose. 

26 teils in der Literatur beschriebenen, teils selbst beobachteten Fälle 
Ton primärer Darm- und Mesenteriaidrüsentuberkulose, beruhend auf Bazillea 
des Typus bovinus, betreffen alle Kinder im Alter von 1'/» bis 12 Jahren. Bei 
15 von den 26 Fällen handelte es sich um tödUcbe Tuberkulosen, wobei die 
Darmaffektion in allen Fällen die Todesursache war. Hervorzuheben ist, daß 
in den Lungen in den Fällen, in denen sie überhaupt von Taberkuloae ergriffen 
waren, ausschließlich MiliartuberkeL in keinem Fall jedoch phthLsische Prozesse 
gefunden wurden. Noch niemals ut also bis jetzt bei der Perlsuchtinfektion 
diejenige Form der Tnberkuloseerkraakung beobachtet worden, die für die 
Weiterverbreitnng der Krankheit von Mensch zu Mensch beinahe ausschließlich 
in Betracht kommt Es können auch Infektionen mit den Bazillen beider Typen 
vorkommen. Im histologischen Bilde konnten wesentliche Untersdiiede nicht 
festgestellt werden. Bemerkenswert ist der Mangel an BiesenzeUen bei doi 
meisteB Fällen von Perlsuehtlnfektion, ferner die Menge der BaaiUtti in ver- 
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k&sten MesenteiialdrfiBeii bei Perlsnchtinfektion gegenftber der Schwierigkeit 
in tnberlniiteem Käse tlberbaapt Taberkelbasilien xn flndea. 

Die Perlsnchtinfektion als FfltterongstaberlniioBe weist ia «rster Linie 
auf die Milch als Infelctionsqaelle lun. In 2 von 15 Fällen iconnte nach- 

gewiesen werden, daß die Kinder längere Zeit ungekochte Milch ffetninken 
alten. In diesen beiden Fällen ist aber die Infektion nicht im SängOngsalter, 
sondern erst im späteren Kindesalter erfolgt Die Infektion mit menschlichen 
Tnberkelbazillen nimmt beim Säugling einen rapiden Verlauf. Vielleicht bleibt 
die Perlsuchtinfektion im Säuglingsalter zunächst latent und ruft erst nach 
dem ersten Lebensjahr sichtbare Veränderungen hervor. 

Daß die primäre Darm- und Mesenterialdrilsentuberkulose häufig aus- 
heilt darauf ist Yon pathologisch- anatomischer Seite wiederholt hingewiesen 
worden. Weber selbst yerfttgt Aber 17 Fälle, bei denen der Beweis erbracht 
war, daß keine lebenden Tuberkelbasillen mehr in den (Geweben yorhanden 
waren. Die yerkästen Mesenterialdrüsen wurden als Neben befunde bei Ob- 
duktionen gefunden. Die Impf?ersuche an Meerschweinchen fielen negativ aus. 
Die Zahl der ausgeheilten Fälle zu der Zahl der primären Darm- und Mesen- 
terialdrttsentuberkulosen gibt Weber auf Grand einer 4 Jahre dauernden 
Untersuchung beinahe gleich an. Von 89 Fällen waren 17 ausgeheilt; ron 
den restierenden 22 Fällen berahten 18 auf Bazillen des Typus bovinus, 7 auf 
Bazillen des Typus humanns allein und 2 Fälle auf gleichzeitiger Infektion 
mit Bazillen beiaer Typen. Bemerkenswert ist das Ueberwieffen der Perlsncht- 
infektion in den letzten Fällen, was sich mit dem Begriff Fütterangstuber- 
kulose decken dürfte, während unter den Begriff Halsdrttsentuberkulose ebenso 
gut Ffttterunffs-, als auch Inhalationstuberkulosen fallen, in den letzteren 
Fällen ist audi die Prozentzahl der Perlsuchtinfektionen geringer. 

Bei Erwachsenen ist die primäre Darm- und MesenterialdrQsentnberknlose 
yiel seltener als bei Kindern ; sie dttrfte meist auf Bazillen des Typus humanus 
berahen. Es darf daher angenommen werden, daß Erwachsene so gut wie un- 
empfänglich fftr Perlsuchtinroktion sind. — Bei den anderen Formen der Tuber- 
kulose im Kindesalter konnte bei 18 Fällen nur einmal Perlsnchtinfektion 
nachgewiesen werden. Der Bacillus des Typus humanus scheint beim Menschen 
leichter im Bespirationstraktns, der des Typus boyinus leichter im Verdauungs- 
traktos zu haften. 

Die Tuberkulose des Menschen ist keine ätiologisch einheitliche Er- 
krankonff. Es kommen yielmehr fttr sie zwei einander sehr nahestehende 
Krankheitserreger in Betracht, die Bazillen des Typus humanus, die eigent- 
lichen Erreger der menschlichen Tuberkulose und die Bazillen des Typus 
boFinos, die eigentlichen Erreger der Tuberkulose des Bindes, der Perlsucht 
Die Perlsuchtinfektion spielt jedoch im Vergleich zu der Infektion mit mensch- 
lichen Tuberkelbazillen eine geringe Bolle ; sie macht nur einen Teil derjenigen 
Formen von Taberknlose aus, deren ürsprang im Verdauungskanal zu suchen 
ist. Sie ist auch insofern von geringerer Bedeatung, als die Möglichkeit einer 
Wetterttbertragung von Mensch zu Meosch bei Vkt eine sehr geringe ist 
Immerhin ist die Gefahr der Perlsuchtinfektion yorhanden, und zwar in erster 
Linie durch die Milch. Die Hauptgefahr fttr den Menschen bei der Tuber- 
kulose ist der tuberkulöse Mensch selbst, der so gut wie ausschließlich die 
Quelle fftr den Bacillus des Typus humanus bildet 

6« Heuere experimentelle Untersuchungen ftber Tuberkulose* Vor- 
tragende, L. Ea bin witsch- Berlin, hat in Ermangelung tuberkulösen 
Bindermaterials aus tuberkulösen Milchproben Kulturen gewonnen, die im 
kulturellen Verhalten wie ihrer Virulenz nach in keiner Weise yon mensch- 
lichen Tuberkulosestämmen abweichen. Auf Grund zahlreicher Untersuchungen 
an tuberkulösen Tieren des zoologischen Gartens in Berlin hält B. es fttr 
wahrscheinlich, daß sich auch bei tuberkulösen Bindern bei eigens darauf ge- 
richteten Untersuchungen yiel häufiger Uebergangsstämme oder Kulturen yon 
geringerer Virulenz als die der Perlsuchtbazillen aiüfinden lassen, wie sie den 
menschlichen Tuberkelbazillen eigen sind. — Mit der Bezeichnung Uebergangs- 
form will B. hier ausdrücken, daß eine Tuberkelbazillenform bei längerem 
Verweilen im heterogenen Organismus durch allmähliche Anpassung sicm den 
Eigenschaften, derj^gen Tuberkelbazillenform nähern resp. dieselbe annehmen 
kann, welche fttr die betreffende Tierart als spezifisch zu bezeichnen ist Bei 
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88 taberknlOseii Alfen Warden in der Mehrsahl der Fälle Tnberknleeest&mme 
von der Vimlens der menschlichen Bazillen, in etelffen Fällen Binderstiamef 
die sogenannten Uebergangsfonnen, und anch einmal QeflOgeltnberktLlosebasillen 
nachffewiesen. Bei einem an Langenschwindsncht eingegangenen Löwen wurde 
eine Kultur gewonnen, die vermutlich als menschlicher Tuberkulosestamm be- 
zeicluet werden darf, jedoch sind darftber die Untersuchungen noch nicht gani 
abgesdüossen. Bei zwei Adlern und einem Herling wurden menschliche Tuber- 
kelbazillen nachgewiesen. Während bei den Hauspapageien die Infektion in 
der Mehrzahl der Fälle durch menschliche Tuberkulose bedingt zu sdn scheint, 
hat Vortragende bei den Papageien des zoologischen Gartens bisher nur Ge- 
flügeltuberkulose auffinden kOnnen. Nach diesen Befunden mißt sie der Ge- 
legeahdtsursache der Infektion mit dieser oder jener Tuberkelbazillenform eine 
nioit zu unterschätzende Bedeutung beL 

Die hauptsächlichste Infektionsquelle für den Menschen ist der tuber- 
kulöse Mensch sdbst Die ersten Befunde von Binderbazillen im menschlichen 
Orffanismus stammten hauptsächlich yon Fallen kindlicher Darmtuberkulose, 
welche zu diesen Versuchen in der Voraussetzung gewählt wurden, daß die 
Yomehmlich mit der Milch eingeführten Tuberkelbazillen notwendigerweise 
eine primäre Tuberkulose des Intestinaltraktus heryorrufen müßten. Diese An- 
nahme hat sich jedoch als irrige erwiesen, da auch bei Erwachsenen, allerdings 
in geringer Zahl der Nachweis des Vorkommens yon den Perlsuchtbazillen 
identischen Formen geliefert werden konnte. Eine Prädilektion der yerschiedenen 
Tuberknloseerreger für bestimmte Organe ist nach den bisherigen Unter- 
suchungen mit Sicherheit nicht nachwebbar, ebensoweniff ließen sich bisher 
irgendwelche Beziehungen zur Eintrittspforte resp. zur Lokallsation der tuber- 
kSösen Erkrankung aufstellen. Man ist geneigt der Fütternngsinfektion bei 
der menschlichen und tierischen Tuberkulose eine größere Bolle anzuerkennen 
als bisher. Zur weiteren Lösung dieser Fragen werden Bakteriologen und 
Pathologen Hand in Hand gehen müssen. 

7* Beitrag zur Kenntnis der Beziehungen iwlsehen MenseheB« und 
Bindertuberkulose* Die vom Eeferenten, Dr. Zwick, Professor an der Tier- 
ärztlichen Hochschulein Stuttgart, zu der aktuellen Frs[ge gelieferten Beitrige 
betreffen: 

1. Einige Fälle künstlicher Uebertragung yon Beinkulturen menschlicher 
und Bindertul^rlrolbazillen auf das Bind. 

2. Die Frage einer Unterscheidung eines Typus boyinus und l^P^ 



8. *Die kritische Darstellung eines Falles yon yermeintlicher Ueber- 
tragUM^ der Tuberkulose durch die Milch einer eutertuberkulösen Kuh auf 
zwei £nder einer Familie. 

ad 1. Künstliche Uebertragung yon menschlichen und 
Bindertuberkelbazillen auf das Bind: Es wurden insgesamt yier 
Versuche auffestellt und dazu drei auf Tuberkulin nicht reagierende hoch* 
trächtige Kalbinnen benutzt. Die Einspritzung der fein zerriebenen und in 
Bouillon aufgeschwemmten Beinkulturen wurden in das Euter yor dem Kalben 
der Tiere yorgenommen. 

Der Versuch wurde mit menschlichen Beinkulturen angestellt Einer 
Kalbin wurden zuerst 25 mg und 7 Wochen später eine ganze Serumreinkuliur 
yon menschlichen Tuberkelbazillen in das Euter injiziert Nach 4 Monaten 
war irgendeine tuberkulöse Veränderung des Tieres bei der Schlachtung nicht 
wahrzunehmen. Ebenso blieben die beiden Kälber, yon denen das eine 4, das 
andere 7 Wochen lang das Sekret des injizierten Euters erhalten hatten, yoU- 
ständig gesund. 

Bei einem 8. Versuch erhielt eine hochträohtige Kalbin eine yolle yier 
Wochen alte Kultur yom Typus humanus in das Euter injiziert Nach kurzer 
Zeit wurden Tuberkelbazillen in der Milch gefunden. Das Euter wurde mit 
der Zeit atrophisdi und derb. Bei dem 6 Wochen nach der Geburt geschlach- 
teten Kalb fanden sich in der Nähe des Zwölffingerdarms stecknadelkopfgroße, 
zum Teil im Zerfall begriffene Knötchen. In ihnen, sowie in den pathologisch 
yeränderten Lymphdrüsen wurden Tuberkelbazillen in großer Menge gefunden. 
Das Ergebnis des Versuches war, daß die in yerhältnismäßig gro&r Menge in 
das Euter der Kalbin eingespritzten menschlichen Tuberkelbazillen keine 



humanus. 
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typisoha Taberkalose in diesem Organ herTonorafen rermoohten, tiotsdem sie 
20 Woeben darin yerweilt batten. Das Kalb aber, das die Milcb des infixierien 
Eaters in sieb anfgenommen batte, erkranlcte an Taberknlose des Darms nad 
seiner zap;ebOrigen Lympbdrüsen. 

Bei einem 4. Yersacb wurden einer Ealbin Tuberkelbazülen rem Bind 
in ffroßer Menge in das Euter injiziert Nacb 14 Tagen scbwoll das Euter 
stark an, wurde selir derb und bart. Die Euterlympbdrttsen wurden zu iaust- 

frofien Knoten. Das Biid war das einer Eutertuberlnilose. Es traten fieber- 
afte Erböbungen der Temperatur ein, der N&brzustand des Tieres wurde 
scblecbter, das Tier ron Tag zu Tag lünfäHiser. Die Gewicbtsabnabme betrug 
in 7 Wocben 28 %f w&brend das mit menscblicben Tuberkelbazillea geimpfte 
Bmd keine Abnabme seines Lebendgewicbts erfahren batte. Bei der Sektion 
wurde nur die Euterlympbdrttse und das Eater selbst erkrankt gefunden. 
Sämtlicbe ttbrisen Organe waren frei Ton Tuberkulose. — Die Bindertuberkel- 
bazillen sind danacb für das Bind viel virulenter, als die menscblicben, und 
die galaktife Infektion ist eine sehr geeignete Metbode zur Demonstration der 
verschiedenen Wirkungen von Binder- und Menscbentuberkulose. 

ad. 2. Die Unterscheidungsmerkmale für die Trennung 
eines Typus humanus und bovinus sind morphologischer, kultureller 
und pathogener Art. Zwick kommt am Scliluß weiterer Betrachtungen zu 
dem Besultat daß die Gruppierung des Erregers der Säugetiertuberkiuose in 
einen Typus numanus und Typus bovinus berechtigt ist 

ad 8. y ermeintlicne Uebertragung von Tuberkulose 
durch Milch: In einer Familie, in welcher sowohl Eltern, als Großeltern 
und von 9 Kindern 7 gesund sind, erkrankten 2 Kinder, ein Knabe von 4 und 
ein Mädchen von 16 Jahren an Tuberkulose. Die ganze Familie hatte von der 
Milcb einer tuberkulösen, der Familie selbst gehörigen Kuh getrunken. Die 
Kuh war mit der Gebart des Knaben in den Besitz der Familie gekommen. 
Mit 8 Jahren traten bei dem Knaben Erscheinungen von Tuberkulose der 
Wirbelsäule auf, später erlaff er allgemeiner Tuberkulose, ebenso die 16]äbrige 
Schwester. Die bei der Sektion von beiden Kindern entnommenen, zu den 
nachträglichen Untersuchungen benutzten tuberkulösen Gewebsstücke lieferten 
Kulturen des Tvpus humanus. Die Tuberkulose der beiden Kinder war iJso 
nicht auf die Much der eutertuberlculOsen Kuh zurückzuführen. 

Wenn auch die Gefahr der Taberkuloseinfektion durch die^ Milch nicht 
überschätzt werden darf, so sollte doch die Möglichkeit Jeglicher Infektion 
ausgeschlossen sein. Es sollten deshalb, um diesen Mißständen zu begegnen, 
die Behörden die Einführung einer staatlich organisierten Milchkontrolle so 
bald wie mOglicb vornehmen. So gut wir gegen den Genuß triobinenhaltigen 
Fleisches eesohützt sind, und so gut wir verlangen kOnnen, ein reines Wasser 
zum Genul zu erhalten, ohne es vorher abkochen zu müssen, ebenso sehr 
müssen wir die Garantie haben, daß wir bei Genuß der dem Geschmack melir 
zusagenden kub warmen als abgekochte Milch vor einer Schädigung unserer 
Gesundheit geschützt sind. 

Diskussion gemeinsam über die Vorträge 5—7 von Weber, Babino- 
witscb und Zwick. 

Beg.-Bat Dr. Weber: Es ist erfreulich, daß sowohl Babinowitsch 
als Zwick die Hauptgefabr für den Menschen im tuberkulösen Menschen 
suchen und daß daneben als verbältaismäßig geringe Gefahr das tuberkulöse 
Bind in Betracht kommt. Die atypischen Stämme Babinowitschs dürften 
bei Prüfung am Binde bei dem einen oder anderen Typus untergebracht werden 
kOnnen. Die Versache an Kaninchen i) sind großen Fehlerquellen unterworfen, 
besonders durch die beim Kaninchen häufigen Stallseucben Pneumonie und 
Cocddiose. Babinowitschs Versucho entsprechen nicht den Anforderungen 
exakten Arbeitens unter gleichmäßigen Verfahrbedingunfiten. 

ProL Dr. Westen ho eff er- Friedenau-Berlin: Es ist erfreulich, daß 
vom Gesundheitsamt gegen die Bindertnberkulose Maßnahmen empfohlen 
werden. — Die Tyj>eneinteilung kann für die Entscheidung der Herkunft der 
TuberkelbaziUen nicht maßgebend sein. Zur Feststellung dieser Frage ist 



*) Weber nimmt dabei auf eine früher erschienene Arbeit von Babi- 
nowitsch Bezug. 
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dB6 eingehende Uinieehe. pathologisch -anatomische und bakteriologische Unter- 
snchimg nOtig. Die beiden Ton Zwick oütgeteilten Fille der Kinder hUt 
W. troti des Befondes des Typus homanus ftr durch die Müch des Bindes 
heryorgemfen. 

Prot Dr. Zwick: Bei dem 16i&hrigen M&dchen war die Prim&rerkraakiuig 
im ütenu zu. suchen; die Ton Z. bis jetit nntersachten, ans Bindermateriai 
gewonnenen Taberkulosestftmme haben in knltareller nnd pathogener Hinsicht 
ein so gleiGhm&ßiges Besnltat im Sinne des Typus bovinus ergeben, daß er 
am Vouommen des Typus humanus zweifelt Die menschliche Tuberkulose 
spielt kaum dne Bolle fftr die Entstehung der Bindertuberkulose. 

L. Babinowitsch bemerkt zu dem von Weber erhobenen Einwand, 
daß der nicht seltene Nebenbefund von Cocddiose bei ihren Versuchs- 
kaninchen den Tier?ersuch beeinflußt und sie somit zur Aufstellung atypischer 
Formen reranlaßt habe, daß sie ftlr jede Viralenzprüfung mehrere Kaninchen 
rerwendet habe, so daß die an Coccidiose erkrankten Tiere zur Beurteiluug 
der Virulenz gar nicht mit herangezogen zu werden brauchten, obwohl L E. die 
Coccidiose der Kaninchen kaum einen Einfluß auf den Verlauf der Tuberkulose- 
faif ektion ausübt 

. Prot Dr. Schottelius erklärt sich für das Vorhandensein Ton üeber- 
gangsformen zwischen dem Typus hamanus und dem Typus boTinus der 
Tuberkelbazillen, üeberall flnden wir bei höheren und bei niederen Lebewesen 
Uebergingo zwischen mehr rerwandten Bassen. Daß die Bindertnberkelbazillea 
mit den menschlichen Tuberkelbazillen nahe verwandt sind, darüber kann kein 
Zweifel sein; es würde nach Analogie anderer Bassenverwandtschaften im 
höchsten Grade unwahrscheinlich sein, wenn ausnahmsweise bei den Tuberkel- 
bazillen-Bassen keine Oebergänge Torkommen sollten. Bei dor Deutung der 
Versuchsergebnisse an Tieren muß auch die Individualität des einzelnen Ver- 
suchstieres mehr berüdcsichtigt werden. Die Koch sehe Schule, vor der 
Schottelius besonders bezüglich der ausgezeichneten Tuberkuloseforschungen 
den allergrößten Bespekt hat, zeichnet sich oft durch besonders scharfe 
Stellungniuime in Spezialfragen aus, aber ähnlich wie bei anderen G^egen- 
holten dürften audi hier Konzessionen zum Ausgleich der Gegensätze zu 
erwarten sein. Die Ausführungen Webers, daß die Tuberkulose des Menschen 
nicht einhdtlichen Ursprungs sei, sondern daß sowohl der Typus humanus, als 
auch der ^pus bovinus Tuberkulose beim Menschen erzeugen kann, deuten 
schon darauf hin, daß die früher proklamierte scharfe Trennung zwischen 
Binder- und Menschen -Tuberkulose gemildert ist. 

Die mehrfach betonte Möglichkeit, daß Tuberkuloseinfektion des Menschen 
durch den Genuß von Milch erfolgen könne, möchte Schottelius nicht so 
verstanden wissen, daß daraus nur dor Schluß zu ziehen sd : Die Milch müsse 
durohgehends vor dem QenuQ sterilisiert oder gekocht werden. Die natürliche 
kiüiwarme Milch ist ein sehr wichtiges diätetisches Mittd und kann durch 
steriliderte Milch nicht ersetzt werden. Man muß vielmehr Mittd finden (durch 
entsprechende Milchkontrolle), daß die zum Verbrauch kommende Milch in jeder 
Form, besonders aber auch kuhwarm ohne Schaden für dio Gesundhdt genossen 
werden kann. 

8. Neuere Unterguchnngen über tuberkuldse Erkrankung bei Kalt- 
blfitern. Dr. Küste r-Freiburff LB.: Bd Untersuchung dner großen Anzahl 
von Fröschen zdgt dch, daß die Froschtuberkulose für alle bis jetzt unter- 
suchten Poikilothermen : Eidechsen, Schildkröten, Bingdnattem, Blindschldchen, 
Krebse, pathogen ist und die Tiere in relativ kurzer Zeit tötet 

Nach ausgedehnten Versuchen an Begenwürmem, Kaulquappen, Weg- 
schnecken kommt Küster zu folgendem Schluß: Es ist möglich hei Schnecken, 
Kaulquappen, gereinigten Begenwürmorn, die in steriler Erde gehalten werden, 
auf natürlichem Wege eine £fektion mit Froschtuberkulose hervorzurufen, die 
nach kurzer Zdt den Tod der Tiere bedingt, während eine Infektion mit 
menschlicher Tuberkulose unter denselben Umständen nicht gelang. Auch eine 
direkte Impfung mit Froschtuberkuloso führte zum Tode, während Menschen- 
tuberkulose vertragen wurde. Unter natürlichen Bedingungen vertragen Begen- 
würmer die Fütterung mit Frosdituberkulose, jedenfalls gingen de innerhalb 
von 4 Wochen an der Fütterung nicht zugrunde. In dem von Küster bd 
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Frosohtaberknlose gefundenen a&nrelesten Baeillas fflMibt dieser einen Ittr 
KaltUttter speiUlBeh p&ihogenen Mikroorganisrnna sn haben. 

9. Die Aetlelegie der Ekluipsie« Dr. Braun s-HannoTer: Vor- 
tragender beobachtete in seiner Praxis einen mit Lungentuberkulose kompli- 
zierten Fall von Eklampsie. Im Urin der Patientin fand sich Eiweiß, und bei 
der Untersuchung stellte sich heraus, daß im Sediment Tuberkelbadllen und 
Perlsuchtbazillen mit großen Splittermassen waren. Kurze Zcdt darauf konnte 
Brauns bei einem weiteren Fall Ton Eklampsie genau den gleichen Befund 
erheben. Bei im ganzen 10 in der Marbnrger Klinik beobachteten Fällen fand 
er in sämtlichen Urinen eine Splitteranhäufung in den Urinen. Der Urin war 
in sämtlichen Fällen mit sterilem Katheder entnommen und zentrifugiert worden. 
Gefärbt wurden die Präparate nach folgenden drei Methoden: 

1. Nach der Zienlsehen. 

2. Nach der ron Spengler angegebenen Perlsucht Warm- und Kalt- 
färfo- Methode. 

8. Nach der Sp engl ersehen Karbol-, Fuchsin -Pikrinmethode. 

Letztere wird folgendermaßen ausgeftthrt: Verfärbung durch schwache 
Erwärmung bis zur Dampfbildung mit Karbolfuchsin, Abwaschen mit gesättigter 
wasseriger alkohol. Pikrinsäurelösung, Abwaschen mit 60 proz. Alkohol, Ent- 
färben mit 15 proz. Salpetersäure, weiteres gründliches nochmaliges Abwaschen 
mit 60 proz. Alkohol und zum Schluß Gmndftrbung mit gesättigter Pikrin- 
säurelOsung. 

Auf Qrund des in den oben erwähnten 10 Fällen ron Eklampsie er- 
hobenen mikroskopischen Urinbefundes ist der Beweis erbracht, daß es sich 
bei dieser Erkrankung um eine tuberkulöse Splitterinfektion handelt, die als 
ätiologisches Moment für die Erkrankung an Eklampsie anzusehen ist. 

Brauns erklärt im weiteren die Bezeichnung Splitter, die auch in dem 
Sputam Tuberkulöser sehr häufig gefunden werden. Sie stellen körnige, kuge- 
lige Elemente dar, die yom Tuberkel- und Perlsuchtbacillus entstammen und 
losgeeplittert sind. Es sei bis jetzt leider den Splitterbefunden zu wenig Wert 
beigemessen worden, weil man ihre Virulenz und Vitalität unterschätzte und 
keine geeignete Methode kannte, sie nachzuweisen. Bei Anwendung der Tor- 
zttgliehen Sp engl er sehen Karbolfachsin-Pikrin- Methoden sind wir jetzt in 
die Lage gesetzt, das Vorkommen der Splitterformen sehr leicht zu diagnosti- 
zieren. Man findet diese Splitterform senr weit im Sputum Tuberkulöser rer- 
breitety welche gar nicht den Eindruck eines Phthisikers machen, und bei 
Patienten, welche eine Lungenphthisis überstanden haben. Tuberkulose, eitrige 
Abszesse, der Eiter Ton Lupuskranken, Geschwttrsekrete, tuberkulöse Fisteln, 
Urin und Fäzes enthalten sehr zahlreiche Splitter. Die bei der Eklampsie 
gefundenen Splitter hatten sich in der Niere festgesetzt und event yermenrt. 
Sämtliche Frauen, die eklamptisch erkrankten, hatten einen gesunden Eindruck 
ffemacht; es waren bei ihnen Splitter ohne Stäbchen gefunden worden. Mit 
der Zunahme der Harnsekretion nach der Entbindung nahm die Zahl der 
Splitter ab, doch wurden sie noch ein Jahr nach der Geburt nachgewiesen. 
Als sie nach dieser Zeit wieder in starker Anzahl auftraten, brachte Brauns 
durch Vaccination mit Perlsuchtsubstanz sie Tollständig zum Schwinden. Die 
Dispoeition zur Erkrankung an Eklampsie ist auf die einmal stattgehabte 
Splitterinfektion der Niere zurückzuführen, die, wenn sie nicht inzwischen aus- 
geheilt ist, einen günstigen Boden zur Splitterbildnng bei neneintretender 
Schwangerschaft gibt. Es ist also die Aetioiogie der Eklampsie als eine tuber- 
kulöse Splitterinfektion der Niere anfzufassen. Die Splitteransammlung in den 
Nierenzellen setzt diese außer Fnnktion, und wenn dann noch der Druck des 
schwangeren Uterus oder die Staunng im Pfortaderkreislauf dazu kommt, so 
ist die Unwegsamkeit eine ToUkommene: es findet eine Resorption Ton Harn- 
stoff im Blut statt und wir haben das Bild der Urämie. HOrt die Stannng 
auf, so haben die angesammelten Massen durch die wiedereintretende Urin- 
sekretion freien Abfluß. Brauns hat mit Tnberkel- und Perlsuch tsplittem 
aus Exkrementen kulturelle Versuche angestellt und gefunden, daß diese an 
Lebenskraft Tiel eingebüßt haben. Dennoch gelang es ihm, Beinkulturen Ton 
solchen Splittern zu züchten. 

DtokwMleii« - Dr. Weich ard- Erlangen stellt die Forderung auf, daß 
bei einer derartigen neuen Theorie Tierversuche Torliegen müßten, die es 
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als nosweifelhftft encheiaeii lassei, daß das ron Schmor 1 anfffestellte patbo- 
logisch-anatomische Bild ron dem sapponierten Agens herrorgeoracht ist» 

Dr. Küster bezweifelt die Tttberkolosenatnr der ans dem ürin Eldamp- 
tischer gezüchteten, säurefesten Splitter« da die Behaaptung lediglich auf die 
TOD Spengler angegebene Differential-Methode gestützt wird. 

Aach Prof. Dr. Neisser glaubt, daß Tierrersnche nnter allen [Jmstinden 
notwendig gewesen wären. 

Dr. B rann s erwidert, daß seiner Ansicht nach der koltnrelle Nachweis 
Ton St&bchen, die ans den Splittern herrorgegangen sind, maßgebender sei als 
Tierrersnche. 

Lydia Babinowitsch fragt den Vortragenden, wie er die Splitter- 
knltnr gezüchtet habe. 

Prof. Dr. Wolf -Tübingen bezweifelt, daß anßer dem Vortragenden irgend 
jemand ans der Versammlang darch die Darlegang davon überzeugt worden 
sei, daß die Eklampsie eine taberkolOse Erkrankang ist Solange wir keine 
Koltar der im miluoskopischen gesdienen Splitter ror ans haben and nichts 
über die Virnlenz erfahren, können wir nnm&glich glaaben, daß die jom Vor- 
tragenden gesehenen s&arefesten Stäbchen irgend etwas mit Taberkelbazillei 
gemein haben. 

Dr. Fahrmann- Qraz stellt die Anfrage, ob Splitter- and Stäbchenform 
für sich dorch eine Beihe Ton Generationen gezüchtet werden kann« Dr. Branns 
antwortet, daß die Stäbchenform imme eingeschaltet ist 

10. Entwlekelnngsiyklen der Bakterien« Dr. Fahrmann-Graz: 
Gelegentlich einer bakteriologischen üntersachang ron ilaschenHeren züchtete 
F. Bakterien rein, die anter bestimmten Bedingangen immer bestimmte Form- 
Teränderangen aafwiesen, diese immer ron bestimmten Veränderangen des Zell- 
inhaltes begleitet sind. Diese Verhältnisse hat er am genaaesten an Psendo- 
monas cerevisiae antersacht. Die genannte Bakterienart gedeiht aaf allen 
üblichen LaboratoriomsnährbOden, am besten bei 22* 0. — In Nährbonilioa 
Terläoft die Bntwickelang folgendermaßen: Das rnhende Karzstäbchen rer- 
längert sich angefähr am die halbe Zellenlängo. Gleichzeitig treten die ersten 
Bewegangen aof ; diese bestehen in einem lächt^ Hin- and Herwandem der 
Terlängerten Zelle. Dann findet die Darchschnürang in der Mitte statt nnd 
plötzlich fahren die beiden Tochterzellen auseinander. Diese Zellbildang 
wiederholt sich noch etliche Male. Die Bewegangsfähigkeit der Zellen nimmt 
allmählich ab. Es kommt zur Bildnng Ton kürzeren and längeren Fäden. Bei 
ersteren ist noch eine Gliederang gat zu erkennen nnd eine schlängelnde Be- 
wegung wahrzunehmen, während die letzteren keine Gliederung mehr zeigen 
und bewegungslos ruhen. Sowohl in den kurzen, als in den lageren Fäden 
bemerkt man größere und kleinere stärkere lichtbrechende Pünktchen und 
Körnchen und an den Enden zahlreicher Zellen bimförmige Auftreibungen. 
Die Fäden lagern sich nun innig aneinander, ihre Konturen yerschwinden mehr 
und mehr; schließlich ist nur noch ein sogenannter Detritus Torbanden, 
in dem die genannten stärker iichtbrechenden Kömchen auffallen. In 
diesem Buhezustand erhält sich eine Kultur Ton Bakterien cereyisiae monate- 
lang. Auf frische Nährböden übertragen, entwickeln sich aus dem Detritus 
neue BakterienTegetationen. Auf Agar bei 84—85 * C. findet nur eine spärliche 
Vermehrung der Zellen statt, aber die gleichen oben angedeuteten Bntwicke- 
lungsphasen werden durchlaufen. Außerdem bewirkt die hohe Temperatur 
eine geringe Vergrößerung der Zellen, wodurch wieder die Protoplasmastruktur 
deutlicher zur Anschauung gelangt. Fuhrmann hat mit alter wässeriger 
Methylenblaulösung gefärbt. Die Fäden erscheinen blau, die Kömchen rot ois 
rotviolett durch das in der alten Lösung gebildete Methylenazur. Die Köm- 
chen fiießen zu einem größeren zusammen, welches in dem Faden eine end- 
ständige Lage hat; jedoch finden sich auch manchmal in den oben erwähnten 
kolbigen, biraförmigen Auftreibungen mehrere solcher Granula, die durch die 
Färbung rot erscheinen. Allem Anschein nach handelt es sich um ähnliche 
Gebilde, wie sieBabes, Ernst und sndere beschrieben und als sporogene 
Körnchen bezeichnet haben. Ob durch die Botfärbung der Körndien auf 
Chromatinnatur zu schließen ist entscheidet Fuhrmann nicht — Li der Toa 
Arthur Mayer angegebenen stickstofffreien mineralischen Nährlösung II, welcher 
Fuhrmann Chlorammonium in 1— 2> Menge und Saccharose in i/t^/o Menge 
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solflffte, treten dieselben Bntwiökeliingsstiifen auf. Er hat dabei eine Um- 
waafiiing einselner Glieder in Kenlenform, ftluilich den Diphtheriebaiillen ge- 
fonden. Auffallend ist ferner die Erscheinang, daß sich in den Ketten immer 
swei Anftreibongen der Kolben in ihrem Scheitel berühren, während die End« 
anftreibong der zu nweit rereinten Stäbehen an den Toneinander entfernten 
Zellpolen auftritt. Die Größe der Zellen ninunt dabei bis su einem gewissen 
Grade mit dem Salzsehalt der Nährlösung su. Die Entwickelungsphasen 
werden beschleunigt, besonders bei Chlorammonium; erst ein großer zusats 
dieses Salzes bewirkt plötsliche Veränderungen der Bakterienformen. In der 
Chlorammonium- Saccharose -Nährlösung mit einem Gehalt Ton 10 CINH4 
unterbleibt eine Entwickelung. 

Die Frage, ob jede Zäle den ganzen geschilderten Entwickelungskreis 
durchmachen muß, oder ob durch üebertragung auf optimale Nährböden sich 
aus jeder Zwischenform die Stäbchenform wieder rttckbilden kann, läßt sich 
fftr Pseudomonas cererisiae dahin entscheiden, daß in der Tat jede Form des 
Entwickelungskreises sich wieder in die Kurzstabchenform zurückführen läßt, 
und zwar werden bei der Bflckbildung der Zwischenformen genau die bereits 
durchlaufenen Stadien in umgekehrter Beihenfolge bis zum Slurzstäbchen zu- 
rückgelegt, wenn das Stadium der Endkolben noch nicht vollständig erreicht 
ist. Bei der Bückbildung der Fäden und rerlängerten Stäbchen entstehen 
meistens seitlidi an der Zellwand kleine Wärzchen, die sich langsam Tergrößem 
und schlieiUich als homogene schwachlichtbrechende Kugeln abgestoßen werden. 
In einzelnen solcher Gebilde beobachtet man in der Folge eue Zerteilung in 
6—8 sich scharf abhebender Kügelchen, die dann austreten und sich nur wenig 
bewegen, üeber das weitere Schicksal dieser Kügelchen kann Fuhrmann 
bis jetzt noch keinen Aufschluß geben. 

Die im Verlauf der Entwickelung gebildeten Terschiedenen Formen 
können lücht als Degenerationsprodakte bezeichnet werden, da sie sich bei 
genauerer Untersuchung als vollständig lebensfähig, ja sogar widerstandsfähiger 
erweisen, als die normal und typisch betrachteten schwämenden Kurzstäbchen ; 
denn diese Formen treten erst mit der Abnahme der für Schwärmzellen 
günstigen Wachstumsbedlngungen auf. 

Bei dieser Bieruntersuchung hat Fuhrmann noch drei weitere Bak- 
terienarten gefunden, von denen die beiden ersten im wesentlichen den gleichen 
Entwickelungskreis aufweisen, während die dritte wesentlich andere rormen 
zeigt, trotz ihres ähnlichen biologischen Verhaltens. 

Diskussion« Ober -Med.- Bat Dr. Scheurlen- Stuttgart weist auf 
den Prodlgiosus hin, dessen yerschiedene Namen schon einen gewissen Ent- 
wickelnngsgang beweisen, und erwähnt dabei auch das Vorkommen einer Kaps^ 

Prof. Dr. Heim -Erlangen bemerkt im Anschluß an die vom Vorredner 

genannte Kapsel des Bac prodlgiosus, daß es sich bei diesem und derartigen 
febilden um das von Zettnow sogenannte Ektoplasma handelt. 

11. Bakteiiologlsehe Untersuchungen eines neuen Formalin-Des* 
InfektlensTerfiahTeBSy des AntauTerfuhrens« Privatdozent Dr. Seiter -Bonn. 
Von einer Berichterstattung über diesen Vortrag wird mit Bücksicht auf die 

Sleiehen Ausführungen des Beferenten auf der diesjährigen Hauptversammlung 
es Deutschen Medizinalbeamtenvereins (s. offiziellen Bericht darüber, S. iO) 
Alwtand genommen. 

12. Ueber Ziegenmilch. Ob.-Med.-Bat Dr. Scheurlen - Stuttgart : Bei 
dem Streben, die Säuglingssterblichkeit herabsudrücken, hat sich in den letzten 
Jahren ein ziemiich lebhaftes Sachen nach einwandsf reier, roh genießbarer Milch 
ergeben. Es muß auffallen, daß die Ziege und deren Milch trotz vielfacher 
Anregung und Empfehlung gerade für die Bekämpfung der Säuglingssterblich- 
keit keine besondere Stellung sich erworben hat, trotzdem dieses Tier leicht 
zu halten und relativ sehr milchergiebig ist Jedoch eignet sich die Ziege 
wenig zum Großbetrieb, da im Herbst und Winter die Milchmenge knapp und 
die wenige anfallende Milch ihrem Gehalt nach durchschnittlich mehr wert ist, 
als dafür bezahlt wird. 

Die chemische Zusammensetzung der Ziegenmilch ist ähnlich der der 
Kuhmilch. Ihr Fettgehalt zeigt eine ähnliche Kurve wie das spezifische (Ge- 
wicht und ist umgekehrt proportional der von dem Tier gelieferten Milch- 
menge. Die Ziege läßt sich leichter rein halten als die Kuh, da sie geformte 
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feete FSkaUea liefert. Die guten Baasen der einlieimiadien Landiieffe liefen 
friachmeUc. d. h. einige Tage nach dem Lammen, 8 — 4, Ja 5 Liter MucL Anf 
dieser HOne li&lt sich die Milchmenge mit Aosnalime einer etwa Stisifm 
Unterbrechung (Zeit der G^chlechtserregnng) 5—6 Monate, am dann aHm&nfloh 
bis zum Lammen anf ca. 1—2 Liter sn sinken, bei manchen Ziegen rersiegt 
die Milch Tor dem Lammen ganz. Wenn auch die Ziege nicht gut fflir den 
Qroßbetrieb zn rerwenden ist, ist sie sehr wohl geeignet, dem Kind die Amme 
zn ersetzen, aber nicht in dem Sinne, daß der Säugling an das Enter anlegt 
wird, sondern daß der jeweilige Bedarf an S&ng&ngsmilch morgens, mittan 
und abends frisch gemolken and je nach der Laktationsperiode der Ziege, d. h. 
nach dem Qehalt der Milch an Trockensabstanz and dem Alter des Kindes 
mit Wasser Terdttnnt wird. Die übrige rem Eüide nicht rersehrte Milch ist 
im Haashalt zu rerwenden. Will man aber die Ziege zar Bekftmpfong der 
S&aglingssterblichkeit verwenden, so ist kein Großhandel mit Ziegenmilch an- 
zastreben, sondern es ist die Vermietnng von Ziegen anter saehTentiadiger 
Aufsicht einzuffthr^ Dieser Weg trifft allerdings auf gewisse, jedoch nicht 
unüberwindliche Schwierigkeiten. 

18. Ueber Ermfidungstoxine ud deren HenunungskOrper« Privat- 
dozent Dr. Weichardt-Erlangen: Es werden zwei Mäuse demonstriert, die 
seit langer Zeit unausgesetzt rückwärts gezogen worden waren. Sie zeigten 
einen wesentlichen Unterschied, die eine war noch ermüdet, die andere, mit 
Ermüdungsantitoxin passiv immunisiert, war frisch und lebhaft Dieser letz- 
teren Maus war während der dem Ennüdungsversuch vorangehenden 24 Stundsn 
Vit g eines aus Kochsalz und Ideinen Mengen Eiweiß hergestellten Hemmungs- 
körpers beigebracht worden, dessen Wirkuig ähnlich der des durch Injektion 
von Ermüdungstoxin hergestellten Antitoxins ist. Das Ermüdungstoxin wurde 
gewonnen aus dem Muskelpreßsaft von Meerschweinchen, die in ähnlicher 
Weise hoch ermüdet wurden, wie die Maus. Durch Diaiysieren wird der 
Muskelpreßsaft von Salz, fiLreatin, Harnstoffen, überhaupt allen dialjrsablen Be- 
standteilen befreit Das nicht dialysable Ermüdungstoxin bleibt mit einer 
großen Menge von Muskeleiweiß im Dialjsator zurück. Moskeleiweiß und 
Ermüdungstoxin werden von einander getrennt Das Ermüdungstoxin enthaltende 
Muskeleiweiß vermas in einer Menge von 10 mg gelOst unfeiner Maus intra- 
peritoneal injiziert das Tier in den gleichen Zustand hochgradiger Ermüdung 
zu versetzen, wie dies durch das Bückwärtsziehen geschieht Dieser Zustand 
ist charakteristisch durch verlangsamte Atmung und Erniedrigung der Körper- 
temperatur. 

Wird größeren Tieren wiederholt Ermüdungstoxin intravenOs injiziert, 
so entsteht das für Ermüdungstoxin spezifische Antitoxin, das sich dnrch leichte 
Dialyaierbarkeit und Thermostabilität auszeichnet Wird es einem Tier per os 
beigebracht, so kann es bereits nach 15 Minuten im Urin nachgewiesen werden. 

Weichardt hat solches ermüdnngsantitoxinhaltiges Serum aus dem 
Blut eines Pferdes hergestellt 

Beim Menschen diese Verhältnisse darzustellen, war sehr schwierig, da 
es nicht gelang, genügend kräftig wirksame Präparate zu erzielen. Wirlnugen 
waren nur in seltenen Fällen und dann nur mittelst der Ergographenkurve 
nachweisbar, da das Antitoxin sehr leicht von der Niere ausgeschieden wird. 
Der Ermüdungsantitoxingehalt des Pferdeserums war trotz inteiuiver Injektions- 
behandluDg mit Ermüdungstoxin stets ein nur geringer und das Präparat 
wenig wirksam, daher das Versagen der Versnebe beim Menschen. Diese den 
Fortschritt der Untersuchungen hemmenden Verhältnisse veränderten sich, als es 
gelang, den HemmungskOrper künstlich in vitro darzustellen. Zunächst wurde 
mittebt Mnwirkens von Beduktionsmitteln die Wirksamkeit des ermüdungstoxin- 
haltigen Muskelplasmas erhöht Dann wurde gefunden, daß reines ^weiß 
durch Behandeln mit Beduktions- und Oxydationsmitteln, sogar durch physi- 
kalische Erschütterungen in vitro dem Ermüdungstoxin in bezng auf biologische 
Wirkungen gleichende toxische Substanzen abspaltet. Diese Abspaltung führt 
bei höherer Temperatur zu antitoxisch wirkenden Produkten. Werden von dem 
neuen Hemmungskörper einer Versuchsperson 1—2 g gegeben, so drückt sich 
die Wirksamkeit dentlich in der Ergographenkurve aus: Diese wird länger 
und man sieht, daß die Leistungsfähigkeit durch das Eindringen des Ermttdnngs- 
antitoxins in das Blut erhöht wird. Eine Steigerung der Leistungsfähigkeit 
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in inflnitiim ist nicht mOglich, aber doch ist der £inflaß des Ermüdnngsanti- 
toidni im Blut ein gans bedeutender, wie sich aus den Kymographionkurren 
ergibt Interessant ist, daß durch Einwirken von kolloidalem Palladium auf 
Eiweiß infolge yon Reduktion Abspaltung des Ermttdungstozins eintritt und^ 
2war geschi^t dies auch im lebenden Organismus nach Injektion des kolloi- 
dalen Metalles. 

Auch Teilgifte pathogener Mikroorganismen und sonstiger Toxine werden 
durch den neuen HemmungskOrper beeinflußt. Bei Versuchen mit Schlangen- 
gift wdches in sehr kleinen Mengen in die Augen der Versuchstiere gebracht 
wurde, ging durch das EoigunkÜTalfliter zunächst ein Teil Gift das durch 
den neuen HemmungskOrper beeinflußt wird. Die mit diesem geschützten 
Mäuse büeben munter, während nicht Torbehandelte schlaff und mflde wurd^ 
Auch das Tuberkelbazülenendotozin entliält Teilgifte, welche durch den 
HemmungskOrper beeinflußt werden. Bei Injektion ron tuberkulösen Rindern 
mit Tuberkulin tritt eine Reaktion nicht ein, wenn den Tieren kurz Tor der 
erstmaliffen probatorisohen Injektion ^nflgende Quantitäten des Hemmungs- 
körpers beigebracht werden. Auch bei Phthisikem blieb wie bei den Tieren 
Temperatursteigerunff aus. Während aber bei Rindern eine Temperatur- 
steigerung nach baldiger Wiederholung der Tuberkulinbjektion nicht immer 
einzutreten pflegt scheint beim Menschen, namentlich bei Verwendung großer 
Dosen Tuberkuuns eine stürmische kumulative Wirkung nicht selten zu sein, 
so daß die Temperatursteigerung durch die gewöhnlichen Dosen des Hemmungs- 
körpers nicht aufgehoben wird. 

Der Vortragende führt Versuche mit TuberkuliniAjdction an zwei ron 
ihm Torbehandelten Mäusen Tor. Ein erheblicher Teil der flebererregenden 
Substanzen, weldie die Bewegung in das Blut hineintreibt werden durch den 
HemmungskOrper Ternichtet und unschädlich gemacht, aber ein anderer Teil 
dieser Substanzen, wahrscheinlich die zerfallenden Gewebe, Eiterungsprodukte, 
werden durch den Hemmungskörper nicht ent^^iftet. Es wird zahlreiche Fälle 
Ton Tuberkulose geben, bei denen namentlich in den Anfangsstadi^i die theri^ 
peutische Verwendung des neuen Mittels Vorteile bringt. Vielleicht aber 
kann mit der Zeit was weit wertToller wäre, das Mittel prophylaktisch Ter- 
wendet werden. Es Termehrt den natürlichen Antitoxingehalt des Blutes, und 
da dieses Antitoxin eines der kräftigsten natürlichen Abwehrmittel unseres 
Organismus geffen eindringende toxische Substanzen ist so zweckmäßige 
Verwendung des neuen Hemmungskörpers eine wahrhaft ideale Art eines 
Naturheilprozes^ 

Diskussion. Prof. Dr. M. Neiss er- Frankfurt fragt ob Antitoxin- 
Torsuche gegenüber ToxinTorgiftunffen Ton Meerschweinchen auch mit Anti- 
toxin Tom Meerschweinchen gemacht wurden, ob also homologes Serum Tcr- 
wendet worden ist, da Versuche mit heterologem Serum Terschiedene Deutungen 
zulassen. 

Dr. Weichardt bemerkt, daß diese Einwendung bereits in früheren 
Versuchen berücksichtigt worden seL 

14. Beiträge sar Chemie und Teehnologle des MalskafTees. Dr. Alfred 
Junghahn, PriTatdozent an der Königlichen Technischen Hochschule Berlin- 
Charlottenburg. 

Während man früher alle sogenannten Eaffcesurrogate entweder als 
direkte Verfälschungen oder aber als nur Terbilligende Zusätze zum Kaffee 
betrachtet hatte, hauptsächlich aus dem Grunde, weil ihnen jegliches Koffein 
fehlte, welches man silein als Träger der anregenden Wirkungen des Bohnen- 
kaffees ansah, ist in neuerer Zeit hierin ein großer Wandel emgetretra. Die 
Aerztewelt hat einen schädlichen Einfluß der großen Koffeinmengen wohl er- 
kannt und koffeinfreie Ersaugetränke gefordert Diesem Verlangen wurde am 
beuten durch die Einführung des Malzkaffees entsprochen, der zuerst als 
Kaffeeznsatzmittel, jetzt als ein selbständiges Kaffeeersatamittel betrachtet 
wird. Malzkaffee ist koffeinfrei Zwar erfolgt die Herstellung gerade der 
wichtigsten Malzkaffeepräparate nach Patenten, bei denen Extrakte aus den 
Schalen und dem Fruchdeisch der ungerösteten Kaffeebohnen zur Impräg- 
ninunff der Röstprodukte Terwendet werden; aber die Untersuchung hat 
dennoch die Koffcdnfreiheit der Extrakte ergeben. Diese Imprägnierung wird 
Torgenommen, weil das reingeröstete Malz zu weich und süßlich schmedct 
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während die Zoffthrcuig Ton Eaffeegerbs&are and karamelisierenden Fracht- 
säaren das Getränk resenter machen. Zar Anwendang gelangen elsengrine 
Gerbsäaren and höhere Frachtsäaren, da bläaende Qerbsäaren oder Säaerang 
bis zar Milch- oder Essigsäorenbildang die sageführte Milch koagolieren. Das 
wichtigste ist die Koffeinfreiheit des Malzkaffees trotz seines kaffeeähnUchen 
Geschmacks. Was ist Malz? Waram mälzt man überhaapt, nachdem man 
doch darch Elsten von Gerste, Boggen, Weizen kaffeeartige Böstprodakte 
schon länger hergestellt hat? Bbstet man ein reifes Getreidekom, so wird xa- 
nächst das in seinen inneren Schichten befindliche Stärkemehl in Dextrin and 
weiter bei etwa 200° in Assamar über geführt, während die Eiweiß- and Fett- 
stoffe, hochgradig zersetzt, schlechtschmeckende Böstprodakte ergeben. Legt 
man aber das Getreide zanächst in Wasser and dann an die Laft, so daß das 
Korn za keimen beginnt, so bildet sich aas den Eiweißkörpem ein Ferment, 
die Diastase, welche mit weiterem Fortschreiten des Keimangsprozesses Stärke- 
mehl in Maltose oder in Zwischenprodakte wie Maltodeztrin überfahrt» Dieser 
Maizzacker bildet beim Bösten Earamcdl and zwar bei niedrigerer Temperatar, 
so daß die Eiweiß- and Fettstoffe bedeatend weniger zersetzt werden. 

Aaf dem ffleichen Prinzip berahen alle Gährangsgewerbe, wie Braaereien, 
Spiritasbrennerden. Die geweichte Gerste schon am Malz anzusehen, ist an- 
zalässlg ; es maß der Eeimangsprozeß soweit fortgeschritten sein, daß dne zar 
ümwandiang der Gesamtstärke in Maltose aasreichende Menge Diastase ge- 
bildet ist. Der Nachweis der stattgehabten Mälzang wird darch die Länse 
des Blattkeimes erbracht, die mindestens halbe Koml&ge hat. Es ist deshalb 
eine Benaehteiligang des Käafers, wenn derselbe als Malzkaffee gebrannte 
Gerste erhält 

Bekannt ist, daß die Haaptfehler der Zichorie, Heryorrafen Ton Anf- 
stoßen and Uebelkeit, yon ihrem G^alt an Inalin -Assamar herkommen; 
ähnlich wirkt starker Assamar, dessen Entstehang genaa wie beim Kaffee on- 
yermeidlich ist Diesen Fehler hat richtiger Malzkaffee aus gat karamelli- 
siertem Malz nicht; aach die Böstprodakte aas den Eiweiß- and Fettstoffen 
spielen bei der Bekömmlichkeitsfrage eine Bolle. 

Unrichtig ist es, bei der Analysierang, die den Nährwert eines Malz- 
kaffees angeben soll, die ganze Sabstanz and nicht blos drä allein zar Be- 
sorption gelangenden wasserlöslichen Anteil aafzoftthren. 

Ferner ist za bemerken, daß in den Nahrangsmittelanaljsen meist 
Sammelkörper bestimmt werden; so wird alles bis 100* Abdnnstende Waaser 
genannt, ohne Bücksicht auf etwaige ätherische Oele. Das darch Aether Ex- 
trahierte nennen wir Fett, ohne ans weiter am die Zasammensetzang and Katar 
dieser Fette ans za kümmern. Aach bei Bestimmung der Eiweißkörper findet 
eine Unterscheidung nur in seltenen Fällen statt; endlich sind selbst die 
Minerabtoffe nicht in ihrer ursprünglichen Form bestimmbar. Daraus folgt, 
daß solche Analysen nur Vergleichswert haben, über den Gebrauchswert eines 
Prodaktes aber nichts aussagen. Für die Beurteilang eines Malzkaffees sind 
also nicht objektive Analyseozahlen, sondern seine Qenußmitteldgenschaftea 
entscheidend. Der Wert dos Malzkaffees besteht Tor allem auch in seiner 
leichten Kontrollierbarkeit auf Beinheit 

Diskassion« Bö ttge- Berlin billigt im allgemeinen die Ausführongen 
des Vorredners und empfielüt, den Malzksäee als allgemein zu gebrauchendes, 
den Kaffee ersetzendes Getränk zu verwenden. 

15. Zar Kenntnis der Bakteriologie der epidemlsehea Sehwelss* 
krankheiten. Ober-Med.-Bat Dr. Scheu er len -Stattgart: Ehie in früheren 
Jahrhunderten sehr häufige und gefährliche Krankheit, welche in neuerer Zeit 
Torschwunden ist und nur noch da uni dort teils epidemisch, teils sporadisch 
auftritt, ist der Schweißfriesel, über dessen Entstehen wir bis Jetzt noch kein 
klares Bild haben. Eine kleue, aber aoßerordentlich gefährlidie Bnidttnie ron 
Frieselfieber, welche im Frühjahr 1900 in Hohenweiler (0. - A. Baduang in 
Württemberg) auftrat, gab Gdegenheit zu bakteriolorischen Untersachungoi. 
Das Auftreten der einzelnen Fälle zeigte deatlich das Bild einer ansteigeiiden 
und abklingenden Epidemie, so daß der Verdacht einer Fleisch- oder Käse- 
vergiftung wegfällt Im ganzen erkrankten 80 Personen, daron nor 4 männ- 
liehen GMchlechtes Die ersten 6 Fälle starben alle, dann kamen im weiteren 
Verlauf der Epidemie nur noch 2 Todesfälle ror. Das klinisohe Bild war bei 
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slmtUchen erkrankten Patienten sehr charakteristisch. Die Kranlcheit setite 
plAtslich ein mit Auftreten yon Schwindel, Kopfschmerzen, Herzklopfen und 
einem oft unerträglichen AngstgeftthL Im Bett brach ein anhaltender profuser 
Schweiß aus, dem ein tiber den ganzen Körper yerbreiteter juckender roter 
Ausschlag folgte. Meist bestand Verstopf une; der ürin enthielt Eiweiß, die 
peripheren Lymphdrüsen waren deutlich geschwollen. 

Der Tod erfolgte meist ganz plötzlich, in einem Fall .schon nach elf- 
stttndiger Krankheits&uer. Die Herstellungszeit betrug gewöhnli<^ 8—10 Tage, 
dauerte indessen in einigen Fällen bis zu 8 Wochen. 

In sämtlichen Todesfällen ergab sich ein gleicher und ganz eigenartiger 
Sektionsbefund. Aus den noch yorhandenen Frieseibläschen war die Böte yer- 
schwunden, die Milz war geschwollen, die Niere frisch parenchymatös ent- 
zündet; das Kolon war stark kontrahiert, nur etwa daumendick. Der auf- 

f eschnittene Dickdarm war mit braunem Schleim bedeckt und durch Schwellung 
er Solitärfolikel, namentlich in der (hegend der Ileocoecal- Klappe, wie 
mit Hirsekörnern übersät Auch die Pay er sehen Haufen waren deutlich 
sichtbar, jedoch nicht sonderlich geschwollen. Stark geschwollen waren 
die Mesenterialdrilsen, weniger die Inguinal- und Axillardrttsen. Auf der 
Lungenpleura, dem Perikard und dem Endokard fanden sich einzelne kleine 
Ekchymosen wie bei Erstickten. Zur Untersuchung kamen Organe Ton se- 
zierten Leichen, und zwar Mesenterialdrüsen, Leber, Nieren, lülz und Blut 
Durch das Oelatineplattenverfahren wurde ein der Koligruppe angehörendes 
Baliterium gezüchtet, das sich stets reichlich in den Beinkuituren in sämtlichen 
Leichen fand. Es wurde im Strich- und Schnittpräparat mit gewöhnlicher 
Färbung, nicht aber durch Gram nachgewiesen. Die. Färbung war gleichmäßig, 
Poifärbung wurde nicht beobachtet Für Kaninchen war das Bacterium, 
weldies Scheurlen Bacterium miliarium nennt, nicht pathogen. Dagegen 
tötete es weiße Mäuse in minimaler Dosis, sublnitan in 4—14 Tagen. Aus dem 
Blut und den Organen der Mäuse ließ es sich leicht wieder uMbweisen und 
weiter übertragen. 

Die Bakterien sind lebhaft beweglich und ähnlich dem Bacterium coli 
an Giöße und Gestalt Ihre Pathogenität schwächt sich in Kulturen mit der 
Zeit ab. Auf Gelatineplatten sind die tieferen Kolonien klein und kreisrund 
Ton bräunlicher Farbe, während die oberflächlichen flach ausgebreitet und 
gleichmäßig umrandet, leicht opaleszierend und zuweilen durch Furchen ab- 
geteilt sind, wie Typhusbakterien. Im Gelatinestich Wachstum im ganzen 
Stich auf der Oberfläche flach ausgebreitet Auf Agar bildet sich ein starker 
weißer Belag. Bouillon wird gleichmäßig getrübt und behält alkalische Be- 
aktion. Auf Kartoffeln bildet sich üppiger, gelblicher Basen ; die Indolreaktion 
fällt bei einer dreitägigen Kultur positiv aus, in Traubenzuckerbouillon tritt 
starke Gasbildung ein. 

Sobald man den Charakter der erwähnten Epidemie erkannt hatte, daß 
nämlich das Frieselfleber zur Typhus- und Fleischvergiftungsgruppe gehört, 
war auch die Bekämpfung der Epidemie nicht mehr allzu schwierig. Die 
Kranken wurden in einer Baracke isoliert 

Das Besultat der Untersuchung Scheurlens ist: Das Frieselfleber ist 
eine akute Infektionskrankheit, hervorgerufen durch ein der Kolityphusgruppen 
angehörendes Bacterium. Das Bacterium verbreitet sich, wie der Typhus, 
epmemisch und befällt vor allem das Lymphgefäßsystem. Charakteristisch ist 
der starke Schweiß und der Ausschlag, pathologisch anatomisch die Schwellung 
der Solitärfollikel und die Petechien der serösen Häute. 

Disknssioii« Dr. Zell er -Backnang hatte seüier Zeit die Behandlung 
der von Schweißfriesel Befallenen übernommen. Es gibt auch jetzt noch in 
jener Gegend jedes Jahr 2-8 Fälle von Schweißfriesel in chronischer Form. 
Sie gehen mit geringem Fieber einher und zeigen manchmal monatelang pro- 
fuse Schweiße. 

Dr. Beissinger-Komotau in Böhmen bemerkt, daß in österreichischen 
Alpeniändern sehr häuflg Schweißfrieselepidemien konstatiert werden, so daß 
die österreichische Begierung sich wiederholt zu umfassenden Prohibitivmaß- 
aahmen veranlaßt sah. 

Dr. Dietsch-Hof hat in 22 jähriger Praxis in Dinkelsbühl (Mittelfranken) 
öfter sporadische Fälle von sogen. Sudor anglicus beobachtet, manchmal in 
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eiaem Jahre mehrere Fälle, manchmal in mehreren Jahren keinen. Das Charak- 
teristische bestand im Weclisel zwischen abnndaaten Schweißen, in denen sich 
die Patienten ganz behaglich fühlten, und Anfällen Ton heftiger Beklemmung 
und Schweratnugkeit Eüiige starben in solchem Anfall ganz plOtzüch, bS 
denen karz zayor die Organ-Untersachnng keinerlei Anomaüen ergeben hatte. 
Wiederholt dauerte die Erkrankung ein paar Monate. In Oberfrankm hat 
Diet-sch in den 8 Jahren seines Dortseins weder selbst einen Fall von Schweiß- 
krankheit beobachtet, noch durch Kollegen, die er befrag, um etwas tlber 
deren Beobachtung erfahren, während in Mittelfranken fiteren Aerzten die 
Krankheit wohl belLannt ist 

In seinem Schlußwort äußert sich Dr. Scheu rlen dahin, daß die Er- 
kenntnis des sporadischen und epidemischen Schweißfriesels als einer Infektion 
durch eine durch ihre Virulenz gegen Mäuse charakterisierte Koli -Typhasart 
insofern an Bekanntes anluüpfe, als bei verschiedenen Fällen Ton yermutlicher 
Fleischvergiftung das Auftreten eines frieselähnlichen Ausschlages eine f^ 
gestellte Tatsa<me sei Bei der Aehnlichkeit der Frieselfieberepidemien mit 
den geschichtlichen Epidemien des englischen Schweißes dürfe auch für diesen 
eine gleiche Ursache zur Erklärung herangezogen werden. 

Ferner hielten noch Vorträge : Dr. Braz-Oharlottenburg: ErfahnuigeB 
fiber einige Fabrlkgifte^ und Dr. v. Wunschheim: Bemerkug si 
Cassagnuidls AufCassuig der MilsbrandhJbMoljse. 

Von den anschliessend an die Sitzungtti der Abteilung vorgenommenen 
BestehtigOBgen sind besonders die der Abwässerreinigungsanlagen 
zu erwähnen, welche von Ober-Med.-Bat Dr. Scheu rlen durch einen Vortrag 
an der Hand zweier Modelle von Einzelkläranlagen eingeleitet wurden. Stutt- 

{^art ist im Begriff zur Schwemmlcanalisation überzugehen ; zurzeit ist es zwar 
ängst vollkommen Icanalisiert, hat aber noch pneumatische Grubensntleerung, 
deren gute Funktionierung an zwei Vakuumapparaten (Dampfpumpen uikL 
Benzinvakuumapparat) vorgeführt wurden. Auf Grund der Ergebnisse der sdt 
5 Jahren betriebenen biologischen Versuchskläranlagen wird me Stadt biologi- 
sche Abwässerreinigung einführen. Es haben aber ^on jetzt größere Geb&ude 
biologische Beinigungsanlagen nach dem Fall- und nach dem Tropfverfahren 
ertichtet, von denen drei verschiedene Arten an Ort und Stelle besichtigt 
wurden, und von welchen zwei gut funktionierten. Sie stehen unter städtischer 
Aufsicht Den besten Eindruck machten die großen Versuchsidäranlagen, an 
welchen die verschiedensten Arten der Wasserverteilung (Binnen, Furchen) und 
des sonstigen Betriebs zu sehen waren, und deren Besichtigung jedem empfohlen 
werden Icuin, welcher sich auf diesem Gebiet zu unterriditen beabsichtigt. 

Von weiteren Besichtigungen ist noch die des städtischen Wasser- 
werks zu erwähnen, wobei manchem neu war, daß Stuttgart schon seit ca. 
400 Jahren durch Stauweiher mit Wasser versorgt wird. Auch das Volks- 
bad, die Milchküche und die Bettungseinrichtungen der Beru^- 
feuerwehr erweclcten allgemeines Interesse. 

Oberarzt Dr. H o 1 1 e - Stuttgart, 
kommandiert zum Medizinalkollegium. 



Berieht ttber die XXXI. Haoptrermmimiloiur 
des Beotsehen Vereins ffir dlTeiitiielie Gesudlieitoplleire 
in Ancsborc Ten Id^iS. September 190e. 

Die diesjährige Versammlung des Deutschen Vereins für öffentliche 
Gesundheitspflege war nicht so zahfieich besucht wie die vorhergehendes Ver- 
sammlungen, insbesondere diejenigen in München und Dresden ; namentlich sdgte 
sich dies an dem Begrüßungsabend im Schießgrabensaal und am ersten Sitzungn- 
tage, während die folgenden Sitzungen einen zahlreicheren Besuch zeigten. 
Trotzdem werden sicherlich alle Teilnehmer von der Augsburger Versammlung 
ebenso befriedigt wie von den früheren hdmgekehrt sein. Jedenfalls hatte 
der Lokalausschuß alles aufgeboten, um den Teilnehmern der Versaamlnug 
den Aufenthalt in Augsburg so angenelim wie möglich und durdi die mannig- 
fachen, in hygienischer Hinsicht sehr interessanten Besichtigungen aaen 
recht nutzbar zu gestalten. 
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Von aeiten der Stadt worden den Teflnehmem außer dem „neuesten 
Ftthrer dorch Anesbiirg'^ nicht nur eine Festachrift «Die Wohnnngannter- 
sachong in der Stadt Angsbarg Tom 4. Janaar bis 4. Märs 1904* überreicht, 
die ao&r einer umfangreichen Säoaer- und Wolinnngaatatistik eine Zoaammen- 
stellong der Hanptergebnisse dieser Wobnnngsontersachang enth&lt, sondern 
auch in hübscher Mappe eine Ansalil ron Abhandlangen in Einseiheften über 
städtische hygienische Anlagen, Wohlfahrtseinrichtangen osw. (Wasserrer- 
sorgong, Wohlt&tigkeitsstiftnngen zor Fürsorge hilfsbedürftiger Personen, die 
Faggercd, öffentliche Schwimm- and Badeanstalten, Stadtbad, Schalhaosbanten, 
Baagenossenschaften, Fürsorge für Arbeiter in Fabriken, insbesondere Arbeiter- 
wohnangen asw.). 

Erster Sitsangstag, Mittwoch, den 18.September d. J. 

Die im großen Saale des Schießgrabens stattfindende tVersammlnng 
warde nach ihrer Eröflnong darch den Vorsitzttiden, Geh. Baara Prof. Gens- 
now-Danzig, aon&dist im Namen der EOnigL Bayerischen Staatsregierang ron 
dem Med.« and Beg.-Bat Dr. Boger in Aagsbarg herslich begrüßte mit dem 
Wansche, daß aach die dieejäiuige Tagong neae Anregangen zor Förderang 
der öffentlichen Gesandheitspfiege and des Verständnisses dafür bis in die 
weitesten Volksschichten geben möge. Der erste Bürgermeister der Stadt 
Aogsbarg, Hofrat Wolfram, hieß die Versammlang im Namen der Stadt 
willkommen, die sich yon jeher bemüht habe, bei ihren dffentlichtti Einrioh- 
tOBgen and Anlagen den gesandheitlichen Einrichtangen nach Möglichkeit 
Bedang za tragen. Er hoffe deshalb, daß die Teilnehmer der Versammlan^ 
mit gaten Eindrück^i aas Aagsbarg scheiden and noch manchmal an die 
dortige Tagang zarückdenken würden. 

Nach Entattang des üblichen Geschäftsberichts wurde dann in 
die Tagesordnong ein^treten. 

1. Die BekimpftiBg ier Tollwut. 

Der Beferent, Prof. Dr. Frosch- Berlin, bemerkte zunächst, daß die 
Tollwut zwar eine alte Seuche sei, aber infolge ihrer geringen Verbreitung 
nicht eine so große yolkswirtsehaftliche Bedeutung als andere Seuchen habe 
und deshalb auch weniger beachtet werde. Immerhbi seien wiederholt Seuchen 
mit epidemischen Charakter angetreten, im 18. Jahrh. 18, im 19. Jahrh. sogar 
ao. Die Tollwut erstrecke sich nicht nur auf Hunde, sondern auch auf andere 
Haustiere (Pferde, Katzen, Binder, Schafe), sowie auf Wölfe, Füchse, Hirsche 
und Bebe. Für die üebertragung der Seuche auf den Menschen komme aber 
in erster Linie der Hund in Betracht; 94*/o aller Ton Tollwut in Preußen 
befallenen Menschen waren z. B. Ton Hunden gebissen word^ Am häufijpten 
werde die Tollwut in den Grensbezirken der östlichen preußischen Provinzen 
beobachtet; die durch Einschleppung aus Bußland und Oesterreich besonders 

fefährdet seien. Nachdem Beferent dann die Kranlüieitserscheinung bei an 
'ollwut erkrankten Tieren und Mensch^i geschildert hat, bespricht er ein- 
gehend die zur Bekämpfung der Seuche erforderlichen sanitätspolizeilichen 
Maßnahmen und die Pasteursche Schutzimpfung. Von den im Berliner 
Institut seit 1S98 auf diese Weise bebandelten, Ton tollen Hunden gebissenen 
Personen (2256) seien nur 11 =s 0,49 an Tollwut gestorben, während bei. 
den nicht in dieser Weise behandelten derartiger Personen die Sterblichkeit 
swischen 8—45^/, schwanke. Als Schatzmaßregel kommen Tor allem die all- 
gemeine Dardiführung des Maulkorbzwanges, sowie ein scharfes Vorgehen 
gegen herrenlose Hunde in Betracht; außerdem müsse durch fortgesetzte Be- 
kd&UMg des Publikums auf ein möglichst frühzeitiges Beginnen derPasteur- 
schen Behandlung hingewirkt werden. Seine Ausführungen hatte der Beferent 
in folgende Schlußsätze zusammengefaßt: 

„1. Unter dem Einfluß sanitätspolizeilicher Maßnahmen hat eine deutliche 
AlmahM der Hondswot in Deutschland stattgefunden. 

2. Zur VeryoUstlndigung dieses Erfolges erscheint die allgemeine Durch- 
führung des Maalkorbzwanges und ein scharfes Vorgehen gegen herrenlose 
Hönde geboten. 

8. Die Wirksamkeit der Tollwutbekämpfungsmaßnahmen ließe sich durch 
gegenseitige behördliche Mittdlung beim Auftrete der Wut in den Grenz- 
orteii beaaehbarten Länder beschleunigen und verstärken. 
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4. In rersaaditeii oder erfahmngsgem&ß b&nig von Hudawnt heim« 
getvchtM Orten wire die SchutsinipfiiBg der Hnade za versiielieik 

5. Ss ifl noeh mehr wie bisher Sorge xu trftgen fftr Belehnuig dee 
Pablikome Uber den N«(s«o der Paetearsehen BehMdiuBg Bsd die Kot- 
weadigiceit ihres m^lichet irflhidtigeB Begiuui. 

Die Pasteirsehe Beheodiosg Termag die Tolhmtblektioi beim 
Meaachea nnsohädUoh sa macheiL Der Erfolg ist rnnter sonst gleichen Be* 
dingugen am so sicherer, Je kttrsere Zeit nwisohen Bift nnd Beginn der 
Behandlnng Tergeht 

7. Der Erreger der Hnndswat ist noch unbekannt Die von Negri im 
Gehirn tollwatkranker Tiere entdeckten eigenartigen ZelleinschlUsse sind swar 
nnr der Toliwnt eigentümlich, doch ist üire nrs&chliche Bedentnng nicht 
bevdesen/ 

In der Diskussion spredien sieh rersehiedene — Ott. Hofrat Prof. 
Dr. Schottelias and Poliieidirektor Ger fand — entschieden gegen den 
Maolkerbswaag ans, der sieh namenOich bei Jagd*, Sehiler-, Wach- nsw. 
Händen gar ni^ darchfthren käse and eine aaßerordentliehe Qaftlerei fir 
die Tiere darstelle. Am besten werde die Seuche durch die Hnndesperre, sowie 
durch scharfes Vorgehen gegen die herrenlosen Hunde bekftmpft Gdieimer 
San..-Eat Prot Dr. Leu t-KOln hebt die Notwendigkeit der Errichtung eines 
Schutrimpfinstitnts im Westen der ureuftischen Monarchie herrer; die Sin- 
riehtungskesten dafUr werden etwa 80000 Mark, die jährlichen Betriebskosten 
9000 Mark betrafen. Geh. Hofrat Prof. Dr. Gärtner-Jena betont gegenüber 
den Warnungen 'der NaturlieilYereine gegen die Anwendung der Schutsimpfung, 
daft es bis jetst kein anderes Schutsmittel als dieses gegen die Tollwut gebe 
und die nur gana rereinselt auftretenden SchädiguugM iu Kauf genommen 
werden m«0ten. Geh. Med.-Bat Dr. Abel weist darauf hin, daß tou allen 
Landesstaaten eigentlich nur Preußen ron der Seuche heimgeMcht werde, und 
zwar fast ausschließlich in den Ostliehen Grensbeiirken, so daß sich fUr die 
Errichtung eines Schutsimpf- Institute im Westen der Monarchie ein Bedürfnis 
noch nicfit herausgestellt habe. In seinem Schiaßwort hält Prof. Dr. Frosch 
an den unbedingten Maulkorbzwang fest, namentlich sei ein solcher für den 
Osten der preußischen Monarchie geboten. 

IL IMe MUchyersorgung der 8tMte mit hesMider«r B^rftekaiehtignir 
dar SlugUngasterhUckkcit, 

Der erste Beferent, Stadtbeiirksarzt Dr. PO tt er -Chemnitz, hatte seinen 
Ausführungen die n achstehenden Leitsätze zugrunde gelegt: 

,1. Die Milch ist das wichtigste Kahrungsmittd für die Velksemährung. 
Von ihrer Güte häafft das Gedeihen und die Gesundheit weiter BerOlkerungs- 
knise, insbeeondere des BerOlkerungsnachwuchses. der Kinder, ab. 

S. Die gesundheitUche Bedeutuuff der Milch alz Volksnahrungsmittel, 
namentlich für die Säuglingsemälirang, hat immer mehr zugenommen, se it de m 
aue TerseUedenen Grtoden besonders in den Städten die natürliche Bruzt- 
emährung der Kkder zurückgegangen ist. Wenn auch durch geeignete Maß- 
nahmen eine Besserung in bMug auf das Stillen der Kinder erreicht werden 
kann, se wird doch auch in Zukuft die Mehrzahl der Kinder auf die KuhmJkh 
sie hanptaäehliches Habrungsmlttel angewiesen bleiben. 

a Die Milch kann als gesundheitlich ^wandfreies Nahrunffsmittel nur 
dann gelten, wenn sie frei Ton schädlichen Stoffen ist. Sie muß nsbesondere 
Ton gesundisn Tieren stasunen, in sauberer, mOffUchst aseptischer Weise 
gewonnen, aufbewahrt und zubereitet werden, mit kranken Personen nicht fea 
Berührung kommen und ohne schädliche BeizMugungen oder 2Sereetzungen zum 
Genüsse gdangen. 

4. Gegenwärtig sind diese Voraussetzungen nur selten erfüllt und Ton 
einer erheblichen Preiserhahung der Milch abhängig; einwandfreie MUch ist 
daher, abgesehen ron den rereinzelteu PäUen, wo prime nnd städtische Für- 
sofge die MÜohTexsergnng weiterer Kreise in die Hand genommen haben, 
gegenwärtig ein Lazusartikel für die bmitteltere Befülkerung. 

5. Es ist zu erstreben, daß alle in Verkehr kommende Milch, und 
namentlich alle zur Säugiingsemährung dienende Milch einwandfrei seL Diesen 
Ziel kann ohne weeentUfhe Erhühong des MUchnreises eneieht werden« weil 
alle hierzu nötigen Maßregeln gleicbzeitig dazu dienen und sehen an sieh not* 
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wendig risd, an Ate GeMiidkeit «ad «ia ErgieUgkeit dat Mfldnriehf, ilio «e 
WlnKhaltUebkelt des Belriab« tm erbdkM. 

6. Zur Bmiekang dleaat Zi^ ist der ErUA reMfgeseiidlcber Beate- 
imgao «bar die Prodnktiana- ud yarkabfarerk&liaiaaa dar Milek arfoidarliak. 
wobei EiatelbaatirarnngeB, naiMtliek über das FaligehaH, dar Uuidaa- mad 
orUgeeatslickan Begeloig sn tbariaaaaB sind. Die raiekagaBaUMckaB Ba- 
siinifliangan kftttan gleickseiiig die Tabarknloeetilgang n imfiüa«. 

7. Dia Prodnsantea sind seHeas der ludwinscksItliekaB Varaisa lori- 
dMarad über die Gkwiaauig and laeferang ataar iadaUaaaa Mikk sa belakraa; 
ikie Betriebe aiad ragaUnämg zu ftberwackeo. 

& Die Stftdte haben daa Verkehr nüt Milch artsgeaaUliek in lagala 
and hierbei nicht so sehr wie frfther ihr Aagenaerk aaf Fattgehalty spasiiischei 
Oewicht nsw. als Tielmebr aaf die Ermittelang der saabarea, aasanataliakaa 
aad aasehftdlichea BeschafFeahait der Milch sa richtaa. 

d. Am sweckm&fiigstea wäre die Elnrichtoag voa ,^chhMea* adar 
.MOchsaatridaa* (entsprechend den der ZentralisMioa des FleisahTarkakia 
dianaaden Schlachthöfea), welche im Besitse oad Batriaba dar Stadt sind adar 
sam mindesten darch eigens angeatellta, eatspraehaad Torgebildata stftdtiaeba 
Beamte überwacht werdea« In fiasea Zeatralstellen, deren ia grftßarea Stidtea 
mehrere bestehen konnten, soll die gesamte Milek znsammenflieften ; kier wird 
s£b nach etwaiger Eeiaigaag, Kfthlaag and Zabereitaag ia TraoH^artoeliAe 
gefallt aad darch aattfpraeh4«d aingerichteta Varkaafswagea adar VariLaal^ 
atallaa an das Pablikom abgegebea. 

Der JeUt tlblicbe Kleiahaadel mit Milch ist als aahygiaaisch sa baseiehaea. 

10. Mit der Michsentrale sine 8&aglingsmilehktehen la yerbiadea. 

11. Die BeTölkeraag ist fortlaafead über die richtige Bekaadlaag der 
Milch sa belehrea oad hieria sa antersttttsen. Der Besag eiawaadfraisr 
Sftaglingsmilck, wobei gleiebseitig eine Beratnng der Mtltter stattindaa liaaa. 
muS aaeh daa Unbemittelten ermöglicht werden, ohne daft jedoch die aaf 
Tarbraitang des Selbststillens kinsielendan Bestrebaagea beeintriLehtigt wardea. 

12. Der allgemeine Gtonaß gater Milch kaaa ia rorteilhafter aad gesaad- 
heitlieh wftascheaswerter Weise gehobea werdea darch Brriehtaag Toa Mikk- 
hftaschen, Milchaatomatea asw.** 

Der Beferent begründete diese Leits&tse in aasfOhrlicher Weise aad 
nahm dabei rielfach aaf die einschl&gigen Verhftltnisse im Königreich Sachsen 
nnd in seiner Heimatstadt Chemnits B^g. Von den in Sachsen im Jahre 1904 
lebendgeborenen Kinder sind 27,4'/» überhaapt nicht, 12,6^/, weniger als 
6 Wodien and 00 ^/o über sechs Wochen an der Matterbrast ernährt; ia 
I>eat8ch1and dürften nach Ansicht des Referenten etwa 1200000 anter einem 
Jahre alte Kinder aosschließlich aaf Kahmilch als Nahrangsmittel angewiesen 
aein; dasa kommen noch 4—5 Millionen Kioder im Alter von 2—4 Jahren, bei 
denen die Milch ebenfalls Haaptemährongsmlttel ist. Der Milchgewinnnng 
wie dem Milchliandel kOnne also nicht genug Anfmerksamkeii sagewandt 
werden. Verfasser bespricht dann eingehend die mannigfachen Veranreinigungen 
der Milch bei ihrer Gewinnang; in Chemnits sind im Jahre 1905 von 5886 
nntersachten Milchproben nicht weniger als 47 ^/^ wegen ünsanberkeit, be- 
sonders wegen sa großen Schmatsgehaltes beanstandet; die BevOlkerang ist 
aaffallenderweise gegen Terschmatste Milch sehr wenig empfindlich, w&hrend 
der geringste Bodensats im Bier beanstandet wird. Infolge dieser Indolens 
des Pablikams sind weder bei der MUchgewinnang, noch beim Milchhandel 
erhebliche hygienische Fortschritte sa Terzeichnen, obwohl die Fortschritte der 
Wissenschaft and Technik genügend Mittel in die Hand geben, am gesande, 
aach in angekochtem Zastande einwandsfreie Milch aaf den Markt sa bringen. 
Ebenso wie der Verkehr mit Fleisch maß nach Ansicht des Beferenten anch 
der Verkehr mit Milch reichsgesetslich geregelt werden; eine Forderang, die 
aach Ton den Müchhändlerrereinen wiederholt gestellt seL Die bis Jetst üb- 
liche poliseiliche Kontrolle des Milchverkehrs, die sich fast aasschliealich aaf 
Untersachang des Wasser- and Fettgehaltes erstredit, schütst nicht gegea 
g^ndheitsschädliche in Zersetsnng befindliche Milch. Eine rationelle StiU- 
bygieae wird sich aach für den Landwirt natsbringend erwebea and deshalb 
keueswags eine PreiserhOhang der Milch bedingen. Alierdings dürfte aaek 
eiawaadsfrei gewonnene and abgegebene Milch noch besonderen Oalahraa im 
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Haii06 4ee Konsimenten durch anzweekmlflige Aufbewahnuig, nnsaabere Ge- 
f&ße usw. ausgesetzt sein. Nach dieser Bichtnng liin wird durch fortgesetste 
Beleliruug eine Besserung erzielt werden können. Nachdem Vortragender 
dann eingehend die Vorzttge der Milchsentralen erörtert und deren Errichtung 
als außerordentUoh yorteilhaft fttr den Milchverkehr beseicluiet hat« kommt 
er noch auf diejenigen Einrichtung^ und Bestrebungen au sprechen, die in 
Leipzig, Oiiarlottenburg usw. zu einer erfolgreichen Förderung des Selbst- 
stillens der Mtltter geführt haben. Aber trotz dieser Bestrebunp^en werde die 
Milch das wichtigste Nahrungsmittel fttr die Säuglinge und Kinder bleiben; 
um so mehr bedtufe gegenüber den jetzigen Mißständen die Milchgewinnung 
und der Milchhandel dner durchgreifenden fieform. 

Der zweite Beferent, Beigeordneter Bingger-Göln, hatte diefolgendsn 
Leitsätze aufgestellt: 

«1. Angesichts der Tatsache, daß der Wert der jährlich im deutschen 
Beiche erzeug^ Milch rund 1700 Millionen Mark beträgt, und daß ein ganz 
erheblicher Teil der Milch dem unmittelbaren Genüsse (darch die BerOlkernng 
dient, besteht allgemein ein starkes Literesse an der gesundheitlich einwands- 
freien Beschaffenheit dieses Nahrungsmittels. 

2. Die Forderungen, welche für die Gewinnung einer reinen, gesunden 
und guten Milch gestält werden (ständige tierärztliche üeberwachung der 
Milchkühe. Ausscheidung kranker Tiere, einwandsfreie Fütterung der Tiere, 
gute BescnalFenheit der Ställe und der Molkeinrichtungen, peinliche Sauberkeit 
des Melkpersonals, sofortige Tiefkühlung und zweckentsprechender Transport 
•der Milch) sind mit solchen Kosten yerknüpft, daß sie eine Erhöhung des 
Milchpreises zur Folge haben müssen. 

8. Aus diesem Grunde ist der Erlaß eines Beichsgesetzes, durch welches 
jene Forderungen festgelegt werden, zurzeit nicht zu empfehlen. Es ist viel- 
mehr der Boden für eine spätere gesetzUche Begdung ganz allgemein durch 
YerwaltungsTorschriften für größere Bezirke (Provinzen, Begier ungsbezirke) 
Torzubereiten, die sich den örtlichen Bedürfnissen und vor allem den Fort- 
fchritten von Wissenschaft und Technik leichter anpassen lassen. Ortsgesetz- 
liche Ergänzungen, besonders für den Milchhandel, sind außerdem notwradig. 
Vor allem aber ist es notwendig, erzieherisch einzu^ken und sowohl in des 
Kreisen der Produzenten, als auch besonders in denen der Konsumenten das 
Verständnis für den Wert einer gesunden, reinlich gewonnenen und zum Ver- 
brauche gut erhaltenen Milch zu wecken und rege zu halten. 

L Eine ganz wesentliche Förderung der auf die Verbesserung der Müch 
gerichteten Bestrebungen ist zu erhoffen, wenn die Staats-, (Gemeinde- nnd 
andere Behörden dazu übergehen, den Milchbedarf für die ihnen unterstellten 
Anstalten nicht schlechthin an den Mindestfordemden zu yergeben, sondern 
unter Gewährung eines angemessenen Preises an vertrauenswerte Personen, 
die Tertrafflich lie Beobachtung der für die Gewinnung einer reinen und 
gesunden Milch aufgestellten Grundsätze sichern. 

5. Da die Anfuhr der Milch nach den Städten zum großen Teil mit der 
Eisenbahn erfolgt, muß gefordert werden, daß während der warmen Jahreszeit 
sowohl auf den Stationen wie in den Güterwagen Gelegenheit zur kühlen, 
sauberen Aufbewahrung der Milch gegeben wird. 

6. Der Vorschlag, in den Städten kommunale oder unter konuDonaler 
Aufsicht stehende Milchhöfe einzurichten, in denen die Milch gegen Zahlung 
geringer Gebühren gereinigt, gdLühlt und gut aufbewahrt werden kann, ver- 
dient ernste Beachtung. 

7. Die Gemeinden sind verpflichtet, für die unbemittelte Bevölkerung 
Milchküchen zur trinkfertigen Herstellnng von Säuglingsmilch einzurichten. 
Eine unerläßliche Er&;änzung dieser Milchküchen sind ärztlich geleitete Mutter^ 
beratungsstellen, welche in erster Linie für die natürliche Brustemährung za 
wirken und die Abgabe der Säuglingsmilch zu überwachen haben.*' 

Er hält eine reichsgesetzliche Begelung des Milchverkehrs weder für 
erforderlich, noch für empfehlenswert Die Milch wird nach seiner Ansicht 
trotz des hohen Wertes, den ihre Gesamtproduktion im Deutschen Beiche 
darstellt (1700 Millionen Mark), auch in wirtschaftlicher Hinsicht noch viel zu 
gering geschätzt, selbst bei der jetzt herrschenden Fleischteuerung. Die 
Forderung der öffentlichen (Gesundheitspflege auf Bereitstellung einer reinen, 
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.gesiudeB uad guten Ifilrh ist 9het ohne eine weeentliolie Preiseriidkiing nicht 
m erreiehen; Referent stttit sich hierbei auf die zuTerliasigen Angnben einei 
.Landwirtes, der an die (Miner S&ngUngsanstalt die ICUch nnter Mobaohtnnff 
ganz genau Torgeschriebener Maßregeln fflr ihre Gewinnong liefert. Im all- 
gemeinen genftgten f Ar den MUchTerkehr die in der preußischen Anweisung 
dafür gegebenen Vorschriften, nur die tier&rstliche Kontrolle maß nicht blos 
anf die Qewinnong der Vorzugs-, sondern aller Milch ausgedehnt werden. 
Durch örtliche PolizeiTerordnungen ist der Milchverkehr zu regeln. Mit der 
(Gewinnung und Lieferung einwandsfreier Milch ist aber der grölen Säuglings- 
sterbiichlteit noch nicht allein Torgebengt; denn es bleiben nach wie vor all 
die mannigfachen Gefahren bestehen, die aus dem Ünyerständnis usw. der 
Konsumenten fOr eine richtige Behandlung erwachsen. Gerade die Frauen der 
unteren Volksschiditen wissen nicht mit der Milch richtig umzugehen; hier 
können nur bessere hauswirtschaftliche Ausbildung der Mädchen, fortgesetzte 
Belehrung usw. helfen; auch die Abgabe tadelloser Sänglingsnulch in trink- 
fertlgen Einzelportionen, wie dies yidleicht mit Erfolg in Frankreich, Däne- 
marl^ England und Amerika geschiebt, ist sehr empfehlenswert. Der Preis 
solcher Einzelportionen ist allerdings so hoch, daß ihre Verabfolffung an die 
ärmere BeyOlkerung nur mit kommunaler ünterstfltzung möglich ist. Vor- 
tragender berichtet dann über die in der COlner S&uglingunilchanstalt, die mit 
dem dortigen Schlachthofe rerbunden ist, gemachten Erfahrungen. Lifolge des 
gesteigerten Zuspruches werden dort zurzeit täglich 1600 Säuglinge mit Mlkh 
yersoi^ Besachsberechtigt sind Personen, deren Einkommen nicht mehr als 
aOOO Mark beträgt Der Preis des Tagesportionen (5—7 Flaschen) beläuft sich 
auf 22 Pf., an Arme wird sie unentgeltlich abgegeben. Die Erzeugungskosten 
der Milch betragen 82,4 Pf. pro Liter. Neben diesen SäuglingsmUchanstalten 
kommen noch besonders in Betracht ärztlich geleitete Mütterberatungsstellen, 
um durch diese nicht blos auf eine 8achgemä£^ Behandlung der Milch, sondern 
vor allem auch auf die Forderang des Seibatstillens hinzuweisen. Wenn arme 
Mütter durch ihre Erwerbsverh&ltnisse vom Stillen abgebalten werden, so sollte 
man es ihnen durch Gewährung von Unterstützung ermöglichen. Falls sich 
die in Berlin in der Charit6 und im Cölner Krankenhaus gemachte Erfahrung, 
daß eine drei- bis yiermalige Darreichung der Brust nicht nur genüge, sondern 
sogar einer häufigeren vorzuziehen sei, auch anderwärts bestäUgen würde, so 
werde dies für die Forderung des Selbststillens seitens der Arbeiterfrauen yon 
sehr günstigem Einfluß sein. 

In der sich anschließenden, ziemlich lebhaften Diskussion wird yon 
Seiten der Vertreter der MUchproduktion und des Milchhandels (Stadtverord- 
neter 8 utag-Schöneberg, Milchprüfer Leiter-Berlin und H. Timmer mann- 
Hamburg empfohlen, den Bogen in besug auf die gesundheitlichen Anforde- 
rungen an die Milch nicht zu hoch zu spannen, da diese sonst zu sehr ver- 
teuert werden würde; im übrigen aber die Bereitschaft zur Mitarbeit auf 
diesem Gebiete ausgesprochen und vor allem die Notwendigkeit einer aus- 
ffiebigen Kontrolle an der Produktionsstelie anerkannt. Prot Dr. Gries bach- 
Mühlnausen verlangt ein Kinderschutz gegen schlechte Milch, und wünscht 
Zentralisation des MUchhandels, oder wenigstens Beibringung eines Befähigungs- 
nachweises für diesen; außerdem hält er eine hygienische Unterweisung der 
Frauen für wünschenswert, desgleichen eine solche der Kinder in der Schule. 
Prof. Dr. Schlossmann- Düsseldorf und Privatdozent Dr. Sejffert weisen 
auf die nnhygieniscbe Behandlung der Milch beim Melken hin. Dr. Rommel, 
leitender Arzt des Sänglingsheims in München, betont die Notwendigkeit einer 
Zentrale kommunaler Milchversorgung der Städte, besonders für Kinder. 

Zweiter Sitzungstag, Donnerstag, den 14. September d. J. 
HL Walderholnngsstätten und Genesungsheime« 
Beferent, Dr. B.Lennhoff, gibt zunächst eine kurze Schilderung von 
der Entwickelung der (Genesungsheime seit dem Jahre 1889, wo diese Frage 
zum ersten Male im Verein für öffentliche Gesundheitspflege verhandelt ist. 
Er gedenkt dann der segensreichen Tätigkeit, die der leider so früh verstorbene 
Dr. Wolf Becker- Berlin auf diesem Gebiete entfaltet hat, und geht dann 
näher auf die Aufgaben der Genesungsheime und Walderholnngsstätten ein, 
bespricht die Art ihrer Einrichtung, die Auswahl der Kranken usw. Die Kosten 




flO Btrickl ftbar die XUL HftnpiTmMnUuif dtf Devtfeh« YmUmB 

•iMT WMmMn^uMMB M bei 160PfttleBt«B avl ikht ]i«ber «la 16000 IL 
twrmetelMB, TOfiiigeieUrt, daA das Wildgeliide «Biolgallttek fom SUate oder 
Tis eiaer Qe m ei a de sa? Yerfignaf feeteiK wird Sie kabea dea groOea Vorsaf, 
4a6 lie fick eehr ieldil den Ortflcieii Verbiltaiseea aapawea laeeea; aie ttad 
ia jiagaier ZeÜ fielfacli mit Waldackalea Terbaaden^ and habea eich diete 
da r c k i H M bewihrt Betreff der eoaatifea Aaefttbraagea des Belereatea ktaa 
aal die Tea iha aofgeetelitea Leite itse Besag geaoBunea werdea, die folgendaa 
Wortknt kabea: 

.1. Aafgabe der Kraakeaflirsorge Ist es, aieht nur die anmittelbarfla 
Folgen eher Krankheit sn beseitigen, sondern aiiek die Arbeitsftkigkeit der 
Kranken so weit wie rnögü^ wieder kersosteOen and einer SchSdigonff dnrok 
die Wiederaninakme der Arbeit Tombengen. Daher bedarf es aaier dea 
Krankenhftasem, Anstalten rar Yollendnng der Genesung. 

8. In ffleieher Weise sind Anstalten notwendig rar Beseitigiing der &• 
sckefoanffen leiekter chronischer ErlmotlniDgen, die in den fi^rankenkinsen 
ketee Aanakme ibden kOnnen, rar Voibenganff der KraakheitsTersehlimineniBg 
and aar Vorbeogonff droliender Erwerbsmif&h^keit 

8. Die Verpflegnng in Anstalten, in welchen die Kar dea Kraakea iadi- 
Tidaell gestaltet werden kann, ist dem einfkchen Landrafenthalt oder dem 
AafenthaH in Badeortea Torsosiehen. 

4. Ab Aastaltsformen kämmen Tomehmlich in Betracht Oenesongsheime 
nad WaMerholnagsstittea. Die Aaswahl der Anstalt hingt ia Jedem Fkile Toa 
der Besonderheit der KraakheitsftUe ab. 

5. Qraadeitaüch ist daran festrahalten, daß die (^enesongshefane ttr 
KraiAe Torbehaltea werden, welche fllr Iftngere Z^t danemd Ton ihrer Hins- 
Bohkett lemblelbea mllssea and KU welche ein größerer Behandlangsapparat 
(Hjrdrothermie2G7ninastik etc.) notwendig ist 

6. Dm Walderholongsstitten sind fttr die große Masse derer geeignet, 
die ledif Beb der Bahe, des Aafenthaltee in gäter Waldlaft and eiafaehsr 
physikalischer Behandlangsmethoden bedftrfen. 

7. Die Einrichtang der Anstalten ist so einfach ra halten, wie es die 
Srrekhong des beabsichugten Zweckes eben ralftßt. 

8. GFenerangsheime sollen nicht ra weit ron dem Wohnbesirk der fir 
rie ia Betracht kommeaden BefOlkerong errichtet werden^ mb Aasnahme 
solcher in Karorten, mit besonderen, anderw&rts nicht Torhandenen Hefl- 
faktoren. 

9. Die Errichtung Ten Genesangshelmen liegt in erster Beihe den Ge- 
meioden oder Ortsrerbftnden ob, in sweiter Beihe dea Laades-Verstcherangs- 
Aostalten. Nar in Aasnahmef&Uen empftelüt sich die Erricktang daieh 
Kraakeakassea, Betriebsanternehmangen, religiöse oder Wohliahrts-Geaossea- 
scliaftea. 

10. Die Erholangsstättea anterscheiden sich von den Genesongsheimai 
grandsitalich dadareh, daß sie aar Tagesbetrieb habea. Dadaroh ergibt ndi 
die Notwendigkeit, daß sie in leicht erreichbarer N&he der Städte errichtet 
werdea. 

11. Charakteristisch fdr die Erholangsstätten ist femer die aaßerordent- 
liehe Billigkeit des Betriebes, die es ermöglicht, die Erholangsst&tteopflege 
einer fast oabegrensten Zahl der dieser Pflege Bedttrftigen soteil werden su 
lassea. Ein Abweichen von der größten Einfachheit bäeatet sogleich eine 
namerische Einschr&nkang der FArsorge. 

12. Weder PBlt Gteaesongsheirae noch für Erholangsstitten empfiehlt ricl 
eine weitgehende Beschränkong aal bestimmte Krankheiten.* 

In der Diskassion berichtete saerst Bentier 0. Ehrenbarg über 
die in Cassel eingerichteten M&nner- and Fraaenerholangsst&tten, die gegen 
geringes Geld gate Verpflegang gewähren, sich trotsdem selbst erhalten nsd 
sich so gat bewährt hätten, daß man jetst nach eine Kinde rerholangsstäite 
einrichten wMd. Geh. San.- Bat Dr. Endemann-Cassei kann diea beeUUlgea; 
er hebt dabei anch den Unterschied der Genesangsheime and Erholangsstättes 
gegeattber den Langenheilstätten hervor. Geh. Beg.-Bat Eitter-Berlin 
erbiickt in den Walderholonffsstättoi ein sdiätsenswertes Mittel aar Satlutasg 
der Krankenanstalten aamenüich von tnberkolOeen Kraakea, far die die Kraakea- 
aänaer aar Beobachtangtstatiooen sein sollten. B^ der Bekämpfaag der Taber- 
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kolose iti Mf die b/fiaiiieha Verlbeasariiig 4ar Wpfcnmapf rhilfnlMa 4er 
SdurerpoBki jm legen; am dieeee sa erreichen, eei die KierifthUHif Toa 
Auflkamfte- ued FtUeergeetelleii lehr m enpfeliiee. Seine MiiteÜMgea ttber 
die Eiafttliriug tos NeektMrieb (fleUeiforrickuug) io den £rbolnngneifitten 
werden tob Suduu Bdrenstriek dnrch die in Königsberg L/Pr. in dieser 
Besieiinng ge» echten Terh&Kniaaftfiig guten Erfnhrnngen beMitigt. nach die 
Kneten eeien doreh den Nnchtbetiieb nicht weeentiieh hoher geworden. Ueber 
die Wniderhcanngsstättenbei Anchen berichtet Oberbargemeister Dr. Ebelin g, 
aber di^enigen bei Manchen iBefmt Dr. Mag; bei den ietsteren heben sich 
die Kosten etwns hdber als bei anderen Erhoinngutitten gestellt, gleiehwohl 
wird nach far die Errichtang einer Kindererholnngsstltte nnd EinMhmng dee 
Schlnibetriebes geplant 

IT« Die BekiaM^ni« dee Stnnhen im Hnoen nnd oof der StrooM. 

Die beiden Eeferenten, Prof. Dr. Helm-Erieagen «nd StndibeoflMister 
Nies-Dresden, hatten die folgenden Leitsfttse gemeinschaftlich oofgesteilt: 

1. Der hn Freien nnd bei der Tätigkeit der Meosehea (obgeeeheo Ton 
der gewerblichen) entstehende Stanb kann durch Massenhaltiffke& lietig werden 
nnd fOr empindUche Pereonen nachteilige Wirkungen an! die Ataongeergane 
nod das AUgemeinbeanden haben. 

2. Durch Beimeoffunff Ton Abfall* nnd AnswuristelKen bekommt der Staub 
eine ekelerregende Bescnaaenhelt 

a. Unmittelbar gefährlich ist der Tom fcraninn Meneehen oder Tiere 
bemidelte, also intsierte Staub. 

Darum muß Vorsorge getreten sein, daß die Answurlitoire Ton Kranken 
und KrankheitsTerdachtigen in regelrechter Weise abgefangen und «neehadllch 
beoeitict werden 

^ Die Verhatung der Infisieiung dee Staubee «nd die Behandlung etwa 
inflaierten Staubes Hegt in einer geeiineten Wohnungraiege und Wehnungs* 
farsorge, in der Sauberhaltung Ton verkehre* und AumUmltsranmen, eewia 
TOB Straßen und Wegen. 

6. In Jeder Hhmieht ist eine noch eindringlichere und beesere Belehrung 
dar BeT^ernng ansnstreben. Sie ist nur mOglieh, wenn sie bereite in der 
Schule einsetst. 

6. Die möglichst Tollkommene Unterdrackung des Stnubes anf den 
Sinfien und im Itanee ist nicht nur aus hygienischen luid Terkehrs- 
technischen QrOnden, sondern auch aus Granden der WirteehaltMehkeit, 
Beinlkhkeit und Annehmlichkeit aninstreben und mit allen Mitteln lu iBrdem. 

7. Die Frage der Staubunterdradoing ist bis su gewissem Grade nur 
eine Geldfrage. Ihre Losung wird erst schwierig durch die Forderung: Auf* 
wand und Erfeig in einem angemessenen gegenseitigen Verhältnis tu hniten. 

$. Der Straßenstaub läßt sieh setneoi Ursprung nnnh in nwei Arten 
trennen, in 

Suub, der dnrch Zermahlung und Ahschleifhng des Straßondeekmaterklee 
entsteht: Deekenstaub; 

Suub, der durch Zerreibung der VeritehrsTerunreinigungen entsteht: Ver- 
kehrsstanb. 

9. Eine erfolgreiche Bekämpfung des Staubes anf der Straße ist sn 
erzielen durch Maßnahmen in dreierlei Sichtung: 
«) durch besondere Soqrfalt bei der Wahl der Straßenbefestigungsart ; 
ß) durch peinliche Straßenreinigung ; 
Y) durch ausgiebige Straflenbesprengung. 
Zu 9 a. a) Die Anlegung neuer Schotter* und Kiesbahnen ist möglichst tu 
Termelden. Lernte Pftasterung, (besonders Kieinpaaster) erscheint als 
sweekfliiaiger Ersatz; 
b) denjenigen BefestigungsmaterIaL das sich im Verkehr nur gering und 

Sieiehimig abnutst und enge Fugenbfldung zulaßt, ist im allgemeinen 
er Vorzug zu geben ; 



c) die Erzielung 3ner fugenlosen, ebenen Straßendecke, die sich gut rein* 
kalten und wneehen lißCi ist — safem es die Verliahnlssn gestatten — 

d) der ordnnngsmaügen Unterhaltung der VerkehrsAinhen ist giOßte Sotgldi 
zu widmen; 




212 Bericht ttber die XXXI. HauptrersammloiiK des Deatsehen Vereins 

e) ^e vielseitigen Bestrebnngen, die Stanbbüdnng der Schotter- und Kies- 
bahnen absnmindem darch oberflächliche Teerang, besw. Behandlung 
mit wasserlöslichen Oelen, oder mittels Darchtrinknng der Schotter- oder 
ELiesdecke mit Teer, Oel oder asphaltischen Stoffen und dergleichen mehr, 
haben in Dentschland bisher xn einem allseitig befriedigenden Erfolg 
nicht geführt. Weitere langfristige Versuche in großem Maßstabe 
(kleine, kurze Versuche sind zwecklos) sind höchst wllnschenswerti be- 
sonders auch zur einwandfreien Klärung der Frage, ob und in welchem 
ICaße die genannten Verfahren die Unterhaltung der Schofter- und Kies- 
bahnen und den Bestand der Straßenanpflanzungen beeinflnssen, und ob 
sie etwa (j^esundheitsschädigend wirken. Für städtische Schotterstraßen 
erscheint die Behandlung mit wässerigen Oelemulsionen aussichtsreich. 
Zu 9ß. a) Die Beinhaltung der öffentlichen Verkehisflächen sollte bei der 
Bedeutung dieser Arbeiten für die Allgemeinheit nur Sache der Ge- 
meinden sein; . 

b) die gründliche Beinigung der Straßen hat stunlichst oft, am besten täglich 
zu erfolgen; 

c) alle Bemigun^sarbetten sind so auszuführen, daß Stanbaufwirbelung un- 
bedingt Termieden wird. Aller Kehricht ist bis zu seiner endgültigen 
Beseitigung stets feucht zu halten; 

d) die Verunreinigungen sind so schnell als möglich Ton den Verkehrsflächen 
zu entfernen. Beinigungsmaschinen, die kehren und gleichzeitig den 
Kehricht aufladen — sogenannte Sammel - Kehrmaschinen — sind sehr zu 
empfehlen. Versuche mit solchen Maschinen, die Ton der Industrie in 
Torläufig genügender Vollkommenheit geboten werden, sind wünschenswert; 

e) das Spucken auf die Gangbahnen ist zu yerhindem. Dafür sind auf den 
Verkeliisiächen geeignete Spuckniwf-Vorriohtungen, oder leicht zu 

. reinigende und desinfliierende Spuckflächen einzurkhten. 
Zu 9y. ü) Die Besprengung der öffentlichen Verkehrsflächen ist Sache 
der Gemeinden; 

b) die Besprengung hat nicht nur den Zweck den yorhandenen Staub zu 
binden, sie soll bei heißem Wetter auch die Luft reinigen und erfrischend 
wirken; 

c) die Besprengung ist nur mit frischem, reinem Wasser zu bewirken': die 
Verwendung Ton ungereinigtem Fluß- oder Seewasser sollte aus hygieni- 
schen Gründen ausgeschlossen bleiben; 

d) das Ziel Jedes geregelten Sprengbetriebes muß sein, die .Staubbildung 
schon im Entstehen zu yerhindem; 

e) die Stärke und Form der Besprengung soll so gewählt sein, daß Staub- 
und Schlammbildungen auf den Verkehräächen tunlichst y ermieden werden; 

f) es ist zweckmäßiger und wirtschaftlich richtiger öfter mit wenig Wasser 
zu sprengen, als seltener aber mit yiol Wasser ; 

g) um die Straßenbesprengung nachhaltiger zu gestalten, dürfen dem Spreng- 
wasser keinesfalls Stoffe oder Lösungen beigemengt werden, die gesund- 
heitsschädigend wirken. 

' 10. Eine erfolgreiche Bekämpfung des Staub es im Hause hat yon 
folgenden Gesichtspunkten auszugehen: 

a) die Unterdrückung des Straßenstaubes yermindert auch d^ Staub im 
Hause; 

ß) alle Beinigungsarbeiten sind, soweit angängig, auf nassem Wege zu 
bewirken ; 

Y) die Oelunff der Faßböden yerhindert die Staubbüdung in befriedigender 
Weise. Sie soll aber nur als Unterstützung, nicht als Ersatz &x ge- 
wöhnlichen Beinigungsarbeit betrachtet werden; 

8) alle Verfahren, die eine Beseitigung des Staubes aus den Wohnräumen 
ermöglichen, ohne daß er erst in die Luft gewirbelt wird und sich nach- 
träglich wieder setzt, sind zu empfehlen.* 

Der erste Beferent, Pfot Dr. Heim, erörtert zunächst das Wesen des 
Staubes und die durch ihn bedingten Unannehmlichkeiten und gerondheitllchen 
Gefahren. Bei4e treten bei den im Freien erzeugten Staub nidit so in den 
Vordergrund, als bei demjenigen in den Wohnungen, da hier die Verdttmung, 
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BesonniiBg usw. des Stanbes weit fferisger ist als im Freien and Kranke wie 
Gesunde hier der Stanbwirknng menr a& dort ausgesetzt sind. Bedenklich ist 
besonders der ron Answiirfsstoffen Ton Kranken und Krankheitsyerdächtigen 
yennischte Stanb; den besten Schatz dagegen gewährt die sofortige Aaffangang 
and ünschädlichmachong solcher Aaswornstoff e, die am besten durch Unter- 
bringung derartiger Kranken in Krankenanstalten gesichert wird. Die Maß- 
regeln zur Seuchenyerhtttung, rationelle Wohnnngspflege und Wohnungsfflrsorge 
helfen daher nicht unwesentlich zur Bekämpfung des Staubes; nicht minder 
auch die Belehrung der Beyölkerung, die schon in der Schule ansetzen mttsse, 
um allmählich eine (Generation mit mehr Verständnis ftür Eeinlichkeit, gesunde 
Lebensführung usw. heranzuziehen. Eftr die Bekämpfung des Straßenstaubes 
kommen besonders zweckmäßige Auswahl der Straßenbefestigungsart, aus- 
giebige Straßenreinigung und Straßenbesprengung in Betracht. 

Der Korreferent, Stadtbaumeister Nier-Dresden, behandelt namentlich 
die technische Seite der Staubbekämpfung mit Bttcksicht auf die Auswahl des 
Straßerbefestigungsmateriids, Art der Straßenreinigung usw. Mit der Zunahme 
des Verkehrs, besonders mit Automobilen, ist die f'rage der Staubbekämpfung 
immer 'mehr in den Vordergrund getreten; 'ihre. Lösung aber im wesentlichen 
eine Geldfrage. Die zu ergreifenden Maßregeln müssen yor alleml» tunlichste 
Verhtttung^und'.!Entfemung der(Staubbildung im Auge*^ haben; in zweiter Linie 
kommt dann idie Unschädlichmachung des erzeugten- Staubes. Vortragender 
bespricht die yerschiedenen Straßenbefestigungsarten (Schotter- und Kiesbahnen- 
Steinpflaster ohne und mit Fugendichtung, Zementmakadam, Stampfasphalt) usw. 
und ihre Vorzttge inbezug auf Verhütung ;der Deckenstaubbildung ; leider 
werde bei der Auswahl der;Befe8tigungsart die Staubfrage meist nicht' genügend 
berücksichtigt. Schotter-Iund Kiesbahnen sind zweifellos für die Staubbildung 
am ungünstigsten; ßie Versuche, sie durch besondere Behandlung (oberfläch- 
liche Imprägnierung durch Teer, Oel, Asphalt usw. oder yoUständige Durch- 
tränkung mit derartigen Stoffen) weniger stauberzeugend zu machen, haben 
bisher noch keineswegs zu so günstigen Ergebnissen geführt, um ihre allgemeine 
Einführung empfehlen zu können; ganz abgesehen yon den yerhältnismäßig 
hohen Kosten dieser Verfahren. Dasselbe gilt betreffs des sog. West rumi t- 
yerfahrens, bei dem:sich die Kosten jährlich auf 25—86 pro Qm belaufen, während 
sie sich bei der Teerung auf 10—15 steUen; eine einmalige Teerung dürfte 
aber wohl kaum pro Jahr genügen. Bei der Straßenreinigung ist yor aUem 
daftlr zu sorgen, daß eine Staubaufwirbelung möglichst yermieden wird. Am 
geeignetsten sind Beinigungsmaschinen, die kcmren und ffleichzeitig den Kehricht 
aufnelunen. Eine gründliche geregelte Straßenreinhaltung läßt sich in den 
Städten nur durch Vereinigung aller Arbeiten unter einer Begie, am besten 
unter kommunaler Verwaltung, erzielen. Nachdem der Korreferent dann noch 
eingehend die hygiraiischen Forderungen Inbezug auf die Straßenbesprengung 
(s. yorher Leitsatz 9 y a — g) besprochen hat, betont er, daß mit der Lösung 
der Staubfrage auf der StraJBe auch im wesentlichen diejenige im Hause gelöst 
werde, da der größte Teil des Wohnungsstaubes yon der Striae) herrühre. Statt 
des noch allgemein üblichen Klopfens, trockenen Ausfegens, Bürsten usw. ist 
für tägliches nasses Aufwischen usw. zu sorgen; auch die in jüngster Zeit 
eingef Arten Staubsaugeyorrichtungen (Vacuum* oder Preßluft -Entstaubungs- 
anlagen) sind als ein wesentlicher Fortschritt auf dem Gebiete der Staub- 
beseidgung in den Wohnungen zu betrachten und yerdienen eine möglichst 
ausgedehnte Verwendung. 

An die beiden Vorträge schloß sich nur 'eine kurzel'Dislcu'ssion. 
Stadtbaurat B uhle]- Freiburg 'L/Br. berichtet über seine Erfahrungen mit 
Westmmit, die nicht als günstig bezeichnet werden können. Besseren Erfolg 
habe [er mit* Teerung der Straßen erzielt; der Teer müsse jedoch nur au 
trockene Straßen und ganz heiß aufgebracht werden; die Kosten betrügen 10 
pro (Quadratmeter. Oberbürgermeister Contag-Nordhausen empfiehlt ein 

Solizelliches Verbot des Schleppentragens seitens der Damen, wie das in Nord- 
ausen geschehen sei. Es habe [dort allerdings yiel Staub aufgewirbelt und 
der Polueiyerwaltang yiel Spott in der Presse eingebracht, aber trotzdem 

genutzt. In seinem Schlußwort stimmt der Korreferent fden^ Ausführungen 
;uhle8 über dle;Vorgzüge des Teerens der Straßen zu und empfiehlt,^^ weitere 
Versuche damit anzustellen. 




214 Bericht über die XXXL Haaptversammliuig des Deutschen Vereins 

Dritter Sitzungstag, Freitag, den 15. September d. J. 
YI. Welche Mlndestforderangen sind an die Beschaffenheit der 
Wohnungen, insbesondere der Kleinwohnungen n stellen! 

Der Eeferent, Beg. - Banmeister a.D. Beigeordneter Schilling- Trier, 
hat eine größere Anzahl von Verordnungen ttber die Beschaffenheit und Be- 
nutzung von Wohnungen (37), sowie über die Regelung des Schlaf-, Kost- und 
Qaartiergängerwesens (107) nach der Bichtung lün geprüft, inwieweit in ihnen 
die bisher, insbesondere vom Deutschen Verein für öffentliche Gesundheitspflege, 
auf diesem Gebiete gestellten gesundheitlichen Anforderungen berücksichtigt 
sind und inwieweit sich diese Anforderungen auch als praktisch durchführbar 
erwiesen haben. Es hat sich hierbei ergeben, dafi diese Verordnungen in vielen 
Pankten voneinander abweichen und nur wenige jenen Anforderungen einiger- 
maßen genügen. So wird z. B. nur in wenigen Verordnungen ein eigener Ein- 

fang für jede Wohnung gefordert, die Forderungen betreffs der Mindest-Boden- 
äche und den Mindest -Luftraum schwanken zwischen 2—6 qm und 6 — 20 cbm, 
in verscliiedenen Verordnungen fehlen Vorschriften über das Vorhandensein von 
Fenstern, bezw. über die Mindest -Fensterfläche, Beschaffenheit und Zahl der 
Aborte usw. 

Nach den in der behördlichen Wohnungsbeau&ichtigung gesammelten Er- 
fahrungen sind die vom Deutschen Verein für öffentliche Gesundheitspflege bisher 
aufgestellten Forderungen zwar gerechtfertigt und durchführbar, aber die zurzeit 
bestehenden Verordnungen über Beschaffenheit und Benutzung der Wohnungen 
noch vielfach lückenhfSt und unzureichend. Beferent hat demzufolge ver- 
sucht, den vornehmlich der Festsetzung bedürfenden Inhalt solcher Verord- 
nungen in Mindestanforderungen zusammenzustellen ; weitergehende Ansprüche, 
wo solche nach Lage der örtlichen Verhältnisse erreichbar sind, sollen dadurch 
nicht ausgeschlossen werden. Bei Aufstellung dieser Forderungen ist er von 
dem Grundsatz ausgegangen, daß sie nicht drückend und das praktisch Er- 
reichbare darstellen. Sie lauten: 

„1. Zugang. Jede Wohnung muß einen eigenen, durch keine fremden 
Wohn-, Küchen- oder Schlafräume führenden Zugang haben. 

2. Umschließung. Alle Wohn- und Schlafräume müssen trockene, 
gegen Witterungseinflüsse vollkommen schützende, dichte Wände, Decken und 
FiSböden haben und von innen verschließbar sein. 

8. Umfang und Größe. Jede Wohnung muß ihre eigene EochsteUe 
haben und so geräumig sein, daß die ledigen, über 14 Jahre alten Personen 
nach dem Geschlecht getrennt in besonderen Bäumen schlafen können, und 
daß jedes Ehepaar für sich und seine noch nicht 14jährigen Ejnder einen be- 
sonderen Schlairaum besitzt. Die Schlaf räume müssen für jede über 10 Jahre 
alte Person mindestens 10 cbm uud für jedes Kind unter 10 Jahren mindestens 
5 cbm Luftraum enthalten, wobei Kinder im ersten Lebensjahre außer Anrech- 
nung bleiben. Schlafräume, die gleichzeitig als Küche benutzt werden, müssen 
15 cbm Luftraum mehr enthalten. 

Nicht zur Familie gehörige Schlaf-, Kost- und Qnartiergänger dürfen 
nur in solchen Bäumen untergebracht werden, die einen eigenen, mcht durch 
die Schlafräume des Qnartiergebers und seiner Familie Mhrenden Eingang 
haben, von innen verschließbar und gegen anstoßende Schlafräume des Quartier- 
gebers und seiner Familie dauernd abgeschlossen sind. Quartiergänger ver- 
schiedenen Geschlechts dürfen nur mit besonderer polizeilicher G^ehmignng 
und nur dann aufgenommen werden, wenn ihre Schli^räume keine direkte Ver- 
bindung mitemander haben. Die Schlafräume der Schlaf-, Kost- und Quartier- 
gänger müssen für jeden Insassen wenigstens 10 cbm Luftraum haben. 

4. Fenster. Alle Wohn- und Schlafrftume, sowie auch Küchen and 
Aborte müssen mindestens ein unmittelbar ins Freie gehendes, zum Oeffnen 
eingerichtetes, dicht schließendes Fenster haben. Die gesamte Fensterfläche 
eines Baumes muß wenigstens so groß sein, daß auf je 80 cbm Bauminhalt 
1 qm zum Oeffnen eingerichtete Fensterfläche entfällt, wobei in der schrägen 
Dachfläche liegende Fenster außer Anrechnung bleiben. 

5. Lage. Wohn- und Schlafräume dürfen nidit über oder mit ihren 
Fenstern unmittelbar neben Abort und Düngergruben liegen, auch nicht mit 
Ställen und Aborten in offener Verbinndung stehen. Aborte, die nicht mit 
Wasserspülung versehen sind, dürfen nicht unmittelbar von Küchen-, Wohn- 
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oder Schlafräamen ans sng&iiglich sein; ein gleiches gilt im Innenbenrk der 
Städte für Ställe. Räume, deren Fußboden tiefer als das umgebende Erdreich 
Hegt, dürfen nor dann snm Schlafen benatzt werden, wenn genügende bauliche 
Yorkehningen gegen die Erdfeachtigkeit getroffen, und wenn sie so belegen 
sindf daß die Sonne hineinscheinen kann. Dachwohnongen sind nur unmittelbar 
über dem obersten Stockwerk, nicht aber übereinander im Dachraom zulässig. 

6. Aborte. Bei jedem Hausgrundstück muß wenigstens ein direkt zu- 
gänglicher, verschließbarer und mit Sitzbrille yersehener Abort vorhanden sein. 
Jedem Hausbewohner muß die Benutzung eines solchen Abortes freistehen: die 
Zahl der Aborte muß so bemessen sein, daß höchstens je 15 Bewohner auf die 
Benutzung eines Abortes angewiesen sind. Abortgruben müssen undurchlässige 
Umwandungen und Böden haben und dicht abgäeckt sein. 

7. Wasserversorgung und Entwässerung. Eine ausreichende 
Versorgung mit einwandfreiem Trinkwasser muß gesichert sein. Wo zentrale 
Wasserversorgung und Kanalisation besteht, ist Zwangsanschluß, und für jedes 
Geschoß, in dem sich eine selbständige Wohnung befindet^ eine ZapfsteUe mit 
Ausguß zu fordern. Alle Leitungsröhren müssen dicht sem. 

8. Bauliche Instandhaltung (Pflichten des Hausbesitzers). Die 
Wohnaneen einschließlich deren Nebenräume, insbesondere auch Aborte, sind 
dauernd in ordnungsmäßigem, baulichem Zustande zu erhalten. Dies gilt auch 
von den Feuerungs-, Wasser versorgungs- und Entwässerungsanlagen, sowie 
von Höfen und Lichtschächten. 

9. Benutzungsart (Pflichten der Bewohner). Jede mißbräuchliche 
Benutzung einer Wohnung, wodurch dieselbe gesundheitsschädlich, insbesondere 
auch feucht wird, ist verboten. Hierher rechnet auch ungenügende Lüftuns 
und Beinignng. Werkstätten und solche Bäume, in denen Nahrungs- und 
Oenußmittel gewerbsmäßig hergestellt, verkauft, verpackt oder gelagert werden, 
dürfen nicht als Schlairäume benutzt werden. Die Aufbewahrung übel- 
riechender Knochen, Lumpen oder faulender (Gegenstände, sowie die Vornahme 
Btarkriechender gewerblicher Verrichtungen in Schlafräumen und Küchen ist 
verboten." 

In der sich anschließenden ziemlich lebhaften Dishussion wurden von 
den meisten Bednern die von dem Beferenten gestellten Mindestforderungen als 
unzureichend bezeichnet. Namentlich geschieht dies von Prof. Dr. Prausnitz- 
Graz, der je einen Abort für jede Familie verlangt, die Bestimmungen über 
die Benutzung von Kellerwohnungen für zu milde erachtet und vor allem die 
Nichtanrechnung der Säuglinge bei Bemessung des Luftraumes beanstandet. 
Geh. Hofrat ProL Dr. Gärtner-Jena und ProL Dr. Erismann-Zürich 
schließen sich diesen Bedenken an ; der erstere fordert außerdem, daß die Küchen 
nicht als Wohn- und Schlafräume, im Dachgeschoß nur Bäume mit geraden 
Fenstern zum Wohnen und Schlafen benutzt und Knochen^ Lumpen usw. auf 
Fluren ebensowenig aufbewahrt werden dürfen wie in Küchen, Wohn- und 
Schlafräumen, während Prof. Dr. Erismann noch Bestimmungen über Ofen- 
aolagen, Beleuchtung von Treppen und Gängen etc. für nötig hält. Auch 
Oberbürgermeister Dr. Ebeling- Dessau wünscht einige Forderungen des 
Beferenten erweitert, obwohl schon diese schwer durchzuführen seien. Vor 
allem müsse durch Wohnungsordnungen gegen die üeberfüllung der Wohnungen 
vorgegangen werden, wozu es aber beamteter Wohnungsinspektoren und ehren- 
amüicher Wohnungspfleger bedürfe. In einzelnen FäUen sei eine gänzliche 
Schließung unzureichender Wohnungen nicht zu umgehen. Baumeister Stadtrat 
Hartwig, Vorsitzender des Verbandes deutscher Hausbesitzer, ist ebenfalls 
erstaunt über die im Vergleich zu den früheren Beschlüssen des Vereins sehr 
zusammengeschrumpften Forderungen; Geh. Baurat Stübben betrachtet diese als 
Bückschritt und vermißt in den Leitsätzen verschiedene Bestimmungen, z. B. 
über die Mindesthöhe der Wohnräume, Entlüftung der Abortgruben usw. Eine 
später von ihm beantragte Besolution, worin das Bestreben des Beferenten, 
seine Forderungen im Interesse ihre Durchführbarkeit auf ein minimales Maß 
zurückzuführen, zwar anerkannt, aber gleichzeitig unter Hinweis auf die Per- 
sonen aufrecht zu haltenden Beschlüsse es für notwendig erklärt wird, daß in 
den Wohnnngs- und Schlafstellenordnungen wenigstens allmählich vorüber- 
gehende Forderungen als die in den Leitsätzen vorgeschlagenen, verwirklicht 
werden, gelangte, weil sie erst nach Schluß der Diskussion gestellt war, nicht 
zur Abstmimung, entsprach aber im allgemeinen der Stimmung der Versammlung. 
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In seinem Schlußworte erkennt derBeferent die Verhessernngsbedtlri- 
tigkeit seiner Vorschlage an; wer sich aber mit Wohnnngshygiene bescliaftige, 
müsse zugeben, daß sdion yiel erreicht sei, wenn diese bescheidenen Forde- 
rangen gegenttber den bestehenden Verhältnissen dnrchgeftthrt würden. 

An den Nachmittagen der ersten beiden Sitzungstage fanden unter sach- 
kundiger Ftthrung gruppenweise BeslektlgUBgeii yerscmiedener industrieller 
Anlagen (Werk Au^burg, vereinigte Zttndholz- und Wichsefabriken, Näh- 
fadenfabrik Tormals Julius 8 ch lirer, Bleicherei, Färberei und Appreturanstalt 
Ton Martini & Comp., mechanische Baumwoll- Spinnerei und Weberei, 
Augsburger Eattunfabrik), des Stadtbades und städtischen Schlachhofes, der 
Seryatiuspfrflnde, yon Volksschulen usw. statt; am dritten Sitsungstage er- 
folgte die Besichtigung der Hessingschen orthopädischen Heilanstalt in Göp- 
pingen; den Schluß bildete ein gemeinsamer Ausflug nach Hohenschwangau. 
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„ n, ^ : Fürsorge für die an Lungentuberkulose leidenden Personen 148 

, 18. „ : Homöopathische Schraucapotheken in den Apotheken . 189 

9 18. 9 : Prüfung von Krankenpflegepersonen 189 

- 19. „ : Fürsorgeerziehung, insbesonaere taubstummer und blinder 

Kinder 168 

„ 19. „ : Ermittelungen beim Ausbruch ansteckender Krankheiten 171 

^ 80. „ : Erhebungen über Krüppelkinder 164 

^ 80. 9 : Merkblatt zur Bekämpfung des Säuglingssterblichkeit . 109 
y 2. Aug. : Bißverletzungen dnrch tolle Tiere in Preußen im Jahre 1905 III 
^ 4. „ : Tropendienstfähigkeit der Bureaubeamten bei Verwen- 
dung in der Koionialverwaltung 214 

^ 4. ^ : Hören von Vorlesungen über topographische Anatomie. 162 

9 6. 9 : Versammlungen der Kreismedizmidbeamten 162 

^ 80. 9 : Sonderanweisungen über die Bekämpfung übertragbarer 

Krankheiten 172 

„ 14. Sept. : Uebersichten über die neu zu errichtenden und eröff- 
nenden Apotheken 217 

„ 15. 9 : Ausführungsbestimmungen zu dem (besetze über die Be- 
kämpfung übertragbarer Krankheiten 172 

^ 15. , : Lieferung des Amtsblattes an die Kreisassistenzärzte . 206 

^ 22. u. 26. : Bekämpfung des Kindbettfiebers 212 

^ 25. 9 : Verwaltung einer uispensieranstalt in ^^|fj|||^^|^0^^ 
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1906. 8. Okt.: BenaUnng toi KleinbakaeB SSD 

ft 8. » : Verfälscbang Ton Z?debacJc dnrck Ziuati Ton Seife 222 
n 18. 9 : Gtemeinyeratlndliche Belehnuigen ttber aisteckende 

Krankheiten 212 

n 18. , : Verwendong Ton denaturiertem Bpiritiui snr Hentelinng 

von Trinkbranntwein 228 

9 15. „ : Vermehning der Apotheken 221 

jf 17. , : Zalasfong xar phannaseatiaohen Prüfung 221 

, V. , : Abgabe Ton starkwirkenden Arsneimitteln und Giften 

an Zahntechniker 229 

« 81. , Fflhning der in Amerika erworbenen Dr. ofdentsarg.-Titel 280 
« 1. Not. : AnBtellnmg eines antl&ndiechen Arztes an einer Krankoi- 

anstalt 221 

9 4. Des.: Yersendnng Ton infektiösem Material in geschlossenes 

Briefen 288 



t. YerfiiUftB ud Pelluhreroriiufei Ii dei afaieliiei lofliraB|sWiirk«L 

1905. 16. Sept.: Die Hygiene in den Schalen (Beg.-Bez. Minden) ... 42 

1905. 28. Not. : Hersteilonff nnd Vertrieb ktlnstlicher Mineralwässer (Beg.- 

Bez. Minden) , • 14 

M 80. 9 : Bekämpfung flbertragbarer Krankhdten (Beg.-Bei« 

Lüneburg) 21 

» 81. Dez.: Bekämpfung übertragbarer Krankheiten (Beg.-Bes. 

Minden) 18 

1906. 20. Jan. : Ausführungsbestimmungen zum Gesetz, betr. Bekämpfung 

übertragbarer Krankheiten (Polizeipräs. Berlin) ... 86 
„ 20. März: AmtsärzUiche Ermittelungen bei Kopfgenickstarre (Beg.- 

Bez. Lüneburg) 72 

9 5. Mai : Amtsärztliche Ermittelungen bei Typhus (Beg.-Bez. 

Lüneburg) 97 

ff I.Juni: Spielplätze für Volks- und Jugendsuiele (Beg.Bez. Minden) 100 

j, 19* ff : Leichenschau (Beg.-Bez. Strabund) 102 

O* Könlflpreioli Bayeim« 

1906. 20. Jan.: Wechselseitige Benachrichtigung der Militär^ und 23vil- 

behörden über ansteckende Krankheiten 82 

ff 21. ff : Bakteriolo|fischer Kurs im Jahre 1906 24 

ff 6. Febr.: Beaufsichtigung der Kostkinder 85 

ff 8. Mai : Medizinische Beisestipendien für das Jahr 1906 ... 72 

ff 28. Juli: Prüfung für den ärztlichen Staatsdienst 114 

ff 80. ff : Postversand Ton infektiösem Untersuchunffsmaterial . 217 

ff 5. Aug. : Verhandlungen der Aerstekammem im Juire 1905 . . 140 
ff 19. ff : Einfluß der Molkereien und Käsereien auf die Volks- 

emährung 217 

ff 21. ff : Anstellung eines Zentralwohnungsinspektors .... 167 

ff 22. ff : Verhandlungen der Aerztekammem im Jahre 1905 . . 167 

!>• K5iii|n^eioli Saoluseii. 

1606. 18. März : Anzeigepflicht bei Paratyphus 78 

^ 81. ff : An- und Abmeldung der Aerzte 77 

ff 8.April: Bezeichnung als Spezialarzt für Zahn- und Mundkraak- 

heiten 77 

ff 11. Mai: Desinfektion Ton Eß- und Trinkgefäßen 98 

ff 29. ff : Feuerbestattung; Gesetz u.AusfflübrungsbestimmungenK^u. 105 

Könlipreioli Wiijrttem1>ex*fl^. 

1905. 14. Not. : Betrieb homöopathischer Dispensatorien 7 

ff 16. u. 29. Not. : Ausführung der Schutzpockenimpfnng .... 7 
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iBhiJt IX 

F. OrosslierasosTtnm Baden« 

1906. 22. April: üebertragbarkeit der Bindertuberknlose auf Menscheii . 88 
. 80. Sept. : Abtndenmg der bbherigen BesÜmmiuigen über Aosbil- 

düng, Fortbildiingskiirse und Qebühren der Hebaiiimen 287 



O« Gvommlkemogtum Hessen* 

1905. 8. a. 15. Not.: Gebühren für gerichtsärztliche Vcrrichtmigeii . . 82 
n 22. Not. : Beaufsichtigung des Arzneimittelhandels außerhalb der 

Apotheken durch die Kreisärzte 15 



H« Orossliex*zo^iim lM[eolclenl>iirflf -Schwerin« 
1906. 16. Febr.: Ergänzung der Vorschriften über den Handel mit Giften 88 



!• OrosslieraBOflrtiim 01clenl>mc>ir« 

1906. 27. April: Bechtzeitige Feststellung ansteckender Krankheiten . . 98 
9 2. Juli : Verpflichtung zur Anzeige übertragbarer Krankheiten 

(Fürstentum Lübeck) 225 



K. Herasoflftmn Anhalt. 
1906. 1. Jan. : Stiftung eines Ehrenieichens für Hebammen .... 40 
,1 19. Juni: Anzeigepflicht bei Genickstarre 168 



Xj. HeraEonftnm Saohsen - Meiningen. 

1905. 80. Not.: Sonntagsruhe für das Apothekergewerbe 8 

1906. 25. Sept.: Betrieb und UeberwachungYonWasserrersorgungsanlagen 218 



BC HeraEOfl^tom Sachsen -AItenl>nrg:. 

1906. 12. Juni: Bekämpfung der Tuberkulose 98 



IV. Heirzos^nm Sachsen- Ool>nrflf- Gotha. 
1906. 15. Febr.: Ergänzung der Vorschriften über deh Handel mit Giften 88 
« 26. Juni: Zubereitung, Feilbietnng und Verkauf yon Arzneimitteln 168 



O. S^ttrstentum 6lohanml>n]*flf- I^ppe. 

1906. 5. Jan. : Abgabe Yon Miffränin in den Apotheken 16 

y 17. Febr.: Ergänzung der Vorschriften über den Handel mit Giften 88 

y 9. Mai: Aniaeldung ron Aerzten usw. . . - 78 



P. FtUrstentnm WalcleoK-P^'nnont. 

1906. 2. Juli: Verpflichtung zur Anzeige übertragbarer Krankheiten . 224 
, 2. : Schutz yon Mineralquellen 206 



Q. SVeie nnd Hansestadt IIaml>nrir. 

1906. 28. Febr.: Ergänzung der Vorschriften über den Handel mit Giften 88 
, 28. Juni: Anweisungzur amtlichen Besichtifl^ung der Apotheken usw. 168 

, 80. 9 : Einrichtung zur Erlangung ärztlicher Hilfe 156 

, 1. Aug.: Beförderung der mit ansteckenden S^rankheiten behaf- 
teten Personen 170 

, 5. Okt.: Einrichtung, Betrieb und Beaufsichtigung der tierärzt- 
lichen Hausapotheken /7> . 
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X Sach- Register. 

B« Fireie irad Hansestadt Bremen. 

1906. 23. Febr. : Ergänzung der Vorschriften über den Handel mit Giften 



@« Freie und Hausestadt £^ü1>eolc 

1906. 23. Fobr. : Ergänzung der Vorschriften über den Handel mit Giften 



lE^lsass-Liotliringfen. 

1906. 22. April : Dicnstanwcisang des Landes - Gesondheits - Inspektors 

für Elsass • Lothringen 79 

„ 9. Juli: Verbot der Ankündigung von Fernbehandlung, sowie Ton 

reklameartigen Anzeige der Kurpfuscher usw. • • • lU 



Sach-'Register.'^ 



Abortgruben, Gültigkeit von Polizeiyerordnungen über deren Entleerung durch 

die Gemeinde (Espr.) ) 209. 
Abtreibungsmittel, untaugliches, Abgabe (Bspr.) 207. 

Aerztekammern, Verhandlungen (Bayern) 140, 167; Gebühren der Spezialärzte 2S2. 

Aerztlichc Atteste für Eentenbewerber (Preußen) 17, für Baubeamte (Preußen) 
83, für Tropendienst (Preußen) 214; Gutachten, sach widriges (Bspr.) 
25 ; Standesvertretung, Eingaben an sie (Bspr.) 37 ; Prüfung, Meldung 
zur Vorprüfung (Preußen) 42; Wiederholung, Fortsetzung (Preußen) 65; 
für den Staatsdienst (Bayern) 114; Vorlesungen über topographische Anatomie 
(Preußen) 162; Stempelpflichtigkeit der Zengnisse über die Vorprüfung 
(Preußen) 163; Vereine, Pflichten der Mitgieder (Bspr.) 82; Hülfe m 
dringenden Fällen, Begriff (Bspr.) 141; Einrichtung zu deren Erlangung 
(Hamburg) 156; Leitung einer Krankenanstalt zum Schein (Bspr.) 142. 

Alkoholismus, Verbot des Genusses von Alkohol für Eisenbahnbeamte im Dienst 
(Preußen) 29; Bekämpfung (Preußen) 31. 

Alkoholfreie Getränke, Begriff (Bspr.) 11. 

Anatomie, topographische, Vorlesungen darüber (Preußen) 162. 

Ankündigung von Geheimmitteln (Bspr.) 17, 95; der Fembehandlung, Beklame 
der Kurpfuscher (Elsaß -Lothringen) 114; von Blutreinigongstee, unlauterer 
Wettbewerb für Acrzte (Bspr.) 141; Gültigkeit von PoTizeiTerordnungen 
über prahlerische Ankündigungen yon Heilmitteln (Bspr.) 209; prahlerische, 
zur Heilung der Kahlküpfigkeit (Bspr.) 228. 

Ansteckende Krankheiten, s. Krankheiten. 

Anzeigepflicht bei Parathyphus (Sachsen) 78; s. auch Krankheiten. 

Apotheken, Bezeichnung der ArzneiabgabegefäBe (Bspr.) 5; Sonntagsruhe 
(Sachsen - Meiningen) 8 ; Abgabe von Migränin (Schaumb.-Lippe) 16, (Preußen) 
18; Einbehaltung von Morphium -Verordnungen, Abgrabe Yon scharf wirkenden 
Stoffen, Veronal (Preußen) 92 ; homöopathische Schraiu:apotheken (Preußen) 189; 
jährliche üebersichten über neue (Preußen) 217; Dispensieren von Arznei- 
mitteln (Sachsen -Coburg -Gotha) 168; Beyision (Hamburg) 168; Vermehrung 
(Preußen) 221. 

Apotheker, Zulassung zur pharmazeutischen Prtifung (Preußen) 221. 

Arzneiabgabrgefäße, Bezeichnung (Bspr.) 5; 

Arzneibuch, Deutsches, Vorarbeiten (Deutsches Beich) 109. 

Arzneimittel, Hienfongessenz (Bspr.) 12; Migränin (Schaumburg -Lippe) 16, 
(Preußen) 18; Handel außerhalb der Apotheken (Hessen) 15; aus denatu- 
riertem Spiritus (Preußen) 40; Abgabe von scharf wirkenden Stoffen, Veronal 
(Preußen) 92; Abgabe durch Aerzte in Bayern (Bspr.) 208; Abgabe von 
Kognak in Apotheken (Bspr.) 208 ; Polizeiverordnungen über prahlerische An- 
kündigungen (Bspr.) 209; Kothes Zahnwasser, ein kosmetisches Heilmittel 

») Bspr. bedeutet „Bechtsprechung«. Digitized byGoOglc 
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(Bspr.) 169; Begriff des Feilhaltens (Bspr.) 159; Begriff, Hansierhandel damit 
untersagt (Bspr.) 169; Dispensieren in den Apotheken (Sachsen -Coburg - 
Gotha) 168; starkwirkende, Abgabe an Zalintechniker (Preußen) 229. 
Arzneitaxe. Deutsche (Preußen) 14. 

Arzt, Ableistung des prakt. Jahres (Preußen) 6 ; Streikbrnch als Verstoß gegen 
die Standesehre (Bspr.) 26; Verletzung der Standespflichten bei Ausstellung 
eines Zeugnisses (Bspr.) 28; Gebühren für gerichtsärztliche Verrichtungen 
(Hessen) 82; Abänderung der Gebührenordnung (Preußen) 41; Verletzung 
des Beruisgeheimnisses der Erankenkassenärzte (Bspr.) 57 ; Vertretung durch 
einen Praktikanten (Bspr.) 59 ; Benachrichtigung der Hebammen yon Wochen- 
bettfieber ist portopflichtig (Preußen) 60, Spezialarzt für Zahn- und Mund- 
krankheiten (Sachsen) 77, (Bspr.) 207; An- und Abmeldung (Sachsen) 77, 
(Schaumburg -Lippe) 78; Bahnarztstellen (Preußen) 82; Auflösung eines 
Vertrages mit Xrankenkassen (Bspr.) 89; Schweigepflicht und Zeugnis- 
rerweigerungsiecht (Bspr.) 107 ; Berechtigung zur Stellung yon Strafanträgen 
wegen unlauteren Wettbewerbs (Bspr.) 141; Abgabe yon Arzneimittel in 
Bayern (Bspr.) 208 ; Beiträge zu Unterstützungskassen in Sachsen (Bspr.) 210 ; 
standesunwürdige üeberforderung (Bspr.) 211 ; Anstellung eines ausländischen 
an S^rankenhäusem (Preußen) 221. 

Arztähnlicher Titel, Dr. of Dental surgery, Geh. Hofrat (Bspr.) 9 ; früher Ver- 
treter des Hofzahnarztes Dr. H. B. (Bspr.) 59. 

Arzttitel, ohne inländische Approbation (Bspr.) 1; Arzt für Naturheilyerfahren 
pp. (Bspr.) 37; Spezialarzt für Zahn- und Mundkrankheiten (Saclisen) 77. 

Atteste, ärztliche, für Bentenbewerber (Preußen) 17 ; für Anstellung als höhere 
Baubeamte (Preußen) 88; für Tropendienst (Preußen) 214. 

Augenkrankheiten, CJntersuchung der Militärpflichtigen auf Bindehauterkran- 
kungen (Preußen) 65. 

Bahnantstellen (Preußen) 82. 

Bakteriologischer, Kursus (Bayern) 24; bakterioL Untersuchungen bei Cholera 
(Preußen) 60. 

Baubeamte, höhere, ärztliche Atteste für ihre Zulassung (Preußen) 88. 
Belehrungen, gemeinyerständliche, über ansteckende Krankheiten (Preußen) 212, 

über Kindbettfleber (Preußen) 212. 
Berufsgeheinmis, Verletzung durch Aerzte (Bspr.) 57, 107. 
Berufsgenossenschaften, Porto (Preußen) 83. 

Bier, verbot des Gebrauchs yon Bierpressionen in Bayern (Bspr.) 220. 
Bindehanterkrankungen, Untersuchung Militärpflichtiger (Preußen) 65. 
Bünde, Fürsorgeerziehung (Preußen) 168. 

Blutschwamm, Verriftung eines Kindes durch Chromsäur ebebandlung (Bspr.) 227. 
Blutreinigun^ee, Feilhalten in Drogenhandlungen (Bspr.) 81. 
Branntwein, Herstellung aus denaturiertem Spiritus (Preußen) 228. 
Bureanbeamte, Tropenmenstfähigkeit (Preußen) 214. 

Chemlsehe üntersnebungen, (jfebühren für Beagentien (Preußen) 206. 

Cholera, bakteriol. Untersuchungen (Preußen) 60; Desinfektionen bei den Strom- 
überwachungsstellen (Preußen) 88; Vergütung der Sanitätsoffiziere usw. im 
Choleraüberwachungsdienst (Preußen) 96. 

Chromsäureyergiftung bei Behandlung eines Blutschwamms (Bspr.) 227. 

Desinfektion, Entschädigungen, Begriff ,jbestimmungsmäßiger Gebrauch'^ (Bspr.) 
8: eines Scliiffes wegen pestyerdächtiger Batten (Bspr.) 4; der russischen 
Flöße (Preußen) 60: Tätigkeit der Desinfektionsschulen i. J. 1904 (Preußen) 
70; bei den Stromüoerwachungsstellen (Preußen) 88; yon £ß- und Trinkge- 
räten (Sachsen) 98; bei Tuberkulose (Preußen) 96. 

Destillate sind als Lösungen im Sinne der Kaiserl. Verordnung anzusehen 
(Bspr.) 89, 208. 

Dienstanweisung für Kreisärzte, Abänderung (Preußen) 88; für den Landes- 
gesundheitsinspektor (Elsaß-Lothringen) 79. 
Dienstwohnung, Haftbarkeit für gesundheitliche Mängel (Bspr.) 142. 
Dispensatorien, homöopathische, Betrieb (Württemberg) 7; in Krankenhäusern, 





XII 



Doktorwtrde, medirinische, Verliigt (Bipr.) 106. 

Bornftnen, BeTisioiei darch die KreiB&nte (Preußen) 78. 

Drogen, Begriff dee Großhandels (Bspr.) 59; Feülialten yon Blatreiaigiuigrtee 

(Bspr.) 81; i. auch Arzneimittd. 
Drogerie, Beseiehnnng als Medisinaidrogerie (Bspr.) 160. 

EhreiiteielieB für Hebammen (Anhalt) 40. 

Ehrenrechte, bürgerliche, Verlost der medizinischen Doktorwürde (Bspr.) 106. 
Eisenbahnbeamte, Verbot des AUcoholgennsses im Dienst (Prenßen) 29. 
Entsch&digong bei Desinfektionen (Bspr.) 8, 4. 

Entschädignngspflicht bei üeberschreitong des Züchtigongsrechts (Bspr.) 168. 
Brwerbsbeschr&nkonff, Schadenersatzpflicht bei Unfällen Ton Kindern (B^r.) 168. 
Erwerbsnnf&higkdt mi Sfaine des S^rankenkassengesetses (Bspr.) 210). 
Eß. and Trinl^er&te, Desinfektion (Sachsen) 98. 

Falurprelsermlssigiing im Interesse der Krankenpflege (Preußen) 18. 
Fembehandlung, Verbot der Ankündigung (Elsaß-Lotliringen) 114. 
Fenerbestattong, Gesetz und Aosführnngibsstimmangen (Sachsen) 108, 105. 
Feilhalten ron Giften usw., Begriff (Bspr.) 159. 
Fleisch. Verkauf Ton Horn-, Schwanz-, H&ntefleisch uaw. (Prenßen) 76. 
Fleischbeschangesetz, Begriff der Znbereitong. Konservierungsmittel (Bspr.) 10; 

Einfulir und üntersuchunff ausländischen Flebches (Preußen) 70. 
Flukolbonbons sind als Pasullen dem freien Verkehr entzogen (Bsp.) 206. 
Flüsse, Verbot der Wasserentnahme (Bspr.) 147. 

Fürsorgeerziehung, insbesondere Taubstummer und Blinder (Preußen) 168. 

Ctobflkren für Obduktionen, Abführung an die Staatskasse (Preußen) 29; für 
gerichtsärztliche Verrichtungen (Hessen) 82; der Kreisärzte für Ortliche Er- 
mittelungen bei Diphtherie usw. (Preußen) 68 ; der Zahnärzte als gerichtliche 
Saehrerständige (Preußen) 189; der Spezialärzte (Bspr.) 282. 

Gebührenordnung für Aorzte usw., Abänderung (Preußen) 41. 

GFeheimmittel, Ankündigung [Ulrichs Kräuserwein] (Bspr.) 17 ; [Bichtersche 
Ankerhausmittel] (Bspr.) 96; Warnung Tor KachaJimungen (Bspr.) 17; Hien- 
fongessenz (Bspr.) 12, 89, 208. 

(Msteskranke, Entlassung aus Anstalten (Preußen) 76. 

(Genickstarre, Anzeigepflicht (Anhalt) 168. 

Gesundheitsinspektor für Elsaß -Lotnringen (Els.-Lotliringen) 79. 

Gesundheitspflege in den Schulen (Beg.-Bez. Minden) 42. 

Gesundheitswesen in Preußen 1904 (Preußen) 97. 

Gifte, Handel damit (Deutsches Bdch) 82, (Preußen) 84; Begriff des Feilhal- 
tens (Bspr.) 159; Abgabe an Zahntechniker (Preußen) 229. 
Gutachten, ärztliches sachwidriges (Bspr.) 26; s. auch Arzt u. ärztliche Atteste. 

Haftbarkeit einer Gemeinde für Schaden durch eine gesundheitsgefährliche 

Dienstwohnung (Bspr.) 142. 
Hausapotheken, tierärztliche, Betrieb usw. (Hamburg) 226; homöopatkisohs 

(Württemberg 7. 

Hausierhandel, Hienfongessenz (Bspr.) 12; mit Arzneimitteln (Bspr.) 169. 
Hebammen, Ehrenzeichen (Anhalt) iO; Verzicht auf das Prüfnngszeugnis (Bspr.) 

144; Zurücknahme des Prüfungszeugnisses (Bspr.) 89, 90, 91, 146; AuM- 

dung, Fortbildung, (Gebühren (Baden) 287. 
Heilanstalten s. Krankenanstalten. 

Heilkunde, Ankündigung ron Heilmitteln keine Ausübung der Heilkunde (Bspr.) 81. 

Heilmittel s. Arzn^nitteL 

Heilquellen, Schutzbezirke dafür (Bspr.) 160. 

Hienfongessenz, Arzneimittel (Bspr.) 12, 89, 208. 

Homöopathische Dispensatorien, Betrieb (Württemberg) 7; Schrankapotiieken 

(Preußen) 189. 
Hygiene in den Schulen (Beg.-Bez. Minden) 42. 
Hypnose durch Kurpfuscher (Preußen) 97. 

Impfbngen, Teilnahme der Medizinalbeamten (Preußen) 42. 
Infektiöses üntersuchungsmaterial, Versand (Deutsches BeichV96; (Bajem) 



217, (Preußen) 288. 
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Irrenanstalteii, EntUssooff ron Kranken (Preufien) 76; Veraftgug 4er Ken- 
zession wegen ünzürenässigkeit (Bspr.) 69. 

KnUk6pllgkeit bt als Krankheit anznsehen (Bspr.) 228. 
KampherspiritoB ans denatoriertem Spiritiu (Bspr.) 88. 
KSserden, Einfloß auf die Volksernfthrung (Bayern) 217. 
Kindbettfleber, s. Wodienbetifleber. 
Kleinbahnen, Benatsunff (Preußen) 220. 
Kognak, Abgabe sa Hdlzwecken in Apotheken ^prO 208. 
Koumialrerwaltang, Tropendienstl&higkeit (Preußen) 214. 
Konzession fttr Irrenanstslt, Yersagong (Bspr.) 69 ; für Krankenanstalt (Bspr.) 142. 
Konserrieningsmittel fttr Nahmngsmittel (Bspr.) 159; rerbotene, Fleisehbeschan- 
gesets (Bspr.) 10. 

Kopfgenidcstarre, amts&rstliche Ermittelungen (Beg.-Bez. Lttneburg) 72; An- 
zeigepflicht (Anhalt) 168. 

Körperverletzungen, durch elektrische Lichtbestrahlung seitens eines Kur- 
pfuschers (Bspr.^ 207; durch operatire Eingriffe ron Kurpfuschern (Bspr.) 2; 
fahrlSssige durch Kurpfuscher (Bspr.) 81. 

Kostkinder, Beau&ichtigung (Bayern) 85. 

Kothes Zahnwasser ein kosmetisches Heilmittel (Bspr.) 159. 

Krankenanstalten, Naehweisungen (Preußen) 18; versagung der Konzessioii 
wegen ünzuyerlässigkeit (Bspr.) 69; Entziehung der Konzession (Bspr.) 142; 
Yerridit auf die Konzession (Bspr.) 144; Verwaltung Ton Dbpensieruistalten 
(Preußen) 221; Anstellung eines ausländischen Arztes (Preußen) 221. 

KrankeBffeld, Anspruch darauf bei Krankenhausbehandlunff (Bspr.) 145. 

Krankenhausbehandlunff, Kosten, Anspruch auf Krankengeld (Bsp.) 145. 

Krankenkassen, ftrztHche HtQfe in dringenden Fftllen (Bspr.) 141 ; Kosten zahn- 
ärztlicher Behandlung (Bspr.) 210; Swerbsunfähigkeit im Sinne des (Gesetzes 
(Bspr.) 210. 

Knuikenkassenärzte, Verletzung des Berufsgeheinmisses (Bspr.) 57; Auflösung 
eines Vertrages (Bspr.) 89. 

Krankenpfleger, staatliche Prttfung fttr diese (Deutsches Boich) 61, (Preußen) 189. 

Krankheiten, ansteckende, wöchentliche Anzeige (Preußen) 18; Ausführung des 
Seuchengesetzes (Beg.-Bez. Minden) 18, (Beg.-Bez. Lttneburs;) 21, (PoBz^ 
Präsident Berlin) 85; Meldekarten (Preußen) 29; wechselseitige Benachrich- 
tigung der MiUtär- und Zi?ilbehOrden (Bayern) 82 ; wöchentliche Mitteilungen 
ans £ii8erL (Gesundheitsamt (Preußen) 41; Form polizeilicher Anordnungen 
(Preußen) 67 ; Sonderanweisungen zu ihrer Bekämpfung (Preußen) 73 ; An- 
zeigepflicht bei Paratyphus (Sachsen) 78; rechtzeitige Feststellung (()ldeB- 
burg) 98; Erläuterung einiger (Gesetzesbestimmungen (Preußen^ 96; Er- 
mituilungen in Proyinzlalanstalten (Preußen) 171; Gesetz vom 28. August 
1905 und Ausftthrungsbestimmunffen (Preußen) 172; ffemeiuTerständbche 
Belehrungen (Preußen) 212 ; Vorsi<mtsmaßregeln bei 6eer£ffung Verstorbener 
(Preußen) 218 ; Beförderung der mit ansteckenden Kranluieiten behafteten 
Personen (Hamburg) 170; ^izeigepflicht (Oldenburg) 224. 

S^reisärzte, Abänderung der Dienstanweisuoff (Preußen) 88; Beisekosten und 
Tagegelder bei Vertretungen (Preußen) 84; Gebtthren fttr Ortliche Ermitte- 
lungen bei Diphtherie usw. (Preußen) 68; Beyision der Domänen (Preußen) 
78; Ermittelungen bei Typhus (Beg.-Bes. Lttneburg) 97; gerichtliche La- 
dungen (Preußä) 189. 

Kreisassistenzärzte, Lieferung des Amtsblattes (Preußen) 206. 

Kurpfuscher, Strafbarkeit ihrisr operatiren Eingriffe (Bspr.) 2; Annahme ärzt- 
licher ntel (Bspr.) 9,59; fahrlässige KOrperyerletzung (Bspr.) 82; Hypnose, 
Suggestion, Magnetinnus (Preußen^ 97; betrttgerische (Bspr.) 99; Fembe- 
haniunng, Beklame (Els.-Lothr.) 114; Leituns einer S^rankenanstalt (Bspr.) 
142: KOrperyerletzung durch elektrische LichtEestrahlung (Bsur.) 207; prahle- 
riscne Ankttndigung (Bspr.) 209; Chromsäurerergiftung bei Behandlung yon 
Blutschwamm (Bspr.) 2lal. 

KrftppeUdnder, Statistik (Preußen) 164. 

Lelehe% Ueberftthrung nach Bußland (Preußen) 92 ; Beerdigung ron an an- 
•teekenden Kraakhmen Verstorbenen (Preußen) 218. ^ ^ 



Leiehensehaa (Beg.-Bes, Stralsund) 102. 




XIY Sach-BegiBter. 

MidcheBsebnlen, höhere, Bevision (Preußen) 84. 
Magdalenenhäiiser, Fahrpreberm&ßiffiing (Preußen) 18. 
Magneüsmiis, Enrpfiischer (Prenßen) 97. 

Medizinalbeamte, amtliche VerBamminngen (Prenßen) 162; s. auch KreisSnte. 
Medizinaldrogerie, Znlässigkeit der Bezeichnung (Bepr.) 160. 
Medizinalpersonen, Nachweisnngen (Preußen) 18. 

Medizinalpraktikanten, Teilnahme an Impfterminen (Prenßen) 42; Vertretang 

von Aerzten (Bspr.) 59. 
Medizinische Beisestipendien (Bayern) 72. 
Meldekarten ftlr ansteckende Krankheiten (Preußen) 29. 
Meldepflicht der Aerzte (Sachsen) 77, (Schaumb.-Lippe (78). 
Migranin, Abgabe in Apotheken (Schaumb.-Lippe) 16, (Preußen) 18. 
Milch, Aufbewahrung (Bspr.) 219. 

Militärpflichtige, Untersuchung auf Bindehauterkrankungen (Preußen) 65. 
Mineralquellen, Schutz (Waldeck -Pyrmont) 206. 

Mineralwässer, künstliche, Herstellunff und Betrieb (Beg.-Bez. Minden) 14. 
Merkblatt zur Bekämpfung der SäugOngssterblichkeit (Preußen) 109. 
Mitteilungen, wöchentliche, über ansteckende Krankheiten an das KaiserL 0^ 

sundheitsamt (Preußen) 44. 
Molkereien, Einfluß auf die Yolksemährung (Bayern) 217. 
Morphium, Einbehaltung der Morphium -Verordnungen (Preußen) 92. 

Nahrangs* und Genußmittel, üeberwachung des Weinhandels (Preußen) 6; Zn- 
^satz Yon Konservierungsmitteln (Bspr.) 159; Aufbewahrung Ton Milch (Bspr.) 
^ 219; Verbot des Gebrauchs von Bierpressionen in Bayern (Bspr.) 220; Ye^ 

fälschung Yon Zwieback (Preußen) 222. 
Narkose, bei Operationen, Duldung seitens eines Unfallrerletsten (Bspr.) 157. 
Naturheilyerfahren, Arzt dafür (Bspr.) 37. 

Obduktloneiy Abführung yon Gebühren dafür an die Staatskasse (Preußen) 29. 
Operative Eingriffe von Kurpfuschern als strafbare Körperverletzungen (Bspr.) 2. 
Operation unter Narkose, Duldung derselb. durch einen Unfallverletzten (Bspr.) 157 

Paratyphus, Anzeigepflicht (Sachsen) 78. 
Pocken, Zählkarten für Erkrankungen usw. (Preußen) 67. 
Polizeiliche Anordnungen zur Bekämpfung ansteckender Krankheiten, Form 
(Preußen) 67. 

Porto im Verkehr mit Berufsgenossenschaften (Preußen) 83: bei Benachrichti- 
gung der Hebammen von Kindbettfieberfällen (Preußen) 60. 

Präparandenanstalten, Bovision (Preußen) 34. 

Preußen, Bericht über das Gesundheitswesen 1904 (Preußen) 97. 

Privatentbindnngsanstalt, Verzicht auf die Konzession (Bspr.) 142. 

Privatirrenanstalt, Versagung der Konzession wegen ünzuverlässigkeit (Bspr.) 69. 

Privatkrankenanstalt, Entziehung der Konzession (Bspr.) 142 ; Begriff (Bspr.) 209. 

Provinzialanstalten, Ermittelungen bei ansteckenden Krankheiten (Preußen) 171. 

Prüfung, Meldung zur ärztlichen Vorprüfung (Preußen) 42; staatliche, der 
Krankenpfleger (Deutsches Beich) 61, (Preußen) 189; Wiederholung bezw. 
Fortsetzung der ärztL Prüfung (Prenßen) 65; für den ärztlichen Staatsdieost 
(Bayern) 114; pharmazeutische, Zulassung (Preußen) 221. 

Prüfungszeugnis von Hebammen, Zurücknahme (Bspr.) 89, 90, 91, 145; Ver- 
zicht (Bspr. 144. 

Beagentien bei chemischen Untersuchungen (Preußen) 206. 

Bedakteure, Verantwortlichkrit für prahlerische Ankündigungen) 209. 

Beisekosten, Bescheinigung der Forderungsnachweise (Presen) 12, 40; und 
Tagegelder boi Vertretung eines Kreisarztes (Preußen) 84; Gebtlhr für Zu- 
und Abgang beim üebergang von Straßenbahn zur Eisenbahn und umgekehrt 
(Bspr.) 231. 

Bebestipendien, medizinische (Bayern) 72. 

Bentenbewerber, ärztliche Atteste (Preußen) 17. 

SaeeharlBtablettea, Fabrikpackung (Deutsches Boich) 29. 
Sachverständige, gerichtliche, Kreisärzte (Preußen) 189; Gebühren der Zahn- 
ärzte (Preußen) 189 ; Vereidigung (Bspr.) 9. ^.^.^.^^^ GoOglc 
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Sanitätsoffiziere, Vergütang fflr Choleraüberwachimgsdienst (Preußen) 96. 
Säuglingssterblichkeit Bekämpfung (Preußen) 109. 

Sehajikwirtschaft, Verabreichung von Getränken seitens Dirnen in ihrer Woh- 
nung (Bspr.) 12. 

Schulen, Beyision der dem Proyinzial-Schulkollegium unterstehenden Anstalten 

(Preußen) 84; Hygiene (Beg.-Bez. Minden) 42. 
Sohutzbezirke flir Heilquellen (Espr.) 160. 
Schutspoekenimpfung (Württemberg) 7. 
SohweJgepflicht des Arztes (Bspr.) 54, 107. 
Selbstmorde von SchtQem, Zählkarten (Preußen) 97. 
Seminare, BeyiBion (Preußen) 84. 

Spezialarzt für Zahn- und Mundkrankheiten (Sachsen) 77, (Bspr.) 207; Ge- 
bühren (Bspr.) 282. 

Spielplätze fCbr Volks- und Jusendspiele (Be^.-Bez. Minden) 100. 

Spiritus, denaturirter benutzt für Kampferspiritus (Bspr.) 88 ; zur Herstellung 
Yon Arzneimitteln (Preußen) 40; von Trinkbranntwein (Preußen) 228. 

Staatsdienst, ärztlicher, Prüfung (Bayern) 114. 

Stromttberwachungsstellen, Desinfektion (Preußen) 83 ; Vergütung für Sanitäts- 
offiziere (Preußen) 96. 

Stempelpflieh^keit der Zeugnisse über die ärztliche Vorprüfung (Preußen) 168. 

Standesehre, Verstoß dagegen bei Steikbruch (Bspr.) 26; Verletzung bei Aus- 
stellung eines Zeugnisses (Bspr.) 28; Verletzung durch den Titel Arzt für 
Naturheilyerfahren (Bspr.) 87; Pflichten der Mitglieder ärztlicher Vereine 
(Bspr.) 82; Verstoß dagegen durch Ueberforderung (Bspr.) 211. 

Standesrertretung, ärztlidie, Eingaben an sie (Bspr.) 37. 

SUtistik über Krüppelkinder (Preußen) 164. 

Saggestion, durch Kurpfuscher (Preußen) 97. 

Tagegelder und Beisekosten bei Vertretung eines Kreisarztes (Preußen) 84. 

Taubstumme, Fürsorgeerziehung (Preußen) 168. 

Tierärztliche Hausapotheken, Betrieb usw. (Hamburg) 225. 

Titel, Verlust der Doktorwürde (Bspr.) 108; zahnärztlicher: Dr. of dent. 

(Preußen) 280. 
Totenschein (Beg.-Bez. Stralsund) 102. 
Tollwut, Bißrerletzungen (Preußen) 74, III. 
Tropendienstfähiffkeit (Preußen) 214. 
Trnnkcucht s. Aficoholismus. 

Tuberkulose, üebertragbarkeit der Bindertuberkulose auf Menschen (Baden) 88 ; 

Desinfektion (Preußen) 96; Bekämpf ong (Sachsen- Altenburg) 98, (Preußen) 148. 
Typhus, amtsärztliche Ermittelungen (Beg.-Bez. Lüneburg) 97. 
T^husträger (Preußen) 96. 

UnfallTersietaenmg, ärztliches sachwidriges Gutachten (Bspr.) 25; Verlangen 
einer Operation unter Narkose durch eine Versicherungsanstalt (Bspr.) 157; 
Schadenersatz bei Unfällen yon £[indern (Bspr.) 58. 

ünterstützungskassen, ärztliche in Sachsen, Beiträge (Bspr.) 210. 

üntersuohungsmaterial, infektiöses, Versand (Deutsches Boich) 95, (Bayern) 217, 
(Preußen) 288. 

Unzüchtige Abbildungen, Begriff (Bspr.) 12. 

TerfUsehing yon Nahrungs- etc. Mitteln durch Konseryierungsmittel (Bspr.) 

159; yon Zwieback durch Seife (Preußen) 222. 
Vereidigung als Sachyerständiger und als Zeuge (Bspr.) 9. 
Verg^unff durch Chromsäure bei Behandlung yon Blutschwamm (Bspr.) 227. 
Veronal, Abgabe (Preußen) 92. 

Versammlungan, amtliche der Medizinalbeamten (Preußen) 162. 

Versand yon infektiösem Untersuchungsmaterial (Deutsches Beich) 95, (Bayern) 

227, (Preußen) 288. 
Volks- und Jugendspiele (Bes.-Bez. Minden) 100. 
Volksernährung, Einfluß der Molkereien und Käsereien (Bayern) 217. 

Wttiderarbeitery Vorsichtsmaßregeln gegen russische (Preußen) 68^sanitäts- 
polizefliche Untersuchung der Wohnungen (Preußen) 68. Digitized bydoOQlC 
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WasaerentBAhme mm IltMSii, Verbot (Bapr.) 147. 

Waaserrersorgangsanlagen (Deatsches Bdch) 115, (SachsaB-MeSnkgeB) 218. 
Wein, üeberwachiisg des Verkehra (Preußen) 6; Znaati yon Weinitäiaiiin 
(Espr.) 11. 

Wettbewerb, unlauterer, durch Ankftndlffnng von Blatreinignng;8tee (Baor.) 14t 
Wochenbetifieber, Porto bei Benacbrichugiuigen an Hebammen (Preanen) 60, 

Bekanntmachung (Preußen) 212. 
Wohnungen, aanit&tapolizeiliche UntersuchungCA derjenigen der WanderarbdUr 

(Preußen) 68. 
Wohnungainapektor, Anatellnng (Bayern) 167. 

Zlkikarten für Erkrankungen usw. an Pocken (Preußen) 67; Iber ScUto* 
aelbatmorde (Preußen) 97. 

Zahn&rzte, Qebtthren fttr gerichta&rstliche Verrichtungen (Heaaen) 82; Abia- 
der Qebtthrenordnung (Preußen) 41; (Gebühren ala gerichtliche SachfenOa- 
dige (Preußen) 189. 

Zahn- und Mundkrankheiten, Spezialarzt (Sachaen) 77, (Bapr.) 207. 

Zahniratliche Behandlung, Tracung der Köaten durch foenkcnkaaBen (Bapr.) 210 

Zeugen, aachyerat&ndige, Vereidigung (Espr.) 9. 

SSei^nia, ftratiichea, Yerletaung der Standeaehre durch deaaeo AuaBteUaag 
(Bapr.) 28; Becht der Verweigerung (Bspr.) 107; über die äntUche Vo^ 
prüfunff. Stempelpfliehtigkeit (Preußen) 1^. 
Zahn&raUicher, fii Amerika erworbener Titel Dr. of deat aurg. (Preußea) 28a 
Zahntechniker, Abgabe atarkwirkender Arzneimittel und (Hfte an aie (Preußea) 
229. 

Zahnwaaaer, Eothea, ein kosmetiachea Mittel (Bapr.) 169. 
Zttchtigungabefugnia, Entachädigungspflicht bei Ueberachreitung (B^.) 158. 
Zwieback, Verfäiachung durch Seife (Preußen) 222. 





Kechtsprechimg und Kedizinal- 
Cresetzgebung. 

Beilage mxa Zelteolirlft für Medladnal-Seaaite. 
Nr, L 5> Jamiar> 1906; 

RecMsprMbuiif. 

Ber fiMmuielk des AnttltelB otae Erlaiigiiiif einer fadinAifiem 
IpprolMitloii ist nieltt als eine Zawiderliandfnnir gegen § 147| Sr« S €tow«-9« 
(lt.*€F«-BL 190d, S. 871) ansnsehen, wenn gleielueitig dentlieli nun Anbdmek 
gebraelit ist, dass der Beseielinete eine im Auslände apprebierte Medi- 
ilMSlpersen ist Urteil des Beiehsgerichts (III. 3t-8.) yom 21. Sep- 
tember l»a6. 

Die Strafrorschrift des g 147. Nr. 8 der Beichs-Gewerbeordnong wendet 
sidi gegen denjenigen, der, ohne iuerzn approbiert za sein, entweder sich als 
Arst beseichnet oder sich einen ähnlichen Titel beilegt, durch den der Qlanhe 
erweckt wird, dad er eine geprüfte Medizinalperson sei Als Approbation 
erkennt die Beichs-(}ewerbeordniuig nur eine im Inlande, das heißt im Beichs- 
gelnete erworbene an (§ 2^ das.). Hieraus folgt, daß die Eriangong einer 
snaiftttdischen Approbation die Anwendang der Strafrorschrlft nicht aasschließt, 
dsLB aber anderseits das (besetz die onbefagte Führang des ArziUtels nur zn- 
gonsten der im Inlande Approbierten yerbieten wilL Das Gesetz bezweckt 
Idefnaei cäe Verhinderaaig, daß jemand, ohne im Inlande approbiert an sein, 
den Aneehein lierrorrole, als ob er eine in Dentsdiland approbierte Medirinal- 
nemon seL Diesen Airacnein mft nach der Annahme des Gesetzes ohne weheres 
nerror, wer sich als Arzt bezeichnet, dagegen der, der sich einen arztfthnliehen 
Titel bdlegl, nnr nnter der Voranssetznng, daß dieser Titel nach seiner Be- 
netaftenheii goe^gnel; ist, den Gianbea zn erweelm, sdn Inhaber sei eine Im 
IidMide approbierte MedizinalperBos. Hierans erhlfirt e» i^oh, ds0 der Behitff- 
Mün: «dnreh den der Giaati^ erweckt wird^ der ishaber desselben sei eine 
gi^ntfto Medislniäpersen^, sich naoh der Satzkonstmktion nnr auf die tweftie, 
Mcke auf die erste Altemati?e im Tatbestande des § 147, Nr. 8 der Beich(^ 
Ctowerbeerdnnig bezieh«, ünansgesprochen liegt aber der ersten AHemalive 
^% gleiehe VonNHSetsnnr zngmnde; nur wird hier das Hrfordemis, das dert 
elMf beMttderev Feststdong bedarf, ohne weiteres ans dem G^brsmche des 
ibrsttitels ceMgert. Duriber kann sonach kein Zweifei bestehen, daß der 
aebranch meses Titels dnrch einen Ünbefagten unbedingt rerboten ist, ohne 
üiB m noek etner üneersfuchang bedarf, ob dadurch eine Tftusefanng nach der 
Unten Biehtnng hervorgernfen werden kaan. Sieraas ist jedoch nkht mit 
Landgerieht zu folgern, daß der (^ebranch dieser Bezeichnung auch dann 
Ibar sei, wenn sie gieiehneitie zum Ausdruck bringt, dad der Bezeichnele 
keine im Inlande approbierte Medizinalperson seL Das bloße Vorkommen des 
.^ledtncks «Arzt*^ in einer sich aus mehreren AusdrOcken zusammensetzenden 
Bsselohnug genM sieht schlechthin, um den Tatbestand der ersten Alt€»- 
nadTe des § 147, Nr. 8 der Beidis-Gwerbeordnmig zn erfWen. Die Gesaml- 
bda der Ausdrucke, ans denen die Bezeichsung besteht, ist vielmehr maßsebend 
Ittr die Batsefaeidung der Frage, ob sich jemand als Arzt bezeichnet hat m dem 
finne, daft er dadlireh irfeh für eine im Inlande approbierte Medizinalperson 
avmreben fart. Wird in der Bezdehnung zugiefim auf eine «usMndiscbe 

ÄpiobaSloit hingewiesen oder der Mugel einer Approbatioa erwfthnt, so ist 
i Aanabme nleitt gerechtfertigt, da6 sich dadurch j^and als eine im Inknde 
afprebierte Medirinalperson, afeo als einen Arzt im Sinne der erwlhnten Straf- 
Torschrift bezeichnet hat; es kann sich dann nicht mehr um die erste, sondern 
snn noeh um die zweite Altematire, £e Beilegung eines arzt&lmlichen Titels 
liand^ deren Strafbarkeit Ton der nach Lage des Einzelft^es zn treifenden 
Festitellttag abhiagt, daß die Bezeichmag in ihrer Gesamthdt den Glauben 
wm erweeken geeignet ist, der Inhaber des Titels sei eine im Inlande appns- 
U«le Meüainalpeison. Avt diesea Brwigungen beruht, soweit erifc^nbaf , ka 
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wesentlichen auch die Eechtsprecbang des ehemaligen Preußiadien Obertribonals 
und des Preußischen Oberverwaitangsgerichts, die in wiederholten Entscheidung^ 
die Strafbarkeit ron Bezeiciinangen verneint haben, dorch die sich jemand den 
Arztütei beilegt, sofern er zugleich durch einen jede Verwechselung aus* 
schließenden Zusatz zum Ausdruck bringt, daß er im Auslande approbiert sei. 
Auch ältere Entscheidungen des Beichsgerichts gehen Ton der gleichen Auf- 
fassung zus. Dieser Bechtsansicht steht auch das Urteil des IV. Strafsenats 
nicht entgegen, das, ohne die hier vorliegende Frage zu berühren, die Anwend- 
barkeit des § 147, Nr. 3 der Beichs-Gewerbeordnung auch in dem Falle bejaht, 
wo sich jeknand zwar nicht ausdrücklich als Arzt bezeichnet, aber doch durch 
die von ihm gebrauchten Wendungen zum Ausdruck bringt, daß er sich die 
Eigenschaft eines „Arztes'*, das hdßt: cdnes im Inlande approbierten Arztes 
beilege. Dem abweichenden Standpunkte des Preußischen Eammergerichts, 
welches nicht auf den Gesamtinhalt der Bezeichnung, sondern lediglich auf 
den darin vorkommenden Ausdruck „Arzt** Gewicht legt, kann nicht bei- 
getreten werden. 

Der Angeklagte hat sonach, wenn er sich der Bezeichnung „Bussischer 
Zahnarzt** bedient hat, sich hierdurch nicht als Zahnarzt im Sinne der Beichs- 
Gewerbeordnung bezeichnet; der Tatbestand der ersten Alternative des § 147, 
Nr. 8 daselbst ist daher nicht erftüit. Die Beilegung eines ähnlichen Titels 
im Sinne der zweiten Alternative mag vorliegen, aber es fehlt an dem hier 
aufgestellten weiteren Erfordernis der Strafbarkeit, da das Landgericht in 
rechtseinwandsfreier Weise es ausdrücklich für ausgeschlossen erklärt, daß diese 
Bezeichnung geeignet sei, den Glauben zu erwecken, der Angeklagte sei eine 
im Inlande approbierte Medizinalperson und diese auf tatsächlichem Gebiete 
sich bewegende Feststellung für das Bevisionsgebiet bindend ist. 



Strafbarkeit von Kfirperverletsungen, welche zum Zweek des Heil- 
verlklirens von nieht wissensehaftlich gebildeten Heilkundigen bei ope- 
rativen MogrüTen begangen werd«*n. Urteil des Beichsgerichts 
(IILStr.-S.) vom 10. April 1906. 

Die von dem Angeklagten bei dem Kinde des A. vorgenommenen Ein- 
schnitte in die Mandeln stellen sich, auch wenn sie zum Zwecke des Heil- 
verfahrens vorgenommen worden sein sollten, objektiv als eine Mißhandlung^ 
Körperverletzung, im Sinne der §§ 223, 230 St.-G.-B. dar. Was in dieser Be- 
ziehong in dem Orteile des erkennenden Senats vom 81. Mai 1394 hinsichtlich 
des operativen Eigriffes des berufsmäßigen Arztes ausgeführt ist, muß in 
gleichem Maße für die Tätigkeit des nidit wissenschaftlich gebildeten Heil- 
kundigen gelten. Diese Körperverletzung entbehrte insoweit der objektiven 
Bechtswidrigkeit, als der geseuliche Vertreter des Kindes seine Zustimmung 
zur Vornahme des operativen Eingriffes gegeben hatte. Die Zustimmung war, 
wie die Straficammer feststellt, ausdrüc^ch davon abhängig gemacht worden, 
daß die auszuführenden Schnitte nötig seien. Diese waren jedoch nach den 
weiteren Feststellungen, wenn nicht dkekt schädlich, so doch völlig zwecklos. 
Die Tätigkeit des Angeklagten verließ sonach die ihr durch die Einwilli^rnng 
des Vaters gezogenen Grenzen und wurde hiermit zu einer objektiv wider- 
r^tlichen. 

Nach der subjektiven Seite kann es keinem Zweifel unterliegen, daß der 
Angeklagte die Handlung vorsätzlich vorgenommen hat mit dem Bewußtsein, 
daß er dadurch das Wohlbefinden des Kindes störe. 

Sind insoweit die Tatbestandsmerkmale der vorsätzlichen Körperverletzung 
in objektiver und subjektiver Bichtung gegeben, so konnte der Vorderrichter 
doch zu einer Verurteilung wegen vorsätzlicher Körperverletzung um deswillen 
nicht gelangen, weil er nach seinen Ausführungen nicht festzustellen vermochte, 
daß der Angeklagte sich der Widerrechtlichkeit seiner Handlungsweise bewußt 
war, daß er die ihm durch die Einwilligung des Vaters gezogenen Grenzen, 
innerhalb deren sein Tun der Widerrechtlichkeit entbehrt haben würde, bewußt 
überschritten hat. 

Die Behauptung in der Bevisionsbegründung, es hätte Verurteilung 
wegen vorsätzlicher Körperverletzung erfolgen müssen, geht sonach fehL 

Hatte der Vorderrichter, wie geschehen, festgestellt, daß der Angeklagte 
durch Vornahme zweckwidriger Einffriffe die Grenzen der nur behub sach- 
gemäßer Behandlung erteilten EinwiUigung überscliritten hatte, vermochte er 
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dagegen nicht festznstellen, daß der Angeklagte diese Grenzen bewußt über« 
ichritten hatte, so mußte er weiter prüfen, ob die üeberscbreitung nicht auf 
strafbarer Fahrlässigkeit des Angeklagten beruht, und diese Frage hat er 
lotreffeod bejaht. Nach den Feststellungen des Urteils wußte der Angeklagte, 
daß der Vater des Kindes seine Einwilligung ausdrücklich davon abhängig 
gemacht hatte, daß die Einschnitte nötig seien. Statt nun, wozu er schon an 
sich und außerdem durch die Erklärung des Vaters verpflichtet war, sich genau 
zu überlegen und eingehend zu prüfen, ob die Vornahme der Schnitte nOtig 
ind zweckdienlich war, hat er, wie weiter festgestellt ist, „die Einschnitte 
ohne Torherige Prüfung ihrer Notwendigkeit oder auch nur Zweckmäßigkeit 
Torgenommen, er hat ohne viel üeberlegen diese Maßregel aufs Geratewohl 
Yorgenommen**. Hierin konnte der Vorderrichter ohne Bechtsirrtum ein Außer« 
achtlassen jener Aufmerksamkeit und Vorsicht erblicken, zu der der Angeklagte 
an sich und insbesondere infolge seines Berufs verpflichtet war, ein fahrlässiges 
üeberschreiten der durch die bedingte Einwilligung des Vaters gezogenen 
Grenzen« Daß diese Handlungsweise des Angeklagten kausal für die Körper- 
verletzung des Kindes gewesen ist, ist selbstverständlich und hinreichend 
festgestellt 

Ist hiemach die Fahrlässigkeit des Angeklagten ausreichend und rechts- 
irrtumfrd festgestellt, so kann dahingestellt bleiben, ob, wie der Vorderrichter 
annimmt, im vorliegenden Falle ein weiteres fahrlässiges Verhalten des An- 
geklagten auch schon darin zu erblicken ist, daß der Angeklagte mit Bücksicht 
auf seine geringen Fähigkeiten überhaupt die Behandlung des, wie er sofort 
erkannte, an weit fortgeschrittener Diphtherie erkrankten Kindes übernahm, 
ob nicht der Angeklagte schon verpflichtet war, vor üebemahme der Behand- 
lung des kranken Kindes sorgfältig zu prüfen, wieweit er nach seinen indivi- 
duellen Fähigkeiten sachgemäße Hilfe leisten konnte, und ob nicht schon in 
dem Unterlassen dieser Prüfung vor der Uebernahme der Behandlung seitens 
des Angeklagten, obwohl er sich bei Anwendung der gebotenen Sorgfalt sagen 
mußte, er werde sie nicht sachgemäß durchführen können, eine strafbare Fahr^ 
läsdgkeit lag. 

Daß der Angeklagte voraussehen konnte, der eingetretene Erfolg — die 
Körperverletzung des Kindes — könne die Folge seines fahrlässigen Verhaltens 
sein, ist im Urteil mit hinreichender BestimmQieit festgestellt 

Wenn der Vorderrichter an manchen Stellen von «Leichtfertigkeit* statt 
Fahrlässigkeit* spricht, so handelt es sich offenbar nur um ein Vergreifen 
im Ausdrucke* 



EntsehftdfguBg für die dnreli eine angeordnete Deslnfektfoii beaetai- 
dlgtem Oegenstinde (Beggen). BegrtfT ^beatlmmnngsgemisaer^ Oebnmeb. 
Zu I m des Beiehsgeseties, betreffend die Bekämpfung gemeingeflUirlieber 
Krankheiten, vom 80. Juni 1900. Urteil des Beichsgerichts (VLZ.-a) 
vom 9. März 1905. 

Unter „bestimmungsmäßigem*^ Gebrauch ist derjenige Qebrauch zu ver- 
stehen, dem der Gegenstand nach seiner Natur und Beschaffenheit, 
nach wirtschaftlichen Grundsätzen und nach den Anschau 
ungen des Verkehrs zu dienen bestimmt ist. Wenn für die Verwendung 
des Boggens zur menschlichen Nahrung eine andere, insbesondere bessere 
Qualität notwendig ist, als zur Viehfütterung, zur Branntweinfabrikation etc., 
so ist der bestimmungsmäßige Gebrauch jener Qualität nicht der zur Vieh- 
ftttterang etc., sondern der zur menschlichen Nahrung, und wenn infolge der 
Desinfektion der Boggen, der zum Vermählen für Brot geeignet war, nun nicht 
mehr dazu geeignet ist, sondern nur zur Viehfütterung etc., so kann er zu 
seinem bestimmungsmäßigen Gebrauche nicht mehr verwendet werden. 

Dagegen ist dem Berufungsgericht darin beizutreten, daß das Getreide 
nicht infolge der polizeilich angeordneten Desinfektion beschädigt worden 
ist Es ließe sich hierbei die Frage aufwerfen, ob nicht das Gesetz überhaupt 
nur für die Beschädigung desjenigen Gegenstandes Entschädigung gewähren 
will, der selbst desinibiert worden ist, oder auch für die Beschädigung von 
(Gegenständen, die nur bei Gelegenheit der Desinfektion anderer Gegen- 
stände infolge der Desinfektion beschädiirt worden sind; für jene Auffassung 
könnte vielleicht die Bestimmung im § 81 herangezogen werden. Indessen 
bedarf ea der Beantwortung dieser Frage im vorliegenden ^|^f>e(A!f@(§O^C 



PifiifimgBgftilchd d«i unSdÜkshM ^ 1^111— mhimg hHmImb der 
lad der Ton äm Kliferiamtii beliMipteteaBesdiidifiiAf des ! 
Beeilt yemeiBt hst Deeinfiiiert worden ist Bor der k dea der ] 
aw deo Dampfern geechafft worden war. nickt aock der Boggea sdbit; — 
iit nach beendigter Detinfdction T<m der Kligerinnea oder ilirea Vertieteni 
sofort wieder in jenen Kahn geworfen werden; dadnreh hat er den Kresol- 
genififa angenommen. Die Wiiderbdadnng des Kahas, insbesendere die so- 
lartif e Wiederbeladnag, ist von der Bekli^n nicht angeordnet worden. Dia 
Besciidignng des Getreides ist daher nicht die Folge der Ton der BeUagtsn 
angeordneten and poliseilich tberwachten Desinfektion^ sondern die Fdge des 
Vorhaltens der Klägerinnen oder ihrer Vertreter. Das Oesets gewihrt aber 
keine Entschfidigong tki den Fall, daß ein Gegenstand dadozch beochidigt 
wird, daß er nach erfdgt« Deskrfektion eines andegen Gegenstaiidsi mit diessai 
in Berihrang gebrseht wird. 

BntsehidigiuigsaBiiprncii bei insriiehomg vnd DosfafektloB eifaiea 
SehMfos wegen pestrerdifhitger Batten« Urteil des Hansoatisehen 
Oberlandesgerichts zu Hamburg (LZ.-8.) yom 81. Mai 1905. 

Unbestritten ist es, daß an Bord des kligerischen Dampfers «Biahops- 
gate^ nach dessen Ankunft im hiesigen Hafen Anfang September 1904 tote 
Batten gefunden worden sind, und daß die bakteriologisdie Untersudiung dieser 
Battenkadayer nach der üeoerseugung des untersuchenden Arates den Ver- 
dadit, daß die Kadayer mit Pest behaftet seien, ergeben hat Danach war 
auf Grund §f 11, 19, 20 des Beiehsgesetzes, betreffend die Bekftmpfung go- 
meingeffthHicher Krankheiten, yom 80. Juni 1900 (B.-G.-BL 8. 808 lt.), sowie 
der auf Grund § 47 des Gesetses erlassenen Auffflhmngsbestimmungen dea 
Bundesrates yom 4. Oktober 1900 (Hamb. Ges 8. 1900, L, 8. 842 ff.) su 6 und 
6, sowie Anlage 1 die Beklagte su den yon ihr getroffenen und zur Aua- 
ftthrung gebrachten, yon dem Kl&ger als unerlaubte Handlungen beseidmelen 
Anordnungen berechtigt Nadi % 11 können die Schutzmaßre^^ der §§ 12 ff!, 
zur Verhütung der Verbreitung -gemeingefährlicher Krankheiten* angeordnet 
werden. Im yorliegenden Falle nestand die Gefahr, daß, wenn der verdacht» 
daß die toten Batten mit Peststoff behaftet waren, sich besUtigte, die Pest, 
eine gemeingef&hrUche Krankheit im Sinne des Gesetzes — ygL dessen f 1 — , 
sieh in Hsmburg und Deutschland yerbreitete. Von dem Schiffe, auf wächem 
die Battenkadayer sich befunden hatten, konnte angendmmen werden, daß ea 
mit Peststoffen behaftet war. Nach § 19, Abs. 1 war es daher zulissig, solche 
Desinfektion anzuordnen. Ferner war mit der Möglichkeit zu rechnen, daB 
ander den gefendenen Battenkadayem noch andere tote und lebendige Batten 
in den Sehiffsriiaen sich befanden. Dm Vertilgung anzuordnen« gebot der 
Beklagten der f 20 des Gesetzes. Die Ansführnngsbirtinniung sab 8) an f 20 
sagt in ihrem letzten Satze, daß der Platz, auf welchem pestferd&ohtige Batten 
gefunden sind, zu desinfideren ist Unter diesem Platz ist nicht allein die 
Stelle, auf welcher die Batte gelegen hatte, sondern die ganze 8rtliehe Einheii, 
deren Teil die betreffende Stelle bildet, zu yerstehen. FormaUndimpfe in Ferna 
yon Formalindehyd sind kein unzulässiges Desinfektionsmittel^ sondern in der 
Anlage 1 zur Ausfthmngsbestimmnng sub 5) — zu § 19 — als solches aia- 
drftddich yorgesehen. Ob eine einmalige oder zMlurmalige Desiafektioa aar 
Erreidiuaff ihres Zweckes, der Vernichtung jedweden Krankheitskeimes, erfoidsfw 
lieh ist, bleibt dem pflichtm&ßigen Ermessen der yeraatwwtlichen Behörde 
tberlaMon — yg^ auch Ausfflhrnagsbestimmung 5) Abs. 2 „. . • • dürfen erst 
nach wirksamer Desinfektion .... freigegebim werden.* üebrigens hat in 
yorliegenden Falle gar keine zweimalige Desinfektion stattgefunden. Die ente 
als solche yom Kl&ger angesprochene ICaßaahme war eine Ausrin<Aemng aana 
Zwecke der Tötung etwa noch lebender Batten, die desinfizierende WSkun«^ 
nicht hat — 

KUger yermag hiernach seinen Anspruch auf Ersatz des seinem Schiffe 
durch die Desinfektion angeblich zugefügten Schadens nicht wie er yennefait» 
auf die §1 828 ff. B.-G.-V., sondern allein auf die Vorschriften des Mettm 
Beiehsgesetzes yom 80. Juni 1900 §§ 28 ff., überschrieben „Entschidigangee^ 
zu stützen, wobei su bemerken ist, daß ein hamburgisehes Ausführang og eae faa 



Uok 
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es Gesetaes bislaag nicht erlassen ist Diese Vorschriftsn, naineet 
der I 29, lassen aber den Ersatzanspruch nicht.als im lU^tt^ 



«noMBeiL Es soll n&mlich sieht für jede BescliMigaig einet Qegmtktwim 
iasUAge eiaer nach Maßfirabe des (leseties poliseili«^ asgeordnetei und ito« 
wachten Desinfektion Entschädigung gewährt werden, sondern nur fftr soIoIm 
Gegeostiuide, deren Besch&dignng die weitere Verwendung zu ihrem he- 
stimmungsmlßigen GFebr&uche nicht zul&Bt. Zun&chst kann es zweifelhaft er« 
seheinen, was als „beschädigter Gegenstand'^ im Torliegeoden Falle aazusehea 
ist Hat als solcher das Schiff als ganzes und nicht die Wand oder Decke 
kgend eines Teiles desselben zu gelten, so schließt die Beschädigung die wehere 
Verweadung des Schiffes zu seinem bestimmungsmäßigen Gebranehe, der B«* 
förderung Ton Gütern auf hoher See, trotz der Beschädigung der Ddceradeaeii 
der Deeke und der Wände der Kigttte «Icher nicht ans. Sodann aber spricht 
das Gesetz nicht von der Haftung für Schädea an dem Gegenstände, senden 
von der Entschädigung für den Gegenstand als solchen; diese aber setzt Torans, 
daß er zu seinem bestimmungsmäßigen Gebrauche infolge der Beschädigung 
dauernd untauglich sei, nicht aber, daß er nach geringfügiger Beparatur wieder 
wie bisher benützt werden kann. Solche geringfügigen EepMraturen hat der 
Eigentümer zu tragen, in dessen Interesse zunächst der ^griff der Behörde 
gelegen hat. Der im § 20 zum Ausdrucke gebrachte gesetzgeberische Gedanke 
geht dahin, daß eine Schadensrerteilnng zwischen Eigentümer und Staat statt- 
finden soll, so zwar, daß dort, wo der Gegenstand für den Eigentümer wertlos 
geworden ist, der Staat eintreten soll, dort aber, we der Gegenstand ohne 
^en Eingriff oder doch mit einem im Yerhältnis zu seinem Werte nur ge- 
ringe Kosten erfordernden Eingriff dazu, wozu er bestimmt ist, weiter benütst 
werden kann, der- Eigentümer selber für seinen Sehaden einstehen soll. Die 
Grenze der Selbsthaftung des Eigentümers wird richtig da zu ziehen sein, wo 
die für die Beparatur aufzuwendenden Kosten nic^t mehr im VerhäHnis zum 
Gebrauchswerte des Gegenstandes stehen« Dieser Auslegung des 8 ^ ^Bi- 
spricht auch die Vorschrift des § 80, wonach stets der gemeine Wert des 
Gegenstandes als Entschädigung zu gewähren ist, allerdings unter Anredinung 
des Terbleibenden Wertes auf nur beschädigte oder teilweise yemichtete Gegen- 
stände. Vom Ersätze von Reparaturkosten ist überhaupt nieht die Rede. Bei 
dieser Gesetzesanslegung entfällt aber eine Eatsdiädigungspflicht des Staates 
im TorHegenden Falle, wo die Wiederherstellongskosten sich auf die im Ver- 
hältnis zum Werte auch nur der Kajüte geringfügige Summe Ton 70 bis 80 IL 
belaufen werden, auch duin, wenn man als beschädigten Gegenstand nicht das 
Schiff als ganzes, sondern nur dessen Kajüte ansieht. 

Hiemach mußte, wie geschehen, die Berufung rerwerfen und der An^ 
scUußberufung stattgegeben werden. 



IHe Bezeiehnnng der Apotheke in polniseher Sprache auf den Arznei- 
abgmbegeflssen steht mit i 81a der Apothekenbetriebsordnung rem IS« Fe- 
bruar 1902, wonaeh die Signatur in „deutscher^ Sprache aussnflihren Ist, 
Inlfidersprneh; sie Ist demnaeh nntulässig. Urteil des Preußische 
Kammergerichts (Str.-S.) vom 6. NoTomber 1905. 



Medizinal - Gesetzgebung. 

Ablefstmg des praktischen Jahres« Erlaß des Ministers der usw. 
Medizinalangelegenheiten— M. 17559 Ü.I.— Tom 27.NoTember 
1905 — an die Vorsitzenden der ärztlichen Prüfungskommissionen. 

Gemäß § 70 der Prüfungsordnung für Aerzte Tom 28. Mai 1901 können 
diejenigen Kandidaten der Medizin, welche die ärztliche Prüfung nach dem 
1. Oktober 1908 nach den bbherigen Vorschriften bestanden haben, auf ihren 
Antrag in Berücksichtigung zwingender persönlicher Verhältnisse Ton der Ab- 
leistung des praktischen Jahres, jedoch nicht über den 1. Oktober 1908 hinaus, 
ganz oder teilweise entbunden werden. Die Entscheidung hierüber erfolgt durch 
den Herrn Beidiskanzler in Uebereinstimmung mit der LandeszentralbehOrde. 

Zur Vermeidung von Zeitverlust und um dem Kandidaten die Möglich- 
k^ zu Terschaffen, das praktische Jahr für alle Fälle im unmittelbaren An- 
schluß an die ärztliche Prüfung zu beginnen, wie solches im f 59 der 
Prüfungsordnung Torgeschrieben ist, bestimme ich, daß ^\^S^iäjiim^^t§Ti 
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nacli TollstSndiff bestandener ärztlicher Prüfong eine Bescheinigung hierftber 
(siehe Anlage A.) seitens des VorsitEenden der Prüfnngskonunission aus- 
gestellt werde. 

Indem ich Ew. Hoch wohlgeboren znr Ansstellung derartiger Bescheini- 
gungen — nnd zwar nach dem hier in einem Exemplar beiliegenden Master — 
ermächtige, ersuche ich zugleich, den Kandidaten bei der Aushändigung der 
Bescheinigung zu eröffnen, daß sie sich auf Grund derselben umgehend um 
Annahme in einer der hierzu ermächtigten Krankenanstalten bezw. Universitäts- 
kliniken oder in einem der selbständigen medizinisch-wissenschaftlichen Institate 
zwecks Ableistung des praktischen Jahres zu bemühen haben. 

Auch wird es als zweckmäßig zu empfehlen sein, wenn die Kandidaten 
bereits vor Beendigung der Prüfung Schritte zur Annahme als Praktikant 

^ Anlage A. 

Aerztliche Prüfungskommission. 

. • . . ., den • • • • 190 • 

Dem Kandidaten der Medizin 

Herrn aus 

wird hierdurch bescheinigt, daß er die ärztliche Prüfung vor der hiesigen 

Prüfungskommission bestanden hat 
und demgemäß dem Herrn Minister der geistlichen, Unterrichts- und Medizinal- 
uigelegenheiten behufs Erteilung der Erlaubnis zur Ableistung des praktischen 
Jahres in Vorschlag gebracht ist. Der Vorsitzende 



Abschrift ist sämtlichen Königlichen Regierungspräsidenten zur gefäUigen 
Kenntnisnahme mitgeteilt mit dem ergebensten Ersuchen, die in dem vor* 
stehenden Erlasse den Vorsitzenden der ärztlichen Prüfungskommissionen erteilte 
Webnng zur Kenntnis der Vorstände derjenigen Krankenanstalten und selbst- 
ständigen medizinisch -wissenschaftlichen Institute des dortigen Bezirks zu 
bringen, welche durch die Bekanntmachung des Herrn Eeic^kanzlers vom 
27. Oktober d. J. zur Annahme von Praktikanten ermächtigt sind. Auch sind 
die Vorstände dieser Anstalten zu ersuchen, den an sie herantretenden Gesuchen 
der Kandidaten um Annahme zur Ableistung des praktischen Jahres nach MOg* 
lichkeit entgegen zu kommen. 

Ueberwachnng ron Nahmngg- und Oennssnittelii« Erlaß der M.i'^ 
nister der usw. Medizinalan gelegenheiten, für Landwirt- 
schaft, Domänen und Forsten, für Handel und Gewerbe und 
des Innern vom 23. November 1906 — M. d. g. A. M. Nr. 76381, M. 
f. L. D. u. F. I A a Nr. 7036 U, M. f . H. u. G. H b Nr. 9888, M. d. L Hb Nr. 4617 H — 
an sämtliche Herren Eegierungspräsidenten. 

1. In den Verhandlungen der Kommission des Hauses der Abgeordneten 
zur Vorberatung des Antrages des Abgeordneten Engelsmann, betreffend 
die Ueberwachnng yon Nahrungs- und Gennßmitteln, insbesondere von Wein 
(rergl. Samoüung der Oructeachen des Preuß. Hauses der Abgeordneten 20. Leg.* 
Per., L Sess., 1904/6, Bd. 11, Nr. 1079, S. 7676) ist geltend gemacht worden^ 
daß die Anträge der auf Grund des § 10 des Weingesetzes bestellten Sacb- 
rerständigen auf Einleitung eines Strafverfahrens nicht gleichmäßig die 
wünschenswerte Beachtung finden. 

Ein ablehnendes Verhalten der Polizeibehörden gegenüber begründeten 
Vorschlägen der Sachverständigen auf strafrechtliche Verfolgung erschdat 
aber geeignet, die Wirksamkeit der gesetzlichen Vorschriften abzuschwächen. 
Bw. Hochwohlgeboron wollen daher die nachgeordneten Behörden ausdrücklicli 
darauf hinweisen, daß sie eine sorgfältige Prüfung derartiger Anträge in jedom 
einzelnen Falle yorzunehmen und danach das Geeignete zu veranlassen hahen. 

2. Zugleich ersuchen wir Ew. Hochwohlgeboren über die Durchftthruii^ 
des Weingesetzes im Jahre 1906 im Sinne unseres gemeinschaftlichen Bund* 
erlasses vom lt. November 1904*) — M. d. g. A. M. 8281, M. 1 L. pp. I Aa 6489, 
M. d. I. IIb 4201/08, M. t H. pp. IIb 9291 — bis zum 1. April 1906 zu be- 
richten und dabei auch über den Ausgang der im Jahre 1904 auf Gmnd des 
Weingesetzes anhängig gemachten gerichtlichen Verfahren, soweit derBerldit 
für das Jahr 1904 Angaben darüber noch nicht enthielt, sich zu äußern. 

') Siehe Beilage zu Nr. 28 dieser Zeitschrift, S. 288, ^oy Google 
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Durch den rorstehend angezogenen Eonderlaß wird nicht rorgeschrieben, 
daB die dortaeits angegebenen feineren Weingeschäfte grundsätzlich Ton Be- 
tisionen aasgeschlossen sind. Der Erlaß ist dazn bestimmt, die Pflichten, 
nicht aber die Bechte der Polizeibehörden auf Grand des Weingeseues za 
regeln. £s bleibt daher die durch § 10 den Behörden eingeräamte KontroU- 
befognis anberührt, welche sie anter Berücksichtignng der örtlichen Verhältnisse 
nach ihrem pflichtgemäßen Ermessen aaszuttben haben. Dahingegen ist seitens 
der 2Sentralinstanz daraof yerzichtet worden, ihnen die Verpflichtang aafzaer- 
legen, daß sie solche Betriebe im Verlaal ron o Jahren der Eontrolle unterziehen. 



Betrieb homdopathiseher Dispensatorien* ErlaßdesEOniglichen 
Hinisteriams des Innern Yom 14.November 1905. 

Nach § 10, Abs. 2 der Ministerialyerftigang, betreffend die Einrichtung 
and den Betrieb homöopathischer Apotheken und Dispensatorien, yom 25. Juü 
1883 (Beg.-Blatt S. 187), haben die Apothekenyorstände, die ein homöopathisches 
Dispensatorium betreiben, die Originalfakturen über die Anschaffung der nach 
Vorschrift des Absatz 1 desselben Paragraphen aus einer homöopathbchen 
Apotheke zu beziehenden homöopathischen Arzneimittel mindestens 4 Jahre lang 
aufzubewahren und den homöopathischen Aerzten des Ortes und seiner -nächsten 
Umgebung die Einsicht in dieselben zu gestatten. 

Bei den im laufenden Jahr yorgenommenen Visitationen homöopathischer 
Apotheken und Dispensatorien hat sich ergeben, daß in einigen Apotheken jene 
Fakturen nicht gesondert aufbewahrt werden. 

Da hierdurch die Debersicht und Kontrolle der Fakturen wesentlich 
erschwert wird, werden die Inhaber homöopathischer Dispensatorien angewiesen, 
die Fakturen über den Bezug homöopathischer Arzneimittel aus homöopathischen 
Apotheken, soweit dies bisher nicht schon geschehen sollte, yon allen anderen 
Fakturen gesondert aufzubewahren. 

Die in der üebersicht genannten Behörden werden beauftragt, denjenigen 
Apothekenyorständen ihres Bezirks, welche homöopathische Dispensationen be- 
treiben, gegenwärtigen Erlaß durch Zustellung einer Abschrift zu eröffnen. 



AuBfllhning der Schutzpoekenimpftang* Verfügung des Mi- 
nisteriums des Innern yom 16. Noyember 1905 (a) und 29. No- 
vember 1905 (b). 

a) Auf Grund des § 18, Abs. 2 des Beichsimpfgesetzes yom 8. April 1874 
(Boichs -Gesetzblatt S.31) werden die der Verfügung des Ministeriums des 
Innern vom 6. Dezember 1899, betr. die Vollziehung des Beiclisimpfgesetzes 
yom 8. April 1874 (Beg.-Blatt S. 1098), als Anlage 0. angehängten Verhaitungs- 
yorschriften, wie folgt geändert: 

L Verhaltungsyorschriften A für die Angehörigen der Erstimpflinge : 

1. In § 8, Abs. 1 sind die Worte „ein reiner Schwamm oder^ zu streichen. 

2. in § 8, Abs. 1 ist am Schlüsse hinter „yerwendet werden*^ hinzuzufügen, 
„welche ausschließl. zum Gebrauche für den Impfling bestimmt sein müssen*^: 

8. in § 9 ist hinter Abs. 2 als neuer Absatz einzufügen : 

„Die Püeffepersonen der Impflinge werden dringend yor jeder Be- 
rührung der Impfstellen und besonders dayor gewarnt, die in aen Impf- 
pasteln enthaltene Flüssigkeit sich selbst oder anderen auf wunde oder 
mit Ausschlag behaftete Hautstellen oder in die Augen zu bringen. Haben 
sie die Impfstellen trotzdem berührt, so sollen sie nicht unterlassen, sich 
sogleich die Hände sorgfältig za waschen. Die Impflinge dürfen nicht 
mit anderen Personen gemeinsam gebadet werden; die weitere Benutzung 
des Wasch- und Badewassers, sowie der Abtrockentücher für andere Per- 
sonen ist zu unterlassen, üngeimpfte Kinder und solche, die an Ausschlag 
leiden, dürfen nicht mit Impflingen in nähere Berührung kommen, ins- 
besondere nicht mit ihnen zusammen schlafen.** 
4. In § lO ist am Ende yon Abs. 1 hinzuzufügen : „Gebrauchte Watte und 
gebrauchtes Verbandzeug sind zu yerbrennen.** 

II. Verhaltungsyorschriften B für die Wiederimpfiinge : 
In § 4 ist als zweiter Absatz hinzuzufügen: 

gDie Impflinge und deren Pflegepersonen werden dringend yor jeder 
Berührung der Impfstellen und besonders dayor gewarnt, die in den Impf- 
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^«italB entliftlteM Flissiffkeit sieh Mlhat oder taderan aaf wnde oder 
mü AumUht behaftete HaiUttelleo oder in die Auge» xm briageiL Eakm 
9t$ die ImjBMelleii trotsdeB berfthrt, so soileo sie sich« imtefiesseiY sich 
MgMeh die Hände sorgOltig sm wasofaen. QebrMchie Watte mnd ge- 
branntes YerbandMUg sind an rerbrennea. (JngeiBipIte Kinder «nd seklie, 
Um an Aauehlag leiden, dürfen nicht mit Impflingen in nähere Berthmng 
kommen, insbesondere nicht mit ilinen snsammen sciilafen.* 
b) Anlfiaiieh der in Abs. 1 des Erlasses Tom 24. Februar 1905 (AmUUatt 
Sw 11^ erwähnten Vorkommnisse sind die Verhaknngsvorschriften f ir die Ab- 
gehörigen der Erstimpflinge und fttr Wiederimpflinge, Anlage C der llinisterlal- 
TerfOffong Tom 6. Desember 1899 (Beg.-Blatt S. 1098), durch die Verfftgnng 
des Ministeriams des Innern Tom 16. November d. betreffend die VoUaiehang 
des fieichsimpfgeseUes Tom 8. April 1874 (Beg.-BlaU von 1905, S. 291) ab- 
geändert nnd ergänxt worden. 

Die K. Stadtdirektion nnd die K. Oberämter werden beauftragt, dafür 
Sorge XU tragen, daß die den Angehörigen der Impflinge auszufolg^en ge- 
druckten Verhaltungsvorschriften (vergL S 1 der Anlage A zur Ministerialver- 
fttgung vom 6. Dez. 1^) alsbald enuprechend abgeändert und ergänzt werden. 

Die öffentlichen Inmfärxte werden angewiesen, bei der nach Absatx 8 des 
bis auf .weiteres in Kran bleib^den Erlasses vom 24. Februar d. J. den An- 
gehörigen von Erstimpflinffen und den Wiederimpflingen xu erteilenden Be- 
bbrnng dieselben auch auf die neuen Verhaltungsvorschriften besonders auf- 
merksam XU machen. Dasselbe sollte bei Privatimpfnngen von den impfenden 
Aerzten oder Wundärzten geschehen. 

Die Bezirksämter werden beauftragt, jedem in ihrem Bezirk ansässigen 
praktischen Arzt und zum Impfen berechtigten Wundarzt einen zugleich den 
Text der ICinisterialverftlgung vom 16. November d. J. enthaltenen Abdruck 
vorstehenden Erlasses durch Vermitteluns der Pbysikate zuzustellen. Die 
hiemach erforderliche Anzahl von Abdrftdcen wird den Bezirksämtern dur^ 
das Sekretariat des Ministeriums des Innern zugesandt werden. 



CL Heraoflptum gla.oliflieia-Meiiiiiiflpeia» 
Sonntagsruhe für das Apethekergewerbe« Erlaß des Herzog- 
liehen Staatsministeriums, Abteilung des Innern, vom 80. No- 
vember 1906. 

Nach OehOr der Medizinaldeputation ist beschlossen worden» von jetat 
sd^ — veriäniig versuchsweise — eine Sonntagsruhe fftr das Apothekergewerbe, 
wie folgt, einzufahren. 

1. IHe Apotheicen dürfen an Sonn- und Feiertagen ven nachndttags 2 Ukr 
ab geschlosson gehalten werden, wenn während dieser Zeit entweder der Af*- 
thekenvorstand oder ein Gehilfe anwesend ist, der auf ein Oloekcm- oder seant 
ttbliehen Zeichen Aufträge entgegennimmt und erledigt. 

2. Sind zwei Apotheken an einem Orte vorhanden, so darf die einer an 
SieUe der Einrichtung unter 1 während der dort angegebenen Zelt abweoheelnd 
g es c hi es s o n gelialten werden, wenn am Eingang Sn geschlossenen Apotheke 
durch Anschlag in deutUolier Schrift bekannt gegeben wird, daß die andere 
Afotheke offen ist. Eine solche Einrichtung bedarf des Einverständnisses der 
bttden Apethehenbeaitaer und der G^ehmwing des Eerzoglichen Landrats, 
der xuvoi den Herxogliehen Physilros xu hOren hat Die Genehaugmg ist 
Oflsntlich bekannt xu machen. 

8. Arbeitet die einxige Apotheke am Orte ohne Gehilfen, so darf sie an 
SteUe der unter Ziffer 1 bexeichneten Einrichtung während der dort angegebenen 
Zeit geschlossen gehalten werden und der Apothekenvorstand sich entfernen, 
wenn Fässorge dafOr getroffen ist, daß eine andere geeignete Person in der 
Apotheke anwesend ist, die auf ein Gioeken- oder sonst übliches Zeichen Auf- 
titge annimmt Auch muß der Apothekenvorstand binnen längstens daer Stunde 
xu erreichen sein und in dringlichen Fällen sofurt befeifs Erledigsng^dea Auf- 
tiaga hl die Apotheke xurttckEehren. 

Für die Aerxte sind aaßerhalb der Offlzin, die während der Abwesenheit 
verschlossen xu halten ist, gewisse Arzneimittel in zwei veisdiließbaren 
Schränkchen, von denen eins zur Aufbewahrung der Separanda dient, zur E^t- 
nahBtto bereit xu halten. 

VbnntwortL Redakteur: Dr.Rapmund, Reg.- u. Geh. Med.-Rat in Müden LW. 

0. a Bnaa, HtnogL SUhiL a. v. Seh^L. HofbnehdrsejkM«! la Mlaihn^ ' 
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Rechtsprechung. 

Legt ein Saohrerstftndiger dem ron ihm erstatteten Gntaetaten Wfthi> 
nehmnngen ngrande, die er als sachverständiger Zenge gemacht nnd die 
er bei der ron ihm vorzunehmenden Untersnchnng vn beachten hatte^ se 
bedarf es der Leistung des Zengeneides neben dem Sachverstlndigeneide 
nicht. Urteil des Reichsgerichts (I. St-S.) vom 18. September 1909. 



Znsati Gelu Hofrat zn Dr. of dental snrgery ist als arstShnlieher 
Titel anzusehen. Urteil des Beichsgerichts (III. Str.- S.) vom 9. Fe- 
bruar 1905. 

Die Strafkammer hat angenommen, daß der Angeklagte, der im Inlande 
als Zahnarzt weder geprüft noch approbiert ist, bewußt den Anschein erweckt 
habe, er sei eine in Deutschland zur Ausübung der Zahnheilkunde approbierte 
Medizinalperson, und zwar dadurch, daß er au Visitenkarten und sog. Memo- 
randen seinem Titel „Dr. of dental surgery*' und seiner Eigenschaft «in Amerika 
geprtifter Zahnarzt** die Worte ^Geheimer Hofrat" iiinzugesetzt habe. Daß in 
diesem Zusatz die Beilegung eines arztahnlichen Titels zu erblicken sei, der 
objektiv geeignet erscheine, in dem Publikum den Glauben zu erwecken, es 
handle sich um eine zur zahnärztlichen Praxis staatlich zugelassene Medizinal- 
person, wird daraus gefolgert, daß, wie gerichtsbekannt, der Titel „Hofrat* 
und ,,Geheimer Hofrat** häufig von deutschen Souveränen an Zahnärzte ver- 
liehen werde und daß das PabUkum einen Zahnarzt, dem solcher Titel verliehen 
sei, fflr einen staatlich geprüften und approbierten erachte, indem es annehme, 
daß einer zur zahnärztlichen Praxis staatlich nicht zugelassenen Persönlichkeit 
ein solch ehrenvoller Titel abseiten eines deutschen Souveräns nicht zuteil 
werde. Diese Begründung ist, soweit sie sich auf tatsächlichem Gebiete be* 
wogt, der Nachprüfung des Bevisionsgeriohts entzogen, läßt aber, soweit sie 
auf der Annahme beruht, daß in dem Zusätze: „Geheimer Hof rat ** die Beilegung 
eines arztähnlichen Titels zu finden sei, einen Eechtsirrtum nicht erkennen. 
Der Titel „Hof rat** und „Geheimer Hof rat** kann, wie aUe Titel, nur durch 
höhere Verleihung erworben werden und gewährt im Inlande eine mit einem 
bestimmten Bange verbundene Stellung. Die Bedeutung dieser Bezeichnxmg 
beruht also darin, daß der Träger, ein „in Amerika approbierter Zahnarzt* , im 
Inlande einen Titel erworben hat, der — wie das Urteil tatsächlich feststellt — 
häufig an im Inlande approbierte Zahnärzte verliehen wird und deshalb bei 
dem Publikum den Anschem erwecken muß, es handle sich um einen im Inlande 
zugelassenen Arzt. Die Hinzufügung des Charakters „Geheimer Hofrat'' zu 
den übrigen Bezeichnungen kann deshalb nach der konkreten Sachlage be- 
denkenfrei als Beilegung eines arztähnUchen Titels aufgefaßt werden. Die 
Bedeutung, welche dem Umstände beigemessen ist, daß auf der Visitenkarte 
hinter den Worten : „Geheimer Hofrat** ein Punkt steht und die folgenden 
Worte: „Sr. KOnigL Hoheit des Fürsten von Lusignan, Eönigl. Prinzen von 
Armenien**, so klein gedruckt sind, daß sie nur mit Anstrengung gelesen werden 
können, sehOrt zu den der Entscheidung des Beviaionsgerichts verschlossenen 
tatsächlichen Feststellungen. . . . Zum Tatbestand des nach § 147, Ziff. 8 G.-O. 
strafbaren Delikts ist keineswegs erforderlich, daß eine Täuschung erreicht 
oder auch nur bei jemandem der irrige Glauben erweckt sei, sondern es genügt 
die Beilegang des zur Erweckung des Glaubens objektiv geeigneten Titels. 
Es beduTlte also d&t Feststellung, daß irgend ein Leser durch die Visiten- 
kaften in Irrtum versetzt sei, überhaupt nidit 
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10 Rechtsprechung und Medizinal -Gesetzgebung. 

Begriff der ^Zubereitung^ im Sinne des Fleischbeschangesetxes Tom 
8. Juni 1900. 

Die hier gemftss § 21 Abs. 2 getroffene Bestimmung des Bundesrats 
ist für den Strafrictater in beamg auf die Frsge bindend, ob der bei der 
Zubereitung angewendete Stoff im Einselfall geeignet war, gesundheits- 
sehidlietae Wirkungen taerToriurufen. Urteil des Beichsgerichts 
(IV. St-S.) TO m 7. Juli 1905. 

.... Der Vorderrichter hat das festgestellte Vergehen darin erkannt, 
daß der Angeklagte zur Konservierung der von ihm gewerbsmäßig hergestellten 
sog. Frankfurter Würstchen der Salzbouillon, die die Würstchen in den Versand- 
blechbüchsen umgibt, die im Urteile näher bezeichnete Menge Borsäure zu- 
gesetzt habe. Die Anwendung der §§ 21, 26, Nr. 1 des Fleischbeschaugesetzes 
vom 3. Juni 1900 auf dieses Sadiyerhältnis gibt zu Bechtsbedenken keinen Anlaß. 

Daß die Herstellung der Würstchen eine Zubereitung yon Fleisch im 
Sinne des § 21 a. a. 0. darstellt, unterliegt keinerlei rechüichem Bedenken. 
Daraus folgt aber keineswegs, daß jede weitere Behandlung dieser Fleisch- 
waren außerhalb des Bahmens einer Zubereitung fällt. So wenig wie der Be- 
griff der Zubereitung von Fleisch dadurch ausgeschlossen wird, daß die er- 
folgte Verarbeitung oder sonstige Behandlung|noch keine genußfertige Speise 
liefert, so wenig erschöpft sich der Begriff' in der Tatsache, daß durch die 
Behandlung eine an sich genußfähige Fleischware hergestellt ist. Ob in 
Fällen dieser Art die Zubereitung beendet und abgeschlossen ist, hängt ganz 
von den Umständen ab; es entsdieiden darüber wesentlich die gewerblichen 
Zwecke, die der Hersteller mit der Herstellung verfolgt. Will er die an sich 
genußfertige Ware lediglich zum alsbaldigen Oenusse vertreiben, so wird er 
von einer weiteren Behandlung der Ware absehen können, die Zubereitung 
also als abgeschlossen betrachten. Bestimmt er sie dagegen erst zu späterem 
Verbrauche, wie bei Herstellung zum Versand, und würde danach in der 
Zwischenzeit die Gefahr des Verderbens entstehen, so wird er sich mit der 
Erzielung bloßer Genußfertigkeit nicht begnügen können, vielmehr eine weitere 
Behandlung der Ware eintreten lassen, um ihr die seinen gewerblichen Zwecken 
entsprechende Haltbarkeit zu geben. Erst die so behandelte Ware stellt sich 
dann als das gewerbliche Erzeugnis dar, das er hervorbringen und vertreiben 
wollte. Dient hiemach die weitere Behandlung lediglich der Fertigstellung 
der Ware ftlr den Betrieb, und kann sie deshalb mit der voraufgegangenen 
Behandlung nur als die durch den einen gewerblichen Zweck zusammengehaltene 
einheitliche Tätigkeit des Herstellens der Ware angesehen werden, so unter- 
liegt es keinem Zweifel, daß auch sie von dem Begriffe der Zubereitung mit 
umfaßt wird. Welche der technisch möglichen Behandlungsweisen für den 
Zweck der Haltbarmachung gewählt werden, begründet rechtuch keinen Unter- 
schied. Wesentlich ist allein, daß die gewählte Behandlungsweise diesem 
Zwecke dienen soll. 

Mit Becht hat hiernach der Vorderrichter jedenfalls auch die vom An- 
geklagten bezweckte Haltbarmachung der Würstchen durch unmittelbare Um- 
gebung mit borsäurehaltiger Salzbouillon zur Zubereitung der Fleischware 
gereclmet. Unter dieser Voraussetzung aber verstieß das Zusetzen der Bor- 
säure zu der Bouillon gegen die in Ausführung des § 21, Abs. 2 a. a. 0. er- 
gangene Bekanntmachung des Bundesrats vom 18. Februar 1902 (B.-G.-B1. S. 48). 
Da der Angeklagte das Zusetzen nach den Feststellungen des Urteils wissent- 
lich bewirkt hat, ist hiemach der Tatbestand des § 21, Abs. 1, § 26 Nr. 1 
daselbst zutreffend als erfüllt angesehen. 

Was die Bevision hiergegen geltend macht, ist ebenfalls nicht stichhaltig. 

Sie verkennt zunächst Inhalt und Bedeutung der gedachten Bekannt- 
machung des Bundesrats. Nach § 21, Abs. 2 a. a. 0. bestimmt der Bundesrat 
die Stoffe, auf welche die Vorschriften des Abs. 1 daselbst Anwendung finden. 
Den Gegenstand dieser Vorschriften aber bilden Verbote der Verwendung yon 
Stoffen, welche der Ware eine gesundheitsschädliche Beschaffenheit zu ver- 
leihen vermögen. Nach dem Zusammenhange mit Abs. 2 liegt hierin lediglich 
eine gesetzliche Anweisung für den Bundesrat. Dieser ist danach vor dem 
Gesetz allerdings verpflichtet, gemäß Abs. 2 nur solche Stoffe zu bestimmen, 
die die bezeichnete Eigenschaft haben. Ob aber ein Stoff den gedachten Vor- 
aussetzungen entspricht, ist ausschließlich seiner Prüfung und Entscheidonff 
überlassen. Die Bestimmung der betreffenden Stoffe hängt mithin lediglicn 
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Ton seinem pflichtmäßigen Ennessen ab. Ist sie ergangen, so steht damit im 
Sinne des Gesetzes endgültig fest, daß die bezeichneten Stoffe die in Absatz 1 
vorausgesetzten Eigenschaften haben, und daß daher auf sie schlechthin die 
dort ausgesprochenen Verbote Anwendung finden. Die Richtigkeit der yom 
Bundesrate getroffenen Bestimmung ist danach richterlicher Ns^prüfung ent- 
zogen. Im Gegensatze zu § 12 des Nahrungsmittelgesetzes kommt es mithin 
nidit darauf an, ob der angewendete Stoff nach Art und Menge im Einzelfalle 
wirklich geeignet war, gesundheitsschädliche Wirkungen hervorzubringen. Es 
genügt vielmehr, daß er zu den gemäß § 21, Abs. 2 des Fleischbeschaugesetzes 
bestimmten Stoffen gehört. Das aber trifft auf Borsäure uneingeschränkt zu. 

Unerheblich ist auch, ob der Angeklagte eine Vorstellung davon hatte 
und wußte, daß die angewandte Borsäure durch die Därme hindurch in das 
Innere der Würste eindringen könne. Denn die Vorsätzlichkeit seiner Hand- 
lungsweise würde auch durch die Unkenntnis dieser Tatsache nicht in Frage 
gestellt werden. Sie liegt bereits darin, daß, wie erörtert, schon die Umgebung 
der Würste mit borsäurehaltiger Bouillon, um sie haltbar zu machen, zur Zu- 
bereitung dieser Ware gehört, und daß Angeklagter Inhalts des Urteils der 
Bouillon die Säure vorsätzlich zu diesem Zwecke hinzugefügt hat. Mit Recht 
nimmt der Vorderrichter auch an, daß, wenn Angeklagter diese seine Tätigkeit 
nicht als „Zubereitung'' im Sinne des Gesetzes angesehen hätte, dies ein ihn 
nicht entlastender Strafrechtsirrtum wäre. Damit erledigen sich die auf § 59 
St-G.-B. bezüglichen Ausführungen der Revision. 



Znsatx von WeinsteinsAure Ist als Fftlsctaung ansnsetaen. Urteil 
des Reichsgerichts (I. Str.-S.) vom 2. Oktober 1905. 

Als „anerkannte Kellerbehandlung** im Sinne dieser Gesetzesstelle kann 
keinesfalls die Verwendung von Stoffen zugelassen werden, die unter das Verbot 
des § 3, Abs. 1 des Gesetzes faUen, soweit nicht diese Stoffe in § 2, Ziffer 1 
innerhalb der Grenzen einer ordnungsmäßigen Kellerwirtschaft ausdrücklich 
für zulässig erklärt sind. Diese ausnahmsweise Zulassung ist eng und be- 
stimmt begrenzt und trifft auf Weinsteinsäure nicht zu. Daraus ergibt sich 
notwendig, daß die Verwendung von Weinsteinsäure bei Herstellung von Wein 
schlechthin ausgeschlossen ist, sohin auch dann, wenn sie nur im Elärungs- 
verfahren dazu dienen soll, die als Klärungsmittel gesetzlich zugelassene 
Hausenblase leichter uud besser in Lösung zu bringen. 



Begriff alkoholfreier GetrlDke (Maligold). Urteil des Ferien- 
senats des Oberlandesgerichts zu Kiel am l.Au^ust 1905. 

Der Vorderrichter hat die Frage geprüft, was unter geistigen Getränken 
im Sinne des § 83 der Gew.-O. zu verstehen sei, und ist zu dem Resultat 
gekommen, daß ein geistiges Getränk jedes Getränk sei, welches Alkohol ent- 
halte, daß den Gegensatz zum geistigen Getränk nur diejenigen Getränke 
bilden, die keinen Alkohol enthalten. Diese Auslegung unterliegt, da sie sich 
auf eine Rechtsnorm bezieht, der Nachprüfung in dieser Instanz. 

Die Entscheidung des Landgerichts ist zu billigen. Unter geistigen 
Getränken sind alle zum Trinken bestimmten alkoholhaltigen Flüssigkeiten zu 
verstehen ohne Rücksicht auf die größere oder geringere Menge des in ihnen 
enthaltenen Alkohols. Das alkoholschwache Getränk bildet keinen Gegensatz 
zum geistigen Getränke, sondern nur das alkoholfreie. Darauf, ob das Getränk 
schwerer oder leichter den Trinker berauscht, kommt es nicht an, noch weniger 
darauf, ob das Getränk derartige Gesdimackseigenschaften hat, daß es nicht 
in größeren Mengen getrunken zu werden pflegt. Allein entscheidend ist das 
Vorhandensein des Alkoholgehalts. Diese Auffassung ist auch in der Recht- 
sprechung des Kammergerichts stets vertreten worden. Die gleiche Auslegung 
kommt auch in der Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 17. Juli 1899 
(R.-G.-B1. S. 374) zum Ausdruck. Nach § 56 Gew.-O. sind u. a. geistige Ge- 
tränke vom Ankauf oder Feilbieten im Umherziehen ausgeschlossen. Der 
Bundesrat ist aber nach § 56 b a. a. 0. befugt, anzuordnen, daß der Ankauf 
oder das Feilbieten von einzelnen der in § 56 ausgeschlossenen Waren im 
Umherziehen gestattet sein soll. Auf Grund dieser Vorschriften hat der Bundes- 
rat nach Inhalt der vorerwähnten Bekanntmachung innerhalb des Königreichs 
Preußen und einiger anderer Gebiete das Feilhalten im Umherziehen für solche 
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Biere gestattet, welche einen höheren Alkoholgehalt als 2^/o nicht besitzen. 
Dieser Anordnung liegt mithin die Anffassang engrunde, daß Getränke, auch 
wenn sie nor bis zu 2 ^jo Alkohol enthalten, geistige Getränke im Süine der 
Gewerbeordnung sind. Die Frage, ob es sozial erwünscht ist, alkoholschwache 
Getränke zum Ausschank möglichst freizugeben, unterliegt allein der Prüfung 
der Verwaltungsbehörden, nidiit der des Strafrichters. ... Ob ein Getränk mit 
yerflchwindead geringer Alkoholmenge unter Umständen als ein alkoholhaltiges, 
geistiges nidit mehr zu bezeichnen ist, mag dahin gestellt bleiben. Jedenfalls 
ist die Annahme des Vorderrichters, daß das ungefähr l^/o Alkohol enthal- 
tende MaJizgold ein geistiges Getränk ist, dem Gesetze entsprechend. 



Yerabreiehung ron Getrftaken seitens Birnen in ihrer Wohniuig ist 
nieht lüs Betrieb einer Seta&nkwirtsehaft anrasehen. Urteil des Eeichs- 
gerichts (I. Str.-S.) vom 8. Juli 1905. 

Der Betrieb einer Schankwirtschaft liegt nicht vor, wenn der Haus- 
besitzer den bei ihm zur Miete wohnenden Dirnen gegen Entgelt und in der 
Absieht auf Erlangung einer dauernden Erwerbsquelle Getränke liefert, die yon 
den Dirnen ihrer^ts in der Weise an die bei ihnen verkehrenden Manns- 
personen weitergegeben werden, daß die Dirnen den Gasten die Getränke aus 
eigener Hand geben, selbst den Preis bestimmen und für sich einziehen. 



Begriir nnzfiehtiger Abbildungen. Urteile des Beichsgerichts 
(n.St-S.) vom 19. Mai 1905 (a) und 19. Juni 1905 (b). 

a. Wie in dem Urteil dargelegt ist, kann die künstlerische Tendenz 
und Wirkung eine dermaßen vorwiegende sein, daß, was sonst in geschlecht- 
Mcher Beziehung als schamverletzend gelten müßte, durch die zum Ausdruck 
gelangte Idee diesen Charakter verliert; es kann aber davon nicht die Bede 
sein, daß jedes Werk der Kunst schon deshalb, weil es überhaupt eine Emnst- 
technik aufweist und künstlerischen Zielen nachgeht, dem Bereiche des Un- 
züchtigen entrüdd; sein müsse. Können hiernach für die Frage, ob ein Original- 
Kunstwerk sich als unzüchtig darstellt, nur die konkreten Umstände des einzelnen 
Falles maßgebend s^, so bedarf es, auch wenn es sich, wie vorliegend, um 
BeproduKtinen handelt, noch einer besonderen und selbständigen Prüfung, 
ob mit Bücksicht auf die gesamten begleitenden Umstände : die Art der Wieder- 
gabe des Bildes, die Art und Weise des Vertriebs und die Bevölkerungsschichten, 
denen sie zugänglich gemacht sind, diese Beproduktionen geeignet sind, das 
normale Scham- und Sittlichkeitsgefühl in geschlechtlicher Beziehung entweder 
durch Erregung gesclilechtlicher Lüsternheit oder durch Erzeugung von Ekel 
und Widerwillen zu verletzen. 

b. Der Umstand, unter welchen Verhältnissen Bilder dargeboten werdeiL, 
ist für die Frage, ob sie unzüchtig sind, von wesentlicher Bedeutung. Der 
erkennende Senat hat bereits in dem Urteil vom 25. März 1902 darauf hin- 
gewiesen, daß dasselbe Abbild einer entblößten Frauengestalt, das im Museum, 
in der Gemäldegallerie dem Auge des Kunstliebhabers dargeboten, jedweden 
unzüchtigen Charakters entbehrt, dem Straßenpubliknm selbst in einer guten 
Nachbildung zur Schau gestellt, zu einer unzüchtigen Abbildung werden kann« 
Bei Ansichtspostkarten muß deshalb besonders beachtet werden, daß sie infolge 
des Massenumsatzes sehr leicht unerwachsenen Personen, insbesondere Sdiol- 
kindem, in die Hände fallen können. 



Hiefongessenz ist als Arzneimittel und nicht als Parfüm anzusehen« 
Sein Feilbieten und Verkauf Im Umherziehen ist demzufolge verboten. 

Urteil des Preußischen Kammergerichts (Str.-Sen.) vom 4. Ja- 
nuar 1906. 



Medizinal - Gesetzgebung. 

Bescheinigung der Belsekosten-Forderungsnaobweise der Kreis« 
Srste. Erlaß des Ministers der usw. Medizinalangelegenheiten 
vom 30. Dezember 1905 — M. Nr. 3068 — an den Herrn Begierungs- 

Digitized by Google 



Beohtspreobung und Medidnal-Gesetzgeldaiig. 



18 



pt&aidentan in Potsdam, allen anderes Herren EegiernngsprSsidenten zur 
Kenntnisnahme mitgeteilt. 

Der Erlaß vom 17. Januar 1902 (M. Nr. 4590 — (Minist.-Bl. für Med.- 
Angel. S. 20) schreibt die Beibringung der fraglichen Bescheinigung nur für 
den Geltungsbereich des BegulatiTs vom 8. August 1885 (G.-S. S. 240) vor. 
Da dies Begulativ durch § 37 des Gesetzes, betreffend die Bekämpfung tiber- 
tragbarer S^ankheiten vom 28. August 1905 (G.^. S. 373) aufgehoben worden 
ist, so erledigt sich hierdurch die dortseitige Anfrage, ob die Bescheinigung 
auch jetzt noch zu erteilen sei. 



Wöehentllehe Meldug 4er Erkrankongeii und Todesfälle an ftb«r- 
tragbaren Krankheiten. Erlaß des Ministers der usw. Medizinal- 
angelegenheiten vom 5. Januar 1906 — M. Nr. 15106 — an sämt- 
liche Herren Eegierungspräsidenten. 

Die Vorschrift in § 6, Abs. 15 der Ausführungsbestimmungen vom 
7. Oktober 1905 zu dem Gesetze, betr. die Bekämpfung übertragbarer Krank- 
bäten Yom 28. August 1905 — JL Nr. 14639 ^ (Minist.-Bl. f. Med.-Ang. S. 389) 
erhält nachstehende Fassung: 

„Die Kreisärzte haben dem Begierun|^präsidenten durch die Hand des 
Landrates, in Stadtkreisen der Ortspolizeibehörde, an jedem Montage eine 
Nachweisnng über die im Elreise in der vorhergehenden Woche amtlich 
gemeldeten Erkrankungs- und Todesfälle an übertragbaren Krankheiten 
nach anliegendem Muster (Anlage 8)') einzureichen.'' 
Ich bemerke, daß als «vorhergehende Woche'', auf welche die Nach- 
weiflungen sich zu erstrecken haben, die jedesmalige letzte Kalenderwoche 
(vom Sonntag bis einsdiließlich Sonnabend) zu gelten hat. Da der 1. Januar 
1906 auf einen Montag fällt, ist die erste Wochennachweismng mit Sonnabend 
den 6. Januar abzuscMießen. 

Ew. Hoehwohlgeboren wollen hiemach das Erforderliche veranlassen. 



Nachweisnngeii der Medizinalpersonen im Ansehlnss an die Yolks- 
sUiliiiig« Erlaß des Ministers der usw. Medizinalangelegen- 
heiten — M. 8180 — vom 19. Dezember 1905. 

Anordnung, daß von der Einreichung der vollständigen namentlichen 
Nachweisung des Medizinalpersonals in dem auf die jedesmalige Volkszählung 
folgendan Jahre mit Bückaicht auf die naeh § 45, Abs. 3 der Di^tanweisung 
für die Kreisärzte vom 23. März 1901 vorzulegenden Nachweisungen für die 
Zukunft abzusehen ist. 



Einreiehnng von Naehweisiugen der Heilanstalten. Erlaß des Mi- 
nister der usw. Medizinalangelegenheiten vom 29. Oktober 

1905 — M. Nr. 8459 — an sämtliche Herren Begierungspräsidenten. 

Unter Bezugnahme auf die Bunderlasse vom 2. März 1900 — M 5897 — 
ud Tom 28. Juni 1902 — M 5351 — ersuche ich ergebenst, den zum 1. März 

1906 zu erstattenden Bericht auf sämtliche am 1. Januar 1906 in dem dortigen 
Bezirke vorhandenen öffentlichen und privaten Heilanstalten, und zwar nicht 
nur die allgemeinen, sondern auch die Spezialanstalten, einschließlich der 
Lungenheilstätten und Sanatorien zu erstrecken. 

Bei den einzelnen Anstalten ist unter Namhaftmachung des Besitzers 
anzuführen, ob sie staatliche, kommunale, Vereins-, Genossenschafts-, Ordens- usw. 
Anstalten, oder im Besitz von Privatpersonen sind. Zugleich ist die Zahl der 
männlichen und weiblichen Krankenpflegepersonen beizufügen unter Angabe der 
Slrankenpflegevereinigung (Orden, Mutterhaus, Verein usw.), falls die Pflege- 
peraoaen einer solchen angehören. Ferner ist bei den Anstalten anzuheben, 
ob daaelbst Krankenpflegepersonen durch theoretische und praktische ünter- 
weiaung mtematisch ausgebildet werden, und die Anstalt hiernach als eine 
Kraakenpflegeschule angesehen werden kann, sowie welche Stelle (Gemeinde, 
Orden, verein, Mutterhaus usw., Privatperson) den Krankenpflegeunterricht 
eingerichtet hat und unterhält. 

Die im Besitze des Staates befindlichen Universitätskliniken^ Ghirnison- 



') Siehe BeUage zu Nr. 21 der Zeitschrift ; Jahrg. 1905, S. 181. >) S. 202. 
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Lazarette nnd die Erankenabteilangen der Gefängnisse sind hierbei nicht zu 
berücksichtigen; desgleichen sind Einrichtungen, welche nicht zum dauernden 
Aufenthalt von Kranken bestimmt sind, wie Unfallstationen, Bettungswachen, 
Lichtheil- und Badeanstalten in der einzureichenden Zusammenstellung nicht 
mit aufzunehmen. 



EinffthruBg der Dentsehen Arsmeltaxe. Bekanntmachung des 
Ministers der usw. Medizinalangelegenheiten — M.8780 — yom 
28. Dezember 1905. >) 

Ich bestimme, daß mit dem 1. Januar 1906 die durch Bundesratsbeschluß 
festgesetzte „Deutsche Arzneitaze 1906* ftlr das Königreich Preußen in 
Kraft tritt. 

Besonders hingewiesen wird auf folgende Veränderungen in den all- 
gemeinen Vorschriften: 

A. in den Grundsätzen 
1. unter Nr. 12 b und c ist hinter den Worten „einschließlich des ver- 
brauchten Wassers" bis zu einer Menge yon 800 g' eingeschaltet 



2. unter Nr. 12 p ist yor „Filtration* „yorgeschriebene* eingefflgt 



B. in der Preisliste hat in der Vorbemerkung der Satz 2 folgende 
Fassung erhalten: 

.Abgesehen von den Fällen der Nr. 22 der allgemeinen Bestimmungen 
ist der Preis dieser Arzneimittel; soweit sie unter ihrer geschützten Be- 
zeichnung zur Abgabe gelangen, gemäß Nr. 2 bis 6 a. a. 0. mit der Maß- 



der tatsächliche Einkaufspreis zugrunde gelegt wird.* 
Die amtliche Ausgabe der Arzneitaze ist im Verlage der Weidmann- 

schen Buchhandlung in Berlin SW. 12, Zimmerstraße 9i erschienen und im 

Buchhandel zum Ladenpreise yon 1,20 Mark für ein in Leinen gebundenes 

Exemplar zu beziehen. 

üeberschreitungen der Taxe unterliegen der Bestrafung nach § 148, 

Ziff. 8 der Gewerbeordnung für das Deutsche Reich (in der Fassung yom 

26. Juli 1900 — B.-G.-BL S. 871 ff.). 



Herstellung und Betrieb kttiistlielier MineralwiMer. Verordnung 
des Königlichen Begierungspräsidenten in Minden yom 28. No- 
yember 1905. 

§ 1. Die Bäume, in denen künstliche Mineralwässer, sowie andere 
kohlensäure Getränke (Limonaden usw. hergestellt werden, müssen reinlich 
gehalten, gut gelüftet, geräumig und so hell sein, daß die in ihnen aufgestellten 
Gegenstände in allen Einzelheiten genau besichtigt werden können. 

Zu anderen Arbeiten, sowie zur Aufbewahrung anderer als der zur 
Fabrikation der Mineralwässer erforderlichen Geräte usw. dürfen diese Bäume 
nicht benutzt werden. 

Das Spülen und Verpacken der Flaschen muß in besonderen, yon den 
Herstellungsräumen getrennten Bäumen yor genommen werden. Von dieser 
Forderung kann jedoch der Landrat — in der Stadt Bielefeld die Polizei- 
yerwaltung — bei den bereits bestehenden Mineralwasserfabriken entbinden, 
falls der Herstellungsraum genügend groß ist. 

§ 2. Zur Herstellung künstlichen Mineralwassers darf nur destilliertes 
Wasser oder Wasser aus einwandfreien öffentlichen Leitungen yerwendet werden. 
Die Verwendung anderen Wassers unterliegt der widerruflichen Genehmigung 
des Landrats, in der Stadt Bielefeld der Polizeiyerwaltung. Die Genehmigung 
ist zu erteilen, falls das Wasser sowohl mit Bücksicht auf die Lage und Be- 
schaffenheit seiner Entnahmestelle, als auch mit Bücksicht auf dt» Ergebnis 
seiner chemischen und bakteriologischen Untersuchung als einwandsfrei anzu- 
sehen ist. 

§ 3. Die zur Bereitung des künstlichen Mineralwassers zu yerwendenden 
chemischen Präparate müssen die yom Arzneibuche für das Deutsche Beich 



^) Gleiche Verordnungen sind in allen Bundesstaaten erlassen. 
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Torgeschriehene Beinheit und sonstige Beschaffenheit hesitzen, auch deutlich 
bezeichnet und sicher aufbewahrt werden. 

Die zur Verwendung gelangende Kohlensäure muß chemisch rein sein. 

Die zu verwendenden Fruchtsäfte und Fruchtessenzen müssen aus natür- 
lichen Früchten gewonnen und von gesundheitsschädlichen chemischen Zusätzen 
oder Farbstoffen frei sein. 

§ 4. Die Verzinnungen und die Vorbindungsstücke aller bei der Be- 
reitung, Aufbewahrung und dem Ausschank vorgenannter Wasser zu benutzenden 
Apparate und die Gummidichtnngsringe der Flaschen müssen den Vorschriften 
des Beichsgesetzes vom 25. Juni 1887 (B.-G.-B1. S. 273), betreffend den Verkehr 
mit blei- und zinkhaltigen Gegenständen, entsprechen. 

§ 6. Die Versandt-, Aäbewahrungs- und Schankgefäße sind sauber zu 
halten und solche von der Verwendung auszuschließen, an deren Boden oder 
Wandungen sich Niederschläge abgesetzt haben. Dasselbe gilt für diejenigen 
tragbaren Gefäße und die mit ihnen verbundenen Leitungen, in denen die 
Wässer außerhalb der Bereitungsstelle zum Ausschank gelangen. 

Die zur Aufnahme der Wässer bestimmten Flaschen und Krüge müssen 
kurz vor dem Füllen gründlich vorgesptüt und in frischem Wasser, das der 
Vorschrift in § 2 genügt, nachgespült werden. Desgleichen müssen Verschlüsse 
und Gummischeiben vor jeder Füllung gründlich gereinigt werden. 

Die Benutzung von Bleischrot oder arsenhaltiger Säure zum SptQen der 
Flaschen usw. ist verboten. 

§ 6. Personen, die an ansteckenden Krankheiten oder an Hautaus- 
schlägen leiden, dürfen bei der Herstellung und beim Vertrieb künstlicher 
Mineralwässer nicht beschäftigt werden. 

§ 7. Die zur Herstellung und zum Vertrieb künstlicher Mineralwässer 
benutzten Bäume, Gerätschaften usw. sind auf Erfordern den mit der üeber- 
wachung betrauten Polizeibeamten und Sachverständigen vorzuzeigen. Des- 
gleichen sind die Betriebsunternehmer oder deren Stellvertreter verpflichtet, 
den kontrollierenden Beamten die erforderliche Auskunft über die Einrich- 
tungen usw. zu geben. 

§ 8. In jedem für die Herstellung von Mineralwasser usw. bestimmten 
Betriebe ist ein dauerhafter und deutlicher Abdruck dieser Verordnung aus- 
zuhängen. 

§ 9. üebertretungen dieser Verordnung werden mit Geldstrafe bis zu 
60 Mark, im ünvermögensfalle mit entsprechender Haft bestraft, sofern nicht 
die Strafgesetze eine höhere Strafe androhen. 

§ 10. Diese Verordnung tritt am 1. April 1906 in Kraft. 



B. Gvammlkema^mak Hemsen. 

Beanfsiehtlgaiig des Amelmittelhandels ausserhalb der Apotheken 
dvreli die Kreisilnte. Erlaß des Ministeriums des Innern, Ab- 
teilung für Öffentliche Gesundheitspflege, vom 22.November 
1905 an die Großherzoglichen Kreisgesundheitsämter. 

Unter. Aufhebung der Bestimmungen unseres Amtsblattes 262 (A 188) 
vom 26. Oktober 1895 bestimmen wir auf Grund des § 19 der Verordnung, 
betr. den Verkehr mit Giften vom 17. April 1895 (Beg.-Bl. S. 88) und des § 7 
der Verordnung, betr. den Verkehr mit Arzneimittel außerhalb der Apotheken 
und dessen Beaufsichtigung vom 20. März 190§ (Beg.-BL S. 125)*) das Folgende: 

1. Die Kreisärzte haben die Verkaufsstellen, in denen Arzneimittel, Gifte 
oder giftige Farben feilgehalten werden, mit Ausnahme der Apotheken, akio 
Drogen-, Materialwaren-, Farben- und ähnliche Handlungen nebst den zuge- 
hörigen Verkaufs-, Vorrats- xmd Arbeitsräumen, sowie dem Geschäftszimmer 
des Inhabers der Handlung unter Zugrundelegung der eingereichten Lagepläne 
mindestens innerhalb zweier Jahre einmal unvermutet zu besichtigen. Bei 
kleineren Verkaufsstellen genügt auch eine Besichtigung nach längerer Frist, 
insofern dieselbe gelegentlich dner sonstigen Anwesenheit des Kreisarztes am 
Sitze des Geschäfts stattfinden kann. Eine Besichtigung hat nach kürzerer 
Frist zü erfolgen, wenn Tatsachen zur Kenntnis des Kreisarztes kommen, die 
den Verdacht erregen, daß die den Handel mit Arzneien und Giften regelnden 
Bestimmungen übertreten werden. 



^) Siehe Beilage zu Nr. 9 dieser Zeitschrift, Jahrg. 1905, S. 67. 
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Sofern bei den BesichUgnngen die Hilfe unseres pharmazeutischen Befe- 
renten erforderlich erscheint, ist bei uns entsprechender Antrag zu stellen. 
2. Bei der Besichtigung ist festzustellen: 

a) ob die nach dem Gesetz, betr. den Handel mit Giften vom 28. Oktober 
1905(Beg.-BL S.29Ö)*) erforderliche Genehmigung zum Handel mit Giften 
erteilt ist; 

b) ob die Aufbewahrung der Gifte und der Verkehr mit demelben den Be- 
Stimmungen der Verordnungen, betreffend den Verkehr mit Gilten yom 
17. April 1895 (Beg.-Blatt S. 88) und yom 15. Juni 1901 (Beg.-Blatt 8. 877) 
entspricht ; 

c) ob Arzneimittel feilgehalten werden, deren Verkauf außerhalb der Apo- 
theken auf Grund der Eidserlichen Verordnung, betreffend den Verkehr 
mit Arzneimitteln vom 22. Oktober 1901 (B.-G.-B1. S. 880) untersagt ist 
Hierbei ist besonders zu ermitteln, ob überhaupt Arzneien auf ärztliche 
Verordnung angefertigt werden; 

d) ob die Aufbewahrung der Arzneimittel, soweit deren Verkauf außerhalb 
der ApoUieken freigegeben ist, und der Verkehr mit denselben den Be- 
stimmungen der Verordnung, betr. den Verkehr mit Arzneimitteln außerhalb 
der Apotheken und dessen Beaufsichtigung yom 20. M&rz 1905 (Beg.-BL 
S. 125) entspricht; 

e) ob entgegen der Bestimmung des Artikels 842 des Polizeistrafgesetzes 
yom 80. Oktober 1855 Geheimmittel yerkauft werden. Hierbei wm noch 
besonders darauf hingewiesen, daß nach bestehenden PolizeiyerordnuDgen 
auch die Ankündigung yon Geheimmitteln yerboten ist; 

f) ob die yorgeschriebenen Gerätschaften yorhanden und in brauchbarem 
Zustand sind. 

8. Auf die Beseitigung kleiner, offenbar auf Unwissenheit oder Irrtum 
beruhender Mängel der Einrichtung sind die Geschäftsinhaber hinzuweisen; im 
übrigen aber ist gegen die Verletzung der geltenden Vorschriften mit Polizei- 
anzeigen yorzugehen. Mit besonderer Strenge sind Fälle der Anfertigung yoo 
Arzneien auf ärztliche Verordnung zu yerfolgen. 

4. üeber die Besichtigung ist unter Zugrundelegung eines nach an- 
liegendem Muster aufzustellenden Formulars') eine kurze Verhandlung auf- 
zunehmen, die yon dem Geschäftsinhaber mit zu unterschreben ist. 

5. Die Kreisärzte haben in ihren Jahresberichten unter Anschluß eines 
Verzeichnisses der besichtigten G^chäfte über die stattgefnndenen Besichtigungen 
und deren Ergebnisse, sowie darüber, in welcher Weise Vorschriftswidrigkeiten 
beseitigt und ob und in welcher Höhe infolge derselben Strafoi ausgesprochen 
worden sind, zu berichten. 

6. Die durch dies^ Besichtigiuigen entateheaden Kosten fallen der Polizd- 
kasse der betreffenden Proyinz zur Last. 



O* S^arstentiuia Solia.iiml>ii]r^- Klippe« 
Abgabe yon MlgrSain in den Apotheken. Bekanntmachung des 
Fürstlichen Ministeriums yom 5. Januar 1906.*) 

Nach den yom Kaiserlichen G^undheitsamt yorgenommenen Versudien 
erscheint es geboten, das yon den Höchster Farbwerken hergestellte Arznei- 
mittel „Migränin'' wegen der mit dem Genüsse desselben für die menschliche 
Gesundheit yerbundenen Gefahren dem freien Handyerkauf in den Apotheken 
zu entziehen und unter die dem ärztlichen Bezeptzwang unterliegenden Arzneien 
aufzunehmen. 

In das deir Verordnung yom 18. Juni 1896 beiliegende Verzeichnis wird 
daher eingeschaltet „Mi^ränin** und hiermit angeordnet daß dasselbe nur auf 
schriftliche Anweisung emes Arztes pp. als Heilmittel abgegeben werden darf. 



1) Siehe Beilage zu Nr. 28 der Zeitschrift, Jahrgang 1905, S. 224. 

') Von einem Abdruck dos Formulars ist wegen Baummangels Abstand 

genommen. 

*) Eine gleiche Vorschrift ist in den anderen Bundesstaaten getroffen. 

Verantwortl. Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.- u. Geh. Med.-iUt in Minden IW. 
J. 0. 0. BmiiB, HtnogL Sioha. n. F. SoIl-L. Hofbaobdniek«rti in MindM. 
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Beilage zur Zeitschrift für Medizinal -Beamte, 
Nr. 3. 5. Februar. 1906. 



Rechtsprechung. 

Ankttiidlgniigeii ron Geheimmitteiii (Engels Nektar) sind nilXselg, 
aieh wenn diese Gehetmmlttel in üirer Znsammensetnng soletaen ent- 
spreelien (i. B. ÜHriehg Kränterwein), deren Ankttndignng rerboten ist« 

Urteil des Preußischen Kammergerichts (Straf-Senats) yom 
11. Januar 1906. 

Die PoüzeiTerordnung will vor bereits bekannten Beklameartikeln 
schlitzen, die nur den Zweck haben, dem, der sie ankündigt, die Taschen zu 
fallen, und die des Publikums zu leeren. Es soll dem vorgebeugt werden, 
daß das Publikum in Krankheitsfällen zu bestimmten Mitteln, cUe markt- 
schreierisch nach den gewonnenen Erfahrungen angepriesen werden, und die 
Yon ihm vorgeschriebenen Mittel zu nehmen. Gerade die Namen der in den 
beiden Verzeichnissen der Polizeiverordnung aufgeführten Mittel sind das 
wesentliche. Es gibt genug Mittel, die den (}ehdmmitteln ähnlich sind und 
nicht marktschreierisch angepriesen werden. Alles, was chemisch ähnlich den 
auf den Index gesetzten lutteln ist, für die Öffentliche Ankündigung und An- 
preisung zu verbieten, hat der Gesetzgeber nicht erstrebt Es hat sich aber 
der Bundesrat in dem Beschluß, auf dem die Polizeiverordnung beruht, vor- 
behalten, die Verzeichnisse A und B zu erweitem, wenn in Zukunft Mittel 
unter einer Bezeichnung in den Handel kommen, und ihnen gegenüber dieselben 
Voraussetzungen für das Verbot der öffentlichen Ankündigung und Anpreisung 
gegeben sind. Eine andere Polizeiverordnung als die vom 19.. Dezember 1908 
kann hier nicht zurzeit gegen den Angeklagten wegen der Ankündigung des 
Nektars zur Anwendung gebracht werden. Apothekerzeitung; 1906, Nr. 5. 



Warnungen vor Naehahmnngen von Geheimmitteln (Ullrichs Krlnter- 
wein), deren Ankündigung verboten ist, sind unzulässig, aueh wenn die 
Bestandteile des Geheimmittels angegeben sind. Urteil des Preußi- 
schen Kammergerichts (Str.-S.) vom 11. Januar 1906. 



Medizinal - Gesetzgebung. 

Ausstellung irztlleher Atteste zur Begründung von Anträgen auf 
Invalidenrente. Erlaß des Ministers der usw. Medizinalangelegen- 
heiten vom 22. Dezember 1905 an die Herren Oberpräsidenten zu Pots- 
dam und Breslau. 

Durch Erlaß der Herren Minister des Innern, für Handel und Gewerbe 
und der Finanzen vom 81. Juli d. J. ist Ew. Exzellenz Mitteilung von dem 
Ergebnisse der Erhebungen gemacht worden, welche (bei Potsdam) in der Zeit 
vom 13. Oktober bis zum 5. November v. J., (bei Breslau) im September v. J. 
in der dortseitigen Provinz durch Kommissare des Beichsamts des Innern und 
des Beichsversicherungsamts angestellt worden sind. 

Nach den Mitteilungen des dem Erlasse beigefügten Berichts der 
Kommission haben die zu den Bentenanträgen beigebrachten ärztlichen Atteste 
großenteils nicht den Anforderungen entsprochen, die an sie gestellt werden 
müssen, waren vielmehr dürftig, oft ungenau und wenig geeignet, den Ver- 
waltun|^behOrden und Schiedsgerichten ein Urteil darüber zu ermöglichen, ob 
Invalidität gegeben sei oder nicht. Dahin gehören vor allem die vielfach vor- 
gefundenen Atteste, die in der Diagnose einfach auf Arteriosklerose^ Lungen- 
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emphysem, Maskelihenmaiismas, Herzfehler oder dgL lauteten, ohne erkennbar 
za machen, ob diese Erankheitserscheinnngen, die doch dem Grade nach sehr 
verschieden sein können, schon soweit vorgeschritten waren, daß sie die Er- 
werbsfähigkeit der betroffenen Personen um mehr ids Vs minderten. 

Desgleichen war vielfach nicht zn ersehen, aas welchen Erwägungen 
der Arzt den Beginn der Invalidität auf den angegebenen Tag gelegt, warum 
er danomde und nicht vorübergehende Invalidität angenommen hatte. Hänfig 
fiel in den Attesten eine gänzliche Verkennnng des Begriffis der Erwerbs- 
anfähigkeit im Sinne des Invfdidenversicherangsgesetzes aaf, insbesondere fehlte 
es an der Kenntnis des Unterschiedes zwischen dieser and Bera&invalidität. 
Endlich war es unverkennbar, daß die von den Bentenbewerbem in Anspruch 
genommenen Aerzte meistens geneigt erscheinen, den Einfluß vorhandener Leiden 
auf die Arbeitsfähigkeit zu überschätzen, und sich durch die Klagen der Leute 
zur Bescheinigung eines aus dem objektiven Befunde nicht herzuleitenden 
Grades von Erwerbsunfähigkeit bewegen zu lassen. 

Ich nehme Veranlassung, Ew. &zellenz zu ersuchen, die Aufmerksamkeit 
der Aerztekammer der dortigen Provinz auf diese Angelegenheit zu lenken und 
ihr anheimzugeben, im Hinblick auf die hohe Bedeutung, welche der Mit- 
wirkung des Aerztestandes bei der Handhabung der sozialen Gesetzgebung 
zukommt, auf sachgemäße Ausübung der den Aerzten bei der Ausführung 
des Invalidenversicherungsgesetzes zufallenden Sadiverständigentätigkeit hin- 
zuwirken. 



Abgabe stark wirkender ArsnelmitteL Erlaß des Ministers der 
usw. Medizinalangelegenheiten vom 10. Januar 1906 an sämtliche 
Herren Be^erungspräsidenten. 

Die Vorschriften über die Abgabe stark wirkender Arzneimittel in den 
Apotheken vom 22. Juni 1896 — Min.- Blatt für die innere Verw. S. 123 — 
werden hiermit auf das von den Höchster Farbwerken hergestellte Arznei- 
mittel „Migränin' ausgedehnt. Das diesen Vorschriften beigegebene Verzeich- 
nis erhält daher hinter Liquor Kalii arsenicosi die nachstehende Einschiebung : 



Fahrpreisermlssigungen im Interesse der öffentlichen Krankenpflege 
und der Magdalenenliftnser. Erlaß des Ministers der usw. Medi- 
zinalangelegenheiten — G I Nr.2987 G II M — vom 16. November 
1906 an sämtliche Herren Oberpräsidenten. 

Ersuche, die Leiter aller in Frage kommenden Anstalten und Vereini- 
gungen erneut auf die geltenden Bestimmungen über die Erlangung von Fahr- 
preisermäßigungen im Interesse der öffentlichen Krankenpflege und der Magda- 
lenenhäuser, sowie besonders darauf hinzuweisen, daß bei der Ausstellung von 
Ausweisen zur Vermeidung xmrichtiger Anwendung mit der größten Sorgfalt 
verfahren wird. Bei Belsen nach Kur- und Erholungsorten ist der Zweck der 
Beise genau zu bezeichnen; handelt es sich um eine Beiseziel, das nicht ohne 
weiteres als Kurort erkennbar ist, so ist der Ausweis mit einer Begründung 
zu versehen, die keinen Zweifel darüber läßt, daß es sich um eine Erholungs- 
reise handelt. 



Ansffthrirag des Gesetzes, betr. die Bekämpf ong übertragbarer Krank- 
heiten vom 28. August 1905. Verfügung des KönigL Begiernngs- 
präsidenten zu Minden vom 81. Dezember 1905 — HM. 2518 — 
an sämtliche Herren Landräte (a) und Kreisärzte (b) des Bezirics. 

a. In einem der nächsten Stücke des Amtsblattes werden das Gesetz, 
betreffend die Bekämpfong übertragbarer Krankheiten vom 28. August 1905 
(G.S. S. 878), das am 20. Oktober 1905 in Kraft getreten ist, und die Aus- 
führungsbestimmungen des Herrn Ministers der geistlichen, Unterrichts- und 
Medizinalangelegenheiten vom 7. Oktober 1905 veröffentlicht werden. Ein 
Sonderabdruck wird Ihnen nach Herstellung zugehen. 

Indem ich auf die genaue Beachtung dieser Vorschriften, die jetzt in 
Verbindung mit dem Beichsgesetze vom 80. Juni 1900 (B.G.BL S. 806) und 
den durch die Beschlüsse des Bundesrats vom 8. Juli 1902 und 28. Januar 
1904 festgestellten Anweisungen zur Bekämpfung der Pest, dejc^ Cholera, der 
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Pocken, des Fleckfiebers and des Aassatzes für die Bekämpfang ansteckender 
Krankheiten maßgebend sind, hinweise, bemerke ich, daß es darchaas nötig 
erscheint, Sonderabdrttcke der Veröffentlichung nicht nur für die Polizeib^örden, 
sondern auch für sämtliche Gemeindevorsteher uud Mitglieder der Gesundheits- 
kommissionen beschaffen zu lassen. 

Im einzelnen bemerke ich folgendes: 

1. Die Polizeiverordnung, betreffend Maßregeln gegen die Verbreitung 
ansteckender Krankheiten vom 21. Januar/ 29. September 1899 nebst Aus- 
fOhrungsanweisung vom 12. Mai 1899 (Amtsblatt S. 85/310) ist durch das 
Gesetz aufgehoben. 

2. Zu § 4. Gemäß den Ausführunesbestimmungen werde ich die Karten- 
briefe herstellen lassen und den Bedarf für etwa 1 Jahr übersenden, einen 
Teil mit, den anderen ohne Ablösungsstempel, letzteren zur Benutzung im 
Ortsyerkehr, soweit sie nicht durch Aerzte oder ärztliches Hilfspersonal eriolgt. 
Die Kosten dafür ersuche ich, von den Polizeibehörden einzuziehen und durch 
Vermittelung der Kreiskasse an die Begierungshauptkasse abzuführen. 

Die Ortspolizeibehörden haben die Karten vor ihrer Weiterverteilung an 
die Aerzte usw. mit dem Dienststempel zu bedrucken. 

Die Zahl der für das folgende Jahr nötigen Kartenbriefe ist mir in Zu- 
kunft bis zum 15. Norember j. Js. anzuzeigen. 

Bis zur Lieferung der Kartenbriefe sind die alten Postkarten zu benutzen, 
Ton denen Ihnen inzwischen eine Anzahl zugesandt sein wird. 

3. Noch zu 8 4. Die Ortspolizeibehörden haben für jede der anzeige- 
pflichtigen Elrankheiten eine Liste nach dem Muster der Anlage 2 der Aus- 
führungsbestimmungen zu führen. 

1. Zu §§ 5, 7 und 11. Von dem epidemischen Ausbruch einer der im 

LI des Gesetzes nicht aufgeführten übertragbaren Krankheiten, z.B. Masern, 
Auenzaj Schälblasen, Keuchhusten. Syphilis usw., ist mir ungesäumt Anzeige 
unter Beifügung eines Berichtes des Kreisarztes zu erstatten. 

5. Zu § 6. Von den Krankheits- usw. -Anzeigen haben die Polizei- 
behörden dem Kreisarzt unter üebersendung der Kartenbriefe in ür- oder Ab- 
schrift sofort Mitteilung zu machen. 

Da die Bestimmungen der §§ 6—10 des Beichsseuchengesetzes auch auf 
Verdachts fälle Ton K&dbettfieber und Typhus, obwohl diese nicht anzeige- 
pflichtig sind, Anwendung flnden, haben die Polizeibehörden die Kreisärzte 
sofort zu benachrichtigen, wenn sie, gleichgültig auf welchem Wege, von 
solchen VerdachtsfMlen Kentnis erhalten. 

6. Noch zu § 6. Der Kreisarzt stellt dann in den ersten Fällen der in 
§ 1 genannten Krankheiten, abgesehen von Diphtherie, Kömerkrankheit und 
Scharlach, die Torgeschriebenen Ermittelungen an und beantragt nötigenfalls 
bei der Polizeibehörde die erforderlichen Sdiutzmaßregeln, wobei ich herror- 
hebe, daß Erkrankungsfälie, in welchen Verdacht auf Kindbettfleber, Eückfall- 
fleber, Typhus und Botz vorliegt, bb zur Beseitigung dieses Verdachts wie 
die Krankheiten selbst zu behanaeln sind, und daß bei Typhus- oder Eotz- 
yerdacht eine Oeffnung der Leiche polizeilich angeordnet werden kann, in- 
soweit der beamtete Arzt dies zur Feststellung der Krankheit für erforder- 
Hch hält 

7. Noch zu § 6. üm die Vornahme der Ermittelung und Feststellung 
der ersten Fälle yon Diphtherie, Kömerkrankheit und Scharlach, sofern sie 
nicht Ton einem Arzt angezeigt sind, haben die Polizeibehörden ebenfalls in 
erster Linie den Krebarzt zu ersuchen; ein anderer Arzt ist nur dann damit 
zu beauftragen, wenn dadurch eine Kostenersparnis eintritt. Das Ergebnis 
der Ermittelungen ist im letzteren Falle sofort dem Kreisarzt mitzuteilen, 
damit dieser £e etwa erforderlichen Maßregeln in Vorschlag bringen kann. 

8. Noch zu § 6. Nach der ersten Feststellung einer Kranlmeit sind 
bei weiteren Fällen yon dem Kreisarzt Ermittelungen nur im Einverständnis 
mit dem Landrat, in Stadtkreisen der Polizeibehörde, und nur soweit yorzu- 
nehmen, als dies erforderlich ist, um die Ausbreitung der Krankheit örtlich 
und zeitlich zu verfolgen. 

In Ortschaften mit mehr als 10000 Einwohnern, in welchen eine Seuche 
bereits festgestellt ist, haben diese Ermittelungen und Feststellungen jedoch 
auch dann zu geschehen, wenn Erkrankungs- oder Todesfälle in einem räum- 
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lieh abgegrenzten, bis daliin yerschont gebliebenen Teile der Ortschaft Tor- 
kommen. 

9. Noch za § 6. Sofern Ermittelungen Aber jeden einzelnen Erankheits- 
oder Todesfall an einer bestimmten Krankheit, z. B. T^hos, nötig erscheinen, 
ist mir sofort Anzeige za erstatten, damit ich in dieser Eichtling Anordnung 
treffen kann. 

BetrefEs der Feststellung der Wochenbettfieberfälle yerbleibt es bei der 
bisherigen Anordnung der kreisärztlichen Dienstanweisung (§ ^7), wonach bei 
jedem derartigen Fafi yon dem Kreisarzt die erforderlichen Ermittelungen an- 
zustellen sind. 

10. Noch zu § 6. Fflr Ortschaften und Bezirke, welche yon Milz brand, Botz, 
Buhr oder Typhus befallen sind, kann durch PoUzeiyerordnung die allgemeine 
Leichenschau durch einen Arzt angeordnet werden. Sobald die Notwendigkeit 
dieser Maßregel eintreten sollte, ist mir Bericht zu erstatten. Da für die 
Städte mit Aber 2000 Einwohnern im Begierungsbezirke die Leichenschau 
schon eingeführt ist, würden nur die übrigen Gemeinden in Frage kommen. 

11. Zu § 8. Lidem ich bezüglich der Schutzmaßregeln auf § 8 des 
Gesetzes und die Ausführungsbestimmungen yerweise, bemerke ich nur, daß 
ich rechtzeitigen Bericht erwarte, sofern es nötig erscheint, für Personen die 
Meldepflicht yorzuschreiben, die aus Orten zureisen, in denen Körnerkrankheit, 
Bückfallfieber oder Typhus ausgebrochen ist. 

12. Noch zu S 8. Von der Kennzeichnung der Wohnungen oder Häuser, 
in denen an Bückfailfieber oder Typhus Erkrankte sich befinden, ist nur in 
dringenden Fällen Gebrauch zu machen, um eine Beunruhigung der Beyölkerung 
zu yermeiden. 

18. Zu § 18. Sollen — abgesehen yon dem in Nr. 7 (Schlußsatz) er- 
wähnten Falle — an Stelle der beamteten Aerzte im Falle ihrer Behinderung 
oder aus sonstigen dringenden Gründen zur Bekämpfung übertragbarer Krank- 
heiten andere Aerzte zugezogen werden, so ist ein entsprechender Antrag, 
eytL telegr^hisch, bei mir zu stellen. 

14. Zu § 21. Die Wahl yon Sachverständigen durch den Kreisausschuß 
zur Abschätzung der zu yemichtenden oder zu desinfizierenden Gegenstände 
ist alsbald in die Wege zu leiten. Es empfiehlt sich, für jede Stadt und jedes 
Amt mehrere Sachverständige, zu denen auch Frauen gewählt werden können, 
zu bezeichnen. Ihre Verpfiichtung erfolgt vor ihrer ersten Heranziehung zu 
einer Abschätzung durch die Polueibehörde, der die Namen gleich nach der 
Wahl mitzuteilen sind. 

Die Forderungsnachweise der Aerzte über Ermittelungen bei Diphtherie, 
Kömerkrankheit und Scharlach sind mir mit der yorgeschriebenen Bescheinigung 
und nach Prüfung durch den Elreisarzt zum 10. Tage jedes Kalenderyiertel- 
jahres einzureichen. 

Die Kreisärzte haben die durch ihre Inanspruchnahme in solchen Fällen 
enstehenden Kosten an Tagegeldern und Beisekosten in den monatlich ein- 
zureichenden Forderungsnaahweisen über Tagegelder und Beisekosten auf- 
zunehmen. 

16. Zu § 27. Die Gemeinde- und die Gutsyorsteher sind anzuweisen, 
Erstattungsansprüche gemäß § 27 des Gesetzes mit den zugehörigen Unter- 
lagen sogleich nach Schluß des Bechnungsjahres dem Vorsitzenden des Kreis- 
ausschusses einzureichen, der baldtunlichst einen Beschluß über die teilweise 
Erstattung der Kosten durch den Kreis herbeizuführen hat. Ist die Erstattung 
erfolgt, so sind die gesamten Unterlagen mit dem Antrage auf Erstattung der 
Hälfte der gezahlten Summe mir zum 1. Juni j. Js. yora^egen. 

Wird gegen einen Kreis yon einer Gemeinde Klage im Verwaltunes- 
streityerfahren gemäß § 27 des Gesetzes erhoben, so hat der Kreis die Beila- 
dung des Begierungspräsidenten als Vertreter des Fiskus zu beantragen. 

17. Die in £eser Verfügung bezeichneten Sonderabdrücke und Formu- 
lare sind yon der Hof buchdruckerei von J. C. C. Bruns in Minden zu folgen- 
den Preisen zu beziehen: 

a. Sonderabdruck des Preußischen Gesetzes yom 28. August 1905 nebst 
Ausführungsbestimmungen 1 Stück 0,25 M., 10 Stück 2,80 Mk., 100 Stück 
20,00 M., 

b. Formulare zu Listen für Polizeibehörden (Anlage 2 der Ausführung»- 
bestimmungen) 100 Stück 2 M., 1000 Stück 16 M. 
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c Formulare za den Nachwelsungen fttr die Kreisärzte (Anlage 8 der Aos- 
führnngsbestimmongen) 100 Bogen 2 M., 1000 Bogen 16 M. 
1 Abdruck der Ansltthrangsbestimmangen und die nötige Anzabl Ueber- 
drücke dieser Verfügung sind angescblossen. 

b. Abschrift übersende ich anter Beifügung eines Exemplars der Aos- 
führnngsbestimmongen znr Beachtung mit folgenden Bemerkungen: 

1. Ein Sonderabdruck des Gesetzes vom 28. August 1905 und der Aus- 
führungsbestimmungen dazu wird Ihnen später übersandt werden. 

2. Die Kreisärzte haben ebenfalls Listen nach Muster der Anlage 2 der 
Ausführungsbestimmungen und außerdem zur fortlaufenden üebersiimt über 
das Auftreten der ansteckenden Krankheiten in den einzelnen Ortschaften Zu- 
sammenstellnnffen nach dem anliegenden Formular zu führen, in welche 
wöchentlich die Zahl der gemeldeten Krankheits- und Todesfälle an den 
einzelnen Krankheiten, nach Gemeinden getrennt, eingetragen wird. Die 
Krankheits- und Todesfälle werden in dieses Formular zweckmäßig mit ver- 
schiedenfarbiger Tinte eingetragen. Formulare dazu sind ebenfalls von J. C. 
C. Bruns in Minden zum Preise von 1 M. für 25 Bogen zu beziehen. 

8. Zu § 4. Von dem epidemischen Auftreten einer der im § 1 genannten 
übertragbaren Krankheiten ist mir in den Fällen sogleich Anzeige zu erstatten, 
wenn es sich empfiehlt, durch öffentliche Bekanntmachungen die gesetzlicJie 
Anzeigepflicht in Erinnerung zu bringen und Belehrungen über das Wesen, 
die Verhütung und Bekämpfung der Krankheit zu veröffentlichen oder zu 
verteilen. 

4. Zu §§ 5, 7 und 11. Auch von dem epidemischen Ausbruch einer der 
im § 1 des (Gesetzes nicbt aufgeführten übertragbaren Krankheiten, z. B. 
Masern, Influenza, Schälblasen, Keuchhusten, Syphilis usw. ist mir sofort 
Berieht zu erstatten, in dem nötigenfalls vorzuschlagen und zu begründen ist, 
welche Maßregeln etwa beim Staatsministerium zu beantragen sein werden. 

6. Zu § 6. Ebenso ist mir Anzeige zu erstatten, sofern Ermittelungen 
über jeden einzelnen Krankheits- und Todesfall an einer bestimmten Krank- 
heit, z. B. Typhus usw., oder die Anordnung der allgemeinen Leichenschau 
für Orte, in denen Milzbrand, Botz, Buhr oder Typhus herrschen, nötig er- 
scheinen. 

Betreffs Feststellung der Wochenbettfleberfälle verbleibt es bei der 
bisherigen Anordnung der Dienstanweisung (§ 57), wonach bei jedem der- 
artigen Fall von dem Kreisarzt die erforderlichen Ermittelunfi^en anzustellen sind. 

6. Zu § 8. Dasselbe gilt, wenn es notwendig wird, für Personen die 
Meldepflicht vorzuschreiben, £e aus Orten zureisen, in denen Kömerkrankheit 
Büdäallfieber oder Typhus ausgebrochen ist 

7. Zu § 29. üm übersehen zu können, welche Anordnungen zur Aus- 
führung des § 29 des Gesetzes zu treffen sind, ersuche ich um einen Beridit 
zum 1. Mai 1906 darüber, ob die Zahl und Beschaffenheit der vorhandenen 
Beobachtungs- und Absonderungsräume, ünterkunftsstätten für Kranke, Des- 
infektionsapparate, Beförderungsmittel für Kranke und Verstorbene, Leichen- 
räume usw. ausreicht, oder welche Maßnahmen zu ihrer Bereitstellung an- 
zuordnen sein werden. 

Abdrücke der hier gefertigten wöchentlichen Zusammenstellungen über 
die gemeldeten Krankheits- und Todesfälle werden Ihnen auch fernerhin 
zugehen. 

Die Berichte Nr. 8—7 sind mir durch die Hand des Landrats, in Biele- 
feld durch die Hand der Polizeiverwaltung einzureicben. 



Ausf&hrung des Gesetzes, betrelTend die übertragbaren Krankheiten, 
vom 28. August 1905. Verfügung des Königlichen Eegierungs- 
präsidenten in Lüneburg vom 80. November 1905 an sämtliche 
Polizeibehörden (A) und Kreisärzte (B) des Bezirks. 

A. Zur gleichmäßigen Durchführung des Gesetzes, betreffend die Be- 
kämpfung übertragbarer Arankheiten, vom 28. August 1905 und den dazu 
ergangenen ministeriellen Ausführungsbestimmungen vom 7. Oktober 1905 ordne 
ich folgendes an: 

Zu § 2« Auf die Führung einer besonderen Liste für jede ansteckende 
Krankheit ist besonderer Wert zu legen. Ich ersuche dafür ^'^®(^(^^^(^ 
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daß diese Listen nach dem Torgeschriebenen Master (Anlage 2 zu den Ans* 
ffthmngsbestimmangen) angelegt nnd fortlaufend geführt werden. Die dazu 
erforderlidien Formalare sind im Bachhandel erschienenond können zum 
Preise yon 1 Mark für 25 Bogen bezw. 8,50 Mark für 100 Bogen bezogen 
werden. 

Zu §§ 5^ 7 and 11« üm von dem epidemischen Aaftreten von ttbertrag- 
baren Krankheiten, die nach § 1 der Meldepflicht nicht unterliegen, wie z. B. 
Masern, Eeuchhosten and dergL tunlichst bald Kenntnis zu erlangen, ist be- 
sonderer Wert darauf zu legen, daß die Vorsteher yon Schulen, bei ein- 
klassigen Schulen die Lehrer der ihnen durch die Anweisung zur Verhütung 
ansteckender Krankheiten durch die Schulen vom 14. Juli 1884 auferlegten 
Verpflichtung, von jeder Ausschließung eines Kindes vom Schulbesuch wegen 
ansteckender Krankheit der Ortspolizeibehörde sofort Anzeige zu machen, ge- 
wissenhaft nachkommen. 

Ich habe die Königliche Begierung, Abteilung für Kirchen- und Schul- 
wesen, ersucht, die betreffende Bestimmung in Erinnerung zu bringen. 

Ich ersuche die Polizeibehörden, dem Kreisarzt auch von jeder auf diese 
oder anderen Weise zu ilirer Kenntnis kommenden Erkrankung an einer an- 
steckenden, nach § 1 nicht meldepflichtigen Krankheit ungesäumt Kenntnis zu 

Sehen. Die Kreisärzte sind angewiesen, mir bei epidemisdiem Ausbruch einer 
erartigen Krankheit das Erforderliche zu berichten. 

Zu § 6. Zur Ermittelung und Feststellung der ersten Fälle von Diph- 
therie, Kömerkrankheit und Scharlach, soweit sie nicht Ton einem 
Arzte angezeigt sind, empfiehlt es sich in der Bogel den Kreisarzt heran- 
zuziehen, wie das nier bislang allgemein üblich war. 

Bei den von einem Arzte angezeigten Fällen sind ohne weitere Fest- 
stellung die erforderlichen Schutzmaßregeln nach dem Vorschlage des Kreis- 
arztes anzuordnen. Sofern bcd Diphtherie und Scharlach Zweifel darüber ent- 
stehen, ob eine ausreichende Absonderung in der Wohnung sicher gestellt oder 
die üeberführung in eine Krankenanstalt erforderlich ist, ist der Kreisarzt zu 
einer amtlichen Untersuchung an Ort und Stelle zu yeranlassen (§ 8, 1 und 8). 

(Abs. 8 und 4, betreffend Einreichung der Wochennachweisungen in- 
zwischen durch Ministerial-Erlnß yom 5. Januar 1906 ersetzt) 

Zu § 8 in. Auf eine ausreichende Absonderung kranker und krankheits- 
yerdächtiger Personen, soweit sie nach dem Gesetz zulässig ist, ist überall 
mit größerer Strenge zu halten, ab es bisher im allgemeinen üblich gewesen 
ist. Als ausreichend kann eine Absonderung nur dann gelten, wenn der Kranke 
derart untergebracht ist, daß er mit anderen als den zu seiner Pflege be- 
stimmten Personen, dem Arzt und dem Seelsorger nicht in Berührung kommt, 
und eine Verbreitung der Krankheit tunlichst ausgeschlossen ist. Werden in 
der Behausung des Kranken die zum Zwecke einer genügenden Absonderung 
erforderlichen Einrichtungen nicht getroffen bezw. können sie nicht getroffen 
werden, so ist die üeberführung in ein geeignetes Krankenhaus oder anderen 
geeigneten ünterkunftsräumen in Erwägung zu ziehen. 

Zu § 8 XI. Ich weise besonders darauf hin, daß bei allen unter das 
Gesetz fallenden Krankheiten mit Ausnahme yon Tollwut, Fleisdi-, Fisdi- und 
Wurstyergiftung und Trichinose, sowohl eine während der Dauer der Krankheit 
fortlaufende Desinfektion der Ausscheidungen der Kranken, ihrer Wäsche, 
Kleidung und persönlicher Gebrauchsgegenstände, als auch nach der (Genesung 
oder dem Tode des Kranken oder nach seiner üeberführung in eine Kranken- 
anstalt die sogenannte Schlußdesinfektion des Krankenraumes bezw. der Woh- 
nung regelmäßig anzuordnen, und ihre peinliche Durchführung nach 
Maßgabe der Desinfektionsanweisung (Anlage 5) in geeigneter Weise zu über- 
wachen ist. Auch bei allen Todesfällen an Lungen- und Kehlkopftuberkulose 
ist eine Desinfektion des Krankenzimmers bezw. der Wohnung reg^mäßig 
anzuordnen. 

Zur Ausführung der erstgenannten Desinfektion sind bero&mäßige 
Krankenpflegerinnen, auf deren Heranziehung zur Pflege ansteckender Kranker 
tunlichst hinzuwirken ist, besonders geeignet, während zur Ausführung der 
Schlußdesinfektion ausgebildete Desinfektoren in genügender Zahl bereit zu 
stellen sind. ^ 
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Za § 25. Ich mache darauf aufmerksam, daß auch die Medizinal- 
beamten/) falls sie lediglich zur Feststellung von Diphtherie, EOmerkrankheit 
oder Scharlach gemäß § 6, Abs. 4 des Gesetzes zugezogen sind, gemäß § 2 der 
Gebührenordnung für approbierte Aerzte pp. vom 15. Mai 1896 nach den 
niedrigsten Sätzen zu liquidieren haben. 

Die gesammelten und mit der yorgeschriebenen Bescheini- 
gung versehenen Liquidationen sind mir durch die Landräte bis zum 
15. Tage jedes Kalendervierteljahres einzureichen. Vakatanzeige ist nicht er- 
forderlich. 

Handelt es sich bei der Zuziehung der Medizinalbeamten bei Diphtherie 
und Scharlach zugleich um eine FeststeOnng gemäß § 8, 1 und 8 des Gesetzes 
(Feststellung einer ausreichenden Absonderung in der Wohnung), also um eine 
amtliche Beteiligung, so haben sie noch die ihnen sonst zustehenden Sätze in 
der gewöhnlichen Weise zu liquidieren. 

Zu § 29 und 80. Ich ersuche die Herren Landräte festzustellen, inwie- 
weit jede ihrer Eommunalaufsicht unterstehenden Gemeinde die zur Bekämpfung 
übertragbarer Krankheiten notwendigen Einrichtungen, im besonderen BeokP- 
achtungs- und Absonderungsräume, ünterkunftsstätten für Kranke, Desinfektions- 
apparate für Formalin und Dampfdesinfektionsapparate, sonstige Ausrüstungs« 
gegenstände für Desinfektoren, desinfizierbare Krankentransportwagen, Bäume 
zur Unterbringung von Leichen usw. zur Verfügung stehen, und in Gemeinschaft 
mit dem Kreisarzt zu prüfen, welche dieser Emrichtungen eyent. noch für 
erforderlich zu erachten sind. Es sind dann wegen Beschaffung der noch 
fehlenden Einrichtungen zunächst Verhandlungen mit den Kreisen zu pflegen, 
üeber das Ergebnis der Feststellungen und Verhandlungen ersuche ich, mir 
bis zum 1. Juli n. J. zu berichten. 

Gleichzeitig ersuche ich, Sorge zu tragen, daß in jedem Kreise eine dem 
Bedürfnis entspr^ende und dabei ausreichend beschäftigte Anzahl geprüfter 
und öffentlich bestellter Desinfektoren yorhanden ist, welche die polizeilich 
angeordneten Schlußdesinfektionen nach einer festzusetzenden Taxe auszuführen 
haben. Besondere Kosten werden aus der Bestellung yon Desinfektoren nicht 
erwachsen, da sie die Kosten der Teilnahme an einem Kursus in Hannoyer 
eyent. selbst zu tragen haben würden. Die Desinfektoren sind darauf hinzu- 
weisen, daß sie bezüglich ihrer Desinfektionstätigkeit der Aufsicht des Kreis- 
arztes unterstehen und sich auf Erfordern einer Nachprüfung durch denselben 
zu unterwerfen haben. 

Auch über das in dieser Beziehung Veranlaßte ersuche ich gleichzeitig 
zu berichten. 

Bezüglich der Städte ersuche ich die Polizeidirektionen und Magistrate 
dieselben Feststellungen zu treffen und mir gleichfalls bis zum 1. Juli n. J. zu 
berichten. Die kreiseingesessenen Städte werden sich zweckmäßiger Weise an 
den Veranstaltungen der Kreise beteiligen. 

Die Berichte sind yor ihrer Absendung dem Kreisarzte, dessen etwaige 
Aeußening beizufügen ist, zur Kenntnisnahme yorzulegen. 

B. Abschrift zur Kenntnisnahme und Nachachtung. 
Im übrigen weise ich noch auf folgendes besonders hin : 
Zu § 2. Ich erwarte, daß auch yon den Kreisärzten über jede über- 
tragbare Krankheit, wie bisher, eine besondere Liste geführt wird, und zwar 
yom 1. Januar n. J. an nach dem für die Polizeibehörden yorgeschriebenen 
Muster. 

Zu § 5y 7 und 11. Beim epidemischen Ausbruch einer im § 1 des Ge- 
setzes nicht aufgeführten übertragbaren Krankheit ersuche ich, mir tunlichst 
bald über ümfang und Charf^er der Epidemie ausführlich zu berichten und 
sich dabei darüber zu äußern, eb es angezeigt erscheint, die yorübergehende 
Ausdehnung der Anzeigepflicht und der Bestimmungen über Ezmittelung und 
Bekämpfung übertragbarer Krankheiten auf die betreffende Krankheit zu 
beantragen. 

Zu § 6. Die Bestimmung, daß nach Feststellung der ersten Fälle 
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weitere Ermittelungen an Ort und Stelle nnd im Einvernehmen mit dem Land- 
rat, in Stadtkreisen mit der Polizeidirektion yorznnehmen sind, ist sorgföltig 
zu beachten. BaB dies im einzelnen Falle geschehen ist, ist in den Beise- 
kosten-Liqoidationen ersichtlich zu n\achen. hsk Interesse eines gnten Einver- 
nehmens mit den praktischen Aerzten ist streng darauf zu halten, daß der 
behandelnde Arzt von Ihrer Absicht seinen Kranken aofzosnchen, so zeilig in 
Kenntnis gesetzt wird, daß er sich spätestens gleichzeitig mit Ihnen in der 
Wohnung des Kranken einzufinden vermag. 

Bei den anzostellenden Ermittelangen ersuche ich, eine nach Lage des 
Falles zur Aufklärung erforderliche bakteriologische Untersuchung aus äußeren 
Qrttnden niemals zu unterlassen. Zur AusfUhrung bakteriologischer Unter- 
suchungen, soweit sie nicht von Ihnen selbst vorgenommen werden, empfehle 
ich in erster Linie die hygienischen Universitäts - Institute in Güttingen und 
Kiel heranzuziehen. 

Von der Ihnen Erteilten Ermächtigung, bei Gefahr im Verzuge die zur 
Verhtttung der Verbreitung der Krankheit zunächst erforderlichen 
Maßregeln schon vor dem Einschreiten der Polizeibehörde selbst anzuordnen, 
ersuche ich Sie in allen geeigneten Fällen GFebrauch zu machen. Zu diesen 
sofort erforderlichen Maßregeln sind in erster Linie zu rechnen: Anordnung 
einer wirksamen Absonderung, sowie der fortlaufenden Desinfektion der Ab- 
gänge der Kranken etc., die Begelung des Vertriebes von Gegenständen, welche 

geeignet sind, die Krankheit zu verbreiten, z. B. Lieferung von Milch an 
ammelmolkereien, die Ausschließung der Kinder vom Schulbesuch etc. 

Das dabei zu beobachtende Verfahren ist genau nadi § 8 des Gesetzes 
betreffend die DienststeUung des Kreisarztes einzurichten. 

(Abs. 5, betreffend Wochen -Nachweisungen, inzwischen ersetzt durch 
Ministerial-Erlaß vom 6. Januar 1906.^ 

Zu § 8. Bei den den Polizeibehörden vorzuschlagenden Schutzmaßregeln 
sind in jedem Falle die Absätze 1—8 der Ausftthrungsbestimmungen zu § 8 
sorgfältig zu beachten. Die während der Dauer der Erkrankung und nach 
Abschluß derselben erforderlichen Desinfektionsmaßregeln sind regelmäßig 
in Vorschlag zu bringen. 

Zu § 29 und 80. An den Verhandlungen über die Beschaffung der zur 
DurchfOhrune der Schutzmaßregeln erforderlichen Einrichtungen ersuche ich 
Sie, sich auf Erfoxdem zu beteiligen. Die vorhandenen oder noch zu be- 
stellenden Desinfektoren ersuche ich regelmäßig in geeigneter Weise zu über- 
wachen und gelegentlich bei der Ausführung einer Desinfektion zu kontrollieren. 

Im Laufe des Jahres 1906 sind stotliche Desinfektoren einer Nach- 
prüfung zu unterwerfen, in welcher sie sich im besonderen über die Kenntnis 
der Desinfektionsvorschriften (Anlage 5 zu den Ausführungsbestimmungen) 
auszuweisen haben. Ueber das Ergebnis der Nachprüfungen ersuche idh, mir 
einen Bericht unter Beifügung eines namentlichen Verzeichnisses der Des- 
infektoren bis zum 1. Februar 1907 einzureichen. 



B. Könlfl^eiolt Bayern. 

Bakteriologischer Kurs im Jahre 1906. Bekanntmachung des 
KönigL Staatsminiseriums des Innern vom 21. Januar 1906. 

Das KOnigl. Staatsministerium des Innern wird im Einverständnis mit 
dem KOnigL Staatsministerium des Innern für Kirchen- und Schulangelegen- 
heiten im Jahre 1906 16 Aerzten, welche die Prüfung für den ärztlichen 
Staatsdienst bestanden haben, in Bayern ihren Beruf auszuüben, aber nicht in 
einer der 8 Universitätsstädte Bayerns wohnen, Aversalbeträge von je 250 IL 
bewilligen, um ihnen die Teilnahme an dem bakteriologischen Kurs zu er- 
leichtem, welcher vom 8. bis 20. Oktober 1. J. im hygienischen Institut der 
Universität München abgehalten wird. 

Amtsärzte und praktische Aerzte, welche sich um solche Aversalbeträge 
bewerben wollen, haben ihre Gesuche bis zum 1. März 1906 beim Königlichen 
Staatsministerium des Innern einzureichen, die Einsendung von Belegen aber 
zu unterlassen. 

Verantwortl. Redakteur : Dr. Ra p mn n d , Reg.- n. Geb. Med.-Rat in Minden i. W. 
J. 0. C. Bnma, F.tnogL Säch«. o. F. 8ch.-L. Hofbuchdrockertl in Minden. 
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Nr. 4 20. Februar, 1906. 



Rechtsprechung. 

Ein infolge unterlassener Einholung genügender tatsilchlicher 
Unterlagen abgegebenes sachwidriges Gutaehten einer ärstlichen Sach- 
Terstftndigenkommission ist nicht als massgebend anzusehen, selbst wenn 
es nach dem mit der PrlTat-UnfallTersichernngsgesellsehaft abgesclüossenen 
Yersicherungsrertrage für beide Teile reehtskrftftig bindend sein soll. 
Urteil des Beichsgerichts (VII. Z.-S.) rom 17. November 1905. 

Der Kläger ist bei der Beklagten gegen die Folgen körperlicher Unfälle 
versichert gewesen und erlitt durch Umknicken des rechten Fußes einen 
&iOchelbrudi. Die Beklagte verweigerte die Zahlung der vom Kläger auf 
Grund des § 12 der aUgemeinen versicherungbedingungen beanspruchten 
dauernden Invaliditätsrente unter Berufung auf § 15 dieser Yersicherungs- 
bedmgungen, der bestimmt, daß über die Frage, ob und in welchem Grade 
die Invalidität als Unfallsfolge eingetreten ist, sofern eine Einigung zwischen 
dem Versicherten und der Gesellschaft nicht erzielt werden kann, eine besondere 
Schätzungskommission zu entscheiden hat. Der Ausspruch der Kommission 
ist fttr beide Teile „rechtskräftig bindend und es Stent keinem der beiden 
Teile der Bekurs offen''. Diese Kommission hat in ihrem Gutachten mit 
zwei Stimmen gegen eine dahin entschieden: „Obgleich nach unserer Ueber- 
zeuffung eine dauernde Invalidität nicht vorliegt, so bestehen doch augen- 
blicklich bei Herrn H. noch Behinderungen in der Gebrauchsfähigkeit (des 
Beines), welche in der Starrheit der Narbe und im Bandapparat des Fuß- 
gelenkes liegen mOgen. Die hieraus resultierende Bewegungsstörung kann 
aber bei der vorzüglichen Heilung des KnOchelbruches nach allgemeber Er- 
fahrung nur eine vorübergehende sein, und wird nach unserer Deberzeugung 
bei dem regelmäßigen Gebrauch des Beines im Verlaufe von höchstens zwd 
Jahren vollständig verschwunden sein. Zur Zeit ist das Bein in seiner Ge- 
brauchsfähigkeit um 83Vt ^lo beschränkt. Auf Grund dieses Ausspruchs 
beharrte die Beklagte auf ihrer Weigerung, weitere Zahlungen zu leisten. 
Der Kläger erhob hiergegen Klage, £e sowohl vom Landgericht, als vom 
Oberlandesgericht abgewiesen wurde, obwohl der von dem letzten als Sach- 
verständiger gerichtlich vernommene Prof. Dr. v. B. sein Gutachten dahin ab- 
gab, daß der Kläger durch den Unfall in seiner Erwerbsfähigkeit dauernd, 
das heißt voraussichtlich lebenslänglich beeinträchtigt sein wtlrde; zwar sei 
der äußere KnOchel vorzüglich geheilt, der innere EjiOchel sei aber nur mangelhaft 
gehdlt. Das Beichsgericht hat dies Urteil aus folgenden Gründen aufgehoben : 

Es ist zunächst nicht zu bezweifeln und wird auch vom Berufungs- 
richter nicht verkannt, daß der Spruch, rein objektiv betrachtet, ein durchaus 
sachwidriger ist. Der Berufungsrichter selbst stellt fest, daß der Kläffer in- 
folge des erlittenen Unfalls dauernd in seiner Erwerbsfähigkeit beschränkt ist. 
Er beruht auch auf objektiv falschen tatsächlichen Voraussetzungen ; denn die 
Kommission gelangte zu ihrem Spruch auf Grund der Annalune, daß der 
Knöchelbruch „vorzüglich'* geheilt sei, während nach der Feststellung des 
Berufungsrichters zwar der äußere KnOchel vorzüglich, der innere aber mangel- 
haft geheilt und eine KlumpfußsteUung zurückgeblieben ist. Der Spruch ist 
audi in seinen Folgen ein objektiv offenbar unbilliger, da bei Zugrundelegung 
sdnes Inhalts dem Kläger der Anspruch auf eine Invaliditätsrente abzusprechen 
ist, während bei Zugrundelegung des wahren Sachverhalts ihm eine solche Bente 
zugesprodien werden muß. . . . Jedenfalls muß das zu einem völlig sach- 
widrigen Ergebnisse gelangende Gutachten der Kommission deshalb für un- 
verbindlich erachtet werden, weil die Unrichtigkeit hier bei einer gründlicheren 
Untersnehung dee Falles hätte vermieden werden können und ^ 
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lieh yermieden worden wäre. Demgegenttber kann es auch nicht in Betradit 
kommen, daß nach der Meinung des Geheimrats Dr. y. B. das Gutachten der 
Kommission nach den Begeln dar Kunst verfaßt ist Es würde mit der in 
Yersicheninffsangele^enheiten in besonderem Maße erforderlichen Wahrung von 
Trea und Giaaben nicht vereinbar sein, wenn man den § 15 der allgemeinen 
Yersicheningsbedingingen diüdn auslegen wollte, daß er dem Veiiicherten 
die Berofnng auf eine völlige und onvermeidlidi gewesene Unrichtigkeit des 
Gutachtens, die seinem sacUich wohlerworbenen Entschädigungsanspruch ent- 
gegensteht, deshalb verwehre, weil der inneren Unrichtigkeit die äußerlich 
einwandfreie Form des Ghitacktens nicht entspricht. Daß die Unriehti^eH 
eine vermeidliche war, ergibt sich aus folgenden Erwägunsen: Es kann 
nicht bezweifelt werden, daß bei eiBgehenderer Untersuchung des verletzten 
Gliedes die Klumpfußstellung hätte erkannt werden können, und daß diese 
Feststellung für die Frage von Bedeutung sein mußte, ob die Beschränkung 
der Gebrauchsfähigkeit des Fußes eine dauernde gewesen sein würde. Die 
Meinung des Sachverständigen v. B., der die Klumpfußstellunjg als vorhanden 
erkannt hat: es sei nicht nOtig, daß der eine Sachverständige bei der Unter- 
suchung genau desselbe sieht und feststellt, wie ein anderer, kann im vor- 
liegenden Falle nicht ausschlaggebend sein; denn da es sich hier um einen 
FuBknöchelbruch handelt, mußte gerade die Stellung des Fußes zu dem mit 
ihm durch den KnOchel verbundenen Bein von besonderer Wichtigkeit für die 
Beurteilung der Folgen des Bruches und deshalb der Gegenstand besonderer 
Beobachtung sein. Die irrige Annahme der Kommission, di& der Knöchelbruch 
vorzüglich geheilt seL wäre voraussichtlich vermieden worden, wenn der Kom- 
mission die von Dr. S. aufgenommenen Eöntgenbilder, an Stdle der ihr vor- 
gelegten, bereits früher aufgenommenen vorgelegen hätten. Die letzteren sind 
nadi dem Gutachten des Sachverständigen v. B. «sehr schlecht", sodaß er aus 
ihnen nicht, vielmehr erst aus den später aufgenommenen, die mangelhafte 
Heilung des Bruches erkennen konnte. Waren die vorgelegten Bilder aber 
sehr schlechte, so konnte die Kommission beanspruchen, daß ihr vor Abgabe 
des Spruchs zunächst bessere Bilder, aus denen der Befund deutlicher zu er- 
kennen war, vorgelegt wurden. Dazu lag um so mehr Veranlassung vor, als 
das eine Mitglied der Kommission das Vorhandensein dauernder Invalidität 
annahm, den Bruch also nicht für vorzüglich geheilt erklärte. Wenn auch 
im allgemeinen die Kommission selbständig zu ermessen hat, ob das ihr vor- 
liegende Material zur sachgemäßen Entscheidung ausreicht, so kann doch nicht 
anerkannt werden, daß sie sich unter allen Umständen mit dem ihr vorliegende 
Material begnügen darf, und daß schon dadurch, daß sie weiteres lutenal 
nicht für erforderlich hält, der Einwand offenbarer Unbilligkeit wegen mangel- 
hafter tatsächlidier Grundlagen des Spruchs entkräftet wüd. 



Yoraussetiiuigeiiy unter denen der Streikbmek eines Antes M 
Streitigkeiten mit Krankenkassen einen Yerstess gegen die ftntlieke 
Standesehre begründet. Beschlüsse des Preuß. ärztlichen Ehren- 
gerichtshof es vom 9. Januar (a und b) und vom 14. April 1905 (c). 

a) Bei der ehrengerichtlichen Beurteilung des vorliegenden Falles war 
davon auszugehen: 

daß die KassenarztsteUen in X. infolge der von den ortsansässigen Aerzten 
ausgesprochenen Kündigung unbesetzt waren und daß der von Berlin nadi 
X. zugezogene Angeschuldigte zu den dortigen Aerzten und ihren auf die 
Verbesserung ihrer wirtschaftlichen Lage abseienden Vereinsbestrebungen 
in keiner ihn verpflichtenden Beziehung stand. 

Aus der ersten Tatsache folgt, daß von einer ehrengerichtlich strafbaren 
Eindrängung des Angeschuldigten in den Besitzstand seiner Beruf sgopowon 
keine Bede sein kann, da diese ihren Besitz selbst aufgegeben hatten. 

Die zweite Tatsache ergibt, daß eine Bestrafung des Angescbnldigtes 
aus dem Gesichtspunkt des ehrenrührigen Zuwiderhandelns gegen Veräi»- 
beschlüsse ausgeschlossen ist, da der Verein nur seine Mitglieder airf sehia 
Beschlüsse verpflichten, keinesfalls aber allgemein gültige, tMk für außerhalb 
seiner Grenze stehende Aerzte verbindliche Normen zu setzen berechtigt ist. 

Die ehrengerichtliche Bestrafung des Angeschuldigten ließe tidk hiemaffc 
nur dann rechtfertigen, wenn seine Handlungsweise unabhängig von üaem 
Wider«prueh gegen die örtlichen Verdnsbesehlüsse gegen die E^^^m|^* 
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Udm AiMtandot, deraii Beobtcktnng der § 8 das GFesetzes vom 25. Noyember 
1899 ▼OD jedem Arzte yerlangt, im allgemeinen rerstieße. ^nen solchen Ver« 
stoß nimmt das Ehrengericht an, indem es den Angeschuldigten des „Strreik* 
hracks* bezichtigt und ihm zum Vorwurf macht, er sei seinen im Kampfe mit 
den Kassen stehenden Kollegen „in den Btlcken gefallen''. Diese Aimassong 
des Elirengerichts ist jedoch rechtsirrtümlich nnd verstößt gegen die Grand- 
Is^en der &e Verhältnisse des ärztlichen Standes und seiner Mi^^ueder regelnden 
B^htsordnong. Der § 1 des Beichsgesetzes ttber die Freizttgigkdt vom 1. No- 
yember 1867 üi Verbindung mit Artikel 8 der Verfassung des Deutschen Beiches 
Tom 16. April 1871 gibt jedem Deutschen das Becht, innerhalb des Beichs- 
ge bietes an jedem Ort sich aufzuhalten oder niederzulassen, wo er dne eigene 
Wohnung oder ein Unterkommen sich zu yerschaffen imstande ist, an jäem 
Orte Ghrittdeigentum z« erwerben und Gewerbe zu betreiben. Der § 29 der 
Beichsgewerbeordnung femer bestimmt insbesondere, daß die Aerzte einer 
Appro^tion bedttrfen, und daß Personen, welche eine solche erlangt haben, 
innerludb des Beiches in der Wahl des Ortes, wo sie ihr Gewerbe betreiben 
wollen, nicht beschränkt sind. Bü Beachtung dieser reiclisgesetzlichen Be- 
stimmungen, welche der Auslegung des 8 3 des preußischen (Gesetzes bestimmte, 
nidit ttl^rschreitbare Grenzen ziehen, konnte dem Angeschuldigten nicht nur 
nicht yerwehrt werden, sich in X. niederzulassen, sondern es konnte ihm auch 
nidit untersagt werden, dort auf die Ausübung seiner Berufstätigkeit bezügliche 
entgeltliche Verträge zu schließen. Der Umstand, daß er einen solchen Vertrag 
•cfaloß, ist für sida allein nicht geeignet, die Grundlage seiner ehrengericht- 
lichen Verurteilung zu bilden. Die damit bekundete Abweichung des An- 
geschuldigten yon Anschauungen und Beschlüssen seiner dortigen Standes- 
genossen wäre für das ehrengerichtliche Verfahren nur dann yon Bedeutung, 
wenn das abweichende Verhalten an sich eine Verletzung der Standesehre 
darstellte. Daß aber die einzelnen Punkte des abgeschlossenen Vertrages oder 
die besonderen den Abschluß begleitenden Nebenumstände etwa gegen die bei 
dem Vertragsabschluß selbstyerständlich zu wahrenden besonderen Begeln des 
ärztlichen iuistandes, gegen die allgemeinen Gebote der Standesehre yerstoßen 
hätten und deshalb ein ehrengerichtliches Einschreiten begründet gewesen 
wäre, ist im yorliegenden Fall nicht dargetan. Die Vereinbarung eines Satzes 
yon 8 Mark pro Kopf im Kassenyertrag allein ist ehrengerichtlich nicht rügbar, 
da dieser Satz kein unwürdig niedriger ist und an anderen Orten als der 
kassenärztlichen Berufstätigkeit angemessen erachtet wird. 

Nach alledem hat der Angeschuldigte sich des standeswidrigen Ver- 
haltens nicht schuldig gemacht und war unter Aufhebung des Urteils erster 
Instanz kostenlos (§ 46 des Gesetzes) freizusprechen. 



b) Die Schutzbehauptung des Angeschuldigten, er sei, als er den Vertrag 
abschloß, nidit mehr Mitglied des Kr . . . eher Aerzteyereins gewsen, wird ohne 
weiteres widerlegt durch seinen Brief an den Vorsitzenden dieses Vereins yom 
29. Noyember 1908. Im Anfang dieses Briefes teilt er mit, daß er die Stelle 
fest angenommen habe. Er scmießt den Brief mit den Worten : „Zum Schlüsse 
erkläre ich Ihnen meinen Austritt aus dem Verein der Aerzte des Kreises Kr., 
da ich eine fernere Mitgliedschaft nicht für opiportun halte.*' Hieraus ergibt 
sich ohne weiteres, daß der Angeschuldigte Veremsmitglied gewesen ist. 

Ist dies aber festgestellt, so hat der Angeschul£gte durch den Abschluß 
des Kassenyertrages in M. den Bestimmungen der Satzungen des Kr . . . eher 
Aerzteyereins, auf welche er sich yerpflichtet hatte, zuwider gehandelt. Nach 
§ 11 der Satzungen sind für das Verhältnis zu Kassen im Kreise Kr. die yon 
der Bheinischen Aerztekammer aufgestellten Grundsätze maßgebend und gegen 
Nr. 1 und 12 dieser Grundsätze hat der Angeschuldigte yerstoßen. 

Indem er so dem Verein gegenüber sein Wort nicht hielt, handelte er 
standesunwürdig und hat die ehrengerichtliche Bestrafung yerwirkt. Bei Ab- 
messung der Strafe kam mildernd in Betracht, daß der Aerzteyerein recht lose 
organisiert war und der Angeschuldigte über seine Pflichten nicht ausreichend 
unterrichtet gewesen sein mag. Die Strafe des Verweises erschien deshalb 
ausreichend. 



c) Die Tatsache allein, daß die Angeschuldigten aus dem Aerzteyerein 
ausgetreten sind, kann ihre ehrengerichtlidie Bestrafung nicht begründen, da 
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eine Bedntr&chtiffiug der freien Entschließung durch Androhung ehrengericht- 
licher Folgen nidit zulässig erscheint Es kann lediglich in Frage kommen, 
ob die Angeschuldigten, ganz abgesehen von den B^rebungen des Vereins, 
dessen Gegner sie wurden, sich durch ihr Verhalten bei Abschluß der Verträge 
ehrengerichtlich strafbar gemacht haben. Das Einzige aber, was den An- 
geschuldigten zur Last gelegt werden kann, ist ihre abweichende Anschauung 
über die Notwendigkeit der Einführung freier AerztewahL Abgesehen 
davon, daß sie diese nicht durchführten, waren die von ihnen geschlossenen 
Verträge für die ehrengerichtliche Beurteilung dnwandsfrei. Diese abweichende 
Auffassung in einer unter den Aerzten selbst bestrittenen wirtschaftlichen Frage 
kann aber ehrengerichtlicher Beurteilung nicht unterliegen. Die Bekämpfung 
des Prinzips der freien Aerztewahl ist hiemach an sich nicht standeswidrig 
und auch wenn der einzelne Arzt infolge seiner yon der Auffassung anderer 
Standesffenossen abweichenden Stellungnahme zu diesem Prinzip wirtschaftlich 
bessere Erfolge erzielt, kann er deswegen nicht ehrengerichtlich betraft werden. 
Aber auch die den Austritt der Angeschuldigten aus dem Aerztererein 
begleitenden Umstände vermögen eine ehrengerichtliche Bestrafung der An- 
geschuldigten um so weniger zu begründen, als diese von vornherein gegen 
die auf Einführung der freien Aerztewahl bezüglichen Beschlüsse des Aerzte- 
vereins Widersprach erhoben haben, aber in der Minderheit geblieben sind. 
Vorzuwerfen bleibt den Angesdiuldigten nur, daß sie insofern nicht gfnz 
korrekt gehandelt haben, als sie erst dann aus dem Verein ausgetreten sind, 
als es sich um Abschluß ihrer Verträge mit den Gewerkschaften handelte. Sie 
hätten dem Verein gegenüber richtiger gehandelt, wenn sie sofort, nachdem 
dieser die Einführung der freien Aerztewahl beschlossen hatte, ihren Austritt 
erklärt hätten. Dieses nicht ganz korrekte Verhalten allein kann aber di 
hrengerichtliche Bestrafung nicht begründen. 



In der Ausserachtlassung der bei Ausstellung eines irztllchen Zeug- 
nisses gebotenen Sorgfalt und Gründlichkeit liegt der Tatbestand einer 
Verletzung der ftrztliehen Standespflichten. Urteil des Königlich 
Sächsischen Ehrengerichtshofes vom 11. November 1905. 

Der Beschuldigte hat unterm 8. Oktober 1904 während der Sprechstunde 
der Frau T. auf deren Ansuchen ein „Aerztliches Attest* über ihren Gesund- 
heitszustand ausgestellt und dabei am Schlüsse die Bemerkung hinzugefügt: 
«Da bei dem Ehemanne erbliche Belastung vorliegt, wäre eine Prüfimg 
seines geistigen Zustandes in der Hinsicht erwünscht, um eine Erklärung 
für das anscheinend abnorme Verhalten festzustellen. 

Von diesem Zeugnisse hat Frau T., welche damals, wie dem Dr. N. 
bekannt war, mit ihrem Ehemanne in Scheidung lag^ in dem Prozesse Gebrauch 
gemacht, so daß es bei dieser Gelegenheit zur Kenntnis des Anklägers gelangt ist. 

Auch für den Ehrengerichtshof kommt eine etwaige Beleidigung des 
Y., welche dieser im Wege der gerichtlichen Privatklage hätte verfolgen 
müssen, nicht weiter in Betracht, sondern nur die Frage, ob jene Auslassung 
der in § 1 der Standesordnung geforderten gewissenhaiten Berufsausübung 
entspricht. Da Dr. N. den Ehemann des pp. T. niemals gesehen und nur von 
dieser die ihm unbedingt glaubhaft erschienene Mitteilung erhalten hatte, daß 
Y.s Vater im Irrenhause gestorben sei, so ist die Frage zu verneinen. Als 
gewissenhafter Arzt durfte er in dieser vorbehaltlosen Weise nichts be- 
scheinigen, wovon er sich nicht vorher durch eigene Wahrnehmung überzeugt 
hatte. In dieser Beziehung besteht auch zwischen einem in der Sprechstunde 
erteilten , Attest und einem eingehenden «ärztlichen Gutachten* kein Unterschied. 

Wenn der Ehrenrat daher den Beschuldigten wegen Verstoßes gegen 
§ 1 StO. zu der mildesten Strafe einer Warnung — noch dazu unter Yer- 
schonung mit Kosten — verurteilt hat, so ist dem Verurteilten kein Unrecht 

feschehen. Aach über die Ladung vor den Ehrenrat kann er sich nicht 
eschweren, da sie den Gegenstand der Anklage — das ärztliche Attest — 
mit einer nach § 24 Abs. 3 EGO. genügenden Deutlichkeit bezeichnete. Wenn 
aber der Beschuldigte sich in seiner BemfungsschriUft die Bemerkung erlaubt, 
daß es „vielleicht kollegialer* gewesen wäre, ihm das ehrengerichtfiche Ver- 
fahren zu ersparen, so muß ihm erwidert werden, daß die Ehrengerichte nicht 
m der Lage sind, ans Kollegitätsrücksichten zweifellose Verstöße gegen die 
Standesordnung zu übersehen. T 
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Medizinal - Gesetzgebung. 

Al. I>eiit«olie« Beiolu 

Die Fabrikpaclniiig der SaceharlntabletteB. Bekanntmackung 
des Beichskanzlers rom 22. Janaar 1905. 

Die in Deutsckland und Luxemburg allein zum Handverkauf — ohne 
ärztliche Anweisung — in den Apotheken zugelassenen Fabrikpackungen ron 
25 Stttck Süßstofftafelchen von höchstens llOfacher Süßkraft und einem Gehalte 
Yon zusammen nicht Uber 0,4 g reinen Sftßstoff (zu yergL § 10, Abs. 8 der 
Ausführunffsbestimmungen zum Sftßstoffgesetze, Zentralblatt 1908, S. 108) 
werden sdt dem 1. Januar 1906 von der Saccharinfabrik in Salbke -Wester- 
hüsen nur noch in einer Aufmachung abgeseben. Diese Aufmachung besteht 
aus einem verkorkten GlasrOhrchen — ohne Pappumhttllung usw. — , auf 
welchem folgende Aufschrift aufgeklebt ist: 

„26 Saccharin -Täf eichen Nr. 1 (20 p. c. raff. Saccharin) 1 T&felchen 
= Vit Stück Würfelzucker. 

Einzig, ärztlich empfohlener Ersatz für Zucker bei Diabetes, Fett- 
leibigkeit, Gicht, Magenleiden. 

Ausgezeichnet zum Versüßen von allen Speisen und Getränken. 
Diese Packungen dürfen in den Apotheken ohne ärztliche Anweisungen 
abgegeben werden. 

Saccharin -Fabrik, A.-G., Salbke a. d. Elbe.** 
Die Aufschrift ist rot überdruckt mit dem Namenszuge : „Dr. Fahlberg.'' 



B. Könlipreloli Prevusflieii« 

Gebühren für Obduktionen, an denen ein vollbesoldeter Krelsarit 
als erster oder zweiter Obdnzent tätig ist. brauchen nicht an die Staats- 
kasse abgeführt zu werden. Bescheid des Ministers der usw. Me- 
dizinalanffelegenheiten vom 15. Januar 1906 — M. Nr. 16 — . 

Die mit Bericht vom 26. Dezember v. J. — A. 10, Nr. 2808 — vorge- 
legte Eingabe des vollbesoldeten Kreisarztes Med.-Eats Dr. Sch. dortselbst 
vom 4. Dezember v. J. lasse ich Eurer Hochwohlgeboren mit dem Bemerken 
ergebenst wieder zugehen, daß die Gebühren für die Tätigkeit als zweiter 
Obduzent bei den gerichtlichen Leichenöffnungen, sowie in Fällen, in denen 
der Genannte in Vertretung des dortigen Gerichtsarztes aJs erster Obduzent zu 
Leichenöffnungen zugezogen wird, nicht an die Staatskasse abzuführen sind. 



Meldekarten für ansteckende Krankheiten. ErlaßdesMinisters 
der usw. Medizinalangelegenheiten vom 2. Februar 1906 — 
M. Nr. 14898 — an sämtliche Herren Begierungspräsidenten. 

Für die durch das Beichsgesetz, betr. Bekämpfung gemeingefährlicher 
Krankheiten vom 80. Juni 1900 und das preußische G^esetz, betr. die Be- 
kämpfung übertragbarer Krankheiten vom 28. August 1905 nebst den ergan- 
genen Ausführungsanweisungen vorgeschriebenen Meldekarten (Kartenbnefe) 
habe ich in der Hof- und Waisenhausbuchdruckerei in Cassel ein einheitliches 
Formular nach dem durch den obenbezeichneten Erlaß vorgeschriebenen Muster 
herstellen lassen, dessen Verwendung für den Umfang der Monarchie ich hier- 
mit bestimme. Die Formulare sind aus der genannten Buchdruckerei direkt 
zu beziehen. Dar Preis stellt sich bei dem Bezüge von 5000 Stück und mehr 
auf 8 Mark für das Tausend; bei kleineren Mengen sind 10 Mark für das 
Tausend zu zahlen. Durch den Aufdruck der äußeren Adresse, der dortseits 
mit der Druckerei zu vereinbaren ist, tritt eine Preiserhöhung nicht ein. Der 
Einfachheit halber erscheint es zweckmässig, die Kartenbriefe mit dem Dienst- 
siegel und AblOsungsvermerke der Begierung versehen zu lassen. Wegen der 
Portofreiheit der Meldekarten und der Kosten der Beschaffung nehme ich er- 
gebenst Bezug auf die Ausführungen des in dem eingangs Bezeichneten Er- 
lasse und die Ausführungsbestimmangen zu § 4 des Gesetzes, betr. die Be- 
kämpfung übertragbarer Krankheiten vom 28. August 1905. 



Verbot des Genusses alkoholischer Getränke während des Dienstes. 
Erlaß des Ministers der öffentlichen Arbeiten vom 20. No- 
vember 1905 — IV. B. 5. 915 — an die Königlichen Eisenbahndirektionen. 

Wiederholt ist von mir auf die Nachteile hingewi^^e^M^Si^l^r 
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Mißbraach alkoholischer GbtrSake Iftr die körperliche und geistige Spannkraft 
der Bediensteten, sowie Ittr ihr Familienleben and für den Dienst mit sieh 
brin^. Gleichzeitig habe ich Mittel and Wege angegeben, die geeignet er- 
scheinen, den Alkoholgenoß einzaschränken. Die Königlichen Eisenbahn- 
direktionen sind angewiescD, fortgesetzt hinzawi^en: aaf £e Hersteliong and 
angemessene Aasstattang yon AiSenthalts- and üebernachtangsräamen, aaf die 
FOrsorge ftlr billige and nahrhafte Verpflegang, insbesondere für das Perstmal, 
das genötigt ist, die Mahlzeiten aaßerhalb der Haaslichkeit einzonehmen, ferner 
aaf die eisenbahnsdtige Vorhaltong alkoholfreier Getränke, die Einrichtong 
Ton Kantinen, Lesezimmern asw. Die Mitnahme yon Schnaps and echnap»- 
ähnlichen (betrinken in den Dienst ist bei Strafe verboten, and der Verkaof 
dieser Getränke in den Kantinen asw. antersagt Aach soll darch Beiehrang 
seitens der Vorgesetzten and Bahnärzte, sowie darch Vorträge in den Eüsen- 
bahnvereinen das Verständnis für die (Gefahren des Alkoholgenasses geweckt 
and das Ehrgefühl zar Bekämpfan^ des Alkoholmißbraaches angeregt werden. 
Mehrfach worden aach die Direktionen aafgefordert, Fälle von Trankenkeit 
während des Dienstes mit Strenge za ahnden and Bedienstete scharf za über- 
wachen, die sich dem übermäßigen Alkoholgenasse hingeben. 

Gern erkenne ich an, daß Beamte and Arbeiter die große Bedeatang 
dieser Anordnung im allgemeinen wohl erkannt haben. Gewissenhafte Be- 
dienstete unterlassen schon jetzt im Aaßenbetriebe aas freien Stücken ror dem 
Dienst and während der Dienststanden jeden Mkoholgenaß, weU er ihnen mit 
den Anforderangen, die der Betrieb an ihre Spannkraft stellt, nicht yerträglich 
erscheint. Aach die Eisenbahndirektionen waren bemüht, den Bediensteten den 
Entschloß, sich yom Alkoholgenaß fem zo halten, durch zweckmäßige Ein- 
richtangen zo erleichtem. 

Dennoch haben schwerwiegende Vorkommnisse der letzten Zeit gezeigt, 
daß die bisherigen Maßnahmen nicht aasreichen, am zo yerhüten, daß Be- 
dienstete sich in sträflicher Pflichtyergessenheit dorch übermäßigen Alkohol- 

fenoß zar Verrichtong ihrer dienstlichen Obliegenheiten onfähig machten and 
adarch Betriebsanfälle schlimmster Art yeranlaßten. Gegenüber den Anforde- 
rangen, die der Betriebsdienst in steigendem Maße an die Umsicht and die 
Entschloßfähigkeit der in diesem Dienst beschäftigten Beamten and Arbeiter 
stellt ond stellen maß, ist es für jeden eine onerläßliche Pflicht, sich jene 
Eigenschaften angeschwächt zo erhalten, ond alles zo yermeiden, was den 
klaren Blick trüben, die Willenskraft lähmen kann. 

Ddß der Alkoholgenaß eine Beeinträchtlgang der Leistangsfähigkeit zar 
Folge hat, ist nicht allein dorch die ernsten Erfslrongen im Eisenbanndienst, 
sondern aoch aof vielen anderen Arbeitsgebieten erwiesen. 

Es moß daher allen im Betriebsdienste, einschließlich des Fahr-, Rangier- 
ond Bahnbewachangsdienstes tätigen Beamten, Hilfsbeamten ond Arbeitern, 
femer allen im BahnsteigschafTner-, Portier- ond Wächterdienst beschäftigten 
Bediensteten der Genoß alkoholhaltiger Getränke jeder Art während des 
Dienstes fortan ontersagt werden. Die Dorchführong dieses Verbots ist mit 
Strenge zo überwachen ond im Wege der Disziplin, besonders aoch dorch Za- 
rückziehong aos dem Betriebe, Aosschließong yon Anstellong, Gehaltszolagen 
ond Beförderong sicher zo stellen. Als Dienst im Sinne ueses Verbots ist 
aoch die Daoer der Dienstbereitschaft im Bahnbereich anzusehen. Ob das 
Verbot aoch aof weitere Dienstklassen aoszodehnen ist, bleibt dem Ermessen 
der Königlichen Eisenbahndirektionen überlassen. 

Um eine Gewähr dafür zo erhalten, daß Beamte ond Arbeiter ihren 
Dienst nicht in einem dorch Alkoholgenoß geschwächten Zostando begdnnen, 
ist überall da, wo es die Oertlichkeit erlaobt, anzoordnen, daß die Mannsdiaften 
der obengenannten Dienstzweige sich yor dem Dienstantritt aof der Station 
bei ihrem nächsten Dienstvorgesetzten oder dessen Vertreter zo melden haben. 

Sollten noch femerhin Fälle yon Tronkenheit im Dienst yorkommen, so 
sind die Scholdigen, falls keine härtere Strafe angezeigt ist, mindestens mit 
einer empfindlichen Geldstrafe zo belegen ond anter ^drohong der Dienst- 
entlassong für den Wiederholongsfall sofort aos dem Betriebsdienste zorück- 
zoziehen. Im Betriebsdienste dürfen sie nor mit besonderer Genehmigong der 
Eisenbahndirektion ond erst dann wieder verwendet werden, wenn mit Bestmimt- 
heit angenommen werden kann, daß sie ein gleiches Vergehen sich nicht wieder 
zo schmden kommen lassen werden. Bei wiederholter Tronkenheit im Dienst 
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ist Btets die Dienstentlassimg anzaordiieii oder das Disziplinarverfahren auf 
DicDstenilassiing einzuleiten. 

Da die Abwendung schwerer Gefahren für den Betrieb, sowie für das 
Leben der Beamten und Arbeiter in Frage steht, so hat jeder Eisenbahn- 
bedienstete, welcher bemerkt, daß in den oben aufgeführten Dienstzweigen 
jemand bei angetrunkenem Zustande seinen Dienst verrichtet oder ihn zu ver- 
richten sich anschickt, sofort dem nächsten erreichbaren Vorgesetzten des 
dienstunfähi|;en Mannes Meldung zu erstatten. Dem Vorgesetzten liegt ob, 
wegen etwaiger Ablösung das Nötige zn veranlassen. 

Vorgesetzte, weloie unterli^en, ilire üntergebenen hinsichtlich des 
Alkoholmißbrauchs zu beobachten und zur Eechenschaft zu ziehen, machen 
sich selbst einer Pflichtverletzung schuldig. 

Von dem Ehr- und Pflicmt^efühl aller Glieder der Staatseisenbahn- 
verwaltung erwarte ich, daß sie sich von der Notwendigkeit dieser Maßregel 
im Hinbli^ auf die Sicherheit des Betriebes und auf ihren eigenen Schutz 
gegen Lebensgefahr überzeugen werden und daß ein jeder von ihnen, soviel 
an ihm liegt, dazu beitragen wird, die getroffene Anordnung überall zur Durch- 
führung zu bringen. 

Dabei rechne ich auch auf die vielfach bewährte Mitwirkung der Bahn- 
und Bahnkassenärzte, die nicht nur durch belehrende Vorträge auf die Be- 
diensteten einwirken, sondern auch die Vorgesetzten auf solche Bediensteten 
aufmerksam machen können, welche nach ihrer Kenntnis dem Alkoholmißbrauch 
in einem Umfange ergeben sind, daß dadurch die Zuverlässigkeit ihrer dienst- 
lichen Verrichtungen in Frage gestellt wird. Hierauf werden die Bahnärzte 
insbesondere auch bei der Untersuchung solcher Personen zu achten haben, 
deren erste Einstellung in den Eisenbahndienst in Frage kommt 

Der Bezug alkoholfreier erfrischender Getränke ist in immer größerem 
Umfange, insbesondere auch dem auf weiter Fahrt diensttuenden Personal nach 
Möglichkeit zu erleichtern und entsprechenden Einrichtungen von den Eisen- 
bahndirektionen ganz besondere Aufmerksamkeit zuzuwenden. 

Die Eisenbahndirektionen wollen hiernach das ftir ihren Bezirk Erforder- 
liche veranlassen. 

Bekftmpfong des übermässigen Alkoholgenasses. Erlaß der Mi- 
nisters der usw. Medizinalangelegenheiten, für Landwirt- 
schaft, Domainen und Forsten, für Handel und Gewerbe und 
des Innern — M. d. g. A. M. 18979, M. 1 L., D. u. F. L A. 8470, M. f. H. u. 
G. IL 9827, M. d. L IIb 5114 — vom 4. Januar 1906 an sämtliche Herren 
Begierungspräsidenten. 

Aus den auf unseren gemeinsamen Bunderlaß, betreffend die Bekämpfung 
des übermäßigen Alkoholgenusses vom 28. April 1908 — M. d. g. A. M. 8776, 
M. d. L Hb 86, M. f. L. pp. I Aa 16, M. f. H. pp. Hla 80290, I 2768m — 
erstatteten Berichten haoen wir mit Befriedigung ersehen, daß die Provinzial- 
und Bezirksbehörden es sich haben angelegen sein lassen, mit einem der hohen 
Bedeutung der Angelegenheit entsprechenden Eifer im Sinne unseres Erlasses 
zu wirken, vorbeugende Maßnahmen, insbesondere auf dem Gebiete der Wohl- 
fahrtspflege, zur Bekämpfung der Trunksucht anzuregen, die bestehenden ein- 
schlft^gen Bestrebungen in geeigneter Weise zu unterstützen und für die 
Verbreitung des Verständnisses der durch den Mißbrauch geistiger Getränke 
bedingten Schädigungen in den breitesten Schichten der Bevölkerung Sorge zu 
tragen. An diesen Bemühungen haben sich auch die nachgeordneten Behörden 
sowie zahlreiche Vereine und Private, wie die Berichte erkennen lassen, in 
dankenswerter Weise beteiligt, so daß das allgemeine Ergebnis der getroffenen 
Maßnahmen zurzeit schon ab ein bemerkenswertes und erfreuliches bezeichnet 
werden kann. Es darf aber nicht verkannt werden, daß bei den hier vor- 
liegenden schwierigen Verhältnissen ein nachhaltiger Erfolg nur durch die 
dauernd fortgesetzte gemeinschaftliche Arbeit aller beteiligten Faktoren erzielt 
werden kann. 

Ew. Hochgeboren / Hochwohlgeboren ersuchen wir daher ergebenst, auch 
fernerhin Ihre Aufmerksamkeit dieser für das gesamte Volkswohl bedeutungs- 
vollen Angelegenheit zuzuwenden und uns nach Ablauf von 2 Jahren über den 
Erfolg Ihrer Maßnahmen im Slme unseres Erlasses vom 28. April 1908 erneut 
zu berichten. C"r^r^n]o 
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O. IBLönlgrelalk Bayern. 

Wechselseitige Benaehriehtigiuig der Militär- und ZiyiibelifodeB Uber 
das Auftreten ansteekender Kranklieiten. Erlaß des Ministerirnns des 
Innern yom 20. Janaar 1906 — Nr. 26621 — an sämtliche E. Begierangen, 
Kammern des Innnem, DistriktsyerwaltungsbehOrden und Bezirksärzte. 

Beim Voliznge der Bekanntmachung, betreffend die wechselseitige Be- 
nachrichtigung der Militär- and Polizeibehörden über das Auftreten übertrag- 
barer Krankheiten, vom 22. Jali 1902 (B.-G.-BL S. 257) sind die Mitteilungen 
für Chirnisonorte lediglich an den Kommandanten oder den Ghimisonältesten 
dieses Qarnisonortes, für Orte ohne Ghimison, die im Umkreise von 20 km um 
einen Garnisonort herumliegen, nur an den Kommandanten oder Garnison- 
ältesten dieser Garnison und, falls in dem Umkreise ron 20 km mehrere Garni- 
sonen gelegen sind, an den Kommandanten oder Ghimisonältesten der nächst- 
gelegonen Garnison zu richten. 



I>« G]ro««lierao|ptiuii Hessen. 

Gebühren für gerichtsärztliche Yerrichtnngen der praktischen Aente 
und Zalinärzte. Verfügung des Großherzoglichen Ministeriums 
d^s Innern (Abt. für öffentL Gesundheitspflege) vom 15. No- 
vember 1905 (A) nebst Bekanntmachung vom 8. November 1905 (B) 
an die Großherzoglichen Kreisgesundheitsämter und zweiten Gerichtsärzte. 

A. In der Anlage teilen wir üinen ein Exemplar der in der Nr. 29 des 
Großherzoglichen Begierungsblattes veröffentlichten Bekanntmachung vom 
8. November 1905, betreffend die Gebühren für gerichtsärztliche Verrichtungen 
der praktischen Aerzte und Zahnärzte mit, von welcher Sie diesen in geeigneter 
Weise Kenntnis geben wollen. Um Mißverständnissen zu vermeiden, wird 
darauf aufmerksam gemacht, daß für die als zweite Gerichtsärzte oder deren 
Stellvertreter bestellten praktischen Aerzte die Gebührensätze der Bekannt- 
machung vom 5. November 1879, Amtsblatt der Abteilung Nr. 47, auch weiter- 
hin Geltung behalten. 

B. Mit Allerhöchster Genehmigung Seiner Königlichen Hoheit des GroB- 
herzogs wird in Abänderung der Besummungen der Bekanntmachung, die 
Gebühren für gerichtsärztliche Verrichtungen der Medizinalbeamten betreffend, 
vom 5. November 1879 (Begierungsblatt S. 707) bestimmt, daß für praktische 
Aerzte und praktische Zahnärzte, die von Behörden oder Beamten als Sach- 
verständige außerhalb eines Termins zugezogen werden, in Ermangelung ander- 
weitiger Vereinbarung die Gebührenordnung für approbierte Aerzte und 
Zahnärzte vom 80. Dezember 1899 (Begierungsblatt von 1900 S. 13) ^) Anwendung 
zu finden hat. 

Vierden praktische Aerzte oder Zahnärzte von einer Behörde oder einem 
Beamten in einem Termin als Sachverständige zugezogen, so haben sie eine 
Gebühr zu beanspruchen, die für jede angefangene Stunde der von ihnen ver- 
säumten Zeit (vergL § 5 der Deutschen Gebührenordnung für Zeugen und 
Sachverständige vom 80. Juni 1878, Beichsgesetzblatt S. 173) drei Mark beträgt, 
jedoch für einen Tag den Betras von dreißig Mark nicht übersteigen duL 
Außerdem kOnnen sie Ersatz der für die etwa notwendige Beise erwachsenen 
Fuhrkosten nach Maßgabe der Bekanntmachung vom 30. Dezember 1899 unter 
B., I, Nr. 17, sowie Vergütung der auf die Vorbereitung des Gutachtens ver- 
wendeten Kosten und der für eine Untersuchung verbraucSiten Stoffe und Werk- 
zeuge verlangen. Auch steht ihnen ein Anspruch auf Entschädigung für den 
durch Abwesenheit von dem Aufenthaltsorte verursachten Aufwand und für 
Nachtquartier nach Maßgabe des § 8 der Deutschen Gebührenordnung für 
Zeugen und Sachverständige zu. Dagegen kOnnen neben der Gebühr die be- 
sonderen Sätze nach der Bekanntmachung vom 30. Dezember 1899 nicht ver- 
langt werden. 



^) Siehe Beilage zu Nr. 2 dieser Zeitschrift ; Jahrg. 1900, S. 54. 

VerantwortLBedakteur: Dr.Bapmund, Beg.- u. Geh. Med.-Bat in Minden i. W- 
J. C. C. Bmnt, HonogL Sftoh«. a. F. Ml-L. Hofbaelidnicker«! in Mlndtn. 
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ßechtspreclrnng und Medizmal- 
Cfesetzgebung. 

Beilage mir Zeitschrift für Medizinal ■ Beamte, 
Nr. 5. 5. März. 1906. 



Medizioal - Getetzgebung. 

ErglBinng der Yorschrifleii Aber den Handel mit Giften. Beschlaß 
des Bandesrats Tom 1. Febraar 1906.') 

Darch Beschlaß des Bandesrats vom 1. Febraar d. Js. sind die von ihm 
früher beschlossenen Vorschriften über den Handel mit Giften (cl L. V. XYU 
S. 43) in nachstehender Weise ergänzt worden: 

Im Verseichnis der Gifte sind hinzazofügen : 

1. In AbteUang 1 

Salzsäare, arsenhaltige*) 
Schwefelsäore, arsenhaltige*) 
and am Sddosse der Abteilang 1 folgende Anmerkong: 

*)Anmerkang: Salzsäare and Schwefelsäare gelten als arsenhaltig, 
wenn 1 ccm der Säare, mit 8 com ZinnchlorlOsong yersetzt, innerhalb 
15 Minaten eine danklere Färbang annimmt. 

Bei der Prüfang aaf den Arsengehalt ist, sofern es sich am 
konzentrierte Schwefelsäare handelt, zanächst 1 ccm darch Eingießen 
in 2 ccm Wasser za yerdünnen and 1 ccm yon dem erkcateten 
Gemische za verwenden. Die Zinnchlorttrlösang ist aas 5 Gewichts- 
teilen kristallisiertem Zinnchlorür, die mit 1 Gewichtsteile Salzsäare 
anzarflhren and Tollständig mit trockenem Chlorwasserstoffe za 
sättigen sind, herzastellen, nach dem Absetzen darch Asbest za fil- 
trieren and in kleinen, mit Glasstopfen verschlossenen, möglichst an- 
gefüllten Flaschen aafzabewahren. 

2. in Abteilang 3 hinter „Kresole** die Worte: 

«and deren Zabereitangen (Eresolseifenlösangen, Lysol, Lysosolveol 
asw.), sowie deren LOsangen, soweit sie in 100 Gewichtstdlen mehr 
als ein Gewichtsteil der Eresolzabereitang enthalten^; 

3. in Abteilang 8 vor „Phenazetin^ : 

„Paraphenylendiamin, dessen Salze, Lösangen and Zabereitangen^ ; 

4. in Abteilang 8 hinter „Salzsäare*^ and hinter „Schwefelsänre**: 

„arsenfireie*)* 

und am Sohlasse des Absatz 8 folgende Anmerkung: 

*) Anmerkang: „Siehe i^merkang za Abteilang 3**. 



B. Könlflpreloli Prevusaieii. 
Abftndenuig des § 25 Nr. 2 der Dienstanweisung für Kreisärite. 
Erlaß des Ministers der asw. Medizinalang elegenheiten vom 
19. Febraar 1906 — M. Nr. 1081 — an sämtlidie Herren Eegierangs- 
prSsidenten. 

Obwohl die Dienstanweisung für die Kreisärzte vom 23. März 1901 klar 
erkennen läßt, daß an zahlreichen Stellen nicht neue Vorschriften gegeben, 
sondern schon bestehende lediglich der Vollständigkeit wegen nachrichtlich 
wiedergegeben werden sollen (vgL z. B. § 1 Abs. 1 und 2, Satz 1 and 2; 

^) Dieser Beschlaß ist im Königreich Preußen durch Polizeiverordnung 
vom 22. Februar 1906 (s. nachstehend S. 35), in Mecklenburg-Schwerin 
unter dem 16. Februar, in Sachsen-Coburg-Gotha unter dem 15. Februar, 
im Fürstentum Schaumburg-Lippe unter dem 17. Februar und in den 
Hansastädten Hamburg, Bremen und Lübeck unter dem 23. Februar 
1906 durchgeführt. ( 
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§ 2, Abs. 2; § 3, Nr. 1, 2, 8, Satz 1; § 4, Abs. 8; § 7, Satz 1; § 8; § 24, 
Abs. 1 and Abs. 2, Nr. 1 und 8), hat dennoch in einer hOchstrichterlichen 
Entscheidung die Anffassnng Geltang gefanden, daß die Dienstanweisung die 
Bechte and Pflichten der Kreisärzte darchwes selbständig begründe. Ins- 
besondere ist daselbst im Widersprach mit der Absicht, welche bei dem Erlaß 
der Dienstanweisang obgewaltet hat, angenommen worden, daß der Vorschrift 
in § 25 anter Nr. 2 eine konstitutive, mit derogatorischer Kraft selbst Gesetzen 
gegenüber aasgestattete Wirkung derart zakomme, daß hier für die Kreisarzte 
ein Gebührenansprach selbst in solchen Fällen begründet worden sei, wo bis 
zam Erlaß der Anweisung ein Gebtüirenansprach nicht bestanden habe. 

Gegenüber einer solchen Auslegung halte ich es für angezeigt, ftlr die 
Zukunft jedem Mißverständnis durch eine anderweite Fassung der fraglichen 
Vorschrift vorzabeugen. 

Im Einrerständnis mit dem Herrn Finanzminister bestimme ich daher, 
daß an die Stelle der bisherigen Nr. 2 im § 25 der Dienstanweisang für die 
Kreisärzte vom 28. März 1901 künftig folgende Vorschrift tritt: 
2. Die ihm nach Maßgabe des Gesetzes vom 9. März 1872 (G. S. S. 265) 

oder der dort aufrecht erhaltenen besonderen Vorschriften zustehenden 

Gebühren. 

Ew. Hochgeboren / Hochwohlgeboren wollen die nachgeordneten Behörden 
und Beamten entsprechend verständigen. 



Tagegelder nnd Reisekosten bei Stellvertretung eines Kreisarztes« 

Erlaß des Ministers der asw. Medizinalangelegenheiten vom 
24. Januar 1906 — M. 8095 — auf den Bericht vom 24. November v. J. — 
A. n 9097 II — an den Herrn Begierungspräsidenten in CasseL 

Nach Ziffer A 1 der Aasführungsbestimmungen zu den Vorschriften über 
die Tagegelder and Bmsekosten der Staatsbeamten vom 11. November 1903 
(Min.-Br. f. Med. pp. Aug. 1904 8. 25) gilt bei einer vom Wohnort angetretenen 
Dienstreise als Ausgangsort der dienstliche Wohnort des Beamten. Danach 
ist ftlr den Stellvertreter eines Kreisarztes, sofern ihm nicht für die Daaer der 
Stellvertretung der Amtssitz des zu vertretenden Kreisarztes als Wohnsitz an- 
gewiesen wird, sein ständiger dienstlicher Wohnort, bezw. bei einem mit der 
Stellvertretung beauftragten Privatarzte dessen gewöhnlicher Wohnort hinsicht- 
lich der Berechnang von Tagegeldern und Beisekosten als maßgebend anza- 
sehen. Unberührt bleibt dabei die Vorschrift des § 5 des Gesetzes vom 9. März 
1872 — Fassung der Königlichen Verordnung vom 17. September 1876 (G. S. 
Seite 411). 

Der Nachzahlung gestrichener Beträge an Tagegeldern and Beisekosten 
steht, soweit noch nicht Verjährung eingetreten ist, nichts entgegen. 



Aasdehnong der Besichtigang und der hygienischen üntersnohiiAg 
doreh die Krelsänte anf alle dem Provinzial-SchnlkoUegiiim unterste- 
henden Anstalten (Seminare, Präparandenangtalten, hShere Mldehen- 
seholen). Erlaß des Ministers der nsw. Medizinalangelegen- 
heiten vom 14. Febraar 1906 — ü. lU. Nr. 7481 ü. HL D. M. — an 
sämtliche Herren Begierungspräsidenten. 

In den Berichten, welche die Königlichen Provinzial- Schalkollegien 
zufolge meines Erlasses vom 4. September v. Js. — ü. m. 5481 U. III. A. ü. 
nL D. — erstattet haben, ist eine Ausdehnung der ftlr die Besichtigung and 
die hygienische üntersachang der Verhältnisse der höheren Lehranstalten 
(Gymnasien, Bealgymnasien und dergl.) durch die Kreisärzte getroffenen 
Bestimmungen aiS die Seminare allseitig als unbedenklich and erwünscht 
bezeichnet worden. Ich ordne deshalb an, daß die Vorschriften des Erlasses 
vom 15. März v. Js. — ü. IL 254 M. — von jetzt ab in vollem Umfange auf 
alle den Königlichen Provinzial -Schalkollegien unterstellten Anstalten, ins- 
besondere aach auf Lehrer- and Lehrerinnen-Seminare, auf die 
Präparandenanstalten, sowie aaf die den KOnigl. Provinzial-SchalkoUe- 
gien unterstellten höheren Mädchenschulen Anwendung za finden haben. 



Ergänzong der Yorsehriften über den Handel mit Giften. Erlaß 

der Ministers der asw. Medizinalangelegenheiten^es InJiern 
and für Handel und Gewerbe vom 22. Febraft|itl^9^Ä.:TOilß4lf. A. 
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M. Nr. 5606, Min. d. Inn. Hb Nr. 605, Min. f. H. pp. IIb Nr. 1665— an sämt- 
liche Herren Eegiemngsprasidenten. 

Die im Beichsanzeiger zur YerOffentlichung gelangte Polizeiverordnong 
über den Handel mit Giften vom heutigen Tage ist alsbald durch die Amts- 
blätter bekannt zu machen. >) 



O« Könifl^eloli Bayern« 

Beaufsichtigung der Kostkinder. Bekanntmachung des Königl. 
Staatsministeriums des Innern yom 6. Februar 1906. 

Nach Art. 41 des Polizeistrafgesetzbuches rom 26. Dezember 1871 wird 
bestraft, wer fremde Kinder unter acht Jahren ohne Bewilligung der Polizei- 
behörde gegen Bezahlung in Pflege oder Erziehung nimmt oder nach entzogener 
Bewilligung behält ZiSolge § 17 der Zuständigkdtsverordnung vom 4. Januar 
1872 und Ziffer 5 der Ministerialbekanntmachong rom 12. Januar 1900 wird 
die polizeiliche Bewilligung von den DistriktspomeibehOrden bezw. den expo- 
nierten Bezirksamtsassessoren, in München von den Polizeiämtem, erteilt. Diese 
Behörden, sowie die Ortspolizeibehörden haben die Kostkinder, um Gefährdungen 
derselben in leiblicher oder sittlicher Hinsicht zu yerhtiten, sorgsam zu beauf- 
sichtigen. Zu diesem Zwecke wird folgende Anweisung erlassen: 

1. Das Gesuch um die polizeiliche Bewilligung der Annahme eines Kost- 
kindes ist bei der Gemeindebehörde, in München bei dem Bezirkskommissär, 
schriftlich oder mündlich anzubringen und hat die erforderlichen Angaben, ins- 
besondere über die Heimat des Küides, zu enthalten. 

2. Bei der Prüfung der Gesuche ist sorgfältig in Betracht zu ziehen, 
ob die Kostgeber nach uren persönlichen Verhältnissen und nach der Be- 
schaffenheit ihrer Wohnung für eine ordentliche Verpflegung, Beaufsichti|;ang 
und Erziehung des KosUdndes Gewähr bieten. Die mittelbaren Gemeinde- 
behörden haben sich über diese Frage bei Vorlage der Gesuche gutachtlich 
zu äußern. 

8. Nach dem Ergebnisse der gepflogenen Erhebungen hat die Distrikts- 

Solizeibehörde im Benehmen mit dem Amtsarzte zu erwägen, ob gegen die 
eabsichtigte ünterbringnng keine Bedenken bestehen, und dementsprechend 
die Bewilligung durch schriftlichen Bescheid zu erteilen oder zu versagen. 

In gleicher Weise hat die Zarücknahme der erteilten Bewilligung zu 
erfolgen, wenn sich nachträglich Bedenken ergeben. 

Von den ergehenden Bescheiden ist der Amtsarzt, von den bezirksamt- 
lichen Bescheiden auch die Gemeindebehörde sogleich in Kenntnis zu setzen. 

Wenn das Kind unter Vormundschaft oder Pflegschaft steht, also ins- 
besondere wenn es unehelich ist, hat die Distriktspolizeibehörde auch dem 
Vormundschaftsgerichte yon der Bewilligung des Gesuchs, sowie von der Zu- 
rücknahme der Bewilligung Mitteilung zu machen. Die Mitteilung hat den 
Namen des Kindes und den Namen, Beruf und Wohnort des Kostgebers zu 
enthalten. 

4. Im Falle der Bewilligung ist den Kostgebem, abgesehen yon den 
veranlaßten besonderen Bedingungen, folgendes zu eröffnen: 

a) Die Bewilligung ist widerruflich; sie wird zurückgenommen, wenn 
sich nachträglich herausstellt, daß die Kostgeber nach ihren persönlichen Ver- 
hältnissen oder nach der Beschaffenheit ihrer Wohnung nicht für eine ordent- 
liche Verpflegung, Beaufsichtigung und Erziehung des Kostkindes Gewähr 
bieten ; desgleichen wenn die Kostgeber den ihnen von der Polizeibehörde auf- 
erlegten Bedingungen zuwiderhandeln. Auch wird ihnen in solchen Fällen 
zur Annahme von Kostkindem keine Bewilligung mehr erteilt werden. 

b) Die Kostgeber sind verpflichtet, den Organen der Polizeiverwaltung 
und der Armenpflege, dem Amtsarzte, den Waisenräten und Waisenpflegerinnen, 
sowie den von der Polizeibehörde mit der Beaufsichtigung der Kostkinder be- 
auftragten und mit einem bezüglichen Ausweise versehenen Personen jederzeit 
den Zutritt zu ihrer Wohnung und zu dem Kostkinde zu gestatten. 

Von einem Abdruck der ganzen Polizeiverordnung vom 22. Februar 
1906 ist Abstand genommen, da die betreffenden Abänderungen gegenüber der 
ursprünglichen Fassung (siehe Beilage zu Nr. 19, 1895) in Beilage zu Nr. 22, 
1901 und in der heutigen Beilage, s. S. 88 mitgeteilt sind und der Text sonst 
unverändert geblieben ist. r^^^^T^ 
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c) Die Kostgeber haben jeden We^mungswechsel vorher, das Ableben 
des Eostkindes oder die sonstige Beendiging, sowie jede seitweilice Unter- 
brechung des Pflegeyerh&ltnisses binnen & Standen der Gemeindebehörde, in 
München dem Bemkskommissär, ansozeigen. Zngkich ist im Falle des Ab- 
lebens des Eostkindes über die Todesursache, in den sonstigen Fällen ttber 
den Verbleib des Eindes Aufschluß zu erteilen und bei Beendigung des Pflege- 
Verhältnisses die Auslertigung der Bewilligung zurückzugeben. 

5. Die OrtspolizeibäOrden haben im Benehmen mit den Gemeindewaisen- 
räten sämtliche in ihren Bezirken befindlichen Eostkinder zu beaufsichtigen 
und fortgesetzt darüber zu wachen, daß ihnen die gebührende Fürsorge in 
jeder Hinsicht zuteil wird. Insbesondere haben sie sich von dem Zustande der 
Wohnung, der Art der Ernährung und Verpflegung, der Behandlung xmd Er- 
ziehung durch zeitweilige Besuche zu überzeugen. 

Zur Erfüllung dieser Aufgabe kOnnen die Ortspolizeibehörden bestimmte 
Beamte und Aerzte, sowie sonst geeignete Personen als ihre Organe bestellen. 
Insbesondere ist darauf hinzuwirken, daß sich einschlägige Vereine (Vereine 
für Jagendschutz und Eindererziehung, namentlich Frauenvereine) freiwiilig 
an der Beau^chtigung der Eost^der beteiligen. Den betreffenden Personen 
ist ein bezüglicher Ausweis einzuhändigen, den sie bei der Beaufsichtigang der 
Eostkinder mit sich zu führen haben. 

Wenn die Ortspolizeibehörden die eigenmächtige Annahme von Eost- 
kindem oder sonstige üngehöriskeiten in Enahrung bringen, so haben sie — 
nötigenfalls im Benehmen mit dem Armenpflegschaftsrate — die sofortige Ab- 
stellung dar Mißstände herbeizuführen. Die mittelbaren Gtoeindebenörden 
haben ferner in allen diesen Fällen, sowie beim Wohnungswechsel der Eost- 
geber, beim Ableben von Eostkindern und bei sonstiger Beendigung des Pflege- 
verhältnisses dem vorgesetzten Bezirksamte Anzeige zu erstatten. 

Die Ortspolizeibehörden haben über die in ihren Bezirken befindlichen 
Eostkinder Listen zu führen, in welche die Eostkinder selbst nach Namen und 
Alter, die Eltern und Vormünder, sowie die Eostgeber, deren Wohnort und 
Wohnung einzutragen sind. Die Listen können von den Waisenräten und den 
mit derBeaufsicht^ung der Eostkinder beauftragten Personen jederzeit ein- 
gesehen werden. 

6. Die Bezirksämter haben die Tätigkeit der Gemeindebehörden auf dem 
Gebiete des Eostkinderwesens zu überwachen. Sie haben genaue Verzeichnisse 
der in ihren Bezirken befindlichen Eostkinder zu führen. 

7. Bei jedem Wohnungswechsel von Eostgebern hat die Distriktspolizei- 
behörde von Amtswegen festzustellen, ob die Voraussetzungen zum ferneren 
Verbleibe des Eost^des gegeben süid. Bei Beendigung des Pflegeverh&lt- 
nisses (durch Ableben des Eostkindes oder auf sonstige Weise) hat die Distrikte- 
polizeibehörde festzustellen, ob keine verdächtigen Ümstände vorliegen. Kommt 
das Eostkind in eben anderen VerwaltungsbezirK, so ist die zuständige Distrikts- 
polizeibehörde zu benachrichtigen. 

Steht das Eind unter Vormundschaft oder Pflegschaft, so hat die 
Distriktspolizeibehörde von allen wahrgenommenen Mängeln dem Vormund- 
schaftsgerichte kurze Mitteilung zu machen, damit dieses erforderlichenfidls 
gegen denjenigen einschreiten kann, dem die Sorse für die Person des Kindes 
obfiest. Die Distriktspolizeibehörde hat dem Yornumdschaftsgeridite ferner 
bei den unter Vormundschaft oder unter Pflegschaft stehenden Eindem von 
der Beendigung des Pflegeverhältnisses und dem Wechsel des Wohnortes der 
Kostgeber kurze Nachri<mt zu geben. 

8. Die Amtsärzte haben bei sich bietender Gelegenheit, aQjifailieh 
mindestens einmal, die Eostkinder bei den Eostgebern zu besuchen. 

Sie haben die ihnen von den Distriktspolizeibehörden zukommenden Mit- 
teilungen (s. oben Ziffer 3) geordnet aufzubewahren und auf denselben wichtigere 
Vorkommnisse kurz zu vermerken. Bezüglich der ärztlichen Jahresber^te 
vergl. M. A. BL 1897 S. 320, 1905 S. 80. 

Auch die Ereismedizinalräte haben bei den alljährlichen Visitationen der 
Sanitätsverwaltung dem Eostldnderwesen in den Verwaltungsbedrken sorg- 
fältiges Augenmerk zuzuwenden. 



Verantwortl. Redakteur : Dr. Ra p m u n d , Reg.- n. Geh. Med.-Rat in Minden i. W. 
J. C. C. BnmB, Htnog), Sich«, o. F. 8ch.-L. HofbaehdriMlnrai ti(lHjiiiD>^Tp, 
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Seclitsprecliiiiig und Hedizmal- 
Cresetzgebung. 

Beilage mwt Zeitschrift für Medlsiual- Beamte« 
Nr. 6. 20. März. 1906. 



Rechtsprechung, 

Dl« BeielehmiBf f,knt fir NatmrkeUverfkhrai^ oier eise fthnliche, 
bei welcher das ^^KatirMeilrerfalireB^ aasdrfloklieh SrwiJuiaBg findet^ rer« 
aMmt feyea die Bestlwaiangea der IMaiidesMdawifw Urteil des König- 
lichea S&chi. AerstL fikreBgeriehtsbof rom 81. Jmli 1905. 

In der vorliegenden Sache Buid awei Fragen za entscheiden: 

1. ob die Bezeichnong ^Arzt ittr Natorheuverfahren^ oder eine ähnliche, 
bei welcher das «Natorheilvertahren* ausdrücklich £rW&hntiiLe findet — wie 
dies anf dem ersten Schilde des Beschuldigten Dr. X. der Fall war ^ als 
Btandeswidrig angesehen werden kann, sowie 

2, ob Dr. X. sich durch (^ebranch eines Schildes mit der angegeben Auf- 
schrift einer strafbaren Zawlderhandlang gegen Bestimmungen der Standes- 
ordnung schuldig gemacht hat? 

Die erste Frage ist in dem angefochtenen Urteile des Ehrenrats nicht 
mit toller Deutlichkeit und Bestimmtheit beantwortet worden. Der £hren- 
gerichtshof trägt jedoch kein Bedenken, sie auf Grund der sächsischen Standes- 
ordnung und aus dem StandesbevniBtsein der sächsischen Aer^teschaft heraus 
mit Entschiedenheit zu verneinen. Von dieser Auffassung würde er auch dann 
idcht abzugehen vermögen, wenn in der Denkschrift der badischen Aerzte, die 
sich Iii Kr. 547 des ärztlichen Vereinsblattes vom Mai 1905 abgedruckt findet, 
wirklich die Meinung vertreten sein sollte, daß gegen die Bezeichnung „Arzt 
iür Katurheilverfahren* seitens der ffesetzlich anerkannten Standesvertretungen 
nicht einzuschreiten seL ,,Naturh^verfahren* kann nur eine doppelte Be- 
deutung haben. Entweder ist damit ein Verfahren gemeint, bei dem der Arzt 
durch Seine Kunst die Heilkraft der Natur unterstützt, dann ist dies überhaupt 
kein besonderes Verfahre, sondern wird heute von allen Aerzten. auch den 
Vertretern der sogen. Schulmedizin angewendet, oder es handelt sich tun das 
b^mnte vieldeutige Schlagwort, das von den erklärten Feinden der wissen- 
schaftlichen Medizin als solcher zu deren Bekämpfung benutzt und agitatorisch 
verwertet wird. In beiden Fällen ist es aber mit der Standesehre und dem 
Standesansehen unvereinbar, wenn ein wissenschaftlich gebildeter Arzt sich in 
der angegebenen Weise dieser populären Bezeichnung bedient, die tatsächlich 
nur als dne nach § 8, Abs. 1 der Standesordnuug unzulässige Beklame wirken 
kann. Dem Ehrengerichtshofe liegt es vollkommen fem, irgend eine wissen- 
schafUiche Ueberseugung zu beanstanden oder den Arzt In der freien Wahl 
seiner Behandlungsmethode irgendwie zu beschränken. Wie wenig aber das 
Bek^tnis zum «Naturheilverfahren* einer festen wissenschaftlichen Ueber- 
zeugung entspricht, zeigt gerade der vorliegende Fall, da Dr. X., wie er schon 
vor dem Ehrenrate erldärt und auch vor dem Bhrengerichtshofe wiederholt 
hat, sich nicht behindert gesehen hat, bei Eassenkranken auch leichtere one- 
rafcive Eingriffe vorzunehmen, Medikamente zu verordnen und überhaupt aflo- 
patliiseh ta behandeln, „wenn dies billiger und kürzer war*. Hiemach muß der 
Eiirenseriehtshof aber in der Bezdchnung .Arzt für Naturheilverfahren* zunächst 
objektiv einen Verstoß gegen §§ 1, 8, Abs. 1 der Standesordnung erblicken. 



IBeiurllllieke Eingalie an die effisielien Organe der AerztUehen Standes- 
vertretviig mOssen sowohl in ihrem Inltalte^ als aneh in Ihrer äusseren 
Fem hamkt sein. Urteil des K5nigL Sachs. AerztL Bhren- 
gerichtshof es vom S.Februar 1906. 

D« Schreiben des Beschuldigten, Dr. med. X. in Y., an den Vorsitzenden 
des Aerztliohen Ehrenrates zu N. vom 20. März 190$ ist auch nach Ansicht 
des Ehrengeriohtshofes unhöflich und ungehörig und entspricht weder in seiner 
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änßeien Gestalt noch in seinem Inhalte deigenigen Formen, die ein gebildeter 
Mann einer sdt öffentlicher Autorität ausgestatteten SteUe gegenüber zu be- 
obachten hat 

Dabei ist das Verhalten Dr. X.8 in hohem Grade widerspruchsroll, inso- 
fern er in dieser formlosen ^Mitteilung*"') fttr sich das Prädikat ^Hoc h- 
wohlgeboren** fordert, das im strengamtUchen Verkehre der Ziyilbehördea 
Sachsens längst abgeschaifft ist. 

Der Ehrengerichtshof benützt jedoch diese Gelegenheit, um ein für alle- 
mal zu erklären, daß die Aerztlichen Ehrengerichte und deren durch das Ver- 
trauen ihrer Standesgenossen zu Ehrenrichtem berufene Mitglieder yiel zu hodi 
stehen, als daß sie durch bloße ünhöflichkeiten und üngehOrigkeiten, sellmt 
wenn diese als solche beabsichtigt erscheinen, beleidigt werden könnten. 
Derartige Verfehlungen fallen lediglich auf den Urheber 
zurück. Nur er vergibt sich damit etwas an seiner Standes- 
ehre; und für einen derartigen Verstoß gegen § 1 der Standesordnung er- 
scheint dem Ehrengerichtshofe ein „Verweis* als ausreichende Sühne. 



Ans denaturiertem Spiritus hergestellter Kampferspiritna Ist nieht 
ein ^Teronreinigtes Heilmittel^. Sein Verkauf ist dem freien Yerkelur 
überlassen* Urteil der Strafkammer des Oberlandesgerichts in 
Cassel vom 2^. August 1905. 

Unter Kampferspiritus, der nach der Allerhöchsten Verordnung vom 
22. Oktober 1901, Verzeichnis A Nr. 5, auch außerhalb der Apotheken a& Heil- 
mittel verkauft und feilgehalten werden darf, ist an sich, da es sich um eine 
Lösung handelt, jede Lösung von Kampfer in Spiritus zu verstehen. ^Spiritus' 
ist aber auch der sog. „denaturierte Spiritus**, d. h. Spiritus, dem durch die 
Steuerbehöxde Pyridin zugesetzt ist, um ihn für den Gebrauch unbrauchbar zu 
machen. Durch den Zusatz von Pyridin wird der Spiritus nicht etwas anderes; 
er ist und bleibt vielmehr nach der allgemeinen Verkehrsanschauung auch 
nach dem Zusatz von Pyridin immerhin „Spiritus**; der denaturierte Spiritua 
stellt lediglich eine besondere Spiritus -Art dar. 



denaturiertem Spiritus anzusehen, falls und soweit nicht besondere Vorschriften 
über die Zusammensetzung des Kampferspiritus oder allgemeine Verkehrs- 
anschauungen entgegenstehen. Die Allerhöchste Verordnung vom 22. Oktober 
1901 selbst enthält keinerlei Vorschriften über die Zusammensetzung des 
Kampferspiritus, und daß die Vorschriften des Deutschen Arzneibuches auf Heil- 
mittel, welche außerhalb der Apotheken feilgehalten werden, nicht An- 
wendung finden, ist bereits in dem angefochtenen urteil in zutreffender Weise 
ausgeführt Der Vorderrichter nimmt aber weiter an, unter Kampferspiritus 
verstehe „man** eine Lösung von Kampfer in reinem Weingeist und Wasser, 
das von dem Angeklagten feilgehaltene Präparat verdiene deshalb nicht die 
Bezeichnung „Kampferspiritus**. In diesen Worten kann nicht eine tatsächliche 
Feststellung gefunden werden, etwa dahin, daß das kaufende Publikum und 
die sonst beteiligten Verkehrskreise ganz allgemein unter Kampferspiritus 
ausschließlich eine Lösung von Kampfer in reinem Weingeist verstehe, 
die enthalten vielmehr nur eine Erwägung des Vorderrichters, eme Darlegung 
seiner persönlichen Auffassung, die indes nicht als berechtigt anerkannt 
werden kann. 

Es muß für ausgeschlossen gehalten werden, daß diejenigen Personen, 
die in Apotheken oder Drogenhandlungen Kampferspiritus verlangen, auch nur 
zu einem kleinen Teile sich überhaupt eine bestimmte Vorstellung von der 
Zusammensetzung des Kampferspiritus machen und insbesondere von der Voraus- 
setzung ausgehen, in Drogenhandlungen eine Lösung von Kampher in reinen 
Weingeist zu erhalten; auch die in dem angefochtenen Urteile getroiFene 
Feststellung, daß im Drogenhandel Lösung von Kampfer in denaturiertem 
Spiritus als Kampferspiritus angeboten werden, steht im Widerspruch mit der 
Annahme des Vorderrichters. 

Es ist demnach auch die von dem Angeklagten feilgehaltene Lösung 



^) Dr. X. hatte zu einer Eingabe an den Vorsitzenden des Ehrenrates 
ein gewöhnliches Geschäftsformular (Halbquartblatt) mit dem Vordrucke 
„Mitteilung** usw. benutzt. t 



Demnach 




Lösung von Kampfer in 
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als Kampferspiiitiis im Sinne der Allerhöchsten Verordnung vom 22. Oktober 
j901 anzusehen. Das angefochtene Urteil beruht somit auf einer rechtsirrttlm- 
Uchen Auslegung und Anwendung dieser Verordnung und ist deshalb aufzuheben. 

Auch eine Zuwiderhandlung gegen den § 9 der Pdizeiverordnung vom 
18. Juni 1908 kann Yorliegend nicht angenommen werden. Wenn, wie aus- 
gefflhrt, als Kampferspiritus im Sinne der Allerhöchsten Verordnung yom 
22. Oktober 1901 auch jede LOsung von Kampfer in denaturiertem Spiritus 
anzusehen ist, so kann eine solche LOsung nicht wegen der Verwendung Ton 
denaturiertem Spiritus dn ^yTerunreinigtes" Heilmittel im Sinne der genannten 
Polizeiyerordnung sein. 

liegt demnach weder eine üebertretung der Allerhöchsten Verordnung 
yom 22. Oktober 1901 noch eine üebertretung der Polizeiyerordnung yom 
18. Juni 1908 yor, so war, da die Anwendung einer sonstigen Strafbestimmung 
nicht in Frage kommt, der Angeklagte unter Aufhebung des angefochtenen 
ürt^ yon der gegen ihn erhoben Anklage freizuspreiäen. 



Destillate siad als ^^LSsungen^ im Sinne der KaiserlieheB Terord- 
Bung anzusehen. Die Hienfong-Essenz ist demgemlss dem treien 
Verkehr nicht ttberlassen. Urteile des Landgerichts zu QOttingen 
(IV. Strafsenats) yom 28. Noyember 1905 (a) und des Oberlandes- 
gerichts in Celle yom 22. Januar 1906 (b). 

a) Durch das angefochtene Urteil ist der Angeklagte auf Grund der 
tatsachlichen Feststellung, daß er im Sommer 1905 zu Mackensen ohne polisei- 
Hche Erlaubnis zu Heilzwecken eine dem Handel nicht freigegebene Arznei, 
nämlich „Hienfong-Essenz^, feilgehalten hat, gemäß § 867 * St. G. B. zu einer 
GMdstrafe yon 8 Mark yerurteilt worden. 

Die hiergegen frist- und formgerecht eingelegte Berufung konnte fttr 
begründet nicht erachtet werden. Der Angeklagte gibt auch in dieser Instanz 
zu, zur oben angegebenen Zeit Hienfong-Flssenz zu Heilzwecken feilgehalten 
zu haben, glaubt aber dazu berechtigt zu sein, weU die genannte Essenz nicht 
zu den unter das Verzeichnis A der Kaiserlichen Verordnung yom 22. Oktober 
1901 fallenden Zubereitungen gehOrt: er behauptet, „Hienfong** sei ein reines 
Destillat und daher dem freien Verkehr überlassen. Zur Begründung seiner 
Behauptung hat sich der Angeklagte bezogen auf Meissner, Kommentar zur 
Kaiserlichen Verordnung yom 22. Oktober 1901 S. 114 und das dort angezogene 
Gutachten des s&chdschen LandesmedizinalkoUegiums, sowie auf das Gutachten 
des Handelschemikers Utescher. — BL 80 d. A. 

Diesen Ausführungen kann nicht beigetreten werden. Nach dem über- 
zeugenden Gutachten des in dieser Instanz yernommenen Sachyerständigen 
Prof. Dr. Polstorf, das in seinem Besultate mit dem erstinstanzlichen Gut- 
achten sich yollkommen deckt, hat das Gericht die Ueberzeugung gewonnen, 
daß die „Hienfong-Essenz** unter das Verzeichnis A der genannten Kaiser- 
lichen Verordnung fällt, und zwar ist es als eine LOsung anzusehen (Nr. 5 des 
Verz. A). Es mag immerhin sein, daß „Hienfong-Essenz** ein reines Destillat, 
d. h. ein durch Erhitzung, Verflüchtigung und Verdichtung der Dämpfe her- 
gestelltes Präparat ist, wird hierneben eine LOsung flüchtiger KOrper in Wasser 
oder Spiritus der Destillation unterworfen, so bleibt das Destillat immer eine 
Losung der betreffenden flüchtigen Substanzen in Wasser oder Spiritus. 

Auch die iJs Ausnahmen yon Nr. 5 des Verzeichnisses A aufgeführten 
Zubereitungen, Eukaljptuswasser, Kampherspiritus und Karmelitergeist sind 
Destillate, und da sie als Ausnahmen der unter 5 des Verzeichnisses A auf- 
geführten flüssige Gemische und „Losungen** angegeben sind, so kann dies nur 
daraus erklärt werden, daß auch die Kaiserliche Verordnung Destillate als 
Losungen angesehen hat 

Unter Aufrechterhaltung der eingangs angegebenen erstinstanzlichen 
Feststellung war daher der iüigeklagte aus § 867* Strafgesetzbuch in Ver- 
bindung mit der Kaiserlichen Verordnung yom 22. Oktober 1901 zu yerurteilen. 

b) Die Beyision ist unbegründet Die Verletzung einer Norm des 
materiellen Bechts, insbesondere der Kaiserlichen Verordnung yom 22. Oktober 
1901 liegt nicht yor. Namentlich ist ein Bechtsirrtum nicht in der Annahme 
des Bernifungsrichters zu erblicken, daß im Sinne der Bestimmung unter 45 
der angeführten Verordnung ein Destillat auch eine LOsung sein kOnne. 
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Jk« Könlipreiob PrenMen* 
Btehti9kelttl^k6lidg«iif der ReiselmteBlifvIdaltoBM der Kreie- 
Inte« Erleß deiMiAisteri der niw. MedisinalaBgeltffeiikeltea 
▼ om aaFebrmar 1906— M. Nr. 280 — an BSmUiehe Herren Segieriage* 
prieidenten« 

Auf den Bericht Tom 22. Janaar d. J. — Nr. 887/06 L Da — erwidere 
ieh Bw. HooiiiroUgeboren ergebeoBt, dafi es keinem Bedraken unterliegt, kel 
der Amreisong der monatlichen &ei8eko8tenliqaidationen der Kreieinte die 
Bteehoinigang der Bichtigkeit mit der ZahlaMsanweHonff sn yerUaden und 
den Einging der letsteren^ unter Streichung des Vordmäs fir die Bichlii^ 
keiMeechefaiigttng auf Seite 4 des Formulars XII sn § 118 der Dienstaawtieung 
ier die Kreis&rste domgowlfl zu fassen: 

„Die BichtigkeÜ wird bescheiBigt und die Königliche 

Hauptkasse angewiesen (usw.).** 
Bei der Neuherstellung ron Formularen kOnnen diese Aenderungen be- 
rücksichtigt werden. 



AbgelM Ten mit H^isgefst deaatsriertem Sj^ritwi korgeeteUtea HeA- 
Bütteln« Erlaß des Ministers der usw. Medixinalangelegea- 
heiten tom 1& Februar 1906 — IL Nr« 5050 — an simtliche Hmea 
Begierungspris id ea t e n . 

In den durch Bunderlaß vom 28. Desember 1908 ^ M 6697 Mfak^BL 
t Med. pp. Ang. t. 1908 S. 4)*) mitgeteilten Qmndzttge ttber die Begeluag das 
Verkehrs mit Arzneimittecn außerhalb der Apotheken ist unter Nr. 8 besUansL 
daß die Torhandenen Ameimittel*) echt und zum Gebrauche fir Mensehen und 
Tiere geeignet, sowie weder verdorben noch yerunreiBigt sein dtlrlen. Ferner 
ist in dem Erlasse vom 20. Juni 1906 — M. 6475 ü I — Min.-BL fir Med. m 
Ang. 8. 808) darauf hingewiesen, daß es strafbar ist, Heilmittei, weloiie durä 
Verwendung yon mit Holzgeist denaturiertem Spiritus hergesteUt sind, ia dm 
Verkehr zu bringen. 

Eine bezttffliche Anfrage gibt mir jetzt Veranlassung^ aaeh Ankgeea 
der Wiseenschafuichen D^uUtion fttr das Medizinalweeea aech beesadsia 
darauf hinzuweisen, daß mit denaturiertem Branntwein hergestellte Hetsüttsl, 
auch wenn sie nur zu äußerlichem Ghebraucke besdmsU rin£ als seht and xma 
(Gebrauch geeignet, nicht anzusehen sind. Sie dttrfen duar eafierMi dar 
Apethekea ebeasoweaig wie Innerhalb derselbea abgagebea werlea.*) 



Stifluac eines Ehrenzeichens fdr Hebammen. Verordnung roai 
I.Januar 1906. 

§ 1. Das Ehrenzeichen ist für Hebammen bestimmt, welche 80 Jahre 
hindurdi ihre Berufstätigkeit im Lande vorwurfsfrei ausgeübt und sich tadetlos 
gefOkrt haben. 

^ 2. Das iairenzeichen besteht in einem goldenen IBCreuz mit der 
Herzoglichen filrone und mit der Inschrift: »Für Treue im Berut* 

§ 8. Die Verleihung des Ehrenzeichens und die Vollziehung der darüber 
auszufertigenden Urkunde erfoLrt durch die Herzogin. 

§ 4. Anträge auf Verleihung des Ehrenzeichens sind durch die Kreia- 
polizeibehOrden an das Staatsministerium zu richten. 

§ 5. Das Ehrenzeichen verbleibt nach dem Tode der Inhaberin derea 
eheliche Nachkommen, muß aber, wenn solche nicht vorhanden sind, an Unsere 
Ordenskanzlei zurückgegeben werden. 

§ 6. Die gesetzBehen Vorschriften Über den dauernden Verlust voa 
Orden und Ehreueichen finden auch auf das Ehrenzeichen für Hebiüiu(nea 
Anwendung. 

Siehe Bsflage zu Nr. 8 dieser Zeftschriit r 1902, 8. 80. 
*) Siehe Beilage zu Nr. 15/16 dieser Zeitschrift; 1905, 8. 124. 

Siehe das vorstehende Urteil des Oberlandesgerichts in Cassel, fl. 88. 

Verantwortl. Redakteur: Dr.Bapmund, Heg.- u. Geh. Med.-Rat in jy^d^ L W. 
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Beilage snr aSeltsohrlfk für Medlssinal-Beamte. 
Nr. 7. 5> Aprü, 1906. 

Medizinal - Gesetzgebung. 

ErgiBfiiur der GebUbreii-Ordiiuif fftr approbierte Aente ud Zalui- 
inte Tom 15. Mal 1896« Bekanntmachang des Ministers der usw. 
Mediainalangelegenlieiten Tom 18. März 1906 — M. Nr. 8288 — 
an s&mtliche Herren Aeffiemngspr&sidenten. 

Auf Grund § 80 der Gewerbe-Ordnong für das Dentsche Beich (Beichs- 
G.-BL 1900, a 871 ff.) bestimme icb bezflffliob der Gebftbren- Ordnung fttr 
approbierte Aerzte und Zahnärzte Tom 15. Mai 1896 folgendes: 

1. Hinter den Ziffern 5 und 87 des Abschnitts IIA werden folgende 
^em 5a und 87a eingefügt: 

5 a. Beratung eines Kranken durch den Fernsprecher 1-- 8 M. 

Findet die Beratung von einer öffentlichen Fernsprechstelle 
aus 'statt, so steht dem Arzt neben der Gebühr für die Be- 
ratung dne Bntsch&diffung für ZeitTorsäumnis zu, und zwar 
für jede angefangene halbe Stunde in Höhe Ton 1,50—8 M. 
87 a. Einspritzung yon Heilmitteln direkt in eine Blutader (außer 

dem Betrag für die Mittel) 8—20 M. 

2. Die Vorschrift in Ziffer 10 erhält nachstehende Fassung: 
Für Besnohe oder Beratungen in der Zeit zwischen 9 Uhr abends und 
7 Uhr morgens das Zwei- bis Dreifache der Gebühr zu Nr. 1-- 4, Nr. 5 a, 
Nr. 7 und zu Nr. 20. 
Die Gebühr unter Nr. 2 ist jedoch nicht unter 8 Mark zu bemessen. 



Eilumidulf der naek | 6 des Ctoseties zur Bekimpftug flbertrag- 
iNurtr Krankheiten Torgesehriebenen w9ekentlicken NaehweisunseB Uber 
SrkrmnkiBf eil und Todesfälle an übertragbaren Krankkeiteii seitens der 
Begierugspräsldenten an das Kaiseriiehe Gesundheitsamt. Erlaß des 
Ministers der usw. Medizinalangelegenheiten Tom 18. März 
1906 — M. Nr. 10815 — an sämtliche Herren Begierungspräsidenten. 

Auf Grund des Bunderlasses Tom 15. Januar 1881 — M. Nr. 28 — 
(Minist-BL 1 d. Inn. Verw. S. 20) werden dem Kaiserlichen Gesundheitsamte 
w5eh«itlich seitens der Begierungs- und Medizinalräte nach einem bestimmten 
Formulare Nachrichten über das Auftreten derjenigen gemeingefälirlichen 
Krankheiten übersandt, wdche der Anzeigepflicht unterliegen. 

In den Ausfülirungsbestinmiungen zum Preußischen Gesetze betr. die 
Bekämpfung übertragbarer Krankheiten vom 28. August 1905 (Mini8t.-BL für 
Medizinal- pp. Ang. S. 899) ist zu § 6 Torgeschrielm, daß die Begierungs«- 
präsidenten wöchentlich nach einem bestimmten, unter Anlage 4 dasSbst mit- 
geteilten Muster Nachweisungen über die in ihrem Bezirke Torgekommenen 
Erkrankungen und Todesfälle an übertragbaren Krankheiten dem Oberpräsi- 
denten und mir einzureichen haben. 

Da letztere Nachweisungen dasjenige Material enthalten, welches bisher 
seitens der Begierungs- und IMizinaLräte dem Kaiserlichen (}esundheitsamte 
mitzuteilen war, so bestimme ich zur Vereinfachung des GesdiäftsTerkehrs 
unter Aufhebung des Erlasses Tom 15. Januar 1881, daß an Stelle der bis- 
herigen Anzeigen ein Exemplar der nach den yorgedachten Ausführungsbestim- 
mungen dem Oberpräsidenten und mir einzurddienden Wochennachweisung 
auch dem Kaiserlicnen Gesundheitsamte spätestens bis zu jedem Donnerstag 
der auf die Berichtswoche folgenden Woche einzusenden ist. 
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Die rechtzeitige Einsendniig der Wocheiinacliweisungen wird im Hinblick 
auf ihre demnächstige Verwertung in den wVeröifentliohiingen des Kaiserlichen 
Gesundheitsamts" zur besonderen Pflicht gemacht. 



Naehweis öffeiitlieher ImpfUngstermlne seitens der MedlxiBalpnk- 
ttkanten. Erlaß des Ministers der nsw. Medizinalangelegen- 
heiten vom 80. Janaar 1906 an die Herren Yorsitzendoi der ärztUcheii 
PrOfonffskommissionen. 

Gemäß § 68, Abs. 1 der Prüfnnffsordnong ftür Aerzte vom 28. Mai 1901 
hat der Kandidat der Medizin nach Ablauf des praktischen Jahres mit dem 
Antrage auf Erteilung der Approbation als Arzt u. a. den Nachweis yorzulegen, 
daß er mindestens zwei öffentlichen Impfungs- und ebensoyieien Wieder- 
impfunffsterminen beigewohnt hat. 

Es wird vielfach angenommen, dieser Vorschrift sei Genftge geleistet, 
wenn nachgewiesen werden kann, daß der Kandidat w&hrend der Studienzeit 
an einer entsprechenden Zahl von Impfungsterminen teilgenommen hat. 

Diese Annahme ist unzutreffend. 

Die im § 63 der Prüfungsordnung vorgeschriebene Beteiligung an min- 
destens zwei öffentlichen Impfuigs- und ebensovielen Wiederimpfungsterminen 
hat vielmehr nach vollständig bestandener ärztUcher Prüfung zu erfolgen und 
ist auch dann nachzuweisen, wenn dem Kandidaten ein Tdl des praktischen 
Jahres erlassen wird. 

Ew. Hochwohlgeboren ersuche ich ergebenst, die dort in der Prüfung 
stehenden ELandidaten der Medizin auf obige Vorschrift ausdrücklich aufmerk- 
sam zu machoi. 



MelduBgoi imr Intlichen TorprOfaBg« Erlaß des Ministers der 
usw. Medizinalangelegenheiten vom 14. Februar 1906 — UL 
^9 — an die Herren Universitäts - Kuratoren (mit Ausnahme von Münster) 
und an die Medizinische Fakultät der iBLOniglichen Friedrich Wühelms- Uni- 
versität in Berlin. 

Nach den auf meine Bundverfügung vom 14. Juli v. J. — ü L 1958 — 
erstatteten Berichten der Medizinischen Fakultäten glaube ich von dem Erlaß 
einer besonderen Bestimmung wegen vorzeitiger Ausstellung der nach §§ 8, 9 
der Prüfungsordnung für Aerzte vom 28. Mai 1901 vorgeschriebenen Zeugnisse 
für Studierende, welche sich am Schluß des fünften Semesters zur ärztlichen 
Vorprüfung melden, absehen zu sollen. Etwa im Einzelfall hervortretende 
Schwieriffkeiten werden sich dadurch beheben lassen, daß — wie dies bereits 
an verschiedenen Universitäten geschieht ^ die betreffenden Universitätalehrer 
den Vorsitzenden der ärztlichen Vorprüfungskommissionen diejenigen Kandidaten 
rechtzeitig bezeichnen, welche nach Beendigung der bezüglichen Kurse die in 
Bede stenenden Zeugnisse erhalten werden. 

Ich stelle ergebenst anheim, hiemach die dortige Medizinische Fakultät 
und den Vorsitzenden der ärztlichen Vorprüfungskoiunission zu verständigen. 



Die Hygiene in den Sehnlen« Verfügung des Begierunga- 

Präsidenten zu Minden vom 16. September 1905. 

In den auf unsere Bundverfügung vom 28. April v. J. hier eingegangenen 
Berichten ist allseitig die Notwenfigkeit einer die wichtigsten Punkte der 
Schulgesundheitspflege umfassenden iliweisung anerkannt und es für zweck- 
mäßig erachtet, daß sich diese lediglich auf diejenigen Maßnahmen beschränkt, 
die zur Verhütung der mit dem eigentlichen Schulbetrieb verbundenen 
gesundheitlichen Gefahren für die Schulkinder sowohl, als für die Lehrer ge- 
boten erscheinen. Von diesem G^ichtspunkte aus, sowie unter tmilichster 
Berücksichtigung der dankenswerten, auf praktischen Erfahrungen beruhenden 
Vorschläge der Herren Berichterstatter ist die nachstehende Anweisung ans- 
gearbeitet Sie bringt keine wesentlich neuen Bestimmungen, sondern stalli 
nur eine leicht verständliche md handliche Zusammenfassung der bisher in dieser 
Hinsicht erlassenen zahlreichen, diesseitigen Verfügungen dar, die durch sie 
aufgehoben werden, soweit sie nicht in ihr ausdrücklich als weiter gehend er> 
wähnt sind. 
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Bd der Wichtigkeit des GegeastaBdes ordaen wir zur DoreklflhniDg 
der in der AmreiBOiff getroftenen MafinahiDeii folgendes an: 

1. Jedem zur Zeit im Dienst beilndliolien Lelirer und jeder Lehrerin ist je 
ein Sonderabdmek dieser Verfftgong nebst Anweisong (Anlage I) anssn- 
händigen, und ihnen liierbei die genaue Beachtung der gegebenen Vor- 
schriften zur besonderen Pflicht in machen. 

2. In gleicher Weise ist den später angestellten oder in den hiesigen Begie- 
ronffsbezirk yersetzten Lehrern und Lelirerinnen gegenttber zu yerfahren. 

8. Auf der nächsten Kreislehrerkonferenz hat die Anweisung den einzigen 
Beratungsgegenstand zu bilden. Zu dieser Konferenz ist der zuständige 
KreiMtfzt einzuladen, damit er die zu einzelnen Punkten der Anweisung 
etwa noch erforderlichen Erläuterungen geben oder sonstige gesundheit- 
liche in der Konferenz anaeregte Fragen beantworten kann. 

4. Auch bei jeder sich sonst bietenden gMigneten (Hlegenheit sind die Lehrer 
auf den hohen Wert einer yerständigen (Gesundheitspflege fttr die Jugend 
aufmerksam zu machen und immer wieder Ton neuem darauf lunzuw&en, 
daß de sich nicht nur mit den Grundsätzen der Gesundheitslehre bekannt 
zu machen, sondern diese auch gegenttber den Schulkindern in Anwendung 
zu brinffen haben. Es muß eine ihrer wichtigsten Aufgaben sein, sowolü 
fördernd, als abwehrend für die geistige und körperliche Gesundheit der 
Schulkinder zu sorgen. 

5. Von einer kurz gefaßten Zusammenstellung der wichtigsten Grundsätze 
der Schulgesundhdtspflege in Plakatform ist Abstand genommen, weil 
die Too der Mehrzahl der Berichterstatter dagegen angefttlirten Grftnde 
diesseits als berechtigt anerkannt werden mußten. 

üm jedoch die Schulkinder mit den für sie hauptsächlich in Betracht 
kommenden Grundsätzen bekannt zu machen, sind diese in Form einer 
kurzen Belehrung (Anlage II) zusammengefaßt und auf einem Oktav- 
blatt abgedruckt, das ohne Schwierigkeit jedem Lesebuch am Schluß bei- 
ffcfflgt werden kann. Die Lehrer und Lehrerinnen haben darauf zu achten, 
daß dies in den Lesebttchern der über 10 Jahre alten SchuUdnder ffesclüeht; 
außerdem haben sie bei jeder sich im Unterricht darbietenden (Gdegenheit, 
namentlich beim Unterricht in der Naturkunde, nicht blos diese Belehrung, 
sondern auch andere, für die Schulkinder yeiBtändliche Punkte der An- 
weisung zu erOrteml und die Schulkinder insbesondere auf die genaue 
Beachtung der betreffenden Vorschriften sowie auf deren große Bedeutung 
für die Erhaltung und Kräftigung der (Gesundheit hinzuweisen. 
Die Herren Landräte und &eisärzte sind von uns mit entsprechender 
Anweisung yersehen; insbesondere haben wir die Herren Landräto ersucht, 
dafür Sorge zu tragen, daß nicht nur ihnen die auf Kosten der Schulgemeinde 
zu baschMfenden Sonderabdrücke für die Lehrer sobald als mdglich zur Ver- 
fügung gestellt werden, sondern das auch jedes Mitglied des ^ulrorstandes 
efaien derartigen Sond«rabdruck erhält und in einer der nächsten Schulyor- 
staodssitzungen diejenigen Punkte der Anweisung besprochen werden, die für 
den SchulTorstand besonderes Interesse haben, also namentlich die Vorschriften 
über die Instand- und Beinhaltung der SchuLräume und der dazu gehörigen 
Nebenräume, über die Anstellung geeigneter leistungsfähiger Personen für die 
Beinhaltung dieser Bäume usw. 

Da &st sämtliche Berichterstatter die leider in sehr Tielen Schulen noch 
immer yMbaadene nuinselhafte Beinigung der Schulsimmer, Aborte usw. mit 
Becht darauf zurüddtthren. daß diese Arbeit sehr häuflg ungeeigneten und 
über ihre Obliegenhdten schlecht unterrichteten Personen übertragen soi, so 
haben wir die Herren Landräte ersudit, für tunlichste Abhilfe dieses Miß- 
standes zu sorgen. Ebenso ist dem vielfach geäußerten Wunsche entsprechend, 
ein Entwurf zu dner Dienstanweisung (Anlage III) fttr die mit der Reinigung 
und Heizung der Schulen beauftragten Personen bdgefügt, der als Muster für 
eine soldie dienen kann. 

Ueber die .Durchführung der getroffenen Anordnungen sowie darüber, 
ob und inwieweit sie dch bewährt haben, sehen wir einem durch die Hand 
des Herrn Landrats bis zum 1. Oktober 1908 elhzureichenden gefälligen Be- 
richte entgegen. 

An die Herren Kreisschulinspektoren des Begierungsbezirks. 
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Abdruck der Torstehenden Verfügiuig nebst Anlagen I^IV erkalten Sie 
m Beachtung mit dem Eranchen, betreffs der Beschaffong der Sonderabdrflcke 
sowohl von der Anweisiing (AnL I) zor Verteilung an die Lehrpersonen und 
an die Mitglieder des SchnlTorstandes, als Yon den (^esnndheitsregeln fftr die 
Schulkinder (Anlage II) die erforderlichen Anordnungen sn treffen. 

Vor allem kt aber dafür zu sorcen, daß kttnfnghin eine ordnungsmäßige 
und ansreiohende Behiigong der SchaLräame osw. sicher gestellt w&d. Der 
Tielfach herrschenden Unsitte, diese Beinigong von schwächlichen, ungeeigneten 
Personen, inyaliden Ortsarmen nsw. besorgen zu lassen, muß unter Vermeidung 
Ton Härten entgegengetreten und darauf hingewirkt werden, daß diese Arbeit 
nur suTerlässigen, gesunden (insbesondere nicht an Schwindsucht leidenden) und 
körperlich leistungnähigen Personen ttbertragen wird, deren Obliegenheiten mOg- 
liehst genau yertragsmäßig zu regeln sind. Hierbei empfiehlt es rieh, den beise- 
fftgten Entwurf einer Dienstanweisung (Anlage III) unter Berflckdchtigung der 
jeweiligen örtlichen und besonderen Verhältnisse zugrunde zu legen. 

Lehrern ist unserer wiederholten Anordnung gemäß die Besorgung der 
Beinigungsarbeiten und der Heizung gegen Entschäd^^g nicht zu ttbertnigen, 
da ihnen die üeberwachuug dieser Arbeiten obliegt. Ebenso dürfen Schul- 
kinder nicht dazu benutzt werden; jedoch kann es gestattet werden, daß 
Schfllerinnen der Oberklassen in ihren Schulzimmem kwn tot dem Unterricht 
nochmals die Bänke, Tische und das Lehrpult mit einem angefeuchteten Tuch 
abwischen, falls sie sich freiwillig dazu bereit erklären. 

Die bei Ihnen bis zum 1. Oktober 1908 eingehenden Berichte des Herrn 
Kreisschulinspektors und des Herrn Kreisarztes ttber die Durchfahrung der 
getroffenen Anordnungen sind bis zum 1. NoTember 1908 mit einem Be^^leit- 
berichte an uns weiterzureiehen, in dem Sie auch Ihrerseits nach den gleichen 
Gesichtspunkten berichten wollen. 

An die Herren Landräte des Begierungsbezirks, sowie an dea Herrn 
Oberbürgermeister in Bielefeld. 



Abdruck der Torstehenden Verfügung nebst Anlagen I— IV erhalten Sie 
zur Beachtung mit dem Ersuchen, einer an Sie ergehenden Einladung des 
Kreisschulins^ktors zur Kreislehrerkonferenz Folge zu geben und diese Qe> 
legcnheit zu benutzen, um an der Hand der Anweisung die Teilnehmer der 
Konferenz auf die große Bedeutung der Gesundheitspflege für den Sdiulbetrieb 
noch besonders auunorksam zu machen. Auch bei anderen (Megenheitai, 
namentlich bei den Torgeschriebenen SchulbesichUgungen und bei etwaigen 
Schulschließungen wegen Ausbruchs ansteckender Krankheiten unter den Schul- 
kindern sind die in der Anweisung gegebenen Vorschriften immer wieder Yon 
neuem mit den betreffenden Lehrern und Lehrerinnen zu besprechen, da tob 
deren TerständnisTollem Interesse und tatkräftiger Mitwirkung ihre Durch- 
führung in erster Linie abhängt 

Ueber die Durchführung der getroffenen Anordnungen wollen Sie in 

SJeioher Weise wie die Herren Kreisschulinspektoren bis zum 1. Oktober 1908 
urdi die Hand des Herrn Landrats berichten. 

An die Herren Kreisärzte des BegierungsbezirkB. 
AnlageL 

▲awtlraiig ftbtr OMiuidh^ltq^^g« in dm SoIiiiIm. 

Die zur Erhaltung und Forderung der (Gesundheit der Schulkinder er- 
forderlichen Maßnahmen haben sich teils auf die den Schulzwecken dienendea 
Bäumlichkeiten und Einrichtungen, teils auf die Lehr- und Lernmittel, teils 
auf den körperlichen und geistigen Zustand der Schulkinder selbst zu erstreckob 

JL MMiTiahmen betrefTs der den SolialsveolLen dienenden 
Bäumllohkeiten und Blnrlohtungen. 
1. Eine der wichtigsten Forderungen ist Ordnung und Sau*berkeli 
in allen Bäumen. 

Um dieser Forderung zu genügen, sind als tunlichst überall •^'"«nfc^H^t 
Bogel folgende Vorschriften zu belichten: 
a) Täglich sind sämtliche Schulzimmer, Gänge, Flure, Treppen und Neben« 
anlagen durch feuchtes Auskehren zu reinigen und die Schulbänke, Schul- 
tische usw. feucht abzuwischen; all wOcn entlich sind ai^ßerdea. die 
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Fußboden auiBnwMcheiL Alle Tier Wochen hat sodann eine gründ- 
lichere Beinigong stattzufinden, bei der unter Abrficken der SchnKische 
and sonstigen Möbel die EoßbOden mit Seife zn schenem, die Schulbänke, 
Schultische usw. abzuseifen, die Fenster abzuwaschen, die Wände, Decken. 
Fenstervorhänge, Oefen, Buder usw. abzufegen sind. In den Oster- und 
Herbstferien ist schließlich die halbjährliche Hauptreinigung yor- 
znnehmen; dabei sind gleichzeitig die erforderlichen Ausbesserungen, Er- 
neuerungen des Anstrichs usw. (s. unter d) auszuführen. 

Maßgebend für die Vornahme dieser Beinigungsarbeiten sind die in 
Anlage lU gegebenen Vorschriften. Die Arbeiten müssen ebenso wie die 
Heizung (s. I^r. 5) geeigneten, körperlich leistungsfähigen und zuverlässigen 
Personen gegen eine angemessene Entschädigung vertraffsmäßig übertragen 
werden; mre pünktliche und sorgfältige Ausführung hat der Leiter der 
Schule zu überwachen. 

Schulkinder dürfen zu Beinigungsarbeiten nicht herangezogen werden; 
jedoch kann die Anordnung getroffen werden, daß Schülennnen der Ober- 
klassen kurz vor dem Unterricht in ihren Schulzimmem nochmals die 
Bänke, Tische und das Lehrpult mit einem angefeuchteten Tuch abwischen, 
falls Ae sich freiwillig dazu bereit erklären. 

b) Karten und sonstige Lehrmittel müssen, soweit sie nicht an der 
Wand oder an besonderen Ständern befestigt smd, im Schulschrank oder 
in einem anderen versdiließbaren Baume oder Behälter aufbewahrt werden; 
dasselbe gilt betreils etwaiger Bücher, Hefte, Kreide, Schwamm usw. 
Anschauungsbilder, die zum Wandschmuck dienen sollen, sind zu lackieren, 
um sie leicht vom Staub reinigen zu können: Lehr- und Lernmittel, sowie 
andere GFegenstände, die dauernd nicht menr benutzt werden, sind aus 
dem Schulzimmer zu entfernen. 

•) Alljährlich ist der Fußboden, soweit er noch dazu geeignet und nicht 
zu sehr ausgetreten ist, zweimal mit reinem, gekochten, heißem Leinöl- 
flmiß ohne jeden Farbenzusatz zu tränken, nadidem er vorher von allem 
Schmutz gründlich gereinigt ist und seine etwaigen Fugen ausgespänt 
oder verkittet sind. Diese Arbeit ist gleich nach Begmn der Ferien 
vorzunehmen, damit der Anstrich genügend Zeit zum Antrocknen hat. 

Statt des Anstrichs mit Leinöl kann auch ein solcher mit staub- 
bindenden Oelen erfolgen, durch den die Staubentwickelung wesentlich 
verhindert wird. Dieser Anstrich, der nicht zu dick aufgetragen werden 
darf, ist jährlich zwdmal nach zuvorigem Scheuem des Fußbodens mit 
heißem Sodawasser und Seife vorzunehmen ; zur Beinhaltung genügt dann 
Auskehren mit feuchten Sägespänen. 

d) Ebenso ist alljährlich c^mal der Anstrich der Docken und Wände, 
soweit diese nicht mit Oelfarbe gestrichen sind, während der Ferien 
(Ostern oder im Herbst) zu emeuem; es muß dies ebenfalls gleich nach 
Beginn und nicht gegen Ende der Ferien, sowie vor Erneuerung des Fuß- 
bodenanstriches gesdiehen. Zum Wandanstrich dürfen keine grellen, 
gift- besonders arsenikhaltigen Farben gewählt werden; am zweckent- 
sprechendsten ist ein hellgraublauer oder mattgrüner, mit einigen farbigen 
IJnien abgesetzter Anstrich. Bei den mit Oelfarbe gestrichenen Wand- 
sockeln oder Holzpanelen, deren Anbringung bis 1,^ m Höhe sehr zu 
empfehlen ist, genügt ein gründliches Abwaschen mit Seifenwasser. 

e) Es ist darauf zu achten, daß die Treppen, Flure und Schulzimmer nicht 
unnötig verschmutzt werden. Demzufolge sind vor den äußeren Ein- 
gangstüren geeignete und hinreichend große Fußkratzer anzubringen, zu 
deren Benutzung die Schulkinder angemdten werden müssen. 

f) üm das Hineintragen von Schmutz in das Schulgebäude zu vermeiden, 
ist es weiterhin zweckmäßig, die Zugangswege auf eine gewisse Ent- 
fernung hin (10—20 m) zu pflastern; dasselbe gflt betreffs der Wege zu 
den Aborten. 

2. Für Beinhaltung der Luft ist weiterhin durch ausgiebige 
Lüftung des Schulzimmers zu sorgen und zwar während des Unterrichts durch 
zweckmäßigen Gebrauch der vorhandenen Lüftungseinrichtungen (kippbare 
Oberlichter in den Fenstern, Entlüftungsschächte, üi Verbindung mit der 
Heizung stehende Frischluftkanäle), in den Zwischenpausen und nach Schluß 
der Schulstunden durch Oeffnen aller Fenster und womöglich auch, der Türen. 
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Diese Anordmuigen dflrfen nicht etwa ans der in manchen Ereben noch 
herrechenden Sehen vor «»frischer Lnft* oder ror dem angeblidi beim Lüften 
entstehenden «Zag* oder im Winter wegen Eindringens zu kalter Luft unter- 
lassen werden. 

Ebenso maß dalttr gesorgt werden, daß zor warmen Jahresieit des nachts 
wenigstens die Oberlichter der Fenster geOffiiet bleiben and des morgen früh- 
zeitig sämtliche Eensler geOffhet werden. 

8. Wichtig für die Beinhaltong der Loft ist anch die ünterbringnng 
der Mantel, Tücher, Eopfbedeckangen nsw. in den Schalflaren statt in d«i 
Schalzimmem. Die in diesen etwa noch Yorhandenen Kleiderhaken sind 
daher tanlichst za entfernen and in den Schalflaren anzabringen, soweit der 
hier vorhandene Baum dazu aasreicht 

4. Es ist femer dafür za sorgen, daß die Lehrr&ame frühzeitig, min- 
destens V4 Stande vor Beginn des Unterrichts geöffnet werden, duoit die 
Schalkinder nicht l&ngere Zeit draoßen, angeschützt gegen Kälte and Nässe, 
warten müssen. 

5. Die Heizang der Schalzimmer maß während der kalten Jahrea- 
zeit eine aasreichende and gleichmäßige sein; sie soll anch an dem vom Ofmi 
entferntesten Schülersitze +16^0. betragen. Maßgebend für die Temperatar 
ist das in jedem Zimmer, an der dem Ofen gegenüberliegenden Wand in etwa 
1,50 m Höhe anzabrbgende Thermometer. Die Heizang ist der änßeren Tempe- 
ratur anzupassen and eine za geringe Erwärmung (unter -J- 14 ^ C.) ebenso za 
vermeiden als ein üeberheizen (über ^18*0.). Vor allem ist daranf za 
achton, daß die Schalzimmer schon bei Beginn des Unterrichts genügend er- 
wärmt sind, weil dann das Wärmebedürfnu der Schulkinder, die oft weite 
Schulwege zurückzulegen haben und dabei durchgefroren sind, am größten ist. 
Besonders empfehlenswert für Erhaltung einer gleichmäßigen Erwärmung der 
Schulzimmer sind die sogenannten Füll-Begulier-Mantelöfen, für deren Bedienung 
die diesseitige Anweisung vom 10. März 1896 massgebend ist. Bei Zentral- 
heizungen ist für reichliche Zufuhr frischer Luft zu sorgen; falls besondere 
Einrichtungen dafür fehlen, sind tunlichst die Oberlichter der Fenster (Kipp- 
fenster) offen zu halten. 

G^gen strahlende Wäxme müssen die Schulkinder durch Ofenschirme 
geschützt werden, die nirgends fehlen dürfen. Sie müssen genügend hoch 
(1,50 m) und breit (die na(m dem Schulzimmer gerichtete Ofenseite völlig ver- 
deckend) und womöglich doppelwandig sein (mit einer 2 cm starken Luftsäiicht 
dazwischen). 

Schwächliche Kinder sind nicht in die Nähe des Ofens zu setzen, auch 
wenn dessen strahlende Hitze durch einen Ofenschirm abgehalten wird; des- 
gleichen empflehlt es sich, bei den Plätzen in der Nähe des Ofens öfters einen 
Wechsel der Schulkinder eintreten zu lassen. 

6. Einen weiteren wichtigen Punkt bildet die genügende Belichtung 
der Schulzimmer. Jede wesentliche Beeinträchtigung des Lichteinfalls dur^ 
Bäume, Sträucher usw. vor den Schulfenstern ut zu beseitigen. Sollen die 
unteren Fensterscheiben abgeblendet worden, so muß dies durch Verwendung 
von matt geschliffenem oder geätztem (nicht geriffeltem oder gemustertem), 
für das Licht völlig durchlässigem Glase geschehen; ein Bestreichen der unteren 
Glasscheiben mit weißer Oelfarbe ist zu diesem Zwecke nicht zulässig; deruUg 
gestrichene Fensterscheiben sind nach und nach zu beseitigen. 

In Schulzimmem, die noch zweiseitiges Licht habcoi und bei denen die 



nicht möglich ist, empfiehlt es sich, die rechts von den Kindern befindlich«! 
Fenster ebenfalls mit mattgeschliffenem oder geätztem Glase zu verglasen. 
Die etwa nach vom liegenden Fenster sind während des Unterrichts stets durch 
dichte Läden oder dichte und dunkle Vorhänge vollständig zu verschließen, 
falls ihre völlige Beseitigung aus besonderen Gründen (Zufuhr von Sonnenlidit 
in der schulfreien Zeit) nicht angängig ist In gldeher Wdse ist mit Eück- 
sicht auf den Lehrer auch bei den im Bücken der Schulkinder liegenden Fenstern 
zu verfahren. 

Die gute Belichtung der Schulzimmer ist auch durch einen hellen An- 
strich der Wände (s. vorher unter Nr. 1 d) zu heben. 

7* Die Fenstervorhänge, zu denen nor helle, glatte and waschbare 




bauliche Aendemng 




Bechtspreehung und Mediiinal-GoBetzgebimg. 



Stoffe yerwandt werden därlen, mflssen nicht in, sondern vor den Fenstemiachen 
angebraeht und so eingerichtet sein, daß sie beim Nichtgebrauch Yollst&ndig 
seitlich surttckgezogen werden können and den Lichteinfair nicht einschränken. 
Sie sind ans einem Stück hersustellen« nur bei sehr großen Fenstern ist eine 
Teilnng in zwei Hälften zulässig. Uebervorhänge, die den Lichteinfall durch 
die oberen Fensterscheiben beeinträchtigen, sind nicht statthaft 

8. Die Schnlbänke müssen so aof gestellt werden, daß das Licht links 
Yon den Schulkindern einfallt ; dabei ist ein Mittelgang von 50 cm Breite, von 
den Längsseiten je ein Seitengang von 40 cm und an der Bückwand ein Gang 
▼on 80 cm Breite freizulassen. 

Li jeder Schalklasse sind Bänke von mindestens drei verschiedenen 
GrOßenmaßen aafzastellen, die kleineren nach vorn, die größeren nach hinten. 

Für die Beschaffenheit der Schalbänke ist ansere Verfügung vom heatigen 
Tage (s. Anlage IV) maßgebend, deren Vorschriften bei einer Neabeschaffang 
oder ümänderang von Schalbänken and Tischen genaa za beachten smd. 

9. Es ist dafür za sorgen, daß mit etwas Wasser gefüllte Spacknäpfe 
in den Schalräamen vorhanden sind, diese täglich gereinigt and mit Wasser 
frisch gefüllt werden. 

10. Die Trinkwasserversorgang soll sowohl in bezag aaf ihre 
Anlage, als in bezag aaf ihre Benatzang za keinen gesandheiUichen Bedenken 
Veraalassnng geben. Die Lehrer haben deshalb daraaf za achten, daß die 
vorhandenen Brennen nicht darch Abwässer irgendeiner Art veranreinigt werden. 
Es müssen ferner saaber za haltende Trinkbecher in aasreichender Zahl vor- 
handen sein; desgleichen sind die Kinder anzuweisen, daß sie die Becher vor 
jedem Gebrauche gründlich aus- und abspülen. 

Die Pumpe oder Wasserleitung soll in der Bogel den Schulkindern un- 
mittelbar zugändich sein; ist dies nicht der Fall, so darf das Trinkwasser 
nicht in offenen Eimern, sondern muß in Wasserkannen mit Deckeln und Aus- 
gaßtüUen für die Benutzung der Kinder bereit gestellt werden. Li gleicher 
Weise ist bei denjenigen Schulen zu verfahren, bS denen ausnahmsweise noch 
ein Zieh* oder Drehbrunnen zur Verfügung steht; den Kindern ist die Selbst- 
entnahme des Wassers aus diesen Brunnen zu untersagen. 

Pumpe und Brunnen sind im Winter gegen Einfrieren des Wassers zu 
bschützen ; es darf dazu aber nur reines Material benutzt werden, also vor allem 
kein halbverfaultes Stroh oder Heu, oder wohl gar Dünger. Für rechtzeitige Be- 
seitigung von Schnee und Glatteis in der Näe des Brunnens ist zu sorgen. 

11. Es empfiehlt sich, daß an geeigneter Stelle (im Flur usw.) eine 
Gelegenheit zum Waschen vorgesehen wird, damit sich hier Kinder, 
die ungewaschen zur Schule kommen oder während des Unterrichts die Hände 
beschmutzt haben, sowie vor dem Handarbeitsunterricht waschen können. 

12. Die Aborte und Pissoirs sind täglich auszukehren, die Abort- 
sitze feucht abzuwischen, etwa beschmutzte Sitze und stark angefüllte oder 
verstopfte Falltrichter zu reinigen, sowie die Pissoirräume täglich mit Wasser 
zu spülen, außer bei Frostwetter. Allwöchentlich ist der Fußboden in den 
Aborten zu scheuem ; die Abortsitze sind gründlich durch Abseifen zu reinigen. 
AUjährlich sind die Wände einmal mit Kalkmilch zu tünchen oder mit hdler 
Farbe zu streichen; auch der hell zu haltende Anstrich der Abortsitze ist 
alHährlich zu erneuern. Die Pissoirwandungen sind, sofern sie nicht mit 
Schiefer, Granit, Torsit usw. bekleidet sind, innerhalb der Stände zweimal 
jährlich zu teeren. 

Die Aborte sind möglichst hell zu halten; deshalb ist für ausreichende 
Belichtung durch Oberlichter über den Türen, darch Fenster in den Wänden, 
wo sich solche anlegen lassen, oder durch Dachfenster, Glaspfannen usw. 
zu sorgen. 

Die Aborte müssen verschlossen gehalten werden ; die Schulkinder haben 
nach dem Gebrauche den Schlüssel stets an den dafür bestimmten Ort zu 
hangen oder dem Lehrer abzuliefern; desgleichen sind sie zur sofortigen An- 
zeige etwaiger Beschmutzungen der Abortsitze usw. anzuhalten. 

Unnötiger Aufenthalt der Schulkinder in den Abortsitzen oder Pissoiors 
darf nicht geduldet werden. 

18. Die Turn- und Spielplätze, — namentlich die Schulhöfe,— 
müssen tunlichst trocken und fest sein. Am besten wird dies durch eine Auf- 
schüttung mit Kies erreicht ; werden Kohlenschlacken hierzu benutzt^ so müssen 
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sie mit einer starken Sandschidit bedeckt werden, die fest einzawalien ist 
Außerdem ist fftr gate Ableitung des Tagewassers, womOglichst mittelst unter- 
irdischer Bohrleitnng zu sorgen ; offene ännen müssen dicht gepflastert, sowie 
mit gutem GFef&lle und flachen Böschungen versehen sein. Alle etwaisen 
Schmutzlachen, Wassertümpel, LOcher oder sonstige Unebenheiten müssen be- 
seitigt werden; ebenso sind die Zugänge zur Schule im Winter frei von Schnee 
zu halten und bei Glatteis mit Sand oder Asche zu bestreuen« 

Täglich ist der Schulhof von Verunreinigungen, insbesondere Ton allen 
Papierfetzen oder sonstigen umherliegenden Gegenständen zu stabem; bei 
trockenem und warmem Wetter empflehlt sich ein öfteres Besprengen« 

14. Etwa Yorhandene Turnn allen sind stets sauber zu halteo und 
täglich durch feuchtes Aufnehmen des Fußbodens und fendites Abwischea der 
Geräte zu reinigoi. 

Allwöchentlich ist mindestens einmal der Fußboden zu scheuem; die 
Torhandenen Matratzen sind mindestens einmal monatlidi ins Freie zu schaffen 
und hier auszuklopfen. Bei Neubeschaifung Ton Matratzen ist solchen aus 
Leder der Vorzug zu geben. 

Während des Turnunterrichts ist darauf zu achten, daß nidit über- 
mäßiger Staub durch unnötiges Umherlaufen, Umherwerfen oder Schleifen der 
Matratzen auf dem Fußboden usw. verursacht wird. Zur Verhütung übef- 
mäßiger Staubentwickelung empflehlt sich auch ein Fußbodenanstrich mit staub- 
bindenden Oelen. 

Die Turngeräte müssen stets in ordnungsmäßis^em Zustande gehalten 
werden und unbefingten Verlaß in bezug auf ihre Sicherheit bieten, andemfUls 
ist die Vornahme von Uebungen, die infolge der Bes^aifenheit solcher Geräte 
für die Kinder gefährlich werden könnten, so lange zu unterlassen bezw. au 
verbieten, bis die Geräte wieder in einen guten und sicheren Zustand versetzt 
sind. Die fortlaufende Aufsicht hierüber liegt dem den Turnunterricht er- 
teilenden Lohrer ob; außerdem sind die Turngeräte (insbesondere das Eletter- 

Serüst und der Bundlauf) aUjährlich mindestens einmal in den Osterferien auf 
ire Sicherheit (Festigkeit des Holzes usw., etwaige Lockerung der Schrauben, 
Bolzen usw.), sowie in bezug auf ihre sonstige Beschaffenheit durch einen 
Sachkundigen zu untersuchen. 

B. Lehr- und LenunitteL 

15. Es ist dafür zu sorgen, daß die Wandtafeln, falls nicht solche 
aus schwarzem Schiefer zur Verfügung stehen, stets gut geschwärzt sind. 

16. Das Abwischen der Wandtafeln und der Schiefertafeln hat mit 
angefeuchteten Lappen oder Schwämmen zu geschehen. 

17. Bei der Benutzung farbiger Kreiden oder Stifte ist darauf zu 
achten, daß sie giftfrei sind. 

18. Die Benutzung weißer Schreibtafeln, statt der üblichen 
Schiefertafeln ist zu begünstigen; es steht auch nichts entgegen, wenn beim 
Schreibunterricht von Anfang an mit Bleistift auf Papier geschrieben wird. 

19. Die mit Gittorlinien versehenen Seiten der Schreib- und Wandtafeln 
dürfen nur beim Bechnen, niemals beim Schreiben benutzt werden. 

20. Als Schul tinte darf nur solche benutzt werden, die gleich tief- 
schwarz oder tiefblau aus der Feder läuft Für rechtzeitige Ftulung und 
Beinigung der Tintenfässer ist Sorge zu tragen; desgleichen sind die Schul- 
kinder dazu anzuhalten, daß sie die Tintenfässer nach dem Gebrauche wieder 
schließen, soweit ein Verschluß vorhanden ist 

Es ist femer den Schulkindern zu untersagen, die Tintenfeder oder 
etwaige Tintenkleckse in den Heften abzulecken unter dem ausdrflcklicken 
Hinweis auf die daraus für ihre Gesundheit erwachsenden (Gefahren. 

21. Die Handarbeiten der Schülerinnen sind stets in ver- 
schließbaren Schränken unterzubringen; betreff der Aufbewahrung der sonstig» 
zum Unterricht dienenden Lehr- und Lernmittel s. A. Nr. Ib. 

22. Die Schulbücher und Schulhefte müssen mit Hanf geheftet 
sein; Drahtheftung ist nur dann zulässig, wenn die Elammerenden nicht offen 
in dem Lmenraum liegen, sondern bei Büchern durch den Bücken des Ein- 
bandes, bei Heften durch das Aufkleben genügend starker Leinen- oder Tauen^ 
papierstreifen gut verdeckt werden. Das Papier muß in den Schulheften, 
Kladden usw. glatt sein. 

28, Pi^Losobüchor sollen nach dem Ministerial-Erla^gl^^^e- 
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bnur 1902 den gefloiidheitlicheii Anfordenuigeii in besag auf die Verwendang 
▼erachiedenartiger Typen, die Größe and Dicke der Bachstaben^ Breite des 
Zwischenraames der Zeilen asw. entsprecben. 

24. Die zam Unterricht dienenden Karten, Anscbaaangstafeln 
usw. müssen bei ihrer Benatzang so aafgestdlt werden, daß sie voll beleuchtet 
sind and Yon allen Plätsen aas gat gesehen werden können. 

0. MMtnalimen in besag auf den GesimcUieltMiiatMid der 

Sohnlklnder. 
L Im Allgemeinen. 

25. Der Lehrer maß alles fernhalten, was der Gesandheit der Jagend 
während des Schallebens nachteilig sein kann, and bei der Sorge hierfftr die 
Eigenart des Schülers berücksichtigen. 

26. Schon beim Eintritt eines Kindes in die Schale soll sich der Lehrer 
bei den Angehörigen nach seinem Gesandheitszustand and etwa Tor- 
handenen körperlichen oder geistigen Gebrechen oder krank- 
haften Anlagen erkondigen; sär erwünscht ist es, wenn aach in den 
Schalen, in denen keine Schalärzte angestellt sind, wenigstens über die schein- 
bar nicht völlig gesanden Kinder ein Gesandheitsschein angelegt wird, 
in dem bei der Aufnahme etwaige sichtbare Gebrechen and Mängel in bezag 
anf Gehör, Sehrermögen, Sprache, Körperbau, Körperlänge and Körpergewicht 
Termerkt werden, sowie — mindestens jährlich einmal — kurze Bemerkungen 
über ihre gesundheitliche Fortentwicklung, etwa yorffekommene Erkrankungen, 
über Größe und Gewicht Aufnahme finden. Bei den amtsärztlichen Scnul- 
bedchtigungen sind die Kreisärzte auf diese Kinder unter Vorlegung der an- 
gelegten Gesundheitsscheine besonders aufmerksam zu machen. 

Sollte ein Lehrer über alle in seinen ünterrichtsklassen befindlichen 
Schulkinder derartige Gesundheitsscheine anlegen und fortführen, so kann das 
mit Bücksicht auf die üeberwadiung des Gesundheitszustandes der Schüler 
nur sehr erwünscht sein. 

27« Der Lehrer muß bestrebt sein, die Beinlichkeit und Sauber- 
keit der Schulkinder in bezug auf ihren Körper zu fördern. Die Kinder 
sollen rein gewaschen und mit ordentlich gekämmten Haaren zur Schule 
kommen; unsauber zur Schule kommende Kinder haben die Waschung nach- 
träglich vorzunehmen oder sind im wiederholten Falle entsprechend zu be- 
strafen oder ins Elternhaus zurückzusenden. Besonders bei den Schülerinnen 
ist auf Beinhaltung des Kopfes und Pflege des Haares zu achten. 

Bei Kindern mit Ungeziefer ist den Eltern entsprechende Mitteilung zu 
machen, damit sie für deren Aeinieung sorgen; geschieht diese nicht, so wird 
die Beinigung der Kinder nötigenfalls zwangsweise mit Hilfe der Ortspolizei 
durchzuführen sein. 

28. Ebenso wie am Körper müssen die Kinder auch in bezug auf die 
Kleidung sauber und ordentlich gehabten sein. Es ist deshalb darauf zu 
achten, daß sie nicht mit zerrissenen und beschmutzten Kleidungsstücken zur 
Schule kommen; besondere Auhnerksamkeit ist hierbei auf das Schuhwerk zu 
richten. Gutes Schuhwerk bildet den besten Schutz gegen nasse Füße; auch 
das im Begierungsbezirk noch vielfach übliche Tragen von Holzschuhen ge- 
währt einen solchen Schatz und darf deshalb nicht verboten werden. Zweck- 
mäßig ist es, wenn die Kinder noch ein Paar Zeugschnhe oder Pantoffeln mit 
zur Schule bringen und diese während des Schulunterrichts anziehen; dann 
wird auch das durch das Tragen der Holzschuhe hervorgerufene störende Ge- 
räusch vermieden. 

29. Der hohe Wert des Badens in bezug auf Abhärtung des Körpers, 
Erhaltung des Wohlbefindens, Erweckung und Erhaltung des Smns für Bdn- 
lichkeit und Körperpfiege bei den Schulkindern sollte diesen gegenüber immer 
wieder betont und ihnen die häufige Benutzung von Badegelegenheiten emp- 
fohlen werden. Falls Schulbrausebäder vorhanden sind, ist auf ihre 
regelmäßige Boiutzung durch die Schulkinder hinzuwirken, und ihre Ver- 
ablolgung persönlich zu überwachen. 

80. Es ist weiterhin darauf zu halten, daß alle Kinder ihre Kopf- 
bedeckungen, soweit diese nicht bei den Schülerinnen zur ortsüblichen Tradit 
gehören, Mäntel usw. in der Schule ablegen; unter keinen Umständen ist es 
zu gestatten, daß während des Unterrichts dicke Halstücher, Schals usw. ge- 
tragen werden. Bei kalter Witterung ist dafür zu sorgen, daß ^1^^^^^^ 
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den Hageren Zwiachenpftoseiii die sie im Freien zubringen sollen, die Mintel isw. 
wieder anlM^en. 

31. Fttr did richtige Aaswahl des Schülerplatzes im Klassen- 
zimmer müssen außer der EOrpergröfie auch etwaige Mängel des Hör- und 
Sehyermögens der Kinder maßgebend sein. 

32. Auf gute Körperhaltung und Geradesitzen der Kinder, 
namentlich beim Schreiben und bei den Handarbeiten ist zu achten. Wfthrend 
des mündlichen Unterrichts, in dem die Kinder kein Lernmittel in der Hand 
zn halten branchen, ist ihnen das Anlehnen nicht nur zu gestatten, sondern 
als Bogel zu behandeln; die Hände sind dabei auf die Tischplatte zu legen. 

iBeim Lesen and Schreiben maß eine angemessene Entfernung des Buches, 
der Tafel oder des Heftes von den Augen innegehalten werden; sie soll bei 
normal sehenden Kindern 25— -82 cm betragen. 

88. In der Dämmerung darf kein Unterrichtsgegenstand yorgenommen 
werden, bei dem die Augen angestrengt werden. 

84. Das Austreten einzelner Kinder während der Unterrichts- 
stunden zur Befriedigung ihrer natürlichen BedürMsse darf nicht beschränkt 
werden ; je jünger die mnder sind, desto größer muß die Vorsicht und Nach- 
sicht in dieser Beziehung sein, da sonst leicht Unwohlsein oder Erkrankung 
die Folge sein können, im übrigen sind jedoch die Kinder möglichst daran 
zu gewöhnen, daß sie ihre Bedüranisse vor dem Schulgange oder während der 
Schulpausen befriedigen (s. auch Nr. 12, Abs. 8 und 4). 

85. Die vorgeschriebenen Schulpausen — 10 Minuten nach jeder 
Unterrichtsstunde und 20 Minuten nach der zweiten oder dritten Stunde, falls 
der Unterricht länger als drei Stunden dauert — , sind streng einzuhalten. 
Mittags müssen die Kinder mindestens zwei Stunden freie Zeit habra, die 
weder durch Nachsitzen, noch durch Privatunterricht verkürzt werden darf 
(s. auch Nr. 87). 

86. Der Ausfall des Schulunterrichts bei übermäßige 
Hitze ist stets für den Nachmittag anzuordnen, wenn das Thermometer 10 Uhr 
vormittags im Schatten -|- 25 ® C. zeigt Li den Schulen, in denen nur am Vor- 
mittag Unterricht erteilt wird, ist dieser dann um 11 Uhr vormittags zu schließen. 

87. Daß Nachsitzen der Kinder darf nicht so ausgedehnt werd^ 
daß sie am Mittagessen verhindert werden, oder nachmittags den Hdmweg in 
der Dunkelheit zurücklegen müssen. Keinesfalls ist es zulässig, Schulkinder, 
die mehr als 4 Stunden nintereinander Unterricht gehabt haben, im Anschluß 
daran nachsitzen zu lassen. 

88. Der Lehrer soll bei der Ausübung des ihm zustehenden Züchti- 

f ungsrechtes auf Alter, Geschlecht und körperliche wie geistige Eigenart 
er Kinder jederzeit verständige Bücksicht nehmen und die notwendige Körper- 
strafe mit der größten Mäßiguns und niemals derart vollstrecken, daß die 
Gesundheit des Kindes irgendwelcnen Schaden erleidet. 

89. Besondere Auunerksamkeit ist namentlich den ärmeren Kindern, 
sowie den sogenannten Zieh- und Pflegekindern mit Bücksicht auf ihren 
Gesundheitszustand und ihre körperliche, geistige und moralische Entwickelung 
zuzuwenden. Dasselbe gUt betreffs derjenigen Schulkinder, bei denen eine 
gewerbliche Beschäftigung in der schulfreien Zeit stattfindet Maß- 
gebend hierfür sind die durch das Beichsgesetz vom 21. März 1908 und die 
Ausführungsbestimmungen dazu vom 80. November 1908 gegebenen Vorschriften 
über die Kinderarbeit in gewerblichen Betrieben. 

40. Ist nach Ansicht des Lehrers bei einem Schulkinde Fürsorge- 
erziehung nach Maßgabe des Gesetzes vom 2. Juli 1900 und der dazu 
gehörigen Ausführungsbestimmungen vom 18. Dezember 1900 erforderlich, so 
hat er — an mehrklassigen Schulen der Hauptlehrer oder Bektor — dnen 
derartigen Antrag mit der erforderlichen Begründung durch Vermittelung des 
Orts- und Kreisschulinspektors an den Landrat, in den Städten mit mehr 
als 10000 Einwohnern an den Magistrat zu richten. 

41. Es empfiehlt sich, besonders in städtischen Schulen, auf die Bereit- 
stellung von abgekochter oder sterilisierter Milch Bedacht zu nehmen, die 

Segen ein den Selbstkosten entsprechendes Entgelt an die SchnUdnder wl^end 
er Frühstückspausen abgegeben wird. 

Sehr zu empfehlen ist auch die in manchen Orten getroffene Einrichtung, 
bedürftigen SchulMndem mit Hilfe von Wohltätigkeitsvereien, und Unter- 
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ttfttziingen seitens der Gemeinden als Ertllistttck einen Becher (Vt oder 
Vt Liter) Milch unentgeltlich zu gew&hren. 

Ebenso erwünscht ist eine Mitwirkung der Lehrer und Lehrerinnen nach 
der Bichtung, daß arme, schwächliche Schulkinder auf Kosten der Gemeinden 
oder Wohlt&tigkeitsyereine — Vaterländische Frauen?ereine — zur Kräftigung 
oder Wiederherstdlung ihrer G^undheit in Ferienkolonien, Sool- oder 
andere Kurbäder geschickt, sowie auch erforderlichenfalls in sp^dalänt- 
liche Behandlung gegeben werden. 

42. Turnübungen und Bewegungsspiele sind zu pflegen, denn 
sie Termittdn einen zweämäßigen Wechsel zwiBchen körperlicher und gdstiger 
Anstrengung und tragen wesentlich zur unmittelbaren Förderung der Gesund- 
heit und des körperlichen Wohlbefindens der Schuljugend beL Sie sollen sich 
deshalb nicht nur auf die Knaben beschränken, sondern auch tunlichst für die 
Mädchen in einer ihrer Eigenart angepaßten Form eingeftthrt werden. 

Bei SchulausflUgen ist dafür zu sorgen, daß sie nur mit geringen 
Ausgaben verbunden älnd, um allen, auch den bedürftigeren Schulkindem die 
Teilnahme zu ermöglichen. Bei diesen Ausflügen ist auch darauf zu achten, 
daß sich die Schulkinder nicht durch die Waren -Automaten zu unnützen Aus- 
gaben für Näschereien verleiten lassen. 

48. Die von den Kindern hauptsächlich zu beachtenden allgemeinen 
Gesundheitsregeln sind in Anlage II zusammengestelit. üm ihre Be- 
achtung sicher zu stellen, sind diese Begeln mit den Kindern der mittleren und 
oberen Klassen, die Je ein Stück zum Einfügen in ihr Lesebuch zu erhalten 
haben, gelegentlich durchzusprechen ; dabei ist auf ihre Bedeutung für die Er- 
haltung der Gesundheit hinzuweisen, üeberhaupt sollen die Lehrer die Schul- 
kinder über den Wert der G^undheit und die Mittel belehren, die diese erhalten 
und schützen, wie Beinlichkeit in bezug auf Körper und Kleidung, frische Luft, 
einfache und zweckentsprechende Nahrung, sachgemäße Mund- und Zahnpflege, 
gesunde Wohnung, gute Körperhaltung, verständiger Wechsel zwischen Arbeit 
und Buhe, Yorsidit beim Witterungswechsel, beun Trinken, Spiel usw. Die 
passendste GMegenheit zu einer solchen Belehrung bietet die Naturbeschreibung 
in den Abschnitten über den Bau und das Leben des menschlichen Körpers, 
über das Wachstum, die Nützlichkeit und Schädlichkeit der Pflanzen (besonders 
sind die giftigen Pflanzen und Gifte zu berücksichtigen), sowie die Naturlehre 
in den AMchnitten über Luft, Licht, Wärme, Schall usw.; auch geeignete Lese- 
stücke und besondere Vorkommnisse im Schulleben (Unfälle, Auftreten an- 
steckender Krankheiten usw.) werden hierzu (Gelegenheit geben. Diese Be- 
lehrung muß jedoch ihre Yeranschaulichung und Unterstützung in der 
sorgfältigen Beobachtung der gesundheitliehen Regeln durch den Lehrer selbst 
und in der Gestaltung des ganzen Schullebens zu einem vorbildlichen auch 
nach dem Gebiete der Gesundheitspfleire hin finden. 

Zur Vorbereitung für derartige Belehrungen empfiehlt sich besonders das 
im Kaiserlichen Gesundheitsamt bearbeitete n^esundheitsbüohlein^ — 
KI. Auflage, Berlin 1905; Verlag von J. Springer, Preis: 1 Mark — . Auch 
die vom Kaiserlichen Gesundheitsamte herausgegebenen Merkblätter: Pilz- 
Merkblatt, Alkohol-, Typhus-, Tuberkulose-, Bahr-, Diphtherie-, Bandwurm- und 
Trichinen -Merkblatt, von denen die sechs zuletzt genannten durch die Kreisärzte 
unentgeltlich bezogen werden können, sind zu diesem Zweck gut zu verwenden. 

44. In allen Fällen, in denen die Lehrer Störungen des gesundheitlichen 
Befindens der Schulkinder beobachten, sollen sie die Eltern rechtzeitig in 
Kenntnis setzen, wie es überhaupt auch im gesundheitlidien Literesse der 
Schulkinder erwünscht ist, wenn Schule und Elternhaus in Fühlung bleiben. 

II. Im Besonderen. 

45. Es ist darauf Bedacht zu nehmen, daß Kinder, die infolge von 
Schwachsinn dem Volksunterricht nicht folgen können, rechtzeitig beson- 
dereUf für solche Kinder eingerichteten Schulen oder Anstalten überwiesen werden. 

46. Epileptische Kinder müssen vom Schulbesuch ausgeschlossen 
werden, wenn die Anfälle so häufig auftreten, daß daraus dne Störung des 
Unterrichts oder ein nachteiliger Einfluß auf die übrigen Kinder zu be- 
fürchten steht. 

Die Entscheidung über ihre Ausschließung erfolgt auf Grund eines ärzt- 
lichen Zeugnisses durch die Kreisschalinspektoren, die Merauf an die Begierung 
zu berichten haben. C^r\r\rf]o 
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47. Als wirksames Mittel segen das Stottern der Kisder hat nek 
bisher die Pflege eines Unten, langsamen, scharf betonten nnd snsammeB- 
hängenden Sprechens und Lesens bew&hrt. Der Lehrer hat deshalb der sprach- 
lichen Schulung dieser Kinder seine Anftnerksamkeit zu, widmen nnd in den- 
jenigen Fällen, in denen dch das Stottern nicht innerhalb des ordnongsm&fiigea 
Schmnnterrichts beseitigen läßt, anf die Teilnahme des Kindes an efiiem HeQ- 
kursns fttr stotternde Kinder hinsnwirken. 

48. Wiedergeimpfte Schulkinder sollen 14 Tage Tom Turnunter- 
richt befreit werden ; außerdem sind ihnen schon bei der Bekanntmachung des 
Impftermins die vorgeschriebenen Verhaltungsmaßregeln auszuhändigen und 
kura 2u erläutern. 

49. Die mit Krätze oder bösartigem Kopfgrind behafteten 
Kinder sind Tom Besuche der Schule so lange auszuschließen, bis nach ärzt- 
licher Bescheinigung die Gefahr der Ansteckung beseitigt ist Sind in einer 
Schulklasse meli^ere Kinder in dieser Weise erkrankt, so ist durch Vermittlunff 
der OrtspolizeibehOrde eine Untersuchunff sämtlicher Kinder dieser Klasse durch 
den Kreisarzt zu yeranlassen und f&r ^e genaue Beachtung der Ton diesem 
angeordneten Maßregeln zu sorgen. 

50. üm die Verbreitung der Schwindsucht (Tuberkulose) zu 
verhüten, müssen alle Lehrer und Schüler, die mit einem chronischen und ver- 
dächtigen Auswurf behaftet sind, sich zu dessen Entleerung der in geeigneter 
Beschaffenheit und ausreidiender Anzahl aufzustellenden Spucknäpfe oder sog. 
Speiflaschen bedienen; die in Frage kommenden Kinder sind in tunlichste Nähe 
der Spucknäpfe zu setzen. 

51. Zur Verhütung der sonstigen ansteckenden Krank- 
heiten unter den SchuUdndem und wegen der Sohulsch ließungen sind 
die darüber gegebenen Vorschriften maßgebend. Hierzu wird noch folgendes 
angeordnet: 

Der Lehrer hat, falls ein Schulkind an einer ansteckenden Krankheit 
erkrankt, in den darauf folgenden Wochen besonders auf den (Gesundheits- 
zustand derjenigen Kinder zu achten, die in der Nähe von jenem gesessen oder 
mit ihm viel verkehrt haben. Außerdem empfiehlt es sich beim Herrschen 
einer ansteckenden Krankheit in dem Schulorte oder in dessen Nähe, die 
Schulkinder über die Art der Ansteckung und über die dagegen erforderlichen 
Verhaltungsmaßregeln an der Hand der vom Kaiserlichen (Gesundheitsamte 
herausgegebenen Merkblätter (s. vorher Nr. 48, Abs. 2) zu belehren. 

Die Wiedereröffnung einer wegen Ausbruchs einer ansteckenden Krank- 
heit geschlossenen Schule darf nur nach der durch den amtlich bestellten Des- 
infektor vorgenommenen Desinfektion der Schul- und Neboiräume, sowie der 
Aborte erfolgen. Während des Herrschens einer ansteckenden Krankheit am 
Orte (namentlich von Cholera, Ruhr und Unterleibstyphus) ist für regelmäßige 
Desinfektion der Abortgrube und Abortsitze Sorge zu tragen, falls fie Schule 
nicht geschlossen ist 

52. üm möglichst zu vermeiden, daß bei ansteckenden Krankhdten In 
der Familie der m größeren Schulhäusem wohnenden Schuldiener die 
ganze Schule geschlossen werden muß, erscheint es notwendig, daß in die mit 
äesen Personen abzuschließenden Verträge eine Bestimmung aufgenommen 
wird, nach welcher Schuldiener dch auf behördliches Verlangen zur sofortigen 
Unterbringung des etwa eriLrankten Angehörigen ihres Hausstands In dn 
Krankenhaus verpflichten. 

58. Die Beteiligung von Schulkindern bei Leichenbegäuffnissen 
ist verboten, wenn der Verstorben^ an einer ansteckenden Krankheit ffe» 
sterben ist oder wenn auch nur der Verdacht vorliegt, daß eine solche die 
Todesursache gebildet hat Der Lehrer ist verpflichtet, in jedem derartigen 
Falle hierüber zuverläsdge Nachrichten einzuziehen. 

54. Die Schule hat auch die Aufgabe, die Kinder über die Gefahren 
des Genusses geistiger Getränke und über den Wert der Enthalt- 
samkeit zu belehren gemäß den durch die Ministerialerlasse vom 81. Januar 
1902 und 81. Januar 1908') darüber erlassenen Bestimmungen. Der Lehrer 
darf sich hierbei jedoch nicht darauf beschränken, den SchuUdndem lediglich 

M Siehe Beilage zu Nr. 6 dieser Zdtschrift; 1902, S. 57. 
*) Siehe Beilage zu Nr. 6 dieser Zdtschrift; 1908, S. 64. 
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die ftblea Folgen der Trank sacht Torzohalten, sondern er maß aaeh eine 
sachliche Belehnmg über die Wirkang der alkoholischen Getiftnke aaf den 
menschlichen Körper and G^t geben, wobei besonders za betonen ist, daß die 
alkoholischen Getrftnke, aach wenn sie nar in geringen Mengen genossen werden, 
namentlich fftr Kinder nicht als anschädliche Nahranffs- and St&rkangsmittel 
anzusehen sind. Falis bei einem Schüler der Verdadit des Alkoholgenasses 
yorliegt, maß der Lehrer mit den Eltern dieserhalb Bücksprache nehmen« 



Anlage IL 

Oerandheltsrei^alii fikr Sohalklndar. 

1. Wir dürfen nar reingewaschen, ordentlich gekftmmt and 
in saaberer Kleidang zar Schale kommen. Deshalb müssen wir täglich 

a. anseren Körper, namentlich Gesicht, Ohren, Hals and Brast min- 
destens einmal mit Seife waschen, die Hände aber mehrmals and dabei 
aach die Fingernägel säabern, 

b. anser Haar ordentlidi kämmen, 

c. ansere Kleidang täglich tüchtig aasklopfen and aasbürsten sowie aaf 
Löcher, Bisse and andere Schäden nachsehen, damit sie aasgebessert 
werden können, 

d. anser Schahwerk aaf etwaige Schäden nachsehen and jedesmal, ehe 
wir aar Schale gehen, ordentli<m patzen. 

2. Wir müssen ans mindestens des Morgens and des Abends den Mand 
aasspülen and die Zähne reinigen. 

8. Wir sollen zam Patzen der Nase stets ein Taschentach 
benatzen. 

4. Wir sollen vor dem Schalefngang den Schmatz Ton onserem Schah- 
werk abtreten sowolil beim Kommen zur Schale, als nach den Zwischen- 
poiiien, wenn wir draaßen waren. 

6. Wir müssen ansere Mäntel and Mützen (Hüte asw.) in der Schale 
ablegen, and dürfen aach nicht mit dicken Halstüchern un warmen Zimmer sitzen. 

6. Wir sollen die Z wischenpaasen im Freien zabringen; ist es 
kaltes oder nasses Wetter, so müssen wir zayor ansere Mäntel anziehen. 

7. Wir müssen stets in den Spacknapf aasspeien and niemals aaf 
den Faßboden. 

8. Wir dürfen weder Papier, noch Frühstücksreste oder andere 
Dinge in das Schalzimmer, aaf die Flare oder aaf den Schalhof werfen. 

9. Wir müssen ansere Schiefertafeln mit einem feachten Lappen 
oder Schwamm abwischen. Stahlfedern, Bleistifte and Griff el dürfen 
wir nicht in den Mand nehmen; Stahlfedern and Tintenkleckse dürfen wir 
nicht ablecken. 

10. Wir dürfen keine Trinkgefäße benatzen, bevor wir sie gründlich 
aas- and abgespült haben. 

11. Wir sollen kein kaltes Wasser trinken, wenn wir erhitzt sind, 
and niemals anreifes Obst essen. 

12. Wir müssen ans beim Gehen, beim Stehen and beim Sitzen 
geradehalten. 

18. Wir dürfen beim Lesen, beim Schreiben and beim Zeichnen 
den Oberkörper nicht Tomüberbiegen oder seitwärts hängen lassen. Wir müssen 
ans bei diesen Arbeiten vor greUem Sonnenlicht schützen and stets so setzen, 
daß das Licht Ton der linken Seite kommt; aach dürfen wir sie nicht bei 
Dämmerlicht yomelimen. 

14. Wir müssen esdemLelirer melden, wenn wir aaf anserem Platz 
anbeqaem sitzen, nicht gat hören oder sehen können, oder wenn es an anserem 
Platz za heiß oder za kalt ist. 

16. Wir müssen es dem Lehrer melden, wenn wir ans krank fühlen, 
oder wenn in anserer Familie oder in anserem Hanse eine ansteckende 
Krankheit herrscht. 

Anlage IIL 

Entwurf m einer Dtenstenwetrang fikr den mit der 



Belnlifiin^ nnd He^nng^ der Sehnle m 



^nltmyten sn . . . . 

§ 1. Der (Die) hat die ihm (ihr) obliegenden Arl 
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HaAgftb« der nachsteheiideii VorsehrifteB mit grOfiter PftBktliehkeit, Sorgfilt 
und Gtowissenhaftigkeit aoBsnftUireii sowie allen ihm (ihr) sonst in dieser flin- 
sieht gegebenen ijiordnnngen des Schnlrorstaades sowohl, ab des Leiters der 
Schule, der fther seine (ihre) Tätigkeit die unmittelbare Aufsieht ffthrt, naeh- 
sukommen. 

§ 2. Die Beinignng der Schnlrfinme und der dasn gehörigen Bin- 
richtongen, Nebenanlagen hat in folgender Weise zu geschehen: 
a. Tägliche Beinignng. 

Sobald als möglich nach beendetem Unterricht und tnnlidist noch bei 
Tageslicht sind t&glich sämtliche Flare, Gänge, Treppen und ünter- 
richtszimmer — diese sowohl in den Gängen, als unter den Tischen und 
Bänken — mit reinem Wasser zu besprengen und mit feuchtem Sand oder 
feuchten Sägespänen auszufegen, wobei Fenster und Tflren geöffnet 
sein mftssen. Nachdem sich der dadurch erzeugte Staub wieder zu Boden 

fesenkt hat, sind in den ünterrichtsräumen die Sdiultische, Bänke, Schränke, 
ensterbretter, das Lehrpult usw. mit einem feuchten Tuche abzuwischen. 
Außerdem sind die Spucknäpfe in die Aborte zu entleeren und mit frischem 
Wasser zuftUlen, die Aborte und Pissoirs zu fegen, die Abortsitze feucht 
abzuwischen, etwa beschmutzte Sitze, sowie stark angeftülte oder yerstopfte 
Falltrichter zu reinigen und die Pissoirrinnen, außer bei Frostwetter, mit 
Wasser zu spOlen. Die Aborte sind nach dem Beinigen sofort wieder zu 
rerschließen und die Schlüssel an den dazu bestimmten Platz aufzuhänffen. 

Werden ünterrichtsräume nach der Beinigung noch zu anderen 
Zwecken, z. B. zum Unterricht in Fortbildungsschulen benutzt, so sind die 
Bäume liinterher oder am anderen Morgen mindestens Stunde Tor dem 
Unterricht durch Oeffnen Ton Tthr und Fenstern gründlich durchzulüften, und 
die Schultische, Bänke usw. noch einmal feucht abzuwischen. 

Lit der Fußboden üi den Schulzimmnm mit staubbindendem 
Oele gestrichen, so hat das Auskehren des Zimmers ohne vorheriges An- 
feuchten zu erfolgen. 

Die Turnhalle ist Jedesmal nach dem Unterricht oder nach zuToriger 
Benutzung durch Vereine usw. feucht aufzunehmen. Die Geräte sind feucht 
abzuwischen. 

Der Schul ho f — Turnplatz — ist von Verunreinigungen zu säubeni; 
desgleichen sind die zu dem Schulgrundstück gehörenden Wege und Straflen- 
teile ebenso wie die Wege zu den Aborten frd Ton Schnee und Eis zu halten, 
sowie bei eintretendem Glatteis mit Sand oder Asche zu bestreuen. Bei 
trockenem und warmem Wetter ist für ausreidbende Besprengung des Sohul- 
hofes zu sorgen. 

b. Wöchentliche Beinigung. 
Mindestens wöchentlich einmal, in der Bogel jeden Sonnabend, hat eine 

SrOßere Beinigung sämtlicher Schulräume usw. stattzufinden, und zwta in 
er Weise, diä außer den unter a. für die tägliche Beinigung angegebenen 
Arbeiten auch die Treppengeländer abzuwischen und die Fo^bOden, soweit sie 
nicht mit staubbindenden Oelen gestrichen sind, nach dem Auskehren zu scheuem 
und beschmutzte Fensterscheiben abzuwaschen sind. Etwa während der Woche 
zu besondeien Festlichkeiten angebrachte Laubgewüide, Kränze oder sonstige 
staubsauffangende gelegentliche Ausschmückungen der Schulzimmer sind ra 
beseitigen. 

Der Fußboden in den Aborten ist zu scheuem ; die Abortsitze sind durch 
Abseifen gründlich zu reinigen. 

Der Schulhof ist nicht nur Ton allen umherliegenden Papierfetzes 
oder sonstigen (Gegenständen zu säubern, sondern es sind auch etwaige Schmutx- 
lachea, Wassertümpel, LOcher oder sonstige Unebenheiten usw. tunlichst zu 
beseitigen. 

Der Turnsaal ist wie das Schulzimmer zu scheuem. Die Geräte sind 
feucht abzuwischen. 

C. VierwOchentliche Beinigung. 

Alle Tier Wochen hat eine gründliche Beinigung aller Schnlzimmer usw. 
in der gleichen Beihenfolge, wie Torher unter b. angegeben ist, zu erfolgen, nur 
mit dem Unterschiede, daß jetzt auch die Decken, Wände, Fensterrorhänge 
Oefen nebst Mäntel, Bilder, Wandkarten abzufegen, und aUe J^bOden — in 
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Sehiüsimmeni niter Abrücken der Schnltitchet ialla diese lidit vinlegbAr liiid, 
und der sonstigen Möbel — nach dem Auskehren mit Seife za scheuem sind, 
abgesehen Ton den mit staubbindenden Oelen behandelten. Desgleichen ibd 
die Treppengeländer, Schultische, Fensterbretter, Tiren, Schwellen usw., sowie 
die mit Oelfarbe gestrichenen Holsbekleidnngen oder Sockel der Winde abzu- 
waschen und alle Fenster zu putzen. Aus dem Tumsaal sind die Ifatratzen 
ins Freie zu schaffen und hier auszuklopfen. 

d. Halbjährliche Beinigung. 

In den Oster- und Herbstferien ist das ganze Schulgeb&ude mit allen 
Nebenanlagen einer Haupt - Beinigung nach den unter c gegebenen Vorschriften 
zu unterziehen; es sind dabei aber s&mtUche Schultische und sonstige Möbel 
behub gründlicheren Abscheuerns usw. aus den Schulzimmem herauszuschaffen, 
die Tintenfässer zu reinigen und wieder zu füllen sofde die Fensterrorhänge 
zu waschen. Die Zeit der Ausführung richtet sich nach den übrigen, während 
dieser Zeit yorzunehmenden Arbeiten zur Instandsetzung der betreffenden 
Bäume (Erneuerung des Anstrichs der Wände und Fußböden, Putzen und 
Schwärzen der Ocfen usw.); es ist deshalb Ton dem Leiter der Schule stets 
besondere Anweisung zu erbitten. 

§ 8. Die Heizung der Schulzimmer hat während der Heizperiode so 
zeitig zu erfolgen, daß eine Viertelstunde vor Beginn des Schulunterrichts 
mindestens ein Wärmegrad Ton + 16^ C. erreicht üt. 

Vor dem Anzünden sind aus den Oefen die Asche und Schlacken unter 
ihunlichster Vermeidung yon Staubentwicklung zu beseitigen; desgleichen ist 
auch für späteres Nachlegen ausreichendes Brennmaterial für jeden Ofen zur 
Stelle zu schaffen. 

Ob ein Bedürfnis zum Heizen vorhanden ist, entscheidet der Leiter 
der Schule. 

(FaUs die Heizung durch besondere Oefen — Füll-Begulier-Mantelöfen 
— oder durch Zentralhdzung erfolgt, so ist dieser Paragraph entsprechend 
zu TerTollständigen ; bei Füll-Begulier-Mantelöfen unter Hinzuiügung der dies- 
seitigen Anweisung zu deren Beiuenung Tom 10. März 1896.) 

§ i. Asche, Schlacken, Kehricht, Schmutz usw. müssen in die beim 
Sohulhause befindliche Müllgrube geschüttet werden. 

§ 6. Die zu den Beudgungsarbeiten erforderliehen Gerätschaften und 
Materialien (Eimer, Besen, Schrubber, Tücher, Seifen usw.) sollen tunlichst 
an Orten aufbewahrt werden, die den Kindern nicht zugänglich sind. 

§ 6. Etwaiae Mängel oder Beschädigungen der zu Schulzwecken die- 
nenden Bäume, Nebenanlagen oder Einrichtungen sind dem Leiter der Schule 
sofort mitzuteilen. 

§ 7. Ebenso ist der Leiter der Schule rechtzeitig in Kenntnis zu setzen 
wenn die Entleerung der Abortgrube erfolgen muß. 

§ 8. Die etwa erforderliche Desinfä^tion der Aborte, Pissoire und der 
Abortgrabe ist nach besonderer Anweisung auszuführen. 

§ 9. FaUs eine Schule wegen einer ansteckenden Krankheit ffeschlossen 
ge w esen ist, so hat die Desinfektion der Bäume durch den anUlidien Desin- 
uktor zu erfolgen, ihre danach vorzunehmende Beinigung dagegen nach Maß- 
gabe der unter c gegebenen Vorschriften. 



Anlage IV. 

B^gohaffemhelt der Soholb&ake. 

Von verschiedenen Herren Kreisschuliospektoren ist es als erforderlich 
erachtet, daß für die älteren Schulkinder noch eine Schulbank mit größeren 
Abmessungen vorgesehen wird. Unter Aufhebung unserer Verfügung vom 
27. März l89i betr. Schulbänke, bestimmen wir hiermit, daß bei Neubescmtffung 
oder Umänderung von Schulbänken folgende Vorschriften zu beachten sind: 

1. In mehrklaMigen Schulen sind 7 verschiedene Schulbankgrößen vorzusehen. 
In einklassigen Schulen müssen Schulbänke von mindestens drei versd^e- 
denen Größenmaßen aufgestellt werden; es empfehlen sich hierzu die 
Bankgrößen Nr. 2, 4 und 6. 

2. Die mtzbretter sind eben, nach hinten um 2 cm gendgt herzustrilen. 

8. Die Pnltplatten erhalten 4 cm Ndgung; sie sind jäoch zur besseren 
Unterbringung der Bille für die Sd&eibwerkzeuge, sowie MuxAei^UTea^ 
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AnbriBgnng der Tintenfisser auf eine Breite Yon 8 cm horisoatal xn 
arbeiten. 

4. Der Poltkasten mnß Tom 14—18, hinten 18—22 cm hoch und in der 
Mitte seiner Blickwand mit einer 4—6 cm breiten Längsspalte yersehen sein. 

5. Der Zwischenraum zwischen Sitz und Polt (Distanz) hat bei Baaken mit 
mehr als zwei Sitzen 5, 6 nnd 7 cm za betragen ; zweisitzige Bänke sind 
dagegen mit Nulldistanz anzufertigen. 

6. Der Zwischenraum zwischen Pult- und Sitzzarge muß mindestens 26 cm 
betragen« 

7. Die Banklehnen haben eine Neigung Ton 8, 4 nnd 5 cm zu erhalten. 

8. Bei allen SchulbanicgrOßen ist dieselbe Sitzlänge von 54 cm fflr jedes 
Kind vorzusehen; mär als ^er Sitze soll eine Bank nicht erhalten. Am 
meisten zu empfehlen sind die zweisitzigen Bänke. 

9* Alle Kanten sind halbkreisförmiff abzurunden, die Pultplatten mit schwarzer 
Farbe und das übrige Holzweri mehrmals mit LeinOl zu streichen. Die 
Verwendung yon DriJitstiften ist nicht zulässig ; es sind nur Holzschrauben 
anzuwenden, deren KOpfe V* cm vertieft einzulassen und dann mit Kitt 
oder besser noch mit einem eingeleimten Holzpfropfen zu verdecken sind. 
Finden vermessingte Eundkop&olzschrauben (sog. Linsenkopfschraub^) 
Verwendung, so bedarf es einer solchen vertieften Einlassung und Ver- 
deckunff der SchraubenkOpfe nicht. 
10. Als Holzmaterial empfiehlt sich vorzugsweise Eichen- und Buchenholz. 
Tannenholz ist wegen seines weichen Qefftges und seiner Neigung zum 
Absplittern weniger geeignet 
Schließlich wird noch bemerkt, daß sich besonders die Beschaffung der 
soff. Sieboldschen schwellenlosen Schulbank empfiehlt, die eine außer- 
ordentlich leichte Beiniffung der Schulraume gestattet Sie wird von der 
Westfälischen Schulbank-Fabrik (Harlinghausen & Pohlmann) in Bheda 
in den von uns vorgeschriebenen GrOßenverhältnissen angefertigt Ihr Preis 
ist ein verhältnismäßig niedriger; auch ist die Firma bereit, die erforderlichen 
Zeidmungen und besonderen Bestandteile gegen eine mäßige (>ebtthr zu liefern, 
so daß die Bänke auch von einheimischen Tischlern angefertigt werden können. 
MaM -Tabellen fUr SolmlUiike. 
Für mehrsitzige Schwellenbänke mit Plusdistanz. 



I 



s 



Nr. 



Pult 



cm 



I 

cm 



.9 



Sitz 



cm 



9 

cm 



3 




cm 



^ iPultkasten- 
1^ II* hohen 

i 



ivorn 
cm II cm 



*^ 9 
cm 



Bank- 

tiefen 



IS 
cm 



cm 



59 
62 
65 
69 
78 
77 
80 



87 
37 



40 



'S 



38 
35 
37 
39 
41 
48 
45 



24 
24 



24 
26 
28 
30 
81 



8 
8 
4 

4 
5 

5 
5 



14 
14 
14 
15 
16 
17 
18 



18 
18 
18 
19 
20 
21 



66 
66 
70 
71 
75 
76 
80 



74 
74 
78 
79 
88 
84 



b. Für zweisitzige Schulbänke ohne Distanz. 
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59 


86 


s 


88 


22 


S 


22 




8 


14 


18 


61 


69 


2 


62 


86 




85 


22 




23 
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14 


18 


61- 


69 


8 


65 


87 




37 


24 




24 




4 


14 


18 


65 


74 


4 


69 


87 




89 


24 


26 
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15 


19 


66 


74 


5 


78 


88 




41 


26 


gl 


28 
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15 


20 


68 


74 


6 


77 


88 


43 


26 


80 




5 


17 


21 


69 


79 


7 


80 


40 




45 


28 




31 




5 


18 


22 


78 


88 
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Rechtsprechung und Medizinal- 
Cresetzgehnng. 

Beilag« isur Zeltsohrlft für Medlsinal- Beamte. 



Nr. a 20> Aprü. 190fr. 

RtcM^irecluHii. 

Eine Yerletsong d«s BerAfeg^heimnisses der KrEnkcnlasgenlnte 
fegenfiber den Kraakeiikaateiunltgliederii liegt bei einer den Kranken- 
knMenTorstftiiden gegebenen Anskanftserteilnng nlobt Tor. Urteil des 
Qroßlierzo glich BadlBclien Yer waltungsgerichtshofes Tom 
14. NoTember 1906. 

Die Generalveraammhing der klagenden Klasse war nach § 87 V. V. 0. 
xnm £. y. G. und § 61, Zifi. 1 des Statots zu der beschlossenen Aenderang des 
SuUnts «Die Aerzte sind berechtigt, der Verwaltong der Kasse die zur Test- 
stallung der Unteratütaongsansprüche, sowie die für die Qeschäftsfühning not- 
wendigen Aoskttafte zn erteilen.'' znständig, die letztere bedarf auch der Ge- 
nahmigong dorch den Bezirkarat. Die Frage, ob die fragliche Bestimmung 
zweckmäßig nnd ob sie an richtiger Stelle in das Statut eingefügt ist, hat der 
Gerichtshof nicht zn prüfen, es handelt sich vielmehr nur darum, ob die gesetz- 
lidi zulässigen Gründe zur Versagung der Genehmigung gegeben sind und in- 
sefem die beschlossene Statutenänderung den Anforderungen des Gesetzes nicht 
genttgt (§ 24 K. V. G. ygL mit § 23, Abs. 3 daselbst). 

Außer Zweifel ist, daß eine Bestimmung über die BefngniaBe der Kassen- 
ärzte, «nd nur acif folche eder andere ausnahmsweise zur Behandlung von 
Knseamitgliedem bereehdgte Aerzte bezieht sich der Zueatz zu dem S»tut, 
gegenüber den Organen der Kaesenyerwaltung und in gewisser Besiehung auch 
gegenüber den J^kasenmitgliedern mit dem Zweck der Kasse in Verbindung 
aitat, der bezüf^ohe Versagungsgrund somit nicht yorliegt. Dagegen ist nach 
der Auffassung des Bezirksraits der andere Versagungsgrund gegeben, nämlich 
der, dnft die yorgeseheae Bestimmung duier gesetzlichen Vorschrift, und zwar 
dem § 800 B. Su G. B. zuwiderläu^ Die Vertreter beider Parteien be« 
streiten die Biehtigkeit dieser Auffassung und der Gerichtshof muß denselben 
bcüveteB« 

Zuzugeben ist allerdings, daß dureh das Kassenstatut nicht eine den 
Aerzten durch die fragliche Bestimmung des Strafgesetzbuches auferlegte Ver- 
pflichtung zur Verschwiegenheit aufg^oben oder abgeändert werden kann, 
und daß auch das K. V. G. nieht etwa den § 900 B. St G. B. ganz oder teil- 
weise für den Bereich des Krankenkassenwesens beseitigen wmlte. Ss kenn 
d«ihaib die beschlossene Statutenbestimmung nur delEiaraitorischer Katur seiii, 
d. h. sie kann nur eine Befngnis der Aerzte hier feststellen und den Kassen- 
ärzten und KassemmtgUedern ins Bewußtsein nsfen wollen, die schon nach 
§ 800 E. St. G. B. zu Recht besteht; wäre dies nicht der FaU, so müßte aller- 
dings die Bestimmung als unzulässig erscheinen und ihr die Geaehmignng 
versagt werden. Die deklaratorische Natur der Bestimmung hindert iJ>er nicht 
die ZulSssigkeit derselben im Kassenstatut ; denn dieses enthält nicht nur kon- 
stitntoiische Bestimmungen, d. h. solche, durch welche der Begelung durdi 
das Kassenstatut ousdrückÖch übeiwiesene oder überlassene Verhältmsse ge- 
ordnet werden, sondern wiederholt audi eine Beihe von Voisdnriften stns Ge- 
satsen «nd V(^^^8be8timmBngen in der Absicht, die Kassenmitglieder und 
die yersehiedenen mit den Kassenangelegenheiten betrauten Organe über das 
fmi^iche Gebiet zn orientieren. 

Für die Auslegung des § 800 B. St. G. B. kommt, was der Benirksrat 
nidrt hinreichend gewürdigt hat, in Betracht, daß den ^|<>^gf^"@^f^^^ 
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Sefi^tigen gewisser Bernfsstände, daranter den Aerzten nur die «nnbefagte" 
ffenbanmg anyertraater Priyatgeheimnisse untersagt wird. Als nnbefngt 
erscheint ein solches Offenbaron, abgesehen von dem selbstverständlichen Falle 
des Einverständnisses des Patienten, jedenfalls dann nicht, wenn eine gesetz- 
liche Vorschrift dasselbe aasdrttcklich zur Pflicht macht, oder doch für zulässig 
erklärt, wie im Fall des § 189 B. St. G. B. oder bei der Vernehmung der be- 
treffenden Personen als Zeugen nach den Bestimmungen der St. P. 0. und Z. P. 0. 
(TgL Ol 8 hausen, St. G. B. Nr. 9 zu §300). Es gibt aber weiterhin Fälle, 
in denen der Verschwiegenheitspflicht höhere sittliche Pflichten gegenüber- 
stehen, die eine Preisgabe des Geheimnisses in begrenztem Maße gebieten, 
Fälle, in denen die Durchführung einer Bechtsordnung und selbst die Wahrung 
bestimmter B;echte unmöglich ist, ohne die Offenbarung Ton Geheimnissen (ygl. 
B. G.- Entscheidungen in Zivilsachen Bd. 53, S.dl5; Frank^ St. G. B. Nr. III 
zu § 800 und IV zu § 52). Auch in solchen Fällen erschemt die durch die 
Verhältnisse gebotene Mitteilung nicht als unbefugt, obgleich eine bestimmte 
gesetzliche Vorschrift hierzu nidit ermächtigt; es folgt Sies in solchen Fällen 
aus der Natur der Sache, bei der die Pflicht der Versdiwiegenheit mit anderen 
bedeutungsvolleren Pflichten kollidiert, wo die Bücksicht auf die einzelne 
Person gegen wichtige allgemeine Interessen zurücktreten muß. 

Das Erankenversicherungsgesetz enthält nun selbst eine Beihe von Be- 
stimmungen und ermächtigt in anderen Fällen die Krankenkassen zu statutari- 
schen Vorschriften, deren Durchführung ohne Kenntnisse von der Natur der 
in Frage stehenden Krankheit ganz undenkbar ist oder das Bekanntsein der 
Krankheitsursache voraussetzt. Dies ist z. B. der Fall, wenn § 7 die Ein- 
weisung in ein Krankenhaus dem Kassenvorstand gestattet, sofern die Art der 
Elrankheit Anforderungen an die Behandlung oder Verpflegung stellt, welchen 
in der Familie des Erkrankten nicht genügt werden kann, oder sofern die 
Krankheit eine ansteckende ist; ebenso wenn im § 6 a, Ziffer 2 und 3 die Er- 
mächtigung zur Einschränkung der Kassenleistung bei vorsätzlicher Zuziehung 
der Krankneit oder bei Veranlassung des neuen ünterstützungsfalles durch 
dieselbe Krankheitsursache erteilt wird. Die notwendige Kenntnis der Verhält- 
nisse können sich die Organe der Kassenverwaltung in diesen Fällen meist nur 
durch die Aerzte verschaffen^ und wenn nun der Arzt die erforderlidie Mit- 
teilung nicht ohne Preisgabe eines Geheimnisses, das ihm bei der Untersuchung 
und Behandlung des Patienten bekannt geworden ist, machen kann, so ist 
dieses Offenbaren kein unbefugtes ; denn es \Bt notwendig, um eine gesetzmäßig 
Durchführung der Krankenversicherung im einzelnen Fall zu ermöglichen, die 
für die Allgemeinheit oder wenigstens für die an der Kassenuntemehmung 
Beteiligten von größerer Bedeutung ist, als die Wahrung eines Geheimnisses, 
das nur einzelne Persönlichkeiten betrifft. Das K. V. G. hat also für solche 
Fälle nicht etwa die Schweigepflicht des § 800 B. St G. B. aufgehoben, wie 
der Bezirksrat richtig erkannt hat, aber es ergibt sich aus der Unmöglichkeit, 
die im K. V. G. gegebene Bechtsordnung ohne Offenbarung des Geheimnisses 
durchzuführen, daß die letztere nicht unbefugt erfolgt, daß also der Tatbestand 
des § 300 hier nicht gegeben ist. Freilich ist dies nicht etwa so zu verstehen, 
als ob in Angelegenheiten der E^rankenversicherung die Mitteilung von Privat- 
geheimnissen der erkrankten Versicherten allgemein und in unbeschränktem 
Maße gestattet ist, sondern es ist im einzelnen Fall Pflicht des Arztes, ge- 
wissenhaft zu prüfen, ob und inwieweit die Kenntnis des Geheimnisses für die 
sachgemäße Beurteilung des Falles und ftlr die über Art und Maß der Kranken- 
unterstützung zu fassende Entschließung notwendig ist, und darnach zu 
handeln. Beispielsweise wird dio Mitteilung von dem Vorliegen einer Ge- 
schlechtskrankheit oder einer Selbstverstümmelung an den Kassenvorstand 
eine befugte sein, es wäre aber sicher eine unbefa^e Offenbarung, woUte der 
Arzt auch darüber sich aussprechen, bei welcher Gelegenheit der Patient sich 
die G^chlechtskrankheit zugezogen hat oder welche Motive zur Selbstver- 
stümmelung führten, falls ihm hierüber etwas anvertraut vnirde. 

Der von der Generalversammlung der klaffenden Kasse beschlossene 
Zusatz zum Statut verstößt seinem Inhalt nach nicht gegen die dargelegten 
Grundsätze. Er spricht nur von einer Berechtigung der Aerzte, wie sie nadi 
§ 300 tatsächlich besteht, er will die Sachverständigen darauf hinweisen, daß 



ihre Schweigepflicht keine absolute 
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vornherein darttber aufklären, daß sie unter Umständen die Offenbarung ihrer 
Geheimnisse bei Inanspruchnahme der Eassenleistungen zu gewärtigen haben. 
Die Berechtigung wird auf die Mitteilung gegentlber den Organen der Kasse 
und auf solche Auskünfte beschränkt, die zur Feststellung der Unterstützungs- 
ansprttche, sowie für die G^eschäftsführung, d. h. für die Handhabung der ge- 
setzlichen und statutarischen Vorschriften in bezug auf den einzelnen Fall 
notwendig sind. Ein Offenbaren yon anvertrauten Privatgeheinudssen in 
dieser Beschränkung erscheint für den behandelnden Arzt nicht als ein un- 
befugtes und der Ausspruch der Befugnis hierzu in dem Eassenstatut erscheint 
danach nicht als Gesetzes Verletzung. 



Stellvertretung eines Arztes durch einen Kandidaten der Medizin. 

Entscheidung des Oberlandesgerichts (Str.-Sen.) zn KOln vom 
17. Februar 1906. 

Der Darlegung des ersten Bichters, daß die Behandlung durch einen 
nichtgeprüften Kandidaten der Medizin im Vergleich zu derjenigen durch einen 
approbierten Arzt immer minderwertig sei, und daß es nicht darauf ankommt, 
ob der behandelnde Heilkundige im einzelnen Falle die richtige Diagnose 
stellt und eine entsprechende sachgemäße Behandlung vornimmt, sondern daß 
der Kranke mit Sicherheit erwartet, von einem Arzte behandelt zu werden, 
der sich über sein Können bei der zuständigen Behörde ausgewiesen hat, ist 
beizupflichten. Der Verkehr bemißt bei der Heilkunde, wie vielfach bei 
Dienstleistungen höherer Art, den Geldwert der Leistung nicht bei solchen 
Verkehrsgütem, deren Beschaffenheit, sei es von vornherein, sei es am Erfolg 
leicht und sicher feststellbar ist, wesentlich nach der wirklichen inneren Güte 
der Einzelleistung, sondern legt entscheidendes Gewicht auf das Maß von 
Kenntnissen und Erfahrungen, welche dem behandelnden Arzte nach seiner 
Vorbildung in verlässiger Weise zuzutrauen ist. Mit Becht nimmt daher die 
Vorinstanz an, daß die Ablegung der Aerzteprüfung im Verkehr als wert- 
steigemd, das Fehlen einer solchen aber als wertvermindemd bei Beurteilung 
der Leistung der Heilkundigen angesehen wird. 



Ffthning eines arztähnliehen Titels: ,,Frfther Vertreter des 
Hofzahnarztes Dr. H. B.<^ Urteil des Kgl. Obersten Landes- 
gerichts zu München vom 6. Februar 1906. 

Das Urteil des Berufungsgerichts beruht nicht auf der Annahme, daß 
die Worte „früher Vertreter des Hofzahnarztes Dr. H. B.** für sich 
allein betrachtet einen Titel im Sinne des § 147, Nr. 8 der Gewerbeordnung 
bilden; es betrachtet vielmehr jene Worte in rechtlicher einwandfreier Weise 
als unselbstständigen Teil des vom Angeklagten geftüirten Titels „l^entist, 
früher Vertreter etc. etc^ Auch bei der Prüfung, ob der Titel ein arztähn- 
licher sei, hat das Berufungsgericht nicht unterlassen, die gebrauchten Be- 
zeichnungen in ihrer Gesamtheit ins Auge zu fassen. Von den dem Bevisions- 
angriff entzogenen tatsächlichen Erwägungen ausgehend, daß nach der im 
Volk alle remein bestehenden Ansicht der Vertreter eines Arztes oder Zahnarztes 
die gleiche wissenschaftliche Befähigung habe und ebenso geprüft sei, wie der 
von ihm vertretene Arzt und daß im vorwürfigen Fall der sprachlich nicht 
gebildete Teil des Publikums eines anderen durch die Bezeichnung „Dentist** 
keineswegs belehrt worden sei, durfte das Berufungsgericht annehmen, daß 
Angeklagter sich einen arztähnlichen Titel beigelegt habe, durch den der 
Glaube erweckt wurde, der Angeklagte sei eine geprüfte Medizinalperson. 
Der Angeklagte hat nach FeststeUung des Berufungsgerichts bei Anbringung 
der beiden Tafeln durch die darauf befindlichen Aufechriften den Glauben 
an seine zahnärztliche Approbation erwecken wollen, war sich also bewußt, 
daß der Titel, den er sich beilegte, jenen Glauben zu erwecken geeignet sei. 



Znm Begriff des Grosshandels. Entscheidung des Preuß. 
Kammergerichts (Str.-Sen.) vom 26. Februar 1906. 

Großhandel liegt nicht vor, wenn ein Drogenhändler gelegentlich einmal 
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6—12 Flaschen Painexpellcr rerkanft; e«? kommt vielmehr für den Begriff 
Großhandel der ganze Betrieb eines Gt^chäftes auch in Betracht, ob die Waren 
za Preisen verkauft werden, wie solche im Großhandel gezahlt werden. 



■ediziiial - Gesetzgebung. 

Köninpreioli Pi*eiiMeii« 

Der Portoabl^sungsveniierk ist bei Benaeliriehtlgiuigeii der Heb- 
ammen seitens der Aerzte bei Woehenbettflebererkranknngen nieht in- 
Iftssig. Erlaß des Ministers der ns w. Medizinaiangelegenheiten 
vom 5. M&rz 1906 — M. Nr. 10801 — an sämtliche Herren Begierongs- 
Präsidenten. 

Nach dem Erlaß vom 5. März 1903 - M. Nr. 14460 — (Mln.-BL t 
Med.« pp. Amr. S. III) dürfen Meldekarten, welche die Aerzte pp. auf An- 
ordnung der Staatsbehörden aus Gründen der Gesundheitspflege oder der Me- 
dizinalstatistik absenden, mit dem Portoahlösungsvermerk versehen werden. 
Diese Vergünstigung bezieht sich jedoch nur auf die von den Aerzten pp. an 
Behörden oder Staatsbeamte zu erstattenden Meldungen, nicht auch auf die 
den Aerzten vorgeschriebenen Benachrichtigungen von Privatpersonen. 

Die von den Aerzten pp. gemäß § 8, Ziff. 8 des Gesetzes betr. die Be- 
kämpfung übertragbarer Krankheiten vom 28. August 1905 (G^-S. S. 373) an 
die Hebammen abzusendenden Benachrichtigungen fallen hiernach nicht unter 
das Portoablösongsverfahren. 



Desinfektion der ans Bnssland kommenden Flösse. Erlaß des 
Ministers der usw. Medizinaiangelegenheiten vom 16. M&ri 
1906 — M. Nr. 26063 — an sämtliche Herren Begierungspräsidenten. 

Nach den im vorigen Jahre gemachten weiteren Erfahrungen hat sieh 
die Desinfelction sämtlicher aus Bußland kommender Flöße bei derjenigen 
Ueberwachungsstelle, bei welcher sie das Preußische Gebiet betreten, als zu 
seitraubend und kostspielig erwiesen. Mit Bücksicht hierauf bestimme ich, 
daß die in meinem Erlaß vom 8. Oktober v. J. — M. Nr. 24782 — vorge- 
schriebene Desinfektion auf solche Flöße zu beschränken ist, auf denen Cholera 
bezw. choleraverdächtige Erkrankungen festgestellt worden sind. 



Bakteriologisclie Untersnoliangen bei Cholera« Brlaß des Mi- 
nisters der usw. Medizinaiangelegenheiten vom 20. Mära 1906 
— M. Nr. 2Ö57Ö ü I. — an sämtliche Herren Begierungspräsidenten. 

In Ergänzung meiner Ausführungsvorschrift vom 12. September 1904 
zu § 16 der Anweisung des Bundesrats betr. die Bekämpfung der Cholera vom 
28. Januar 1904 (Min.-Bl. f. d. Med.- pp. Ang. S. 854) bestimme ich folgendes: 

^Das Ergebnis der Untersuchungen, sowohl das positive, als auch das 
negative, ist seitens der Untersuchungsanstalt bezw. seitens des an Ort und 
Stelle entsandten besonderen Sachverständigen dem Arzt, welcher das Unter- 
sudiungsmaterial eingesandt hat^ dem zuständigen Kreisarzt, dem zuständigen 
B^ierungspräsidenten, dem Minister der usw. Medizinalangdegenheiten sowie 
dem Kaiserlichen Gesundheitsamt unverzüglich mitzuteilen. Nach auswärts 
haben diese Mitteilungen telegraphisch, im Ortsverkehr durch besonderen 
Boten oder, falls der Fernsprecher benutzt wird, außerdem noch schriftlich 
zu geschehen.^ 

Die Vorsteher der in Betracht kommenden Untersuchungsanstalten sind 
mit entsprechender Weisung versehen worden. 



Verantwortl. Bedakteur : Dr. Bap man d, Bcg.- u. Geh. Med.-Bat in Minden i. W. 
J. a C. BmnA, H«nogL Säob& u. F. ScIl-L. Hofbachdrucktr«! In Mlndit 
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Nr 9, 5. Mai, 1906. 

Medizinal - Gesetzgebung. 

Yomhriften fiber die gtaatliehe Prllfiuig Ton KraikenpllegepenoneB« 

Bandesratsbeschliiß vom 22. März 1906.') 

§ 1. Prüfungen yon Erankenpftegepersonen finden nach Maßgabe der 
folgenden Bestimmungen statt. 

§ 2. Die Prüfungen werden in einem Krankenhaus abgehalten. Die 
Prüfungskommission besteht aus dreiAerzten. unter denen sich ein beamteter 
Arzt und ein Lehrer dner Krankenpfiegeschuie befinden. 

Die Mitglieder der Prüfungskommission, sowie der aus ihrer Zahl zu 
bestimmende Vorsitzende werden durch die Landeszentralbehörde bestellt, die 
auch Sitz und Zusammensetzung der Kommission bekannt gibt 

§ 3. Die Landeszentralbäörde bestimmt Zahl und Zelt der abzuhaltenden 
Prüfungen und gibt die getroffene Bestimmung bekannt. 

§ 4. Die Zulassunffsgesuche sind dem Vorsitzenden derjenigen Prüfungs* 
kommission, bei welcher die Ablegung der Prüfung beabsichtigt ut, unter Bei- 
fügung der erforderlichen Nachweise (§ 5) einzureichen. 

Bewerber, deren Znlassungsgesuche später als zwei Wochen ror dem 
Besinne der Prüfung eingehen, haben keinen Anspruch auf Berücksichtigung 
in der laufenden Prüfungsperiode. 

§ 5. Dem Zulassungsgesuche sind beizufügen: 1. der Nachweis der 
Vollendung des 21. Lebensjahrs, 2. ein behördliches Leumundszeugnis, 8. das 
Zeugnis über eine erfolgreich zum Abschlüsse gebrachte Volksschulbildung oder 
über eine gleichwertige Bildung, 4. ein eigenhändig^ geschriebener Lebenslauf, 

5. der Nachweis körperlicher und geistiger TauglichKeit zum Krankenpflege« 
beruf; insbesondere ist eine Bescheinigung zu erbringen, daß der BewerSer 
nicht an Krankheiten oder KOrperfehlem leidet, die ilm an der Ausübung des 
Krankenpflegeberufe hindern oder die zu pflegenden Personen schädigen konnten, 

6. der Nachweis einjähriger erfolgreicher und einwandfreier Teilnahme an einem 
zusammenhängenden Lehrgang in einer staatlichen oder staatlich anerkannten 
Krankenpflegeschule. 

Der Nachweis unter Nr. 5 und 6 werden geführt durch ein schriftliches 
Zeugnis desjenigen Arztes, welcher den Unterricht in der Krankenpflegeschule 

feleitet hat; es ist Ton dem Arzte unmittelbar dem Vorsitzenden der Prüfungs* 
ommlssion zu übersenden, bei welcher die Ablegung der Prüfung erfolgen soll. 
Ist zwischen dem Austritte des Bewerbers aus der Krankenpflegeschule und 
seiner Meldung zur Prüfung mehr als ein halbes Jahr verflossen, oder liegen 
die Voraussetzungen des § 6 vor, so ist der Nachweis unter Nr. 5 durch ein 
Zeugnis des für den Wohnort oder Aufenthaltsort zuständigen beamteten Arztes 

Gleichzeitig ist beschlossen, daß nunmehr die Bundesregierungen Tom 
Bundesrat ersucht werden, nach Maßgabe des Entwurfs Vorschriften über die 
Prüfung und Anerkennung Ton Krankenpflegepersonen zu erlassen, ferner dafür 
zu sorgen, daß in staatlichen oder sonstigen vom Staat für diesen Zweck an- 
erkannten Krankenanstalten Gelegenheit zur Erlangung der nachzuweisenden 
Ausbildung in der Krankenpflege geboten wird (Krankenpflegeschulen), sowie 
dahin zu wirken, daß in Öffentlichen und privaten Anstalten, soweit für die 
Krankenpflege nicht oder nicht in ausreichender Weise durch Mitglieder einer 
vom Staat anerkanten geistlichen oder weltlichen Krankenpflegegenossenschaft 
gesorgt ist, bei der Auswahl der erforderlichen Kräfte diejenigen Kranken- 
Aegepersonen bevorzugt werden, welche einen Ausweis auf Grund der folgen* 
en Vorschriften besitzen. /^^^^T^ 
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za erbringen. Der VorBitzende der Prüfungskommission entscheidet über die 
Zolassang. 

§ 6. Personen, welche eine der im § 6, Nr. 6 bezeichneten Eraaken- 

C" g;e8chnlen nicht besacht liaben, kOanen mit Gendimigang der zost&ndigen 
desbehörde ausnahmsweise zur Prüfang zugelassen werden, wenn sie den 
Nachweis einer nach dem Ermessen der Landesieatraibehörde mindestens 
gleichwertigen Aosbildong in der Krankenpflege beibringen« 

Bei Sanitätsonteromzieren, die noch nicht länger als ein Jahr aas dem 
aktiven Militär- oder Marinedienst ausgeschieden sind, gilt in dies^ Hinsicht 
als aasreichend ein Zeugnis des dem Bewerfoer vorgesetzten Sanit&tsamts über 
eine einwandfreie, mindestens zwe^ährige Dienstzeit im Sanitätskorps der Armee 
oder der Marine. Auf Sanitätsonteroffiaere aoftermiropäischer TrappenverbSade 
des Deatschen Beiches findet diese Besümmong entsprechende Anwendang. 

§ 7. Die (Gebühren für die Prüfang aasschliefilich der Kosten für ver- 
pflegang (§ 10, Abs. 2) betragen .... Mark und sind vor Beginn der Prüfang 
za entrichten. Wer von der Prüfang spätestens zwei Tage vor ihrem Beginne 
zurücktritt, erhält die bereits entrichteten Prüfungsgebühren zurückerstattet 
§ 8. Die Ladung der Prüflinge wird vom Vorsitzenden der Prüfungs- 
kommission (§ 4^ verfügt ; sie soll spätestens zwei Wochen vor der Prüfang 
erfolgen; zugleich mit der Ladung wird dem Bewerber ein Abdruck der 
Prüfungsvorschriften mit der Aufforderung zugestellt, sich am Tage vor der 
Prüfung bei der Leitunff des Krankenhauses ^ 2) zu melden, um die Pflege 
eines Kranken und eine Nachtwache zu übernehmen (§ 14). 

6 9. Zu einem Prüfungstermine werden in der Regel nicht mehr als 
sechs Prüflinge zugelassen. Wer in dem Prüfungstermin ohne ausreichende 
Entschuldigung nicht rechtzeitig erscheint, kann bis zur Dauer von sechs 
Monaten von der Prüfung ausgeschlossen werden. 

§ 10. Der Torsitzende gibt Tag und Stunde der Prüfung spätestens eine 
Woche vor ihrem Beginne der Krankenhausleitung bekannt, damit die nötigen 
Prüfungsräume und sächlichen Hilfsmittel bereit gehalten und die für die 
praktisäie Prüfung sich eignenden Krankheitsfälle ausgesucht werden. Der 
Prüfling tritt für die Dauer der Prüfung, welche sich auf drei, in der Bogel 
aufeinanderfolgende Tage erstreckt, in die Verpflegung des Krankenhauses; die 
Gebühren hierfür sind an die Krankenhausverwaltun^ zu entrichten. 

§11. Die Prüfung ist eine mündliche und eine praktische; Jene wird 
in der Bogel am ersten und dritten, diese im wesentlichen am zweiten Tage 
abgehalten. 

§ 12. Der Vorsitzende leitet die Prüfung, bestellt bei Behinderung 
eines Mitgliedes der Prüfungskommission einen Vertreter und verteilt die 
Prüfungsgej^enstände (§ 18 a ois n) unter die Prüfenden. Die praktische 
Prüfung wird von einem Lehrer der Krankenpflegeschule in Qegenwart des 
Vorsitzenden abgehalten. 

§ 18. Die mündliche Prüfung erstreckt sich auf folgende Gegenstände: 
a) Bau und Verrichtungen des menschlichen Kdrpers. b) Allgemeine Lehre 
von den Erkrankungen und ihren Erscheinungen, besonders Fieber und Puls; 
Ansteckung; Wundkrankheiten; Asepsis und Antiseptik. c) Einrichtungen in 
Krankenräumen: den Anforderungen der Gesundheitslehre entsprechende Her- 
richtung und Ausstattung des Krankenzimmers, Lüftung, Beleuchtung, Heizung, 
Wasserversorgung, Beseitigung der Abgänge, d) Krankenwartung, insbesondere 
BeinUchkeitspflege, Versorgung mit Wäsche, Lagerung und Umbetten des 
Kranken; KrankenbefOrderungj Badepflege, e) Krankenemährung : Zubereitung 
und Darreichunji: der gewöhnlichen Krankenspeisen und Getränke. Q Kranken- 
beobachtung ; Krankenbericht an den Arzt, Ausführung ärztlicher Verordnungen, 
g) Hilfeleistung bei der Krankenuntersuchung und -behandlung, namentlich bei 
der Wundbehandlung; Lagerung und Versorgung verletzter Glieder. Notver- 
band, Hilfeleistung bei Operationen, sowie bei der Betäubung. Vorbercdtuag 
des Verbandmaterials und def Instrumente, h) Hilfeleistung bei plötzlich au£ 
tretenden Leiden und Beschwerden, bei gefahrdrohenden Krankheitserscheinungen, 
bei Unglücksfällen (Blutstillung, künstliche Atmung) und Vergiftungen. Grenzen 
der Hilfeleistungen, i) Pflege bei ansteckender Krankheit: Verhütung der 
Uebertragnng von KrankheiUkeimen auf den Kranken, den Pfleger und andere 
Personen; Desinfektionslehre, k) Zeichen des eüigetretenen Todes ; Behandlmig 
der Leiche. 1) Gesetzliche und sonstige Bestimmungen^ soweit sie die Kraokei- 
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pflegetiUigkeit berflhren. m) Verpfliehtnngen des Krankenpflegers in besag 
aof allffemeines Verhalten, namentlich Benehmen gegenüber den Kranken and 
deren Angehörigen, sowie gegentlber den Aerxten, Giistlichen and Mitpflegern, 
Bertt€ksi<£tigang des Seelenznstandes des Kranken, Versdiwiegenheit. n) Für 
weibliehe Prüflinge außerdem: die wichtigsten Grandsätze der S&aglingsi^ege. 

§ 14. In der praktischen Prüfung sollen die Prüflinge sich bef&h&t 
erweisen, ihre Kenntnis in der Krankenpflege praktisch zn betätigen. Zn 
diesem Zwecke wird Jedem von ihnen bei der Meldang im Krankenhanse (§ 8) 
die selbständige Pflege eines Kranken (einschließlich einer Nachtwache) bis 
som Korgen des dritten Tages übertragen. Die Aosführang dieser Aufgabe 
erfolgt unter Aufsicht der für den Kranlen rerantwortlichen Pfletfeperson; es 
ist darauf zu achten, daß den Prüflingen die zur Erholung erforderliche Zeit 
frei bleibt; insbesondere muß im Anschluß an die Nachtwache eine Erholungs- 
zeit Ton mindestens acht Stunden gewährt werden. Die wichtigeren Torkomm- 
nisse während der Pflege hat der Prüfling kurz schriftlich zu vermerken; die 
Niedersehrift ist am drnten Tage yorzulegen. Am zweiten Prüfungstage sollen 
die Prüflinge ihre Kenntnisse in der ersten Hilfeleistung und m der Hilfe^ 
kfcrtimg bei Operationen, bei der Betäubung, bei der Ausführung ärztlicher 
Veror&nngen, m der Badepflege und Desinfärtion praktisch dartun. 

§ 16. Die Gegenstände und das Ergebnis der Prüfung werden für jeden 
Geprüften in einer Niederschrift vermerkt, welche von dem Vorsitzenden und 
.de« tttirigen Mitgliedern der Prüfungskoomission zu unterzeichnen ist. 

§ 16. Jeder Prüfende faßt sein Urteil über die Kenntnisse und Fertig- 
keiten des Geprüften zusammen unter ausschließlicher Verwendung der Prädi- 
kate „aehr gut*" (1), «gut** (2), .genügend"" (8), „angenügend'' (4) und «schlecht"' (5). 
Hat der Geprüfte von einem Prüfenden das Prämkat „schlecht" oder von zwei 
Prüfenden aas Prädikat .ungenügend*' erhalten, so gilt die Prüfung als nicht 
bestanden. Im übrigen nat der Vorsitzende am Schlüsse der Prüfang dia 
Prädikatswerte zusammenzurechnen und behufe Ermittelung der Gesamtzensur 
durch 8 zu teflen ; ergeben sich Drittel, so werden ein Drittel nicht, zwei 
Drittel als yoU gerechnet. 

§ 17. Tritt ein PrüfUng ohne eine nach dem Urteile der Prüfungs- 
kommission genügende Entschudigung im Laufe der Prüfung zurück, so hat 
er sie Tolktändig zu wiederholen. Die Wiederholung der nicht bestandenen 
oder ohne Entschuldigung nicht vollendeten Prüfung ist nicht Öfter iJs zweimal 
und frühestens nach sechs Monaten, spätestens nach drei Jahren zulässig; sie 
muß bei deijenigen Prüfungskommission stattfinden, bei der die frühere Prüfung 
begonnen ist. Ausnahmen können von der zuständigen LandesbehOrde aus 
besonderen Gründen gestattet werden. 

§ 18. Der Prüfling wird, falls er die Prüfang nicht bestanden hat, Tom 
Vorsitzenden davon benachrichtigt und erhält auf seinen Antrag die ein- 
gereichten Zeugnisse zurück, naichdem auf dem Zeugnis über die Teilnahme 
an einem E[rankenpflegekurse (§ 5, Nr. 6) ein Vermerk über den Ausfall der 
Prüfung gemacht worden ist Wenn die Prüfung bestanden ist, reicht der 
Vorsitzeiide die Prüfungsverhandlungen unter Beifügung der Gesamtzensur an 
die von der Landesre^erung bezdchneten Behörde behufs staatlicher An- 
erkennung der Krankenpflegeperson ein. Im Falle der Anerkennung wird ein 
Ausweis nach anliegendem Muster A erteilt. 

§ 19. Stnitätsunterofflzieren mit mehr als fünfjähriger aktiver Dienst- 
zeit im Sanitätskorps des Heeres oder der Marine, welche ein Zeugnis des 
vorgesetzten Sanitätsamts über eine einwandfreie dienstliche und sittliche 
Führung, sowie über genügende theoretische und praktische Kenntnisse in der 
Krankenpflege beibringen, wird auf ihren Antrag von der zuständigen Landes- 
behörde ilires Wohnsitzes auch ohne Prüfang die staatliche Anerkennung als 
Krankenpfleger erteilt, sofern sie noch nicht länger als dn Jahr aus dem ak- 
tiven Militär- oder Marinedienst ausgeschieden sind. Für Sanitätsunterofflziere 
außereuropäischer Truppenverbände des Deutschen Boichs findet diese Be- 
stimmung'entsprechenae Anwendung. 

§ 20. Personen, welche schon vor dem Inkn^ttreten dieser Prüfungs- 
vorschriften an einem Krankenpflegekursus von ausreichender Dauer teil- 
genommen haben und durch das Zeugnis des zuständigen beamteten Arztes 
oder Krankenhausarztes oder des Leiters einer vom Staate anerkannten geisi> 
liehen oder weltlichen Krankenpflegegenossenschaft nachweisen, daß sie min- 
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destens fttnf Jahre luif als Priyatpfleger- oder im Anstalts- oder Gkoieiade- 
dienste Krankenpflege in befriedigender Welse ansgeUbt haben, kann tob der 
zuständigen LandesbehOrde ihres Wohnsitzes die staatliche Anerkenniing als 
Erankenpflegeperson ohne Torherige Prttfnng erteilt werden, sofern spätesteas 
bis zum Abkuf eines Jahres nach Erlaß der Prüfnngsvorsdiriften ein bezflg- 
Ucher Antrag gestellt worden ist nnd die gatachtlich gehörte Prüfongs- 
kommission sich di^ttr ausspricht; auf Befürwortung der Prflfan|;8kommi88um 
kann, wenn besonders dringende Gründe vorliegen, ausnahmsweise auch der 
Nachweis des Besuchs eines Ansbildongsknrses erlassen werden. 

§ 21. In den Fällen der §§ 19, 20 ist ein Ausweis nach beifolgendem 
Master B zu erteilen. 

§ 22. Die in einem anderen Bundesstaat auf Grund gleicher Vor- 
schriften erfolgte Anerkennung ab Erankenpflegeperson gilt auch für das . . . 
Staatsgebiet. 

§ 28. Die staatliche Anerkennung als Erankenpflegeperson kann tob 
der zuständigen Behörde zurückp;enommen werden, wenn Tatsachen yorliegen, 
welche den Mangel derjenigen Eigenschaften dartun, die für die Ausübung des 
Eraakenpflegeberuid erforderlich sind, oder wenn die Erankenpflegeperson den 
in Ausübung der staatlichen Aufsicht erlassenen Vorschriften bäarrlich zu- 
widerhandelt Einer in einem anderen Bundesstaat erfolgten Anerkennung 
kann unter denselben Voraussetzungen von der zuständigen LandesbehOrde des 

Wohn- und Aufenthaltsorts die Wirksamkeit für das Staatsgebiet eai- 

zogen werden. Die Entziehung ist der BehOrde, welche die Anerkennung erteilt 
hat, zur Eenntnis zu bringen. 

Muster A. 

Ausweis für staatlich anerkannte Erankenpf legepersonen. 

f welcher 

ans -! — — — 

weiche 

Tor der staatlichen Prüfungskommission in die Prüfung für 

Erankenpflegepersonen mit der Gesamtzensur bestanden hat und 

die zur Ausübung des Erankenpflegeberufs erforderlichen Eigenschaften besitzt, 

er Erankenpfleger 
erhält hiermit die Bescheinigung, daß ^ staatlich als £fm]g0npflegerin 

kannt ist 

Für den Fall, daß Tatsachen bekannt werden, welche den Mangel der- 
jenigen Eigenschaften dartun, die zur Ausübung des Erankenpflegebem& 
erforderlich sind, oder daß die Erankenpflegeperson den in Ausübung der 
staatlichen Aufsicht erlassenen Vorschriften beharrlich zuwiderhandelt, bldbt 
die Zurücknahme der Anerkennung rorbehalten. 

, den 19 . • 

(DienststempeL) Unterschrift. 



Entwurf eines Planes für die Ausbildung in der Erankenpf lege« 
Die Ausbildung in der Erankenpflege soll eine vorwiegend praktische 
sein und hat nach fönendem Plane zu erfolgen: 

1. Der Schüler soll über Bau und Verrichtungen des menschlichen 
EOrpers so weit unterrichtet werden, daß er ein für fie Erankenpflege aus- 
reichendes Verständnis für die im gesunden und kranken EOrper stattfindenden 
Vorgänge gewinnt Es ist Wert darauf zu legen, daß der Schüler in der 
äußeren Beschreibung die nOtige Gewandtheit erlangt, um den Sitz einer 
Wunde, eines Schmerzes usw. sdinell und genau angeben zu kOnnen. 

2. Die weitere Unterweisung erstrecäit sich auf die Grundsätze der all- 
gemeinen Gesundheitslehre (Lüftung, Heizung usw.), auf die Einrichtung und 
Ausstattung der Erankenzimmer, &e täglichen Dienstleistungen des Eruiken- 

E flegers, die spezielle Erankenpflege bei einigen besonders wichtigen Eraak- 
eitszuständen und die Ausführung ärztlicher Verordnungen. Es sollen ein- 
gehende Vorführungen und praktische Uebungen stattflnden; dabei ist regel- 
mäßig von der Uebung der notwendigen Handgrüfe und Ton der Beschreibung 
der einfachsten Formen der Geräte und Apparate auszugehen. 

8. Der Schüler soll zu möglichst scharfer Erankenbeobachtung angeleitet 
und darüber belehrt werden, durch welche Handreichungen er nötigenfalls die 
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Ten ihm beobachteten Leiden und Beschwerden yorl&afig lindem kann. Er 
soll Uber die ihm bei solchen Hilfeleistanffen gezogenen Grenzen, sowie darüber 
eingehend unterrichtet werden, wann er die (nnter ümst&nden sogleich erforder- 
Ifehe) Hilfe de« Arztes herbeizuführen hat 

4. Ueber die Verhütung von Ejrankhdten, insbesondere über die Ter- 
hindernng der Yerschleppong und Uebertragang der ansteckenden Krankheiten, 
soll eine eingehende Buehrang stattfinden. Der Schüler soll lernen, daß neben 
der peinlichsten Reinlichkeit nur die sofortige, sorgfältige ünsch&dlichmachong 
der irankheitskeime die Verbreitung der ansteckenden Krankheiten Terhindem 
and ihn sdbst ror Ansteckung schützen kann. Auf die yerschiedenen Arten 
der Verbreitnng der ansteckenden Krankheiten ist einzngehen ; die Desinfektion 
ist gründlidi zu behandeln und praktisch zn üben. 

5. Die Hilfeleistangen bei der Wnndbehandlang sind eingehend zu lehren. 
Soweit dies nicht schon gem&ß Nr. 4 geschieht, soll die Lehre Ton den Wand- 
krankheiten, sowie die Asepsis and Antisepsis berücksichtigt werden. Außerdem 
rind die Notverbände einschließlich der Blutstillung und der Bnhigstellung 
Terletzter Teile zum Qe|:enstande der Unterweisung zu machen. 

6. Li den Hilfeleistungen bei plötzlich auftretenden Leiden und Be« 
sehwerden, bei gefahrdrohenden Krankheitserscheinungen, bei ünfflüeksfällenund 
bei Vergiftungen, sowie in der KrankenbefOrderung ut ünterridit zn ertdlen. 



S« Kdnlfl^eioH PreiiMeii« 

Wiederholmg bezw. Fortsetzung dar ftrztlleheB PrflAuig bei einer 
anderen PrIlfhuigskonimlssloB* Eriaß des Ministers der usw. Medi- 
zinalangelegenheiten Tom 2. Mftrz 1906 — ü L 142 M. — an die 
Herren ümyersitStskuratoren und den Herrn Vorsitzenden der ärztlichen Vor- 
Prüfungskommission in Berlin. 

Nach § 15 der Prüftmgsordnung für Aerzte vom 2S. Mai 1901 muß ein 
Studierender, welcher sich der ärztlichen Vorprüfung in allen Teilen unter- 
zogen, in einzelnen Prüfungsfächern aber nicht bestanden hat, die Wieder- 
holungsprüfung, wenn er das Studium bei einer anderen UniTersität fortsetzt, 
Tor der KomnSssion dieser UniTersität ablegen. 

Es ist nun die Frage zur Erörterung gelangt, ob ein Wechsel der 
Prüfungskommission außer bei diesen Wiederholungsprüfungen auch dann statt- 
haft sei, wenn der Studierende nach teilweiser Ablegung der Prüfung von 
deren Fortsetzung zurückgetreten ist. 

Diese Frage ist, wie ich nach Benehmen mit dem Herrn Bdchskanzler 
bemerke, zu remeinen. Die Vorprüfung muß yielmehr, sofern es sich nicht 
um eine Wiederholungsprüfung handelt in allen Prüfungsfächern vor der 
Kommission abgelegt werden, bei welcher sie begonnen hat Ich bestimme 
demgemäß, daß fortan Jeder Studierende, welcher von der Prüfung zurücktritt, 
um äe in einzelnen Prüfungsföchem später fortzusetzen, auf diese Vorschrift 
ausdrücklich aufmerksam zu machen ist. 

Femer ordne ich nach Benehmen mit dem Herrn Eeichskanzler an, daß 
bei einem auf Grund des § 15 Absatz 1 der Prüfungsordnung stattfindenden 
Wechsel der Prüfungskommission diejenige Kommission, bei welcher der 
Studierende sich zur Ablegung der Wiederholungsprüfung meldet, yon der 
Prüfungskommission, bei der der Studierende die Prüfung begonnen bezw. die 
erste Wiederholungsprüfung nicht bestanden hat, die bereits entstandenen 
Prüfungsakten zu erbitten und mit ihren Prüfungsverhandlungen dauernd zu 
vereinigen hat. 

Ich ersuche ergebenst, hiemach den Vorsitzenden der dortigen Kom- 
mission mit Weisung zu versehen. 



DIrektiTen für die Untersuchung der BindebauterkrankungeB bei 
nutärpfllehtlgen. Erlaß der Minister der usw. Medizinalan- 
Gelegenheiten und des Innern vom 2. April 1906 — M. d. g. A. M. 
.07S2, M. d. L IIa 2771 — an sämtliche Herren Begienmg^spräsidenten. 

Die Direktiven für die Untersuchung und Beurtälung augenkranker 
Ifilitärpflichtiger, welche von dem Herrn Kriessminister im Jahre 1898 erlassen 
worden, sind von einer Kommission, an weldaer außer Ministerialkommissaren 
angesehene Vertreter der Augenheilkunde teOgenommen haben, einer Neu- 
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bearbeitnng nnterzogea worden. Der in diesen Beratanf^ fettgeeteUte Eai- 
wnrf hat des Herrn Kriegsministers nnd mdme, des Minuters der gdsüidiei, 
Unterrichts- nnd Medirindangelegenheiten, Genehmignng gefunden. Die nenn 
„Direktiven ffir die üntersuchnng und Beurteilung der fiindelianterknulknngei 
bei Militärpflichtigen*' werden ron letzt an Iftr die Milit&r&rste bei der Muste- 
rung und Aushebung Ton Militärpflichtigen maßgebend sein. 

Wir bestimmen, daß diese DirektiTen fortan auch fOr die BeurtefluBg 
und Beieichnung der Kranken bei der Bekämpfung der KOmerkrankheit (Gra- 
nulöse, Trachom) Terbindlich sind und in allen Listen und Nachweisnng«i, 
welche die Granulöse betreifen, Berttcksichtigung zu finden haben. 

Ew. Hochwohlgeboren lassen wir in den Anlagen .... Abdrücke der 
Direktiven mit dem Ersuchen ergebenst zugehen, je einen dem znatindigen 
Beferenten bei der dortigen Begierung, den Landriten — in Stadtkreisen den 
OrtspolizeibehOrden — , Sreisärzten, sowie den bei der Granulosebdcämpfang 
beteiligten Aerzten auszuhändigen. 

Einen etwaigen Mehrbedarf woUen Sie bei mir, dem Minister der geilt» 
liehen, Unterrichts- und Medizinalangelegenheiten, erbitten. 

Dlr^ktiTW fflr die XJnteraaohimg und Beartellimg der Bindehaut- 
erkrankungen bei MIlitErpfllohtlgen. 

Die Untersuchung der Augenlidbindehäute hat durch Umstfllpen der Lider, ii 
tradiomyerseuchten Gegenden i^ts auch der oberen, zu erfolgen. 

L Die Aushebung ist nicht zulässig re^dte^SSl^- 
Nr. bei: g-g«!.«* 

allen Formen von festgestelltem Trachom (gra- 
nulöser Bindehautentzündung, EOrnerkrank- 
heit). 

Dabei ist die Bindehaut gerOtet, geschwollen, gewulstet 
und von unebener Oberfläche; sie enthält trübe, rOtlich 
graue Körner (Granula) besonders in den Uebergangs- 
udten. Der obere Teil der Hornhaut ist häuflg mit- 
erkrankt, getrübt, Ton baumförmig rerästelten Gefäßen 
überzogen (Pannus); im späteren verlauf kommt es zu 
strich- und fleckförmigen Narben von bläulidi- weißer 
Färbung in der Bindehaut, narbiger Schrumpfung der 
Lider und Einwärtsdrehung der Lidiänder. 



^) Li den Bezirken, in welchen eine systematische Be- 
kämpfung des Trachoms unter staatlicher Beihilfe stattfindet, 
weraen unterschieden: 
L Das der Behandlung n och bedürftigeTrachom, 
bei welchem auseinander zu halten sind: 

a) leichte Fälle (eine oder beide Uebergangsfalten 
sind bejbdlen). 

b) mittelschwere Fälle (die ^^anze Binddbaut der 
Lider — Uebergangsfalte und Bmdehaut des Tarsus 
— ist befallen). 

c) schwere Fälle (die trachomatöse Erkrankung be- 
findet sich im Stadium der sulzigen Entartung, der 
(j^hwürs- und Narbenbildung. Die Kömer sud fai 
den Uebergangsfialten zu Wüuten oder Strängen zu- 
sammengeflossen, die Oberfläche neigt zu geschwflrigem 
Zerfall und reiclüicher Absonderung; in der oberen 
Hälfte der Hornhaut zeigen sich Epitelabschürfungen, 
Liflltrate, kleine Substanzverluste oder Trübungen und 
Gefäßentwicklung; die Bindehaut der Uebergangsfalten 
und der Tarsi ist mehr oder weniger von Narbäzügen 
durchsetzt und verkürzt, der Tarsus geschrumpft und ver- 

{ bildet, der Lidrand mit den Wimpern einwärtsgerichtet). 

I IL Das abgelaufene Trachom mit erheblichen Folge- 
1 zuständen (vernarbtes Trachom). 



Augen- 

Tr.O 



Augen- 
Tr. L 
Augea- 
Tr. m. 

Augea- 
Tr. 8. 



Angea- 
Tr. B. 
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Nr. 



2. 



8. 



1. Die Ansliebiing ist nicht zulässig 
bei: 

schweren Bindehanterkranknngen (ohne Kenn- 
zeich en desTrachom s) and derenFolgeznst &nden, 
wenn Üelergehende GewebsTer&nderangen oder Qewebs- 
zerstOningen Torliegen, gemäß der Ziffer 20 und 21 An- 
lage 1 D and E der Heerordnang. 

IL Die Aashebang ist zulässig 

bei: 

trachomyeräächtige Erkrankungen. 

Follikelschwellung der Bindehaut ohne den Charak- 
ter des Trachoms, sei es mit oder ohne Katarrh. 
Hierunter sind diejenigen Fälle zu verstehen, bei denen 
sich im Bereiche yomdunlich der unteren üebergangs- 
falten oberflächliche, leicht durchschimmernde Erhaben- 
hoUen Ton Bläschenform auf normaler oder nur wenig 
veränderter glatter Bindehaut befinden, 
akuten und chronischen Binde haut er krankungen 
nicht trachomatöser Art ohne tiefergreifende 
Gewebsveränderungen. 

Zu berücksichtigen ist auch Anlage 1 G 20 der Heerordnung. 



▲bkfiravofea 
für die Eintra- 
gnng9n in di« 

Augen- 

K. n. 



Augen- 

Tr. V. 
Ai^pn- 



Wahl 4er PoUzelvarordnmngsfom für polizeiliche Anordnangen zur 
BdkiMfftuig gezieliigefUirlieher Krankheiten. Erlaß dos Ministers 
der usw. Medizinal-Angelegenheiten vom 28. März 1906 — 
M. 10683 — an den Herrn Begierungspräsidenten in Bromborg, sowie allen 
tbrigen Herren Begierungspräsidenten zur Kenntnisnahme mitgeteilt 

Im Eiaverst&dnisse mit dem Herrn Jnstizminister und dem Herrn Mi- 
nistem des Innern trete ich der Auffassung Ew. Hochwohlgeboren bei. nach 
weleher dne auf Grund der §§ 11 ff. des Beichsgesetzes, betreffend die Be- 
kämpfung gemeingefährlicher Krankheiten, vom 80. Juni 1900, insbesondere 
auch eine gemäß § 15, Nr. 4 daselbst ergehende polizeiliche Anordnung der 
P<^izeiverordnungsform nicht bedarf. Audi die höchsten Gerichtshofe haben 
in analogen Fällen übereinstimmend in demselben Sinne entschieden. (VergL 
Entscheidungen des Obertribunals vom 21. Februar 1877, Min-BL d. L V. S. 114; 
des Ober-Verwaltungsgerichts vom 6. Februar 1879, Bd. 5, S. 888, des Beichs- 
gwichts vom 3. November 1891, Bd. 22, 8. 191.) 

Dagegen wird die Wahl der Polizeiverordnungsform zur Begelung der 
gesondheitspolizeilichea Ueberwachung in der Bogel zweckmäßig sdn, da die 
Folizeiverordnung bereits durch ihre vorschriftsmäßige Publilcation. die Anord- 
nung ds«egen erst durch ilire tatsächliche Mitteilung für den einzelnen bindend 
wir£ JESwaigen Kontravenienten braucht daher zur Herbeiffthrung ilirer Be- 
strafung nicht die Kenntnis der Polizeiverordnung nachgewiesen zu werden. 
Das von Ew. Hochwohlgeboren geäußerte Bedenken, daß der Erlaß einer Polizei- 
verorteung oft sich mcht rechtzeitig werde ermöglichen lassen, vermag ich 
nicht SU teilen, da Satz 2 des § 189 des Landesverwaltungsgesetzes eine aus- 
reichende Huidhabe zur Vermeidung Jedes Zeitverlustes bietet 



Elnreichnng der Zählkarten für Erkrankungen und TodesflUe an 

Poeken. Erlaß des Ministers der usw. Medizinalangelegen- 
heiten vom80.März 1906 — M. 10996 — an die Herren Begierungs- 
präsidenten. Mit Bezugnahme auf den Erlaß vom 19. Mai v. J. — IL d. g. A. 
IL 119481, M. d. I. na 8689 - Min.-BL t Med.- pp. AnffcL 1905, S. 262). 

Ew. Hochwohlgeboren ersuche ich ergebenst, die Zählkarten für Er- 
krankungen und Todesfälle an Pocken gefälligst stets üi doppelter Ausfertigung 
einzureidien. Bin Exemplar dieser Zählkarten wird von hier aus dem Kaiser- 
lichen Gesundheitsamte zugestellt werden. 
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ABweaduBg der AiisflIlinuigtbettlMmBiif mter II r. 8 ni | 26 des 
Geseties toh 28. Amgusi 1905, betreffend die BeUmpfnig tbertragbarer 
KrABkkeiteA* Erlaß des Ministers der usw. Medizlnalangelegea- 
helten Tom 21. Mftrz 1906. 

Nach diesem Erlaß findet die AosftÜirangsbestimmiinff anter Nr. 2 m 
des Gesetzes, betreffend die Bekämpfonff übertragbarer Srankbeiten« yom 
. Angost 1905 an! alle Aerzte gleiclimäoige Anwendung ohne Bttcksicht 
daraniy ob sie als beamtete Aerzte angestellt sind oder nicht. 

Daß bei der Feststellong yon Diphtherie, Eömerkrankheit oder Schar- 
lach gemifl § 6, Abs. 4 des gedachten Oesetzes seitens eines Kreisarztes keine 
amtlioie Beteiiigang im Sinne des § 25 yorliegt, geht ans Nr. 1 der Aos- 
ftthrangsbeetimmangen za diesem Paragraphen klar hervor. 



Torsiehtsmassregelm gegen die mssiselien Saisonarbeiter. Erlaß 
der Minister der asw. Medizinalangelegenheiten and des Innern 
Tom 26. Mftrz 1906 — M. d. g. A. M. 112590, M. d.i. Ha 2700 — an die 
Herren Begierangsprftsidenten. 

Wenn aach bisher Ton einem Wiederansbrach der Cholera in Baßland 
nichts bekannt geworden ist, and daher idcht angenommen werden kann, daß 
der bisherige Zazag rassischer, insbesondere rassuch-polnischer, Saisonarbeiter 
die Gefahr einer Einschleppang dieser Krankheit mit sich gebracht haben 
könnte, so ist doch mit der Möglichkeit za rechnen, daß nach einem etwaigen 
spftteren Wiederansbrach der Cholera in Baßland die dann noch zaziehenden 
Saisonarbeiter die Krankheit ins Inland hier and da einschleppen. 

Da die fiaaptmasse der rassischen Saisonarbeiter schon die Grenze 
passiert hat and es sich fftr die Zeit der etwaigen (Gefahr somit nnr noch am 
mehr oder minder yereinzelte Nachztlffler handdn kann, wird Ton allgemein«! 
Yorbeaganffsmaßregeln abzasehen sein. Ew. Hochwohlgeboren ersachen wir 
Jedoch ergebenst, den Ortspolizeibehörden aafzageben, daß sie diejenigen Arbeit- 

Seber, welche Saisonarbeiter beschäftigen, aaf die Gefahr der Einschleppang 
er Cholera darch spftter zaziehende Bassen aafmerksam machen. Dabä ist 
diesen Arbeitgebern die bestimmte Pflicht aafzaerlegen, daß sie Jede anter 
solchen Arbeitern aaftretende yerdächtige Krankheit anyerzüglich zar Anzeige 
bringen and die erkrankte Person, sofern sie derselben Wohnang za gew&hren 
haben, bis zam Eintreffen des beamteten Arztes in zweckmäßiger Weise ab- 
sondern. Gegen Arbeitgeber, welche sich ihren gesetzlichen Pflichten nach 
dieser Bichtang entziehen, ist seitens der Polizeibehörden nachdrücklich ein- 
zuschreiten, insbesondere ist aaf strenge gerichtliche Bestrafang hinsa wirken. 

Wir erwarten, daß insbesondere aa<m die Landrftte ihren Einflnß aaf die 
Arbeitgeber dahin geltend machen werden, .daß dieselben die Behörden bei 
Abwehr der Choleragefahr nach Möglichkeit anterstfttzt. namentlich ihr aos- 
Iftndisches Arbeiterpersonal daaemd entsprechend überwacnen and es yerhindem, 
daß der etwaise Aasbrach der Cholera aach nar karze Zeit ihnen and den 
Behörden anbekannt bleibt. 



Sanitttspeliselliehe Untersvehnng der Wohnongen der WaBdenrbelter 
in landwirtsehaftUehen and indostrieUen Betrieben. Erlaß der Minister 
der asw. Medizinalangelegenheiten, für Landwirtschaft asw. and 
des Innern yom 28. April 1 9 06 — M. d. g. A. M. Nr. 11 88^ M. 1 L. pp. I Aa 
Nr. 50i, M. d. L IIa Nr. 4587 — an den Herrn Begieningsnrftsid^eB in 
Potsdam and sämtlichen Herren Begierangspr&sidenten zar Nachachtang mit- 
geteUt 

Ans Anlaß der im Herbst y. J. anter den aasl&ndischen Arbeitern aaf 
dem Bittergate Stolpe, E^reis Niederbamim, yorgekommenen Choleraerkranknngen 
ersachen wir Ew. Hochwohlgeboren im Einyemehmen mit dem Herrn Minister 
für Handel and Gewerbe ersebenst, die örtlichen Polizeibehörden gefftlligst 
anzaweisen, die genaae Befiugang der Bestimmangen der Polizeiyerordnang 
yom 20. Dezember 1891, die Wohnnngen der Wanderarbeiter in landwirtschaft- 
lichen and indastriellen Betrieben betreffend, sorgfältig za überwachen and die 
Beseitigang etwa yorgefondener Mängel anyerz^lich in die Wege za leiten. 

Verantwortl.BedakteaT: Dr.Bapmand, Heg.- a. Geh. Med.-£at in Minden i. W. 
J. a O. Bniiii, F.«nof L S&ehn o. F. SoIl-L. Hofbnchdrockerti in MindMi. 
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Nr. 10. 20. Mai. 1906. 



Reehtsprechuni. 

Tersagnnur Oenehmigiiiig xar Erriclitiuig «Iner Prirat- Irren- 
Anstalt wegen Uniarerlisslgkeit des Unternehmers (Hichtbeaclitnng ge- 
nügender Sauberkeit in bezng auf Fkmlllenangehdrige). Entscheidung 
des Preaß. Oberyer waltnngsgerichts (8.Seii.) yom 6. Jnli 1906. 

Der Bezirksaasschoß hat bei der Urteilsfiadang zwei Tatsachen berttck- 
sichügt, Ton denen jede für sich dazu zwingt, die U nzuverl&ssigkeit der 
Klägerin in bezug auf die Leitung und die Verwaltung darzutun. Dies sind 
erstens der unsaubere körperliche Zustand, welchen sie bei ihrer Stieftochter 
Hildegard geduldet hat, und zweitens der Umstand, dafi sie diese im Zimmer 
ihres geisteskranken Stiefyaters — (soll heißen „Vater'') — und zwar mit diesem 
zusammen hat schlafen lassen. Der Bezirksausschuß hat hiernach zwei selbst- 
ständige Gründe aufgestellt. Von diesen ist aber schon der erste nach den 
im Urteile dazu gemachten Ausführungen im Bevisionswege mit Erfolg nicht 
angreifbar, so daß es auf eine Prüfung des zweiten Grundes nicht mehr an- 
kommt. Eine unrichtige Bechtsanwendung läßt sich nicht feststellen. 

Nach § 30 Gew.-Ordn. darf die Eonzession zum Betriebe einer Priyat- 
Irrenanstalt versagt werden, wenn Tatsachen Torliegen, welche die Unzuver- 
Ifissigkeit des Unternehmers in Beziehung auf die Leitung oder Verwaltung der 
Anstalt dartun. Daß dieser Bestimmung nicht lediglich allgemeine polizeiliche 
Erwägungen, sondern auch Bücksichten der Gesundheitspflege, welche bei der 
Beurteilung der persönlichen Eigenschaften des Antragstellers maßgebend sein 
sollen, zugrunde liegen, und daß eine Gkirantie für die Erhaltung des Charakters 
der Anstalten als gemeinnützige Unternehmen zu verlangen ist, hat das Ober- 
Verwaltungsgericht in seinem Urteile vom 12. Mai 1880 aus den Gesetzes- 
materialien nachgewiesen. Mit diesen Grundsätzen stimmt es überein, wenn 
der Bezirksausschuß in dem angefochtenen Urteile bemerkt, daß peinliche 
Sauberkeit ein Haupteriordernis für die ordnungsmäßige 
Führung einer Priyat-Irrenanstalt bilde, und daß Tatsachen, 
welche die Person der E^lägerin betreffen und das Bestehen yon Garantien für 
die Erhaltung solcher Sauberkeit in Frage stellen, geeignet seien, deren Un- 
zuyerlässigkeit in Beziehung auf die Leitung und Verwaltung der Anstalt 
darzutun. 

Der Bezirksausschuß hat nun für tatsächlich festgestellt erachtet, daß 
die sechzehnjährige Stieftochter der Antragstellerin. namens H. K., einmal in 
bezug auf ihren Körper und mehrfach in bezug auf ihre Unterkleider unsauber 
betroffen worden ist. 

Die Bevision wendet sich auch nicht sowohl gegen diese Feststellung, 
als yielmehr dagegen, daß aus der Unsauberkeit der Sneftochter ein Vorwurf 
gegen die E^lägerin hergeleitet wird. Aber auch die hierbei in Frage kommenden, 
yom Bezirksausschusse gezogenen Folgerungen sind, weil nicht sachwidrig, mit 
der Revision nicht anfechtbar. Es muß in dieser Instanz dahingestellt bleiben, 
ob nach Lage der Sache die Klägerin für die Unsauberkeit der Stieftochter 
schlechthin yerantwortlich zu machen war, oder ob yielmehr das yorgeschrittene 
Alter des Mädchens, die Bereitstellung ausreichender Wäsche und vielfache 
Ermahnungen zur Sauberkeit, sowie die sonstigen schweren Pflichten der 
Klägerin das Unterbleiben einer wirksamen Kontrolle erklärlich und ent- 
schiudbar erscheinen ließen. Denn der Bezirksausschuß hat ein Verschulden 
der Klägerin mit der Begründung festgestellt, daß sie ihre Stieftochter, deren 
Mangel an Erziehung sie hervorhebe, in einer so wichtigen Sache wie der 
körperlichen Beinliehkeit keinesfalls hätte sich selbst überlassen dürfen. Daß 
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es sachwidrig und daher auflgeschlossen gewesen wäre, aus der Unsauber- 
keit der im Haushalte befindlichen Stieftochter einen un- 
günstigen Schluß auf dieEigenschaften der Klägerin zuziehen, 
UBt sich jedenfalls nicht behaupten. 



Medizinal - Gesetzgebung. 

A.« Köniipreioti PireiiMMeii« 

Aasfilhruig des Flelsehbesehaigeseties« (Einftalir und Untersuehsag 
des anslindlsehen Fleisches.) Verfügung der Minister der usw. 
Medizinalangelegenheiten, des Finanzministers, für Land- 
wirtschaft usw. und für Handel und Gewerbe Yom 20. Februar 1906. 

1. Nach § 12 Abs. 2 Ziff. 2 des Fleischbeschaugesetzes darf zubereitetes 
Fleisch aus dem Auslande nur dann eingeführt werden, wenn sich seine Un- 
schädlichkeit für die menschliche Gesundheit in zuyerlSssiger Weise bei der 
Einfuhr feststellen läßt 

Danach muß ein Fleischstück, wenn es so klein ist, daß eine 
Yorschriftsmäßige Untersuchung an ihm ohne Vernichtung des ganzen 
Stückes nicht ausführbar ist, von der Einfuhr zurückgewiesen werden. 

2. Nach einem Gutachten des Kaiserlichen Gesundheitsamtes darf 
Schweineschmalz auf Grund der Vorschriften in § 15 Abs. 2 zu b und 
§ 21 Abs. 1 zu Ib und IIa der Bundesratsbestimmungen D beim Vorhanden- 
sein eines höheren Säuregehaltes nur dann als sauer beanstandet werden, 
wenn das Fett gleichzeitig einen ausgesprochenen sauren-ranzigen oder saurea- 
fauligen Geruch besitzt 

Hiernach ist in Zukunft zu yerfahren. 

8. Ueber yerschiedene Beschaustellen sind halbe Schweine in 
gepökeltem Zustande zur Einfuhr gekommen. Die Trichinenschau 
ist bisher nicht gleichmäßig gehandhabt worden. Teils sind sie als Pökelfleisch- 
stücke behandelt, teils in demselben Umfange untersucht worden wie ganze 
Schweine. Im ersteren Falle hat sich die Untersuchung gemäß § 4 Abs. 8 
der Anweisung für die Trichinenschau (Anlage b zu den Bundesrats- 
bestimmungen D) auf drei Proben, im letzteren Falle gemäß § 4 Abs. 1 und 2 
a. a. 0. auf yier Proben erstreckt. 

Dementsprechend ist auch die Gebührenerhebung yerschieden gewesen. 
Teils sind die Gebühren nach § 4 Nr. 2, teils nach § 4 Nr. 1 der Gebühren- 
ordnung berechnet worden. 

Vorbehaltlich einer Er|;änzung der Bundesratsbestimmungen ordnen wir 
an, daß künftig halbe zubereitete Schweine allgemein in demselben Umümge 
auf Trichinen zu untersuchen sind wie ganze Schweine, und daß dementsprechend 
auch der Gebührenansatz zu erfolgen hat. 

4. Die namentlich bei der Pepsinbereitung zur Verarbeitung gelangenden 
Schleimhäute (Innenwände) der Schweinemagen sind als Fleisch 
im Sinne des § 4 des Fleischbeschaugesetzes nicht anzusehen und daher ohne 
Untersuchung zur Einfuhr zuzulassen. 

5. Wegen der Zollbehandlung des bei der unschädlichen 
Beseitigung beanstandeten Fleisches in Dampfapparaten ye rbl eibenden 
Fettes hat der mitunterzeichnete Finanzminister unterm 25. April y. J. eine 
Verfügung an die Zollbehörden erlassen. 



Tätigkeit der Deslnfektlonssehuleii im Jahre 1904. Erlaß des 
Ministers der usw. Medizinalangelegenheiten yom 6. April 
1906 — M. 18 849 UI. — an sämtliche Herren Begierungspräsidenten. 

Ans den auf meinen Erlaß yom 22. Juli 1904 — M. Nr. 12810 U I — 
erstatteten Berichten habe ich mit Befriedigung ersehen, daß die Desinfdctions- 
schulen auch im Jahre 1904 eine eifrige und erfolgreiche Tätigkeit entfaltet 
haben. Wie aus der anliegenden Nachweisung heryorgeht. sind während des 
genannten Jahres in 41 Kursen insgesamt 402 Dennfektor^ auzgebildet 
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worden, yon denen 896 die Prftfong bestanden und das Zeugnis als staatlicb 
geprüfter Desinfektor erbalten haben'). Die Zahl der im Lande vorhandenen 
aachyerstindigen Personen, denen ^e Aosfälurang der Desinfeiction übertragen 
werden kann, hat dadurch eine erfreuliche Zunahme erfahren. 

Die Ton mir gegebene Anregung, die Dauer der Kurse auf je 9 Wochen- 
tage zu Terlängem, die Zahl der Teilnehmer an den einzelnen Kursen auf 
höchstens 10 und das Höchstalter der zur Ausbildung zuzulassenden Personen 
auf 45 Jahre festzusetzen, hat fast allseitige Zustimmung erfahren. Ich be- 
Btimme daher, daß bei der Einrichtung der Kurse auch in Zukunft hiernach 
jsu yerfahren ist. 

Besonderer Wert ist darauf zu legen, daß die E^reisärzte bei der Aus- 
wahl der zur Ausbildung als Desinfektor zuzulassenden Personen noch mehr 
als bisher auf das Vorhandensein einer gewissen Vorbildung sehen, auf Qrund 
deren die Ausbildung wirklich aussichtsvoU erscheint. 

Auch die weitere Anregung, die Desinfektoren Ton drei zu drei Jahren 
zu einer Nachprftfang durch den zuständigen Kreisarzt, und von sechs zu sechs 
Jahren zu einon Wiederholungskursus bei der zuständigen Desinfektorenschulc 
einzuberufen, hat eine beifällige Aufnahme gefunden. Ich bestimme daher, 
daß die Desinfektoren nach Bestehen der Prüfung sich bei dem zuständigen 
S^eisarzt unter Vorlegung des Prftfungszeugnisses persönlich zu melden, und 
daß die Kreisärzte ein Verzeichnis der in ihrem Kreise angestellten, staatlich 
ffeprflften Desinfektoren anzulegen haben, in dem außer dem Namen, Alter, 
stand der Desinfektoren, der Ort und die Zeit ihrer Ausbildug als Desinfektor 
nnd das Prüfungsvotum, sowie der Ort ihrer Niederlassung einzutragen sind. 
Auf Grund dieses Verzeichnisses sind dann die Einberufungen zu Nachprüfungen 
bezw. Wiederholungskursen an zuständiger Stelle in Anregung zu bringen. 

Der Gedanke, G^eindeschwestem in größerer Anzahl in der Desinfektion 
ausbilden zu lassen, hat nur in beschränktem Umfange Nachachtung gefunden. 
Ich ersuche, diesem Gegenstande noch größere Aufmerksamkeit zuzuwenden. 
Wenn auch die Wohnunffsdesinfektion und überhaupt die sogenannte Schlnß- 
desinfektion in der Regel geprüften Desinfektoren Torzubehalten ist, so wird 
die so überaus wichtige forUaufende Desinfektion am Krankenbett in der Mehr- 
ziJil der Fälle den Angehörigen oder den berufsmäßigen Pflegern der Kranken 
überlassen werden müssen. Diese Desinfektionen zu leiten und zu überwachen, 
ist eine wichtige Aufgabe der Gemeindeschwestern, und deswegen muß ich auf 
eine gründliche Ausbildung möglichst vieler Krankenschwestern in der Des- 
infektion besonderen Wert legen. 

Nachdem inzwischen das Gesetz, betreffend die Bekämpfung übertrag- 
barer E[rankheiten, vom 28. August 1905, durch dessen Ausführungsbestimmungen 



Nach dieser Nachweisung betrug die Zahl der ausgebildeten Des- 
infektoren Ton den mit Desinfektorenschulen yerbundenen Instituten : Hy^eni- 
sohes üniyersitäts- Institut in Königsberg: 24 (dayon aus den Eeg.- Bezirken 
Königsberg: 12, Gumbinnen: 12); städtisches Bakteriologisches Institut in 
Daa£g: l7 (Beg.-Bez. Danzig : 9, Marien werder : 8); Balcteriologische ünter- 
suchungsstelle in Potsdam: 51 (Beg.-Bez. Potsdam: 40, Frankfurt: 11); Hygieni- 
sches Institut in Greifswald : 24 (Beg.-Bez. Stettin : 11, Köslin : 11, Stralsund : 2); 
Hygienisches Institut Posen : 20 (Beg.-Bez. Posen : 8, Bromberg : 12), Hygieai- 
sdies Üniyersitäts -Institut in Breslau: 55 (Eeg.-Bez. Breslau : 20, liegnitz: 6, 
Oppeln: 29); Hygienisches Üniyersitäts -Institut in Halle a. S.: 87 (Eeg.-Bez. 
10u[deburg : 10, Merseburg : 17, Erfurt : 10) ; Hygienisches Uniyersitäts-Institut 
in Kiel: 26 (Schleswig-Holstein); Hygienisches Üniyersitäts-Institut in Göttingen: 
16 (Beg.-Bez. Hannoyer: 8, Hildesheim 9, Lüneburg, Osnabrück, Avich 
nnd Kaisei je 1); Bakteriologische üntersuchungsstelle in Münster: 88 (Beg.- 
Bez. Münster: 21, Minden 6, Arnsberg 6); Hygienisches Institut in Gelsen- 
kirchen: 14 (Eeg.-Bez. Arnsberg), Hygienisches üniyersitätshistitut in Mar- 
burg: 7 (Eeg.-Bez. Kassel); Institut für experimentelle Therapie in Frank- 
furt a.M.: 22 (Eeg.-Bez. Wiesbaden); Bakteriologische üntersuchungsstelle in 
Koblenz : 8 (Eeg.-Bez. Koblenz) ; städtisches Bakteriologisches Institut in Köln : 
86 (Eeg.-Bez. Koblenz: 1, Düsseldorf: 15, Cöln: 9, Aachen: 11); Bakterio- 
log&che Untersuchungsstelle in Trier: 6 (Eeg.-Bez. Trier). Außerdem 
wurden in Königsberg i. Pr. noch 69 Gemdndeschwestem in der Desinfektion 
ausgebildet. ^ 1 
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das Desinfektionswesen neu und darchgreifend geregelt worden Ist, Geseties- 
kraft erlangt hat, wird erneut zn prtuen sein, ob in allen Kreisen bezw. in 
allen grOfieren Orten eine genügende Anzahl von geprüften Desinfektoren und 
ein hinreichender Bestand an Desinfektionseinrichtungea Torhandea ist. 

Es ist dahin za wirken, daß staatlich geprüfte Desinfektoren in hin- 
reichender Anzahl seitens der Kreise bezw. Q^meinden mit festem Gehalt oder 
mnter Garantierang ein^ bestimmten lOndesteinnyime an Gebühren angestellt 
werden. 

Die noch in mehreren Bezirken darchgefOhrte Aosbildong der Des- 
infektoren dorch die Kreisärzte kann ich als zweckmäßig nicht anerkennen 
nnd ersnche, allgemein daron Abstand za nehmen. Ein Bedflrfiiis daza ist 
um so weniger vorhanden, als za den 14 Desinfektorenschalen, wdche aasgangs 
des Jahres 1908 vorhanden gewesen sind, im Jahre 1904 drei weitere — in 
Gelsenkirchon, Koblenz and Trier — hinzagetreten sind, and die Begrttndang 
Ton zwei weiteren — in Dttsseldorf and Beathen O.-Schl. — in Aassicht ge- 
nommen ist. Die Errichtang weiterer Desinfektorenschalen wird dann Torans- 
sichtlich nicht erforderlich, and damit diese wichtige Organisation Torläailg 
zam Abachlaß gelangt sein. 

Einem Berichte über die weitere Entwickelang der Angelegenheit anter 
Vorlage eines namentlichen Verzeidmisses der im Jahre 1905 aasgobiideten 
Desinfektoren aas dem dortigen Bezirk will ich zam 1. Jali d. J. ergebenst 
entgegensehen. 



Amtsärztliche Ermittelnngen bei Kopfgenickstarre. Verfügang 
des Königlichen Begierangspr äsidenten in Lünebarg yom 
2 0. März 1901 an sämtliche Kreisärzte des Bezirks. 

Aaf Grand des § 6 des Gesetzes, betreffend die Bekämpfang übertrag- 
barer Krankheiten, vom 28. Aagast 1906 in Verbindang mit § 6, Abs. 3 des 
Reiclisgesetzes, betreffend die Bekämpfang gemeingefährlicher Krankheiten, 
vom 30. Jani 1900 ordne ich hiermit an, daß über jeden zar Anzeige ge- 
langenden Krankheits- oder Todesfall an übertragbarer Geniclcstarre Ermitte- 
lungen durch den beamteton Arzt angestellt werden. Dieselben haben sich 
vor allen Dingen aaf die Sicherstellang der Diagnose and die Feststellang 
eines etwaigen Zasammenhanges mit einem voraafgegangenen Krankheitsfall 
za erstrecken. Die Diagnose Ut tunlichst durch bakteriologische Untersucbang 
sicherzustellen, üeber die Einsendung von üntersuchungsmaterial an die am 
1. April d. J. hier zu errichtende bakteriologische Untersuchungsstelle, wird 
seinerzeit weitere Verfügung ergehen. 



}3. Könffl^eloK Bayei*!!« 
Die Yerleihang medizinischer Beisestipendien für das Jahr 1906. 

Bekanntmachung des S taatsministeriums des Innern vom 
8. Mai 1906. 

Unter Bezugnahme auf die Königlich Allerhöchste Verordnung vom 
7. April 1888, die Verleihung medizinischer ReisestJpendien betreffend and die 
Bekanntmachung gleichen Betreffs vom 2. August 1874 wird hiermit belunnt 

fegeben, daß die Gesuche um Verleihung medizinischer Beisestipendien für 
as Jalir 1906 spätestens bis 16. September 1906 hm den eis- 
sohlägigen K. Kreisregierungen, Kammern des Innern, einzureichen sind. Die 
Gesuche müssen belegt sein: 

1. mit einem Zeugnis über die bestandene Approbationsprüfung nebst dem 
Nachweis der dabei erhaltenen Note, wobei auch die Brachteile an- 
zugeben sind; 

2. mit einem Zeugnis über die Vermögensverhältnisse des Gesochstellers 
und seiner Eltern; 

3. mit einem Leumundszeugnis neueren Datums. 

Die eingekommenen Gesuche sind von den K. Kreisregierangen am 
16. September 1906 dem K. Staatsministerium des Innern vorzulegen. 

Die Stipendienreisen sind bis Ende des Jahres 1907 anzutreten, da sonst 
der Einzug des Allerhöchst verliehenen Eeisestipendiums in Aussicht steht 

Voran twortl. Kedaktenr : Dr. Rap mn n d, Reg.- n. Geh. Med.-Rat in Minden L W. 
J. O. a Brons. FtrrogL SioHa jl F. 8c1l-L. Hofbueh^^i^ytGieMil^le 



JAN 6 1921 

ßechtsprecliimg und Sedizinal- 
ßesetzgebung. 

Beilage zjxr Zeitsohrlft für Medizinal -Beamte« 
Np. IL 5. Juni. 1906. 



Medizinal - Gesetzgebung. 

Köiii|p*eiol& PreuMieii« 

BeTisItneii der DoibIb61i diircli üe KreiBlnte. Erlaß des Mi- 
nisters der nsw. Medizinalangelegenheiten yom 21. Mai 1906 
— M. Nr. 1674 — an den Herrn Aegieningspr&sidenten in Stralsund und 
sämtlichen Herren Begierungspräsidenten zur Kenntnisnahme mitgeteilt. 

Das bisher beobachtete Verfahren, nach welchem die Kreisärzte ohne 
Benachrichtigung der Eegierungen (Domänenabteilung) Beylsionen auf Domänen 
Yomehmen und ihre Beyisionsbemerkungen den Domänenpächtem oder den zu- 
ständigen Polizeibehörden zur Abstellung der gerügten Üebelstände übersenden, 
hat Anlaß zu Ausstellungen gegeben und erscheint der Stellung der Begierunsen 
gegenüber den Domänenpächtern nicht entsprechend. Vom Standpunkte der 
Domänenyerwaltnng wird daher Wert darauf gelegt, daß die Domänendeparte- 
mentsräte und Kreisbaubeamten, welche in erster Linie für die ordnungsmäßige 
Verwaltung der Domänen yerantwortlich sind, auch Gelegenheit haben, sich 
an den Beylsionen der Kreisärzte zu beteiligen, und daß deren Beyisions- 
bemerkungen zunächst der Domänenabteilung der Begiemngen zur Kenntnis- 
nalime und Abstellung etwaiger üebelstände eingereicht werden. 

Damit diesen Verhältnissen Bechnung getragen wird, ersuche ich Ew. 
Hochwohlgeboren im Einyerständnis mit dem Herrn Minister für Landwirtschaft, 
Domänen und Forsten ergebenst, die Kreisärzte anzuweisen, in den gemäß § 69, 
Abs. 8 der Dienstanweisung für die Kreisärzte einzureichenden Verzeichnissen 
über Ortschaftsbesichtigungen bei den Domänen stets das Datum der beab- 
sichtigten Besichtigung hinzuzufügen. Ist aus irgendwelchen Gründen die 
Verlegung des Besichtigungstages erforderlich, so wird der Kreisarzt dies 
möglichst 14 Tage yor dem zu yerlegenden Termin der Begierung, Domänen- 
abteilung, anzuzeigen haben. Für das laufende Jahr wird für jeden Fall der 
Besichtigung einer Domäne eine Anzeige an die Domänenabteilung mindestens 
14 Tage yor dem Besichtigungstage yorzuschreiben sein. 

Auch ersuche ich, Anordnung zu treffen, daß das für den Gutsyorsteher 
bestimmte Exemplar der Besichtigungsyerhandlung (§ 69, Abs. 8 der Dienst- 
anweisung) der Domänenabteilung der Begierunff ebigereicht witd^ welche es 
demnächst an den Gutsyorsteher weiterzugeben hat. 

Ein Verzeichnis der in den einzelnen Kreisarztbezirken yorhandenen 
Domänen ist den E^reisärzten mitzuteilen. 



AusflUmuigsbestimmiuigen zum Sevchengesetz» Erlaß des Mini- 
sters der usw. Medizinalangelegenheiten yom 21. Mai 1906 — 
M. Nr. 6709 — an den Herrn l^gierungspräsidenten in Coblenz und sämt- 
lichen Herren Begierungpräsidenten zur Jfenntnisnalime mitgeteilt. 

Es ist beabsichtigt, für die wichtigsten, in dem Gesetz, betreffend die 
Bekämpfung übertragbarer Krankheiten, yom 28. August 1905 namhaft ge- 
machten E^rankheiten besondere Anweisungen zu ihrer Bekämpfung zu erlassen, 
welche demnäclist der Oeffentlichke^; übergeben werden soUen. Jeder dieser 
Anweisungen ist eine Desinfektionsanweisung beigegeben, welche der Natur 
der betreffenden E[rankheit angepaßt ist Mit Bücksicht hierauf ersuche ich 
Ew. Hochwohlgeboren ergebenst, die geplante Neuregelung des Desinfeldions- 
wesens in dem dortigen Bezirk gefäUjgst bis zum Erlaß der erwälinten An- 
weisungen zu yertagen. 
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BissTerletsiiiigeii dareli tolle oder der Tollwut YMrd&ehtige Tiere 
in Prenssen Im Jahre 1904. Erlaß desMinisters der nsw.Medizinal- 
angelegenheiten yom 24. April 1906 — IL Nr. 12832 — an sämtliche 
Herren i^^erangspräsidenten. 

Ew. Hochwonlgeboren übersende ich in der Anlage er^ebenst eine üeber- 
sieht über die im Jahre 1904 in Preußen zur amtlichen Kenntnis gelangten 
Bißverletiungea durch tolle oder der Tollwut yerdachtigo Tiere. 

IJebersioht 

über die im Jahre 1904 in Preußen zur amtlichen Kenntnis gelangten Biß- 
yerletzungen durch tolle oder der Tollwut yerdachtige Tiere. 
Im Jahre 1904 kamen in Preußen insgesamt 865 Verletzungen von 
Menschen durch tolle oder tollwutTerdächtige Menschen bezw. Tiere zur amt- 
lichen Kenntnis. 

Von diesen 865 betrafen 254 =z 69,6 T mUiüiche und Iii « 80,4 «/• 
weibliche Personen« Die Zahl der Verletzungen war erheblich höher aks im 
Jahre 1908, wo sie nur 807, und als im Jahre 1902, wo sie nur 250 betrag. 
Von den 865 Verletzten standen im Alter yon: 

Uebertrag255 Personen 
80 bis 40 Jahren 89 „ 
40 , 60 „ 29 , 
80 „ 60 „ 28 
60 , 70 , 8 , 
70 . 80 , 8 , 
über 80 ^ 1 „ 
unbekannt 2 „ 



bis 


1 Jahr 




Personen 




2 


Jahren 




9 




8 


II 


1 


n 




6 


II 


18 


it 




10 


II 


60 


n 


10 . 


16 


n 


70 


n 


15 « 


20 


n 


52 


n 


20 „ 


26 


1» 


26 


9 


26 , 


80 


1» 


29 


n 



zusammen 865 Personen. 

zu übertragen 255 Personen 
Die Verletzungen wurden durch einen wutkranken Menschen und 
225 Tiere, nämlich 211 Hunde, 5 Katzen, 6 Binder, 1 Pferd und 2 Schweine 
heryorgebracht. 

Die 211 Hunde yerletzten 819 Menschen und zwta yerletzten je einen 
Menschen 147, je zwei 87, je drei 16, je yier 6, je fünf 8 und je sieben 
Menschen 2 Hunde. 

Die 5 Katzen yerletzten 18 Menschen; 2 Katzen yerletzten je einen 
Menschen, je eine Katze yerletzte 2, 8 bezw. 11 Menschen. 

Die 6 Binder yerletzten 28 Menschen; 8 yerletzten je einen Menschen, 
je ein Bind yerletzte 8, 7 bezw. 10 Menschen. 

Das Pferd und die beiden Schweine yerletzten je einen Menschen. 

Der Mensch, welcher einen 56 jährigen Mann in Kreuzburg durch Kratzen 
yerletzte, war ein an Tollwut erkrankter und später yerstorbener 54 Jahre 
alter Mann ans Polnisch -Würbitz, Kreis Kreuzburg. 

Von den 225 Tieren entzogen sich 18 der Untersuchung durch Ent- 
laufen. Von den übrigen 212 Tieren wurden in 141 Fällen die Hirne im In« 
stitut für Infektionskrankheiten untersucht. Hierbei wurde in 129 Fällen Toll- 
wut festgestellt, 12 erwiesen sich als nicht tollwutkrank. 71 Tiere wurden 
gemäß den Krankheitserscheinungen bezw. den Ergebnissen der LeichenÖf&mng 
als tollwutyerdächtig bezeichnet. 

Von den Verletzungen hatten ihren Sitz am Kopf 26, an dem Bumpf 14, 
an den oberen Gliedmaßnn 217, an den unteren Gliedmaßen 92. Bei 16 Ver- 
letzten ist der Sitz der Verletzung in den Berichten nicht genauer angegeben. 
Von den 309 Verletzungen der oberen und unteren Gliedmaßen betrafen 162 
die rechte und 122 die linke Seite, in 85 Fällen war die Körperhälfte nicht 
angegeben. 

Die 865 Verletzungen ereigneten sich in 10 P r o y i n z e n (8) ^), nämlich in : 

Schlesien 122 (114) Posen 28 (11) 

Bheinproyinz 68 (84) Hessen - Nassau 20 (— ) 

Ostpreußen 62 (68) Westpreußen 22 (54) 

Westfalen 84 (10) Brandenburg 2 (— ) 

Pommern 26 (21) Sachsen 1 (6^ 

^) ( ) bedeutet die entsprechenden Zahlen im Jahre 1908. 
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. 78 (54) in 15 


Gumbinnen 


. 87 (52) ^ 


10 


Arnsberg . 


. 84(-), 


8 


Cehk . . . 


. 80 ( 6) , 


6 


Liegnitz . 


. 29 (22), 


9 


Eönigsb^ff 
DösseldorT 


. 25 ( 6) . 


8 


. 22 (28), 


7 


Breslau 


. 20 (38) , 


9 


Cassel . . 


. 18 (~) n 


7 


Köslin . . 


. 16 (17) , 
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Von dea Begierungsbeziricen waren 20 (14) beteiligt und zwi^ mit: 
Verletzungen: 

'isen. Bromberg . . 14 (11) in 5 Kreisen« 
Koblenz . . . 10 (— ) , 4 , 
Stettin ... 10 ( 4) , 2 , 
Maiienwerder . 9 (27) ,2 „ 
Posen ... 9 (— ) ,6 , 
Danziflf . . . 8 (27) , 8 , 
Franklurt . . 2 (— ) , 1 , 
Wiesbaden . ' . 2 (—) , 2 , 
Erfurt ... 1 ( 5) , 1 , 
Trier .... 1 (-) , 1 , 
In den HO befallenen Kreisen kamen je eine Verletzung in 89, 2 in 
20, je drei in 17, je vier in 8, je fünf in 9, je sechs in 4, je sieben in 8, acht 
in 1, je neun bezw. zehn in 2, je elf in 8 und zwölf, dreizehn bezw. yierzehn 
in je einem Kreise Yor. 

Auf die einzelnen Monate verteilten sich die Verletzungen in folgender 
Weise: 

Januar . . 80 Mai ... 21 September . . 43 
Februar ... 82 Juni ... 20 Oktober ... 80 
März .... 28 Juli ... 27 NoTember . . 81 
April .... 47 August . 81 Dezember . . 80 
Von den 865 Verletzten unterzogen sich 830 « 91,67 ^/o der Schutz- 
impfung nach Pasteur und bis auf einen, der sich in Krakau behandeln ließ, 
in dem Institut für Infektionskrankheiten in Berlin. In den sechs yorher- 
gehenden Jahren betrug die Prozentzahl der Verletzten, welche sich der 
Schutzimpfung unterwanen, in den Jahren: 

1898 . . 29,0 1900 . . 82,8 1902 . . 90,8 

1899 . . 80,5 1901 . . 78,1 1908 . . 91,5. 

Das Vertrauen der Beydlkerun^ zu der Schutzimpfung hat hiemach 
auch in dem Berichtsjahre wiederum eine erfreuliche Zunahme erfahren. 

Von den 85 Personen, welche sich nicht der Impfung unterzogen, be- 
gaben sich 18 in ärztliche Behandlung, die in Ausbrennen oder Auswaschen 
mit desinfizierenden Mitteln und nachfolgendem Verbände bestand; 17 ließen 
sich nicht durch einen Arzt behandeln. In fünf Fällen wurde nachträglich 
festgestellt, daß keine Hautyerletzung vorlag, weshalb sich die Personen der 
Behandlung entzogen. 

Bei 8 Verletzten kam es zum Ausbruch der Tollwut; sämtliche er- 
krankten Personen erlagen der Krankheit. Von diesen Personen waren 8 in 
das Gesicht, 8 in eine Hand, 1 in den Arm und 1 in den Fuß gebissen. 

V<m den 8 an Tollwut verstorbenen Personen waren 2 nicht behandelt, 
1 war in ärztlicher Behandlung gewesen und bei den übrigen fünf war die 
Schutzimpfung nach Pasteur angewandt worden. In den 2 erstgenannten 
Fällen war der Zeitraum, welcher zwischen der Bißverletzung und dem Aus- 
bruch der Krankheit verlief, nicht angegeben ; der ärztlich Behandelte verstarb 
am 21. Tage nach der Verletzung. Bei den 5 Gebissenen, die trotz der wenige 
Taee nach der Infektion eingeleiteten Schutzimpfung starben, trat der Tod 
nacn 43, bezw. 218 Tagen ein; in 8 Fällen fehlen hierüber genauere Angaben. 

iSrotz des Versagens der Schutzimpfung in 5 Fällen ist das Ergebnis 
des Impfungsverfahrens nach Pasteur als recht günstig zu bezeichnen; be- 
rechnet man nämlich die Verluste nach Prozenten, so starben an Tollwut von den 

880 Geimpften 5 =s 1,5 o/q, 
18 ärztlich Behandelten 1 = 7,7 „ 
17 nicht , 2 = 11.7 „ 

Im Jahre 1908 starben von den Geimpften 1,42%, von den ärztlich 
Behandelten 5,88 */o und den nicht Behandelten 11,1%. 

Der auf diesen Zahlen sich ergebende erhebliche Schutz der Geimpften 
gegenüber den nicht Geimpften zei^ die hohe Bedeutung der Behandlung 
nach der Pasteur sehen Methode. Die Schutzimpfung kann daher der Be- 
vOlkernng nicht dringend genug empfohlen werden. 

Die große ZaU der Verletzungen in den Begierungsbezirken der Provinz 
Schlesien und das Winderauftreten bezw. die erhebliche Zunahme der Ver- 
letzungen in mehreren Begierungsbezirken in Westfalen, Hessen-Nassau und 
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der BheinproTinz erfordern beizendere Anfmerksamkeit und eine strenge Dnich- 
fühning nnd üeberwachong der durch das Gesetz, betr. die Bekämpfong über- 
tragbarer Erankkeiten Yom 28. August 1906 (G.-S. 8. 878) gegebenen Maß- 
regeln. 



Benachrlchtlgiuigeii ier Enfttikonmissloneiiy wenn Pen^Aei. tber 
deren Eintritt in das Heer noch nicht entschieden Ist, ans einer instalt 
für Ctoisteskranke pp. entlassen werden. Erlaß der Minister der 
usw. Medizinalangelegenheiten und des Innern yom 17. April 
1906 — M. d. g. A. M. Nr. 6080, M. d. L M. Nr. 764 — an die Herren Ober- 
präsidenten. 

Es hat sich als notwendig erwiesen, die Ersatzkonunissionen davon in 
Kenntnis zu setzen, daß eine Person, über deren Eintritt in das Heer noch 
nicht entschieden ist, in der Behandlung einer Anstalt für Geisteskranke, Epi- 
leptische, Idioten oder Schwachsinnige gestanden hat. 

Ew. Exzellenz ersuchen wir ersebenst, die ProTinzialyerwaltun^n (nnd 
den Magistrat der Stadt Beriin) gefälligst zu yeranlassen, daß die Ent- 
lassung eines solchen Kranken aus einer öffentlichen Anstalt dieser 
Art dem Ziyilyorsitzenden derjenigen Ersatzkonunission, in deren Beziric der 
betreffende Kranke in der Stammrolle zu führen ist, seitens der Anstalt y er- 
trau lieh angezeigt wird. Die Anzeige hat zu enthalten den Namen und 
Vornamen, Geburtsort und Kreis, das Geburtsdatum, die Bezeichnung der 
Eltern oder des Vormundes und deren Wohnort, den bisherigen Wohnort des 
Kranken sowie den Zeitpunkt des Eintritts in die Anstalt und des Austritts 
aus derselben. 

Seitens der P riy atanstalten für (Geisteskranke, Epileptische und Idioten 
oder Schwachsinnige haben bei über 18 Jahre alten Kranken Anzeigen bei der 
Aufnahme, wie bei der Entlassung gemäß §§ 7 und 14 der Anweisung über 
Unterbringung in Priyatanstalten für Geisteskranke, Epileptische und Idioten 
yom 26. März 1901 (Min.-Bl. f. Med.- u. med. ünterr.-AngeL S. 97 fg.) an die 
für die Anstalt zuständige Ortspolizeibehörde zu erfolgen, Die Aufhahme- 
anzeigen enthalten (§ 7) die Einzelheiten über die Aufnahme der Person des 
Kranken. Auch bei Kranken unter 18 Jahren ist yertrauliche Anzeige yon 
der Aufnahme, wie der Entlassung durch § 22, Ziffer 1 und 8 der erwähnten 
Anweisung unter Mitteilung der nötigen Einzelheiten (§ 17, Abs. 2) an die 
für die Anstalt zustandige Polizeibehörde yorgeschiieben. Diese Stelle ist 
daher in der Lage, in jedem Falle einer Entlassung aus der Priyatanstalt 
zu prüfen, ob ül^r die Militärpflicht des Entlassenen eine Entscheidung noch 
nicht getroffen ist. Gegebenenfalls hat sie gleichfalls die Entlassung aus der 
Anstalt yertraulich an den Ziyilyorsitzenden deijenigen Ersatzkonunission 
mitzuteilen, in deren Bezirk der betreffende Geisteskranke in der Stammrolle 
zu führen ist. 

Ew. Exzellenz ersuchen wir ergebenst, zu yeranlassen, daß seitens der 
Begierungspräsidenten (und des Polizeipräsidenten) die Polizeibehörden mit den 
erforderlichen Anweisungen yersehen werden. 



Oesnndheitllche Schädigungen dnrch Horn- nnd Schwamfleiseh^ sog. 
Hftntefleiseh nsw. Erlaß der Minister der usw. Medizinalange- 
legenheiten und für Landwirtschaft pp. yom 9. Mai 1906 — 
M. Nr. 6151, M. f. L. I Ge Nr. 4182 — an sämtliche Herren Begierungsprft- 
sidenten. 

Die Königlich Sächsische Eegierung hat auf die gesundheitlichen Schädi- 
gungen hingewiesen, die daraus entstehen können, daß das den Tierhäuten 
anhaftende Horn- und Schwanzfleisch (sogen. Häutefleisch, Lederfleisch, Kopf- 
fleisch) in Häutehandlungen und Gerbereien entfernt wird und als Nahrungs- 
mittel für Menschen in den Handel gelangt. 

Eine Verwertung solchen Häutefleisches zur menschlichen Nahrung muß 
in gesundheitlicher Hinsicht in der Tat bedenklich erscheinen. Die Betriebs- 
yerhältnisse in den Häutehandlungen gestatten die Gewinnung sauberer Fleisch- 
teile in der Bogel nicht. Dazu kommt, daß das nicht unmittelbar nach dem 
Schlachten ausgelöste Häutefleisch leicht der Fäulnis anheimfällt. Weiterhin 
muß das in Häutehandlungen gewonnene Fleisch insofern als der Genußuntaug- 
lichkeit yerdächtig bezeichnet werden, als in solche Betriebe ^^^^^<^yon 
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kranken Tieren gelangen. Eine genügend strenge gesondheitspolizeiliche üeber- 
wachu^ des Verkehrs mit solchem Fleisch dürfte kaum möglich sein. Unter 
diesen Verh&ltnissen erscheint ein Verbot oder eine Beschrinkong des Handels 
mit Fleisch, das zum Genüsse für Menschen bestimmt ist oder dazu benutzt 
werden kann, seitens der Häutehändler und Gerber vom gesundheitspolizeilichen 
Standpunkt aus angezeigt Es ist hierbei auch in Frage gekommen, ob ein landes- 
rechthches Verbot der Abgabe Ton Häutefleisch als Genußmittel für Menschen 
mit Bücksicht auf die reichsrechtlichen Bestimmungen des Nahrungsmittel gesetzes 
Yom 14. Mai 1879 und des Fleischbeschau gesetzes vom 8. Juni 1900 zulässig er- 
scheint oder ob ein reichsgesetzliches Vorgehen ins Auge zu fassen sein wird. 

Vor weiterer Entschließung ersuchen wir Ew. Hochwohlgeboren um ge- 
fälligen Bericht, welche Erfahrungen im dortigen Bezirke mit dem Handel Ton 
Häutefleisch gemacht worden sind, ob Verbotsbestimmungeu für erforderlich 
erachtet und inwieweit sie nach dortseitiger Auffassung durch Landesrecht 
begründet werden können. 



B«. Könlin^eioli Saoliseii« 
Fflhning des Titels Speilalant fOc Zahn- ud MHndkranklielteii. 

Bescheid des Ministeriums des Kultus und öffentlichen Unter- 
richts Tom 8. April 1906. 

Sie haben am 28. September 1906 beim Vorstand des Aerztlichen Bezirks- 
yereins Leipzig -Stadt im Namen des „Vereins der Spezialärzte für Zahn- und 
Mundkrankheiten** darüber Beschwerde geführt, daß der Direktor des zahn- 
ärztlichen Listitutes der Uniyersität Leipzig, Prof. Dr. Hesse, im „Aerztlichen 
Vereinsblatt für Deutschland'' mit Bezug auf solche approbierte Aerzte, die 
ohne zahnärztliche Approbation die Zahnheilkunde gewerbsmäßig betreiben, den 
Ausdruck „Kurpfuscher'' gebraucht habe. 

Die Beschwerde ist yom Vorsitzenden des zuständigen ärztlichen Ehren- 
rats auf Grund yon § 14 Ziff. 2 und § 20 Abs. 8 der ärztlichen Ehrengerichts- 
ordnung an die medizinische Fakultät zu Leipzig abgegeben, yon dieser aber 

femäß § 60 des reyidierten Statutes der Uniyersität dem Ministerium des 
Kultus und öffentlichen Unterrichts unterbreitet worden, welches darauf dem 
Prof. Dr. Hesse seine Mißbilligung zu erkennen gegeben hat. 

Das Ministerium ist hierbei auf eine nähere Prüfung der zunächst 
gerichtlicher Entscheidung yorbehaltenen Frage, ob ein approbierter Arzt, ohne 
zugleich die zahnärztliche Approbation erlangt zu haben, sich ungestraft als 
„Zahnarzt" oder „Spezialarzt für Zahn- und Mundkrankheiten" bezeichnen 
darf, nicht eingegangen, hat jedoch befunden, daß selbst dann, wenn diese 
Frage zu yemeinen sein sollte, der Arzt dem Gebiete der Zahnheilkunde keinen- 
falls derart als Laie gegenübersteht, daß sich die geringschätzige Benennung 
„Kurpfuscher" rechtfertigen ließe. 



An- und Abmeldiug der in- und wegsiehenden Aente bei den Tor- 
siteenden der ftntllehen Beiirksyereine nnd Mittellnng dayon seitens der 
letiteren an die Beilrksftrste. Verordnung des Ministeriums des 
Innern yom 81. März 1906. 

Zufolge eines in der letzten Plenaryersammlung [des Landesmedizinal- 
kollegiums gefaßten Beschlusses ist das Ersuchen^ an das Ministerium des 
Innern gerichtet worden: 

1. daß die Bezirksärzte beauftragt werden, die zu- und wegziehenden Aerzte 
zur yorgeschnebenen An- und Abmeldung bei den Vorsitzenden der ärzt- 
lichen Bezirksy ereine anzuhalten und den letzteren die Namen der betreffen- 
den Aerzte mitzuteilen; 

2. daß die Vorsitzenden der ärztlichen Bezirksyereine*angewiesen werden, yon 
den An- und Abmeldungen der zu- und abgehenden Aerzte auch ihrerseits 
dem zuständigen BezirKsarzte Mitteilung 'zu machen. 

Da nach den bisher|gemachten ^Erfahrungen die wegen der An- und Ab- 
meldung der Aerzte bestehenden ^Vorschriften (Verordnung yom 14. September 
1899, Gesetz- und Verordnungsblatt S. 416, undf§l2 der Verordnung zur Aus- 
führung der Aerzteordnung yom 16. August 1904, Gesetz- und Verordnungs- 
blatt S. 868) allerdings noch immer ^yielfach nicht befolgt werden, hat das 
Ministerium des Innern beschlossen, dem ausgesprochenen Ersuchen statt- 
zugeben und y eranlaßt daher die Kreishauptmannschaften, ^P^|§^@B(i^^ 
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die Bezirksärzte und die Vorsitzenden der ärztlichen Bezirksrereine ait ent- 
sprechender Weisung zu versehen. 



Auselgepflleht bezttgUeH der ansteekenden Kraakbeitei* Der Pam- 
tjphus ist gMeh dem Typhus zu behandeln. Verordnung des Mi- 
nisterius des Innern vom 18. M&rz 1906. 

Mit Bücksicht auf entstandene Zweifel sieht sich das Ministerium des 
Innern veranlaßt, noch besonders darauf hinzuweisen, daß die durch Verordnung 
vom 29. April 1905 (Ges.- u. Verordn.-Bl. S. 149) beim Vorkommen gewisser 
ansteckender Krankheiten eingeführte und nach § 2 in erster Linie dem be- 
handelnden Arzt auferlegte Anzei^epflicht auch bei solchen Erkrankungs- oder 
Todesfällen zu erfüllen ist, welche sich in Krankenanstalten, Entbindungs-, 
Pflege- oder anderen Anstalten ereignen. 

Weiter ist hierbei hervorzuheben, daß dem Typhus im Sinne der aa- 
gezogenen Verordnung der sogenannte Paratyphus gleich zu behandeln ist 

Den Kreishauptmannschaften wird die Verfügung des hiemach Erforder- 
lichen überlassen. 



Aameldiiiig von Aerzten asw» Polizeiverordnung vom 9. Mai 1906i. 

§ 1. Aerzte, mit Ausnahme der Militärärzte und Zahnärzte, die im 
Fürstentum Schaumburg -Lippe ihren Wohnsitz nehmen, haben sieh innerhalb 
einer Woche unter Vorlegung der Approbation, sowie unter Angabe des Geburts- 
tages und -Ortes, der Eeligion, des Tages und Ortes der Doktor -Prometion. 
verliehener Titel, des Militärverhältnisses und des Ta^es der Niederlassung bei 
dem zuständigen Kreisphysikus persönlich oder schriftlich anzumelden. 

Innerhalb der gleichen Frist ist jede Wohnungsveränderung dem &eis- 
physikus anzuzeigen. 

§ 2. Aerzte und Zahnärzte, die wegen Krankheit, Abwesenheit y<m 
Wohnorte oder aus sonstigen Gründen die Besorgung ihrer Praxis einem bisher 
im Dienstbezirk des Kreisphysikus nicht ansässigen Vertreter übertragen, babea 
hiervon bei Beginn der Vertretung unter Namhaftmachung des Vertreters, 
wenn dieser als Arzt approbiert ist, auch unter Vorlegung seiner Approbation, 
dem Kreisphysünis schriftlich Mitteilung zu machen. 

Nach Beendigung der Vertretung ist dem Kreisphysikus davon innerhalb 
einer Woche Anzeige zu machen. 

§ 3. Tierärzte, die zur Ausübung der Praxis im Fürstentum Sehanm- 
burg- Lippe ihren Wohnsitz nehmen, haben sich unter Vorlegung der Appro- 
bation und Angabe des Geburtstages und -Ortes, der Religion, des Militär- 
verhältnisses und des Tages der Niederlassung innerhalb einer W'oche bei dtm 
Landestierarzt persönlich oder schriftlich anzumelden. 

Innerhalb der gleichen Frist ist jede Veränderung des Wohnsitzes an- 
ztzeigen. 

LL Besitzer, Pächter und Verwalter von Apotheken haben sich vor 
rnahme der Apotheke bei dem zuständigen EjreisphyBikas scbxiftlidi 
oder persönlich unter Vorlegung der Approbation und des Vereidigunganaob- 
weises anzumelden. Dabd sind Jahr, Tag und Ort der Geburt, die Religion, 
der Tag und Ort der abgelegten Gehilfen-Prüfung und der Doktor-Promoüon« 
der Tag und Ort der abgelegten Prüfung als Nahrungsmittel-Chemiker, sowie 
etwaige Titel anzugeben. 

Vor der Abgabe einer Apotheke oder Apothekenverwi^UBg ist dem 
Kreisphysikus Anzeige zu machen. 

§ 5. Hebammen, die sich zwecks Ausübung ihres Bemfs im Fürstentum 
Schaumburg- Lippe niederlassen, liaben sich vor Beginn der Beru£Ntnsübung 
unter Vorlegung ihres Prüfungszeugnisses und ihrer sämtlichen Bero&gerät- 
schaften, sowie unter Angabe des Alters und der Beligion bei dem zuständigen 
Kreisphysikus persönlich anzumelden. 

Von einer Wohnsitzveränderung oder der Aufgabe der Berufrtätigkttt 
ist dem Kreisphysilnis innerhalb einer Woche Anzeige zu erstatten. 

§ 6. Staatlich geprüfte Heilgehilfen und Masseure, die sich zur Aus- 
übung der Heilgehiifentätigkeit und Massage im Fürstentum Schaumburg-Lippe 
niederlassen, haben sich uinerhalb einer Woche unter Vorlegung ihres M- 
f&higmigszeugnisseB und unter Mitteilung des Alters, :|^i@^^i^^flB 
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MilitäryerhältnisBeB bei dem zuständigen Ereisphysikiu persönlich oder schrift- 
liek sn melden. 

Innerhalb der gleich» Frist ist Ton einer WohnsitZTerändemng oder 
Aufgabe der Berufstätigkeit Anzeige zu erstatten. 

§ 7. Personen, £e die Heilkunde bei Menschen und Tieren, ohne hierzu 
staatiieh approbiert zu sein, gewerbsmäßig austtben, haben dies innerhidb einer 
Woche nach dem Beginn der Auslobung der ftr ihren Wohnsitz zuständigen 
Ortspolizeibehörde anzuzeigen. 

§ 8. Die Torstehend genannten Dienststellen haben über jede Anmeldung 
dem Ministerium innerhalb einer Woche Bericht zu erstatten ; bei einer Mit- 
teilung auf Grund des § 2 bedarf es dieser Berichterstattung nicht. 

§ 9. Zuwiderhandlungen gegen yorstehende Vorschriften werden mit Geld- 
strafe bis SU 60 Mark, im üivermögensfatle mit entsprechender Haft bestraft. 



!>• !E21flia«s>-ILiot]iiriiifl;'eii. 

Dienstanweisung des Landes -C^undheits- Inspektors für Elsass- 
Lothringen. Verfügung des Ministeriums yom 22. April 1906. 

L Gewerbehjgiene. 

1. Der Laides-Gesundheitsinspektor hat den Maßnahmen zur Verhiitung 
von Gefahren für Leben und Gesundheit der Arbeiter sein besonderes Interesse 
zuzuwenden, naaientlich auch der Durchführung des Gesetzes, betreffend Kinder- 
arbeit in gewerblidien Betrieben und den gesundheitlichen Verhältnissen der 
Hausindustrie und der Heimarbeit Zu diesem Zweck hat er den Ersuchen der 
Gewerbeaufsichtsbeamten um Begutachtung yon Arbeiterschutzyorschriften und 
der Erichtung oder Veränderung yon gewerblichen Anlagen zu entsprechen. 
Anderseits s^ er bei eigener Wahrnehmung gesundheitlicher Mißstände auf 

gewerblichem Gebiete sidi mit den Gewerbeaufsichtsbeamten unmittelbar in das 
ienehmen setzen. 

2. Neben der Mitwirkung bei Durchführung der gesetzlichen Bestim- 
mungen soll er sich auf Ersuchen der Unternehmer auch die Förderung geeig- 
neter Wohlfahrtseinrichtungen namentlich auf dem Gebiete der Wohnungsfür- 
sorge angelegen sein lassen. 

IL Allgemeine Gesundheitsschäden. 
8. Der Landesgesundheitsinspektor wird seine Aufmerksamkeit Gesund- 
heitsschäden yon allgemeiner Bedeutung widmen, so der Verbreitung der Tuber- 
kulose durch schlechte Lebensyerhältnisse, dem Mißbrauch geistiger Getränke, 
der Ausdehnung der ffeschlechtlichen Krankheiten, dem Auftreten körperlicher 
Gebrechen, wie Blindheit, Taubh^t, Epilepsie. 

4. Er wird demnach die zur Bekämpfung dieser Schäden geeigneten Ein- 
richtungen zu fördern suchen, und zwar bei Tuberkulose die Ueberwachungs- 
und Untersttttzungsanstalten (Dispensaires), die frühzeitige Verbringung Kranker 
in Heilstätten, die offene (Nach-) Behandlung in (Wald) Erholungsstätten. 

5. Et wird jede Bestrebung zur Einschränkung der Trunksucht unter- 
stützen, insbesondere bei Gewohnneitstrinkem deren Unterbringung in Trinker- 
rasyle anregen. 

6. Der Verbreitung der Geschlechtskrankheiten wird er entgegenzutreten 
suchen durch Unterstützung der Behörden bei der Bekämpfung der Prostitution. 
Auch wird er den Methoden der Untersuchung der Prostituierten und der 
Heflung der Geschlechtskrankheiten seine Aufmerksamkeit schenken. 

7. Ferner wird er den Bestrebungen auf Unterbringung und Unterrich- 
tung der Taubstummen, Blinden und Epileptiker Förderung angedeihen lassen 
und die zu diesem Zwecke getroffenen Einrichtungen in ihrer Wirksamkeit zu 
erweitem und zu unterstützen suchen. 

in. Auswüchse in der Ausübung der Heilkunde. 

8. Auf die Unterdrückung des Betriebes yon Geheimmitteln und ähnlichen 
Arzneimitteln, sowie auf die Bekämpfung der Auswüchse in der gewerbsmäßigen 
Ausübung der Heilkunde durch nicht approbierte Personen (Kurpfuscher) hat 
der Landesgesuadheitsinspektor sei besonderes Augenmerk zu richten. Er kann 
zur Feststellung yon Zuwiderhandlungen die nötigen Erhebungen yomehmen 
und hat gegeb^enfalls die Einleitung der gerichtbchen Untersuchung herbei- 
zultthren. I>ie Kreisärzte sind gehalten, ihn auf die Vorkommnisse der hier 
eiaschläffigen Art aufmerksam zu machen und ihm die nötige weiter^ Auskunft 

a« erieflen. DigitizedbyVjOOglC 
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lY. Epidemien nnd hygienische Mißstände. 
9. Bei fibermäßig starkem Auftreten yon Krankheiten kann der Laades- 
gesnndheitsinspektor dkekt mit den erforderlichen Ontersnchongen beauftragt 
und zu unmittelbaren Verhandlungen mit den (Gemeindebehörden behnfr Dorch- 
ftthrnng zweckmäßiger Maßregeln zur Bekämpfung der Krankheit ermächtigt 
werden. Dem Kreisarzt hat er ungesäumt Mitteüung zu machen und auch 
dem Kreisdirektor yon den eingeleiteten Yerliandlungen Nachricht zu geb^m. 

10. Bei außergewöhnlich schwierigen und bedo^chen gesundheiUichen 
Zuständen namentlich in bezug auf Wasserversorgung, Beseitigung der Abfall- 
Stoffe oder Wohnungsyerhältnisse (Massenquartiere) wird der Landesgesundheits- 
inspektor ebenfalls mit der Untersuchung an Ort und Stelle beauftragt werden. 
In diesem Falle ist der Kreisdirektor (Polizeipräsident oder Polizeidirektor) und 
der E[reisarzt rechtzeitig vorher in Kenntnis zu setzen, damit sie an der Orta- 
besichtigung teilnehmen können. Den Bericht an das Ministerium erstattet der 
Landesgesundheitsinspektor, sofern nicht (Gefahr im Verzuge liegt, durch Ver- 
mittelang des Kreisdirektors (Polizeipräsidenten oder Polizeidirektors), mit dem 
er wegen der weiteren Behandlung der Angelegenheit in Verbindung bleibt. 

11. Der Landesgesundheitsinspektor hat besonders darftber zu wachen, 
daß die angeordneten nygienischen Verbesserungen tatsächlich durchgeführt und 
dauernd in gutem Zustand erhalten werden. Gegebenenfalls kann er zu diesem 
Zweck Besichtigungen an Ort und Stelle vornehmen. 

12. Der Landesgesundheitsinspektor hat Maßnahmen, welche zur Verhin- 
derung von gesundheitsschädlicher Verunreinigung der Wasserläufe geeignet 
sind, bei den zuständigen Stellen in Anregung zu bringen oder auf deren Er- 
suchen zu begutachten. 

V. Wasser- und Milchuntersuchungen. 
18. Zur Vornahme einfacher chemischer Untersuchungen von Wasserproben 
im hygienischen Interesse kann die Tätigkeit des Landesgesundheitsinspektors 
in Anbruch genommen werden. Es bedarf zu diesem Zwe<^ der Emsendnng 
von 100 bis wO ccm Wasser durch den Kreisarzt. Genauere chemische, sowie 
bakteriologische Wasseruntersuchungen, wie sie insbesondere bd der Bekämpfung 
des Typhus, der Ruhr und der Cholera erforderlich werden, sind nach wie 
vor den bakteriologischen Untersuchungsanstalten oder den chemischen Labora- 
torien der staatlichen Polizeiverwaltungen in Straßburg und Metz zu übertragen. 

14. Die Mitwirkung des Landesgesundheitsinspätors bei der Einrichtung 
und Durchführung der polizeilichen Milchkontrolle, sowie bei der üeberwadinng 
der Sammelmolkereien bleibt besonderer Verffl|^g vorbehalten. 

VL Schulen und öffentliche Bauten. 

15. Die Bezirkspräsidenten sind ermächtigt, die Begutachtung von Schul- 
hausbauten, wenn daoei wichtige gesundheitliche Fragen zu erörtern sind, dem 
Landesgesundheitsinspektor zu übertragen und seine Mitwirkung bei der Auf- 
stellung der Dienstanweisungen für Schulärzte einschließlich der Schulzahnärzte 
in Anspruch zu nehmen. 

16. Auf Ersuchen des Vorstandes der Gefängnisverwaltung hat der Landes- 
gesundheitsinspektor Gefangenanstalten und Amtsgefängnisse in gesundhdt- 
ucher Beziehung zu besichUgen und Gutachten zu erstatten. 

VIL Gemeinnützige Bestrebungen. 

17. Die Anregung und Förderung gemeinnütziger Bestrebungen auf dem 
Gebiete der Gesundheitspflege (Ferienkolonien, Säu^lingsheilstätten, Krippen 
und Kinderbewahranstalten) gehören zu den wesentlichen Aufgaben des Lanaes- 
gesundheitsinspektors. Ebenso hat er sich die Förderung zweckmäßiger Ein- 
richtungen für die Waisenpflege durch Gemeinden oder Wohltätigkeitsanstalten, 
desgleidien die Regelung der gesundheitlichen Anforderungen bei Unterbringung 
von Sandern gegen Kostg^ angelegen sein zu lassen. Auch wird er die Auf- 
merksamkeit der Beteiligten auf die Errichtung von Verleihanstalten für Gegen- 
stände der Krankenpflege und von Büchereien für Kranke lenken. 

VIII. Besondere Aufträge. 

18. Der Landesgesundheitsinspektor kann zu Sitzungen der E^reisgesund- 
heitsräte, in welchen wichtigere hygienische Fragen zur Erörterung gdangen, 
entsandt werden. Außerdem bleibt vorbehalten, ihm besondere Aufträge im 
gesundheitspolizeilichen Interesse zu erteilen, so z. B. die Inspektion der Auf- 
stellung, des Zustandes und der Benutzang von Desinfektionsapparaten, der 
Vorsorge für Desinfektionsmittel und der Ausrüstung der Desinfektj^ren^im Jipu^de. 

VerantworÜ.Bedakteur: Dr.Rapmand, Beg.- u. Geh. itt^t^M kl^^a L ^ 
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Rechtsprechung. 

Fahrlässigro KOrperrerletfung seitens eines Knrpfoschers. Urteil 
des Eeichsgerichts (I. Str.-S.) vom 9. April 1906. 

Wenn der Beschwerdeführer meint, er hätte nur dann wegen Fahrlässig- 
keit bestraft werden können, wenn er die schädlichen Folgen der von ihm ver- 
ordneten Mittel') gekannt hätte oder hätte kennen müssen, so ist zunächst 
daranf hinzuweisen, daß die Urteilsgründe ausdrücklich sagen, er hätte sich 
bei Anwendung der erforderlichen Aufmerksamkeit sagen müssen, daß die 
Mittel auf die Gesundheit der Behandelten schädlich wirken konnten. Ohne 
Eechtsirrtum hat aber der erste Bichter die Fahrlässigkeit dann erblickt, daß 
derAngeklagte ohne genügendeSachkunde, ohne Untersuchung 
der Kinder und trotz der schon dem Laien als Symptome bedenklicher Er- 
krankungen bekannten Anzeichen sich überhaupt auf die Verordnung von 
Mitteln, noch dazu aus der Ferne „ins Blaue hinein'' eingelassen hat 



Feiilialten Ton Blntrelnigongstee in Drogenhandlnngen. Urteilder 
Strafkammer des Oberlandesgerichts inCöln vom 19. Mai 1906. 

Der Nachweis eines yorsätzlichen oder fahrlässigen Handelns des An 
geklagten ist dadurch erbracht, daß der Angeklagte den Tee mit der Aufschrift 
«Blutreinigungstee* feilhält. Der Tee wurde hiernach zur Beseitigung eines 
Icrankhafien Zustandes, einer Krankheit, der schlechten unreinen Blutbeschaffen- 
heit, feilgehalten. Der subjektive Tatbestand ist damit auch ohne weiteres 
gegeben. Der Angeklagte hat den Tee vorsätzlich zur Blutreinigung, als 
Mittel zur Bekämpfung einer Erkrankung des Blutes feilgehalten. Ob ihm 
bekannt war, daß schlechte Blutbeschaffenheit als Krankheit anzusehen ist, 
bedurfte keiner Feststellung. £in Irrtam hierüber würde sich nicht auf die 
Tatomstände, Art und AeuBerung des Zustandes beziehen, zu dessen Heilung 
das Mittel dienen sollte, sondern auf die Frage, ob dieser richtig erkannte 
Zustand unter den Begriff der « Krankheit* einzuordnen sei. Der Irrtum würde 
also auf einer Verkennung des Begriffes der Krankheit beruhen. Dieser 
Begriff ist aber ein Merkmal des Begriffes der Arzneien im Sinne des § 867, 
Abs. 8 Str.-Ges.-B. als eines zur Beseitigung oder Linderung von „Krankheiten*^ 
bestimmten Stoffes (§ 1 der Kaiserl. Verordnung). Der Irrtum beträfe also 
das Strafgesetz und konnte die Strafbarkeit des Angeklagten nicht ausschließen. 

(Pharma zeutische Zeitung; Nr. 46.) 

Oeffentliehe Ankfindigung von Heilmitteln (Joliannistee) ist keine 
Aisttbnng der Heilkunde. Urteil des Kammergerichts (Str.-Sen.) 
?om28. Mai 1906.«) 

Qemäß der Polizeiverordnung des Eegierungspräsidenten zu Breslau vom 
28. September 1902, § 4 ist die öffentliche Ankündigung von Mitteln, die zur 

^) Einreibungen von Perubalsam gegen Krätze, die eine tödlich ver- 
laufende Nierenentzündung zur Folge hatten. Das Urteil betrifft den von Dr. 
Deutsch in Nr. 18 der Zeitschrift, Jahrg. 1905, Seite 489 mitgeteilten FalL 

«) Ein gleiches Urteil hat der Strafsenat des Kammergerichts unter dem 
26. Mai 1906 in einer Strafsache gefällt, bei der es sich um die Ankündijp;ung 
TOB Einosalbe handelte, mit derselben Begründung, daß die betreffende 
Poliieiverordnung nur auf Personen anwendbar sei, die, ohne approbiert zu sein, 
gewerbsmäßig die Heilkunde ausüben. 
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Verhütung, Linderung oder Heilang yon Menschen- oder Tierkrankheiten 
bestimmt sind, yerboten, wenn ihnen besondere, tlber ihren wahren Wert hinaus- 
gehende Wirkungen beigelegt werden.* Diese Verordnung hat auf Veranlassung 
der ZentralbehöMe durch ifachtrag Yom 11. April 1903 in ihrer üeberschrift 
eine Ergänzung erfahren, damit besonders klar zum Ausdruck gebracht werde, 
daß die Pollzeiyerordnnng nur Personen gegenüber Platz greifen solle, die, 
ohne approbiert zu sein, die Heilkunde gewerbsmäßig ausüben. Immerhin 
kommt in Betracht, daß neben der Polizeiyerordnung die Verordnung des Ober- 
präsidenten der Provinz Schlesien bestehe, die die öffentliche Ankündigung oder 
Anpreisung der in den Anlagen A und B aufgeführten Geheimmittel und ähn- 
lichen Arzneimittel yerbietet Auf Grund des Inserats kann aber nicht an- 
genommen werden, daß der Angeklagte die Heilkunde ausübt. Das tut nur 
derjenige, der sich einen besonderen Kranken yornimmt, dem eine kritische 
Einwirkung auf dessen Behandlung eingeräumt wird. AUerdln^ kann die 
Ausübung der Heilkunde brieflich gesdiehen. Anders ist aber die Sache zu 
beurteilen, wenn nur angekündigt wird, daß Mittel an jede beliebige Person 
yerkauft würden. Die Verurteilung des Angeklagten auf Grund der Polizei- 
yerordnung yon 1902 kann daher nur dann erfolgen, wenn feststeht, daß er, 
obwohl nicht approbiert, die Heilkunde anderweit gewerbsmäßig ausübt Dafür 
fehlt aber der Beweis. (Apotheker -Zeitung; Nr. 44.) 



Jedes Mitglied eines ärztlichen Beiirksyereins ist yerpflielitety den 
ym Vereine satznngsgemäss und innerhalb seiner Zuständigkeit (| 4 der 
Aenteordnnng yom 15. Angnst 1904) gefassten Beschlüssen nacliznkomnien« 
Die Erfttüong dieser Pflleht muss für Jedes Vereinsmitglied Ehrensaeke 
sein; in ihrer Niehterfülliing muss daher eine Verletzung der Standesehre 
erbllekt werden. Urteil des Aerztlichen Ehrengerichtshofes 
für das Königreich Sachsen yom 81. März 1906. 

Nach § 4 114 der Satzungen des ärztlichen Bezirksyereins Dresden- 
Stadt, dem der Beschuldigte angehört, sind die Mitglieder yerpflichtet, den 
Beschlüssen der Vereinsyersammlung Folge zu leisten. In der Monatsyersamm- 
lung dieses Vereins yom 25. Oktober 1904 war ausdrücklich beschlossen worden, 
den Standesausschuß zu ermächtigen, Fragebogen über die Eassenprazis der 
Mitglieder zu erlassen. Dieser Beschluß Melt sich innerhalb der Befugnisse 
des Bezirksyereins, zu dessen Aufgaben nach § 8 der Satzungen insbesondere 
die Eegelung der Verhältnisse zwischen Aerzten und Krankenkassen in Gemein- 
schaft mit Vertretern der letzteren gehört. Um diese Aufgabe genügend sn 
erfüllen, muß dem Vereine unbedingt das Eecht zuerkannt werde^ yon seinen 
Mitglieaem entsprechende Unterlagen zu yerlangen, und die Mitglieder sind 
nach § 4 U4 der Vereinssatzungen yerpflichtet, einem solchen Verlangen in 
entsprechen. Tun sie das nicht, so machen sie sich einer Pflichtyerletzimg 

fegen den Verein schuldig, und gerade aus dem Grunde, weil dem Vereine 
Wangsmittel, durch die er die Mitglieder zur Erfüllung ihrer Pflicht anhalten 
kann, nicht zur Verfügung stehen, muß den Mitgliedern die Erfüllung dieser 
Pflicht Ehrensache sein, und muß die NichterftQlung als Verletzung der Standes- 
ehre angesehen werden. 



Medizinal - Gesetzgebung. 

Besetsnng yon Bahnarztstellen« Erlaß des Ministers der Öf- 
fentlichen Arbeiten yom 14. April 1906 — IV. B5. Nr. 278 — an die 
KönigL Eisenbahndirdctionen; mitgetcdlt durch Erlaß des Ministers der 
usw. Medizinalangelegenheitenyom27. Aprill9e6 —M. Nr. 1668 
— an sämtliche Herren Begierungspräsidenten. 

Nach den Erlassen yom 14. März 1884 — Hb P. 2070 -~ und vom 
8. Juli 1901 — E. N. BL S. 446 — soll bei Besetzung yon Bahnarztstellen 
unter sonst gleichen Verhältnissen auf die am Orte ansässigen Medizinalbeamten 
an erster Stelle Bücksicht genommen werden. Bei Durdiführung dieser Be- 
stimmung hat sich in mehreren EäUen herausgestellt, daß die f£r die üeber- 
tragung der bahnärztliohen Geschäfte hauptsächlich in Frage kommenden 
Kreisärzte durch ihre übrigen Dienstgeschäfte so stark in Anspruch genommen 
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waren, daß die Aluübnng der bahn&rztlichen T&tigkeit für de mit erheblichen 
Schwierigkeiten yerbunden war. Die Königlichen Eisenbahndireklionen werden 
deshalb angewiesen, in künftigen Fällen, sofern in dieser Beziehong Zweifel 
bestehen, den zuständigen Begiernngspräsidenten um eine Aoskonft zu er- 
suchen. Im übrigen setze ich voraus, daß als Bahnärzte nur solche Aerzte, 
einschließlich der Kreisärzte, bestellt werden, von denen feststeht, daß sie den 
Einrichtungen, welche die Staatsdsenbahnyerwaltunff hinsichlich der ärztlichen 
Versorgung ihres Personals getroffen hat, nicht unfreundlich gegenüberstehen. 



Ausf&hnug der bei den Strom-Üeberwaehnngsstelleii Tonunehmendeii 
BesinfektioneB. Erlaß des Ministers der usw. Medizinalange- 
legenheiten Yom 14. Mai 1906 — M. Nr. 12007 — an die Herren Ee- 
gierungspräsidenten in Gumbinnen, Königsberg, AUenstein, Danzig, Marien- 
werder, Frankfurt a./0., Stettin, Stralsund, Posen, Bromberg, Breslau, Liegnitz, 
Oppeln, Magdeburg, Schleswig und den Herrn Begierungspräsidenten in Berlin. 

Die bei den Stromüberwachungsstellen yorzunehmenden Desinfektionen 
sind in der Bogel einfacher Art und werden in der Bogel unter Aufsicht der 
Aerzte ausgeführt An der Weichsel und Warthe sind vielfach einfache Ar- 
beiter (Bootsruderer u. drgl.) zu diesen Desinfektionen herangezogen worden, ohne 
daß dieses Verfahren zu Bedenken Veranlassung gegeben hat Es wird daher 
in der Bogel genügen, auch an den übrigen Wasserstraßen solche Leute mit 
den fraglichen Arbeiten, in denen sie sehr bald die erwünschte Gewandheit 
erlangen dürften, zu betrauen. 

Die Auffassung, daß staatlich p;eprüfte Desinfektoren — also Leute, die 
befähigt sein sollen, auch unter schwierigen und yerschiedenartigen Verhält- 
nissen selbständig und unter eigener Verantwortung wirksame Desinfektionen 
Yorzunehmen — für die Ueberwachungsstellen erforderlich seien, kann daher 
im. lülgemeinen als zutreffend nicht angesehen werden. 

Die Anmietung besonderer Diensträume für die üeberwachungsärzte 
innerhalb der Ortschaften wird hi der Folge nur dann zugelassen werden, 
wenn ein Unterkunftsraum an der Kontrollstelle selbst nicht yorhanden ist 

Ew. Hochwohlgeboren ersuche ich ergebenst, zur Vermeidung unnötiger 
Kosten für die Zukunft gefälligst hiernach zu yerfahren. 



Frankierung der Postsendungen im Terkehr der staatlichen Be- 
hörden mit Bernfsgenossenschaften. Erlaß des Ministers der usw. 
Medizinalangelegenheiten vom 6. April 1906 A. Nr. 148 ü. L ü. 
— an sämtliche Herren Begierungspräsidenten. 

Aus Anlaß einer Vorstellung des geschäftsführenden Ausschusses des 
Verbandes der deutschen Berufsgenossenscnaften will ich die Behörden, An- 
stalten und einzeln stehenden Beamten des mir unterstellten Bessorts ermäch- 
tigen, ihre an Berufsgenossenschaften zu richtenden Schreiben zu frankieren, 
d. h. mit dem Portoablösungsyermerke zu yersehen, so lanse die Berufs- 
genossenschaften ihre Sendungen an die Staatsbehörden ebenfalls frei machen. 



Amtsftntliehe Zeugnisse für Zulassung zur Anstellung als Bau« 
beamter im höheren Staatsdienst. Vorschriften für den Staats- 
dienst: Prüfung für den Staatsdienst im Baufache yom 
10. April 1906. 

In § 4 dieser Vorschriften wird yorgeschrieben, daß zur Meldung bei- 
zufügen süid: 

8. Ein ärztliches Zeugnis, daß der Antragsteller frei yon körperlichen 
Gebrechen und wahrnehmbaren Anlagen zu chronischen Krankheiten ist, sowie 
genügendes Seh- und Höryermö^en und fehlerfreie Sprache hat Lisbraondere 
wird yerlangt yon den Diplomingenieuren des Eisenbahnbaufaches und des 
Wasser- und Straßenbaufaches die Fähigkeit, die Farben richtig zu unter- 
scheiden, und eine Sehschärfe auf den einzelnen Augen yon müidcitens '/t und 
Vt der yon Sn eilen angenommenen Einheit, und zwar mindestens beim Ge- 
brauch der gewohnheitsmäßig getragenen Brille; yon den Diplomingenieuren 
des Maschinenfaches die Fähigkeit, die Farben richtig zu unterscheiden, und 
auf jedem Auge eine Sehschärfe yon mindestens '/t der yon Sn eilen ange- 
nommenen Einneit ohne Gebrauch einer Brille. Daß diese Voraussetzungen 
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Yorhanden sind, mofi darch einen Bahnarst der StaatseisenbahnTerwaltong 
oder dorch einen Staatsmedizinalbeamten in der Yorgesdiriebenen 
Form bescheinigt werden. 

Muster za dem im § 4 Yerlangten ärztlichen Zeugnisse : 

A«rztlioliMi Z#iigiiUii) 

Uber den Gesondheitszostand des Biplomingenienrs des baofaches 

aas behofs Ent- 

scheidang der Frage über dessen körperliche Braachbarkeit für den höheren 

Staatsbaadienst /axi. ^ 

. , . r 51 — r—. — Tn—Tx — T ausgesteUt Yom (Amtscharakter und Name 

technischen Staatseisenbahndienst, ^ ^ 

des Arztes) in 

1. a) Wie lange kennen Sie diese ohne Erhebang der Stimme se- 

Person ? stellte Frage (sog. Flttsterspracme) 

b) Haben Sie diese bereits frtther aof sieben oder wieviel Meter 

längere Zeit behandelt and an Entfernang verstanden werden? 

welcher Krankheit ? [Es ist hierbei zunächst die einfach 

2. a) Hat der TTntersachte beim Militär abgewandte, sofern aber der za 

gedi^P ^ Untersachende sich schwerhörig 

,.v ^ . "iS^^- , «eigt, was anzugeben ist, die zoge- 

b) Ist er der Ersatzreserve über- wandte Flüstersprache zu gebrauchen, 

wiesen und hierbei als übungs- jedes Ohr ist für sich zu untersuchen 

pflichtig ausgewählt? Oder ist nnd dabei das andere Ohr durch 

er dem Landsturm ersten Auf- Baumwolle fest und sicher zu ver- 

ffebots überwiesen? Oder als stopfen. Es emphehlt sich, die Probe 

dauernd untauglich zum Dienst zuerst auf Zahlen von 1—100 und 

und weshalb befunden? Oder ist nachher auf einzelne Wörter zu 

end^tige Entscheidung über die machen ] 

ENaÄaÄt^^^^^^^ ^. a)Ergü>t die Prüfung der Seh- 
letzung gelitten? An welcher und 

in welchir Zeit ? ÄSf angenommenen 

[Nach Angabe des üntersuch^^^^ [Erfordernis für Diplomingenieure 

f^XfXtL^f^^o^^^^ des MÄenwXr^ 

Jahre" von ... . ^^^^ ^ Staatseisen bahn dienst 

S.V^eÄ"^ ^''^"'''''^ *''Ä?oÄÄS^^^^ 

[Hierbd auch Angabe, ob die Brust- ^Tl.'!^^''^'^ 

Organe, Leber und Milz gesund sind, . 

ob sich an den Gliedmaßen Mängel (Erfordernis für Diplonungenieure 

oder Gebrechen befinden, ob ein 4^ Eisenbahnbaufaches und des 

Sprachfehler oder Schreibkrampf vor- Wasser- und Straßenbaufaches.] 

handen ist usw.] b) Können Farben, namentlich rot 

5. a) Ist das Hörvermöffen ausreichend ? und grün, unterschieden werden ?*) 

b) Kann einer Unterhaltung, die ohne c) Zeigen sich Spuren überstandener 
Anstrengung der Stimme geführt Augenkrankheiten? 

wird, mit abgewendetem Gesicht d) Sind Veränderungen des Gesichts- 
gefolgt werden? feldes. Schielen oder Augenmus- 

c) Kann eine tonlose, in leisester Art kellähmung vorhanden ? 



^) Formulare sind in der Hofbuchdruckerei von J. C. 0. Bruns in 
Minden i: W. zum Preise von 1 Mark für 25 Bogen zu haben. 

*) Die Untersuchung auf Farbentüchtigkeit kann nach dem vom Prof* 
Dr. Nagel in Berlin vorgeschriebenee Verfahren mittelst Farbtafeln erfolgen* 
Wird eine andere Art der Untersuchung angewandt, so ist diese anzageSen« 
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Der üntersnchte yenichert hierdurch, die an ihn gestellten Fragen 
wahrheitsgetrea beantwortet und wissentlich nichts yerschwie^en zu, haben, 
was fftr die Beurteilung seines Gesundheitszustandes von Wichtigkeit ist. Zu- 
gleich erkennt er an, daß dieses ärztliche Zeugnis in das Eigentum der 

übergeht, so daß ein Anspruch auf Bückgabe auch 
in dem Falle nicht besteht, wenn die Annahme des Untersuchten für den 

Staatsbaudienst elehnt wird 
Staatseisenbahndienst ^ 

, den . . ten 

(Unterschrift des Untersuchten.) 

Daß ich Torstehendes Zeugnis meiner ärztlichen Ueberzeugung und 
Amtspflicht gemäß ausgestellt habe, versichere ich hiermit. 
, den . . ten 

Der arzt. 

(Unterschrift) 

Die Vergütung für die ärztliche Untersuchung und Bescheinigung hat 
der Bewerber zu trafen, dem dieses Zeugnis mit dem Siegel des Arztes yer-. 
schlössen übergeben ist, nachdem er den Vermerk in Qegenwart des Arztes 
unterschrieben hat. 

Die von beamteten Aerzten (Kreisarzt usw.) unter Beifügung des Amts- 
charakters ausgestellten Zeugnisse sind in Preußen als »amtliche Atteste in 
Privatsachen" stempelpflichtig. 



AusfUirangsbestimmnngen zum Gesetz bet. Bekämpfung anstockender 
Kimnkheiten. Bund-Verfügung des Königlichen Polizeipräsi- 
denten in Berlin vom 20. Januar 1906 an alle Kreisärzte. 

Nach § 6 des Gesetzes, betreffend die Bekämpfung übertragbarer Krank- 
heiten, vom 28. August 1905, finden auf Erkrankungen, Verdacht der Er- 
krankungen und Todesfälle an Kindbettfieber, Typhus (Unterleibstyphus), sowie 
auf Erkrankungen und Todesfälle an übertragbarer Genickstarre, Bückfallfieber, 
übertragbarer Buhr, Milzbrand, Botz, Tollwut, Bißverletzungen durch tolle 
oder der Tollwut verdächtige Tiere, Fleisch-, Fisch- und Wurstvergiftung und 
Trichinose die in den §§ 6—10 des Beichsgesetzes, betreffend die Bekämpfung 
gemeingefährlicher Krankheiten, enthaltenen Bestimmungen entsprechende An- 
wendung. Nach den zu § 6 des Gesetzes erlassenen Ausrührungsbestimmungen 
sind durch den beamteten Arzt, sobald er von der Polizeibehörde Kenntnis 
erhält, unverzüglich in den ersten Fällen der oben genannten Krankheiten an 
Ort und Stelle Ermittelungen über die Art, den Stand und die Ursache der 
Krankheit vorzunehmen. Li Notfällen kann der beamtete Arzt die Ermittelung 
auch vornehmen, ohne daß ihm eine Nachricht der Polizeibehörde zuge- 
gangen ist. 

Die großstädtischen Verhältnisse des Landespolizeibezirks Berlin bringen 
es nun mit sich, daß einzelne Krankheiten wie Diphtherie, Scharlach, Unter- 
leibstyphus, Kindbettfieber zu keiner Zeit ganz verschwinden, so daß hier von 
ersten Fällen nur selten die Bede sein kann und somit eine Ermittelung der 
ersten Fälle im Sinne einer Feststellung der Krankheit, welche in ländlichen 
Bezirken zweifellos wichtig ist, überhaupt fortfällt, auch die Bestimmung des 
§ 6, Abs. 2 des Beichsgesetzes vom 30. Juni 1900 kaum zur Anwendung 
konunen dürfte. 

Um eine Ausbreitung gemeingefährlicher (Beichsgesetz vom 80. Juni 1900) 
oder übertragbarer (Gesetz vom 2^. August 1905) Krankheiten zu verhüten, 
erscheint es jedoch trotzdem notwendig, in jedem einzelnen Falle, so- 
weit es nach dem genannten Gesetze zulässig ist, ermittelnde Feststellungen 
vorzunehmen. 
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Diese werden einmal zu dem Zwecke notwendig sein, die fflr den ür- 
sprnng der einzelnen ErankhdtsfiUle in Frage kommenden InfektionBqnelle 
nnd den etwaigen Zosammenliang der einzelnen Kranklieitsfälle unter sich aof- 
zndecken, dann aber auch, um zu prüfen, welche Maßregeln notw^dig er- 
scheinen, um eine Weitenrerbreitung der betreffenden Krankheit besw. ilire 
üebertragong auf andere zu verlündem. 

Za letzterem Zweck sind solche Feststellungen aber auch bei Diphtherie, 
KOmerkrankheit nnd Sdiarlach, Krankheiten, bei welchen die OrtspolizdbehOrde 
(§ 6, Abs. 4 des Gesetzes vom 28. August 1905) nur die ersten Fälle ärztlich 
festzustellen hat, notwendig und auch in § 8, Ziffer 1, 4 nnd 8 des Gesetzes 
Tom 28. August 1905 yorgesehen. Auf Grund des § 6, Abs. 8 des Beichs- 
ffesetzes vom 80. Juni 19%, sowie der Bestimmungen des Abs. 10 der Aus- 
filhrun|;sbestimmungen zu § 6 des Gesetzes vom 28. August 1905 bestimme idt 
daher rilr den LandespoUzcdbezirk Berlin folgendes: 

Die Kreisärzte haben in jedem einzelnen zu ihrer Kenntnis gelangenden 
Erkrankungs- oder Todesfalle oder Verdachtsfall von einer der im § 1 des 
Beichsgesetzes vom 80. Juni 1900 genannten gemeingefährlichen Krankheiten, 
sowie von Unterleibstyphus und Kindbettfieber, femer bei jedem zu ihrer 
Kenntnis gelangenden Krankheits- oder Todesfalle von einer der übrigen im 
§ 6, Abs. 1 genannten Krankheiten die Feststellungen in der oben erörterten 
Bichtung an Ort und Stelle vorzunehmen. Bei Diphtherie, Sdiarlaoh und 
KOmerlmtnkheit sind derartige Ermittelungen nicht Torzunehmen, doch haben 
sich die Kreisärzte bei den £e erstgenannten Krankheiten betreffenden Fällen 
an Ort und Stelle zu begeben, um die etwa notwenigen Schutzmaßregeln zu 
treffen, jedoch nur dann, falls aus der ihnen zugegangenen Krankheitsanzeige 
hervorgeht, daß die gemäß § 8, Ziffer 1 bezw. 8 des Gesetzes vom 28. Aognst 
1905 zulässigen Schutzmaßregeln notwendig, aber bisher nicht getroffen dnd. 
Ob und wieweit zu der in Ziffer 4, § 8 des G^etzes vorgeschnebenen Beob- 
achtung der an Kömerkrankheit (Granulöse) leidenden Personen Besuche in 
deren Wohnung von selten des Kreisarztes zu erstatten sind, bleibt im einzelnen 
Falle dem Ermessen der OrtspolizeibehGrde ttberlassen. 

Die Schwierigkeit ftlr den Kreisarzt bei der Vornahme der Ermitte- 
lungen liegt, wie ich nicht verkenne, in der Bestimmung des § 6, Abs. 1 des 
Gesetzes, wonach ihm der Zutritt zum Kranken untersagt ist, wenn der be- 
handelnde Arzt erklärt, daß von dem Zutritte des Kreisarztes eine Gefthrdnng 
der Gesundheit oder des Lebens des Kranken zu befürchten sei und daß er 
dem behandelnden Arzte Gelegenheit zu dieser Erklärung zu geben hat. Nach 
den Ausführungsbestimmungen hierzu hat der Kreisarzt in jedem Falle, bevor 
er seine Ermittelungen vornimmt, zunächst festzustellen, ob sich der Kranke 
in ärztlicher Behandlung befindet 

Diese Feststellung wird sich für den Landespolizeibezirk von selbst 
erledigen, da der Kreisarzt sofort aus der ihm zugehenden Heidekarte ersieht^ 
ob siim der Kranke in ärztlicher Behandlung befindet. Femer soll er den be- 
handelnden Arzt von seiner Absicht, den Slranken aufzusuchen, so zeitig in 
Kenntnis setzen, daß dieser sich spätestens gleichzeitig mit ihm in der Woh- 
nung des Kranken einfinden kann und ihn auch auf seinen Wunsch zu den 
Untersuchungen zur Ermittelung über die Krankheit einladen. 

Da bei Diphtherie und Scharlach diese Ermittelungen durch den 
Kreisarzt überhaupt fortfallen, sonst aber für Vornahme der Ermittelungen 
nur Kindbettfieber und Typhus häufiger in Frage kommen, während die 
anderen Krankheiten erfahrungsgemäß nur in vereinzelten Fällen auftreten, 
wird der Kreisarzt nicht zu häufig den behandelnden Arzt zu benachrich- 
tigen haben. 

Ich mache im übrigen darauf aufmerksam, daß die Bestimmung des f 6 
des Gesetzes vom 28. August 1905, wonach der behandelnde Arzt zu den Er^ 
mittelungen zuzuziehen ist, im wesentlichen nichts Neues enthält, da auch 
bisher nach § 23, Abs. 8 der Dienstanweisung für die Kreisärzte vom 28. März 
1901 der Kreisarzt bereits verpflichtet war, bei der Vornahme von Unter- 
suchungen, welche zu den Ermittelungen über den Ausbruch gemeingefähr- 
licher oder sonst übertragbarer Krankheiten erforderlich waren, den behandehiden 
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Arat tunlichst zozasiehen. Im übrigen werden in einer großen Anzahl von 
Fällen die Feststellungen sich auch yomehmen lassen, ohne daß der Zutritt 
n demEruiken selbst erforderlich ist. In diesen Fällen kann von einer Tor- 
herigen Benachrichtigung des behandelnden Arztes Abstand genommen 
werden; es wird sich nur empfehlen, daß der S[reisarzt ihm nachher wissen 
läßty da[ß und zu welchem Zweck er Ermittelungen rorgenommen hat 

Sollte aber eine Zuziehung des behandelnden Arztes notwendig 
sein, so ist unter Berflcksichtigung der Ausftthrungsbestimmungen zu § 6 des 
Q^etzes folgendes Verfahren zu empfehlen. Die Benachrichtigung des be- 
handelnden Arztes geschieht zweckmäßig durch eine »fr. lt. A." abzusendende 
Postkarte mit etwa folgendem Inhalt: 

„Qemäß § 6 des Gesetzes Tom 28. August 1905 teile ich ergebenst mit, 

daß ich beabsichtige, am . . ten 190 .... Uhr Ermittelungen 

mit bezug auf den (Name der Krankheit) — Fall bei Nr. . . . 

Torzunehmen).'* 

Außer in ganz besonderen Fällen, in welchen besondere Beschleunigung 
geboten ist und in denen sich auch die Benachrichtigung des behandelnden 
Arztes durch Telephon oder sonst auf schleunige Weise wird bewirken lassen, 
werden die Ermittelungen vom Kreisarzt im Laufe des auf den Tag, an 
welchem ihm die KranUieitsmeldung zugegangen ist, folgenden Tages vorzu- 
nehmen sein. Gelangt die Benachrichtigung des behandelndes Arztes so frfth- 
zeitig zur Post, daß aller Voraussicht nach der behandelnde Arzt noch im 
Laufe desselben Tages die Benachrichtigung empfängt, so darf der Ermitte- 
lungsternün auf den Vormittag des nächsten Tages angesetzt werden, im 
anderen Falle aber nur auf den Nachmittag. Bei Gelegenheit des Ermittelnngs- 
termins sind sofort die nach dem Gesetz zulässigen Schutzmaßregeln festzu- 
stellen und vom Kreisarzt im Einyernehmen mit dem zuständigen Polizeirevier 
vorläufig anzuordnen. Hierbei ist stets nach Maßgabe des Absatzes 1, 2 und 
8 der AusfOhrungsbestimmungen des § 8 des Gesetzes vom 28. August 1905 
zu verfahren. Ueber das Veranlaßte ist aber sofort vom Kreisarzt an die 
OrtspolizeibehGrde, fttr Berlin an die Sanitäts - Kommission zu berichten. 

Mit Bezug auf Diphtherie und Scharlach werden in den Kartenbriefen 
besondere Vermerke aufgenommen werden, wonach der behandelnde Arzt sich 
darüber zu äußern hat, ob nach La^ffe des Falles besondere Schutzmaßregdn 
(Unterbringung des Kranken in ein Krankenhaus usw.) notwendig erscheinen. 

Erhalten die Kreisärzte daher Meldekarten, in welchen die Notwendig- 
keit besonderer Schutzmaßregeln vom Arzte ausgesprochen ist oder sich aus 
der Sadüage ergibt, so haben sie den Arzt in gleicher Weise, wie oben an- 
gegeben, von ihrer Absicht, den Kranken zu besuchen, in Kenntnis zu setzen, 
doch wird dann zweckmäßig folgende Form zu wählen sein: 

„Zur Besprechung der nach § 8 des Gesetzes vom 28. August 1905 
notwendigen Schutzmaßregeln (bei Diphtherie, Scharlach), ersuche ich Sie 
ergebenst, mit mir am ... ten 190 Uhr (— An- 
gabe des Orts — ) zusammenzutreffen. Sollte mir von Ihnen keine be- 
sondere Nachricht zugehen und sollten Sie nicht in der Wohnung des 
Kranken zur angegebenen Zeit erscheinen, so nehme ich an, daß Sie mit 
den zu treffenden Maßnahmen bezw. der Anordnung einer Unterbringung 
des Kranken in ein Krankenhaus einverstanden sinC" 

Bei Todesfällen von Lungen- und Kehlkopftuberkulose sind 
Ermittelungen nur auf Ersuchen der OrtspolizeibehOrde vorzunehmen. 

Nach § 6, Abs. 2 L c ist femer bei Kindbettf i eher, sowie den Verdacht 
dieser Krankheit dem beamteten Arzte der Zutritt zu der Kranken nur mit 
Zustimmung des Haushaltungsvorstandes gestattet. 

Der Zutritt zu der Kranken selbst erscheint auch zur Vornahme der 
Ermittelungen gar nicht notwendig und ist überdies oft mit Bttcksicht 
auf den Zustand der Kranken nicht wünschenswert. 

Verwehrt daher der Haushaltungsvorstand den Zutritt zur Kranken oder 
wird er nidit anwesend getroffen, so genügt es, wenn der Kreisarzt eine zur 
Pflege oder sonst bei der Kranken anwesende Person heraus bitten läßt, um 
von ihr das Wissenswerte zu erkunden. Dabei sind die auf das Verfahren der 
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Hebamme bezüglichen Fragen in Torsichtiger Weise zu stellen, um nidit den 
Hof der rielleicht an der Erkrankung der WOchnerin nnsehnldigra Hebamme 
zu gefährden, vor allem ist dieser aber selbst vom Kreisarzt über die YorgiDge 
und ihr Verhalten vor nnd nach der Entbindung, sowie im Wochenbett ein- 
gehend zu beiragen. 

Ist ein Arzt zugegen gewesen, so ist auch dieser über die mutmaßliche 
Erkranknngsursache zu befragen. 

Auf die für die Hebamme in § 8, Ziffer 8 L c. Yorgeschriebeaen Maß- 
regeln ist diese durch den Kreisarzt nochmals besonders hinzuweisen. 

Befindet sich ein Kranker, dessen Erkrankung nach § 6 des (Gesetzes 
Yom 28. August 1905 zu Ermittelungen Anlaß gibt, in einem Krankenhause, so 
hat der Kreisarzt, falls Ermittelungen in der Wohnung untunlich sind oder 
keinen genügenden Aufschluß geben, weitere Ermittelungen im Krankenhaoae 
schriftlidi oder mündlich vorzunehmen. Bedarf es zu diesen Ermittelungen des 
Zutritts zu den Kranken, so ist auch hier der behandelnde Arzt (Chefarzt der 
betreffenden Station oder Vertreter) Ton der Absicht, den Kranken zu besuchen, 
in Kenntnis zu setzen. Der Zutritt zum Kranken wird sich indessen nur in 
äußerst seltenen Fällen als notwendig erweisen. Es hat daher der Kreisarzt, 
wo irg^d angängiff, seine Ermittlungen durch Befragung des in Frage 
kommenden Arztes bezw. des Pflegepersonals anzustellen. Auf diese Weise 
werden sich auch besser Kollisionen unliebsamer Art mit den Vorständen der 
Krankenhäuser und dem ärztlichen Personal yermeiden lassen. 

Ist der Kranke in ein Krankenhaus außerhalb des Orts, für welchen 
der Kreisarzt angestellt ist, aufgenommen, so hat er die Ermittelungen nur auf 
schriftlichem Wege anzustellen. Ist der Kranke in ein Krankenhaus innerhalb 
desselben Ortes, aber außerhalb der für die Wohnung des Kranken in Frage 
kommenden Kreisarztbezirkes aufgenommen, so hat der für die Wohnung zu- 
ständige Kreisarzt die Ermittelungen in den oben erwähnten Fällen im Kranken- 
hause persönlich anzustellen. Für die Berichterstattung sind in Berlin bei 
Typhus, Kindbettfieber und Qenickstarre bis auf weiteres die bisher gebräuch- 
lichen Formulare zu verwenden; für die anderen Bezirke behalte ich mir be- 
sondere Bestimmungen vor. Die Berichte über die anderen Krankheiten, sowie 
in Charlottenburg, Schöneberg und Bizdorf vorläufig auch über Typhus, Kind- 
bettfieber und Oenickstarre, sind kurzer Hand auf dem Eingang zu erstatten. 

Alle Berichte sind umgehend zu erledigen. Anderseits worden 
auch den Kreisärzten die Krankhdtsanzelgen von selten der Ortspolizeibehörden 
(Sanitätskommission in Berlin) mit möglichster Beschleunigung zugehen. 



Bekämpfung der Tuberkulose. Erlaß des Ministeriums des 
Innern vom 22. April 1906 an die Großherzoglichen Bezirksärzte, die 
Großherzoglichen Bezirkstierärzte nnd praktischen Tierärzte. 

Nach einer Mitteilang des Beichsamts des Innern sind dem Kaiserlichen 
Gesundheitsamte nur zwei Fälle im Sinne unseres Erlasses vom 15. April v. J. 
Nr. 1022:i gemeldet worden. Wir nehmen daher Veranlassung, erneut auf 
die Bedeutung der Ermittelungen über die üebertragbarkeit der Bmdertuber- 
kulose auf den Menschen durch den Genuß von Milch eutertuberkulosekranker 
Kühe aufmerksam zu machen. 

Eine Mitteilung an das Kaiserliche Gesundheitsamt war bisher nur dann 
vorgesehen, wenn bei einer der untersuchten Personen Tuberkulose festgestellt 
werden konnte. Dem Kaiserlichen Gesundheitsamte erscheint es aber von Wert, 
auch von solchen Fällen Kenntnis zu erhalten, wo die Personen, die die un- 
gekochte Milch einer eutertuberkulösen Kuh längere Zeit genossen haben, bei 
der Untersuchung vollkommen gesund befunden worden sind. Die Großherzoff- 
liehen Bezirksärzte haben daher auch in diesen Fällen der genannten Behörde 
Nachricht zu geben. 



Verantworti. Redakteur: Dr.Rapmund, Reg.- u. Geb. Med.-Rat in Minden i. W. 
J. 0. O. Bnms, H«nogL Sftoha. n. F. 8elL-L. Hofbnelidniektrei ta MlndaL 
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Rechtsprechung. 

Toneitige AnfU^simg eines Tertrages zw isclieii Aerzten und Kranken- 
kassen ist seitens der Aerzte nicht zolässig, auch wenn ihnen dnreh 
Yermindemng der Aerztezalü eine erhebliche Mehrarbeit erwächst. Urteil 
des Oberlandesgerichts zu Cöln (VI. Z.-S.) yom 2S.Mail906. 

Von einem Vertragsbruch der Klägerin wegen Vermioderung der Aerzte- 
zahlf wie Beklagte behaupten, kann nicht die Kede sein. Bichtig ist, daß 
durch die am 1. Januar 1904 eingetretene starke Verminderung der Aerzte- 
2iüil den Beklagten aller Voraussidit nach erhebliche Mehrarbeit erwuchs. £s 
mag auch richtig sein, daß die Beklagten damit rechnen mußten, daß gerade 
de als in C9ln bekannte Aerzte bescmders in Anspruch genommen würden. 
Dies alles stellt jedoch keinen wichtigen Grund zur yorzeit^en Auflösung des 
DienstYcrtrages gemäß § 626 B. G. B. dar. Als Vertragsgenossen der £[lägerin 
mußten sie bei der überaus schwierigen Lage, in die die Klägerin durch die 
Kündigung der übrigen Gdlner Aerzte versetzt war, eine gegen früher erhöhte 
TätiglMit auf sich nehm^, und daher nicht durch die ganz plötzlich er- 
folgende Einstellung der Arbeit den Notstand der Klägerin noch erhöhen. 
Hieran hatten sie umsomehr Veranlassung, als sie sich sagen mußten, daß der 
Notstand nur ein vorübergehender sei, da offenbar binnen kurzer Zeit entweder 
die Klägerin oder die Aufsichtsbehörde für Herstellang ordentlicher Verhält- 
nisse Sorge tragen würde. Es war den Beklagten unbenommen, falls ihnen in 
Zukunft Mehrleistungen angesonnen würden, welche sie unter Berücksichtigung 
ihrer K&rperkräfte nicht leisten konnten, oder welche sich mit der Verantwort- 
lichkeit ihres Berufes nicht vertrugen, solche Mehrleistungen abzulehnen. 
Aber sie durften nicht ohne Versuch den veränderten Verhältnissen ihrer 
Vertragspflicht gerecht zu werden, am 30. September 1908 zum 1. Januar 
1904 Mndigen. Wenn auch das dem Aerztestreik vorausgehende Verhalten 
der Klägerin den Beklagten begründeten Anlaß zur Unzufriedenheit bieten 
mochte, so mußten sie doch der von ihnen übernommenen Vertragspflicht nach- 
kommen, und hierbei der durch die Kündigung der Aerzte geschaffenen außer- 
ordentlichen Sachlage Bechnung tragen. 



Zurücknahme des PrAfangszeugnisses einer Hebamme wegen Unzn- 
verlässigkeit, insbesondere Unr einliolikeit. Urteil des König 1. Freu ß. 
Oberverwaltungsgerichts vom I.Februar 1906. 

Nach § 1 der Instruktion für die Hebammen im Königreiche Freußen, 
welche zur Zeit der Erteilung des Früfungszengnisscs maßgebend war, hat 
die Beklagte ihren Beruf gewissenhaft zu erfüllen und den ihn betreffenden 
Verordnungen treue Folge zu leisten. Darin bestand die Zuverlässigkeit, welche 
bei Ertdlung des Früfungszeugnisses bei der Beklagten vorausgesetzt wurde. 
.... Die Beklagte hat aber keineswegs den ihren Beruf betreffenden Verord- 
nungen treue Folge geleistet, sondern die Vorschriften der §§ 403, 97, 121, 130, 
869 des Hebammenlehrbuchs von 1878 und des § 12 der Instruktion hierzu, 
sowie der §§ 118, 114, 134, 165, 160, 303 des Hebammenlehrbuchs von 1892 
auf das gröblichste verletzt und sich dadurch in hohem Maße unzuverlässig 
gezeigt. Der Bezirksausschuß stellt in dieser Beziehung auf Grund der statt- 
gehabten Beweisaufoahme folgendes zutreffend fest: 

1. „In allen fünf im Verwaltungsstreitverfahren erörterten Fällen hat 
die Beklagte die Anwendung von Desinfektionsmitteln bei den inneren Unter- 
suchungen vor der Geburt; sowie bei der Geburt selbst unterlassen, ohne daß 
es die Gebärenden sich ausdrücklich verbeten hätten; 
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2. hat sie zu wiederholten Malen weder sich seihst^ noch die Kreißende 
vor oder nach der Gebart gewaschen und gereinigt; 

3. hat sie bei der Ehefrau L. nach der Entbindung zur Beinigung der Ge- 
schlechtsteile gebrauchte und durch die Geburt yerunreinigte BetÜaken benutzt; 

4u hat sie sich zur Beinigung der (Geschlechtsteile bei der Frau L. und 
der Frau He. eines Schwammes bedient; 

5. hat sie zur Einfettung ihrer Finger bei den inneren Untersuchungen 
der Ehefrau L. und He. BflbOl benutzt; 

6. hat sie im Falle L. erst zeiin Tage nach der Entbindung, als die 
Wöchnerin schon sechs Tage im Fieber lag, den Arzt herbeigeholt'' 

Der Versuch der Berufungskläfferin, die Glaubwürdigkeit der in erster 
Instanz yemommenen Zeugen zu erschüttern, ist yerfehlt; denn es liegt kein 
Grund zu der Annahme yor, daß die Zeugen unter ihrem Eide unwahre Tat- 
sachen bekundet hätten. Nach dem Gutachten des Sachyerst&ndigen, Geheimen 
Medizinalrats Dr. G. in F., ist bei allen fünf in Betracht kommenden Ent- 
bindungen, welche mit Hilfe der Beldagten in der Zeit yom 7. bis 17. August 
1904 yor sich gingen, Eindbettfieber yorhanden gewesen. Die Beklagte be- 
streitet dies in der Berufung ausdrücklich. Es ist aber für die Beurteilung 
ihrer Zuyerlässigkeit nicht entscheidend, ob das fragliche Fieber tats&cUich 
Sandbettfieber war, und ob es durch die Schuld der Beklagten herbeigeführt 
wurde ; denn die schwere Pflichtyerletzung der letzteren lie^ schon dann, daß 
sie die zur Vermeidung yon Sandbettfieber in dem Hebammenlehrbuche er- 
lassenen Beinlichkeitsyorschriften nicht befolgte, obwohl sie sich sagen mußte, 
daß durch ihr Verhalten die Möglichkeit zur Entstehung und zur Weiter- 
yerbreitung yon Sandbettfieber herbeigeführt werden konnte. Die Beklagte 
hat zugestehen müssen, daß sie in keinem Falle die gegebenen Desinf ektions- 
yorschriften erfüllt hat. Sie hat zu ihrer Entschuldigung heryorgerufen, daß 
dies in den Fällen He. und W. nicht möglich gewesen scd, weil die Geburt zu 
schnell eingetreten. Dem kann aber keine Bedeutung beigelegt werden; denn 
sie hat im Falle He. auch nach der Entbindung die yorgeschriebenen Des- 
infektionsmaßregeln nicht beachtet und im Falle W. sogar über die Verwendung 
yon Oel noch yor der Geburt mit der Wöchnerin zu yerhandeln Zeit gehabtl 
Ein besonders schwerer Vorwurf trifft die Beklagte endlich im Falle L. insofern, 
als sie erst am zehnten Tage nach der Entbindung, obwohl bereits seclis Tage 
Fieber bei der Entbundenen yorhanden war, für die Herbeiholung eines Arztes 
Sorge getragen hat, nachdem sie am yierten Tage, als die Wöchnerin bereits 

froße Hitze hatte, dem Ehemann der letzteren, wie dieser glaubwürdig be- 
undet, auf seine Anfrage, ob ein Arzt geholt werden solle, erklärt hatte, daß 
alles in Ordnung sei und ein Arzt gerufen werden könne, sie aber nidit lächer- 
lich gemacht werden möchte. 

Der Gerichtshof hat nach dem Verhalten der Beklagten keinen Zweifel, 
daß sie mit yollem Bewußtsein die ihr zur Last fallenden Verstöße begangen 
hat. Sie ermangelt hiemach der bei Erteilung des Prüfungszeugnisses yorans- 
gesetzten Zuyerlässigkeit für ihren Beruf, und es war ihr deshalb auf Grund 
des § 58, Abs. 2 B.-Gew.-0. das letztere zu entziehen. 

Dieser Maßnahme steht weder der Umstand entgegen, daß die Beklagte, 
wie sie behauptet, wegen der fraglichen Verfehlungen bereits yom Begierungs- 
präsidenten bestraft ist, noch das Vertrauen, das ihr angeblich yon einer großen 
Zahl yon Personen in ihrem Wirkungskreise geschenkt wird. Bei der Zurück- 
nahme des Früfnngszeugnisses handelt es sich nicht um eine Bestrafung der 
Beklagten, sondern um den Schutz des Publikums yor einer unzuyerUssigen 
Hebamme, und es bewahrt auch jenes Vertrauen weder diejenigen, welche es 
der Beklagten schenken, noch andere yor den Gefahren, welche das unzuyer- 
lässige und im yoUen Gegensatze zu den maßgebenden Vorschriften stehende 
Handeln der Beklagten in sich birgt. 



Zurücknahme des HebammenprftAingszeiigBlBses mangels deijenigeM 
Kenntnisse und Fähigkeiten, welche zu einer suyerlSsslf en Ansttbung des 
Hebammenbemfs unumgänglich nStIg sind. Urteil des KönigLPreuß. 
Oberyerwaltungsgerichts yom I.März 1906. 

Der Bezirksausschuß hat nach seinen Ausführungen yon der Beklagten 
in beruflicher und persönlicher Hinsicht den Gesamteindruck gewonnen, daß sie 
in keiner Weise mehr zum Hebammenberufe geeignet seL In beruflicdierr BSn- 
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sieht folgert er dieses einerseits ans den nngenttgenden Kenntnissen der Be- 
klagten, anderseits ans der mangelhaften Beschaffenheit der yorgeschriebenen 
Gerätsdiaften. In persönlicher Hinsicht ftthrt er ihre im Jahre 1904 erfolgte 
dreimalige gerichtliche Verurteilnng wegen Beleidigung an. Daß die Kennt- 
nisse der Bekli^gten nngenttgend sden, hat der Besdrksansschnß ans den ihm 
vorgelegten gutachtlichen Aenßemngen des Kreisarztes in 0. entnommen. In 
der Berolongsinstanz hat die Bekli^e sich zum Erweise des Gegenteils auf 
das Zeugnis der in letzter Zeit von ihr entbundenen Wöchnerinnen oder auf 
die Nachprüfung durch einen medizbischen Sachverständigen berufen. Der 
unterzeichnete Gerichtshof hat darauf den Leiter der Hebammenlehranstalt in 
CG. ersucht, eine NachprUfuns der Beklagten vorzunehmen, den Gang der 
Prüfung anzuheben und ein mit den Gründen versehenes Gutachten darüber zu 
erstatten, ob die Beklagte fähig ist, ihren Beruf zuverlässig auszuüben. Das 
Gutachten liegt vor. Es beruht, wie darin bemerkt ist, auf zweimaliger 
Nachprüfung der Beklagten und zwar lediglich in praktischen Dingen, die 
sie im Beruf t^lich nGtig hat. Der Sachverständiffe gelangt zu dem Ergeb- 
nisse, daß die Kenntnisse der Beklagten derart sin^ daß die vorgesetzte Be- 
hörde es nicht verantworten könnte, sie ihre Tätigkeit fortsetzen zu lassen, 
und daß bei dem vorgerückten Alter und der großen (Jukenntnis der Beklagten 
auch ein Nachkursus in der Hebammenlehranstalt keinen Erfolg verspreche. 

Hiemach muß die Klage als begründet angesehen werden. Der Gerichts- 
hof hat bereits in seinem Urteile vom 7. Februar 1889 und seitdem noch viel- 
fach ausgesprochen, daß auch der Verlust der erforderlidien, bei Erteilung des 
Hebammenprüfungszeugnisses vorausgesetzten technischen Befähigung zur Zu- 
rücknahme des Zeugnisses berechtigt Aus den im Ergebnisse übereinstimmenden 
Gutachten des Kreisarztes und des Direktors der Provinzial- Hebammenlehr- 
anstalt, an deren gewissenhafter Abgabe zu zweifeln, kein Grund vorliegt, hat 
aber der Gerichtshof die üeberzeuffung erlangt, daß die Beklagte diejenigen 
Kenntnisse und Fähigkelten, welche zu einer zuverlässigen Ausübung des 
Hebammenberufes unumgänglich nötig sind, zur Zeit nicht besitzt, und daß es 
ihr daher an einer Eigenschaft fehlt, welche bei der Erteilung des Prüfungs- 
zeugnisses vorausgesetzt werden mußte. 

Hieran kann auch dadurch nichts geändert werden, daß die Beklagte, 
wie sie geltend macht, eine große Pruds als Hebamme hinter sich hat, aaß 
ihr sahlräche Privatj^ersonen günstige Zeugnisse schriftlich erteilt haben, und 
daß ihr in Ausübung ihres Berufes begangene Verfehlungen nicht nachgewiesen 
sind. Denn durch diese Umstände wird die Bichtigkeit des Gutachtens der 
Sachverständigen, welche zu der Beurteilung der Kenntnisse und Fähigkeiten 
der Beklagten in erster Linie berufen sind, nicht in Frage gestellt. 



Zurfteknabme des Prflfnngszengnisses einer Hebamme wegen Ter- 
lustes ihres nnbesclioltenen Bnfes (wegen Meineids). Urteil desKOnigl. 
Preuß. Oberverwaltungsgerichts vom 9. April 1906. 

Das Prüfungszeugnis kann nach § 58, Abs. 2 E.-Gew.-0. zurückgenommen 
werden, wenn der Mangel derjenigen Eigenschaften, welche bei seiner Erteilung 
vorausgesetzt werden mußten, aus Handlungen oder Unterlassungen der In- 
haberin klar erhellt. Zu den danach erforderlichen Eigenschaften gehört, wie 
anerkannten Bechtens ist, in Preußen unter anderem der Besitz unbescholtenen 
Bufes, weil nach § 8, Abs. 4, Nr. 2 der allgemeinen Verfügung, betreffend das 
Hebammenwesen, vom 6. August 1888 nur solche Personen, welche unbescholtenen 
Bufes sind, als Schülerinnen der Hebammenlehrinstitute und damit zur Er- 
werbung ^des Prüfungszeugnisses zugelassen werden dürfen. Wenn also aus 
Handlungen oder Unterlassungen einer in Preußen zugelassenen Hebamme der 
Mangel unbescholtenen Bufes klar hervorgeht, so ist der Fall der Zurück- 
nahme des Prüfungszeugnisses gegeben. Dieser Fidl liegt hinsiciitlich der 
Beklagten vor. Sie hat im November 1902 in A. vor einer zur Abnahme von 
Eiden zuständigen Behörde den vor ihrer Vernehmung geleisteten Eid wissent- 
lich durch ein falsches Zeugnis verletzt, indem sie vor dem Schwurgericht 
daselbst nach Leistung des Zeugeneides wissentlich der Wahrheit zuwider 
erklärte, sie habe mit dem SchiffiBkapitän S. nie geschlechtlich verkehrt, er 
habe auch nie ein derartiges Ansinnen an sie gestellt, während sie tatsächlidi 
einmal mit ihm den Beischlaf vollzogen hatte. Nachdem Anklage wegen Mein- 
eides erhoben war, hat das Schwurgericht in Aurich unteroilemd 2^. Juni 1^3^ 
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gegen die jetzige Beklagte anf eine Zachtbansstrafe ron 1 Jahr und 6 Monaten 
erkannt, weil aber nach dem Sprache der Geschworenen die Angabe der Wahr- 
heit gegen die Beklagte selbst hätte eine Verfolgung wegen eines Vergehens 
nach sich ziehen ki^nnen. die bezeichnete Strafe in Anwendung des § 157 Nr. 1 
B.-St.-G.-B. auf eine G^ängnisstrafe von 9 Monaten erm&ßigt. 

Nach diesem Verhalten der Beklagten und seiner gerichtlichen Ahndung 
kann der Beklagten der Besitz unbescholtenen Bufes nicht mehr zuerkannt 
werden. Wenn der Bezirksausschuß zur Entschuldigung der Beklagten an- 
genommen hat, daß diese wider ihren Willen Ton S. zum Beischlaf genötigt 
worden sei, so steht diese Annahme mit dem schwurgerichtlichen Urteile im 
Widersprach, weü unter solcher Voraussetzung der § 157 a. a. 0. unanwendbar 
gewesen wäre und nach den §§ 154. 153 und 161 daselbst auf Zuchthausstrafe, 
sowie auf Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte und außerdem auf die dauerade 
Unfähigkeit der Beklagten, als Zeugin oder Sachverständige eidlich yernommen 
zu werden, hätte erkannt werden müssen. Es bedarf j^och keiner Prüfung 
des beregten Umstandes, weil in jedem Falle die Ton der Beklagten im Ver- 
waltungsstreityerfahren ausdrücklich anerkannte Ableistung des Meinddes be- 
stehen bleibt Auch darauf kommt es nicht an, ob die Beklagte sich noch 
sonstige Verfehlungen hat zuschulden kommen lassen oder ob Qir Verhalten 
im übriffen ein tadelfreies gewesen ist. Denn sie hat durch das begangene 
Verbrechen den unbescholtenen Buf yerloren, und ihre Tat ist so schwerwiegend, 
daß im öffentlichen Interesse Ton der Zurücknahme des Prüfungszeugnisses 
nicht abgesehen werden kann. 
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Ueberführung tob LelcheB aus dem Avsbuide nach BusslaBd. Ver- 
fügung der Minister der usw. Medizinalangelegenheiten und des 
Innern yom 10. April 1906 an sämtliche Herren Eegierungspräsidenten. 

Die Kaiserlich russische Begierung hat für die Uebermhranff yon Leichen 
aus dem Auslande nach Bußland besondere gesetzliche Vorschriften erlassen. 

Die Vorschriften lauten : 

Reichen können aus dem Ausland zum Behuf der Bestattung nur auf 
Qrand besonderer Erlaubnis des Gh>uyerneurs oder Chefs desjenigen Gouyerne- 
ments oder Gebiets, in dem die Bestattung erfolgen soU, oder des Stadthampt- 
manns, falls der Bestattungsort innerhalb der ihm unterstellten Stadt gelegen 
ist, nach Bußland yerbracht werden. — Die Aufsicht über die Einhaltung dieser 
Vorschriften liegt den zuständigen Zollämtern ob. 

Leichen, die zur Bestattung innerhalb der Grenzen Bußlands aus dem 
Auslande gebracht werden, sind in einen doppelten metallischen, festzugelöt^ten 
Sarg zu yerschließen. Daß dies geschehen, ist yon der zuständigen russischen 
Gesandtschi^ bezw. yon dem Konsulat zu bescheinigen." 

Die Gesuche um Zulassung yon Leichentransporten sind nach den yon 
dem hiesigen russischen Generalkonsulat einzelnen diesseitigen Behörden lu- 
gegangenen Mitteilungen direkt an den Gouyeraeur bezw. Staäthauptmann des- 
jenigen Bezirks, in dem die Beerdigung erfolgen soU, zu richten, eyentuell 
telegraphisch mit bezahlter Bückantwort, wobei der Ort der Beerdigung in Bußland 
und das Zollamt, durch welches die Leicne eingeführt werden solE anzugeben ist. 

Die Bescheinigungen über die erfolgte yorschriftsmäßige Einsargung der 
Leiche können yon den diesseitigen Polueibehörden ausgestellt werden, be- 
dürfen aber der Beglaubigung durch die rassische Gesancbchaft oder den zu- 
ständigen rassischen KonsuL 



ÜBznlässlfkelt der Einbehaltiuig aller Morphium •TerordniBges in 
Apotheken^ Abgabe yon scharfwirkenden StofTen anf Irztlicbe Anordaug; 
desgleichen yonTeronal. Bescheid des Ministers der usw. Med.-Ange- 
legenheiten yom 20. Mai 1906 an die Aerztekammer der Proy. Brandenburg. 

Die Einbehaltung der ärztlichen Verordnungen, welche 
Morphium oder dessen Salze zur Einspritzung unter die Haut enthalten, in den 
Apotheken gegen den Willen der BezepteigenttUner würde rechtlichen Bedenken 
unterliegen. Für dahingehende Anordnungen würde eine gesetzliche Unterlage, 
wie sie der § 5 des Gesetzes yom 7. Juu 1902 (B.-G.-BL S. 2^^t^^^S0ß- 
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«toffiresepte bietet, nickt vorhanden sein, üebrig^ werden diesseits auch die bereits 
in den Verhandinngen der Aerztekammer Yom 30. Jan. d. J. zur Sprache gebrachten 
Bedenken gegen die praktische Wirksamkeit einer solchen Maßregel geteUt. 

Nach dem Erlaß vom 22. Juni 1896 — Mio.-BL f. d. innere Verw. S. 123 
ist die Abgabe starkwirkender Arzneimittel in den Apotheken 
Yon einer schriftlichen, mit Datom und Unterschrift yersehenen Anwelsong 
eines Arztes abhängig. Der Apotheker hat bei dem Vorliegen derartiger 
Verordnungen schon jetzt sich Sicherheit darüber zu verschaffen, daß der Aas- 
steller Arzt ist. Absichtlich zur Täuschung des Apothekers von Unbefugten 
vorgenommene Fälschungen werden durch die beantragte Anordnung auch 
nicht vollständig ausgeschieden, während die Verantwortlichkeit des Apothekers 
doch möglichste Sicherheit daiCLr bietet, daß starkwirkende Arzneimittel nur 
gegen schriftliche ^Ordnung eines Arztes verabfolgt werden. Zur Ein- 
lOhrung weitergehender BescMänkungen liegt ein hinreichender Anlaß usiso- 
weniger vor, au unter Umständen in eiligen Fällen eine unliebsame Verzögerung 
der Arzn^gabe dadurch herbeigeführt werden kann, wenn die erwähnten Angaben 
auf einer Verordnung fehlen. Dagegen wäre es dankbar anzuerkennen, wenn die 
Aerztekammem ihren Einfluß auf die Aerzteschaft dahin geltend machen wollten, 
daß jede ärztliche Verordnung mit den beantragten Angaben versehen wird. 

Es sind Verhandlungen eingeleitet, um die Abgabe vonVeronal 
den gleichen Vorschriften zu unterwerfen, welchen andere Arzneimittel ähn- 
licher GijNjgkeit untecUegen. 

B« Könli^eioli 6la.cl&«en. 

Desinfektion von Ess- und Trinkgerftten durch SodalSsnng. Ver- 
ordnung des Ministeriums des Innern vom ll.Mai 1906 an die 
Kreishauptmannschaften. 

Unter dem Titel „Verbreitung von Infektionserregern durch Gebrauchs- 
gegenstände und ihre Desinfektion^ hat Prof. Dr. E. v. Esmar ch zu Güttingen 
in Nr. 1 der „Hygienischen Bundschau^ Jahrgang 1901 eine beachtenswerte 
Arbeit über den bezeichneten Gegenstand und die von ihm gemachten Versuche 
veröffentlicht. -Damach bleiben die Diphtheriebakterien bis zu 15 Tagen, der 
Bacillus prodigiosus bis zu 8 Monaten, an Eß- und Trinkgeschirren angetro(±net, 
lebensfämg, auch ist eine ausreichende Beseitigung dieser Keime durch Ab- 
waschen der Gläser etc. und Trockenreiben mit sterilen Tüchern nicht zu 
erreichen. — Dagegen gelang letzteres vollkommen durch Behandlung mit einer 
zweiprozentigen Sodalösung von 50 o C. innerhalb einer Minute. 

Demzufolge empfiehlt von Esmarch für Heil- und Kuranstalten, 
Hotels usw. entsprechende Eeinigung und Desinfektion der für den Gebrauch 
Kranker bestimmten Eß- und Titikgeschirre. 

Weiter kommt hierbei in Betracht, daß das von dem Genannten emp- 
fohlene Verfahren einen nicht unwesentlichen Vorzog insofern hat, als bei Ver- 
wendung einer Sodalösung von 50 ^ C. Glaswaren weit eher vor dem Zerspringen 
bewahrt bleiben, als beim Auskochen, und weil dadurch die Ablösung der Hefte 
von M*essem und Gabeln verhütet wird, endlich auch die Geruchlosigkeit der 
Sodalösung gegenüber der Verwendung anderer Desinfektionsmittel vorteilhaft 
bs Gewicht fällt. 

Die Ergebnisse der von Prof. von Esmarch angestellten Versuche sind 
durch die Zentralstelle für öffentliche Gesundheitspflege bestätig, demzufolge 
aber die bezüglichen Vorschläge des ersteren vom LandesmedizinalkoUegium 
als berücksichtigenswert bezeichnet werden. 

Hält es nunmehr auch das Ministerium des Innern nicht für angezeigt, das 
von Esmarch für die Desinfektion der Gebrauchsgegenstände vorgescUagene 
Verfahren allgemein durch Verordnung vorzuschreiben — zumal im Hinblick auf 
die für die Desinfektion von Eß- und Trinkgeschirren bei Pocken und Typhus 
bestehenden besonderen Vorschriften — , so ist es doch erwünscht, daß das 
Esmarch sehe Verfahren in weitesten Kreisen, vor allem aber den mit der Anord- 
nung von gesundheitlichen Maßnahmen betrauten Sachverständigen bekannt werde. 



Beehtseitige Feststellung ansteckender Krankheiten« Bekannt- 
machung des Staatsministeriums des Innern vom 27. April 1906. 
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Die rechtzeitige Feststellung ansteckender Krankheiten, welche sowohl 
für die Kranken selbst, als auch fttr die Allgemeinheit zur EnnOglichung der 
alsbaldigen Anordnung von Maßregeln gegen die Weiteryerbrdtnng der Krank- 
heiten Yon größtem Werte ist, kann in zaMreichen Fällen nur durch bakterio- 
logische und mikroskopische Untersuchungen erfolgen. Da in 
Oldenburg zurzeit ein bakteriologisches Laboratorium nicht zur Verfflgung 
steht, ist das Herzogtum auf Grund einer mit Bremen getroffenen Vereinbarung 
bis weiter in der Weise an das hygienische Institut angeschlossen, daß dieses 
alle von oldenburgischen Aerzten oder Behörden gewünschten Untersuchungen 
mit Ausnahme von pathologisch-anatomischen kostenlos auszuführen hat Auch 
können die Behörden und die Amtsärzte das bremische Institut in allgemein 
hygienischen Fragen, wie z. B. für Wasseruntersuchungen, in Anspruch nehmen. 

Zur Uebersendunfi^ des Untersuchungsmaterials nach Bremen werden den 
Aerzten sterilisierte und postversandtfertige Aufnahmegefäße unentgeltlich zur 
Verfüdung gestellt. Sämtliche Apothekenbesitzer des Landes haben sich bereit- 
wÜlig in den Dienst der guten Sache gestellt und sich yerpflichtet, die Versandt- 
geföSe yorräti|; zu halten und kostenlos an die Aerzte abzugeben. Es bedarf 
nur der Beschickung der Gefäße mit dem zu untersuchenden Material, der Aus- 
füUung eines beigefügten Formulars über Herkunft usw. und der Aufklebong der 
Postmarke. Die Untersuchung erfolgt sehr rasch, sodaß der einsendende Arzt 
auf eine baldige Eückäußerung über den Untersuchungsbefund rechnen kann. 

Für Auswurf oder Eiter, welcher von Tuberkuloseyerdächtigen stammt, 
und ftlr Kot oder Urin, welcher auf Typhusbazillen untersucht werden soll, 
werden derbe Glasgefäße mit weitem Halse geliefert Die Gefäße für Kot- 
untersuchungen enthalten im Korke einen Bledilöffel. 

Für (Ue Untersuchung yon Bachenschleim bei Diphtherie oder Diphtheiie- 
yerdacht werden Glasröhren, deren Korke einen Messingdraht mit Wattenbausch 
tragen, yorrätig gehalten. Der Arzt wischt mit dem Wattenbausch über die 
yerdächtige Stelle und sendet dann sofort das yerpackte Böhrchen an die 
Untersuchungastelle. Die Untersuchungen mtlssen wiederholt werden, auch 
nachdem die Krankheit anscheinend gehoben ist. Schulkinder, welche an 
Diphtherie erkrankt gewesen sind, sollen erst wieder zum Schulbesuch zu- 
geUssen werden, wenn sich in dem Halsschleime keine infektiöse Bakterien 
mehr yorfinden. Nach einem dem Staatsministerium yorliegenden Gutachten 
empfiehlt es sich übrigens nicht, mit der Serumeinspritzung zu warten, bis das 
Ergebnis der Untersuchung dem Arzte bekannt ist. 

Sollen bei Typhusyerdacht Agglutinationsproben des Blutserums aus- 
geführt werden, so stehen zu diesem Zwecke kleine Glasröhrchen zur Ver- 
fügung, in die man möglichst 2 ccm Blut aus dem Ohrläppchen einfließen läßt 
Das Untersuchungsergebnis ist als positiy anzusehen, wenn die Agglutination 
in einer Verdünnung des Serums yon 1 : 50 und darüber eintritt 

Für die Untersuchung yon Punktionsflüssigkeit, Eiter und ähnlichem 
Material werden sterilisierte Glasröhren in Form yon Beagensröhren mit Kork- 
stöpsel geliefert. 

Selbstyerständlich können auch andere Stoffe, welche dem Arzte für die Er- 
kennung der Krankheit wichtig erscheinen, wie z. B. Absonderungen aus den Ge- 
schlechtsteilen bei Geschlechtskrankheiten zur Untersuchung eingesandt werden. 

Seitens des Instituts wird darum gebeten, das Untersuchungsmaterial 
stets steril in die yom Institut sterilisierten Gefäße zu bringen; es dürfen 
aber keinerlei Desinfektionsflüssigkeiten angewendet werden. Ferner legt das 
Institut Wert darauf, daß auf jedem Begleitschreiben eine gedrängte Krankheits- 
geschichte gegeben wird. 

Nach Verabredung werden die Versandtgefäße in fünf yerschiedenen 
Packungen geliefert, welche durch die Buchstaben A, B, C, D und E unter- 
schieden werden und zwar bedeutet 

A: Sputum und Uringläser, B: Diphtherieröhrchen, 0: Kleine Glasröhren 
für die Blutprobe, D : Gläser mit Löffelchen für Kotuntersuchungen, E : Böhren 
für Punktionsflüssigkeiten, Eiter usw. 

Im Interesse der Seuchenbekämpfung ist es dringend wünschenswert, 
daß die Aerzte bei ansteckenden Krankheiten in ihrer Praxis regelmäßig 
Untersuchungsmaterial nach Bremen senden. 

Verantwortl. Redakteur : Dr. Bapmund, Reg.- u. Geh. Med.-Rat in Minden i. W. 
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Beilage mnr Zeltsohrift für Medlslnal-Beamte« 
Nr. 14 20. JuU. 1906. 



RMhtsprecliuiigi 

AQeh die yerselileierte Ankttndlguig tob CMMimmittefai, dt« der 
Wenüieben Ankftndigng entiegeii slndy ist straf Inu*. Urteil des KgL 
Baierischen Obersten Landesgerichtes vom S.April 1900. 

In Nummer 125 der Tageszeitung „M. E." vom 28. Mai 1905 erschien 
folgendes Inserat: „Wer nicht durch Nfushahnrangen gesehftdigt sein wilL der 
ne^e beim Einkanf der B i c h t e r sehen Anker-Haiamittel nur solche Schaonteln 
an, died^tlich mit der berttlunten Fabrikmarke Anker versehen sind. Findet 
man unsere seit mehr als 85 Jaliren rühmlichst bekannten Anker- Haasmittalf 
wie s. B. Anker-Fenchelhonig (bewährtes Hostenmittel) usw. am Platze nicht 
vorrätig, oder sollte versucht werden, an Stelle des echten Fabrikats eine 
Naclialunung aufzudrängen, dann wende man sich gefälligst direkt an uns und 
werden wir sodann für billigste Zustellung sorgen. F. Ad. Bich t er & Cie., 
Budolstadt.'' 

Als der öffentlichen Ankündigung entzogen sind in Nr. 47 der Anlage A 
die Kongopillen (auch Magenpillen Bichters), in Nr. 53 die LoxapUlen 
Bichters, in Nr. 68 Pain-Expeller, und in Nr. 76 Sarsaparillian Bichters 
(auch Extractum Sarsaparillae compositum Bichter) aufgeführt Das Be- 
rufungsgericht hat festgestellt, daß das bekannteste und gebräuchlichste der 
Bicht ersehen Anker- Hausmittel der sogen. Pain-Expeller ist Das Inserat 
vom 28. Mai 1905 kündigte die Bichter sehen Anker-Hausmittel an und spricht 
von »Anker-Fenohelhonig (bewährtes Hustenmittel)*', dessen Ankündigung nioht 
verboten ist nur beispidsweise. Die Strafkammer hat hiemach mit Beebt an- 
genommen, daß alle Bichter sehen Hausmittd, also auch die obenbezeiohneten 
m Anlage A genannten, öffratlich angekündigt wurden. Der objektive Tat- 
bestand der dem Angeklagten zur Last gelegten Uebertretungen ist also ein- 
wandfrei festgestellt DielKevision sucht zwar darzutun, daß nur die nament- 
liche öffentliche Ankündigung der betreffenden Arzneimittel strafbar ist, allein 
mit Unrecht Es genügt vielmehr, wenn die Inserate die angekündigten 
Mittel in genügender Weise bezeichnen und daß die Allerhöchste Verordnung 
auch die verscUeierte Ankündigung treffen wiU. Mit Becht hat das Berufung 
gericht auch angenommen, daß, wenn alle Mittel einer Firma angekündigt 
werden, darunter auch die inbegriffen sind, deren Ankündigung verboten ist 
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Dentfliol&efli Betola« 

Tersand von infektlStem üntersuelinBgsmaterial. Verfügung des 
Staatssekretärs des Beichs-Postamts vom 81. Mai 1906 an die 
Kaiserlichen Oberpostdirektionen. 

Auf Grund der vom Beichs • Gesundheitsamt gemachten weiteren Er- 
fahrungen wird die Versendung von infektiösem Material (ausgenommen solches 
von P^, Cholera und Botz) in geschlossenen Briefen im Verkehr mit den 
amtlichen bakteriologischen Anstalten in folgender Weise erfolgen. 

Bei der Versendung von flüssigem oder halbflüssigem (feuchtem) In- 
fektionsmaterial wird entweder die Verwendung von Glas und anderen zer- 
brechlichen Stoffen ganz vermieden oder darauf Bedacht genommen werden» 
Gefilße aus solchem Material durch eine doppelte Hülle von Holz oder Blech 
zu schützen und eine unmittelbare Berührung des zerbrechlichen Behältnisses 
mit der sie zunächst umgebenden, in der Begel aus Blech bestehenden Hülle 
durch eine Zwischenschicht aus weichem Stoffe zu verhindern. Eine bestimmte 
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Form der Yersandgefäße ist nicht vorgeschrieben, jedoch dürfen nur Behili- 
nisse gebraucht werden, die volle Sicherheit gegen die Yerschlepnung von 
Krankheitskeimen bieten, bei der Versendung von yOllig trockenem Juifektions- 
material, z. B. yon an DeckglSschen, Gipsstäl^hen, Seidenffiden oder Fließpapier 
angetrocknetem Blnt oder Qewebesaft wird die Verpackung in der Weise er- 
folgen, daß die üntersuchungsproben in Pergament oder einen ähnlichen un« 
durchl&ssiffen Stoff eingeschlossen und in BlechkSstchen mit ftbergreifendem 
Deckel gdegt werden. Auf den zur Verpackung der Behälter dienenden Brief- 
umschlägen soll die zum Abstempeln bestimmt Stelle tunlichst durch einen 
vorgedruckten Kreis besonders gekennzeichnet sein. Im übrigen wird der 
jetzt gebräuchliche — in der Veriügung vom 81. Mai 1906 näher beschriebene 
— Briefumschlag und der Vordruck auf den Gefäßen selbst: «Vorsicht! In- 
fektiöses Material l** beibehalten werden. 

Die Oberpostdirektionen wollen die nachgeordneten Dienststellen hiernach 
mit Anweisung versehen» 



B. Könlipfeloli PrenMesu 
Vergfttiuig der Staltitsofllitere pp. im CliolerallberwaeliiiiigsdieBst 

Erlaß des Ministers der usw. Medizinalangelegenheiten vom 
16. Juni 1906 — M. 11770 — an die Herren Begierungspräsidenten in 
Königsberg i Pr., Gumbinnen, AUenstein, Danzig, l&rienwerder, Potsdam, 
Frankfurt a. 0., Stettin, Stralsund, Posen, Bromberff, Breslau, Liegnitz, Oppeln, 
Magdeburg, Sdileswig und den Herrn Polizeipräsidenten in Berlm. 

Im Einverstän&isse mit dem Herrn Knegsminister, dem Herrn Finanz- 
minister und dem Herrn Staatssekretär des Beichs-Marineamts setze ich die 
Vergütungen für die im laufenden Jahre zum Choleraftberwachunesdienste 
berdts herangezogenen oder noch heranzuziehenden Sanitätsoffiziere, Sanitäts- 
unteroffiziere und für Burschen der Sanitätsoffiziere wie folgt fest: 

Für Sanitätsoffiziere bei Wahrnehmung des üeberwachungsdienstes 

a) vom Ghimison- (Wohn-) Orte aus, auf den reglementsmäßigen Tagegelder- 
satz bei Belsen innerhalb des Deutschen Beiches von melu als eintägiger 
Dauer; 

b) nicht vom GFamison- (Wohn-) Orte aus, auf täglich 24 Mark für ver- 
heiratete und 20 Mark für unverheiratete Sanitätooffiziere. 

Für Sanitätsunteroffiziere bei Dienstleistungen 

a) vom GFamison- (Wohn-) Orte aus, auf täglich 1,50 Mark, 

b) nicht vom (Hmison- (Wohn-) Orte aus, allgemein auf täglich 4 Mark. 

Für Burschen der Sanitätsoffiziere, sofern 

a) deren Dienstleistungen am Wohnorte (Gkimisonorte) der Sanitätooülziere 
erfolgen auf täglich 1 Mark, 

b) außerhalb des Garnison- (Wohn-) Ortes auf täglich 2 Mark. 

Für die bisherige Z^t der Stromflberwachung sind die hiemach zu 
gewährenden Vergütungen sofort, für die Folge nachträglich am 1. und 15. 
eines jeden Monate zu zahlen. 



Auslegung einiger Bestimmungen des Gesetzes ftber ftbertragbire 
Krankheiten. Erlaß des Ministers der usw. Medizin alangelegen- 
heiten vom 14. Juni 1906 — M. 1498 — an den Herrn Begierungs- 
präsidenten in N. und sämtlichen Herrn Begierungspräsidenten zur Kenntids- 
nahme mitgeteilt 

Nach der vorgelegten Niederschrift über die Verhandlungen in der Ver- 
sammlung der Med&inidbeamten des dortigen Bezirkes vom IS. Dezember 
vorigen Jahres ist bei der Besprechung des Landesseuchengesetzes und seiner 
Ausrührungsbestimmungen vereinbart worden, daß auf dem Anzeigeformular 
der Zusatz zu machen sei: „Bei Wohnungswechsel von tuberkuli)sen Kranken 
kann auf Antrag des behandelnden Arztes eine Wohnungsdesinfektion durch 
den Kreisarzt veranlaßt werden.** 

Ich mache darauf aufmerksam, daß für einen derartigen Hinweis das 
Gesetz und die Ausführungsbestimmungen keine Grundlage nieten. Nur im 
Anschluß an Anzeigen über Todesfälle an Tuberkulose kann nach § 8, Ziffer 5 
in Verbindung mit § 1, Absatz 8 des Gesetzes vom 28, August 1905 eine Des- 
infektion polizeilich angeordnet werden. 
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Ferner li&t nach der Niederschrift der Vorsüiende der Versanmlnng 
auf eine Anfrage empfohlen, Typhnsträger als krank im Sinne des § 8, Ziffer Iq 
des Gesetses vom 28. Angost 1906 anzusehen. Diese Ansleffong ist mit den 
Ansffthrangsbeetimmnngen — vergL Absats 5 der VorschrBten su § 8 des 
Gesetzes — nicht yerembar. 

Ew. Hoch wohlgeboren ersuche ich ergebenst, das liiemach etwa Erforder- 
liche gef&lligst zu veranlassen. 



ABwendug der Hypnose, Suggestion. Magnettsmis ud UuiUehen 
Terfaliren dnreli Niehtlrzte. Bund-Erlaß des Hinisters der usw. 
Hedizinalangelegenheiten — H. Nr. 6808 — vom 18. Juni 1906 an 
sftmtliohe Herren Eeneningspräsidenten. 

Es ist mir von Wert, nach Haßgabe meines Erlasses vom 6. April 1902 — 
H. 491 erneut festgestdlt zu sehen, in welchem Haße Hypnose, Suggestion, 
Magnetismus und &hmiche Verfahren bei der Behandlung Ton Kranken durch 
Nichtarzte angewendet werden und ob (Jesundheitssohftdigungen oder sonstige 
lOßst&nde als Folgen dieser Behandlungsarten beobi^tet worden sind. 
Ew. Hochwohlgeboren wollen ffefftlligst yeranlassen, daß in dem fflr das Jalir 
1906 zu erstattenden Gesundheitsberichte unter Abschnitt XIY Aber die be- 
treffenden Verhältnisse eingehende Angaben gemacht werden, insbesondere auch 
über die Person der Erankenbehandler, ibe Ausbildung, den Umfang ihrer 
Tätigkeit und, soweit mOglich, ihre Erfolge. Zugleich ist mir eine Anffabe 
erwtlnsdit, inwieweit Aerzte sich mit den genannten Behandlungsrerfahren 
befassen. 



ZUdkarten ftber Schlllerselbstmorde. Bund-Erlaß des Ministers 
der usw. Medizinalangelegenheiten — U. IL Nr. 1878 M. — Tom 
15. Juni 1906 an sämtliche Herren Begierunffspräsidenten. 

Im Anschluß an den Erlaß vom 10. Februar 1902 — M. d. Inn. 8987, 
M. d. g. Ang. M. 14286 — bestimme ich hiermit, daß die Zählkarten ttber 
Schtderselbstmorde Tor Einreichung an das EOnigUche Statistische Landesamt 
von den Kreisärzten den zustiüidigen Schulbehörden zur Bestätigung der An- 
gaben Torzulegen sind. 

Ew. pp. ersuche ich ergebenst, hiemach gefälligst die entsprechenden 
Anordnungen zu treffen. 



Beriekt ftber das Gesundheitswesen des preussiseken Staates Im 
Jakre 1904. Erlaß des Ministers der usw. Medizinalangelegen- 
heiten Yom 21. Juni 1906 — M. Nr. 674 L — an sämtlidie Herren 
Begiemngspräsidenten und den Herrn Landesdirektor in Arolsen. 

Ew. Hochwohlgeboren übersende ich beifolgend ein Exemplar des in 
meinem Auftrage von der Medizinalabteiluog des mir unterstellten Ministeriums 
bearbeiteten Werkes : «Das Gesundheitswesen des Preußischen Staates im Jahre 
1904* für den dortigen Begierungs- und Medizinalrat, indem ich zugleich auf 
meinen Bunderlaß vom 22. April y. J. — M 1094 — Bezug nehme. Der Preis 
des Werkes beträgt für Königliche Behörden und Medizinalbeamte bei direkter 
Bestellung in dem Verlage (Bichard SchOtz, Berlin SW. 48, Wilhelmsr. 10) 
7 Mk. einschließlich Porto und Verpackung. 



Amtsftntliehe Ennittelungen bei Typhus. Verfflsung des Be- 
ffierungspräsidenten in Lüneburg vom 6. Mai 1906 an die Herren 
Kreisärzte des Bezirks. 

Auf Ghrund der Ausführungsbestimmunffen yom 7. Oktober 1905 zu § 6 
des Gesetzes yom 28. Angust Iwö ordne ich hiermit an, daß die Kreisärzte 
über jeden einzelnen Erkrankungs- und Todesfall an Typhus Ermittelungen 
an Ort und Stelle yorzunehmen haben. 

Bei diesen Ermittelungen, welche stets mit der größten Sor^alt anzu- 
stellen sind, ist nichts zu unterlassen, was zur möglichst frühzeitigen Siche- 
rung der Diagnose, sowie zur Aufdeckung der Wege, auf denen sät Beginn 
der Erkrankung Typhuskeime bereits weiter yerbreitet sein können, beitn^en 
kann. Damit m äeser Beziehung tunlichst nichts übersehen wird, ersuche ich 
die Ermittelungen an der Handides in 10 Exemplaren angeschlossenen Frage- 
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bogeas ▼onHnehmen.^) Von Jedem ansgelttflteB Fragebogen ist nir eine AV- 
Bchrift alflbald einsnreichen. Zur Anaflmnuig der erfordurüdien bakteiiologi- 
sehen üntersadrangen, sowie Ton Blatantersachnngeiif soweit sie nicht tob 
Ibnea selbst aiugeitthrt werden, ersuche ich die hier dema&chst aa eröf&ieBde 
bakteriologische üntersnchnngsstelle in Anspruch zu nehmen. 

Nftl^res darüber wird demnichst Terfigt werden. 

Die Fragebogen IcOnnen bei fernerem Bedarf von der von Sternschsa 
Bachdrackerei hierselbst znm Preise von 10 Pfg. fftr das Stflclc bezogen werden. 



O. Henaoflrtiinia Saoliflieii - Altenbiirv. 

Bekfinpfftag der Tuberkulose der Mensebea. Ter Ordnung des 
Ministeriums, Abteilung des Innern, vom 12. Juni 1906. 

Um dem üeberhandnehmen der Tuberkulose in der Berölkerung tunlichst 
zu steuern, wird andurch folgendes verordnet: 

1. Die Leichenfrauen haben Aber jeden infolge von Lungen- oder Kehl- 
kepfiichwindsucht eingetretenen Todesfall der P<mzeibehOrde (Laadratsaatt, 
Stadtrat) schriftlich Meldung zu machen. 

Ist der Verstorbene uunittelbar vor dem Tode von efaiem Arzte behandelt 
worden, so hat der letztere die Anzeige zu erstatten. 

2. Die Aerzte haben in jedem Falle, in welchem ein von ihnen be- 
haadelter, an yorgeschrittener Lungen- oder Eehlkopfochwindsucht Erkrankter 
aus seiner Wohnung verzieht oder Si Bflcksicht auf seine WohnungsrerhSItnisBe 
seine Umgebung hochgradig gefährdet, der Polizeibehörde schriftlich Anzeige 
zu erstatten. 

8. Jeder in Priyatanstalten, in Armen- und Versorgungsanstalten, sowie 
in Gast- und Logierh&usem, Herbergen, Schlafstellen, Internaten und Pensio- 
naten vorkommende Erimmkungsfau an Lungen- oder EehlkopfBchwindsocht 
ist von dem behandelnden Arzte, wenn aber ein Arzt nicht zugezogen ist, von 
dem Haushaltnngs- bezieheatlidi Anstaltsvorstand binnen 8 Tagen nach erlangter 
Ematnis schrifwch der Polizeibehörde anzuzdgea. 

L Die Polizeibehörden haben auf die an sie gelangten Anzeigen be- 
ziehentlich Meldungen, oder sobald sie sonst von einem Toides- oder Erkrankung!»- 
falle infolge von Lungen- oder Eehlkopfschwindsucht Eenntnis eriialten, die 
Desinf ektkm der Wohnung des betreifenden Kranken und Ihres Inhalts zu ver- 
anlassen. 

Bei Todesfällen ist diese Desinfektion alsbald nach der Beerdigung be- 
zidientlich Ueberführung der Leiche in die Leichenhalle, bei ErkrankungsiSllen 
alsbald, nachdem der Kranke seine bisherige Wohnung oder Aufenthaltsstdle 
verlassen hat, vorzunehmen. 

Etwaige Bemerkungen der Aerzte auf den Meldungen oder Anzeigen be- 
züglich der Desinfelction sind bei Anordnung und Ausitthrung der letzteren 
tuäichst zu berücksichtigen; auch wird den Polizeibehörden empfohlen, bei 
der Desinfektion nach Anleitung der Bezirksärzte zu verfahren. 

Die Kosten der Desinfektion sind bei mittellosen Kranken oder Ver- 
storbenen aus der Qemeindekasse zu tragen. 

Die Anzeigen und Meldungen selbst oder Abschriften derselben sind von 
den Polizeibehörden tunlichst bald an den Bezirksarzt weiter zu geben ; dabei 
haben die Polizeibehörden zu bemerken, was bisher von ihnen verfügt worden ist. 

6. Formulare zu den Anzeigen und Meldungen werden auf Verlangen 
von den Bezirksärzten unentgeltlich verabfolgt. 

6. Nichtbeachtung der oben in Punkt 1, 2 und 8 erteilten Vorschriften 
hat Geldstrafe bis zu 60 Mark oder Haft bis zu 14 Tagen zur Folge. 

Die Leichenfrauen, gegen welche im Unterlassungsfalle disz^linell ein- 
zuschreiten ist, sind seitens der Polizeibehörde auf die T^^rschriften dieser Ver- 
ordnung aufmerksam zu machen. 

7. An der Verpflichtung der Polizeibehörden, auch in Fällen anderer 
Krankheiten Desinfektionen anzuordnen, wird durch gegenwärtige Bestimmungen 
nichts geändert. 

8. Diese Verordnung tritt am 1. August 1906 in Kraft 

^) Von einem Abdruck des Fragebogens ist Abstand genommen. 

Verantwortl.Bedakteur: Dr.Bapmund, Reg.- n. Geh. Med.-Rat in Minden L W. 
J. a a Bnmi, HtnogL SKohi. o. F. 8eli.-L. Hofimekdnicktrti ii^Bj^^ |^ 
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Rechtsprechung. 

Betrüferiaeke Kvpfuehttrei. Urteil d«t Beiehtgeriektt Tom 

10. Juli 1905. 

Der Tatbestand des Betruges kat in dem angelochteiien Urteile, wi« 
dessen Nacbprlliiuig ergab, gegen die Beschwerdelttnrerin eine einwandlrele 
Feststellung gefunden^ und läot ach demselben mindestens ein der Besohwerde» 
ffthrerin snm Nachteil gereichender materieller Bechtsirrtnm nicht mitnehmen. 
Der Umstand, daß die Beschwerdeftthrerin bei Abgabe wertloser. lor Heilung 
bestimmter Mittel an die Zeugen W. und F., sowie bei der gleicnieitigeo Ver« 
abreinhung Ton Zetteln, die mit lateinischen Buchstaben und einer Gebraaehs- 
anweisnnff Yorsehen waren, nicht die ausdrückliche wörtliche Erklirung hinm- 
gefflgt} dafi die von ikr gegebenen Mittel Heilmittel seien und keifen wflfden 
oder eine geheime Wirkiuig in sich schlössen, stand der Feststellung des sur 
Konstruktion des Betragstatbestandes erforderlicken Merkmals der Vorspiege- 
lung lalscker Tatsachen nicht entgegen. Denn dieses Betrugstatbesiaad^ 
merkmal setzt eine solche ausdrückliche Erkl&rung keineswegs mdi Notwendige 
keit Taraus. Zu seiner Annahme genügt auch schon eine den Täuschungssweok 
erkeuen lassende konkludente Handlung, ein auf Irreführung berechnetes 
akÜTes Verhalten, und ein solches hat der Vorderrichter bedenkenfrei zur 
Feststellung gebracht, indem er annahm, daß die Beschwerdeführerin unter 
Ausbeutung der Leichtgläubigkeit ihrer Kunden und deren BesckränktheH; bei 
Verabreichung der densdben gegebenen Mittel nicht nur die ihr bekannte Wert* 
losigkeit der letzteren Terschwieg, sondern auch mit den auf den Zetteln be- 
findlichen lateinischen Buchstaben den Leuten Torspiegelte, daß diese Zeichen 
eine geheime Wirkung in sich schlössen und die mit diesen Zeichen Tersdienen 
Zettel ein (^eheimmittel seien. Was in der BeTisionsrechtfertigungsschrift 
gesen diese Torderrichterliche Auffassung sich geltend gemacht findet, hat 
lefiglich die Bedeutung einer BekSmpfung der Torderrichterlichen Beweis- 
würdignng, welche im Hinblick auf § 876 St.-P.-0. in dieser Instanz nicht 
weiter beachtenswert ist. 

Die auf das weitere Betrugstatbestandsmerkmal der Irrtumserregung 
sich beziehenden erstrichterlichen Feststellungen unterliegen gleichfalls keiner 
rechtlichen Beanstandung. Die Behauptung der BcTision, daß die Beschwerde- 
führerin nicht einen Irrtum erregt, sondern nur einen bei ihren Kunden hin- 
sichtlich ihrer Heilkunst und der Heilkraft ihrer Mittel bereits Torhandenen, 
ohne ihre Mitwirkung entstandenen Irrtum benutzt habe, ohne denselben ihrer^ 
seits bei dem Mangel einer Aufkl&rungspflicht durch Unterdrückung wahrer 
Tatsachen zu unterhalten, steht mit den gegenteiligen Feststellungen des 
Torigen Urteils im direkten Widerspruch und kann deshalb gleichfalls in der 
BeTmionsinstanz eine BerücksichUgung nicht für sich in Anspruch nehmen. 

Vergeblich bemängelt die Bevidon auch den Eintritt einer Vermogens- 
beschädigung, welche die Beschwerdeführerin bei den Ton ihr bedienten Kunden 
Teranlaßte. Denn die Ton dem ersten Bichter angenommene Vermogens- 
beschädigung ergibt sich einwandfrei ohne weiteres aus der festgest^en 
TOUigen Wertlos&keit der Mittel, welche die Zeugen W. und F. an Stelle des 
der Beschwerdeführerin bezahlten Oeldes Ton dieser erhielten. Zur Herstellung 
des Tatbestandes des Tollendeten Betruges reicht nun lülerdings nicht jede 
eingetretene Vermogensbeschädigung aus, sondern nur eine solche, welche mit 
der Torausgegangenen Irrtumserregung in einem ursächlichen Zusammenhange 
insofern stehtj als sie durch den erregten Irrtum dergestalt herbeigeführt 
wurde, daß sie ohne denselben bei Kenntnis der wahren Sachlage nidit ein- 
getreten wäre. Dies hat aber auch der Vorderrichter keines weg^g^^^ 
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denn er ist inhaltlich der Begründang seines Urteils dayon ausgegangen und 
hat aosdrttcklich fttr bewiesen erachtet, daß die 2ieagen W. and F. lüchts an 
die BesohwerdefOhrerin für die erhaltenen Mittel bezahlt haben würden, wenn 
diese sie wahrheitsgemäß davon unterrichtet hätte, daß die ganxe Zettel- 
geschichte wertlos und für die Beschwerdeführerin nur ein Mittel zam Geld- 
erwerb bilde. Hiermit ist aasreichend zum Ansdrndc gebracht, daß nach der 
für das Beidsionsgericht bindenden Aoffassong des Vorderrichters die tatsäch- 
lich eingetretene VermOgensentsch&digang aof den yon der Beschwerdeführerin 
erregten Irrtum als Ursache zurückzuführen ist und ohne diesen Irrtum nicht 
erfolgt wäre. Die an einer anderen Stelle der Urteilsgründe befindliche Be- 
merkung, daß W. und F. freiwillig Zahlung geleistet hätten, schließt weder 
die Annahme einer Vermogensbeschädigung noch die der Erstrebung eines 
rechtswidrigen VermOgensyorteils aus. Denn damit hat nach dem Znsammen- 
hange der Urteilsbegründung nur zum Ausdruck gebracht werden sollen, daß 
die genannten beiden Personen zu einer Zahlung sich yerstanden, obwohl die 
Besdiwerdeführerin eine solche wenigstens ausdrücklich nicht verlangte, keines- 
wegs aber, daß die tatsächlich geleistete Zahlung nicht durch einen von der 
Beschwerdeführerin bewirkten Irrtum veranlaßt war. Endlich kann auch dem 
Umstände, daß die Beschwerdeführerin nicht mit ausdrücldichen Worten Zahlung 
verlangt hat, in bezug auf das Tatbestandsmerkmal der beabsichtigten Ver- 
schafFimg eines rechtswidrigen YermOgensvorteils eine entscheidende Bedeutung 
nicht beigelegt werden, denn die Annahme einer solchen Absicht ist nicht not- 
wendig durch die Geltendmachung einer Forderung bedingt Im übrigen ist 
aber für bewiesen erachtet, daß die Beschwerdeführerin, wie aus ihrem ge- 
samten geschäftlichen Gebaren gefolgert wurde, eine Zahlung erwartete und 
von dem Eintritt einer Zahlung Kenntnis hatte, und daraiuhin festgestellt, 
daß sie die abgegebenen vermeintlichen Heilmittel den Leuten zu dem Zwecke 
überließ, diese hierdurch ihr gegenüber zu verpflichten und zu einer in Geld 
bestehenden Vergütane zu veraiuassen. Damit allein schon erscheint aber das 
Betrugstatbestandsmerkmal der beabsichtigten Verschaffung eines rechtswidrigen 
VermOgensvorteUs bedenkenfrei dargetan. 

Das von der Beschwerdeführerin eingelegte Rechtsmittel eignet sich 
mithin zur Verwerfung. 



Medizinal - Gesetzgebung. 

A. Könlgpreioli IPreummevu 

Keiuuüage und Einriehtniig von Spielplätzen fllr Volks- und JogeBd» 
spiele« Verfügung des Begierungspräsidenten in Minden vom 
1. Juni 1906 an die Herren Landräte des Bezirks und den Herrn Oberbürger- 
meister in Bielefeld. 

Der Zentralausschuß für Volks- und Jugendspiele hat über die Neuanlage 
und Einrichtung von Spielplätzen folgende bemerkenswerte Leitsätze auf gestern: 

1. Der Spielplatz darf nicht zu weit ab vom Mittelpunkte des Orts 
liegen und muß von hier in etwa 20 Minuten erreichbar sein. 

2. Der Boden des Spielplatzes muß so durchlässig oder derart durch 
Bohren entwässert sein, daß er selbst nach heftigeren fiegenf;üssen schnell 
trocknet. Der Platz muß gut eingeebnet sein, womöglich mit leichter Neigung 
nach einer Seite zur Erleiditerung des Wasserablaufs. 

8. Basenboden ist für einen Spielplatz am geeignetsten. £r ist aber — 
namentlich auf lehmigem Boden — nur dann gut zu halten, wenn der Spiel- 
platz genügend groß ist Der Graswuchs maß ein gleichmäßig dichter sein 
und kurz gehalten werden. 

4. Mangelhaft gepflegter Wiesenboden ist ungeeignet, weil für die 
Spieler gefährUch. 

5. Wo nur ein beschränkter Baum für den Spielplatz zu Gebote steht, 
da empfiehlt es sich, eine mit Sand und Kies bedeckte Fläche anzulegen, die 
leichter zu unterhalten ist als Basen. 

6. An trockenen Tagen ist, namentlich auf Sand- oder Kiesboden, die 
Bekämpfung starker Staubentwickelung wichtig. Wo Wasserleitung mit ge- 
nügendem Druck vorhanden, ist solche auf den Platz zu führen und mit soWel 
Hydranten zu versehen, daß der ganze Platz in kürzester Frist besprengt 
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werden kann. Dieselbe Vorrichtung kann dazu dienen, um im Winter durch 
üebersprengen eine Eisbahn herzurichten. 

7. Baumpflanzungen an den Grenzen des Spielplatzes sind als Schutz 
gegen heftige Winde und als Schattenspender für die ausruhenden Spieler und 
Turner sehr erwünscht. Der eigentliche Spielplatz soll auch bei beträchtlicher 
Große nicht Yon Baumreihen durchschnitten werden. 

8. Die unmittelbare Nähe starkrauchender Fabriken oder übelriechender 
Betriebe ist tunlichst zu rermeiden. — Nach stark belebten Straßen zu empflehlt 
es sidi, den Spielplatz durch Gitter, Planken oder besser durch eine grüne 
Hecke abzuschließen. 

9. Die für Anlage von Schulspielpl&tzen am Schulhaus vorgeschriebene 
Große Ton mindestens drei Quadratmeter Spielraum für je einen Sdiüler ist 
selbst für diese Plätze, wenn auf ihnen wirklich Spiele betrieben werden sollen, 
nicht zureichend. 

10. Bei Anlage Ton Spielplätzen im Freien ist für die Spiele jüngerer 
Schüler ein Spielraum yon 20 bis 25 Quadratmeter für je einen Schüler, für 
die Spiele älterer Schüler und Erwachsener jedoch mindestens das doppelte 
zu fordern. Letzteres namentlich, wenn Fußball und ähnliche größere Spiele 
betrieben werden sollen. 

11. Die Plätze für die einzelnen Spiele emer größeren Spielerschar 
lassen sich, wenn erforderlich, leicht durch Fahnenstangen abtrennen ; sie durch 
Parkanlagen zu trennen, empfiehlt sich jedoch nicht, da der gesamte Platz 

felegentlich zu größeren gemeinschaftlichen Spielen, femer zu Wettkämpfen, 
pielen und turnerischen Vorführungen bei Schul- und Volksfesten und der- 
gleichen verwendbar sein muß. 

12. Die Spielplätze sind möglichst groß anzulegen. Doch empflehlt 
sich unter ümstäiiden. statt eines einzigen Aergroßen Platzes, zumal wenn er 
von manchen Stadtteilen schwer erreichbar ist, lieber auf den verschiedenen 
Seiten der Stadt mäßige Plätze herzustellen. 

18. Die Anlage freier Spielplätze (Lichtungen, Waldwiesen) inmitten 
von Waldungen für Spiele bei Schulausflügen, für Volksspiele und Waldfeste 
ist dringend zu empfenlen. 

14. Eine eiuache Trinkgelegenheit Leitungsrohr mit Hahn, Pumpe 
oder, wo beides nicht vorhanden, Aufstellen eines gefüllten Wassereimers — 
ist auf jedem Spielplatz Bedürfnis. 

16. Für die Spielgeräte ist ein geeigneter Aufbewahrungsraum (Schuppen) 
dringend zu wünschen. Notwendig wird ein solcher, wenn au dem Platz auch 
sogenannte volkstümliche üebungen, wie Ger-, Diskus-, und Lanzenwerfen, 
Steinstoßen, Stabspringen, Weit- und Hochspringen usw. betrieben werden. 

16. Wird der Platz von mehreren Schulen, sowie von besonderen Spiel- 
und Turnvereinigungen benutzt, so ist Sorge zu tragen, daß die den ver- 
schiedenen Spielgenossenschaften zugehörigen Geräte besonders bezeichnet sind 
und unter besonderem Verschluß aufbewahrt werden kOnnen. 

17. Am GFeräteschuppen ist eine Vorrichtung zur Kleiderablage anzu- 
bringen. Ebenso muß dort ein verschließbarer Kasten mit nummerierten kleinen 
Gefächem zur Aufbewahrung von Uhren, Geld usw. vorhanden sein. 

18. Wenn feste Turngeräte (Eeckständer, Klettergerüst, Eundlauf usw. 
auf dem Platze aufgestellt werden, so sind dieselben nur an den Seiten des 
Platzes und so anzubringen, daß sie die freie Spielfläche nicht beeinträchtigen. 

19. Als Nebenanlagen zum Betriebe volkstümlicher Uebungen sind zu 
empfehlen : 

1. eine abgesteckte Laufbahn, die mindestens 100 Meter Länge haben muß; 

2. eine etwa 4 Quadratmeter große, mit feinem Sand ausgefüllte Nieder- 
sprungstelle für das Stab- und Hochspringen; 

8. em Springgraben; 

4. eine AnhOhe zum Sturmlauf; 

5. ein Eingplatz; 

6. eine Dingstatt zum Antreten, zur Empfangnahme der Spielgeräte usw. 
in der Nähe des Geräteschuppens. 

20. Die Anlage einer Bedürfnisanstalt ist notwendig. 

Ich ersuche, nach Anhörung der Herren SIreisschulinspektoren, denen 
ich Abschrift dieser Verfügung übersandt habe, innerhalb zwei Monaten zu 
berichten, ob in den Stadt- und Landgemeinden Ihres Verwaltungsbezirks 
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SpielplfttEe in genügender Zahl und Besi^haffenkeit (vergL oben) Torhandeo 
oder za beschaffen sind, und inwieweit inibesondere die Spieljdllie bei dem 
Volkssduden diesen Anxordemngen entsprechen. 

Es ist feiner festswtellen, wo regelm&ßig Volks- «nd Jogendspiele statt- 
inden, wer die Leiter sind, nnd wie stark die Beteiligung ist 

Nähere Angaben Aber die Art der einiekieB Volks- und Jogendspiele 
wftren mir erwUnsehi 



Leiehensetaan und BeibringVBg Ton TodesbesetaelnigOBgen. Polixei- 
Verordnnng (a) nnd Öffentliche Bekanntmachnng (b) des Be- 
giernngsprlsidenten in Stralsund vom 19. Jnni 1906. 



§ 1. In den StSdten nnd in denjenigen Landgemefaiden, in denen ein 
approb&rter Arzt ortsangesessen ist, darf keine Leiche vor Beibringung einer 
von einem approbierten Arzte auf Grund der yon ihm yorgenommenen Leichen- 
schau ausgestellten Todesbescheinigung beerdigt werden. 

Ist die Beschaffung der letzteren fristzdtig (§§ 8 und 4) nicht mOglich, 
so tritt an ihre Stelle eine Yon der Ortspolizeibehörde auszufertigende Not- 
besdieinigung. daß eine ärztliche Todesbescheinigung nicht beibringbar sei und 
daß gegen die Beerdigung der Leidie keine Bedenken bestehen. Die Not- 
bescheinigung ist nur hei glaubhaftem Nachweis zu erteilen, daß ein Arzt bei 
Berttcksichtigung der Sachlage nicht erreichbar gewesen ist 

§ 2. Die Todesbescheinigung muß enthalten: 

a) Vor- und Zunamen, sowie Stand des Verstorbenen. 

b) Alter dep Verstorbenen. 

c) Sterbeort (StrfJe und Hausnummer). 

d) Tag und Stunde des Todes. 

e) Tag und Stunde der Leichenbesichtigung. 

f) Todesursache. 

g) Die etwaigen Anzeichen einer bösartigen ansteckenden Krankheit oder 
einer gewidtsamen Todesart. 

Die Notbescheinigung muß die Angaben zu a bis d enthalten. 

58. Die Todesbescheinigun^ ist dem Standesbeamten von dem nach 
es Beichsgesetzes Aber die Beurkundung des Personenstandes Tom 
S. Februar 1875 zur Anzeige des Sterbefalles Verpflichteten innerhalb der im 
§ 56 des Gesetzes vorgeschriebenen Anzeigefrist, spätestens aber binnen 48 
Stunden nach Eintritt des Todes vorzulegen. 

§ 4. Wird eine Todesbescheinigung gemäß vorstehenden Bestimmungen 
nicht rechtzeitig vorgelegt, so erfolgt mte Beschaffung ohne weitere Auf- 
forderung des verpflichteten von Amtswegen als polizeiUche Maßnahme oder 
die ErteUung einer polizeilichen Notbescheinigung. 

§ 5. Zuwidernandlungen werden mit Geldstrafe bis zu 60 Mark, im 
UnvermOgensfalle mit Haft bis zu 8 Tagen bestraft 

§ 6. Die Polizeiverordnung tritt mit dem 1. August 1906 in Kraft 

b. 

Zur Ausführung der vorstehenden Polizeiverordnung ordne ich an : 

Als Todesbescheinigung müssen Formulare mit dem von mir festgestellten 

Wortlaut zur Verwendung kommen. 

Anders abgefaßte, sowie nicht ordnungsmäßig ausgefüllte Scheine werden 

zurückgewiesen. 

Die gesetzlichen Formulare sind auf den Standesämtern kostenfrei erhält« 
lieh, die bisher gebräuchlichen sind noch bis zam 81. Dezember 1906 verwendbar. 

Bei Anmeldung eines Sterbefalles auf dem Standesamt wird dem An- 
meldenden ein Formalar behufs AusftQlung durch einen Arzt unter entsprechender 
Belehrung ausgehändigt. Zur Vermeidung von Weiterungen, die sich aus einer 
verspäteten Beibringung der Todesbescheinigung nach p 4 und 5 der Polizei- 
verordnung ergeben, wird dringend empfohlen, nach Eintritt eines Todesfalles 
bei dem behandelnden oder emem sonstigen Arzte die Ausfüllung der Todes- 
bescheinigung unverzüglich nachzusuchen und letztere dem Standesamte schon 
bei der Anmeldung des Todesfalles innerhalb von 48 Stunden vorzulegen. Zur 
Erleichterung dieses Verfahrens werden auch den Aerzten Formulare verabfolgt 
werden. Aji&ei in den Städten wird die Polizeiverordnung in den ländlichen 
Ortschaften: Altefähr, Altenkirchen, Binz, Gingst, Gohren, Papenhagen bei 
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Bichteoberg, Prerow, Patbns, Sagard, Saßnitz, Schaprode, Sellin, Viite aaf 
^ddenaee, Wiek auf Wittow, Zingst eingeführt. 

Totem«ofa«ia. 

Stadt 

Landgemeinde 

Jahr 

1. Vor- und Znname und Stand dee Verstorbenen 

NB. Bei Kindern ist Stand and Name der Eltern, bei unehelichen 
Stand and Name der Matter and bei angetaaften das Geschlecht 
anzageben. 

2. Alter des Verstorbenen 

8. Sterbeort, Straße and Haasnommer 

4. Ist der Verstorbene von dem antersachenden Arzte oder ron wem bebandelt 

worden? 

oder demselben persönlich bekannt gewesen P 

e?. Yon wem rekognosziert P 

6. Tag and Stande des Todes 

6. Tag and Stande der Leichenbesichtigong 

7. Todesarsache ev. Totgebart 

8. Sind Anzeichen einer bösartigen ansteckenden Krankheit vorhanden and 
welche P 

9. ^d Anzeichen einer gewaltsamen Todesart yorhanden and welche P . . . 

10. Bei Kindern anter einem Jadre: 

sind Zeichen einer Vemachlfissigang vorhanden? 

ist das Kind / "^J^T^^^ ^t^J ««^«^^ 

umo Axu«. ^ ktknstbch em&hrt worden? 

11. Wird die Beerdigang vor Ablaaf von dreimal 24 Standen von den An- 
gehörigen gewünscht? 

uegt ärztlicherseits kein Bedenken dagegen vor? 

oder wird die vorzeitige Beerdigang vom antersachenden Arzte 

für erforderlich gehalten ? 

aas welchen Gründen? 

, den 190 . . 

(Unterschrift des Arztes.) 



Vermerk: Die Fragen 1 bis 8 and 5 bis 9 müssen gemaB § 2 der 
Begierongspolizeiverordnang vom 19. Jani 1906 betr. Leichenschaa and Bei- 
bringang von Todesbescheinigangen darch den Arzt aasgefüilt werden; die 
Aasrallang der übrigen Fragen ist wünschenswert. 



Feaerbestattang. Gesetz vom 29. Mai 1906. 

§ 1. Neben der Beerdigang ist die Feaerbestattang anter Beobachtang 
der nachstehenden Vorschriften zäfissig. 

§ 2. Zar Errlchtang and Ingebraachnahme einer Leichenverbrennungs- 
anlage ist die Genehmigang des Ministeriams des Innern erforderlich. Die 
Gesehmigang darf nar erteilt werden, wenn das Unternehmen die Gewähr 
bietet, daß es daaemd and in würdiger Weise geführt wird. 

Vor der Ingebraachnahme ist eine Ordnang aafzastellen, die gleichfalls 
der Genehmigang des Ministeriams des Innern anterliegt. 

Aaf dem Grandstücke sind Eiarichtangen za tref^n, daß die Aschenreste 
entweder in einer Urnenhalle oder in der Erde beigesetzt werden können. 

Das Grandstück darf za keinem anderen Zwecke als für die Leichon- 
verbrennong and für die Beisetzang von Aschenresten verwendet werden. 

Eine Verftoßerang des Grandstücks ist ohne Genehmigang des Ministeriams 
des Innern nicht zal&ssig. 

Der Unternehmer hat sich dahin za verpflichten, daß im Falle der Ein- 
stellang des Betriebes das Grandstück entschädigangslos der Ortsgemeinde 
anf&llt. 
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§ 3. Anf dem ftlr die LeichenTerbrennnngsanUge bestimmten Onud- 
stück ist eine Leichenhalle zu errichten, in der die Leichen yor der V erbrenniug 
untergebracht werden können. 

Die Leichenhalle muß einen Baum für die Leiohenöibiung enthalten und 
mindestens den Anforderungen entsprechen, die in § 5 des Gesetzes, die Ldohen- 
bestattungen und die Einrichtung des Leichendienstes betr., vom 20. Juli 1850 
(Q.- u. y.-Bl. 8. 188), und in den §§ 7 und 8 der Ausfflhrungsyerordnung dazu 
vom gleichen Tage (G.- u. V.-BL 8. 184) gestellt sind. 

§ 4. Die Aschenreste von rerbrannten Leichen müssen beigesetzt werden. 

Sie dürfen an die Angehörigen nur ausgeliefert werden, wenn diese den 
Nachweis erbringen, daß die Aschenreete auf einer Begr&bnisst&tte oder in 
einer ümenhalle Aufnahme finden. 

§ 6. Zur Vornahme der Feuerbestattung im Königreich Sachsen ist in 
jedem Falle die Genehmigung der OrtspolizeibehOrde des Bestattungsortes ein- 
zuholen. Bei Sterbef&llen innerhalb Sachsens ist auch die OrtspouzeibehOrde 
des letzten Wohnortes oder des Sterbeortes für die Ghenehmigung zuständig. 
Antragsberechtigt ist jeder Beerdigungspflichtige. Die Genehmigung ist schrift- 
lich zu erteüen. 

§ 6. Vor Erteilung der Genehmigung hat die OrtspolizeibehOrde folgende 
Nachweise zu erfordern: 

1. einen den Todesfall betreffenden Auszug aus dem Sterberegister, bei 
außerhalb des Deutschen Beiohes Verstorbenen eine amtlich beglaubigte 
St^rbeurkunde ; 

2. den Nachweis darüber, daß der Verstorbene nach vollendetem 
16. Lebensjahre die Feuerbestattung angeordnet hat, od^r, dafem er zur Zeit 
des Todes das 16. Leben^ahr nicht yolfendet hatte, oder geschäftsunfähig war 
(§ 104 des Btirgerlichen Gesetzbuchs), daß die Feuerbestattung von dem In- 
haber der elterUchen Gewalt begehrt wird; 

8. den Nachweis über die Todesursache, welche durch übereinstimmende 
Zeugnisse des behandelndes Arztes und eines an der Behandlung nicht beteiligt 
gewesenen beamteten Arztes (Bezirksarztes, Kreisarztes) festgestellt sein miS. 
Durch die Zeugnisse und außerdem durch eine Bescheinigung der Ortspolizei- 
behOrde des Sterbeortes muß, dafem die Genehmigung nicht von dieser selbst 
erteilt wird, dargetan sein, daß jeder Verdacht, es sei der Tod durch eine 
strafbare Handlung herbeigeführt worden, ausgeschlossen ist 

§ 7. Die ärztlichen Zeugnisse dürfen nur nach yorgängiger Ldchen- 
schau und sofern es auch nur einer der Aerzte für erforderli^ erklärt, nur 
nach yorgängiger Leichenöffnung erteilt werden. 

Ist der Verstorbene in der letzten Zeit yor seinem Tode nicht yon einem 
Arzte behandelt worden, so ist ein zweiter beamteter Arzt zur Mitwirkung 
zu berufen. 

§ 8. Dem Erfordernisse, daß die ärztlichen Zeugnisse übereinstimmen, 
ist genügt, wenn beide Aerzte bezeugen, daß der Tod durch eine bestimmt zu 
bezdchnende Ursache herbeigeführt worden ist, die den Verdacht einer straf- 
baren Handlung ausschließt. Bestehen unter den beiden Aerzten yerschiedene 
Ansichten über die Todesursache, so ist in dem Zeugnisse diese Verschiedenheit 



wohl darin übereinstimmen, daß sowohl die yon dem einen, als auch die yon 
dem anderen Arzt angenommene Todesursache den Verdacht einer strafbaren 
Handlung ausschließt Wird dagegen durch die Leichenschau oder durch die 
Leichenöffnung auch nur bei einem der Aerzte der Verdacht eines Verbrechens 
begründet, so ist nicht nur die Ausstellung der ärztlichen Zeugnisse und die 
Genehmigung der Feuerbestattung zu yerweigem, sondern auch der Ortspolisei- 
behOrde und durch diese der Staatsanwaltschaft oder dem Amtsgerichte yon 
dem Verdacht und den ihn begründeten Tatsachen sofort Anzeige zu erstatten. 

§ 9. Wer eine Leiche zum Zwecke der Feuerbestattung außerhalb des 
Königreichs Sachsen yerbringen will, hat hierzu die Genehmigung der Orts- 
polizeibehOrde des Sterbeortes einzuholen. Die Vorschriften der §§ 6 bis 8 
finden Anwendung. Die Genehmigung ist schriftlich zu ertdlen. 

§ 10. Die nachträgliche Feuerbestattung schon beerdigter Leichen ist 
nicht zulässig. 

§ 11. Gegen eine ablehnende Verfügung der OrtspolizeibehOrde steht 
die Beschwerde an die Kreishauptmannschaft zu. 



zum Ausdruck zu bringen, außerdem 
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Die Kreishaaptmannschaft soll binnen 24 Standen Aber die Beschwerde 
entscheiden. Die Entscheidung ist endgültig. 

§ 12. ünberOhrt bleiben die Vorschriften, die von den staatlich aner- 
kannten Kirchen und Eeligionsgesellschaften innerhalb ihrer Zuständigkeit 
hinsichtlich der Fenerbestattong erlassen werden. 

§ 18. Die Vorschriften, die über den Leichendienst und die Leichen- 
bestattnng, insbesondere auch über die rechtzeitige Entfemong der Leichen 
ans den Sterbehänsem und über Leichentransporte bestehen, finden bei der 
Feuerbestattang entsprechende Anwendung. 

§ 14. Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften dieses Gesetzes werden 
mit Geldstrafe bis zu 150 Mark oder mit Haft bestraft. 



AusfUmiBg des Gesetiesy die Feuerbestattung betrefTeBd. Ver- 
ordnung der Ministerien der Justiz, des Innern und des Kul tus- 
und Öffentlichen Unterrichts vom 29. Mai 1906. 

§ 1. Als OrtspolizeibehOrde im Sinne des Gesetzes und dieser Verord- 
nung ist für das Gebiet des Königreichs Sachsen die Sicherheitspolizeibehörde 
(Polizeidirektion Dresden, in anderen Städten mit Eeyidierter Städteordnung 
der Stadtrat oder das Polizeiamt; im übrigen die Amtshauptmannschaft) an- 
zusehen. 

Die in den §§ 5, 6 und 9 der Ausführungsyerordnung bezeichneten Ge- 
schäfte der Polizeibehörde liegen in Städten mit Beyidierter Städteordnung 
dem Stadtrat, im übrigen der Amtshauptmannsehaft ob. 

§ 2. Den Beziriesärzten steht die medizinalpolizeiliche Aufsicht über 
den Leichendienst auch im Falle der LeichenYerbrennang zu. Sie sind daher 
namentlich bei der Errichtung von Leichenyerbrennungsanlagen und den dazu 

gehOriffen Urnen- und Leich^allen. sowie bei Einrichtung yon Plätzen zur 
Beseitigung der Aschenreste in der Erde, desgleichen über die nach § 2, Abs. 2 
des Gesetzes aufzustellende Ordnung gutachtlich zu hOren. 

§ 8. Die Verordnung, die Dienstanweisung für die Leichenfrau betr., 
Tom 15. Dezember 1904 (G.- u. V.-BL S. 455) und die darin angezogenen Vor- 
schriften finden auf die Feuerbestattung entsprechende Anwendung. 

Zu den §§ 2 fig. des (Gesetzes. § 4. Gesuche um Genehmigung zur 
Errichtung yon Leichenyerbrennungsanlagen sind mit den erforderlichen Unter- 
lagen bei der BaupolizeibehOrde einzureichen und yon dieser mit der bau- 
polizeilichen Entschließung der Kreishauptmannschaft yorzulegen. Die Kreis- 
hauptmannschaft legt sie mit Gutachten dem Ministerium des Innern yor. 

Das Ministerium des Innern wird in geeigneten Fällen nach seinem 
Ermessen anordnen, daß das Vorhaben unter Stellung einer Frist zur Erhebung 
etwaiger Einwendungen Öffentlich bekannt zu machen sei, sich auch yor end- 
gültiger Entschließung wegen Genehmigung der Anlage mit dem Ministerium 
des Kultus und OffenUichen Unterrichts yemehmen. 

§ 5. Die Leichenyerbrennungsanlage und deren Betrieb, sowie die Ord- 
nung der mit der Anlage yerbundenen Beisetzungsstätten (Umenlialle, Begräbnis- 
platz) unterliegt der Aufsicht der Polizeibehörde des Ortes, in dem die Anlage 
sich befindet 

Vor der Vomalune jeder Leichenyerbrennung ist unter genauer Angabe 
der Zeit Anzeige an die Polizeibehörde zu erstatten. Die Vornahme der Ver- 
brennung ist erst zulässig, wenn die Genehmigungsurkunde (§ 5 des Gesetzes) 
dem für die Leitung des Betriebes yerantworüichen Angestellten ausgehändigt 
und, sofern die Urlrande nicht yon der aufsichtsführenden Polizeibehörde selbst 
ausgestellt war, dieser yorher yorgelegt worden ist Die GFenehmigungs- 
urkunden sind bei dem Einäscherungsregister zu sammeln und der aumichts- 
führenden Polizeibehörde auf Erfordern jederzeit yorzulegen. 

Die Dienstanweisung der mit der unmittelbaren Ausfülirung der Ueber- 
wachung beauftragten Beamten, sowie allgemeine Ordnungen über die Auf- 
sichtsführung sind dem Ministerium des Innern zur Genehmigung yorzulegen. 

§ 6. Der für die Leitung des Betriebes der Verbrennungsanlage und 
der damit yerbundenen Beisetzungsstätten yerantwortliche Angestellte ist yon 
der aufsichtsführenden Polizeibehörde in Pfiicht zu nehmen. 

Er hat über die sämtlichen in der Anlage yorgenommenen Verbrennungen 
ein der Öffentlichen Eüisicht zugängliches Begister nach dem bcigefü^en 
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Master zu führen und darin tlie Einäscherungen der Zeitfolge nach einsutragei 
(Einftschemngsregister). 

Bas Begister ist mit Ende jedes Kalenderjahres ahnschUeßen und mit 
den Genelunigangsnrkanden an die Polizeibehörde zur Aufbewahrung abzuliefern. 

§ 7. In den Fällen des § 157, Abs. 1 der Strafprozeßordnung darf die 
OrtspoHzeibehdrde die Gtonehmigung zur Verbrennung der Leiche nicht erteilen, 
bevor die in Abs. 2 der anffezogenen Gesetzesstefie bezeichnete schriftliche 
Erklärung der Staatsanwaltschaft oder des Amtsrichters beigebracht worden ist 

§ 8. Die Leichen sind zur Vermeidung von Ansteckungsgefahr stets in 
demselben Sarge einzuäschern, in dem sie zur Verbrennungsstätte oder in die 
Ldchenhalle gelangen. 

Zur LeichenTorbrennung dürfen nur Särge aus Holz oder Zinkblech ver- 
wendet werden (ygL auch § 4, Abs. 2 der Verordnung, Leichentransporte betr., 
Tom 28. Mai 1903, G.- u. V.-BL 8. 494). Die Särce vor oder in den Bäumen 
der LeichenYorbrennungsanlagen zu öibien, ist veraoten. 

§ 9. Die Asdienreste einer jeden yerbrannten Leiche sind, dafem ihre 
Beisetzung innerhalb Sadisens erfolst, in einem besonderen, mk dem Namen 
und Stan£ letzten Wolmort und Todestage des Verstorbenen versehenen Be- 
hältnisse (üme) zu rerschließen und in wsem Behältnisse in der ümenhalle 
oder der sonstigen Beisetzungsstätte aufzubewahren. 

Jede Aenderung des Ortes der Beisetzung der Aschenreste ist der Polizei- 
behörde anzuzeigen und in dem Beisetzungsverzeichnisse zu vermerken. 

§ 10. üeber die Beisetzungen, welche in der mit der Anlage ver« 
bundenen ürnenhalle oder Begräbnisstätte vorgenommen werden, ist von dem 
verantwortlichen Angestellten ein besonderes Verzeichnis zu führen, aus dem 
jederzdt der Ort der Aufbewahrung der einzelnen Aschenreete deutlich er- 
kennbar ist. 

Das Verzeichnis ist der öffentlichen Einsicht zugänglich zu halten. 

§ 11. Zu § 9 des Gesetzes. Vor der Ausstellung von Leichenpässen für 
Leichentransporte, die außerhalb des Könifreiehs Sachsen gehen, hat die aus- 
stellende Behörde zu ermitteln, ob die Lekhe nach auswärts zur Beerdigung 
oder zur Feuerbestattung gebracht werdra solL 

Für den Transport zum Zwecke der Feuerbestattung darf der Leichen- 
paß nur nach Beibringung der in § 9 des Gesetzes vorgesohriebeBeB Genehmi- 
gung der Ortspoiizeibehörde erteilt werden. 

In dem zur Aussteliung des Leichenpasses zu verwesdenden Formulare 
(vergl. Anlage zu der Verordnung, Leichentransport betr., vom 28. Mai 1908, 
G.- u. V.-BL S. 499) sind solchenfalls die Worte „zur Bestattung* durch die 
Worte „zur Feuerbestattung* zu ersetzen. 

Lehnen die Antrassteller eine Angabe über die beabsichtigte Art der 
Bestattung ab, oder stellt sich heraus, daß die Beteiligten im Wldersprueh 
mit ihren Angaben die Feuerbestattung beabsichtigen, so ist die Ausstellung 
des Passes zu verweigern, solanse nicht die ortspoUzdliche (}enehmigang nach 
§ 9 des (Gesetzes beigebracht wCd. 

§ 12. Zuwidernandlungen gegen die Vorschriften dieser Verordnung 
werden, soweit nicht andere Strafvorschriften Anwendung finden, mit Geldstrafe 
bis zu 150 Mark oder mit Haft bestraft 

Register über die in der Leichenverbrennungsanlage zu 

vorgonommenen Einäscherungen. 



1. 


2. 


8. 


4. 


5. 


6. 


7. 


8. 


9. 


10. 


Lfd. 
Nummer. 


Name der 
Verstorbenen 


Stand oder 
Beruf. 


|i 


Ii 


Todestag 
u. Sterbeort 


SP g 




Ort der Bei- 
setzung. 


Ml"«! 
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Beilage «ur Zeltaolirlft für Medisinai -Beamte. 
Nr. 16. 20. August. 1906. 



Rechtsprechung. 

Schweigepflicht niid ZengnlsTerwetgeniDgereeht des Antes gegen- 
über einem Yerstorbenen Patienten. Niehtbereehtfgnng der Erben den 
Arit Yon der Pflicht der Yerschwiegenheit in entbinden. Urteile dea 
Oberlandesgerichts zu Dresden Tom 16.März 1906 (a) und des 
Beichsgerichts (VI. Z.-S.) yom 28. April 1906 (b). 

a. 

Zar Verweigening des Zeugnisses berechtigt sind Personen, denen kraft 
ihres Amtes, Standes oder Gewerbes Tatsachen anvertraut sind, deren Geheim- 
haltung durch die Natur derselben oder durch gesetzliche Vorschrift geboten 
ist, in betreff der Tatsachen, auf die sich die Verpflichtung lur Verschwiegen- 
heit bezieht (ZPO. § 888, Nr. b, § 414). Für einen Arzt ergibt sich aus § 800 
StGB., daß er die ihm kraft seines Standes oder Gewerbes anrertrauten Privat- 
geheimnisse nicht unbefugt offenbaren darl Im vorliegenden Falle hat der 
Zeuge glaubhaft versichert, er habe den Erblasser der Beklagten nicht als 
Freund, sondern als Arzt behandelt. Hat aber der Zeuge bei dieser Behand- 
lung von einer Geschlechtskrankheit seines Patienten Kenntnis erlangt, so ist 
ihm dadurch ohne Zweifel kraft seines Standes ein Privatgeheimnis anvertraut 
worden. Allerdings ist nicht jede Offenbarung eines derartigen Geheimnisses 
eine unbefugte, sie kann unter Umständen durch andere gesetzliche Vor- 
schriften gerechtfertigt und sogar geboten erscheinen, z. B. durch die Anzeige- 
pflicht aus § 189 StGB., oder durch die Verpflichtung des Arztes, von dem 
Auftreten gewisser gemeingefährlicher Krankheiten due Behörde zu benach- 
richtigen. Auch kann die Verpflichtung zur Verschwiegenheit möglicherweise 
vor höheren sittlichen Bücksichten zurücktreten müssen, so z. B. wenn die 
Berufspflicht dem Arzte gebietet, andere vor Ansteckung zu warnen. Ein 
solcher Ausnahmefall liegt aber hier nicht vor. Die Kl^erin verlangt vom 
Zongen Auskunft über eine früher vorhanden gewesene Geschlechtskrankheit 
des A., damit sie eine ihr zugefügte Gesundheitsbeschädigung und ihre daraus 
hergeleiteten Ersatzansprüche beweisen kann. Die Bücksidit auf das materielle 
Interesse einer Partei, auf ihr Obsiegen im Prozeß, ist nicht als ehie solche 
anzuerkennen, die der Verschwiegenheitspflicht vorzugehen hätte. Zwar würde 
der Zeu^e eine Bestrafung aus § 800 StGB, nicht zu gewärtigen haben, da 
sein Patient, der durch die Erstattung des Zeugnisses verletzt werden konnte, 
gestorben ist, und den Beklagten als dessen Brüdern und Erben die Berechti- 
gung zur Stellnng des Strafantrages nicht zuerkannt werden kOnnte. Wenn 
aber auch der Arzt die Strafandrohung des § 800 StGB, nicht mehr lu fürditen 
hat, so bleibt er doch durch die diesem Strafgesetz zugrunde liegende Norm 
zur Geheimhaltung verpflichtet und demgemä zur Zeugnisverwdgerunff be- 
rechtigt Auch kann das Verweigerungsrecht des Zeugen die Grenzen dieser 
Verscnwiegenheitsnorm überschreiten. Der für den Ze^en maßgebende § 888 
ZPO. gewährt das Verweigerungarecht für Tatsachen, die, wenn auch nicht 
nach gesetzlicher Vorschrift, doch nach der Natur der Sache geheimzuhalten 
sind. lOtteiluogen eines Patienten über seine geschlechtliche Srkranlning an 
den behandelnden Arzt sind Jedenfalls Tatsachen der letzteren Artj das Verwei- 
gerungsrecht kann sich auf äe beziehen, und der Arzt, der sich zu ihrer Geheim» 
baliung ftür verpflichtet hält, kann daher zur Aussage nicht gezwungen werden. 

Der an sich Verweigerungsberechtigte dan das Zeugnis nicht ver- 
wdgem, wenn er von der Verpflichtung zur Verschwiegenheit entbunden ist 
(ZPO. § 885, Abs. 2). Es fragt sich, ob solche Entbindung für den 
Arzt durch den Tod des Patienten von selbst eintritt. Die 
Weigerung der Beklagten, den Zeugen von der Verschwiegenheitsp^icht zu 
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entbinden, ist bedeatongslos. Als Brüder des Verstorbenen haben die Be- 
klagten nicht das Entbindnngsrecht, sie sind nicht ohne weiteres die berufenen 
Hilter seiner Ehre und seines Ansehens, welche Gttter durch das Bekannt- 
werden seiner syphilitischen Erkrankung möglicherweise noch nachtr&glich be- 
einträchtigt werden könnten. Die Brüder gehören nicht einmal zu den n&chstoi 
Angehörigen, denen das Becht zur Verfolgong ron Verleomdangon Verstorbener 
beigelegt ist (StGB. § 189). Soweit aber die Beklagten als Erben in Betracht 
kommen, ist auf sie mit dem Vermögen des Mannes nicht auch das Becht, den 
Zeugen yon der Verschwiegenheitspflicht zu entbinden, flberffegangen, weil bei 
der Ausübung dieses Bechtes nicht nur yormögensrechUiche filteressen, soadmi 
auch persönliche Bücksichten in Frage kommen. Die Haltung der Beklagten 
ist demnach für die Beantwortung der Frage, ob die Voraussetzunic des § o85, 
Abs. 2 vorliegt, ohne Einfluß. Der Tod des Patienten befreit in- 
dessen den Arzt nicht yon seiner Schweigepflicht Diese Pflicht 
beruht insbesondere beim Arzt auf Bücksichten persönlicher Art. Wer eineB 
Arzt zu Bäte zieht, soll sicher sein, daß yon dem, was er über seine Leidea 
dem Arzte anvertraut, nichts ohne seinen Willen bekannt wird. Würde dieser 
Schutz yersagen, so wäre zu befürchten, daß gerade bei Leiden der hier frag- 
lichen Art, deren (Geheimhaltung besonders erwünscht zu sein pflegt, und für 
die die Zuziehung eines Arztes oesonders notwendig ist, diese Zuziehung zun 
Schaden der Allgemeinheit mehr und mehr unterlassen würde. Es ergibt sieh 
die Folgerung, daß der Arzt nach dem Tode seines Patienten yon der Ver- 
schwiegenheitspflicht überhaupt nicht mehr entbunden werden kann. 

Zu dem gleichen Ergeonis führt die Erwägung, daß das Gesetz durch 
die Verleihung des Zeugnisyerweigerungsrecht insbesondere an Aerzte nicht 
nur den Kranken gegen die Offenbarung seüier Gebrechen, sondern auch den 
Arzt gegen den Zwang schützen will, die ihm yertraulich gemachten, der Ver- 
schwiegenheit bedürfenden Mitteilungen seiner Patienten preiszugeben. Auch 
nach demTode derPatienten hat das Pietätsgefühl des Arztes 
auf Schonung Anspruch; sein Zeugnisyerweigerungsrecht ist 
demnach mit diesem Zeitpunkt als perpetuiert anzusehen. 

b. 

Daß das OLG. den Dr. J. zur Verweigerung seines Zeugnisses für be- 
rechtigt erklärt hat, entspricht im allgemeinen durchaus den Grundsätzen, yon 
denen der beschließende Senat in der BG. 68, 815 ff. abgedruckten Entscheidung 
ausgegangen ist, an welcher festzuhalten ist. Im yorliegenden Falle ist nur 
noch die Frage aufgeworfen worden, ob nicht, da der Patient dem Dr. J. im 
Sinne des § 888, Abs. 1, Nr. 5 ZPO. zur Verschwiegenheit yerpflichtet war, 
inzwischen yerstorben ist, der letztere jetzt im Sinne des § Abs. 2 daselbst 
als yon dieser Verpflichtung entbunden anzusehen sei und deshalb sein Zeugnis 
nicht mehr yerweigem dürfe. Diese Frage ist jedoch mit Becht yer^int 
worden. Nach einer Ansicht geht das Becht, yon der Verpflichtung zur Ver- 
schwiegenheit zu entbinden, auf die Erben über. Wollte man sich auf diesen 
Standpunkt stellen, so würde entscheidend sein, daß im yorliegenden Falle die 
Erben, die jetzigen Beklagten, diese Entbindung nicht haben yomehmen wollen. 
Spricht man aber — was wohl richtiger ist — mit dem OLG. den Erben 
das fragliche Becht ab, so wäre doch kein Grund erflndlich, weshalb die Vw- 
schwiegenheitipflicht jetzt weggefallen sein sollte, nachdem der Berechtigte bis 
zu seinem Tode den Schweigepflichtigen nun einmal nicht entbunden hatte. Den 
letzteren trotzdem als entbunden geUea zu lassen, wäre ganz willkürlidL Hier- 
nach erschien die Beschwerde als unbegründet und war daher zurückzuweisen. 

Sächsisches Archiy für Bechtspflege; 1906, Kr. 9 n. 11. 



Der infolge Aberkennung der bürgerlichen Ehrenreekte (| SS Str.- 
G.*B.) eintretende Verlust der Würden nnd Titel bedingt nneh den Ver- 
inst der mdizinisehen Doktorwürde. Urteil des Königlioh Sächsi- 
schen Ober-Laadesgerichts in Dresden yom 12. Juli 1906. 

Das Doktorat st nicht als ein Titel, sondm als eine besondere Würde 
zu betrachten, die yon einer besonderen Korporation yerliehen wird. Eine Prü- 
fung des Doktoranden ist kein absolutes Erfordernis, denn die Verleihung des 
Doktorats ist audi ohne Prüfung möglich, beispielsweise bei Verleihung des 
Doetor hon. causa. Die gesetzlichen Bestimmungen in §§ 88 und 860, Abs. 8 
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8tr^G.-B. sind daher kdieswen yerletzt, da der aogeklM^e, zu Ehrenreehts- 
▼erlast Temrteilte Ant eine ihm nicht molir zukommende Würde weitergeftthrt 
hat. Die Beyision ist deshalb kostenpflichtig zu verwerfen and die Bestrafang 
des Titeldlhrers za Becht erfolgt. 



Medizinal - Gesetzgebung. 

A. ]>eiit«oliefli Beldu 
. YonurbeiteB nur Nevaisgabe des Devtsehen Arsneibaelies« Bekannt- 
machang des Präsidenten des Beichsgesnndheitsamtes Yom 
15. Jali 1906. 

Die zast&ndigen Ansschttsse des Beiclis-GesandheitsrateB werden sich in 
VerUndong mit dem Kaiserlichen Gesandheitsamte demnächst mit den Vor- 
arbeiten zu einer neuen Aasgabe des , Arzneibaches für das Deatsche Boich*' 
za befassen haben. Hierza ist erforderlidi, zanädist das einschlägige Material 
za sammeln, üm es möglichst yollständig za erhalten, richte ieh an die ftlr 
die Angelegenheit sich interessierenden Herren Aerzte, Tierärzte and Apotheker 
ergebenst das Ersachen, ihre WtUische, die sich aaf die Nea- Aasgabe des 
Araneibaches beziehen, bekanntzageben, insbesondere sich über die aä Grand 
ilirer Erfahrangen empfehlenswerte Aafnalune neaer oder Streichang offizineller 
Arzneimittel za äafien. Die Einsendang bezüglicher Vorschläge nebst Be- 
gründang an den Unterzeichneten würde mit Dank erkannt werden. 



B. Könlgpreioli IPrewmmevu 
Merkblatt lar Bekämpf ang der Säaglingssterbliehkeit: Batsehläge für 
die EmähriDg der Kinder Im ersten Lebensjahre* Erlaß der Minister 
der usw. Medizinalangelegenheiten and desinnern Yom80.Jali 
1905 — M. d. g. A. M. Nr. 6881 II, M. d. Inn. la Nr. 1658 — an sämtUche 
Herren Begierangspräsidezten. 

Unter Bezagnahme aaf den Erlaß des mitanterzdchneten Ministers 
der asw. Medizinalangelegenheiten rem 10. Febraar 1905 — M. Nr. 10878 — 
teilen wir Ew. Hochwohlgeboren mit, daß das Ton dem Vaterländischen Fraaen- 
Terein heraasgegebene „Merkblatt zar Bekämpfang der Säaglingssterbliclikeit* 
mit etwas abgeändertem Wortlaat, bei welchem aaf die inzwischen laat ge- 
wordenen kriUschen Bemerkangen Bücksicht genommen ist, der Bachdrackerei 
«Die Poet*, Berlin SW 68, Zimmerstraße 94 in Vsrlag gegeben and Ton dieser 
darch direkte Bestellang za dem bisherigen Preise von 5 Mark für das Taa- 
send, einschL der Verpackangskosten. jedoch aasschließlich der vom Besteller 
za tragenden Fracht- bezw. rortogebühren za beziehen ist 

Merkblatt 

BatsohUg« fOr die EmUmmg und Pflege der Kinder 
Im ersten Lebensjahre. 

1. Bm&hTong an der Mutier Brust. 

Mattermilch der beste Schatz. Jede Fraa soll ihr Kind 
an der Brast stillen. Das ist der einzig sichere Weg zam gesanden Qe- 
deihen des Kindes, zar Verhütang yon Krankheiten, zom Schatze des Lebens, 
Von 100 Flaschenkindern sterben im ersten Lebensjahre 6 bis 7 Mal soviel, 
wie Ton 100 Brastldndem. 

Gebt das Stillen nicht aaf, wenn za Anfang keine Nahrang da ist: die 
Milch kommt oft noch nach mehreren Tagen, wenn nar geduldig weiter ange- 
legt wird. Beginnt rahig zu nähren, wenn ilir each auch schws^ fühlt Nor 
B^r wenig Krankheiten verbieten das Stillen. Im Zweifelfalle fragt den Arzt. 
Stillt so lange wie möglich, zam wenigsten aber die ersten zwei bis drei Mo- 
nate. Wer einer Kruikenkasse angehört, hat gesetzlichen Ansprach aaf 
Krankengeld für die ersten vier bis sechs Wochen nadi der Entbindang. Habt 
ihr nar wenig Milch oder müßt ihr zar Arbeit gehen, so stillt weni^tens 
dreimal am Tage. Jeder Tropfen Mattermilch macht das Kind 
widerstandsfähiger gegen Krankheiten. 

Wie oft soll das Kind trinken? Zweistündiges Anlegen ist meist 
annötig and oft sdiädlich. Ein Neageborenes soll in 24 Standen in^er Begel 
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Dicht Öfter als alle drei Siimdeii und im ffamen bot sechamal^ ein iUerer 
S&ngling im ganzen ftUifmal angelegt werden. Nachtf aoU keine KahmBg 
gegeben werden. 

Entwöhnung. Entwöhnt ganz allm&hlich, indem ihr jede Woche 
einmal weniger anlegt and dafür &e Flasche gebt. Entwöhnt nicht in den 
heißen Sommermonaten, wo die Kahmilch leicht Brechdorohfall henrorrafen kann, 
ft. KttnatUohe Brn&hrang. 
Gate reine Milch. L&ßt sich das Stillen nicht darchfflhren, so 
nehmt nnr frische, saaber gewonnene, gldch nach dem Melken gekfllilte Milch 
ans dner bew&hrten Kindermilchanstalt oder einem reinlich geffthrten Kah- 
stalL Gewöhnliche Laden- and Kellermilch ist fttr S&aglinge nicht geeignet, 
hinilg sogar gef&hrlich. Vermeidet Kindermehle and andere Fabrikpräparate. 

Kochen and Eflhlen der Kindermilch. Kocht die Much sofort 
ab and stellt sie sagedeckt in kaltes, oft an wechselndes Wasser. 

Verdtlnnang. Verdünnt die Milch mit Wasser, Hafer- oder Granpen- 
schleim. Sdüeim wM. gekocht wie folgt: 
1 EßlOifel Granpen oder Hafergrütze werden mit */4 Liter Wasser eine halbe 
Stande lang gekocht and dann darchgeseiht. Der Schleim maß kühl auf- 
bewahrt werden. 

Qthi in 24 Standen dem Nengeborenen nicht Öfter als fünfmal Eine 
lange Nachtpanse ist noch notwendi^r, als beim Brustkind. 
Nahrungsmengen. Das Sind erhftlt: 
in der erst^ Woche o Mahlzeiten, jede höchstens bis zu 4 Strich (ca. 70 

Gramm) und zwar 1 Teil Milch auf 2 Teile Zosatz, 
in der zweiten Woche 6 Mahlzeiten, jede zu 5-6 Strich (80^100 Gramm) 

und zwar 1 Teil Milch auf 2 Teile Zusatz, 
in der dritten und vierten Woche 6 Mahlzeiten jede zu 6—7 Strich (110 bis 

120 Gramm) und zwar 1 Teil Milch auf 2 Tdlle ZusaU, 
im zweiten Monat 6 Mahlzeiten, jede zu 7—9 Strich (120—150 Gramm) und 

zwar 1 Teil Milch auf 1 Teil Zusatz, 
im dritten Monat 5 Mahlzeiten, Jede zu 10—11 Strich (180—200 Gramm) 

und zwar 1 Teil Milch auf 1 Teil Zusatz, 
im Tierten bis sechsten Mouat 5 Mahlzeiten, jede zu 10—11 Strich (180 bis 
200 Gramm) und zwar 2 Teile Milch auf 1 Tdl Zusatz. 
Der Mischung wird pro Mahlzeit his 1 TheelOffel Zucker zugesetzt 
Nach dem sechsten Monat kann Vollmilch gegeben werden. Gebt nicht 
mehr, als hier angeraten, denn sonst drohen Verdauungsstörungen ; drängt dem 
Kinde nicht mehr auf, als es mit gutem Appetit von selbst nimmt Gebt, wenn 
das Kind unruhig ist, and besonders im Sommer, lieber gegen den Durst etwas 
dünnen Tee dazu, statt daß ihr durch Vergrößerung der Milchmenge das Kind 
in Gefahr bringt 

Beinahrung. S&ufflinge über sieben Monate sollen nicht allein MUch 
bekommen. Vom siebenten Monat an kann einmal tädldi Gries, Hafer, Gerste, 
Graupen, Beis in Wasser oder Milch verkocht gegeben werden, Tom achten 
Monat an kann man gesunden Kindern einige KäfeelOifel Gemüse- oder Obsi- 
brei (Spinat, Mohrrüben oder Apfelmus) anbieten. 

Lutscher, Sauger. Hütet euch, dem Kinde einen Lutscher irgend- 
welcher Art zu geben. Nehmt als Sauger nur einfache Gummipfropfea und 
yermeidet Zinn- oder Glasröhren, sowie Gummischläuche. Sie sind schwer zu 
reinigen und deshalb gefährlich. 

8. KOrperpfleg« des Kindel. 

Nicht zu wärmt 1. Haltet eure Säuglinge nicht zu warml 
Sie schwitzen sonst zu sehr, bekommen empfindliche Haut, Hitzausschlä^e und 
Eiterbeulen. Wickelt und bündelt nicht zu fest, denn freie Bewegung Ist zur 
gehörigen Entwickelang des KOrpers notwendig. 

2. Beinlichkeit Haltet eure Säuglinge sauber. Badet und 
legt sie sofort nach Beschmutzung trocken, aber hütet euch, Mund und Angen 
mit dem Badewasser auszuwaschen. Laßt das Mundauswaschen überhaupt 
Es ist unnötig und wird oft ffefährlich, weil bei unsauberem und ungeschicktem 
Vorgehen bOse, selbst todliche Mundentzündungen entstehen kOnnen. Faßt das 
Elina und die Milchflasche nur mit gut gewaschenen Händen an, namentlich 
wenn der Nabel noch nicht heil ist 

Digitized by Google 



Beehtspreehnng nnd Medisinai -Geseisgebmig. III 

a Luft und Licht Sorgt für Luft und Licht, die das Kind 
ebenso braucht wie jede Pflanae. Bringt es viel ins Freie, es sei denn, daß 
Wind oder Nebel herrscht 

4. Verwohnt die Kleinen nicht durch stetes Herumtragen; ihr macht 
euch nur selbst das Leben schwer. Laßt sie erst dann sitien, wenn sie selbst 
jidi aufsurichten beginnen. 

4. Behaadlwig nm Krankheiten. 

Grind. Wo Grind entstanden ist, nehmt Borraseline oder frisches 
warmes Oel, reibt damit abends den Kopf des S[indes ein, wascht es am andern 
Morgen mit warmem Wasser und Seife ab und kämmt den noch feuchten Kopf 
mit einem ganz sauberen Kamme aus. Seid nicht nachl&ssig, sonst kann 
ein sdilimmer Ausschlag nachkommen. 

Wundsein. Schw&mmchen. Wund sein, das nicht durch eifriges 
Trockenlegen und Pudern in einigen Tagen rerschwinaet, ist das Zeichen, daß 
das ]Önd krank, meist yerdauungskrank ist. Schw&mmchen im Munde 
entstehen gleichfalls nur, wenn das Kind krank ist, bei einem gesunden S[inde 
finden die Schwftmmchen keinen Boden. Versucht deshalb nicht, sie durch 
Reiben zu beseitigen, sondern geht eiligst zum Arzt. 

Geht auch zum Arzte beim ersten Erbrechen, beim ersten Durchfall, 
bei Unruhe, schlechtem Schlaf, Verminderung des Appetites, schlechter Laune 
und ungenttgender Zunahme. Verschiebt das nicht; durch Warten wird yiel 
verdorben. 

Verstopfung. Verstonfen ist fast immer ein Zeichen falscher Er- 
nährung. G^bt darum keine Spritzen, Zäpfchen oder Abführmittel, sondern 
laßt vom Arzte die Diät regeln. 

Krämpfe. Krämpfe kommen fast immer von fortgesetzter üeber- 
ftttterung und fortgesetztem Aufenthalt in schlechter Stubenluft. Legt bis der 
Ant kommt, feuchte Tftcher auf den Kopf, gebt ein Klystier und legt das 
Kind in ein laues Bad oder einen feuchten WickeL 

Schweres Zahnen. Hütet euch« irgendwelche Krankheitserschei- 
nungen zur Zeit der Zahnung auf das Zannen zu schieben, denn sie haben 
ganz andere, Yie\ bedenklichere Ursachen. Beruhigt euch also nicht mit einem 
tischen IDttel, sondern laßt yom Arzte die Ursache feststellen und behandeln. 

Erbrechen und Durchfall. Bei Erbrechen und Durchfall 
setzt sofort mit der Milchnahronff aus. Gebt zuerst nur alle halbe Stunde 
ein paar Kaffeelöffel kalten Kandllen- oder Pfefferminztee. Nach 6 bis 12 
Stunden gebt dünnen Reis- oder Graupenschleim. Ist ärztliche Hilfe nicht zur 
Stelle und tritt Besserung ein, dann kOnnt ihr nach 1 bis 2 Tagen wieder 
langsam Mildi dem Schleim zusetzen. 

Augenentzündungen. Bei Augenentzündungen ist sofort 
der Arzt zu rufen, denn sonst droht Erblindung. 

Unruhe. Gesunde Kinder schreien andauernd meist nur, wenn die 
bestimmte Trinkzeit naht oder wenn sie Yon Ungeziefer geplagt werden. Fort- 
gesetzte Unruhe ist darum ein Zeichen von Krankheit und mahnt dazu, das 
K^d schleunigst dem Arzte yorzuführen. 

Uebersieht über die im Jahre 1905 im Frenssen zur amtliehen 
Kenntnis gelangten BissTerletzungen durch tolle oder der Tollwut Yer- 
diehtige Tiere. Mitffeteilt durch Mlnist-Erlaß des Ministors 
der usw. Medizinafangelegenheiten yom 2. August 1906 — M. 
Nr. 1266S — an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Im Jahre 1905 kamen in Preußen insgesamt 368 Verletzangen von 
Menschen durch tolle oder der Tollwut yerdächtige Tiere zur amtlidien Kenntnis. 

Von diesen betrafen 262 = 71,2 <»/o männliche und 106 » 28,8 > 
weibliche Personen. Die Zahl der Verletzungen hat im Vergleich zum 
Jahre 1904, in welchem sie 865 betrag, unwesentlich zugenommen, während 
im Jahre 120S 807, im Jahre 1902 nur 250 Verletzungen zur Anzeige kamen. 

Von den Verletzten standen im Alter yon: 

bis 1 Jahr — Person 10 bis 15 Jahren 68 Personen 40 bis 50 Jahren 80 Personen 

1 n 2Jahrenl « 15 „ 20 „ 27 „ 50 , 60 , 29 „ 

2 „ 8 „ 6Personen20 „25„26 „ 60„70 , 8 „ 

3 „ 5 . 23 , 25 , 30 , 24 , 70 , 80 , 
5 „ 10 , 70 , 30 , 40 , 51 „ unbekai^t 
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Die VerietEimgeB wurden durch 284 Tiere, ninlioli 211 Hunde, 

7 Ktteen, 4 Kinder nnd 2 Pferde lierbdcefttkrt 

Die 211 Hunde yerletsten 846 lunsdien and swnr yerletzten je eines 
Meuchen 152, je zwei 25. je drei 15, je Tier besw. fOnf 7, je sechs 2 Hönde, 
je ein Hand verletite 7, 8 besw. 9 Menschen. 

Die 7 Kaisen bissen 12 Menschen; je 8 Kaisen bissen einen besw. 
swei, eine Katse biß 8 Menschen. 

Die 4 Binder yerletsten 8 Menschen; swei Binder yerletsten je 2, je 
1 Bind yerletste einen besw. drei Menschen. 

Die beiden Pferde yerletsten je einen Menschen. 

Von den 224 Tieren entsogea sidi 27 der üntersnchang dorch die 
Flacht, 11 Warden nicht getötet, da sie keine tollwatycrdichtigen Erscheinangen 
darboten and aach spftter nicht erkrankten. Von den ttbrigen 186 Tieren 
Warden yon 119 das (Gehirn and das yerUngerte Mark im fiistitat fOr In- 
fektionskrankheiten in Berlin ontersacht Dort warde bei 104 Tieren dnrch 
üebertraganff yon QehimteUen aaf Kaninchen Tollwnt festgestellt; in 15 Ffillen 
konnte darch die Versache der Tollwatyerdacht nicht bestfitigt werden. 
67 Tiere worden aof Grond der Krankheitsersoheinongen besw. der Obdoktkws- 
ergebnisse als tollwotyerdachtig erkl&rt. 

Von den Verletsongen hatten ihren Sits am Kopf 24, am Bampf 11, 
an den oberen Gliedmaßen 208, an den onteren Gliedmaßen 112. In fOnf 
Pillen lasen keine Bißyerletsongen dorch Tiere yor, sondern 4 Personen hatten 
ihre wanden H&nde bei der Wartung der kranken Tiere (z. T. Binder) lecken 
lassen; ein Tierarzt hatte bei der Sektion eines tollwütigen Tieres mit der 
Hand seinen Mond berflhrt Bei 8 Verletzten fehlen in den Berichten genanere 
Angaben Aber den Sitz der Verletaong. Von den 820 Verletsongen der oberen 
ond onteren Gliedmaßen betrafen 148 die rechte, 189 die linke KOrperhalfie, 

8 mal hatten Verletsongen beider Seiten stattgeronden, ond in 80 F&ilen war 
die KOrperhftlfte nicht angegeben. 

Die 868 Verletzongen worden beobachtet in 11 (10) >) Proyinzen, ond zwar : 
Schlesien 94 (!&) Hessen- Nassao 28 (20) Sachsen 16 ( 1) 
Bheinproyina 76 ( 68) Posen 24 (28) Hannoyer 12 (— ) 

Westpreoßen 87 ( 12) Ostpreoßen 22 (62) Brandenbarg 6 ( ^ 
Westfalen 88 ( 84) Pommern 20 (26) 
Von den Begierongsbezirken waren betroffen 24 (20), nimlich: 
Gppeb mit 48 (78) Verletzongen in 14 (15) Kreisen 

Düsseldorf . 89 (22) . » 11 ( 7) . 

Breslao , 88 (20) , » 10 ( 9) , 

Arnsberg , 82 (84) , • 10 ( 8) . 

Marienwerder ,29(9) « ,6)2) , 
Wiesbaden ,26(2) , ,9(2) , 

Cöln . 19 (80) , .9(6), 

Meiseborg «IM-) n • ^ (-;) 

Posen » 18 ( 9) , ,4(6) , 

Liegnitz » 18 (29) , ,5(9) , 

Koblenz , 18(10) , ,4(4) , 

HUdesheim , 12 (-) , ^ 8 (-) , 

Gombinnen , 11 (37) , ,6 (10) , 

Bromberg , 11 (14) , n 3 ( 6) , 

Stettin . 10(10) , ,4(2) , 

KOsUn , 10 (16) , »5(4) , 

AUenstein ,9(1) , ,2(1) , 

Dansig «8(8) , ,4(8) , 

Frankfort ,6(2) , ,2(1) , 

Aachen , 6 (-) , , 1 (-) , 

Königsberg , 2 (25) , ,2(8) 
Cassel , 2(18) , ,2(7) , 

Erfort w 1 ( 1) B n M 1) » 

Münster . 1 (-) n , 1 (-) , 

In den 122 Kreisen kamen je eine Verletzong in 49. Je zwei in 
16, je drei in 2t, je yier in 8, Je fOnf in 10, je sechs bezw. sietN« in 5, je 

>) enth&lt die entsprechende Zaiü aas dem Jahre 1904.^ t 
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acht, neun bezw. elf io 2 Kreiien zni BeobachtiiBg ; seho beiw. swDlf Yer- 
laUimgen ereigneten sieh in je einem Kreise. 

An! die einseinen Monate rerteilmi sich die Verletsnngen folgender- 
wnftftn : 

Jannnr 85 Juni 24 Norember 85 
Februar 28 Jnli 22 Dezember 16 
Mins 48 August 25 unbekannt 1. 
April 46 September 21 
Mai 29 Oktober 88 
Von den 868 Verletzten begaben sich 828 » 87,8 V. siur Vornahme der 
Schutzimnfung nach Pasteur in das Institut fOr Infektionskrankheiten 
in Berlin. Seit Bestehen der Wutschutzabteilung betrug die Prozentzahl der 
in Preußen Verletzten, welche sich der spezübchen Behandlung unterzogen, 
im Jahre: 

1898 29,0 1902 90,8 

1899 80,5 1908 91,5 

1900 82,8 1904 91,67 

1901 78.1 

Von den 45 Personen, die Sick nicht impfen ließen, wurden 22 in ihrem 
Aufenthaltsorte ärztlich benandelt; in 28 Fällen wurde keine ärztliche Hilfe 
in Ansprudi genommen. 

Elf der Verletzten erkrankten an Tollwut und erlagen sämtlich in 
wenigen Tagen der Krankheit Von diesen waren 8 in das Gesicht, 2 in die 
rechte und 6 in die linke Hand gebissen worden. 

Von diesen 11 der Tollwut erlegenen Personen hatten sich yier nach 
der Verletzung in ärztliche Behandlung Mgeben, in Tier anderen Fällen waren 
die Wunden ohne ärztliche Hilfe Torheilt, 8 hatten sich der Schutzimpfung 
unterzogen. Von diesen letzteren kam bei 2 Personen die Krankheit am 
21. Tage nach der Verletzung noch während der Behandlung im Institut fttr 
Infektionskrankheiten zum Ausbruclu Der 8. (beimpfte erkruikte am 70. und 
Terstarb am 72. Tage; er hatte im Institut fttr Infektionskraiüüieiten kurz 
nach der Verletzung die Impfung einleiten lassen. Die vier ärztlich 
Behandelten erkrankten (starben) am 48. (49.), 57. (60.) 61., bezw. 190-140. 
Tage nach der Bißrerletzunff. Die nicht Behandelten erlagen der Tollwut 48, 
60, 76 und 116 Tage nach der Infektion. 

Obwohl in 8 Fällen die Schutzimpfung versagte, ist dennoch der Erfolg 
des Impfrerfahrens nach Pasteur auch in dem letzten Berichtsjahr au 
außerordentlich günstig zu bezeichnen, wie aus dem Prozentverhältnis der 
Qestorbenen von den Terschiedenen Krankheitsgruppen hervorgeht. Es starben 
Ton 828 Geimpften: 8 » 0,98 «"/o'X 45 nicht Geimfd^: 8 » 17,8 \. 

Im Jahre 1904 erlagen der Tollwut von den Geimpften 1,5 ®/o, von den 
ärztlich Behandelten 7,7 «/o, von den nicht Behandelten 11,7 V 

Diese Zahlen zeigen wiederum, in wie hohem Maße die Impfung nach 
Pasteur einen Schutz gegen den Ausbruch der Tollwut gewährt, ms muß 
deshalb mit Nachdruck dalflr Sorge ffetrasen werden, daß jeder, der von 
einem tollen oder der Tollwut yerdächugen Tier yerletzt wird, sieh unrerzUg- 
lich der Schutzimpfung unterzieht. 

4 der nicht geimpften und später an Tollwut yerstorbenen Personen 
waren Ton herrenlos umherschweifenden Hunden gebissen, die nicht eingefangen 
oder getötet werden konnten. Bei dem bekannten Triebe toUwtttiger Tiere, 
dayonzulaufen, sodaß sie weite Länderstrecken durchirren, ja hunderte yon 
Eüiometem zurttckzulegen yermögen, ist es besonders wichtig, daß Personen, 
welche yon unbekannten und dadurch der Tollwut yerdächtigen Hunden yerletzt 
werdea, die Schutsimpfung ansffthren lassen, um der ihnen drohenden Krankheit 
zu entgehen. 

Ein f ftnfter Fall, bei welchem es ebenfalls zum Ausbruch der Tollwut 
kam, ohne daß das Impfyerfahren eingeleitet war, gibt Veranlassung, erneut 
auf die Wichtigkeit der Untersuchung der (Gehirne yerdächtiger Tiere durdt 
das Institut für Infektionskranlcheiten in Berlin hhizuweisen, auch wenn der 



Von den 828 geimpften Personen waren 176 durch die 104 Tiere yer- 
letzt, deren Erkrankung an Tollwut durch Tleryersuche festgestellt war. Von 
diesen 176 starben 2 ±= 1,14 >. 
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Toliwat -Verdacht noch so gering ist, oder imyerd&chiige Tiere kurz nach der 
Yerletznng verenden. Im yorli^;enden Falle war der betreifende Hund an 
dritten Tage nach der Bißrerletziing Ton dem untersuchenden Tierarzte als 
der Tollwut nicht yerdächtiff befanden. Als das Tier kurz nach der Unter- 
suchung verstarb, wurde es leider unterlassen, den Hund zu obduzieren und 
Gehirn und yerlilngertes Mark zur Untersuchung einzusenden. Der Ton dem 
Hunde gebissene Mensch erlag am 48. Tage nach der Verletzung der Tollwut 



O. Könlfpreloli Bayernu 

me PrUulg fttr den ärztUeheii Staatsdienst Im Jakre 1906/07. Be- 
kanntmachung des Königlichen Staatsministeriums des Innern 
Tom 28. Juli 1906. 

Nach Maßgabe der §§ 1 und 2 der E. Allerhöchsten Verordnung Tom 
6. Februar 1876, die Prüfung fftr den ärztlichen Staatsdienst betreifend (Gkis.- 
u. VO.-BL S. 201) wird fflr das Jahr 1906/07 eine Prüfung für den irztüchea 
Staatsdienst abgehalten werden. 

Die Gesuche um Zulassung zu derselben sind unter Vorlage der Ori- 

finale des Approbationszeugnisses und des Doktordiploms der medizinischen 
akultät einer Unirersit&t des Deutschen Reiches bei Vermeidung des Aus- 
schlusses Yon der Prüfung spätestens bis 80. September LJ. bei jener 
Ereisregierung, Kammer des Innern, einzureichen, in deren Bezirk der dennalige 
Wohnsitz des Gesuchstdlers sich befindet. 

Im Gesuche ist zugleich die Adresse fflr die seinerzeitige Znstdlung des 
Zulassungsdekretes genau anzugeben. 



Terliet der Aaklhidlguig yoh Fenlieluuidlmig, sowie tob reUame« 
artigem Aaielgen der Kurpfnseker usw« Bezirkspolizeiyerordnung 
des Bezirkspr&sidenten in Elsaß-Lothringen vom O.Juli 1906. 

Auf Grund des Dekrets Tom 22. Dezember 1789, Sekt III, Art 2, m 9 
wird fflr den Bezirk Lothringen rerordnet, was folgt: 

L Der Erlaß öifentlidlier Ankflndignng en oder Anpreisungen, in denen 
die Uebemahme der Heilbehandlung tou tranken ohne persönliche Unter- 
suchung (Fembehandlung) angeboten wird, ist Terboten. 

U. Personen, welche die Heilkunde gewerbsmifiig ausflbea, ohne in 
Deutschland als Aerzte, Zahn&rzte oder Tierärzte approbiert zu sein, ist es 
verboten, öffentliche Anzeigen über ihren GKowerbebetrieb zu erlassen oder zu 
Teranlassen, sofern diese Anzeigen geeignet sind, über Vorbildung, BefUiignng 
oder Erfolge dieser Pers<men zu tauschen, oder sofern sie prahlerische Ver- 
sprechungen enthalten. 

III. Die öffentliche Ankündigung yon Gegenständen, Mitteln, Vorrich- 
tungen oder Methoden, welche zur Verhütung, Heilung oder Linderung Toa 
Menschen- oder Tierkraakheiten bestimmt sind, ist Terboten, a) wenn den 
Gegenständen, Mitteln, Vorrichtungen oder Methoden besondere, über ihren 
Wert hinausgehende Wirkungen beigelegt werden oder durch die Art ihrer 
Anpreisung weitere Kreise der Berölkerung irregefflhrt oder bellstigt werden, 
b) wenn & (Gegenstände, Mittel, Vorrichtungen oder Methoden ihrer fieeehaffea* 
beit nach geeignet sind, Schädigungen der Gesundheit zu bewirken. 

IV. (Gegenstände, Mittel, Vorrichtungen oder Methoden, welche dazu 
bestimmt sind, die Empfängnis zu Terhflten oder geschlechtliche Erregungen 
herronurufen, dflrfen weder öffentlich angdcflndigt oder angepriesen, noch in 
gewerbsmäßig betriebenen Anstalten (Badeanstalten, Kuranstalten und der- 
gleicken) in Anwendung gebracht werden. 

Die Tätigkeit approbierter Aerzte, welche die Verhfltung oder Beseitigong 
Ton Gefahren fflr Leben und Gesundheit bezwedrt, wird von der Torsteheaden 
Bestimmung nicht betroffen. 



Verantwortl. Redakteur: Dr.Bapmnnd, Reg.- u. (Geh. Med.-Rat inlOnden L W. 
J. O. O. Bhmi, HtnogL SäeliiL o. F. 8elL-L. Hofboehdrocterti im MlaAia. 
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Nr. 17. 5, September, 1906. 

Meilizinal - Gesatzgebung. 

DentMliefli JECeiolu 
Anleitung fttr die Elnrlelitiuigi den Betrieb und die Ueberwaehnng 
9ffentlleber WaMerremi-giuigsanlagesy welebe Bleht auselillesslleli teeh- 
nlsehen Zwecken dienen, nebst Erlinternngen. Angenommen in der 
Sitzung des Bandesrats vom 16. Juni 1906 und sämtlichen Bundes- 
staaten mitgeteilt mit dem Ersuchen, die Anleitung tunli6bst zur Bichtschnur 
dienen zu lassen.') 

A. Eiiirlohtiiiiir- 
L Wahl des WaMem. 

1. *) Behufs Gewinnung eines Maßstabs für die an eine Wasseryersorgungs- 
anläge zu stellenden Anforderungen ist der Gesamtbedarf an Wasser für die 
(Gegenwart und eine nicht zu ferne Zukunft festzustellen. Sodann ist der Ort 
und die Beschaffenheit der yerschiedenen in der betreffenden Gegend in genügen- 
den Mengen zugänglichen, für Trink« und (Gebrauchszwecke geeigneten Wässer 
zu ermitteln. 

2. Für die Entscheidung, ob ein Wasser und welches Wasser zur Ver- 
sorgung herangezogen werden soll, kommen in Betracht: 

a) die Wasserbeschaffenheit (Nr. 8 bis 8), 

b) die Wassermenge (Nr. 9 und 10). 

1) Die ErlAnteningen sind zur besseren Uebersicht an zutreffender Stelle 
in Anmerkung mitgeteilt. 

Zu ar. 1« Der Gesamtbedarf einer Gemeinde an Wasser richtet 
sich nach Terschiedenen Umständen. Ein Dorf gebraucht pro Kopf weniger 
Wasser als eine mittlere Stadt, und diese im allgemeinen weniger als eme 
große. Außer den durch die Lebenshaltung und durch die Stadtbedürfnisse 
bedingten Unterschieden kommt betreffiB der Menge des benötigten Wassers 
die Industrie an sich und die Möglichkeit, ob sie sich selbst billifferes Wasser 
beschaffen kann, wesentlich in Betracht. Mittlere Städte mögen bei einer an- 
zul^enden Wasseryersorgiuig ungefähr 100 Liter im Durchschnitt anf den 
Kopf und Tag in Ansatz bringen, doch kann diese Zahl sowohl nach oben, als 
nach unten erheblich sich ändern, je nach den Ortlichen Verhältnissen; sie ver- 
mag daher nur als ganz allgemeiner Anhalt dienen. 

Den Bedarf an Wasser für alle Zukunft zu decken, gelingt nicht immer; 
stets soll aber für eine gewisse nicht zu knapp bemessene Zeit yorgesorgt 
werden. Unter Umständen läßt sich durch eine Grundgerechtigkeit oder in 
ähnlicher Weise für ein yerhältnismäßig geringes Entgelt ein Wasserbezugs- 
recht auch für femliegende Zeiten erwerben. 

Nicht selten ist für ein Gemeinwesen die Möglichkeit gegeben, sich mit 
yerschiedenen Arten yon Wasser zu yersorgen ; so kann einerseits Grundwasser, 
anderseits Flußwasser, oder Quellwasser oder Talsperrwasser usw. oder auch 
hartes oder weiches Wasser zur Verfügung stehen; das eine Wasser kann mit 
ger ingen, das andere nur unter größeren Kosten gefaßt oder zugeleitet werden. 
Will eine Gemeinde eine zentrale Versorgung einrichten, so müssen zunächst die 
Hauptfragen : ,wie yiel Wasser ist notwendig und welche Wässer sind yerfüsbar**, 
Beantwortung finden. Leider werden diese Vorarbeiten zuweilen ans schlecht 
angebrachter Sparsamkeit nicht ausgiebig und sorgfältig genug ausgeführt« 
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8.^) Das Sur Yerwendong kommende Wasser muß frei sein von Krank- 
heitserregern und solchen Stoffen, welche die Gesundheit zu schädigen geeignet 
sind; auch soll die Sicherheit geboten sein, daß das Wasser solche nicht in 
sich aufnehme (ygL auch Nr. 11 bis 18). Das Wasser soll möglichst farblos, 
klar, gleichmäßig ktthl, frei von fremdartigem Geruch uid 
Geschmack, kurz Ton solcher Beschaffenheit sein, daß es gern genossen wird. 

4.*) Di^enigen Krankheiten, welche durch Oberflächen- wie auch 
durch Grund- und Quellwasser verbreitet werden können, sind in erster Linie 

Zu Nr« S. Zur Würdigung der Beschaffenheit der zur Verfügung 
stehenden Wässer ist es erforderlich, die Eigenschaften zu kennen, w^che ein 
zu Trink- und Hausgebrauchszwecken dienendes Wasser haben muß. 

Die erste Anforderung ist die Eernhaltung von Schädigungen. 
Schädigungen können eintreten durch Krankheitserreger und durch andere der 
Gesundheit nachteilige Stoffe. Daß sie in einem Trink- und Hausgebraucha- 
wasser nicht enthalten sein dürfen, ist selbstForständlich und zwar ist nicht 
nur das zeitweilige Fehlen gesundheitsschädlicher Lebewesen und Stoffe, sondern 
yielmehr ihre dauernde Abwesenheit zu fordern. Sie ist nur dann gewähr- 
leistet, wenn die Sicherheit geboten wird, daß die erwähnten Ansteckungs- 
und Giftstoffe in das Wasser entweder überhaupt nicht hineingelangen können, 
oder, falls sie sich nicht ganz yermeiden lassen, was z. B. bei der Benutzung 
vieler Oberflächenwässer der Fall ist, daß sie dann mit Sicherheit völlig oder 
bis zu einem geringen, keine nennenswerte Gefahr mehr bietenden Grade wieder 
entfernt werden. 

Ein Wasser, welches diese (Gewähr nicht gibt, muß für die Heranziehung 
als Trink- und Hausgebrauchswasser außer Betracht bleiben. 

Ist die Gefahr einer Lifektion ausgeschlossen, so ist weiter von einem 
Wasser zu fordern, daß es für den Hausgebrauch geeignet und von solcher 
Beschaffenheit ist, daß es gern genossen wSrd. 

Die Forderungen, das Wasser solle farblos, klar, gleichmäßig kühl, frei 
von fremdartigen Geruch und Geschmack, überhaupt so sein, daß es gern ge- 
nossen werde, sind bereits seit langer Zeit als berechtigt anerkannt. Gefärbtee 
oder unklares Wasser erweckt den Verdacht der Verschmutzung und wird von 
vielen Personen als ungenießbar oder wenigstens als unappetitlich zurück- 
gewiesen, und mit Becht, denn der Konsument ist in den allermeisten Fällen 
gar nicht in der Lage, den Wert einer Färbung oder Trübung abschätzen zu 
können. Außerdem wird von jedem Nahrungsmittel verlangt, daß es rein sei; 
gefärbtes oder trübes Wasser ist aber nicht rein, es ist ein ungehöriger Stoff 
darin. Ungleichmäßig temperiertes, d. h. im Winter kühles, im Sommer warmes 
Wasser, wird zum direkten Genüsse wenig oder gar nicht benutzt; als Ersatz 
wird dann, da der Mensch genötigt ist, täglich eine größere Menge Wasser 
aufzunehmen, entweder ein dünner Kaffeeaufguß oder etwas Aehnliches, oder 
Alkohol in verdünnter Form genossen, oder es wird zu einem gleichmäßig 
temperierten, aber im übrigen schlechten, z. B. infektionsverdächtigen Wasser 
gegriffen. Dem wird bei einer öffentlichen Wasserversorgung vorzubeugen sein. 

Geringe Färbungen, spurenweise Trübungen, mäßige Temperainr- 
schwankungen können auch bei sonst brauchbaren Wässern vorkommen; um 
solche Wässer nicht auszuschließen, ist in der Fassung der Nr. 8 das Wort 
„möglichst* eingeschaltet. 

Das Wasser soll ein allen zugängliches, billiges Genußmittel seitt. Das 
ist dann — abgesehen von Trübungen und zu hohen oder zu niedrigen Tempe- 
raturen, abnormen Geruch und Geschmack — nicht der Fall, wenn man wäß, 
daß das Wasser vor nicht langer Zeit mit Schmutzstoffen in Berührung war. 
gewissermaßen einen Auszug aus ihnen darstellt. Leider ist ein großer Teil 
der kleinen Wasserversorgungsanlagen, der Brunnen, in der Nähe von Jauche- 
stätten, Ställen, Abortgruben und ähnlichen gelegen. Wenn in einem solchen 
Falle auch der Boden gut filtriert, so daß die in den Schmutzstätten eni> 
haltoien Krankheitskeime abgefangen werden, so ist das Wasser doch unappe- 
titlich ; für die meisten Menschen ist es kein Genuß, solches Wasser zu trinken. 

*) Zu Nr. 4« Seitdem Kleinlebewesen als die Erreger der Krank- 
heiten erkannt worden sind, ist die Beurteilung des Wassers in gesundheit- 
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Typhus uod Cholera; unter ümstftnden kommen anch die Bohr, die Wey Ische 
Krankheit, tierische Schmarotzer und Miiibrand (bei Tieren) in Betracht. 
Aach wird Ton manchen angenommen, daß Epidemien von Brechdurchfällen 
durch yerunreinigtes Trinkwasser entstehen. 

Führt ein zufließendes Quell- oder Grundwasser bei sachgemäßer Probe- 
entnahme dauernd oder zu Zeiten mehr als rereinzelte Bakterien, so ist das ein 
Zeichen, daß die Bodenfiltration an der einen oder der anderen Stelle oder in 
weiteren Gebieten nicht ausreicht Eine Gefahr liegt alsdann Tor, wenn das 
sehlecht filtrierende Gebiet der Verunreinigung durch menschliche Schmutz- 
stoffe ausgesetzt ist; sie kann unter Umständen auch bei Yerunreinigung 
durch tierische Schmutzstoffe yorhanden sein. In dem ruhenden oder langsam 
sich erneuernden Wasseryorrate yon Brunnen, Quellstuben, Sammelbehaltem 
und dergleichen findet erfahrungsgemäß eine gewisse Vermehrung yon Bak- 
terien statt, welcher, sofern das zufließende Wasser einwandfrei ist und die 
Behälter gegen Verunreinigungen yon außen geschlitzt sind, eine Bedeutung 
für die Bewertung des Wassers nicht beizumessen ist. 

lieber Beziehung wesentlich erleichtert worden. Daß Typhus und Cholera durch 
Wasser häufig yerbreitet werden, ist eine Tatsache, Uber wdche kein Zweifel 
mehr besteht. Auch bezüglich der Wey Ischen Kranlcheit darf man das Wasser 
als einen nicht seltenen Vermittler ansprechen. Betreffs der Buhr muß man 
annehmen, daß die Infektion yom Darme aus stattfindet; es ist also eine In- 
fektion durch Wasser, in das Buhrbazillen gelangt sind, nicht ausgeschlossen, 
wenn auch größere Epidemien, die sicher durch Wasser übermit^t wurden, 
seit Entdeckung der Buhrerreger noch nicht bekannt geworden sind. 

Schwieriger ist die Frage zu entscheiden, wie weit Schmarotzer- 
kränkelten yermittelt werden; daß aber ab und zu das Wasser der Träger 
sein kann, darüber bestehen Meinungsyerschiedenheiten nicht. Beobachtungen 
Hegen yor, wonach die Eier und Lar?en der gewöhnlichen Eingeweidewürmer 
durch Wasser übertragen wurden ; doch ist, da andere Möglichkdten des Ueber- 
tritts nicht yon der Hand gewiesen werden können, die Beweisführung keine 
zwingende. Es steht fest, daß die Anchylostomiasis durch Wasser übermittelt 
werden kann. Außerdem kommen noch einige andere Wurmkrankheiten be- 
sonders in den warmen Ländern in Betracht, so die Lungen- und Leberdistomen, 
die Bilharzia-, die Medinawurmkrankheit und ebige weniger wichtige. 

Da das Wasser kerne rasch tötende Wirkung auf die Bakterien ausübt — 
über die Protozoen ist noch wenig bekannt, man ist daher gezwungen, yor- 
sichtigerweise auch bei ihnen mit einer gewissen Lebensdauer im Wasser zu 
rechnen , so können bei Gelegenheit die Erreger der meisten Infektions- 
krankheften durch Wasser yerschleppt werden und teils direkt, teüs indirekt 
nüt dem Trink- oder Gebrauchswasser die Krankheit übermitteln. 

Die Frage, ob Brechdurchfälle durch yerunreinigtes, also stark bakterien- 
haltiges Trinkwasser entstehen können, ist eine offene, jedenfalls empfiehlt es 
sich, Vorsicht walten zu lassen. 

Früher glaubte man, ein Wasser, welches yiel Bakterien enthalte, 
sei schlecht, ein solches, welches weniff enthalte, sei gut; man glaubte nämlich 
annehmen zu dürfen, daß dahin, wo yiele Bakterien sind, leicht auch Infektions- 
erreger kommen können und daß in Wasser, wohin nur wenige Bakterien ge- 
langen, auch die an sich schon selteneren Infektionserreger nicht yordringen. 
Diese Auttassung hat man in ihrer Allgemeinheit fallen lassen müssen, seitdem 
man weiß, daß Bakterien, welche zufällig oder beim Mauern des Brunnens, 
Einsetzen der Pumpe usw. in ruhendes oder langsam sich erneuerndes Wasser 
gelangen, sich dort, unter günstigen Umständen sogar sehr stark, yermehren. 
wenn sie auch nach einiger Zeit wieder an Zahl abzunehmen pflegen. Die Zahl 
der Bakterien in einem ruhenden oder sich langsam erneuernden Wasser sagt 
daher für gewöhnlich über die Infektionsfthigkeit eines solchen Wassers nichts 
aus, und man darf z. B. daraus, daß in einem Brunnenwasser oder in einer 
Quelbtube zahlreiche Bakterien enthalten sind, noch nicht folgern, das Wasser 
sei in einem hohen Maße der Infektion ausgesetzt. Dahingegen gibt die hak« 
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5.1) Trübungen in einem Qaell- oder Qmndwasser, die auf Erdtdlchea 
beruhen, sind an sich ungefährlich, aber sie können, ähnlich wie die Bakterien, 
andeuten, da6 ungenftgend filtriertes Wasser eindringt Feste Gesteine geben 
trttbende Teilchen in der Begel nicht ab. 

Ebenso können kleine Wasserpflanzen und -tiere oder Luitblasen ein 
Anzeichen fOr ungenügende Bodenfiltration sein. 

6.') Größere Temperatursohwankungen weisen beim Grund- und 
Quellwasser darauf hin, daß Oberflächenwasser rasch und in erheblicher Menge 
dem unterirdischen Wasser zufließt Das Gleichbleiben der Temperatur aber 
schließt das Vorhandensein solcher Zuflüsse noch nicht mit Sicherheit aus. 

teriologische Untersuchung dann einen sicheren Anhalt, wenn sich ein zu- 
strömendes Quell- oder Grundwasser als dauernd bakterienfrei oder doch sehr 
bakterienarm erweist; denn hierdurch ist bewiesen, daß der Boden, durch 
welchen das Wasser fließt oder welcher das Wasser deckt, gut flltriert, also auf 
ihn oder in ihn gebrachte Bakterien zurückhält Führt aber das zufließende 
Quell- oder Grundwasser dauernd oder zu Zeiten, z. B. nach Bogen, mehr als 
yereinzelte Bakterien, so ist das ein Zeichen, daß die Bodenflltration an ein- 
zelnen Stellen oder im ganzen nicht genügt Bakterien in dem austretenden 
Grund- und Quellwasser stammen zuweilen yon dem Moose und Grase der 
Quellöffnungen, yon yorgelaferten Steinen, einem eingesetzten Bohre oder ähn- 
lichem her; sie sind belanglos, denn sie haben mit der Filtration im Boden 
nichts zu tun und yerschwinden bei guter Quellfassung yollständig. 

Wie schon hieraus heryorgeht, muß bei diesen Untersuchungen eine 
ebwandfreie Entnahme der Wasserproben statthaben, die durchaus nicht immer 
leicht zu bewerkstelligen ist 

Der Gehalt an Bakterien ist an sich yon geringem Belang, sofern sich 
keine krankheitserregenden darunter befinden; letztere aber sind an den 
Menschen und seine Abgänge gebunden; wo also yon Menschen stammende 
Schmutzstoffe auf einen schlecht filtrierenden Boden — oder auch in Ober; 
flächenwasser — geluigen, da liegt eine Gefahr yor, denn man weiß nicht, ob 
die Schmutzstoffe nicht Infektionserreger enthalten. In einzelnen Fällen yer- 
mögen auch yon Tieren ausgeschiedene oder in ihren Abgängen yegetierende 
Bakterien, z.B. die Erreger der Wey Ischen Krankheit, den Menschen zu 
schädigen. Daher können unter Umständen yon Tieren stammende Schmutz- 
stoffe ein Wasser infizieren. Auch ist zu berücksichtigen, daß der tierische 
Dung häufig mit yon Menschen stammenden Auswurfstoffen yermischt ist 

1) Zu Nr. 5. Nicht selten treten im Quellwasser, zuweilen auch im 
Grundwasser Trübungen auf, welche auf kleinen Erdteilchen, meistens Ton- 
teilchen, beruhen. An sich ungefährlich, deuten sie dann auf eine ungenügende 
Filtration hin, wenn sie aus den oberen Bodenschichten stammen ; gehören die 
Trübungen den unteren, bakterienfreien Bodenschichten an, so stellen sie nur 
einen Schönheitsfehler dar; die bakteriologische Untersuchung yermag den er^ 
forderlichen Aufschluß zu geben. — Festes Gestein braucht trübende Teilchen 
nicht abzu|;eben; aber ihr Fernbleiben zeigt noch nicht an, daß die Filtration 
genügend ist; auch liier schafft die bakteriologische Untersuchung die not- 
wendige Klarheit 

Kommen Pflanzen, Tiere und deren Trümmer in einem unterirdisch 
fiießenden Wasser yor, so weisen sie auf weitere Kanäle und Verbindungen 
mit der Erdoberfläche hin; d&selbe tun Gasblasen, sofern sie aus Luft be- 
stehen^ die allerdings yielfach durch Abgabe yon Sauerstoff und Aufnahme yon 
Kohlensäure yerändert ist. 

Zu Nr. 6« Fließen dem Grund- oder Qnellwasser größere Mengen yon 
Oberflächenwasser rasch zu, so wird sich, falls zwischen den beiden W&ssem 
nennenswerte Wärmeunterschiede bestehen, eine Temperaturschwankung 
bemerkbar machen. Eine solche Schwankung bleibt jedoch aus, wenn das zu- 
strömende Wasser in seiner Menge gering ist, oder wenn es lange in der Erde 
yerweilt, sei es allein oder schon mit dem Wasser der Tiefe gemischt, oder 
wenn das Wasser in engen Kanälen fließt, die einen leichten Temperaturaus- 
gleich ermöglichen. Während also Temperaturschwankongen, z. B. nach Begen, 
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7.1) Die chemische Beschaffenheit eines Wassers hängt ab von 
der Art nni Beschaffenheit des Bodens, auf und in dem es sich befindet und 
den es durchflössen hat. Mineralische und organische Stoffe sollen in dem 
Wasser höchstens in solcher Menge enthalten sein, daß sie den Gennß und 
Gebrauch nicht stören. Eochsalzarme und weiche Wässer sind im allgemeinen 

Hochwässem oder üeberschwemmnngen usw. auftretende Temperaturstürze oder 
-ansttiege auf den Zufluß fremden Wassers hindeuten, darf man aus dem Gleich- 
bleiben der Temperatur durchaus noch nicht immer auf das Fehlen fremder 
Znflttsse schließen. 

1) Zu Nr« 7. Für die Art und Menge der im Wasser gelösten 
Substanzen ist in erster Linie die Beschaffenheit des Bodens maßgebend, 
in oder auf welchem das Wasser steht oder fließt, und in oder auf welchem 
es gestanden hat oder geflossen ist. Weiter kommt in Betracht die mehr oder 
minder lange Zeit, während welcher das Wasser mit dem Boden in Berührung 
war und die Größe der Berührungsfläche, welche bei feinporigem Erdreiche 
ganz wesentlich größer ist als bei solchem, welches weite Kanäle und Hohl- 
räume enthält. Sodann ist von Belang die Temperatur und der Eohlensäure- 
gehalt des Bodens und des Wassers. Ist die natürliche Zusammensetzung des 
Bodens durch Aufbringung fremder Stoffe, z. B. durch Schutthalden oder 
Schmutzstoffe des menschlichen Haushalts usw., geändert oder gelangt ver- 
unreinigtes Wasser auf den Boden, so kann sich das in der Zusammensetzung 
des Wassers im Boden ebenfalls bemerkbar machen. 

Da es oft schwierig ist, ohne weiteres festzustellen, aus welchen Eich- 
tungen das Grund- oder Quellwasser der Eatnahmestelle zuströmt, in weldien 
Mengen das Grundwasser vorhanden ist, in welchem Maße die Entnahme der 
erforderlichen Wassermengen den Abflußyorgang des Grundwassers im Boden 
beeinflussen wird, ist es nicht selten notwendig, darüber Versuche (Einbringen 
von leicht nachweisbaren Stoffen in den Erdboden oder in die Oberflächen- 
gewässer der Nachbarschaft, Schöpfversuche unter Beobachtung der dadurch 
verursachten Erniedrigung des Wasserspiegels und der Veränderung der 
Strömungsrichtung des Grundwassers usw.) anzustellen, bevor die endgültige 
Wahl getroffen wird. Dies gilt insbesondere für die Fälle der Wasserentnahme 
im üferboden von Flüssen und Bächen und in der Nachbarschn^t größerer An- 
siedelungen, die ihren Untergrund verunreinigen. 

Der Gehalt des Wassers an gelösten Substanzen ist dem Wechsel 
unterworfen, im allgemeinen ist bei reichlichem Wasserzuflusse die Konzentration 

f eringer. Starke Schwankungen legen den Verdacht nahe, daß ungehörige 
uflüsse, Oberflächenwasser, zu dem Wasser hinzutreten. Für die Auswahl des 
Wassers zu einer Zentralversorgung ist es sehr wichtig, hierüber unterrichtet 
zu sein. 

Unter denjenigen Substanzen, welche sich regelmäßig im Wasser finden, 
sind die Chloride zu nennen ; doch ist ihre Menge sehr verschieden ; in nicht 
verunreinigtem Wasser finden sich gewöhnlich nur wenige Milligramm im Liter 
Wasser, aber es gibt auch weite Bezirke, die sehr viel Kochsalz im Boden und 
somit im Wasser enthalten. Die durchschnittlich vom Menschen täglich auf- 
genommene Menge Kochsalz liegt über 10 g. Es ist somit gesundheitlich 
unbedenklich, wenn im Liter Trinkwasser selbst viel Kochsalz vorhanden ist; 
etwa 250 mg Chlor, 412 mg Kochsalz im Liter oder, wenn das Chlor als Chlor- 
kalium vorhanden sein sollte ; 225 mg Chlorkalium im Liter werden noch nicht 
geschmeckt. 

Die Härte des Wassers beruht auf der Anwesenheit von Ver- 
bindungen des Calciums und Magnesiums. Wenn man die Wahl hat, ist 
weicheres Wasser für den Hausgebrauch vorzuziehen. Beim Gebrauche harten 
Wassers werden die Hülsenfrüchte schwerer weich und ist zum Waschen mehr 
Seife notwendig. Auch setzt hartes Wasser beim Erhitzen reichlich Kessel- 
stein ab; seine Bildung läßt sich durch chemische Zusätze verhindern; hiervon 
macht die Industrie reichlichen Gebrauch, doch eignet sich das Verfahren für 
den Haushalt nicht Sehr hartem Wasser kann man bei zentralen Wasser- 
versorgungsanlagen einen erheblichen Teil seiner Gesamthärte durch Zusatz 
von Kalkmilch nehmen. Daß der Geschmack durch die Erdcdkalimetalle be- 




120 Beehteprechang und Medisinal-Gesetigebiing. 

den kochsalsreichen und harten Wässern Torsnziehen. OerUiehe Anhinfongen 
größerer Mengen von organischen Stoffen, von Chloriden, yon schwefelsauren, 
kohlensanren, salpetrigsanren und Salpetersäuren Salzen, namentlich der Alkali- 
ond Erdalkalimetalle, sowie von Salzen des Ammonioms im Wasser können 
auf das Vorhandensein einer Infektionsgefahr oder unappetitlicher Vemn- 

einfloßt wird, ist nicht hänfig, kann aber yorkommen. Kohlensaures Calcium 
ist geschmacklos und gesundheitlich indifferent. Das schwefelsaure Calcium 
(Gips) löst sich bei 10 Grad zu 2 Teilen in 1000 Teilen Wasser, was 82 deut- 
schen Härtegraden entspricht; ftlr den Geschmack macht es sich frtlhestens 
bei Anwesenheit von etwa 500 mg in einem Liter bemerkbar, ist aber auch bei 
größeren Mengen noch nicht störend. In fast gleicher Konzentration macht 
sich das schwefelsaure Magnesium für den Geschmack bemerkbar; bei einem 
Gehalte Ton 1000 mg in einem Liter schmeckt das Wasser leicht bitter. Bei 
Gegenwart von Chlormagnesinm macht sidi ein Nachgeschmack bereits bei 
28 mg Chlormagnesium geltend, während ein eigentlicher Geschmack erst bei 
etwa 100 mg des Salzes auftritt. Die hier angegebenen Zahlen wurden durch 
Versuche mit Lösungen der Salze in destilliertem oder weichem Wasser erhalten; 
bei den in der Natur Torkommenden Wässern liegen die Grenzen höher. 

Wenn in einem Boden, der verhältnismäßig arm an Chloriden, kohlen- 
und schwefelsauren Alkali- und Erdalkalimetallen, organischen Verbindungen 
und ihren Zerfallsprodukten ist, lokale Anhäufungen größerer Mengen der er- 
wähnten Stoffe sich finden, so kann dies auf das Vorhandensein einer Ver- 
schmutzung hinweisen. Welcher Art dieselbe ist, ob sie z. B. aus Bückständen 
irgendwelcher gesundheitlich indifferenten Betriebe oder ob sie aus den Ab- 
gängen menschUcher Haushaltungen stammen, welcher gesundheitliche Wert 
Qinen also beizumessen ist, das müssen die örtlichen Verhältnisse entscheiden. 
Man darf zudem nicht vergessen, daß selbst starke Verschmutzungen sich nur 
wenig bemerkbar machen, wenn das Wasser im Boden sich rasch bewegt ; ein 
chenusch guter Befund schließt also die unter Umständen bedrohliche Nähe 
selbst starker Schmntzstätten nicht immer mit Sicherheit aus. 

Nicht jedes lokale Vorkommen der aus Schmutzstoffen stammenden 
Körper deutet auf eine ekelerregende Verunreinigung hin. Wenn nur die 
letzten Stufen der Zersetzungsprodukte, z. B. die Chloride oder die kohlen- 
sauren, schwefelsauren und salpetersauren Verbindungen, in mäßiger Menge 
vorhanden sind, aber größere Mengen leicht zersetzlicher organischer Substanzen 
fehlen, dann liegen im allgemeinen die Verschmutzungen zeitlich oder örtlich 
soweit ab, daß sie nicht mehr in Betracht kommen. 

Die gefundenen Stoffe wirken vor allem dann ekelerregend, wenn sie 
auf naheliegende Schmutzstätten, z. B. undichte Abort- und Jauchegruben, 
Misthaufen und dergleichen hinweisen ; die Nähe, die lokalen Verhältnisse sind 
also das Bedeutunggebende. 

Die Infektionsgefahr hat gewöhnlich mit der durch die chemische 
Analyse festgestellten Beschaffenheit unmittelbar nichts zu tun; denn die 
Bakterien gehen meistens, wenn nicht ein sehr grobporiger Boden vorliegt, 
andere Wege als die selbst die feinsten Poren überwindenden Lösungen. Wenn 
aber über die örtlichen Verhältnisse nichts bekannt sein sollte, dann vermag 
in manchen Fällen die chemische Analyse die Aufmerksamkeit auf Schmutz- 
stätten, auf Oertlichkeiten hinzulenken, die der Infektion in stärkerem Maße 
ausgesetzt sind. Nach dieser Seite hin kann die chemische Analyse ein wert- 
volles Hilfsmittel sein. Ihr fällt außerdem die wichtige Aufgabe zu, Auskunft 
zu geben über die Verwendbarkeit eines Wassers für den häuslichen und den 
wirtschaftlichen Gebrauch. 

Manche Wässer haben die Eigenschaft, die zu ihrer Fassung und Fort- 
leitung verwendeten Materialien anzugreifen. Wasser, welches freieKohlen- 
säure und Sauerstoff enthält, greift Eisen nnd Blei an, wobei noch der 
Gehalt an gewissen Salzen eine Bolle spielt. Die Bleilösung wird durch zeit- 
weiligen Wassermangel, wobei Luft in die Hausleitungen eintritt, sehr ge- 
fördert. Zement wird besonders von sauer reagierenden Wässern angegriffen. 

Die auf natürlichem Wege entstandenen Färbungen des Wassers 
beruhen meist auf der Anwesenheit von Hnminstoffen. Diese sind gesundheit- 
lich belanglos, stellen aber einen Schönheits-, zuweilen auch einen Geschmadu- 
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reinigangen hinweisen. Unter Berftcksichtigang der Verli&ltniBae an Ort nnd 
Stelle ist unter ümstftnden durch Versuche zu entscheiden, ob die Mutmaßung 
riehtig ist An sich sind die yorgenannten Stoffe in den Mengen« in welchen 
sie im Wasser in der Bogel gefunden werden, gesundheitlich nicht schädlich. 

Nachteilig ist es, wenn ein Wasser die Eigenschaft hat, die Materialien 
der Leitung (Fassungen, Sammelbehälter, Leitungsrohre) ansugrdfen; ins- 
besondere kann die Eigenschaft, Blei su lOsen, unmittelbar zu Gesundheits- 
schädigungen fahren. BleirOhren sind deshalb Ton der Verwendung auszu- 
schließen, wenn das Wasser die Eigenschaft besitzt, dauernd Blei aus den 
Bohren aufzunehmen. Natttrliche färbende Stoffe (Huminstoffe), sowie ein 
etwa vorhandener Eisen- und Mangangehalt kOnnen ein Wasser unansehnlich 
machen und seinen Genuß und Gebrauchswert herabsetzen; jedoch lassen sich 
diese Fehler in der Begel bis zu einem nicht mehr störenden Grade beseitigen. 

8.1) Oberflächenwasser oder durch Kanäle, Spalten oder ungenflgend 
filtrierende Schichten mit der Erdoberfläche in Verbindung stehende Wässer 
des Untergrundes (von der Erdoberfläche aus verunreinigtes Grund- 
und Quellwasser) entsprechen meistens den Anforderungen unter Nr. 8 
nicht, insofern als Krankheitserreger und Verunreinigungen unter Umständen 
in das Wasser hineingelangen können, und als die Temperatur ungleichmäßig 
sein kann. 

Die Temperaturschwankungen lassen sich nur wenig ausgleichen. 
Durch geeignete Verfahren können die schwebenden Teilchen entfernt und die 
etwa vorhandenen Krankheitserreger soweit beseitigt werden, daß eine Gefahr 
praktisch nicht mehr in Frage kommt. 

fehler dar, welcher durch Filtration des Wassers wohl gebessert, aber nicht 
immer beseitigt werden kann. 

Die im Wasser der Bodentiefe vorhandene Kohlensäure löst Eisen. Das 
entstandene saure kohlensaure Eisenoxydul wird an der Luft in Eisenhydroxyd 
umgewandelt, welches sich schließlich in gelben Flocken absetzt. Eisenhaltiges 
Wasser schmeckt tintenähnlich. Durch die Abscheidung des gelben Eisen- 
hydroxyds wird es trübe und unansehnlich, besonders wenn sich noch Algen 
darin entwickeln. Auch Mang an Verbindungen können in so großer Menge im 
Wasser vorkommen, daß sie sich bei Berührung mit Luft abscheiden; sie 
führen zu denselben Unannehmlichkeiten wie die Ssenverbindungen. Das Eisen 
läßt sich leicht bis auf nicht mehr störende Mengen aus dem Wasser entfernen, 
so daß das Wasser völlig klar wird ; das Mangan läßt sich weniger leicht aus- 
fällen. Das nicht ausfallende Mangan ist aber gesundheitlich indifferent; 
höchstens könnte seine Gegenwart bei der Verwendung des Wassers in der 
einen oder anderen Industrie lästig werden. Erfahrungen darüber sind jedoch 
bisher öffentlich nicht bekannt geworden. 

1) Zu Nr« 8. Die in Nr. 8 aufgestellten Forderungen vermag das Ober- 
flächenwasser nur teilweise zu erfüllen. Unter Oberflächenwasser ist hier 
alles Wasser zu verstehen, welches mit der Erdoberfläche oder dem dort be- 
flndlichen Wasser in offener Verbindung steht. Es gehört somit hierher das 
Wasser der Seen, Teiche, Weiher, Flüsse und Bäche, aber auch dasjenige 
Grund- und Quellwasser, welches mit der Erdoberfläche und dem dort befind- 
lichen Wasser durch Kanäle, Spalten, Bisse, Poren oder sonstige Oeffnungen 
von solcher Weite zusammenhängt, daß das von oben eindringende Wasser in 
nicht genügend filtriertem Zustande zum Abflüsse gelangt. Das Wasser der 
offenen und der mangelhaft gebauten oder mangelhaft eingedeckten Brunnen 
ist daher ebenfalls den Oberflächenwässem zuzurechnen. 

Bei offenem Wasser ist die Möglichkeit einer Infektion stets gegeben; 
die mehr oder minder große Wahrscheinlichkeit hängt von äußeren Um- 
ständen ab. 

Ein offenes Wasser, z. B. ein Bach, ein See, kann um so leichter inflziert 
werden, je näher und je mehr Ansiedelungen der Menschen um dasselbe liegen. 
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9. ^) Das diurcli die Anlage zu liefernde Wasser maß für die Gegenwart 
und eine nieht n ferne Zukunft den Bedarf an Wasser lu jeder Tages- 
und Jahresseit mit roller Sicherheit zu decken rermOgen. Auch in der weiteren 
Entwickelung ist dem sich steigernden Bedarfe rechtzeitig und zwar vor dessen 
Eintritt Bechnung zu tragen. 



Beiht sich an einem Wasserlauf Ortschaft an Ortschaft, Fabrik an Fabrik, so 
ist eine Verschmutzung des Wassers stets vorhanden und die Infektion nur 
eine Frage der Zeit. Hat ein offenes Wasser keine Anwohner, ist die Ent- 
fernung bis zu den Wohn- und Arbeitsstätten der Menschen groß, wie das bei 
weit abseits im Gebirge oder im Walde liegenden Bächen, Seen und Weihern 
▼orkommt, dann ist die Möglichkeit einer loiektion zwar denkbar, die Wahr- 
scheinlichkeit einer solchen aber fast ausgeschlossen. Quell- oder Grundwasser 
ist um so mehr gefährdet, je mehr schlecht filtriertes Fluß- oder sonstiges 
Oberflächenwasser Ihm zufließt, je mehr dieses der Gefahr der Infektion aus- 
gesetzt ist und je weiter und kürzer die Kanäle sind, in welchen es bis zum 
Auslasse rinnt. 

Die Verunreinigungen, welche in das Oberflächenwasser hineingelangt 
sind, lassen sich, soweit sie aufgeschwemmte Teilchen betreffen, durch Seg- 
mentierung oder Filtration aus dem Wasser wieder entfernen. Für die gelösten 
Stoffe dürfte die Entfernung, soweit der Großbetrieb in Betracht kommt, nur 
in selur bescheidenem Maße möglich sein; ebenso ist es sehr schwer, einen 
ausgiebigen Temperaturausgleich zu erzielen. 

Die Erankheitskeime, also diejenigen Eörperchen, welchen die größte 
gesundheitliche Bedeutung zukommt, lassen sich durch rerschiedene Vernhren 
aus dem Wasser entfernen, aber die meisten Verfahren eignen sich für den 
Großbetrieb nicht oder sie sind bis jetzt noch nicht genügend lange im Groß- 
betrieb erprobt. Das in Deutschland zurzeit am meisten angewendete Ver- 
fahren, die einfache zentrale Sandfiltration, leistet hinsichtlich der 
Entfernung der Balrterien sehr yiel. Versuche haben iedoch ergeben, daß die 
Filter nicht alle Ecdme zurückhalten, daß sie yielmehr eine, wenn auch nur 
selir geringe Anzalil hindurchgehen lassen. Da nun im Bohwasser im Verhält- 
nisse zu sdner Menge die Erankheit erregenden Eeime nur in recht geringer 
Anzalil yorhanden zu sein pflegen, so besitzen wir in der gut angelegten und 
gut betriebenen Sandflltration ein Werkzeug, mit welchem es gelingt, die In- 
fektionsgefahr entweder ganz oder aber bis auf einen yerschwindend geringen 
Best, mit dem man nicht mehr zu rechnen braucht, zu beseitigen. 

Es hat den Anschein, als ob das Ozonisierungsyerf ahren und 
das amerikanische Verfahren der Schnellfiltration mit Alaunzusatz 
in ihren Leistungen denen der bei uns üblichen Sandfiltration nicht nachstehen. 

^) Zu Nr« 9« Die Bereitstellung einer genügend großen 
Menge Wasser ist früher seitens der Hygiene nicht die enorderliche Auf- 
merksamkeit geschenkt worden; die ganze Sorge erstreckte sich yielmehr auf 
die Beschaffung eines guten, besonders eines chemisch guten Wassers, während 
die Technik die Wassermenge zum Tdl zum Schaden der Wasserbesdiaffenheit 
stark in den Vordergrund drückte. Zurzeit besteht wohl Einmütigkeit darüber, 
daß sowohl gute Beschaffenheit, als auch ausreichende Menge des Wassers zu 
yerlangen sind. 

Bei eintretendem Mangel an Trinkwssser liegt die Versuchung nahe, 
Abhilfe dadurch zu schaffen, daß ein Wasser gewählt wird, welches nicht ein- 
wandfrei ist Da aber bei dem alsdann wesentlich in Betracht kommenden 
Oberflächenwasser die Möglichkeit einer Infektion mit Erankheitskeimen yor- 
liegt, so muß dem unter idlen Umständen yorgebeugt werden. Die Epidemio- 
logie lehrt, daß Typhusepidemien, welche durch Wasser yerbreitet wurden, 
dMurch entstanden sind, daß bei eintretendem Wassermangel inflzierbares und 
inflziertes Wasser zugeleitet und mit dem guten Wasser gemischt wurde. 

Mit yollem Bechte muß daher die Forderung aufgestellt werden, daß 
für die Gegenwart und eine nicht zu ferne Zukunft unter Berücksichtigung 
der yorausslchtlichen Zunahme der BeyOlkerung und der yoraussichtlichen Ent- 
wickelung der Industrie stets, d. h. zu jeder Tages- und zu jeder Jahreszeit 
und unter allen Umständen eine genügende Menge yon einwandfreiem oder, 
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10.^) Der Gnindsatz einer einheitlichen Yersorgung ist möglichst 
ttberall darchzofOhren. Ist es in Ansnahmefällen nicht möglich, eine für alle 
Zwecke ausreichende Menge von Wasser nach Maßgabe der vorstehenden An- 
forderungen zu beschaffen, so muß mindestens das Trink- und Hausgebrauchs- 
Wasser den Anfordeningen entsprechen. 

Zwingen die Verhältnisse zur Anlage einer besonderen Leitnng fttr 



wenn das durchaus nicht möglich sein sollte, mindestens Ton vor Infektionen 
sicher geschütztem Wasser vorhanden seL 

Soll diese notwendige Forderung erfüllt werden, dann wird zuweilen die 
Beschaffenheit, aber nur soweit die Annehmlichkeit in Frage kommt, gegen die 
Menge zurücktreten müssen. 

Bei Entnahme von Oberflächenwasser kann auch durch den Verbrauch 
selbst eine starke Abminderung des zur Verfügung stehenden Wassers ein- 
treten. Darin liegt insofern eine Gefahr (z. B. bei Stauteichen), als die in die 
geringe Wassermenge etwa gelangten Krankheitskeime nicht mehr Zeit haben, 
abzusterben oder auszufallen, was bei langem Aufenthalt im Wasser der Fall 
ist. Aus diesem Grunde ist von vornherein eine ausreichende Größe der Stau- 
teiche vorzusehen. 

Fehlerhaft würde es sein, nur sovielWasser zuerwerben, 
als für eine Gemeinde im Augenblicke notwendig ist, und aus 
sehlecht angebrachter Sparsamkeit sähst günstig liegende Quellen nicht anzu- 
kaufen. Werden dann die Quellen später gebraucht, so fordern die Besitzer 
sehr hohe Preise, und die Gemeinden müssen kaufen, weil der Bohrstrang be- 
reits liegt und die Zuleitung einer anderswo gelegenen Quelle noch mehr 
Kosten verursachen würde. Ebenso verfehlt ist es, einem bestehen- 
der Wassermangel nicht durch Beschaffung reichlicheren, 
einwandfreien Wassers abzuhelfen, sondern sich mit gesundheit- 
lich nicht zulässigen Maßnahmen, wie z.B. der Beschränkung der 
Wasserabgabe auf bestimmte Tagesstunden und ähnlichem zu behelfen. 

Verhängnisvoll kann es für die Gemeinden werden, wenn sie bei Grund- 
wasserversorgungen sich das nötige Gelände für die Anlage neuer Brunnen 
nicht schon bei der Erstanlage sichern; werden dann später langwierige Ver- 
handlungen nötig, so kann Jahre hindurch Wassermangel bestehen und ein bis 
dahin gut filtrierender Boden so überanstrengt werden, daß er für die Filtration 
nicht mehr genügendes leistet. 

Als Grundsatz ist aufzustellen, daß die Sicherstellung ausreichenden 
Wassers dem Bedarfe vorauszugehen hat. 

Damit über die Menge des verfügbaren Wassers volle Klarheit bestehe, 
sind vor der Errichtung der Werke entsprechende Beobachtungen zu 
wasserarmen Zeiten in ausreichendem Maße und hinreichend lange 
anzustellen. 

1) Zu Nr. 10. Das Streben sei stets zunächst darauf gerichtet, eine 
einheitliche, allen Zwecken dienende Wasserversorgung ein- 
zurichten. Eine Zweiteilung, bei welcher ein vollwertiges und ein weniger 

futes Wasser zur Verteilung kommt, .führt meistens zu scmweren Unzuträglich- 
eiten. So wird die Bewohnerschaft, vor allem die weniger einsichtsvolle, das 
Betriebswasser vielfach auch als Trinkwasser, und zwar namentlich dann be- 
nutzen, wenn sie bequemer zu jenem als zu diesem gelangen kann, und die 
Bewohner der günstig gelegenen Bezirke werden vielfach das gute Wasser für 
alle Zwecke verwenden ; infolgedessen erhalten dann die höher oder entfernter 
liegenden Bezirke zu den Tageszeiten, wo sie es am notwendigsten gebrauchen, 
überhaupt kein oder zu wenig gutes Wasser. Dadurch wieder werden die 
Einwohner dieser Stadtteile veranlaßt, dann, wenn das Wasser länft, Vorräte 
anzusammeln; das Wasser verliert damit an Frische und wird Infektionen zu- 
gänglich gemacht; femer wird durch Aufsammeln von zu viel Wasser Ver- 
geudung getrieben. 

Soll für ein Gemeinwesen eine für alle Zwecke ausreichende Menge 
Wasser zugeführt werden, und soll das Wasser allen Anforderungen der Nr. 3 
entsprechen, so können sich, besonders da auch die Kosten für Anlage und 
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Betriebswasser (d. h. Wasser zum Straßenwaschen, Fenerlösclien, Gkrtenspreagen, 
Wasser für gewisse Beiriebe, Kesselspeisewasser, Indnsiriewasser und ähnliches), 
so ist sie von der Trink- und Haosgebranchswasserleitang yoUständig getrennt 
zu halten und sind, falls das Betriebswasser gesundheitliche Nachteile bietet, 
die Zapfstellen so einzurichten und anzulegen, daß eine mißbräachliche Be- 
nntznmg ftlr Trink- und Haosgebranchszwecke tonlichst verhindert wird. 
II. Bildung eines SohutabesirlLS. 
11.*) Sowohl bei Qaell- und Grandwasser-, als auch bei Oberflächenwass^ 



Betrieb eine erhebliche, oft ansschlag^ebende Eolle spielen, Schwierigkeiten 
ergeben, und es ist nicht immer mOgbch, das in seiner Beschaffenheit beste 
Wasser zur Yerwendong zu bringen. 

Als Grundsatz ist aufznstälen, daß nnr ein Wasser zagefOhrt werden 
darf, das yOUige Ungef&hrlichkdt gewährleistet, wie sie bei gutem Grund- und 
Qaellwasser gegeben ist, oder darch eine gute Filtration oder Sterilisation ent- 
sprechend Nr. 8, Abs. 2 erzielt werden kann. Bezüglich der Annehmlichkeiten 
können im Bedarfsfalle Zugeständnisse gemacht werden ; so wird man z. B. yon 
einer stets gleichmäßigen Temperatur absehen dürfen, also anstatt einer ge- 
ringen Menge immer gleichtemperierten Grundwassers ein allen Anforderungen 
an die Menge genügendes, gut filtriertes, aber in seiner Wärme schwankendes 
Flußwasser wählen, oder an Stelle eines eisenhaltigen Grundwassers, wdches 
gehoben werden muß, ein Qaellwasser yerwenden, welches mit natürlichem 
Gefälle in reicher Menge zuläuft, aber zuweilen Trübungen zeigt, wenn sie nur 
infolge ihrer Herkunft eine Schädigung nicht befürchten lassen. Die Ent- 
scheidung muß sachgemäßer Erwägung im Einzelfalle überlassen bleiben. 

Nicht selten kommen Gemeinden in die Lage, Wasser yerschiedener Her- 
kunft zuführen zu müssen, z. B. Wasser yerschiedener Quellen oder Grund- 
wasser aus yerschiedenen Bezirken, oder teils Grundwasser, teils Quell- oder 
filtriertes Wasser usw. Selbst wenn alle diese Wässer ein gutes Trink- und 
Hausgebrauchswasser darstellen, empfiehlt es sich doch — yielfach auch aus 
technischen Gründen sie, wenn angängig, getrennt zu halten; es ist aber 
notwendig, durch eingebaute Verbindungsstücke usw. eine leichte Uebertritts- 
mOglichkeit zu schaffen, damit zur Zeit der Wasserknappheit eine gegenseitige 
Unterstützung der yerschiedenen Versorgungen leicht und rasch ausffiirbar ist. 

Wenn es nicht möglich ist, eine für alle Zwecke ausreichende Menge 
guten Wassers zu beschaffen, dann bleibt nichts anderes übrig, als eine Be- 
triebswasseranlage und eine Trink- und Hausgebrauchswasseranlage einzurichtoi. 
Letztere muß yollständig den unter Nr. 8 aufgestellten Anforderungen ent- 
sprechen; auch ist es nicht angängig, eine Trennung zwischen 
Trinkwasser und Hausgebrauchs wasser zu machen, da sie im 
täglichen Leben undurchführbar ist. Hinsichtlich des Betriebs- 
wassers wird in solchen Fällen das Bestreben dahin gehen müssen, Wasser zu 
nehmen, welches den Anforderungen unter Nr. 8 möglichst nahekommt ; aber 
minderwertig wird es dem Trink- und Hausgebrauchswasser gegenüber immer- 
hin sein. Hieraus ergibt sich yon selbst die Forderung, die Betriebs wasser- 
leitung yon der anderen Leitung danz getrennt zu halten und, sofern nicht 
jede LifekÜonsgefahr ausgeschlossen ist, fie Zapfstellen so anzulegen und ein- 
zurichten, daß sie möglichst nicht für Trink- und Hausgebrauchszweeke yer- 
wendet werden können. Daß bloße Kenntlichmachen des minderwertigen 
Wassers oder eine Warnung yor demselben genügt nicht, yielmehr muß durch 
technische Einrichtunflren (besondere Steckschlüssel, yerdeckte Auf&nggefäße 
und dergleichen) die Entnahme des Wassers den Unbefugten, soweit angängig, 
unmöglich gemacht werden. 

^) Zu Nr« 11« Daß das Oberfiächenwasser in Menge oder Beschaffenheit 
oder in beiden Beziehungen Veränderungen unterworfen ist, lehrt die Erfahrung. 
Aber auch das Wasser der Bodentiefe kann beeinflußt werden, und es muß das 
Streben dahin gehen, unerwtlnschte Veränderungen in Beschaffenheit und 
Menge fernzuhalten. 

Eine schädliche Abnahme yon Grund- oder Q'uellwasser kann 
dadurch bewirkt werden, daß das Wasser yon anderen abgegraben wird, oder 
daß es abgeleitet oder durch Pumpen oder auf andere Weise aus dem Boden 
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anlagen, kann die Sicherung eines SchaUbezirks notwendig werden, einerseits, 
um das Abgraben oder eine sonstige schädigende Entnahme oder Ableitung 

entnommen wird. Durch Ziehen von Gräben, durch Schaffung einer anderen 
Yorflnt, dureh die Einwirkung des Bergbaues, durch Niederbringen anderer 
Brunnen und dadurch ermöglichte Wasserentnahme oder auf sonstige Weise 
kann das bis dahin in genügender Menge vorhandene Quell- oder Grundwasser 
Termindert, sogar yOUig zum Schwinden gebracht werden. 

Oberflächenwasser kann durch Ableitung oder durch Betriebe usw. 
so stark fortgenommen werden, daß fttr die Wasseryersorgungsanlage nicht 
genügendes, oder nur ein schmutziges, schlammiges Wasser, ein Best übrig 
bleibt, welcher sich nicht mehr verwenden läßt. 

Ferner ist es mOglich, daß dem Wasser Infektionserreger, giftige oder 
Teronreinigende Stoffe zugeführt werden. 

Unterirdisches Wasser kann an verschiedenen Stellen infiziert oder 
verschmutzt werden. 

Die nächste Umgebung der Quellmündungbringt am leichtesten Gefahr; 
gerade sie ist nicht selten die Vermittlerin der Verunreinigung und Infektion, 
denn bei ihr pflegt das Wasser der Erdoberfläche am nächsten zu sein, infolge- 
dessen ist die eventuell filtrierende Schicht sehr dünn und es ist weder die 
genügende Zeit noch ein genügendes Filter vorhanden, um eingebrachte Keime 
absterben zu lassen bezw. abzufangen. Ebensowenig reicht der Baum und die 
in ihm verbrachte Zeit aus, um auf den Boden gelangte Verunreinigungen in 
indifferente Verbindungen überzuftüiren, oder ihnen den Charakter des Unappe- 
titlichen zu nehmen. 

Ein stark gefährdetes Gebiet ist bei vielen Grund Wasserversorgungen 
dasjenige, welches der Absenkung des Wasserspiegels unterworfen ist, und 
zwar am so mehr, je näher es dem Brunnen ist. Gelangen Flüssigkeiten in 
dieses Gebiet hinein, so werden sie, abgesehen von besonderen Fällen, haupt- 
sächlich dann, wenn der Wasserstand starken Schwankungen unterworfen ist, 
wie z. B. im intermittierenden Betrieb, in kürzester Zeit in den Pumpen er- 
scheinen, und zwar schlecht filtriert und unzersetzt. 

Kommen Infektionserreger, Gifte, Verunreinigungen dicht an der Ent- 
nahme- oder (}ewinnungsstelle in das Grund- oder Quellwasser hinein, so ist 
die Möglichkeit recht gering, daß sie hier in den durch Ausspülung erweiterten 
Kanälen abgefangen oder zersetzt werden, oder durch Sedimentation aus dem 
Wasser verschwinden. Die unreinen Zuflüsse bleiben also in ihrer ganzen 
Menge wirksam und kommen bei der Kürze des Weges in konzentrierter Form 
in das Wasser der Entnahmestelle hinein. Zu einer Vergütung ist eine gewisse 
Menge Gift, zu einer Infektion sind wahrscheinlich mehrere Krankheitserreger 
erforderlich, und eine Verschmutzung muß eine gewisse Konzentration haben, 
um als solche empfunden zu werden; auch aus diesem Grunde steigt die Ge- 
&hr mit der Nähe. 

Ganz ähnlich liegen die Verhältnisse für eine Versorgung mit Ober- 
flächenwasser ; je näher der Schopfstelle Haus-, Stadt- oder Industriewässer in 
das Wasser eingelassen werden, um so gefährlicher und belästigender sind sie. 

Nicht inuner jedoch birgt die Nähe des Gewinnungsorts eine Gefahr, so 
z. B. nicht bei artesischen Brunnen oder tieferen Bohr- oder Schachtbrunnen, 
sofern eine undurchlässige oder gut filtrierende Schicht das Grundwasser deckt; 
ebensowenig ist Gefahr vorhanden bei Quellen, die unter hohem, gut filtrieren- 
dem Hange oder aus größerer Tiefe hervorbrechen, oder auf sonstige Weise 
geschützt sind. 

Wo die Möglichkeit einer Gefährdung des Wassers besteht, da läßt sich 
ihr in vielen Fällen durch Bildung eines Schutzbezirkes begegnen. 
Dies kann sich auch als notwendig erweisen, um der Abminderung der Menge 
des Wassers entgegenzutreten. 

In einem solchen Schutzbezirke darf dann Wasser von fremder Hand ent- 
weder überhaupt nicht, oder nur in beschränkter Menge entnommen werden, 
so daß der Bestand des geschützten Wassers gewährleistet ist. Deberflutungen 
des Schutzbezirkes sind mOglicbst zu verhindern. Die Aufbringung, Zuleitung 
oder Durchleitnng — es sei denn in vOllig sicheren dichten Röhren — von 
infektiösem oder schmutzigem Wasser, in erster Linie von Hausabwässem oder 
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SU rerhindern, anderseits, um eine Infektion, Vergiftung oder VenmreiBigung 
des Wassers zu verhüten. 

aber von bedenklichen Indnstrieabwässem müssen verboten werden. Nicht 
kompostierte menschliche Auswurfstoffe dürfen selbst lu Düngungszweckea 
nicht in den Schutzbezirk hineingebracht werden. Es kann sich unter Um- 
standen empfehlen, auch den Tierdung fernzuhalten. Schädigende Betriebe und 
Industrien oder unter Umständen auch Anhäufungen von Halden dürfen dort 
nicht zugelassen werden. 

Oft ist es nützlich, den Schutzbezirk mit Buschwerk oder Bäumen za 
bepflanzen oder in sicherer Weise einzufriedigen. 

Die Erfahrung hat im Laufe der Zeit gelehrt, daß nicht allein in der 
Nähe, sondern auch in größerer Entfernung von der Schopfstelle unreines oder 
verdächtiges Oberflächenwasser sich dem guten Untergrundwasser beimischen 
kann, daß sogar das Ursprungswasser sell»t schlecht filtriert in weite Boden- 
kanälchen und -kanäle gelang. 

Um hierüber in das Klare zu kommen, und um gegebenenfalls das zufließende 
Wasser schützen zu können, muß man das an der Wasserleitung sich betei- 
ligende Qebiet möglichst in seiner Ausdehnun|; festlegen, die Mächtigkeit und 
Beschaffenheit der filtrierenden Schicht, sowie die schwachen Stellen darin 
(z. B. Erdstürze), ferner Arrosionen der Erdoberfläche (z. B. Steinbrüche) oder 
mit auffallend dünner flltrierender Decke überlagert^ zerklüftetes Gestein 
kennen lernen. Betreffs des Quell- und Grundwassers selbst ist zu untersuchen, 
in welcher Höhenlage es gefunden wird, wie rasch es sich bewegt, ob es Trü- 
bungen zeigt und welcher Art diese sind, wie stark und rasch der Wechsel in 
der Menge und Temperatur ist, wie der chemische und vor allem der bakterio- 
logische Befund zu den Zeiten großer Niederschläge oder bei Trübungen sich 
stellt. Weiter sind zu ermitteln die Beziehungen des Quell und Grundwassers 
zum Oberflächenwassor, also zu benachbarten Teichen, Seen und Wässerläufen. 

Zu all diesen Verhältnissen sind die Gefährdungsmomente, d. h. die Mög- 
lichkeit und Wahrscheinlichkeit, daß an die wunden Stellen des an der Wasser- 
leitung sich beteiligenden Gebiets Krankheitskeime gebracht werden (in den 

f eschlossenen Hochwald, in hohes steiles Gebirge z. B. kommen keine Typ^^^ 
eime, auf den gedüngten Acker wolil), in Beziehung zu bringen, und danach 
ist zu beurteilen, ob, inwieweit und wie ein Schutz gewährt werden kann 



Selbstverständlich läßt sich nicht für große Landstrecken die Düngung 
verbieten, oder die Einrichtung von Betrieben und Industrien untersagen, oder 
eine Ansiedelung von Menschen verhindern, aber man kann die stark gemhrdeten 
Bezirke heraussuchen und für sie zweckentsprechende Schutzmaßregeln vor-, 
schreiben ; so z. B., daß die Unratstoffe in dichten Gruben aufgefangen werden 
müssen (eine Vorschrift, die ohnedies an manchen Orten bereits besteht), daß 
frische menschliche Fäkalien nicht zur Düngung benutzt werden dürfen, daß 
die Desinfektion der Abgänge von Typhus-, Cholera- oder sonstigen infektions- 
gefährlichen Kranken nicht bloß anzuordnen, sondern auch zu Überwachen ist 
und dergleichen mehr. In den bedrohlichen Gebieten ist das Einleiten von 
Abwässern bedenklicher Art in Erdfälle, Spalten, Klüfte oder in stark 
durchlässigen Boden zu untersagen. In Steinbrüchen und an ähnlichen gefähr- 
denden Betriebsstätten sind dichte Tonnen zum Auffangen von Fäkalien auf- 
zustellen, hinsichtlich ihrer Benutzung zu überwachen und in entsprechenden 
Zwischenräumen zu entleeren. Auf diese und ähnliche Weise können vor- 
handene Gefahren beseitigt oder wenigstens erheblich verkleinert werden. 

Wenn die Möglichkeit der Verschmutzxug und Infektion des Wassers 
von weiten Bezirken aus nicht von der Hand zu weisen ist, wenn auf andere 
Weise die Zuführung eines mindestens gegen Infektionen gesicherten Wassers 
nicht bewerkstelligt werden kann, oder aus irgend welchen Gründen eine Fil- 
tration oder Sterilisation nicht angSngig sein sollte, so bleibt nichts anderes 
übrig, als für solche weitere Gebiete dadurch einen gewissen Schutz anzustreben, 
daß man die durch Wasser übertragbaren Infektionskrankheiten so energisch 
wie möglich bekämpft, wie das z. B. in großem Maßstabe seitens der Stadt 
Paris für ihre 4 mächtigen Wasserbezugsgebiete schon seit etwa 5 Jahren 
geschieht. Unter den hier in Betracht kommenden Infektionen steht der 
Typhus obenan. 



und muß. 
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12.1) Die Größe, Gestalt und Lage des Schatcbesirkes ist den je* 
weiligen Ortlichen Verhältnissen entsprechend nach Anhörung von Sach« 
Tentftndigen (Geologen, Wassenrersorgnngsingenienre, Chemiker, Hygieniker 
usw. festzusetzen. 

18. *) Soweit geeignete Wassergewinnungsstellen oder Schutzbesirke nicht 
Ireih&ndig zu Eigentum erworben oder in einer anderen, dauernd sicheren 
Weise geschlitzt werden kOnnen, empfiehlt es sich, die Verleihung des Ent- 
eignungsrechts zu beantragen. 

Unter Umständen gewährt der Erlaß polizeilicherAnordnungen, durch 



Wie Infektionserreger, so müssen auch Giftstoffe ferngehalten werden. 
Hierbei kommen wohl allein industrielle Betriebe in Betracht. Das Einleiten 
Yon Industrieab Wässer in den Boden darf in dem ander Wasserlieferung 
sich beteiligenden Gebiete nicht zugelassen werden; ebensowenig dürfen dort 
Erzeugnisse oder Abfälle von Industrien, welche differente Auslaugungsprodukte 
in schädigender Menge in den Boden gelangen lassen, gelagert werden und 
dergleichen mehr. 

Auch für Anlagen zur Versorgung mit Oberflächenwasser kann sich ein 
Schutzbezirk notwendig machen. 

Oberflächenwasser ist so lange unbedenklich, als Krankheitskeime nicht 
hineingelangen kOnnen. Es ist daher das Wasser von solchen Bächen, Teichen 
oder Stauweihern, welche verloren in einem einsamen Gebirgstale weitab von 
menschlichen Ansiedelungen und yom Verkehre liegen, in manchen Fällen als 
ungefährlich zu betrachten. Damit diese Eigenschaft bleibe, müssen die auf 
solches Wasser angewiesenen Gemeinden die Möglichkeit erhalten, das Wasser 
and seine Znfloßgebiete zu schützen. Sie müssen z. B. das Becht haben, oder 
erwerben kOnnen, Wege eingehen zu lassen oder Wege und Wasserläufe zu 
yerlegen oder aus dem Verkehr ausfallen zu lassen und Schutzstreifen oder 
Schutzgebiete einzurichten. 

Wenn infektionsverdächtiges Oberflächenwasser genommen werden muß, 
läßt sich die Infektions- und Verschmutzungsgefahr durch möglichste Bein- 
haltung des Bohwassers abmindern. So empflehlt es sich z. B. unter Um- 
ständen das Einlassen ungereinigter Betriebs- und Industriewässer für eine 
größere Strecke des oberen Flußlaufs zu verbieten. Ferner kommt in Frage, 
den oberhalb gelegenen Städten und Ortschaften das Einleiten der Haus- 
abwässer mit oder ohne Fäkalien entweder zu versagen, oder nur unter gewissen 
Bedingungen zu gestatten. Auch kann es sich empfehlen, eine vorgängige 
Eeinigung städtischer Abwässer nach einem bewährten, für den besonderen 
Fall geeigneten Verfahren sowie die Meldepflicht bei infektiösen 
Krankheiten und die zwangsweise Desinfektion der Abgänge der 
Kranken und der Krankheitsverdächtigen zu verlangen. 

Das auf solche Weise vor Schmutz und Infektionskeimen tunlichst 
bewahrte Bohwasser läßt sich dann durch entsprechende Weiterbehandlung 
derart reinigen, daß die Gefahr einer Krankheitsübertragung praktisch kaum 
noch in Betracht kommt. 

1) Zu Nr« 12. In manchen Fällen wird die Festsetzung der GrOße, 
Gestalt und Lage des Schutzbezirkes leicht sein, in anderen Fällen 
aber erhebliche Schwierigkeiten machen, so daß die Heranziehung von Sach- 
verständigen notwendig ist. Wenn unter diesen in Nr. 12 Geologen, Wasser- 
versorgungsingenieure, Chemiker und Hy^eniker besonders genannt sind, so 
Hegt das daran, daß gerade von ihnen eine zutreffende Beurteilung der Ver- 
hältnisse am ehesten zu erwarten ist Selbstverständlich kOnnen auch andere 
Sachverständige, z. B. Bakteriologen, Landwirte und Industrielle in Betracht 
kommen; letztere beiden umsome£r, als nicht selten ihre Interessen denen der 
Wasserentnehmer widerstreiten. Es wird sich empfehlen, die Ent- 
scheidung in die Hand einerBehOrde zu legen; in jedem Falle 
aber ist die Mitwirkung der Medizinalbeamten erforderlich, 
damit vor allem die gesundheitlichen Verhältnissse die ge- 
bührende Berücksichtigung finden. 

Zu Nr. 18. Am besten ist es, wenn die Stelle, an welcher das Wasser 
gewonnen wird, nebst ihrer näheren Umgebung und, faUs ein Schutzbezirk 
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welche innerhalb eines Schntzbezirket tiefere Aofgrabongen (Schürfungen^ 
AoBbaggeningeB, Steinbruche, Bergban obw.), die Erzeugiiag, Anftamminng oder 
Lagerung nachteilig auf das Waaser einwirkender Stoffe oder die Einkituig 
h&oslicher, stidtischer oder industrieller Abw&sser in Gewässer Terboten oder 
beschränkt werden, ausreichenden Schate. Auch läßt sich bei Flarregnliernngen 
oft Ton vornherein ein Schatzbesirk schaffen. 

Es liegt im Interesse der Öffentlichen Gesandheitspflege, daß Anträge 
aaf Erteilang des Enteignangsrechts zar Erwerbong tob gedgaeten Wasser- 
gewinnongsstellen and Schatzbezirken oder aaf Erlaß der im Absatz 2 be- 
zeichneten polizeilichen Anordnangen tanlichst Bertt<±8iditigang finden. 

IIL Binrlohtung der Anlage. 
14.1) Die Anlage selbst maß so eingerichtet and beschaffen sein, daß sie, 
sofern ein gesandheitlich einwandfreies Wasser geschöpft wird, dieses nicht 

geschaffen worden ist, aach dieser sich in den Händen des Besitzers des 
Wasserwerks befindet. Wo ein freihändiger Erwerb nicht za erreichen ist, da 
läßt sich zaweilen durch Bestellang yon Grandgerechtigkeiten mittels Vertrags 
unter Eintragung in das Grundbuch ein genttgender Schutz erzielen. Der 
Inhalt des Vertrages hat sich den Jeweiligen Verhältnissen anzupassen und 
dttrfte sich zumeist auf Beschränkungen oder Behinderungen der Bebauung, 
Düngung oder industriellen Ausnutzung des Gebiets erstrecken. 

Wo auch dieser Schutz, welcher trotz der amtlichen Eintragung weniger 
zuverlässig ist als der Besitz, nicht erreicht werden kann, da empfiehlt es 
sich, die Verleihung des Enteignungsrechts zu beantragen. 

Findet in einer Gemeinde eine Flurregelung durch Zusammenlegung der 
Grundstücke statt, so läßt sich die Bildung eines Schutzbezirkes für Quellen 
in der Weise durchführen, daß der Gemeinde bei der Umlegung die Quelle 
nebst Abfluß und einem entsprechenden Stücke Land oberhalb der Quelle über- 
wiesen wird. Bei kleinen Quellen und Wiesenland dürfte manchmal schon ein 
Geviert von etwa 50 m Seitenlänge (= einem Inhalte von 2500 qm oder i/« 1^*) 
genügen. 

Nicht allein für den Schutzbezirk, sondern auch für die weitere Um- 
gebung, welche dem wasserpflichtigen Gebiete der Quellen angehört, oder wo 
das versorgende Grundwasser dicht und ungeschützt unter der Erdoberfläche 
steht, können polizeiliche Anordnungen zur Verhütung von Gefährdungen er- 
forderlich sein. Sie werden zwar nicht bei allen Veranstaltungen, aber doch 
bei manchen einzugreifen vermögen und hauptsächlich in den im Abs. 2 der 
Nr. 18 erwähnten Eichtungen sich zu bewegen haben. 

An die Bildung von Schutzbezirken wird nur heranzugehen sein, wenn 
dafür ein wirkliches Bedürfnis vorliegt, denn die dadurch entstehenden Kosten 
sind meistens erheblich ; es ist daher erwünscht, daß die Behörden geeigneten* 
faUs durch die Gewährung von Enteignungsrechten oder durch den Erlaß von 
polizeilichen Schutzbestimmungen tunlichst weit entgegenkommen, omsomehr 
als gewöhnlich die auf dem Spiele stehenden öffentUchen Interessen recht 
große sind. 

Die Bildung von Schutzbezirken ist nicht neu. Eine Anzahl deutscher 
Städte und Orte besitzt bereits Schutzbezirke teils für Grundwasser-, noch 
mehr indessen für Quellwasserversorffungen. In Frankreich, wo die Quellwasser- 
versorgungvorherrscht und das zeruüftete Kalkgebirge vielfach ein ungenügend 
filtriertes Wasser Hefert, hat man in dem Gesetze vom 16. Februar 1902: 
«relative ä la protection de la sant6 publique" Artikel 10 den «Pßrimötre de 
protection contre la poUution de ladite source** gesetzlich festgelegt. In 
Oesterreich, in England, in Nordamerika sind sehr große Schutzgebiete 
geschaffen worden und in den beiden letzteren Staaten geht man damit um, 
die Angelegenheit gesetzlich zu regeln. 

Zu Nr« 14 und 15. Bei der baulichen Anlage einer Wasserversorgung, 
bei welcher ein an sich gesundheitlich einwandfreies Quell- oder Grundwasser 
Verwendung findet, muß die Sorge dahin gehen, daß das Wasser in der Anlage 
*elbBt nicht versciüechtert wird. Eine Verschlechterung kann dadurch eä- 
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yenchlechtert, sofern aber nur ein gesundheitlich bedenkliches oder sonstwie 
nicht einwandfreies Wasser zur Verfügung steht, dieses in ein nnsch&dliches 
und billigen Ansprüchen genttgendes Wasser umwandelt. 

15. Quell- und Grundwasseranlagen sind so anzulegen und 
einzurichten, daß Krankheitserreger oder Verunreinigungen nicht eindringen 
können. 

Demgemäß sind SammelrOhren, Sammelstollen, Sammelgallerien, Kessel-^ 
Bohren-, artesische Brunnen, Quellfassungen, Sammelschächte, Sammelbrunnen^ 
Bevisionsschächte, kurz alle wassersammelnden, wasserführenden und wasser- 
haltenden Bauwerke der G^ewinnungsanlage so einzurichten, daß nur das zur 
Erschließung und Benutzung Toigesehene Wasser gefaßt, dagegen jedes Tage- 
wasser oder wilde Wasser oder sonstige Verunreinigungen, namentlich durch 
den menschlichen Verkehr, sicher und dauernd femgehalten werden. 

Die Saugleitungen der Pumpen und die Heberleitungen müssen Biit den 
Brunnen derartig yerbunden werden, daß kein anderes als das zur Erschließung 
Torgesehene Wasser in die Brunnen oder Leitungen eintreten kann. 

Zur Beinigung (Spülung) der Anlagen sind tunlichst Entleerungs- 
Yorrichtungen vorzusehen. Etwaige Anlagen zum Ausgleiche des Luftdrucks 
sind hygienisch einwandfrei einzurichten. 

Wenn mehrere Brunnen, Stollen, Quellfassungen oder ähnliche Ein-> 
richtungen angelegt werden, müssen sie, soweit angängig, einzeln ausschaltbar 
gemacht werden. 

treten, daß entweder verschmutztes, infiziertes oder infizierbares Oberflächen- 
wasser zufließt, oder daß Schmutzstoffe mit den ihnen etwa anhaftenden 
Krankheitserregern in anderer Weise in das an sich gut erschlossene Wasser 
gelangen. 

Am häufigsten und zugleich am gefährlichsten ist der Zutritt von Ober- 
flächenwasser ; eine Hauptsorge bei der, Herstellung der Anlagen muß dahin 
gehen, mindestens solches Wasser fernzuhalten. Um diesem wichtigen Grund- 
satz einen besonderen Nachdruck zu geben, sind in Nr. 15, Abs. 2 Einzelforde- 
rungen aufgestellt, ohne jedoch deren Zahl durch die dort angegebenen als 
ersdiOpft anzusehen. Eine weitere Gefahr liegt darin, daß das aurch seine 
Erschließung zum offenen gewordene Wasser durch die Luft oder durch hinein- 
fallende, hineingeworfene oder sonstwie eingedrungene Erdteilchen oder andere 
KOrper, an welchen möglicherweise Infektionserreger haften, verschmutzt oder 
infiziert wird. Der an der Fußbekleidung haftende Schmutz, die unreinen 
Hände und Kleider derjenigen Personen, welche in den Wasserversorgungs- 
anlagen verkehren, sind in erster Linie zu fürchten. Die Anlagen müssen 
daher so hergestellt und eingedeckt sein, daß sie zwar gut zugänglich, aber 
unter sicherem Verschlusse sind, und daß beim Einsteigen oder Begehen eine 
Berührung mit dem Wasser tunliclist vermieden, auch eine gute Beinigung 
der Gänffe, Laufplanken usw. ohne Beschmutzung des Wassers ermöglicht wird. 

Eue Lifelrtion durch die Luft ist wenig zu fürchten, sie dürfte zu den 
Seltenheiten gehören ; die Ventilationsöffnungen werden jedoch nicht selten als 
Eintrittspforten für Verunreinigungen mißbraucht; der herrschenden Ansicht 
nach sind Ventilationsöffnungen nur dort erforderlich, wo stärkere Luftdruck- 
schwankungen vorkommen, z. B. bei Zentralbrunnen^ Hochbehältern usw. ; sie 
müssen so eingerichtet sein, daß wohl die Luft ungehindert einzutreten vermag, 
aber Verunreinigungen weder an sich eindringen, noch durch die Ventilations- 
einrichtungen ekigebracht werden können. 

Fast jedes Wasser bringt etwas Sand oder Ton mit; auch scheiden sich 
nicht selten aus den Bohren usw. (Nr. 7, Abs. 2) TeUchen aus ; obschon diese 
Fremdkörper gesundheitlich unbedenklich sind, so beeinträchtigen sie doch den 
Anreiz zum Genüsse; daher ist für die Möglichkeit ihrer Entfernung Sorge 
zu tragen. 

Sind, wie häufig bei größeren Wasserversorgungen, mehrere Brunnen 
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16.^) Anlagen, welche Oberilächenwasser oder ein der Infektions- 
gefahr ansgesetstes Grand- oder Qaeliwasser verarbeiten, sind so einzurichten^ 
daß die im Bohwasser etwa vorhandenen Krankheitserreger beseitigt werden 
and neue nicht hineingelangen (vgl. Nr. 15). 

Die in den «Grundsätzen zur Beinigong von Oberflächenwasser durch 
Sandflltration'' vom 18. Januar 1899 (vgL Veröffentlichungen des Kaiserlichen 
Gesundheitsamts, Jahrgang 1899 S. 107) enthaltenen Bestimmungen werden 
hierdarch nicht berührt. 

11.') Es sind Einrichtungen zu treffen, durch welche Färbungen und 
Trübungen des Wassers sowie Fehler im Geschmack und Gerüche beseitigt 
oder wenigstens auf ein erträgliches Maß herabgedrückt werden (vgL Nr. 7, 
Abs. 2), ohne daß Verschlechterungen des Wassers in anderer Hinsicht eintreten. 

Sämtliche Lüftungseinrichtungen dieser Anlagen sollen mit Drahtgewebe 
oder auf andere Art abgesclüoBsen sein. Die zum Begehen der Anlagen er- 
forderlichen Laufplanken, Gänge usw. sind zu wasserdichten Binnen auszubilden, 
welche eine Beinigung ohne eine Beschmntzung des Filter- oder Lüfterwassen 
gestatten. 

oder Quellfassungen vorhanden, so müssen dieselben, sofern das angängig ist, 
einzeln ausschaltbar sein, weil durchaus nicht selten die eine QueUe oder der 
eine Brunnen trübes oder sonstwie weniger gutes Wasser liefert, während die 
anderen noch ein tadelloses Wasser spenden. Man muß dann die Möglichkeit 
haben, das geringwertigere Wasser nicht zu benutzen. Auch aus technischen 
Gründen ist die Ausschaltbarkeit der einzelnen Teile notwendig, es können 
z. B. bei dem einen oder dem anderen Brunnen, oder bei der einen oder der 
anderen Quellstube Mängel eintreten oder Beinigungsarbeiten erforderlich 
werden, welche die Ausschaltung verlangen. VergL oben zu Nr. 10. 

') Zu Nr« 14 und 16« Oberflächenwasser, das zur Versorgung heran- 
gezogen wird, ist in den seltensten Fällen einwandfrei. Die Gewinnnngsanlage 
muß dann zugleich eine Verbesserungsanlage sein insofern als sie mindestens 
die suspendierten Teilchen, in erster Linie die Krankheitserreger, aus dem 
Wasser entfernen soll Das in Deutschland übliche Verfahren ist zurzeit noch 
die Sandfiltration. Li den «Grundsätzen zur Beinigung von Oberflächenwasser 
durch Sandfiltration'' vom 18. Januar 1899 — Veröffentlichungen des Kaiser- 
lichen Gesundheitsamts 1899, S. 107 — ist die Forderung aufgestellt, daß ein 
Beinwasser nur dann als gesundheitlich genügend angesehen werden könne, 
wenn es im Kubikzentimeter einer sachgemäß entnommenen Probe nicht melir 
als 100 Keime enthalte. Diese Zahl ist zunächst angefochten worden, aber im 
Laufe der Zeit hat sich ergeben, daß ein solches Wasser von der Wasser- 
versorgungstechnik geliefert werden kann, und daß auch gesundheitliche 
Störungen bei seiner Verwendung nicht eingetreten sind; zurzeit wird deshalb 
von keiner Seite mehr ^egen den durch die Zahl 100 ausgedrückten Beinheits- 
grad ein emstlicher Widerspruch erhoben. 

Auch bei anderen Beinigungsverfahren, die etwa zur Anwendung ge- 
langen sollten, wird man als Mindestleistung das verlangen müssen, was eme 
gute Sandfiltration leistet Auch dürfen solche neue Verfahren das Wasser in 
seiner Genuß- und G^brauchsf ähigkeit nicht herabmindern ; als Grenze des Zu- 
lässigen dürfte auch nach dieser Bichtung hin das Beinwasser der zurzdt 
üblichen Sandfiltration gelten. 

') Zu Nr« 17« Manche Wässer der Tiefe und der Oberfläche besitzen, 
selbst wenn sie gesundheitlich nicht zu beanstanden sind, Fehler, welche ihre 
Annehmlichkeit in mäßigem, nicht selten sogar in recht erheblichem Maße be- 
einträchtigen. Dazu gehört z. B. der Eisen- und Man gangehalt, die An- 
wesenheit von Schwefelwasserstoff, der GeschmadE nach Tinte oder 
Torf, schlechtes Aussehen infolge Trübungen oder Färbungen usw. 

Durch besondere, dem Einzelfall anzupassende Verfahren, unter welchen 
die Lüftung und die Filtration die erste Bolle spielen, gelingt es, die Fehler 
ganz oder zum Teil zu beseitigen; sehr widerstandsfähig sind die Färbungen 
und der torfige oder erdige Geschmack. 
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18.1) Alle Behälter fllr reines and gereinigtes Wasser mttssen 
so eingerichtet sein, daß das Wasser gegen Vemnreinignngen nnd Infektionen 
TöUig gesichert ist, daß die BehUter leicht gereinigt werden kOnnen und daß 
tnnliohst Wasseromlauf in ihnen stattfindet Die BehSlter und Bohre müssen 
so tief liegen oder so eingedeckt sein, daß das darin befindliche Wasser von 
der Tagestemperatnr möglichst wenig beeinflußt wird. Die Bohrleitungen 
mttssen so beschaffen sein, daß ein Eindringen von Schmutz und Erankheits- 
keimen ausgeschlossen und ein guter Wasserumlauf gewährleistet ist Eine 
ausgiebige Spttlung des Bohmetzes soll mOglich sein. 

Auch mttssen Einrichtungen getroffen sein, um Proben des Wassers zum 
Zwecke der Untersuchung sachgemäß entnehmen zu kOnnen. 

lY. Plftne, BauanafOhnuig und Abnalime. 

19. *) Die Durchftthrung der vorstehenden Grundsätze erscheint nur dann 
gesichert, wenn die für eine Neuanlage oder eine größere Erweiterung 
einer bestehenden Anlage ausgearbeiteten Pläne vor der Ausführung, 
der Ban während der Ausführung und die fertigen Anlagen vor der Inbetrieb- 
nahme seitens der Behörde einer sachrerständigen Prüfung in hy- 
gienischer Hinsicht unterworfen werden. 

Die Lüftungsanlagen sind durch Schutzgitter abzuschließen, um das an 
diesen Stellen in breitester Ausdehnung mit der Luft in Berührung kommende 
Wasser mOcdichst vor Yerunreinigunffen zu schützen. 

Die Enteisenungs- und ähnliche Anlagen müssen leicht begehbar sein 
und werden yiel begangen. Damit das Hereindringen von Schmutz und Erd- 
teilchen in das Wasser unmöglich gemacht werde, ist die in dem letzten Satze 
des Abs. 2 von Nr. 21 aufgeführte Forderung gestellt worden. 

Es würde unangebracht sein, wenn Gemeinden aus Sparsamkeitsrück- 
sichten die zur Beseitigung der angedeuteten Fehler erforderlichen Anlagen 
nicht einrichten wollten ; denn durch Fehler des Wassers wird der Gebrauch 
wesentlich eingeschränkt und nur ein Teil des gesundheitlichen Nutzens errdcht, 
welchen die Einführung einer zentralen Wasserversorgung bezweckt. 

1) Zu Nr. 18. Das in Nr. 14 bis 17 Besprochene bezieht sich in der Haupt- 
sache auf die Wassergewinnungsanlagen. Die Forderung, daß Verunreinigungen 
und Infektionen vermieden werden müssen, gilt in gleicher Weise für die- 
jenigen Einrichtungen, welche der Wassersammlung, der Zuleitung und Ver- 
teilung dienen. Hinzu kommt hier die Sorge, den Anreiz zum Genüsse, die 
Annehmlichkeit des Wassers zu erhalten. An erster Stelle steht die gleich- 
mäßig küble Temperatur, daher die Forderung, daß Behälter und Bohre die 
erforderliche Deckung haben, und daß das Wasser weder an der einen, noch 
an der anderen Stelle ruhe, sondern sich möglichst in gleichmäßiger Vorwärts- 
bewegung befinde. An zweiter Stelle kommt das gute Aussehen; dasselbe 
wird hauptsächlich durch eingeschwemmte oder in den Böhren entstandene 
Teilchen beeinträchtigt; es müssen daher möglichst alle Behälter und Bohr- 
leitnngen einer aus^ebigen Beinigung unterzogen werden können, und die 
dafttr erforderlichen Einrichtungen von vornherein i^etroffen werden. 

Die Einrichtungen zur Probeentnahme fttr die Untersuchung müssen so 
getroffen werden, daß bei Gewinnungsanlagen möglichst das frisch eintretende, 
bei Sammelbehältern das austretende Wasser geschöpft werden kann; ein an 
irgend einer beliebigen Stelle aufgesetztes Bohr mit abnehmbarer Verschraubung 
genügt nicht. 

2) Zu Nr« 19« Die Wasserversorgungsanlagen gehören nicht zu den kon- 
zessioni^fiichtigen Anlagen im Sinne der Gewerbeor&ung. Jedoch haben die 
Poliseibehörden, welchen die Sorge für das ffesundheitliche Wohl der Bevölkerung 
anvertraut ist, auf Grund dieser Verpflichtung das Becht, über die Anlagen 
zu wachen und zu verhindern, daß Anstalten entstehen, welche dem Publilnim 
schädlich werden können. Es muß daher den Ortspolizeibehörden und den 
ttber sie gesetzten Verwaltungsbehörden die Möglichkeit gegeben sein, die für 
eine öffentliche Anlage aufgestellten Pläne einzusehen und sie von sach- 
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B. Betrieb. 



20.1) Der Betrieb der Anlage ist so za gestalten, daß den Aniordenugen 
der Nr. 14, 15 und 16 dauernd entsprochen wird. Bei Anlagen mit Sand- 
filtration ist bezüglich der Betriebshaltung den „Grands&tzen fttr dieBeini- 
gnng Yon Oberflächenwasser durch Sandflltration" Tom 13. Januar 1899 stets 
in Yollem Umfange Bechnnng zu tragen. Anlagen anderer Konstruktion, die 
gleichen Zwecken dienen, sind so in Betrieb an halten, daß ihre Wirkung 
dauernd der einer guten Sandflltrationsanlage mindestens gleichkommt 

21. Anlagen mit Einrichtungen, durch welche Färbungen oderTrfl- 
bungen oder andere Fehler beseitigt werden sollen, mflssen so betrieben 
werden, daß ein zufriedenstellender Erfolg (ygl. Nr. 17) dauernd erzielt wird. 

22. ') Es ist Vorsorge zu treffen, daß der Betriebsleitung zur er- 
lässiger, sachkundiger, hygienischer B eirat stets zur Seite steht Ins. 
besondere hat die Betriebsleitung bei Störungen oder Aenderungen im Betriebe 
sich rechtzeitig ttber die gesundheitliche Tragweite derartiger Vorkommnisse 
zu unterrichten und darauf bei ihren Maßnahmen Bücksicht zu nehmen. 
Wesentliche Störungen sind alsbald, wesentliche Betriebsänderungen Tor der 
Ausführung der Behörde anzuzeigen, so daß diese die etwa Tom Standpunkte 
der öffentlichen Gesundheitspflege erforderlichen Maßnahmen rechtzeitig 
treffen kann. 

verständiger Seite auf ihren gesundheitlichen Wert nach Maßgabe der hier 
gegebenen Anleitung prüfen zu lassen. Ueber die angeführte gesundheitliche 
und gesundheitstechnische Grenze hinaus wird sich, abgesehen yon allgemeinen 
baupolizeilichen Gesichtspunkten, die Kontrolle in der Begel nicht zu erstrecken 
brauchen. 

Auch während des Baues darf die üeberwachung nicht fehlen, schon 
aus dem Grunde nicht, weil ein Teil der Arbeiten hygienisch sehr wichtig ist 
und weil manche Anlagen, z. B. Wasserfassungen, später eingedeckt und 
dadurch der ünteisuchung und Begutachtung entzogen werden. Dem Ermessen 
der Prüfungsbehörde muß überlassen bleiben, ob und inwieweit sie die Besich- 
tigungen Torzunehmen für erforderlich erachtet 

Pläne und Ausführung zeigen nicht selten Abweichungen, meistens 
bedingt durch örtliche Verhältnisse, die indessen den gesundheitlichen Wert 
der Anlage zu beeinflussen vermögen. Die Behörde muß daher außer den 
Plänen auch den fertigen betriebsfähigen Bau einsehen und darf die Erlaubais 
zur Benutzung nicht eher geben, bis sie sich überzeugt hat, daß das öffent- 
liche Interesse in gesundheitlicher Beziehung gewahrt ist 

Die Landesregierungen bestimmen die Organe, denen sie die sach- 
verständige Prüfung zuweisen; es wird, da es sich um eine hervorragende 
gesundheitliche Einrichtung handelt, ein hygienisdier Sachverständiger, als 
welcher meist ein Medizinalbeamter in Betracht kommt, dabei nicht iehl&i 
dürfen. 

*) Zu Nr. 20 uid 21« Die hier gestellten Anforderungen sind nichts 
anderes als die Folgerungen aus den in Nr. 14 und 18 aufffeetellten Grundsä t zen, 

') Zu Nr« 22. Die Betriebsleiter müssen die Möglichkeit haben, sich in 
Zweifelsfällen an einen sachkundigen hygienischen Beirat zu wenden. Seitens 
des Besitzers der Wasserversorgungsanlage ist daher Vorsorge zu treffen, daß 
der Betriebsleitung ein solcher jederzeit zur Verfügung steht Namentlich 
Betriebe, die ein nicht vollkommen sicheres oder in seiner Beschaffenkdt 
schwankendes Wasser verabfolgen, wie z. B. alle Filter- und Sterilisations- 
anlagen und ein nicht unbeträchtlicher Teil der Grund- und Quellwasser- 
versorgungen, müssen stets einen solchen Berater zur Hand haben. Seine Auf- 
gabe ist es, die Betriebsleitung über die hygienische Bedeutung, über etwaige 
gesundheitliche Folgen von Störungen oder von Aenderungen im Betrieb au- 
zuklären und die eriorderlichen Maßnahmen vorzuschlagen. Ob der Berater 
die zu seiner Information und zur Prüfung des Werkes eriorderlidien örtlichen, 
chemischen und bakteriologischen Untersuchungen selbst ausführt, oder ob sie 
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33. Das beim Betriebe der Anlage mit dem Wasser ia Berührung 
koHimende Personal soll an Zahl mOglio^ gering sein; es ist zurBeinUch- 
keit ansuhalten; forUanfende ärztliche Ueberwachnng des Personi^ ist er- 
wttnscht Personen, welche an ekelerregenden oder ansteckenden Erankkeiten 
leiden, müssen yom technischen Betriebe sofort nnd solange femgehalten werden, 
als nach ärztlichem Ermessen noch eine Gefahr besteht. Bezüglich der in 
Nr. 4 bezeichneten Krankheiten gilt dies anch ftr solche Personen, welche der 
Krankheit nur verdächtig oder Infdctionsträger oder auch nar einer Infektions- 
mOglichkeit in erhöhiem Maße, z. B. infolge von TjphnsfäUen in ihrer näheren 
Umgebung (Familie, Hans), ausgesetzt sind. 

Ton anderer Seite, z. B. durch einen Chemiker, Techniker, Arzt usw. ausgeführt 
werden, ist von untergeordneter Bedeutung und entscheidet sich nach Lage 
des Falles. 

Viele Werke dürften den zuständigen Medizinalbeamten als Beirat 
nehmen, was sich schon um deswillen empfiehlt, damit der Beamte das Werk 
genau Icennen lernt, und die Ueberwachung eine fortlaufende und besonders 
sichere wird. 

Die Forderung, wesentliche Störungen oder Aenderungen des Be- 
triebs der BehSrde mitzuteilen, ergibt sich schon aus dem polizeilichen Aufsichts- 
rechte. Als wesentlich sind diejenigen Aenderungen nnd Störungen anzusehen, 
welche auf die Me^e des Wassers einen starken Einfluß ausüben oder die 
Beschaffenheit des Wassers in gesundheitlicher Beziehung zu beeinflossen ver- 
mögen. Was im Einzelfall eine solche Aenderung ist, das muß für das be- 
treuende Gebiet oder für das einzelne Werk festgelegt werden; es kann z. B. 
bei dem einen Werke ganz belanglos sehi, ob ein Brunnen oder eine Beihe 
von Brunnen außer Betrieb gesetzt wird, bei einem anderen Werke wird jedoch 
dadurch auf die Menge und Beschaffenheit des gelieferten Wassers wesentlich 
eingewirkt. Die Meldungen müssen so früh erfolgen, daß die gesundheitlich 
erforderlichen Maßnahmen zeitig genug getroffen werden können. 

') Zu Nr« 28. Die Geffüir, daß ein Wasser infiziert wird, ist um so 
geringer, je weniger Menschen mit dem Wasser in Berührung kommen, je 
reinlicher sie sind, und je mehr sie gelernt haben, daß jede Verunreinigung 
des Wassers zu vermeiden ist. üm die Gefahr noch mehr zu verringern, 
empfiehlt es sich, daß die Werke ihre Arbeiter fortlaufend unter ärztliche 
Ueberwachung stellen ; das ist besonders wünschenswert bei solchen Betrieben, 
bei welchen zahlreiche Leute beschäftigt werden, oder der Wechsel im Personal 
ein großer ist. Leute, welche an ekelerregenden oder ansteckenden Krank- 
heiten leiden, dürfen nicht in dem Betriebe beschäftigt werden. Wenn auch 
als durch Wasser übertragbar nur die in Nr. 4 bezeichneten Krankheiten 
gelten, so können doch bei Gelegenheit auch andere Infektionskranldieiten 
übertragen werden ; daher ist große Vorsicht am Platze ; sie ist um so mehr 
geboten, als die Erreger einer Beihe von Krankheiten nicht bekannt sind. 
Zudem ist Wasser ein Nahrungsmittel, welches von allen genossen wird, daher 
besonders zum Genuß einladend sein soll und, einmal infiziert, sehr vielen 
schaden kann. Hinsichtlich der unter Nr. 4 aufgeführten Kranldieiten ist auch 
das Fembleiben der Krankheits- und Lifektionsverdächtigen von den Betrieben 
auf solange erforderlich, als eine Gefahr noch besteht Ueber letzteres hat 
der Arzt zu entscheiden. 

Wenn auch als Kegel gelten muß, daß wie überhaupt im Nahrungs- 
mittelgewerbe, so auch bei der Wasserversorgung infizierte und — für gewisse 
Krankheiten (Nr. 4) — infektionsverdächtige Personen nicht beschäftigt werden 
sollen, so ist es doch mit Bücksichl auf die Werke und auf die Arbeiter er- 
wünsdit, daß Ausnahmen zulässig sind. Es macht, um ein Beispiel zu ge- 
brauchen, einen Unterschied^ ob jemand einen leichten Typhus oder eine an- 
steckende Bartflechte hat; emen Typhuskranken wird man überhaupt nicht im 
Betriebe haben wollen, ein von der Bartflechte Befallener aber ist kaum zu 
beanstanden, sofern er in einem Teile des Betriebes arbeitet, wo er mit dem 
Wasser in keinerlei Weise in Berührung kommt. Ganz allgemein läßt sich 
schon mit Bücksicht auf die Verschiedenheit der Betriebe und der einzelnen 
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24. Bei BeschSfUgiug in den Filtern ist den Arbeitern besonderes Schnh- 
zeog für alle Arbeiten, durch welche sie während des Betriebs mit dem Wasser 
in Bertthmng gebracht werden, und außerdem eine wasserdichte Kleidung Tor* 
rätig zu halten. 

Zu den Betriebsarbeiten dürfen nur saubere Werkzeuge benutzt werden, 
welche in besonderen Behältnissen aufzubewahren sind. 

Sind im Innern Ton Anlagen zur Gewinnung, Sammlung und Zuleitung 
Yon Wasser Arbeiten ausgefllhrt worden, so ist Tor erneuter Benutzung eine 
kräftige Spülung erforderlich. 

25. Wenn in Fällen höherer Gewalt die Lieferung gesundheiUidi nidit 
einwandfreien Wassers unvermeidbar ist, muß dies sofort dlfenUich bekannt 
gemacht und der zuständigen Behörde angezeigt werden. 

0. Ueberwaolmiiff. 

26. Die üeberwachnng verfolgt den Zweck, festzustellen, daß ein aa 
sich einwandfreies Wasser nicht infiziert, verschmutzt oder sonstwie nachteilig 
verändert, sowie daß ein nicht einwandfreies Wasser zu einem unschädlichen 
und billigen Ansprüchen genügenden Genußwasser umgewandelt wird. Wenn 
dies bei dem einen oder dem anderen Wasser nicht der Fall ist, oder wenn 
ein Wasser nachträglich verschlechtert wird, sind die Ursachen zu ermitteln 
und, wenn mOglich, Mittel zu ihrer Beseitigung anzugeben. Auch das Vorhan- 
densein der genügenden Wassermenge ist durch die Ueberwachung festzustellen. 

27. Die üeberwachnng hat sich zu erstrecken auf 
a) die Umgebung der Anlage, 



Krankheitsfälle nicht festlegen, welche Kranke oder Verdächtige für solche 
Teile des Betriebs, wo die Leute weder direkt noch indirekt mit dem Wasser 
in BerfÜirung kommen, zugelassen werden dürfen; das zu entscheiden, muß 
vielmehr im Einzelfalle dem pfilchtmäßigen Ermessen des Arztes über- 
lassen bleiben. 

Zu Nr. 24« Durch die Verabfolgung besonderer Kleidungsstücke sollen 
einerseits die Arbiter gegen das Wasser, anderseits das Wasser gegen eine 
etwaige Lifektionsgefahr durch die Arbeiter geschützt werden. 

Zu Nr« 25« Unter ganz besonderen Verhältnissen, d. h. in Fällen höherer 
Gewalt kann ein Wasserwerk in die Lage kommen, ein nicht ganz einwand- 
freies Wasser verabfolgen zu müssen. Da das nicht einwandfreie Wasser eine 
Gefahr für Leben und Gesundheit seiner Abnehmer bergen kann, so erwächst 
dem Werke die Pflicht, die Bevölkerung und zu gleicher Zeit die Behörde in 
Kenntnis zu setzen. Sofern es irgend angängig ist, muß die Mitteilung vor 
der Abgabe des nicht einwandfreien Wassers, Im anderen Falle sofort nach 
Beginn geschehen, damit die Behörde die Möglichkeit hat, die Bevölkerung zu 
warnen und Mittel anzugeben, eine etwa vorhandene Gefahr zu beseitigen. 
Das Abkochen des Wassers ist ein einfaches und verhältnismäßig leicht durch- 
führbares Verfahren, um die Infektionsgefahr möglichst zu beheben, doch ist 
nicht nur das Trinkwasser, sondern alles in der Küche erforderliche Wasser, 
besser noch das gesamte Hausgebrauchswasser abzukochen. 

Der Begriff der ^höheren Gewalt** steht im allgemeinen fest Es ist 
aber besonders hervorzuheben, daß eine den gewöhnlichen Zuwachs nicht über- 
mäßig übersteigende und nicht plötzlich eintretende, femer eine vorauszusehende, 
wenn auch sehr starke Vermehrung der Bevölkerung, oder eine trockene Züi — 
wenn sie nicht die sonst eintretenden trockenen Perioden erheblich Übertrifft, 
wie das z. B. in den Jahren 1892/98 und 1904 der Fall war — als „höhere 
Gewalt* keineswegs aufzufassen sind. 

') Zu Nr» 20 und 27. Soll dauernd ein gutes Trinkwasser und Gebrauchs- 
wasser geliefert werden, so ist nicht nur eine entsprechende Beurteilung und 
Prüfung bei der Einrichtung^ der Wasserversorgung, sondern eine fortlau- 
fende Aufsicht über die Umgebung der Anlage, die Anlage selbst und 
den Betrieb erforderlich. 
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b) die Anlage selbst einschließlich Wassergewinnang, Fassung, Zuleitung, 
Verteilung, Entnanme und 

c) den Vertrieb. 

28.^) Die Art der Ueberwachung hat sich nach der mehr oder minder 
großen Sicherheit, welche die Wassenrenorgungsanlage bietet, und nach der 
ihr zukommenden mehr oder minder großen wirtschaftlichen Bedeutung zu 
richten. Dabei macht es, sofern die Anlage öffentlichen Zwecken dient, keinen 
Unterschied, ob sie sich im Eigentum oder in der Verwaltung eines Staates, 
eines Öffentlichen Verbandes (Kreis, Bezirk, (Gemeinde oder dergleichen), einer 
Genossenschaft oder einer oder mehrerer Privatpersonen befindet Oeffentlichen 
Zwecken im Sinne dieser Qrundsfttze dienen auch die Anlagen solcher Anstalten, 
welche dem Publikum geOffnet oder zugewiesen sind, z. B. Krankenhäuser, 
Schulen und Erziehungsanstalten, Kasernen, Gefangenanstalten. 

Wenn auch die Einrichtungen anffinglich tadellos hergestellt und in 
Betrieb gesetzt sind, so kOnnen sich doch aUm&hlich ünregelm&ßigkeiten ein- 
schleichen, oder durch Natur- oder sonsti|;e Ereignisse Störungen entstehen, 
die nicht oeseitigt werden, wenn eine Aufsicht femt Auch werden im Laufe 
der 2^it die Verhältnisse anders : Sumpfwiesen, welche die Quellfassungen und 
Brunnen umgaben, werden infolge ständiger Wasserentnahme in g^üngtes 
Ackerland yerwandelt, unterirdische QuoUäiue nehmen andere Wege, das Grund- 
wasser senkt sich dauernd, die Be?01kerung der Stadt wächst, die Wasser- 
entnahme steigt, aber die Wassergewinnungsanlagen wurden nicht yergrOßert 
Alles dieses und noch manches andere verlangt dringend eine Aufsicht durch 
die Behörden. 

Die Ueberwachung verfolg den Zweck, dafflr zu sorgen, daß stets ein 
infektionssicheres, gutes Wasser in genügender Menffo vorhanden seL 

Die Art der Prüfung der Wasserbeschaffenheit richtet sich nach 
der Art des Wassers ; sie erstreckt sich bei einem an sich einwandfreien Wasser 
darauf, ob der die tadellose Beschaffenheit des Wassers begründende Zustand 
noch besteht, und ob keine Schädigung des Wassers in Fassung, Sammlung 
und Betrieb hinzugekommen oder zu befürchten ist; bei nicht von vornherein 
einwandfreiem Wasser erstreckt sie sich darauf, ob das Wasser zu einem in- 
fektionssicheren (vergL Nr. 8, Abs. 2) und sonst möglichst guten umgewandelt 
und als solches erhalten wird. 

Zur Feststellung, ob stets die genügende Menge Wasser vorhanden ist, 
ist die beanspruchte Menge mit der abgegebenen zu vergleichen ; eine einfache 
Bestimmung der gerade vorhandenen Wassermasse genügt nicht. Auch muß 
darüber Klarheit geschaffen werden, ob das Wasser für die nähere Zukunft 
ausreicht und in welcher Weise beabsichtigt wird, einem herannahenden weiteren 
Bedürfnisse nach Wasser zu entsprechen. 

Finden sich in der Umgebung des Werkes, in seiner Anlage oder im 
Betriebe Fehler, so sollen, soweit angängig, ihre Ursachen festgestellt und 
Mittel zu ihrer Beseitigung angegeben werden. 

Zu Nr« 28» Maßgebend für die Art und den Umfang der Ueber- 
wachung ist in erster Linie die mehr oder minder große Sicherheit, welche 
die Wasserversorgungsanlage an sich bietet (z. B. Grundwasserversorgung in 
gut filtrierendem Boden, weit entfernt von menschlichen Wohnstätten und Be- 
trieben gegenüber einer Oberflächenwasserversorffung, die von dem Wasserlanf 
einer gewerbreichen Gegend gespeist wird), sowie ihre wirtschaftliche Bedeutung. 

Eine durch Wasser übermittelte Typhusepidemie in einer großen Stadt 
fordert selbstverständlich erheblich mehr Opfer als eine solche in einem kleinen 
Orte ; man kann also gewissermaßen sagen, eine Typhusepidemie in einer Stadt 
von 100000 Einwohnern ist gleichwertig 100 Epidemien in Orten von 1000 
Einwohnern, oder ein und derselbe Fehler, ein und dieselbe Nachlässigkeit 
kann sich bei einer Großstadt hundertmal mehr rächen, als bei einer ]Oeiü- 
stadt ; es steigt also die Verantwortung der Wasserwerksleitung und der Be- 
hörde proportional der Zahl der versorgten Personen. Vielfach sind die Wasser- 
versorgungen kleinerer Orte nicht so sorgfältig angelegt als die großer Städte; 
ist das der Fall, so bedürfen sie einer strengeren Ueberwachung als letztere; 
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29.1) Die Ueberwachung wird aosgettbt teils durch regelmäßig 
wiederkehrende, teils durch außerordentliche, infolge t^esonderer 
Vorkommnisse notwendig werdende Prttfnngen. 

Die regelmäßigen Prüfungen inden in bestimmten, von der zostfindigea 
Behörde festinsetzenden Zwischenräomen, mindestens aber alle drei Jahre em- 
mal statt 

Die Prttfongen haben tunlichst zu den Zeiten stattzoilndeB, welche sich 
erfahrungsgemäß als gefährlich eridesen haben, z. B. Wasserknappheiti, 
Wasserfalle. 

80.*) Die Prüfung hat in jedem Falle durch einen hygienischen Saeh- 



wegen der großen Yerantwortuog jedoch, die auf den Anlagen großer Städte 
raht, wird man diese trotz ihrer guten Einrichtungen stets einer besonders 
genauen Ueberwachung unterziehen müssen. 

Noch ein Punkt kommt hinzu. Nicht bloß Leben und Gesundheit kOnnen 
durch Epidemien gefährdet, auch die rein wirtschaftlichen Interessen können 
auf das schwerste geschädigt werden. Als Hamburg im Jahre 1892 von einer 
schweren Choleraepidemie heimgesucht war, lagen Handel und Wandel in 
Hamburg selbst völlig darnieder; aber nicht bloß Hamburg, ganz Deutschland 
war schwer dadurch benachteiligt, daß sein Haupthandelsnafen rerseucht war. 
Die wirtschaftlichen Verhältnisse dürfen also bei der Bewertung der Infektionen 
durch Wasser nicht übersehen werden. 

Hier sind es die ungünstigeren Sicherheitsverhältnisse, dort die be- 
deutenderen wirtschaftlichen Verhätnisse, welche gebieten, die Eontrolle mit 
besonderer Umsicht zu handhaben. 

Der Prüfung sollen unterzogen werden die „öffentlichen* Anlagen; 
jedoch muß, um einen möglichst großen Schutz zu gewähren, der Begriff der 
Oeffentlichkeit weit gezogen werden. Wenn z. B. ein Waisenhaus, ein größeres 
Priyatkrankenhaus oder ein größeres Hotel für sich eine Wasserrersorgung an- 
legt, so soll diese nach der hier aufgestellten Anleitung eingerichtet, betrieben 
und geprüft werden, kurz alles, nach den in der Anleitung aufgestellten Qrund- 
sätzen nach jeder Richtung hin erfolgen. Anstalten, die dem Publikum offen- 
stehen, oder auf welche bestimmte Be?ölkerungsteile angewiesen sind, gelten 
im Sinne dieser Anleituog als öffentliche. Für die Versorgungen größerer 
koDzessionspflichtigcr Anlagen, z. B. yon Fabriken, sind, soweit sie eigene 
Wasser?ersorgungen haben, die in der Anleitung enthaltenen Grundsätze in 
gleicherweise als maßgebend gedacht 

Zu Nr. 29. Soll die Ueberwachung guten Nutzen gewähren, so ist sie 
in regelmäßiger Wiederkehr auszuüben, außerdem müssen je nach dem 
Ermessen der Behörde auch außer der Reihe liegende Prüfungen vorgenommen 
werden können. Wie oft die Prüfungen von Umgebung, Anlage und Betrieb 
stattzufinden haben, hängt von den gegebenen Verhältnissen ab. Kleinere 
Werke, bei denen die Anlage einfach und die Betriebsverhältnisse leicht zu 
übersehen sind und deren Wasser als dauernd einwandfrei bekannt ist, erfordern 
eine nicht so häufige Wiederholung der Prüfung als größere und alle diejenigen 
kleineren Anlagen, welche nicht ganz sicher sind, oder bei denen die Menge 
und Beschaffenheit des gelieferten Wassers einem stärkeren Wechsel unterliegt 
Stets ist zu beachten, daß auch bei einfachen Verhältnissen sich Ungehörig- 
keiten einzuschleichen vermögen, die rechtzeitig beseitigt werden müssen. 

Da es sich bei den Präungen darum handelt, die schwachen Sdten der 
Werke kennen zu lernen, so werden sie in die Zeiten zu legen sein, welche 
für das Werk die ungünstigsten sind; das sind für eine Reihe von Anlagen 
(Stauweiher, Fluß Wasserversorgungen ans kleinen Flüssen betreffs der Menge 
und der Beschaffenheit, Grund- und Quellwasserversorgungen meistens nur be- 
treffs der Menge) die trockenen Perioden ; für andere kommen die wasserreichen 
Zeiten mehr in Betracht (Hochwasserperioden für Flußwasserversorgungen, 
starke Regen, Schneeschmelze für Quellen und dergleichen; meistens ist die 
gute Wasserbeschaffenheit in Frage gestellt). Ferner können längere Zeit an- 
haltender Frost, Zeit der Düngung und Bestellung der Aecker und manches 
andere in Betracht kommen. 

') Zu Nr. 80. Die Wasserversorgungen verfolgen in der Hauptsache 
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Ferst Endigen, sofern es sich aber nicht um ganz einfache Anlagen handelt, 
asch durch einen in Wasseryersorgangsfragen erfahrenen technischen Sach- 
Terstättdigen zu erfolgen. 

Wenn es erforderlich erscheint, hat die Behörde die Hinzuziehung 
weiterer Sachrerstandigen (Geologen, Chemiicer, Bakteriologen usw.) anzuordnen. 
Namentlich Icommt dies außer bei der ersten Anlage oder bei der Erweiterung 
größerer Werke (Nr.' 19) bei solchen Betriebsstörungen in Betracht, weiche 
nicht auf eine durch offensichtliche äußere Einflüsse heryor gerufene Ver- 
änderung der Menge oder der Beschaffenheit des Wassers zurückzuführen sind. 



gesundheitliche Zwecke, es ist daher notwendig, daß die Eontrolle durch ein 
Organ ausgeführt wird, welches die gesundheitliche Bedeutung zu würdigen 
vorsteht, und über den Jeweiligen Gesundheitszustand der Berölkerung unter- 
richtet ist. Diese Anforderungen erfüllt der hygienische Sachverstän- 
dige; oftwird das der Medizinal be am te des Bezirks sein. Er ist gegenüber 
der Behörde die in gesundheitlichen Dingen rerantworüiche Person. 

Das Wasser muß gesammelt, gefaßt zuweilen verbessert, zugeführt und 
verteilt werden. Diese Arbeiten übernimmt der Techniker. Da bei den tech- 
nischen Anlagen Fehler vorhanden sein oder sich einschleichen können, die von 
großem Beliug für die Menge oder Beschaffenheit des Wassers sind, so ist 
neben dem hygienischen häufig noch ein technischer Sachverständiger erforder- 
lich. Letzterer hat die technischen Einrichtungen und Betriebsverhältnisse zu 
untersuchen und das Gefundene dem ersteren mitzuteilen. 

Ein Wasserwerk ist zuweilen ein einfach, zuweilen ein kompliziert zu- 
sammengesetzter Organismus. Liegen die örtlichen Verhältnisse klar, ist die 
Anlage der Wasserversorgung in ihren Einzelheiten leicht zu übersehen und 
der Betrieb einfach, so genügt die Eontrolle durch den hygienischen Sach- 
verständigen allein. Dieser liat, wenn er zugleich der zuständige Medizinal- 
beamte ist, bei den Lnpfungen oder anderen Veranlassungen Gelegenheit, sich 
um die Wasserversorgung der von ihm besuchten Orte zu kümmern. Auch die 
Eosten dürften sich auf solche Weise geringer gestalten, als wenn er mit dem 
technischen Sachverständigen besonders an Ort und Stelle reisen muß. Trifft 
der hygienische Sachverständige auf irgend etwas ihm in technischer Hinsicht 
Verdächtiges, so ist der technische Stuüiverständige heranzuziehen. Bei den 
kleinen Gemeinden sind die Anlagen meist sehr einfach. Für die kleinen und 
kleinsten Ortschaften bilden der Gemeindebrunnen oder die Quelle, die im oder 
am Dorfe hervortritt, die gewöhnlichen Wasserbezüge. wenn nicht der Dorf- 
bach selbst das Wasser hergeben muß. Hier wird oft den kontrollierenden 
Medizinalbeamten zunächst viel Arbeit erwarten, denn viele dieser Bezüge 
werden den sanitären Anforderungen nicht voll entsprechen. Es wird sich 
empfehlen, noch in einer besonderen Brunnen Ordnung Begeln aufzustellen, 
nadi wdcnen die Brunnen gebaut, eingerichtet und kontrolliert werden sollen. 
— Die Wasserleitungen, mit welchen eine Beihe kleiner Gemeinden sich versehen 
haben, sind in großen Teilen Deutschlands mit wenigen Ausnahmen erst in der 
neuesten Zeit angelegt, als man die Gefahren, welche die Zubringung unsicheren 
Wassers mit sich Ahrt, schon erkannt hatte; sie bieten daher in der Bogel 
erheblich weniger hygienische Bedenken. 

in anderen Fällen, in denen die Anlagen kompliziert, der Betrieb eigen- 
artig und nicht leicht zu übersehen ist, mw zur Prüfung ein im Wasser- 
versorgungsfache durchgebildeter technischer Sachverständiger 
zugezogen werden, welcher das Werk und den Betrieb zu kotrollieren hat ; 
seine Meinung in technischen Dingen wird von dem Hygieniker zu hören sein. 

Unter Umständen, besonders bei Erstanlagen oder bei Vergrößerungen 
oder Veränderungen der Werke oder bei Störungen im Betriebe, die nicht ganz 
offenkundig sind, wird von Hygieniker und Techniker allein ein klares Urteil 
nicht gewonnen werden können. In solchen Fällen sind weitere Sachverständige 
heranzuziehen, oder ausgiebige Untersuchunffen zu veranstalten. Ueber die 
Oertlichkeit, soweit der unterirdische Lauf des Wassers in Betracht kommt, 
über die Filtrationsfähigkeit des Bodens, die Zerklüftung des (Gesteins, die 
Anordnung, das Steigen und Fallen des Gebirges, die Lage und Größe des an 
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81.0 Bei besonderen Vorkommnissen kann die Behörde auch jederseii 
eine Prüfung einer Wasserrersorgnngsanlage oder eine Wiederholung in ktrseren 
Zeiträumen anordnen, namentlich dflAn, wenn die Entstehung oder Verbreitung 
einer durch Wasser ttbertragenen Epidemie, z. B. Typhus, Cholera zu befftrohten 
steht, oder wenn eine solche bereits ausgebrochen ist 

Die Behörde hat dafflU zu sorgen, daß wesentliche Aenderungenim 
Betriebe rechtzeitig zu ihrer Kenntnis gelangen, und hat sich Uber die Ein- 
wirkung der Verfinderungen auf die gesundheitlichen Verhältnisse alsbald zu 
unterrichten. 

82.*) Die Wasserwerksleitung hat die Beauftragten der Behörde nach 
Möglichkeit zu unterstlltzen und ihnen das zur Prüfung erforderliche Material 
zur Verfügung zu stellen. Bei den Prüfungen ist zu begutachten, ob, und 
zutreffendenfalls, wie oft, wann und wie chemische, bakteriologische oder 
andere Untersuchungen soide Mengenbestimmungen des Wassers stattzufinden 
haben. Die BehOrde entscheidet, ob und inwieweit diesen Anforderungen zu 
entsprechen ist 



der Wasserleitung beteiligten Gebiets wird oft nur ein Geologe die nOtige Aus- 
kunft geben kOnnen. Zur weiteren Unterstützung bei der Ueberwachung stehen 
die Untersuchungen des Chemikers und Bakteriologen zur Verfügung; 
sie sind in manchen F&llen geradezu unentbehrlich. 

Zu Nr. 81. Die BehOrde hat wie das Becht so die Pflicht, zu Zeiten 
bestehender oder drohender Gefahr, z. B. bei Epidemien, oder wenn ein Wasser- 
werk unter besonders ungünstigen Bedingungen zu arbeiten gezwungen ist, 

J'ederzeit eine besondere Prüfung oder eine Wiederholung der labenden 
Prüfungen anzuordnen. 

Damit die BehOrde zur richtigen Zeit eingreifen kann, muß sie über das 
Werk und seinen Betrieb auf dem Laufenden gehalten werden. Nicht nur 
wesentliche Aenderungen in der Anlage (Nr. 19), sondern auch im Betriebe 
müssen ebenso wie Störungen in demselben (Nr. 22) frühzeitiR zu ihrer Eenntaüs 
kommen. Was unter wesentlichen Aenderungen einer Wasserrersorgungs- 
anläge verstanden werden soll, ist in den Erlauterungen zu Nr. 22 im Abs. 8 
ausgeführt 

') Zu Nr. 82. Die Ueberwachung verfolgt den Zweck, der Bevölkerung 
ein unschädliches und möglichst gutes Wasser zu gewährleisten. Hier trifft die 
Aufgabe der BehOrde mit der der Wasserwerksleitung zusammen. Daher 
ist ein enges Zusammenwirken aller Beteiligten und die Unterstützung der 
prüfenden Personen durch die Werksleitung notwendig. Die Prüfungen kOnnen 
nur dann ihren Zweck vollständig erfüllen, wenn die Prüfenden das Werk 
genau kennen; es ist daher erwünscht, daß kein zu häufiger Wechsel in d^ 
Ueberwachungspersonal eintritt, und anderseits, daß dem letzteren von selten 
der Werkleitung vOUiger Einblick in Anlage und Betrieb gewährt wird. 

Bei einer Beihe von größeren Wasserwerken finden regelmäßige Unter- 
suchungen der Menge und der Beschaffenheit des zufließenden und des ab- 
gegebenen Wassers statt Aufzeichnungen hierüber und ähnliche Materialien, 
z. B. die Verbrauchslisten, die Listen der geforderten Wassermengen, die chemi- 
schen und bakteriologischen Analysen, die Temperaturbestimmungen, die 
Trübungsbestimmungen im Boh- und Beinwasser usw., die genauen Zeich- 
nungen, welche jedes Werk besitzen muß, mit den bis auf den Tag der Prüfung 
gemachten Nachträgen, sind den Prüfenden zugängig zu machen. 

Erscheinen die gemachten Untersuchungen nicht zweckentsprechend oder 
nicht ausreichend oder sind Untersuchungen überhaupt nicht gemacht, wo sie 
notwendig gewesen wären, so sollen die Prüfenden um ihre zweckmääge Aus- 
führung ersuchen. Entstehen Meinungsverschiedenheiten betreffs der in Nr. 82 
erwähnten Untersuchungen, so ist die Entscheidung der zuständigen BehOrde 
herbeizuführen. 
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83.') Eb empfiehlt sichf den (Hng ond Umfang der Priifang der Wasser- 
yersorgongsanlagen durch Ans fflhrnngsbest immun gen zu regeln. 

(Jeher die Prftfong ist eine Niederschrift anfznnehmen, welche den Be- 
teiligten abschriftlich mitgeteilt werden soll. 

B. Könlipreioli PrenMeii« 

Ladung der Krelsinte nnd der Krelstlerftrste als Zeugen oder Saeh- 
rerständige. Allgemeine Verfftganff des Jastizministers vom 
21. Aprill906 — I. Nr. 1846 — an sämtliche Herren Landgerichtspräsidenten. 

Die in der allgemeinen Verfügung vom 17. Mai 1888 den Gerichts- 
schreibem und Sekretären erteilte Weisung, der yorgesetzten Behörde eines 
Beamten yon dessen Ladung als Sachyerständiger oder Zeuge Mitteilung zu 
machen, tritt für alle diejenigen Fälle außer Kraft, in welchen ein Kreisarzt 
oder ein Kreistierarzt yor ein Gericht geladen wird, das für den kreisärztlichen 
oder kreistierärztlichen Amtsbezirk zuständig ist Ein Bezirk, in dem der 
KreiBarzt oder der Kreistierarzt die entsjprechenden Geschäfte yertretungsweise 
wahrnimmt, steht dem eigenen Amtsbezirke des Beamten gleich. 



Die Entsehldlguig der Zalmirate für Uure Tätigkeit als gerichtliche 
Saehyerständige« Bescheid des Justizministers yom 17. Januar 
1906 — L Nr. 197 — an den Zahnarzt ... in B. 

Die Frage, ob die Zahnärzte als Aerzte im Sinne des § 7 des Gesetzes 
yom 9. März 1872 (Gesetz - Sammlung S. 265) anzusehen seien, ist in den Ent- 
scheidungen des Kammergerichts yom 9. März 1905, sonrie der Oberlandes- 
gerichte in Celle und Breslau yom 15. April 1901 und 4. Februar 1904 über- 
einstimmend yemeinend beantwortet In Uebereinstimmung mit dem Herrn 
Minister der geistlichen, Unterrichts- und Medizinalangelegenheiten finde ich 
kdnen Anlaß, den in diesen Entscheidungen yertretenen Auffassungen entgegen- 
zutreten. Icn bin daher nicht in der Lage, dem in der Eingabe gesteUten 
Antrage gemäß im Verwaltungswege darai^ hinzuwirken, daß den als gericht- 
lichen Sachyerständigen zugezogenen Zahnärzten gemäß § 7 des Gesetzes yom 
9. April 1872 die den beamteten Aerzten zustehenden Gebühren, Tagegelder 
und Reisekosten gewährt werden. 



Aufstellung yon homSopathisehen Sehrankapotheken in den Apo- 
theken« Erlaß des Ministers der usw. Medizinalangelegenheiten 
yom 18. Juli 1906 — M.- Nr. 7807 — an den Herrn Eegierungspräsidenten 
zu St; sämtlichen übrigen Herren Begierungspräsidenten zur Beachtung mit- 
geteUt 

Unter einem besonderen Baume, wie ihn § 52 der Apotheken - Betriebs- 
ordnung yom 18. Februar J902 für die Aufstellung eines Schrankes mit homöo- 
pathischen Mitteln fordert, ist ein solcher Baum zu yerstehen, der in der Be- 
triebsordnung als Bestandteil der Apotheke nicht aufgeführt ist, z. B. das 
sogenannte Geschäftszimmer. Bs ist auch nicht zu beanstanden, wenn in diesem 
Baume gleichzeitig andere als homöopathische Arzneimittel, diätetische Prä- 
parate, Weine usw. in yoUständig geschlossenen festen Gefäßen und in ge- 
schlossenen Schränken aufbewahrt werden. Selbst gegen die Aufstellung yon 
Beagentien im gleichen Baume sind Einwendungen nicht zu erheben. 



Prüfung yon Krankenpflegepersonen« Erlaß des Ministers der 
usw. Medizinalangelegenheiten yom 18. Juli 1906 — M.-Nr.72d6 



^) Zu TSt. 88. Zu einer glatten Abwickelung des Prüfungsgeschäfts wird 
es wesentlich beitragen, wenn Ausführungsbestimmungen erlassen werden, 
nach welchen die Prüfung stattzufinden hat. Diese sollten jedoch nur in großen 
Zügen die Bichtung, den Umfang und die Art und Weise der Prüfung an- 
geben, es dabei den Früf enden überlassend, die ihnen bei den einzelnen Werken 
als praktisch erscheinenden Wege zu ffehen. Der Gang und die Ergebnisse 
der Prüfung werden zweckm^ig schriftlich niedergelegt, um Meinungs- 
yersd^denhdten yorzubeugen und bei einem Personenwechsel den Nachfolgern 
die Weiterführung der Geschäfte zu erleichtern. 
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QI, GH — an den Herrn BegierongsprSsidentra zu B.; simtHdien ftbrigen 
Herren Begierongspr&sidenten zur Kenntnisnahme mitgeteiit 

Auf den gefälligen Bericht vom 28. Juni d. J. — 1 4 a 1667 — erwidere 
ich ergebenst, daß nur solche Krankenanstalten als Krankenpflegeschnlen im 
Sinne des § 6, Abs. 1, Ziffer 6 des Entwurfes von Vorschriften Uber die staat- 
liche Prüfung Ton Krankenpflegepersonen fttr die Zwecke der Ausbildung und 
Prttfung staatlich anerkannt werden können, in denen eine einheitliche ärsi- 
liche Leitung nicht nur fftr die Behandlung der Kiuiken und den Kraaken- 
hausbetrieb, sondern auch fflU den theoretis<£en und praktischen Unterricht in 
der Krankenpflege vorhanden ist Dieser Unterricht hat wenigstens zu ent- 
sprechen dem auf Seite 9 des genannten Entwurfs abgedruckten Plane für die 
Ausbildung in der Krankenpflege. 



O. Könlfl^eioK Bayern. 

Die yerhandlungen der Aerstekammem im Jahre 19<^. Bekannt- 
machung des Staats minist eriums des Innern yom 6. August 1906. 

Auf die Verhandlungen der Aerztekammem Bayerns rem 28. Oktober 1905 
ergeht nach Einyemahme des KOnigL Obermedizinalausschusses nachstehende 
Vorbescheidung: 

1. Der Antrag der oberbayerischen Aerztekammer auf Erhöhung der 
(Gebühr, welche die Hebammen für Desinfektionsmittel in Anrechnung bring«i 
dürfen, wird bei nächster Beyision der Gebührenordnung ifit die Dienstleistungen 
der Hebammen Berücksichtigung finden. 

2. Dem Antrag der oberbayerischen Aerztekammer wegen Einfülimiig 
der freien Arztwahl bei der neu gegründeten Militärkrankenkasse ist unter- 
dessen durch Beschluß der GeneraiTersammlung der Militarkrankenkasse ent- 
sprochen worden. 

8. Bezüglich des Antrages der oberfr&nkischen Aerztekammer, die staat- 
liehe Begelnng des Desinfektionswesens betreffend, wird auf Ziffer 9 der Ver- 
bescheidung der Verhandlungen der Aerztekammem im Jahre 1904 yerwiesen, 
mit dem Beifügen, dafi die weitere Ausgestaltung des Desinfektionswesens im 
Instruktion begriffen ist. 

4. Der Antrag der mittelfränkischen Aerztekammer, die Verleihung der 
Körperschaftsrechte an die ärztlichen Bezirksrereine betreffend, ist nach Mi- 
nisterialbekanntmachung vom 10. Dezember 1905 (Oes.- und Verordnungsblatt 
S. 698) inzwischen gegenstandslos geworden. 

5. Die oberpfilEische Aerztekammer hat die Bitte gestellt, dem gegen- 
wärtigen Landtage eine Vorlage zur Gewährung von Mitteln für das ärztliche 
Eortbildungswesen auf Grund der von der mittelfränkischen Aerztekammer 
ausgearbeiteten Denkschrift zu machen. 

Hierzu wird bemerkt, daß diese Denkschrift bis Jetzt nicht in Vorlage 
gekommen ist 

6. Dem Antrage der unterfränkischen Aerztekammer, dahin zu wirken, 
dafi seitens der Bayern begrenzenden fremdherrlichen Aemter und Organe bei 
Ausbruch von Epidemien, wie Typhus u. a., die nädistliegenden bayerischen 
Behörden verständigt werden, ist entgegenzuhalten, daß eine derartige all- 
gemeine Vorschrift auch innerhalb Bayerns nicht besteht. Wenn übrigens ein 
Bedürfnis dieser Art yorhanden ist, wird zunächst durch unmittelbares Be- 
nehmen der beteiligten Behörden Abhilfe zu yersuchen sein. 

7. Den zuständigen KönigL Staatsministerien wurden zur Würdigung 
übermittelt die Anträge : 

a) an den Landesuniversitäten einen Lehrauftrag für Unfallkunde, Sozial- 
gesetzgebung und Gutachterwesen herbeizuführen; 

b) bei der Qewerbeinspektion Aerzte anzustellen; 

c) eine Erhebung über die Zolleinnahmen aus importierten GFeheimmitteLn 
zu Teranstalten; 

d) die KdnigL Staatsregierung wolle von dem Berichte der Kommission 
der Aerztekammer der Provinz Brandenburg und des Stadtkreises Berlin für 
die Bevision des Strafgesetzbuches Kenntnis nehmen und mitteilen, wie weit 
sie geneigt sei, die in diesem Berichte niedergelegten Bestrebungen der Aerzte 
geeigneten Ortes zu unterstützen. 

VerantworÜ. Bedakteur : Dr. Kap mun d, Reg.- u. Geb. Med.-Rat in Minden L W. 
J. a a Bruns, Horso^ 8äc]i& o. F. Ml-L. notbJiehd^^ag^ij(^^^^^\^ 
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Rechtsprechung. 

Bereelitiirumr Aerite siir Stellung eines StraCuitrages wegen 
nnlanteren Wettbewerbes doreh Inkttndignng eines Blntreinignngsteei. 

Urteil des Beiclisgericlits, (III. Str.-Sen.) vom 11. Januar 1906. 

Die Bemängelnng des Strafantrages entbehrt der Begründung. Die drei 
Aerzte, ^e den Strafantrag persönlich gestellt und unterzeichnet haben, waren 
zur Stellung des Strafantrages befugt Nach § 12, Abs. 1, Satz 2 des Gesetzes 
zur B^^ampfang des unlauteren Wettbewerbs hat das Becht, den Strafantrag 
zu stellen, jeder der im § 1, Abs. 1 bezeichneten Qewerbetreibenden und Ver* 
bände. Nach § 1, Abs. 1, Satz 2 kann liiemach der Antrag gestellt werden 
Ton jedem Gewerbetreibenden, der Waren oder Leistungen gleicher oder ver- 
wandter Art herstellt oder in den geschäftlichen Verkehr bringt, oder ron Ver- 
bänden zur Forderung gewerblicher Interessen, soweit die Verbände als solche 
in bürgerlichen Bechtsstreitigkeiten klagen können. 

Berechtigt zur Antragstellung ist also auch hier im allgemeinen der 
Verletzte, d. h. der Träger des das Angriffsobjekt bildenden. Bechtsgutes. 
Dieses Bechtsgut ist nadi der Tendenz des Gesetzes der geschäftliche Friede, 
das natürliche Becht, nur mit loyalen Waffen im Wettstreit um die Kundschaft 
und die Erhaltung derselben bekämpft zu werden. Dieses natürliche Becht 
haben dem Angeldagten gegenüber auch die Aerzte. Der Angeklagte greift 
durch seine Tätigkeit dieses Becht an und dies nicht weniger um deswillen, 
weil einerseits die Aerzte nicht Waren oder Leistungen gleicher oder yer- 
wandter Art herstellen und anderseits der Angeklagte nicht das Heilgewerbe 
betreibt. Maßgebend und ausreichend ist der Umstand, daß der Angeklagte 
durch seine Tätigkeit ebenso wie der das Heilgewerbe ausübende Pfuscher den 
Eunden^eis der Aerzte durch seine unrichtigen Angaben schmälert. Die Aerzte 
sind sonach Träger des vom Angeklagten angegriffenen Bechtsgutes, sie sind 
Verletzte und deshalb schon aus diesem Grunde antragsberechtigt. 



Begriir ^dringender Fall^ für die Inansprnehnahme anderweiter 
XntUeher Hilfe im Sinne des Krankenrersiehernngsgeseties. Entschei- 
dung des sächsischen Obery erwaltungsgericht s (I. Sen.) vom 
21. Juni 1905. 

. . . Ein dringender Fall ist nach den bereits ron der Vorinstanz 
angeführten Gesetzesmotiyen, dann im Hinblick auf die nähere Erläuterung 
des Begriffes, der durch die Bechtsprechung festgestellt ist, in der Bogel nur 
dann a& gegeben zu erachten, wenn der Erkrankte mit Bücksicht auf seinen 
leidenden Zustand ohne Gefährdung und Verschlinunerang desselben nicht im 
Stande war, den entfernter wohnenden Kassenarzt zu Bäte zu ziehen, sondern 
die Hilfe des ihm zunächst zugänglichen Arztes angehen mußte, oder, wenn 
bei der Notwendigkeit einer spezialärztlichen Hilfe das Verhalten der Gemeinde- 
krankenrersichernng selbst oder der Kassenärzte die Ueberweisung eines 
Erkranken an einen Spezialarzt verzögert, oder, wenn die von der Gemeinde- 
krankenversicherung dargebotene Hilfe eine ungenügende und von derselben 
die Gewährung einer anderweitigen entsprechenden Krankenhilfe nicht zu er- 
warten war. 

In diesem Sinne jedoch waren bei den in Bede stehenden Krankheiten 
„dringende Fälle^ nicht gegeben. Wenn bei diesen Krankheitsfällen^) auch 



^) Augenerkrankungen ; die Erkrankten hatten sich unmittelbar an einen, 
von der Kasse zu dieser Zeit nicht angestellten Spezialisten gewandt. Ein sofor- 
tiges Eingreifen eines Spezialisten (wegen Gefahr im Verzuge) war nicht-geboten^ 
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spezialfirztliche Hilfe geboten war, so berechtigt doch nichts zur Annahme, 
daß die Gem.-Er.-Ver8. L. die notwendige spezlal&rztliche Hilfe durch Ueber- 
weisung der Kranken an einen Spezialarzt yer weigert hätte .... Umgingen 
sie aber trotz der erhaltenen Belehrung nnd Anweisung den Kassenarzt — 
wie dieses tatsächlich der Fall war, so kann unter den hier vorliegenden Ver- 
hältnissen nicht daron gesprochen werden, daB dieses wegen „dringenden 
Falles** geschah. 



Haftbarmaeliiug einer Gemeinde f&r den Scluuien, den einer ilirer 
Beamten (Lelirer) durch den gesnndheitsgeffthrliehen Znstand der ihm 
gestellten Dienstwohnung erlitten hat. Urteil des Beichsgerichts 
(in. Ziv.^en.) vom 27. Oktober 1905. 

Der Klägerin steht fttr den von ihr erhobenen, anf Ersatz des ihr ans 
der durch den leuchten, ungesunden Zustand der ihr als Lehrerin an der Öffent- 
lichen Volksschule angewiesenen Dienstwohnung verursachten Erkrankung, 
welche ihre Pensionierung herbeigeführt hat, erwachsenen VermOgenschadens 
gerichteten Anspruch der § 618 des BürgerL Gesetzbuches zur Seite. Nach 
Preußischem Recht finden, wie in den Entsdieidungen des Beichsgerichts wieder- 
holt ausgesprochen ist, auf das Staatsdienerverhältnis die privatrechtlichen 
Grundsätze über die Dienstverträge insoweit entsprechende Anwendung, als 
die vermögensrechtlichen Ansprüche des Beamten aus dem Dienstverhältais in 
Frage stehen. Sodann sind zu den in § 618 BGB. vorgesehenen Bäumen die 
den Beamten überwiesenen Dienstwohnungen füglich zu rechnen. Weiter ist 
die benannte Gesetzesvorschrift zwingender Natur, mithin auf bereits beste- 
hende Dienstverhältnisse nicht minder anwendbar. Die Erkrankung der Klä- 
gerin an chronischem Gelenkrheumatismus ist um Weihnachten 1900, mithin 
fast ein Jahr nach dem Inkrafttreten des Bürg. (Gesetzbuches in die Erschei- 
nung getreten, ohne daß bis dahin der feuchte, ungesunde Zustand der Woh- 
nung beseitigt worden ist. Unbeschadet des Umstandes, daß der Körper der 
Klägerin durch jahrelange Einwirkung der Feuchtigkeit der Wohnung für die 
Aufnahme des Krankheitsgiftes vorbereitet gewesen ist, läßt sich daher auch 
der Kausalnezus zwischen der Verletzung der der Beklagten durch § 618 BGR 
auferlegten Verpflichtung und der Erkranlning der Klägerin nicht in Abrede 
nehmen. Denn zu dieser Kausalität genügt es, daß der feuchte Zustand der 
Wohnung während des Jahres 1900 mitwirkende Ursache gewesen ist Die 
Pensionsberechtigung mindert den Ersatzanspruch nur dem Betrage nach, be- 
seitigt aber die durch Bechtsverletzung begründete Ersatzpflicht weiter nichts 



Bereehtlgnng zur Entziehung der Konzession zum Betriebe einer 
Privatkrankenanstalty in der znr Bedingung gemaeht war, dass die Lei- 
tung der Anstalt einem in Prenssen approbierten Arzt ttber^vgen werde 
nnd dieser Bedingung nur zum Schein entsprochen wird, die Irztliehe 
Leitung aber in Wirklichkeit in den Händen eines Knrpfaschera mht. 
Entscheidung des preuß. Oberverwaltungsgerichts (IIL Sen.) 
vom 18. April 1906. 

Die Konzession ist dem Beklagten unter der Bedingung erteilt worden, 
„daß die Leitung der Anstalt einem in Preußen approbierten Arzte übertragen 
wird, dessen Namen bei einem etwaigen Personenwechsel dem Herrn Begie- 
rungspräsidenten mitzuteilen ist.** 

Aus den Vorgängen ergibt sich, daß diese Bedingung von ^em Bezirks- 
ausschusse in Uebereinstimmung mit der Aeußernng des Begierungspräsidenten 
und dem Gutachten des Begierungs- und Medizinalrats deshalb gestellt worden 
ist, um eine Garantie dafür zu schaffen, daß das in der Anstalt in Aussicht 
genommene HeilverfiJiren in seiner praktischen Anwendung unter der Kontrolle 
und Verantwortung eines approbierten Arztes stehe. Wenn der Beklagte 
glaubte, daß nach den tatsächlichen Verhältnissen, wie sie in B. vorlagen und 
insbesondere mit Bücksicht auf die Stellung, welche der Pastor F. gegenüber 
der Anstalt und den in ihr behandelten Kranken einnahm und beanspruchte, 
die Einräumung der Leitung der Anstalt an einen approbierten Arzt nicht 
durchführbar sei, so stand ihm frei, dem in seinem Konzessionsgesuche Aus- 
druck zu geben und gegen die trotzdem etwa erfolgende Auferlegung dieser 
Bedingung in dem in § 115 des Zuständigkeitsgesetzes geordneten Verfahren 
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Widersprach zu erheben sowie, wenn dieser ohne Erfolg blieb, anf die Kon- 
zession zu. verzichten. Statt dessen hat er aber in seinem Eonzessionsgesnch 
ausdrücklich herrorgehoben, daß die ärztliche Leitung der Anstalt nadi wie 
yor einem in Preußen approbierten Arzte übertragen sei und dadurch zu er- 
kennen gegeben, daß er gegen die Erneuerung der bereits dem ersten Kon- 
zessionsmhaber auferlegten und ihm daher wohlbekannten Bedingung seiner- 
seits keine Bedenken zu erheben habe. Unter diesen Umständen mußte yon 
ihm um so mehr erwartet werden, daß er diese nach der ganzen Sachlage 
durchaus wesentliche Bedmgung nicht i^ur dem äußeren Scheine, sondern yiel- 
mehr ihrem Sinn und Wesen nach gewissenhaft innehalten und demgemäß den 
Betrieb der Anstalt einrichten werde. Das hat er aber durchaus nicht getau. 
Wenn der Bezirksansschuß unter den hier obwaltenden Umständen und in 
Ueberstimmung mit den tatsächlichen Angaben in beiden Eonzessionsgesuchen 
die Uebertragung der Leitung der Anst^t an einen approbierten ijzt yer- 
langte, so konnte das keinen andern Sinn haben und auch von dem mit den 
Verhältnissen als Geschäftsführer der Gesellschaft genau vertrauten Beklagten 
nicht anders verstanden werden, als daß dem approbierten Arzte, wenn die 
Anstalt auch zur Durchführung der in dem Prospekte des B.er Jnngborn näher 
dargelegten Eurmethode gegründet und deren Anwendung bei Behandlung der 
Kranken daher von selbst gegeben war, doch die entscheidende Stimme 
darüber eingeräumt werden sollte, wie sich in Zweifelsfällen die Behandlung 
des einzelnen Kranken nach Maßgabe der allgemeinen Begeln dieser v Methode 
zu gestalten habe und insbesondere, ob die Art und Schwere der Krankheit 
des einzelnen Kurgastes die Anwendung der in der Anstalt vorgesehenen Kur 
überhaupt zulasse und nicht vielmehr deren Anwendbarkeit zur Vermeidung 
von Gesundheitsgefahren von vornherein ausschließe. Durchaus unvereinbar 
mit dem Wesen der auferlegten Konzessionsbedingung war dagegen, worüber 
der Beklagte nicht im Zwe&el sein konnte, eine Begelang, welche den lei- 
tenden Arzt von einer anderen, den Behörden gegenüber unverantwortlichen Per- 
sönlichkeit — hier dem Pastor F. in der Krankenbehandlung völlig abhängig 
machte und die maßgebende Entscheidung selbst bei Behandlang schwerkranker 
Personen in dessen Hand legte, ja sogar die eigenmächtige Abänderung der 
ärztlichen Anordnungen durch ihn ohne zuvorige Bflcksprache mit dem Arzte 
in vielen Fällen nicht ausschloß. So aber hat sich unter den Austen und mit 
Wissen und Willen des Beklagten das Verhältnis zwischen dem Pastor F. und 
den nacheinander zur Leitung der Anstalt berufenen Aerzten Dr. v. S., Dr. Kö. 
und Dr. Ka. gestaltet. Das beweisen nidit nur die insoweit in allen wesent- 
lichen Punkten vöUig übereinstimmenden eidlichen Aussagen dieser drei Zeugen, 
sondern auch die eigenen, in dem angefochtenen Urteil wörtlich mitgeteilten 
Bekundungen des Pastor F. Nicht der jeweilig leitende Arzt war es, der in 
der Behandlung des einzelnen Kranken die entscheidende Stimme und das 
letzte Wort hatte, sondern der Pastor F. Und das galt auch sogar bei der 
Behandlung schwerkranker Personen, welche in der Anstalt ebenfalb Aufnahme 
fanden, so daß mehrere Todesfälle vorkamen. Wäre aber bei Erteilung der 
Konzession eine solche Gestaltung der Verhältnisse in der Anstalt für zulässig 
erachtet worden, so hätte die gestellte Bedingung von vornherein keinen Sinn 
gehabt und der Bezirksausschuß würde sie daher auch nicht haben auferlegen 
können und nicht auferlegt haben. 

Aus dem allen ergibt sich, daß der Beklagte die ihm auferlegte wesent- 
liche Konzessionsbedingung nicht nur nicht beachtet, sondern daß er bei der 
Verwaltung der AnstiJt, soweit an ihm lag, dazu mitgewirkt hat, daß ihr 
nicht in Wahrheit, sondern nur zum Scheine entsprochen wurde. Daß ein 
solches Verhalten die Entziehung der erteilten Konzession aber zu rechtfertigen 
geeignet ist, hat der Senat bereits in dem Endarteile vom 14. Juni 1899 aus- 
gesprochen. Hier heißt es: 

„In dem Betrieb der Anstalt ohne einen leitenden Arzt im Widersprach 
mit den Bedingungen, unter denen die Erlaubnis erteilt und angenommen ist, 
müßte aber eine Verletzung der dem Beklagten für die Ausübung seines Ge- 
werbes gesetzten besonderen Pflicht erblickt werden und die Verletzung der 
Gewerbepflichten kommt recht eigentlich als eine Handlung oder Unterlassung 
im Sinne des § 63 der Beichsgewerbeordnung in Betracht, aus der auf seiten 
des Gewerbetreibenden der Mangel der bei Erteilang der Erlaubnis voraus- 
gesetzten Eigenschaften gefolgert werden kann. Hieran würde apich nichts 
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indenif daß die Aerzte der Uniffogend infolge eines Beschlusses des Aerzte- 
yereins, diejenigen von der Mit^dschaft anszoschließen, die die Leitung der- 
artiger Anstalten übernehmen, die üebemahme der ihnen yon dem Beklagten 
angetragenen Leitung ablehnen; der Beklagte h&tte immerhin in Beachtung 
der gestellten Bedingung den Betrieb der Anstalt so lange ruhen lassen müssen, 
bis er einen Arzt für die Leitung der Anstalt fand.^ 

Im vorliegenden Falle multe die Zurücknahme der Eonzession (§§ SO, 
68 der Gew.-Or£i.) ausgesprochen werden, weil nach dem, was yorgef Allen ist, 
auch für die Zukunft keinerlei Gewähr dafür besteht, daß die Bedingung 
werde eingehalten werden. Daraus folgt die Bestätigung der angefochtenen 
Entscheidung. 



Etn Yenleht auf die KoBzession zur Austtbung des HebammeB« 
gewerbes und zum Betrieb einer Priratentbindungsanstalt ist nur da» 
im Sinne der Gewerbeordnung als rechtlich wirksam zu erachten, wcdb 
der Terzicht ansdrücldieh zu Protokoll erklärt und gleichzeitig das Prü- 
ftangszeugnis bezw. die Konzessionsurkunde der Behörde zurfickgegebem 
ist. Entscheidung des preuß. Oberrerwaltungsgerichts (IIL Sen.) 
Yom 19. Juni 1906. 

Die Beklagte hat am 26. April 1890 das Prüfun^szeugnis als Hebamme 
und am 6. Dezember 1899 die Konzession für eine Pnvat-Entbindungsanstalt 
erworben. Nachdem sie durch Urteil yom 19. September 1901 wegen Beihilfe 
zur yersuchten Abtreibung und wegen Betrugs mit drei Jahren Gefängnis und 
dreiljährigem Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte bestraft worden war, hat 
sie zu amtlichem Protokoll vom 19. Januar 1904 auf die weitere Ausübung 
ihres Hebammengewerbes und die Ausnützung ihrer Konzession zu einer Ent- 
bindungsanstalt freiwillig yerzichtet und sich gleichzeitig bereit erklärt, das 
Prüfuneszeugnis und die Konzessionsurkunde nach ihrer Entlassung aus der 
Strafhaft persönlich zurückzugeben. Sie hat darauf das Prüfungszeugnis dem 
Königlichen Polizeipräsidenten in Breslau ausgehändigt, die Bückgabe der 
Konzessionsurkunde, welche zurzeit unauffindbar sei, aber für den Fall ihrer 
Wiedererlangung zugesagt. 

Bei dieser Sachlage hat der Bezirksausschuß zu Breslau, indem er den 
yorerwähnten Verzicht durchweg für rechtswirksam erachtete, die yom Polizei- 

Eräsidenten auf Zurücknahme des Prüfungszeugnisses und der Konzession er- 
obene Klage als gegenstandslos abgewiesen. 



yom Kläger noch eingelegte Berufung das Bewenden behalten. Das Ober- 
Verwaltungsgericht hat fortgesetzt die Auffassung yertreten, daß das Prüfungs- 
zeugnis eine gewerbepolizeiliche Genehmigung darstellt, welche der Inhaberin 
das Becht zur Ausübung der Hebammentätigkeit yerleiht, und daß daher kein 
hinreichender Grund besteht, das Erlöschen der Befugnis durch Verzicht aus- 
zuschließen. Vorausgesetzt ist nur die Zweifellosigkeit der auf die Verzicht- 
leistung lautenden Willenserklärung und, abgesehen yon Fällen, in denen die 
endgültige Aufgabe des Gewerbes ohnedies feststeht, die Bückgabe der über 
die Genehmigung ausgefertigten Urkunde. 

Diese Voraussetzungen sind hinsichtlich des Prüfungszeugnisses der Be- 
klagten erftült Sie hat den Verzicht zum Protokoll der Gtefän^msyerwaltung 
unzweideutig ausgesprochen und das Prüfungszeugnis an den Polizeipräsidenten 
in Breslau zurückgegeben. Danach besitzt sie die Befugnis zur Ausübung der 
Hebammentätigkeit nicht mehr. Sollte aus dem Inhalte ihrer im Verwaltungs- 
streityerfahren eingereichten Schriftsätze zu folgern sein, daß sie auf die 
spätere Wiederaufnahme dieser Tätigkeit rechne, so wäre eine solche Annahme 
bedeutungslos. Denn die Wirksamkeit des Verzichts wird hierdurch in keinem 
Falle beeinträchtigt Aus dem Erlöschen der Genehmigung aber fölgt die 
Strafbarkeit jedes ferneren Betriebes des Hebammengewerbes (§ 80, Absatz 3, 
§ 147, Abs. 1, Ziffer 1 der Beichsgewerbeordnung). 

Da die Beidagte hiemach die Gewerbeberechtigung bereits yerloren hat, 
muß die auf Zurücknahme des Prüfungszeugnisses gerichtete Klage abge- 
wiesen werden. 

Dagegen ist der ohne Bückgabe der Urkunde erklärte Verzicht der Be- 
klagten auf die Konzession zum Betriebe einer Priyatentbindungsanstalt an 



Hierbei muß es, soweit es si< 
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sich nnzoreichendy weil es keineswegs ausgeschlossen ist, daß die Beklagte 
die Urkunde wieder anfflndet nnd alsdann die ordnongsinäßige behördliche 
Bescheinignng ttber ihre Berechtigung zum Anstaltsbetriebe in Händen hat 
Da auch ein Erloschen der Eonzession ans anderen Grftnden nicht dargetan 
i^t, so muß in dieser Beziehung aof die sachliche Würdigung des iUage- 
grondes eingegangen werden. Dabei ergibt sich, daß dem Klageanträge statt- 
zageben ist, weil die Beldagte anerkennt, sich der Beihilfe zor yersnditen 
Abtreibung schuldig gemacht zu haben, aus dieser Handlang aber ihre Unza- 
yerlissigkeit üi Beziehung auf die Leitung und Verwaltung einer Entbindungs- 
anstalt ohne weiteres erhellt (§ 80, Abs. 1, BuchsUbe a, § 58, Absatz 2 der 
Beichsgewerbeordnung). 



Zurilelaialime des PrUftuigszengiilBses einer Hebamme wegen man» 
gelnder ünbeseholtenheit, yeranlasst durek aussereheliehe Sehwanger- 

sehaft« Entscheidung des preuß. Oberrerwaltungsgerichts 
(8. Sen.) yom 4. Januar 1906. 

Die VerteidigUDfl^ der unverheirateten Beklafften, welche, als sie schon 
Hebamme war, am 5. Juni 1904 ein Kind geboren hat, läuft sowohl in erster, 
als auch in der zweiten Instanz darauf hinaus, daß sie, nach der Auffassung 
ihrer Umgebung, durch die außereheliche Geburt ihres unbescholtenen Bufes 
nicht yerlustig gegangen sei. Es ist jedoch nicht erforderlich, der Frage nach 
der Auffassung der Umgebung der Betdagten näher zu treten. Der Verlust 
des unbescholtenen Bufes, welcher nach § 30, Abs. 8 und § 58, Abs. 2 G^w.- 
Ordn. in Verbindung mit § 8, Abs. 4, Ziff. 2 der Allg. Minist- Verl yom 6. Aug. 
1883 die Zurflcknahme des Prüfungszeugnisses zur i« olge hat, tritt schon durch 
die beiutnnt gewordene außereheliche Schwangerschaft einer Hebamme ein, 
wenn nicht besonders geartete Umstände im Einzelfalle das Verschulden der 
Hebamme mildern oder ganz ausschließen. An solchen Umst&iden fehlt es 
hier, namentlich genügt dazu nicht das yon der Beklagten behauptete Braut* 
schaftsyerhältnis mit dem Schw&igerer. Außerdem aber hat die Beklagte nach 
der Geburt ihres Kindes so schwere Verfehlungen begangen, daß sich schon 
dadurch eine mildere Beurteilung ihrer Persönlichkeit und ihres in dem außer- 
ehelichen Geschlechtsyerkehr liegenden Verschuldens yerbietet. Unbestritten 
hat nämlich die Beklagte den in der Geburt erfolgten Tod des Kindes, auch 
nachdem sie dazu yOllig imstande war, nicht zur standesamtlichen Anzeige 
gebracht. Femer hat sie unstreitig die Kindesleiche beiseite geschafft und 
erst nach dem Eingange yon Striäanzeigen- über deren Verbleib Auskunft 
gegeben. . . . 



UnterlSsst es die PoliieibeMrde, ans gesndlieitspollielllelieii 
Grüiiden einen Kranken, der an einer ansteckenden Krankheit (Gronlose) 
leidet^ In ein Krankenlimns elnsuwelsetty so mnss bei yorhandener Mittel- 
lealgkelt des Kranken der Armenyerband einschreiten nnd die notwendige 
UBteratfitrang gewähren« 

Ist für die Heilung eines Kranken seine Unterbringung In ein 
Knakenkans iweekmässlg, so Ist der Kranke für die Daner seines Anf- 
enthaltes im Krankenhanse als erwerbsunfähig im Sinne des Kroken« 
yerslekemngsgeseties aninseken md hat Anspruch auf Krankengeld. Ent- 
scheidung des preuß. Oberyerwaltungsgerichts (IIL Sen.) yom 
4. Mai 1905. 

Nach den insoweit übereinstimmenden Angaben der Parteien und nach 
dem yon dem Vorderrichter yorgetragenen und yon den Parteien nicht bean- 
standeten Inhalte der Akten war der Schmiedegeselle W. bei dem Musterungs- 
geschäfte des Jalires 1904 mit einer ansteckenden Augenkrankheit behaftet 
befunden worden. Der Ziyilyorsitzende der Ersatzkommission des Aushebungs- 
bezirkes des Stadtkreises T. machte hieryon der dortigen Polizeiyerwaltung 
mü dem Ersuchen Mitteilung, dafür Sorge zu tragen» daß der genannte Mili- 
tärpflichtige durch einen Arzt untersucht und, falls die Krankheit noch bestehe, 
mit der Untersuchung alle yier Wochen bis zur Heilung fortgefahren werde. 
Auch bat er die Pouzeiyerwaltung, die Bestimmungen des Be^^ulatiys yom 
8. August 1885 zu beachten und die weiteren im gesundheitspolizeilichen In- 
teresse erforderlich erscheinenden Maßregeln, wie z. B. Verbot des Besuchs 
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Yon Ghistwirtschaften usw., zu treifen. Die Polizelyerwaltimg gab infolgedessen 
dem W. nach dessen znvoriger üntersnchung durch den Polizeiarzt, der Gra> 
nolose feststellte und die Aufnahme des Erkrankten in ein Krankenhaus fftr 
nötig erachtete, weil dessen Behandlung in seiner Lelirstelle nicht durchführbar 
sei, am 28. April 1904 auf, binnen acht Tagen eine Bescheinigung beizubringen 
aus der hervorgehe, daß er entweder gesund sei bezw. nicht an einer an- 
steckenden Augenkrankheit leide oder in &rztlicher Behandlung stehe. Zu- 
gleich wies sie W. auf die erforderlichen Vorsichtsmaßregeln zur Verhtttung 
der Weiteryerbreitung der Krankheit hin. W. ging hierauf die beklagte Orts- 
krankenkasse, der er als Mitglied angehörte, um Gewährung der Eranken- 
unterstützung an. Die Beklagte lehnte jedoch die erbetene i^orge ab, weil 
es sich um eine ansteckende Krankheit handle, deren Heilung aus sanitäts- 
poliseilichen Gründen notwendig sei und deshalb der Polizeiverwaltung obliege. 
W. beantragte hierauf am 6. Mai 1904 yor einem städtischen Beamten, daß 
ihm Kur und Verpflegung durch die Armenyerwaltung gewährt werde. Infolge 
dieses Antrages ist er dann, nachdem zuyor noch ein enoleloser Schriftwechsel 
zwischen dem Magistrate zu T. und dem Vorstande der bälagten Kasse statt- 

Sefunden und der Gemeindearzt die sofortige Aufnahme in das städtische 
[rankenhaus angeordnet hatte, in dieses aufgenommen und in ihm bis zum 
20. Juni 1904 verpflegt und behandelt worden. 

Hiemach haben allerdings gesundheitspolizeiliche Gründe den äußeren 
und mittelbaren Anlaß für die Einweisung des W. in ein Krankenhaus ge- 
geben. Dieser Umstand rechtfertigt aber noch nicht die Ansicht des Vorder- 
richters, daß es sich um eine polizeiliche Maßregel gehandelt habe. Dies 
würde vielmehr nur dann angenommen werden kOnnen, wenn die Aufnahme 
des W. in das Krankenhaus auf unmittelbare Veranlassung der Polizeibehörde 
lediglich zu dem Zwecke erfolgt wäre, um auf diese Wei^ eine weitere Ver- 
breitung der Granulöse zu verhüten. Das ist aber nach dem vorstehenden 
Sachvenialte nicht der Fall, da die Aufnahme auf den Antrag des Erkrankten, 
ihm die notwendige Kur und Pflege zuteil werden zu lassen, stattgefunden 
hat. Auf das Urteil des Senats vom 17. Juni 1895 kann sich die Beklagte 
nicht berufen. Denn diesem lag ein von dem jetzigen wesentlich verschiedener 
Tatbestand zugrunde; insbesondere hatte in dem damals entschiedenen Falle 
die Polizeibehörde den Krankenhausvorstand um Aufnahme der an Sy- 
philis erkrankten Prostituierten reqnieriert. Ob aber eine Verpflichtung 
der Polizeiverwaltung bestand, für die Heilung des W. zu sorgen, ist für die 
Feststellung der Hilfsbedürftigkeit und des Vorliegens eines Aktes der Armen- 
pflege nach Lage der Sache unerheblich. Denn wenn die Polizeibehörde, wie 
dies hier zutriS, ihrer angeblichen Verpflichtung nicht nachkommt, so muß 
bei vorhandener Mittellosigkeit der Armenverband einschreiten und die not- 
wendige Unterstützung gewähren. 

Kennzeichnet sich nach alledem die Unterbringung des W. in dem 
städtischen Krankenhause als ein Akt der Öffentlichen Armenpflege, so han- 
delt es sich nach § 67, Abs. 2 a. a. 0. des weiteren darum, ob dem v erpflegte& 
für den Zeitraum der ihm gewährten Unterstützung ein Unterstützungsanspruch 

fegen die beklagte Kasse zustand. Auch diese Frage mußte zu Ungunsten 
er Beklagten im bejahenden Sinne beantwortet werden. Denn nach den zu 
den Akten gelangten, oben erwähnten ärztlichen Gutachten kann es keinem 
Zweifel unterliegen, daß die Heilung des W. von seinem Augenleiden zweck- 
mäßigerweise nur in einer Krankenanstalt herbeigeführt werden konnte, und 
nicht in der Wohnung seines Arbeitgebers. War das aber der Fall und die 
Krankenhausbehandlung nicht bloß wegen der bei der Angelegenheit beteiligteil 
gesundheitspolizeilichen Interessen erforderlich, so muß W. für die Dauer dieser 
Behandlung auch als erwerbsunfähig im Sinne des Krankenversicherungsgesetsee 
gelten, w^ er während des Aufenthaltes im Krankenhause seiner firwerbs- 
tätigkeit nicht nachgehen konnte. Er hatte daher insbesondere auch Kranken- 
geld zu beziehen. Hiernach erweist sich der mit der Klage geltend gemachte 
Erstattungsanspruch als begründet Es war somit, da die Hohe der klägerischen 
Forderung von der Beklagten nicht bemängelt worden ist, nach dem Antrage 
der Klage zu erkennen. 
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Die blosse Mi^lielikeity dass das Wasser eines Flusses rerseaeht 
werde, gibt der Poliiei nicht die Beftagnis, die Benutzung des Flusses 
snr Entnahme Ton Wasser in Orten, die Ton einer ansteckenden Krank- 
heit noch nicht befSallen oder bedroht sind, su yerbieten« 

Bei GrenzflOssen oder Fillssen, die Im Auslande entspringen, hat 
die Polizei keine weitergehenden sanitären Befognisse als bei Flfissen, 
deren Lauf ganz im Inlande liegt« Entscheidung des Oberyerwal- 
tungsgerichts (III. Sen.) vom 20. März 1905. 

Der Wortlaut der Verfügung dea Amtsvorstehers nOtigt nicht zu der 
Auslegung, daß sie ausschließlich den Gebrauch des Wassers der Lepone für 
Zwecke der Brauerei yerbietet. Denn wiewohl der Amtsvorsteher irrtümlich 
daron ausgeht, daß der Gebrauch des Wassers für Wirtschaftszwecke bereits 
Yon dem Landrat verboten worden sei und wiewohl er dessen erwähnt, daß 
die Gesundheitskommission die Benutzung des Wassers zu Brauzwecken zu 
untersagen beschlossen habe, so geht doch sein Gebot, die Entnahmestelle des 
Wassers an der Lepone dauernd abzusperren, in seiner Wirkung darauf hin- 
aus, daß der Brauerei die Möglichkeit zum Gebrauch des Wassers ganz und 
also auch fftr Wirtschafts- und Genußzwecke genommen werden soll. Es 
besteht demnach kein Anstand, die Berechtigung der Verfügung, zu deren 
Erlaß der Amtsvorsteher an sich zuständig war, auch hinsichtlich der Verwen- 
dung des Wassers zu letztgedachten Zwecken und nicht bloß in der Beschrän- 
kung auf Brauzwecke nachzuprüfen. Erlassen ist die Verfügung für die 
Dauer und nicht lediglich als eine Schutzmaßregel zur Verhütung der Ver- 
breitung des Typhus, von dem der Bezirk des Amtsvorstehers befallen oder 
bedroht war. Als ein dauerndes Verbot ist sie auch von dem Beklagten auf- 
recht erhalten. Was für die Zulässigkeit eines so weitgehenden Verbotes mit 
Bücksicht auf die Eigenschaft der Lepone als Grenzfluß, die ünmOgUchkeit 
ihrer Ueberwachung, soweit sie dem Ausland angehört, und insbesondere auf 
die ungünstigen gesnndheitspolizeilichen Verhältnisse in Bußland geltend ge- 
macht wird, dem kann eine maßgeßende Bedeutung nicht beigemessen werden . 
Was für Grenzflüsse zulässig ist, müßte dann auch für Flüsse zulässig sein, 
die in Bußiimd entstehen und in Preußen sich fortsetzen. Eine verschiedene 
Behandlung der Flüsse hinsichtlich der Zulässigkeit polizeilicher Maßnahmen 
innerhalb Preußens, je nachdem sie in Preußen oder im Ausland ihren Ursprung 
liaben oder die Grenze zwischen Preußen und dem Ausland bilden, rechtfertigt 
sich aber in Ermangelung einer entsprechenden gesetzlichen Vorschrift nicht 
und an einer solchen Vorschrift fehlt es. 

Für die Zulässigkeit des dauernden Verbotes beruft sich der Beklagte 
mit Becht auf § 17 des Beichsgesetzes, betr. die Bekämpfung gemeingefähr- 
licher Krankheiten vom 30. Juni 1900. Auch wenn es sich um den Fleck- 
typhus bei den vorgekommenen Erkrankungen gehandelt hat, mit dem sich 
das Beichsgesetz (§ 1) befaßt, so läßt § 17 das Verbot der Benutzung von 
Brunnen, Teichen, Seen, Wasserläufen, Wasserleitungen usw. doch nur für 
Ortschaften, die von Flecktyphus oder von einer anderen in § 1 genannten 

gemeingefährlichen Krankheit befallen oder bedroht sind, und für deren 
mffegend zu. Worauf es für die Einführung dieser und der anderen in den 
§§ 12-'21 des (Gesetzes zugelassenen Schutzmaßregeln ankommt, ist also, daß 
die gemeingefährliche Kramüieit entweder in der Ortschaft und ilurer Um- 
gebung bereits ausgebrochen oder daß die Ortschaft mit ihrer Umgebung in 
Anbetracht des Ausbruches der Krankheit an anderen Orten als von dieser 
Krankheit bedroht zu erachten ist. Dabei ist es im Sinn des auf die Be- 
kämpfung gemeingefährlicher Krankheiten abzielenden Gesetzes selbstverständ- 
lich, daß die Schutzmaßregeln nur für die Dauer des Ausbruches derartiger 
Krankheiten und also vorübergehend und nicht als dauernde schon mit Bück- 
sicht auf die MOglickeit hin zu erlassen sind, daß Irgend wann eine derartige 
Slraakheit zum Ausbruch gelangen kann. 

Das durch die Ordre vom 8. August 1835 erlassene Beffulativ, das zum 
Zweck der Verhütung und Beschränkung ansteckender Krankheiten als eine 
fortwährende Maßnalmie nur die Einrichtung der Saaitätskommissiotten (§§ 2 
bis 7) Torsieht und die in §§ 9ff. Torgesehenen Maßnahmen ebenfalls nur wäh- 
rend der Dauer ansteckender Krankheiten zuläßt, enthält kein Verbot der hier 
in Betracht kommenden Art. Ob dieses Begulaüv jedoch nicht lediglich den 
Flecktyphus betrifft und also für die Verhütung von Typhus m|olge des 




148 Eeohtsprechnng und Medizinal -Gesetzgebimg. 

Beichsgesetzes yom 90. Joni 1900 seine Bedentnng verloren hat, kann dabin- 
gestellt bleiben. Anch wenn es zu yemeinen and wenn femer anznerkennen 
ist, daß das Begnlativ weitergehende polizeiliche Maßnahmen zur Verhtttiing 
der Entstehung und Verbreitung solcher ansteckenden Krankheiten, deren es 
gedenkt, nicht ausschließt, so ist doch immerhin die Zustftndigkdt der Polizei- 
behörden, soweit sie in einem besonderen Gesetz ihre nicht Stütze findet, nur im 
Bahmen des § 10, Tit 17, Teil II des Allg. Landrechts gegeben. Auf Grund 
dieser Vorschrift rechtfertigt sich ein polizeiliches Verbot der Benutzung von 
Wasser zwar dann, wenn &s Wasser nachweislich seiner Beschaffenheit nach 
beim Genuß oder sonst beim Gebrauch Leben und Gesundheit der Menschen 
zu gefährden geeignet ist, indes nicht schon auf die Möglichkeit hin, daß das 
Wasser eine solche Beschaffenheit im Laufe der Zeit annehmen kann oder daß 
ihm Bestandteile zugeführt werden, die ansteckende Krankheiten zu erzeugen 
yermOgen. üm den aus einer möglichen Verseuchung des Wassers zu gewlr- 
tigenden Gefahren zu begegnen, bietet sich für die Polizeibehörde in ErmangeluBg 
einer sie zu einem Mehreren ermftchtigenden gesetzlichen Vorschrift all das 
allein gangbare Mittel die fortgesetzte Ueberwachung der Brunnen, Wasser- 
läufe usw. 



Medizinal - Gesetzgebung. 

Könifl^eloli PrenMieii« 
Fürsorge für die an Lungentuberkulose leidenden Personen« Erlaß 
des Ministers der usw. Medizinalangelegenheiten vom 17. Juli 
1906 — M. Nr. 11288— an sämtliche Herren Begierungspräsidenten. 

Die Frage der Fürsorge fttr die an Lungentuberkulose leidenden Per- 
sonen ist Von mir der Wissenschaftlichen Deputation für das Medizinalwesen 
zur Prüfung und Aeußerung yorgelegt worden. 

Ew. Hochwohlgeboren übersende ich in der Anlage ergebenst Abschrift 
des yon der Deputation erstatteten Gutachtens zur gefälligen Kenntnisnahme 
und mit dem Ersuchen um Aeußerung, inwieweit die Bekämpfung der Tuber- 
kulose nach den in dem Gutachten anffedeuteten Bichtungen hin praktisch 
durchführbar erscheint, und was speziefi in dem dortigen Bezirke zu yeran- 
lassen sein würde. Dem Berichte will ich zum 1. Januar k. J. entgegensehen. 

Gutachten. 

Seit wenigen Jahren wird auch in Deutschland der Ueberzeugung 

?raktisch Bechnung getragen, daß durch die Heilstättenbehandlung allein die 
'uberkulose nicht gründuch genug bekämpft wird. Denn wenn auch eine 
yerhältnismäßig große Zahl yortrefflich eingerichteter Volksheilstätten sich der 
frischen, sogenannten heilbaren Fälle annimmt (72 Volksheilstätten mit etwa 
6000 Betten, 25 Priyatanstalten mit etwa 1500 Betten für Minderbemittelte), 
so ist und bleibt doch geradezu erschreckend groß die Zahl deijenigen, welche 
noch yergeblich der HUfe harren, und unter diesen sind es namentlich die 
Schwerkranken und die Unheilbaren, zwei Kategorien yon Tuber- 
kulösen, welche gemeingefährlich die Infektion nur allzu leicht in ihre Um- 
gebung tragen. Der ersteren Kategorie kann noch yielfach ärztlicher Nutzen 
zugewendet, ihre Arbeitsfähigkeit teilweise wieder hergestellt werden, die 
zweitgenannte der Unheilbaren paßt allerdings nur mehr in besondere Heim- 
stätten. Mit Bücksicht auf den jetzigen Stand unserer epidemiologischen Er- 
fahrungen und des therapeuthischen Könnens ist es aber überhaupt nicht an- 
gängig, einseitig die H eil aufgäbe in den Vordergrund zu stellen, der Kernpunkt 
der Schwindsuchtsbekämpfung liegt yielmehr in der Vorbeugung. Die 
Tuberkulose ist eine infektiöse Volkskrankheit und erfordert eine Bekämpfung 
nach den allgemeinen Grundsätzen, welche sich überhaupt bei der Abwehr 
der großen Seuchen bewährt haben. Da aber die Tuberkulose eine ungeheure 
Verbreitung besitzt, und jeder einzelne Krankheitsfall durchschnittlich eine 
ganze Beihe yon Jahren dauert, so sind hier ins öffentliche und priyate Leben 
tief einschneidende Zwangsmaßregeln nicht ohne Einschränkungen anwendbar. 
Bei aller Wahrung des Grundsätzlichen müssen deshalb die Tuberkulose -Ein- 
richtungen den komplizierten Verhältnissen yielgestaltig Bechnung tragen. 
Die wichtigsten einschlägigen Maßregeln betreffen die Ermittelung der Kranken, 
die Vernichtung der yon ihnen yerstreuten Krankheitskeime, die Absondening 
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der Kranken, insoweit diese geeignet sind, die Infektion in die Umgebung za 
tragen, und die Behandlung oder Pflege der Patienten. Die Erankenermitte- 
lung kann in halbwegs yoUständiger Ausdehnung nur ermöglicht werden durch 
eine wenigstens partielle Anzeigepflicht, durch freiwillige Meldung der Patienten 
und dorch AufBUchen der Kranken. 

Die üinfilhruiig der Anzeigepflicht für Todesfälle an Lungen- und 
Kehlkopftuberkulose, wie sie durdi das Gesetz, betreffend die Bekämpfung 
übertragbarer Krankheiten, erfolgt ist, muß zwar als ein wertvoller Schritt 
auf diesem Wege begrüßt, kann aber ab ausreichend nicht erachtet werden. 
Vielmehr bleibt auch die Anzeigepflicht für die fortgeschrittenen Erkrankungen 
an Lungen- und Kehlkopftuberkulose ein wichtiges Desiderium für eine erfolg- 
reiche Bekämpfung der Tuberkulose. 

Zur Ermittelung der Kranken gehOrt gleich noch hinzu deren Klassi- 
fizierung nach den bereits erwähnten Kategorien. Die Vernichtung der 
Krankheitskeime fällt den Desinfektionsanstalten zu. Dieselbe sollte nicht 
nur, wie das angeführte Gesetz sie yorschreibt, bei Todesfällen, sondern auch bei 
Erkrankungen an Lungen- und Kehlkopf tuberkulose, namentlicn aber beim Woh- 
nungswechsel stattfinden. Die Absonderung einer- und Behandlung (Pflege) 
der Kiajiken anderseits ist die Aufgabe teils allgemeiner Krankenanstalten 

i Krankenhäuser, Genesungsheime, Tageserholungsstätten), teils spezieller 
leilstätten für Lungenkrfwke (Heilstätten, Tuberkulosespitäler, Fürsorgestellen 
und Polikliniken für Lungenkranke, Kinderheilstätten, Arbeitergärten, Sommer- 
pflege- oder ländliche Kolonien, Ferienkolonien, Pflegeheime für die Unheilbaren). 

Li diesem unter Beteiligung der öffentlichen und der priyaten Wohl- 
fahrtspflege zu yerwirklichenden Schema der Tuberkuloseabwehr sind die 
Krankenhäuser unentbehrlich, und zwar sowohl zum Zwecke der 
häuflg notwendigen Beobachtung und Klassiflkation der Tuberkulösen, als. zur 
kürzeren oder längeren Behandlung und zur Absonderung der Kranken des 
yorgeschrittenen Stadiums. 

Daß in der Praxis der Zukunft nicht mehr, wie bis in die jüngste Zeit, 
Heilstättenunterbringung sozusagen den ganzen Baum der Tuberkulose- 
bekämpfung einnehmen darf, daß sich vielmehr ans den allgemeinen Gesichts- 
punkten der Seuchenabwehr, welche soeben dargelegt worden sind, der Haupt- 
ansriff gegen die yorgeschrittenen Stadien der Tuberkulose kehren muß, läßt 
sich schon aus der überff r oßen Zahl dieser schwerkranken Tuber- 
kulösen begründen, welche nicht nur nicht in die Heilstätten aufgenommen 
werden können, sondern in schlechten, engen Wohnräumen mit gewöhnlich 
zahlreichen Familienangehörigen leben, arbeiten, essen, schlafen. Pütter 
führt eine Untersuchung des Statistischen Amtes der Stadt Berlin an, aus 
welcher sich ergibt, daß z. B. im Jahre 1903 in dieser Stadt 228 an Lungen- 
schwindsucht Gestorbene bis zu ihrem Tode mit zwei Personen im ffleichen 
Baum zusammengewohnt haben, 169 mit drei, 158 mit vier, 75 mit ninf, 45 
mit sechs, 12 mit sieben, 6 mit acht und 6 mit zehn und mehr Personen, und 
zwar in demselben Bauin, welcher zum Schlaf-, Wohn- und Eßzimmer dienen 
mußte. Eine andere Statistik, diejenige der Ortskrankenkasse für den Gewerbe^ 
betrieb der Kaufleute, Handelsleute und Apotheker, enthält folgende Angaben ; 
In der Zeit vom 1. bis 28. Februar wurden die Wohnungsverhältnisse von 
742 männlichen, 
544 weiblichen, 
in Summe von 1286 Personen ermittelt; 
darunter befanden sich 88 männliche = 11,86 ®/o, 
80 w eibüche = 14,70^/0, 
zusammen 168 Personen = 18,06 ®/o, 
welchen kein Bett zur alleinigen Verfügung stand. 
Von diesen Patienten waren wiederum 

21 männliche » 28,86 <>/o, 
21 weibüc he = 26,25 >, 
in Summe 42 Personen = 25 > 
lungenkrank. Wer sich mit der Fürsorge für Tuberkulöse näher befaßt hat, 
dem ist es erschreckend klar, daß dieses enge Zusanmienwohnen und das Zu- 
sammenschlafen in einem Bett für die Uebertragung der Tuberkulose eine 
Hauptrolle spielt. Insbesondere beweisen die Untersuchungen der Fürsorge- 
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stellen, daß auch eine überaus große Zahl Ton Kindern vorgeschritteo, eine 
noch yiel größere leichter erJsrankc ist. Was die schon erwähnten Kategorien 
des Torgeschrittenen Krankheitsstadinms betriff^ so ist, abgesehen yon der 
Gruppe der schwerst Kranken, die gar nicht mehr arbeitsfähig sind, an- 
dauernd zu Bette liegen, massenhaft Bazillen yerstreuen und wegen liirer 
großen Gefährlichkeit Ittr die ganze Umgebung in Siechenhäuser oder Pflege- 
heime gehören, hier ror allem auf die große Menge derjenigen Tuberkulösen 
hbizuweisen, die, wenn auch nicht immer, aber doch durch längere Perioden 
immer wieder mehr oder weniger arbeitsfähig sind. Diese Leute wohnen 
im Hause und yerbreiten, je nach dem speziellen Krankheitsgrad wechselnde 
Mengen von AnsteckungsstofL Man geht wohl nicht zu weit, wenn man auf 
diese Gruppe weitaus die meisten Fälle Ton Tuberkulose, etwa 80<^/o, somit fttr 
Deutschland etwa 800000 Individuen, zählt Demgemäß ist nattlrlich auch 
die Fürsorge^ welche gerade diesen Kranken zugewendet wird, yon der größten 
praktischen Bedeutung. Bei dieser Klasse yon Patienten stellen sich aber auch 
die meisten Schwierigkeiten ftlr die Fürsorge ein. 

Was zunächst einen durchgreifenden Schutz gegen die Ansteckung durch 
schwerkranke Arbeitsunfähige betrifft, so ließe sich ein solcher tlber- 
haupt nur durch Unterbringen dieser Patienten in Tuberkuloseheimen, 
bezw. in Krankenhäusern erzielen. Die Erfahrung lehrt, daß die weitaus 
größte Zahl aller Tuberkulösen in ihren eigenen Wohnungen stirbt. So sind 
im Jahre 1900 in Preußen yon 70602 an Tuberkulose Verstorbenen 10286 in 
den allgemeinen Krankenanstalten gestorben, also etwa 60000 daheim. Was 
z. B. Berlin anlangt, so starben 1900 in den Wohnungen 2i87 Individuen an 
Schwindsucht, in den Spitälern bloß 1982. Durch Entfernung dieser in be- 
sonderem Maoe ansteckenden Kranken aus ihren Familien wird den gefährdeten 
Angehörigen prophylaktisch zweifellos am meisten genützt. Es hat nicht an 
dem ernstlich gemachten radikalen Vorschlag gefehlt, alle Bazillen ver- 
streuenden Tuberkulösen, selbst die noch arbeitsfähigen, und zwar Männer, 
Frauen und Kinder, in Tuberkulosenheime za bringen. Diese drakonische 
Maßregel wäre natürlich nur vermittels gesetzlichen Zwanges durchführbar; 
der humanste Vorgang wäre noch der, daß die ganze Familie in das ScHwind- 
suchtsheim aufgenommen werden müßte. Angenommen, es ließen sich für 
derlei Kolonien und Anstalten die Kosten herbeischaffen, würde selbst ein so 
furchtbar hartes Vorgehen, da immer noch unzählige Infizierte zurückbleiben 
würden, für die übrigen Menschen die Tuberkulose nicht völlig ausrotten, iüne 
ähnliche Behandlung noch arbeitsfähiger Tuberkulöser erscheint ja absolut 
ausgeschlossen. Aber auch den arbeitsunfähigen Patienten kann für die ganze 
Lebenszeit ein derartiger gesetzlicher Isolierungszwang kaum auferlegt werden, 
es muß yiebnehr ein durcüaus freiwilliger Schritt des Kranken sein, wenn er 
von seiner Famüie Abschied nimmt und sich in ein solches Pflegeheim auf- 
nehmen läßt Da das Pflegeheim dem Kranken bis zu seinem Lebensende sein 
eigenes Heim ersetzen soll, muß der Aufenthalt darin möglichst anneiimbar 

gemacht werden. Um den Eindruck eines Sterbehauses zu vermeiden, sind 
Iranke, deren Leben offensichtlich bloß Tage oder wenige Wochen zäidea 
kann, von der Aufnahme auszuschließen. Die Patienten sollen wenigstens 
nicht völlig von ihren Familien abgeschlossen werden, es muß ihnen wenigstens 
Besuch erlaubt sein etc. Selbst Urlaub könnte gelegentlich vorübergehend 
bewilligt werden. Wenigstens auf Veranden sollte lerner Gelegenheil zur 
Freiluft -Liegekur gegeben sein, ebenso auch zur Bewegung im Charten. 

Ebenso wie bei den Heilstätten werden auch bei diesen Pflegestätten 
die Organe der Invalidenversicherung als Hauptträger der Kosten in Betracht 
kommen, einmal in Anbetracht ihrer großen finanziellen Leistungsfähigkeit, das 
andere Mal, weil die Versicherungsanstalten auf Grund des § 25 des Ver- 
sicherungsgesetzes in erster Linie ein Interesse daran iiaben, sich der Invaliden- 
pflege anzunehmen, um die künftigen Generationen möglichst yon der Tuber- 
kulose freizuhalten und dadurch die Aufwendungen für die Tuberkulose- 
bekämpfung in der Zukunft zu vermindern. Bis jetzt gibt es nur ganz 
vereinzelte solche Pflegeheime. So haben die Versicherungsanstalten Berlin 
und Hansestädte besondere Invalidenheime ftLr ihre Tuberkulösen in lichten- 
borg bei Berlin, bezw. Groß -Hansdorf bei Hamburg in Betrieb. Im Lichten- 
berger Inyalidenhaus, welches wohl als Musteranstait bezeichnet werden darf, 
kostet die Verpflegung pro Kopf und Tag etwa 1 Mark. Em finden bloß In- 
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yalidengeldempfanger Aninahme, welche durch Taberkulose daaemd inralide 
geworden und voraassichtlich nnheilbar sind. Mit ähnlichen Maßnahmen sind 
ferner bereits die Landesyersichernngsanstalten der BheinproyinE und von 
Westfalen vorgegangen. Die Einrichtung derartiger Anstalten stößt aber auf 
große Schwierigkeiten. Zunächst wegen des Widerstandes der Kranken selbst, 
die nicht aus der Familie herausgehen wollen. Nach den bisherigen Er- 
fahrungen der Heimstätte M. Gladbach (Landes -Versicherungsanstalt Rhein- 
proTinz), die für lungentuberkulöse Rentenempfänger männlichen Geschlechts 
eingerichtet worden ist (April 1900) und 20 Betten zählt, hält es z. B. dort 
schwer, yerheiratete Rentenempfänger dauernd an die Heimstätte zu fesseln, 
so daß man zunächst von der Errichtung weiterer solcher Anstalten absehen 
und sich auf Verträge mit religiösen Genossenschaften beider Eonfessionen 
zwecks Unterbringung lungentuberkulöser Invaliden beschränken will. Auf 
diese Weise stehen dort etwa 50 Betten zur Verfügung. Der Krankenhaus- 
charakter tritt trotz Isolierung der Tuberkulösen hinter dem eines Erholungs- 
heims zurück. Der Versuch der Landesyersicherungsanstalt von Westfalen, 
welche keine eigenen Inyalidenhäuser besitzt, sondern die vorgeschritten Tuber- 
kulösen in vertragsmäßig verpflichtete private Heimstätten unterbringt, durch 
Aufruf auf amtlichem Wege invalide Tuberkulöse zur AufniJime in solche 
Heimstätten zu bewegen, scheint ebenfalls wenig Erfolg gehabt zu haben. 
Auch die mittels direkten besonderen Schreibens angebotene Invalidenpflege 
wurde von sehr vielen abgelehnt. Aber auch die Versicherungsanstalten selbst 
schroten, trotzdem die Erfahrungen, die mit den beiden erwähnten 1900 er- 
richteten InvaUdenhäusem gemacht sind, als recht günstige bezeichnet werden 
dürfen, mit der Neuerrichtung solcher Anstalten nur langsam fort. Der Grund 
liegt offenbar darin, daß nach dem Geschäftsbericht des Reichsversicherungs- 
amtes auch bei bescheidenster Einrichtung derselben der Aufwand für einen 
Pflegling in einem Invalidenhause den Jahresbetrag der Rente ganz erheblich 
übersteigt Soll der Aufenthalt ein behaglicher sein, dann wird für Ausstattung 
der Fflegehdme, wie es der Vorstand der Hanseatischen Versicherungsanstalt 
bei Aufstellung eines Planes auch tatsächlich projektiert hat, etwa^ derselbe 
Betrag ausgesetzt werden müssen, wie er für die Bemessung in den Heilstätten 
zugrunde gelegt ist, etwa 500 Mark auf den Kopf der unterzubringenden 
Personen. Auch hat man inbetreff der Pläne für die Anlage solcher Invaliden- 
häuser noch keine völlig bestimmten Gesichtspunkte. Im aligemcdnen bevorzugt 
man Oertlichkeiten in ländlich-waldiger Umgebung, nicht berührt vom lärmenden 
Verkehr, aber doch unschwer erreichbar. Das Grundstück soll groß genug 
sein, um die Empflndung einer zu weitgehenden Einengung nidit aidkommen 
zu lassen. Die Herstellung eines einzelnen umfangreichen Gebäudes, in welchem 
eine große Zahl von Personen untergebracht wird, empfiehlt sich wenig, es ist 
vielmehr geraten, zur Aufnahme der Pfleglinge eine Anzahl kleiner Baulich- 
keiten XU schaffen, von denen jede einzelne Platz für eine kleinere Zahl von 
Pfleglingen, höchstens etwa 25—80, bietet, deren Zusammenleben einen familiären 
Charakter erhalten soll. Pfltter schlägt vor, anstatt der teuren Asyle billige 
Walderholungsstätten zu bauen in Form fester Baracken, in denen die Patienten 
auch im Winter verbleiben können. Die Verpflegung wird so gedacht, daß sie 
den Gewohnheiten einfacher, bürgerlicher Küche entspricht ^sondere Aerzte 
im Hause selbst gelten nicht für unbedingt nötig, dagegen wird sich voraus- 
sichtlich ein hoher Bedarf an Pflegekräften geltend machen. Bei einer solchen 
Einrichtung ist immerhin zu erwarten, daß die Kosten für den Pflegetag mit 
kaum weniger als 2 bis 1,50 Mark werden bestritten werden können. Für die 
nichtVersicherten Lungenkranken dieses vorgeschrittensten Stadiums werden in 
erster Linie die Gemeinden und Gemeindeverbände verpflichtet sein, Unter- 
knnftsstätten zu beschaffen; im zunehmenden Maße erkennen dies auch die 
(Gemeinden an. In Ostritz bei Görlitz und in Wilhelmsdorf bei Bielefeld be- 
stehen z. B. bereits zwei solche Pflegestätten für nicht versicherte unbemittelte 
Tuberkulöse. Mit Rücksicht auf die Abneigung der Kranken selbst, in Siechen- 
häuser zu gehen, haben sich viele Städte entschlossen, abgesonderte Stationen, 
zum Teil besondere Pavillons den bestehenden Krankenhäusern anzugliedern. 
In Halle ist in Aussicht genommen, im Anschluß an ein gewöhnliches Siechen- 
haus einige Baracken für derartige Zwecke zu bauen. Auch die private Wohl- 
tätigkeit hat sich durch den Bau von Pflegestätten für schwerkranke Tuber- 
kulöee an diesem Zweig der Fürsorge beteiligt So hat Pastor von J^odel- 
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schwingh bei seinen Anstalten in WiUielmsdoif-Senne ein Hans für etwa 80 
Lungenkranke eniclitet, welches den Charakter eines größeren Wohahaiues 
trägt, etc. Diese Anstalt, sie heißt ,,Qate Hoffonng*, ist stets Toll besetzt, 
so daß sich bereits das Bedürfnis nach einem Neaban geltend macht, obwohl 
der Betrieb erst kaum mehr als ein Jahr idt ist. 

Eine Umfrage seitens des Zentralkomitees snr Errichtung yon Heil- 
stätten für Lungenkranke an die Versicherungsanstalten ist allenthalben in dem 
Sinne beantwortet worden, daß ein großes Bedürfnis zur Unterbringung üi- 
yalider Versicherter in Pflegeheimen besteht, auch hat sich wenigstens eine 
Anzahl Ton Anstalten zur laufenden Entsendung Torgeschrlttenster Tuber- 
kulöser zu einem Tagespflegesatze bis 2 Mark bereit erldärt. Allee in allem 
beweist aber das Vorstehende, wie wenig bis jetzt für den Schutz gegen die 
Tuberkuloseansteckung durch schwerkranke Arbeitsunfähige und zugunsten 
dieser Knmken in Pflegeheimen und Krankenhäusern geschehen ist. 

Was die Klasse der (wenigstens periodenweise) noch arbeitsfähigen 
Tuberkulösen im Torgeschrittenen Stadium anbelangt, zu denen noch Tiele 
Kinder hinzukommen, welche von der Tuberkulose in viel stärkerer Zahl er- 
griffen sind, als man gemeiniglich annimmt^ so stellen sich auch inbetreff der 
Fürsorge für diese Patenten große Schwierigkeiten ein. Gewisse Uebelstände, 
das enge Zusammenwohnen, Zusammenschlafen, Küssen, Anhusten, die unter- 
lassene Vernichtung der Lifektionserreger, können die öffentlichen Fürsorge- 
bezw. Auskunftsst^en für Tuberkulose durch „Erziehung* der Hausmutter, 
durch Belehrung der Familienmitglieder, vor allem aber durch Gewährung 
materieller Mittel, speziell durch Beschaffung eines weiteren Wohnzimmers n 
den Yorhandenen Bäumen der alten Wohnung wenigstens teilweise beseitigen. 
Die Kosten hierfür, welche hauptsächlich im Unterschied der sdten zu der 
neuen Miete bestehen, sind nicht nur keine allzu großen, sondern auch mit 
den erreichbaren Mitteln erschwinglich. Die Volksheilstätten sind den Patienten 
dieser Kategorie bisher völlig y erschlossen. Pütt er hebt mit Becht herror, 
daß für nidit wenige Leichterkrankte, welche jetzt einen Platz in den Heil- 
stätton belegen, der Aufenthalt in einer — viel billigeren — WalderholungiH 
Stätte unter ärztlicher Aufsicht genügen würde, wenn, was praktisch immerhin 
durchführbar erscheint, dafür gesorgt ist, daß die Patienten zu Hause in 
günstigen Verhältnissen schlafen. Nach unseren Erfalirungen in den Heil- 
stätten für Bemittelte und im Krankenhause sind wir überzeugt, daß die Anl- 
nahmegrenzen in den Volksheilstätten eine gewisse Erweiterung erfahren dürfen 
und daß in denselben auch Kranke in fortgeschrittenen Stadien untergebracht 
werden können. Insbesondere läßt sich öfter beobachten, daß Torgeschrittene 
Fälle nach einer y orausgeschickten Krankenhausbehandlung 
einen ursprünglich nicht erhofften günstigen Verlauf nehmen und für die Heil- 
stättenbe&üidlung ganz geeignet sich herausstellen. Für eine richtige Bear-« 
teilung solcher Fällst genügt also die übliche einmaUge oder scdbst wiederholte 
ambulatorische Untersuchung nicht, eine richtige Klassifikation derselben er- 
fordert yielmehr eine 6— S wöchentliche Beobachtung und Behandlung in einem 
Krankenhause. Diese Klassifikation läuft darauf hinaus, daß bei molgendor 
Besserung der Patient einer Volksheilstätte zugeführt wird (durch die Ans-^ 
kunfts- und Fürsorgestellen in Berlin sind z. B. yom Oktober 1904 bis Ende 
März 1905 bereits 56 .Vorgeschrittene'' den Heilstätten mit guter Aussieht 
auf ^wirtschaftliche*' Heilung wieder übergeben worden), daß er, falls so 
günstige Chancen nicht yorhanden sind, eine Zeitlang mit Bücksicht auf be- 
stimmte Symptome, deren Gemeinsames eben die yorübereehende Arbttts- 
unfähigkeit ist, in Krankenhausbehandlung yerbleibt, um schUeßlich der unter 
Aufsicht der öffentlichen Fürsorgestellen stehenden Mauspflege wieder zurück» 
gegeben zu werden, welch letztere für die Kategorie der dauernd, wenn auch 
nur tdlweise oder wenigstens wUirend langer Perioden des KrsnkheitsyerlaufeB 
arbeitsfähigen Tuberkulösen des yorgeschrittenen Stadiums nach Maßgabe aller 
tatsächlich gegebenen sozialen Verhältnisse wird die Hegel bilden müssen. 
Nimmt man, was yielleicht nicht allzuhoch ge^iffen ersoieinL an, daß auf 
diese Weise noch weitere 20 ^/o der Kranken einer weitgehenden Besserung 
sich zuführen lassen, so würden somit immer noch etwa ßOOOOO Tuberkulöse 
ia ihrer Wohnung leben, die sie öfter für S bis 10 Wochen werden mit einem 
Krankenhause yertauschen müssen. Daß die Kranken öfter für längere 2Seit 
aus ihren engen Wohnungen entfernt werden, erscheint nidit bloß mit Eück^ 
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sieht auf die Behandlnng, sondern anch aus prophylaktischen Gesichtspunkten 
angezeigt ; die Wolinnng kann einmal gründlich desinfiziert werden, und die 
Familienmitglieder, yor allem die Kinder, werden wenigstens Torttbergehend 
Ton der Ansteckungsgefahr befreit. 

Orondsfitzlicn glauben wir inbetreff der Unterbringung Tuberkulöser in 
allgemeinen Krankenhäusern den Vorschlag machen zu soUeu, daB das inner- 
halb grofier Städte befindliche Spital blofi eine (oder mehrere) Durch- 
gangsabteilungen fttr Tuberkulose enthält, und daB das Gros aller 
Tuberkulosen, weldie nicht in die Yolksheilstätten gebracht werden können, 
in speziellen Tuberkulose-Krankenhäusern auf dem Lande, 
im Walde, an Seen etc. yerpflegt und behandelt werden. Für große 
Kommunen, wie z. B. Berlin, ist ein solcher Vorschlag immerhin wichtig, da 
einmal die Baukosten auf diese Weise sich vermindern lassen, und zum andern 
die Krankenhausbehandlnng pro Kopf und Tag in der Großstadt etwa 8 Mark, 
auf dem Lande sicher wesentlich weniger kosten wird. Derartige Durchgangs- 
abteilungen in den Krankenhäusern wären nicht etwa bloß als Not- 
behelf für den Fall, daß die Errichtung von Spezdalanstalten für die Tuber- 
kulösen des Yorgeschrittenen Stadiums unmöglich wäre, in den bereits be- 
stehenden Allgemeinspitälem der Städte und in den neu zu erbauenden Kranken- 
häusern anzustreben. Dieselben stellen yielmehr, wenn man bedenkt, daß in 
allen Krankenanstalten in sämtlichen Abteilungen immer wieder Tuberkulöse 
auftauchen, die wegen anderweitiger und häufig chronischer Erkrankungen 
gekommen sind, und daß die moderne Tuberkulose-Fürsorge viel mehr TuW- 
kulöse den Krankenanstalten zidührt. als dies in den letzten Jahrzehnten der 
Fall gewesen, einen unentbehrlichen Bestandteil jedes städtischen 
Krankenhauses dar. Durch diesen Modus der Durchgangsabtheilung für 
Tuberkulöse in den allgemeinen städtischen Krankenanstalten sowohl, wie durch 
die speziellen Tuberkulose-Krankonhäuser würde auch die größte Schwierigkeit, 
nbnlich die Scheu der im yorgerückten Stadium befindlichen Tuberkulösen yor 
Unterbringung in einer Anstalt, am ehesten sich überwinden lassen, da die 
Patienten hier wie dort doch immer wieder unzweifelhafte Besserungen ähnlich 
Schwerkranker yor Au^en behalten, welches Moment manchen zum längeren 
Bleiben yeranlassen wird. Natürlich müssen auch sämtliche in Betracht 
kommenden Krankenhauseinrichtungen einladend und nicht abschreckend wirken, 
sonst erreichen sie ihren Zweck, da alle Isolierungsmaßregeln nach Lage der 
Verhältnisse zwangsweise nicht durchführbar sind, nur zum kleinsten Teil. 
Unterstützt wird die Beseitigung der yorhandenen Scheu femer durch die 
Organe der Tuberkulose-Fürsorgestellen, bezw. durch die persönliche Einwirkung 
der Schwestern, der Hauspflegerin, der Kassenkontrolleure usw. Nicht unter- 
schätzt werden darf auch die Frage der Krankenhauskosten, am Kostenpunkt 
darf die Verbringung Tuberkulöser in die Krankenhäuser am allerwenigsten 
sdieitem. Li Preußen sind der Erfüllung dieser Forderung neuerdings gewisse 
^tscheidungen des Oberyerwaltungsgerichts hindernd in den Weg getreten. 
Im Gegensatz zu anderen Auffassungen hat diese Behörde erkannt, daß der 
Bückstand yon Krankenhaus -Verpflegungskosten an die Gemeinde als Armen- 
yorstand den Verlust des Wahlrechts zur Folge habe. Mancher Unbemittelte, 
der an sich bereit wäre, ein Krankenhaus aufzusuchen, wird dadurch zurück- 
geschreckt. Am allerwichtigsten aber wird die Ausstattung aller Kranken- 
anstalten, welche Tuberkulöse des yorgeschrittenen Stadiums aufnehmen sollen, 
mit den erprobten speziellen Einrichtungen für die physikalisch -diätetische 
Behandlong Tuberkulöser sein. Die Duichgangsstationen für Tuberkulöse in 
den großen städtischen Krankenhäusern sollen in ständigem Wechselyerkchr 
stehen mit den öffentlichen Auskunfts- und Fürsorgestellen. So bietet sich am 
besten die Möglichkeit, auf Grund längerer Beobachtung und Behandlung unter 
Anwendung aller wissenschaftlichen Eülfsmittel die Ueberweisung der Patienten 
in die geeignete Spezialanstalt zu yeranlassen und zu diesem Behufe alle 
sozialen Hilfsfaktoren in Bewegung zu setzen. Einrichtungen analoger Art 
sind natürlich auch in Kliniken und sonstigen dem praktischen Untemcht der 
Aerzte dienenden Instituten zu treffen. 

Bezüglich der Spezialkrankenhäuser für yorgeschrittene Tuberkulöse auf 
dem Lande in gesunder (hegend« nahe dem Walde oder einem See (der See), 
wäre zunächst die prinzipielle Vorfrage zu erledigen, ob dieselben nicht teil- 
weise mit den Pflegeheimen für die yöUig Arbeitsunfähigen in organische Ver- 
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bindoDg gebracht werden könnten. Administrative Schwierigketten würden 
sich hieraas kaam ergeben, da die Anlage- und Verpfleffongskosten hidbwegi 
in Einklang gebracht werden, und Erspamngen, die sich naturgemäß bei den 
Schwerstkrai^en machen lassen, den übrigen Patienten zugute kommen könnten. 
Die Einrichtungen der beiden Arten yon Sonderkrankenanstalten für Tuber- 
kulöse, der Lungenheilstätten für Vorgeschrittene und der LungenheimsU^ten 
für absolut und dauernd Inyalide unterscheiden sich ja in der Hauptsache bloß 
dadurch, daß die Heilstätten ToUkommener mit den Hilfsmitteln für die physio- 
logische Phthisiotherapie ausgerüstet sein und den Patienten reichlichere Qe- 
legenheit sur Bewegung und zur Beschäftigung im Freien gewähren müssen. 

Nach den endlich auch auf diesem Gebiete zum Durdibruch f^elangtea 
modernen Anschauungen über die Behandlung der Infektionskrankheiten muß 
es wenigstens grundsätslich als unbedingt notwendig bezeichnet werden, die 
Tuberkulösen in den allgemeinen Krankenhäusern, insofern sie geeignet sind, 
Bazillen zu verstreuen, von den übrigen Patienten gesondert unterzubringen. 
Die Notwendigkeit der Isolierung der Tuberkulösen wurde seit etwa der IGtte 
der neunziger Jahre des vorigen Jahrhunderts lebhafter betont. Namentlidi 
in Frankreich ist schon 1896 von Grancher verlangt worden, daß in den 
Pariser Spitälern von Gärten umgebene Mgene Pavillons oder Abteilungen für 
Tuberkulöse eingerichtet werden. Im Jahre 1900 beschloß dann die französi- 
sche Tuberkulose-Kommission die Separierung der Tuberkulösen von anderen 
Kranken, die Errichtung von ausschließlich den Tuberkulösen reservierten Ab- 
teilungen in den allgemeinen Krankenhäusern. Endlich hat, auf ein Beferat 
Armaingands hin, die permanente Tuberkulose-KommiBsion in Paris im De- 
zember 1903 beschlossen, die Eegierung aufzufordern, die Tuberkulösen in 
besonderen für sie eingerichteten Krankenhäusern zu verpflegen und ihnen 
sogar den Eintritt in andere Krankenhäuser zu verwehren, vorhandene all- 
gemeine Krankenhäuser für diesen Zweck zu adaptieren und, wo dies nicht 
möglich sei, getrennte Abteilungen ausschließlich für die Tuberkulose zu re- 
servieren, jedenfalls aber zu ermöglichen, daß die Schwindsüchtigen nicht in 
allgemeinen Krankensälen mit anderen Kranken untergebracht würden. Diese 
Besolution hat auch zur Folge gehabt, daß der französische Minister des Innern 
unter dem 15. Januar 1. J. ^e Verordnung an die Präfekten herausgab, welche 
von diesen die schleunige Durchführung der genannten Maßnahmen und 
richte über die Erfolge verlangt. In Preußen hat schon 1901 der Minister der 
Medizinalangelegenheiten auf die Notwendigkeit der gesonderten Unterbringung 
der Tuberkulösen erneut hingewiesen. Der betreffende, an die Ober-Präsidentai 
gerichtete Erlaß lautet : «Durch den Eriaß vom 10. Dezember 1890 (M. Nr. 9395) 
sind die Herren Ober-Präsidenten ersucht worden, darauf hinzuwirken, daß die 
von der Wissenschaftlichen Deputation für das Medizinalwesen in ihrem Gut- 
achten vom 5. November 1890 zur Verhütung der Tuberkulose empfohlenen 
Maßnahmen in möglichst vollständiger Weise durchgeführt werden. Wenn- 
gleich den Anforderungen jenes Gutaditens an vielen Orten Folge gegeben ist, 
so ist dies doch nicht überall und in allen Beziehungen geschehen. Ich sehe 
mich daher veranlaßt, den Erlaß erneut in Erinnerung zu bringen und nament- 
lich zu ersuchen, auf die ünterbrin^ng der tuberkulösen Kranken in getrennten 
Abteilungen der Krankenhäuser hmzuwirken, wenn die Errichtung besonderer 
Anstalten für die Kranken nicht ausführbar ist Zugleich bemerke ich, daß 
die von der Wissenschaftlichen Deputation für das Medizinalwesen empfohlenen 
Maßnahmen sich auf alle Tuberkulösen beziehen, welche mit irgendwelchen 
Ausscheidungen ihres Körpers TuberkelbaziUen verbreiten. 

Endlicn ist auch in der Sitzung des Präsidiums des deutschen Zentral- 
komitees zur Errichtung von Heilstätten für Lungenkranke vom 6. März 1904 
der Antrag formuliert worden, es wäre die Beichsregierung zu bitten, die 
Landesregierungen zu veranlassen, daß in den bestehenden allgemeinen Kranken- 
anstalten besondere Bäume für Schwindsüchtige eingerichtet und Konzessionen 
für Neubauten fernerhin nur dann erteilt werden, wenn für Schwindsüchtige 
besondere und getrennte, an die in den Sanatorien erprobten Grundsätze sich 
anschließende Einrichtungen vorgesehen sind. 

Aber auch bis in die jüngste Zeit sind tatsächlich nur in wenig Kliniken 
und allgemeinen Krankenhäusern der großen Städte besondere Einrichtungen 
für die Unterbringung von Lungenkranken getroffen. Es gibt zwar keine aas- 
gedehnte Statistik tuberkulöser Hausinfektionen, aber jedem erfahrenen Spitals- 
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anet sind nicht bloß Taberknloseansteclninfifen der Aerzte nnd des Wartepersonals, 
sondern anch gar nicbt so selten Infektionen bei weisen anderer, besonders 
chronischer, abzehrender Krankheiten anf genommenen Patienten bekannt. 

Die Beschaffenheit einer derartigen Spezial- bezw. Dnrchgangsabteilnng 
betreffend, wird zan&chst deren Größe von der Zahl der Betten der medizini- 
schen Abteilangen abh&ngig sein. Es ist ansreichend, wenn man anf die Ge- 
samtzahl der innerlich Kranken 15 ^/o TnberknlOse rechnet. Za niedrig darf 
der Prozentsatz der TnberknlOsen nicht eingeschätzt werden, weil yoranssicht- 
lich in der nftchsten Zeit der Zozag derselben zu den Krankenhäusern wächst 
Es ist wiederholt im letzten Jahre über Abweisungen Ton Kranken in den Berliner 
Spitälern Klage geftthrt worden. In die Königliche Charit6 wurden beispielsweise 
im März 1905 aufgenommen . . . 1866, 

abgewiesen .... 681 Personen, 
vom 1.— 21. April 1905 aufgenommen 871, 

abgewiesen 581 Patienten. 

Unter diesen Abgewiesenen ist sicherlich auch ein Prozentsatz Phthi- 
siker. Eine zu große Anlage der Durchgangsabteilnngen ist ebenfalls nicht 
zu empfehlen, weil die Vereinigung einer höheren Zahl yon Tuberkulösen im 
Bereich der allgemeinen Krankenhäuser aus naheliegenden Gründen vermieden 
werden soll; deshalb sind ja eben bloß Durchgangsabteilnngen yorgeschlagen. 
Die Spezialabteilung für Tnberkulöse sollte ferner nicht größere S81e als für 
12 Betten, eine Anzahl kleinerer Zimmer zu 4 Betten und zu je einem Bett 
enthalten. In die kleinen Zimmer wären die schwerkranken und stark hustenden 
Patienten unterzubringen. Die größeren Abteilungen müßten mit sämtlichen Ein- 
richtungen yersehen werden, welche in modernen Lungenheilstätten vorhanden 
sind: Douche- und Baderäume, Liegehallen, große gedeckte Veranden, Tage- 
räume etc., eigene Laboratorien, Vorkehrungen zur Beseitigung des Auswurfs, 
zur gründlichen Desinfektion der Wäsche, Fahrstühle, — und ein Krankenhaus- 
garten. In allen modernen Krankenhausbauten wird es leicht möglich sein, 
diesen Forderungen nachzukommen. Aber auch die bestehenden alten Kranken- 
hänser können derartigen Spezialabteilungen gleichkommende Einrichtungen 
improvisieren. Man kann im Spita1sgaH;en Pavillons, Baracken mit Liege- 
hallen etc. errichten, man kann im Notfall die Dächer als „Gärten", bezw. die 
obersten Geschosse mit flachem Dach für die Unterbringung der Tuberkulösen 
und als Liegehallen benutzen etc., man kann eine Reihe von Zimmern, die 
nicht mit denen anderer Kranken zusammenhängen und wenn halbwegs möglich, 
Veranden besitzen, ausschließlich den Tuberkulösen einräumen usw. 

Die Besultate der Lungentuberkulose - Behandlung in den allgemeinen 
Krankenhäusern sind bisher statistisch nur überaus spärlicb bearbeitet worden. 
Auf allerdings mehr summarische Erfahrungen gestützt, läßt sich anssagen, 
daß diejenige Gruppe der schwerstkranken Patienten, welche unter 70 Prozent 
des ihnen eigentlich zukommenden Normalgewichtes bei der Aufnahme besitzen, 
auch bei sorgfältigster Behandlnng im Krankenbanse gewöhnlich eine un- 
günstige Prognose bieten; von 80 ^/o an stellt sich aber dieselbe entschieden 
als verhältnismäßig günstig heraus. Nur die längere Aufenthaltsdauer macht 
femer einen Erfolg wahrscheinlich. Leider lehrt die Erfahrung, daß die meisten 
Phthisiker nur ungern über vier Wochen im Krankenhause aushalten. Die 
Krankenhansbehandlung sollte aber dnrchschnittlich anf zwei Monate bemessen 
werden. Weit über die Hälfte der Tuberkulösen wird fiebernd ins Kranken- 
haus eingebracht und ohne Fieber entlassen. Diese Klasse von Patienten 
stellt prognostisch das günstigste Material dar für eine weitere, hier ein- 
tretende Heilstättenbehandlnng, was wohl für alle Zukunft vornehmlich den 
Berührungspunkt der Krankenhaus- und Heilstättenbehandlang bilden wird. 

Diese kurzen Andentungen mögen genügen, auch den therapeutischen 
Wert der ersteren zu beweisen. 

Wenn wir alno die Unterbringung der Lnngenschwindsüchtigen im vor- 
geschrittenen Krankheitsstadium mit starker Bazillenverstreuung, bezw. der 
beiden Kategorien dieser Patienten: erstlich der schwerstkranken völlig 
Arbeitsunfähigen, zweitens derjenigen der (wenigstens längere Zeit hindurch) 
noch arbeitsfähigen Phthisiker ebensowohl als Maßregel zugunsten der Leidenden, 
wie ans prophylaktischen Gesichtspnnkten betrachten, d. h. hauptsächlich eine 
mit allen Mitteln auf freiwilligen Wegen herbeizuführende Isolierung dieser 
Kranken anstreben, so erscheinen ganz im allgemeinen Krankenhäuser völlig 
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unentbehrlich — einerseits zur Beobachtung und Klassifizierung, andererseits 
zur längeren Behandlung der Patienten. 

Die Schwerstkranken Arbeitsunfähigen gehGren in Pflegestätten (Pflege- 
heime, Heimstätten, Asyle ftlr Tuberkulöse etc.). 

Für die noch Arbeitsfähigen, welche in der Begel der unter Aufsicht 
der öffentlichen Fftrsorgestellen ftlr Tuberkulöse stehenden Hauspflege über- 
lassen bleiben, sind zum Zwecke der schon erwähnten genaueren Elassifizienuig 
und in den erfahrungsgemäß sich öfter wiederholenden Fällen wochenlang not- 
wendig werdender und auch greifbare Erfolge yersprechender Behandlung, 
jedenfalls auch mit Bttcksicht auf die Separierung geeignete Einrichtungen zu 
treffen, erstlich in den allgemeinen Krankenhäusern der großen Städte, zweitens 
in Gestalt Ton Spezialkrankenhäusem für fortgeschrittene Tuberkulöse. Dem- 
gemäß sind natürlich in den allgemeinen Krankenhäusern die Tuberkulösen 
kollert von den anderen Kranken zu yersorgen. 

Das Verhältnis zwischen den Tuberäüoseabteilungen der allgemeinen 
Krankenhäuser zu den Sonderkrankenanstalten für Tuberkulöse sollte aber 
nicht im Sinne der Empfehlung des Beichsgesundheitsrates einseitig so auf- 
gefaßt werden, daß zunächst prinzipiell die Errichtung von eigenen Kranken- 
häusern für die zur Aufnahme in die Yolksheiltätten nicht geeigneten, tot- 
geschrittenen Schwindsüchtigen, und nur wo und soweit die Gründung 
von eigenen Tuberkulosekrankenhäusern nicht angeht, die 
Unterbringung und Verpflegung der Tuberkulösen in besonderen Abteilungen 
der bereits bestehenden oder neu zu bauenden allgemeinen Krankenhäuser in 
Betracht kommt. Diese besonderen Tuberkuloseabteilungen bilden yielmehr 
einen unentbehrlichen Bestandteil derselben unter allen Ver- 
hältnissen. Am besten werden sie als Durchgangsabteilungen be- 
schränkten Umfanges eingerichtet, während das Gros der Tuberkulösen in 
städtischen Spezialkrankenhäusem auf dem Lande, im Walde etc. unterzubringen 
ist Die Herstellung einer organischen Verbindung zwischen diesen letzteren 
und den früher genannten Heimstätten für die Schwerstkranken wäre wenigstens 
teilweise in Erwägung zu ziehen. Sowohl die Durchgangsabteilungen, sds die 
Spezialkrankenhäuser für Tuberkulöse des sogenannten zweiten und dritten 
Krankheitsstadiums sind mit den Erfordernissen der modernen hygienisch-diäte- 
tischen Phthisiotherapie auszustatten. 

In dieser Fassung wird von der Wissenschaftlichen Deputation für das 
Medizinalwesen das Wesentliche der yon den verstärkten Ausschüssmi des 
Beichsgesundheitsrates für Tuberkulose und für Heilwesen am 24. Juni y. J. 
aufgestellten Grundsätze gehorsamst zur Annahme empfohlen. Insbesondere 
mögen tnnlich bflddigst in den bestehenden allgemeinen Krankenanstalten be- 
sondere Bäume für Schwindsüchtige hergerichtet und Konzessionen für Neu- 
bauten künftighin nur erteilt werden, wenn für die Tuberkulösen, welche 
Bazillen verstreuen, isolierte, an die in den Volksheilstätten erprobten Grund- 
sätze, sich anschließende Einrichtungen vorgesehen sind. 



B« Freie und Haii«efiita.dt Hambiurg^. 

Einiiehtnng zur Erlogung ärztlicher Hilfe. Bundschreiben des 
Medizinalamtes an sämtliche HerrenAerzte vom 30. Junil906. 

Durch Senatsbeschluß vom 23. Mai d. J. ist die Polizeibehörde ersucht 
worden, für eine Einrichtung zur Erlangung ärztlicher Hilfe, namentlich während 
der Nacht in Notfällen für Personen, wel(£e sich in ihren Wohnungen befinden, 
Sorge zu tragen. 

Es wird daher seitens der Polizeibehörde geplant, nach Analogie des 
Pariser Systems in Jeder Wache eine Liste auszulegen, in welche die Namen 
der hilfsbereiten Aerzte einzutragen sind. Die Hilfesuchenden müssen sich an 
den nächsten Schutzmann oder die Polizeiwache wenden und diese haben für 
die Herbeiholung des nächst erreichbaren hilfsbereiten Arztes Sorge zu tragen. 

Der Arzt hat seine Bechnunp^ für die Hilfeleistung an die Polizdkasse 
einzureichen und diese sorgt für die Begleichung. Bei auffallend hohen For- 
derungen wird das Medizinalamt die Angemessenheit zu prüfen haben. 

Falls Sie wünschen, in die Liste der hilfsbereiten Aerzte eingetragen zu 
werden, werden Sie ersucht, umgehend an das Medizinalamt Mitteilung ge- 
langen zu lassen. 

Verantwortl. Redakteur: Dr.Rapmund, Reg.- u. Geh. Med.-Ra«(tn l^<|eiiX W. 
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Rechtsprechung und Medizinal- 
&esetzgebiing. 

Beilage mir Zeltsolirlfk fflr Medisinai -Beamte. 
Nr. 19. 5. Oktober. 1906. 



Rechtsprechung. 

Eine Tergielieriuigggesellscliafl kann yon einem dareh ünfkU Urper« 
lieb Yerletiten iweeks Heilung eine ^Operation unter Harkese^ Terlangen. 

Urteil des BeichsgericlitB, YIL Z.-S., vom 27. Februar 1906 (a) 
und II. Z.-S. Tom S.April 1906 (b). 

a) Die Sache liegt so: durch den üniall, einen Sturz von einer Leiter, 
ist bei dem Kläger eine Verwachsung im Schultergelenk eingetreten, wodurch 
eine jedenfalls länger dauernde Steäheit des rechten Oberarms herbeigeftlhrt 
ist. Gestützt auf das Gutachten ron Sachverständigen hat die Beklagte an 
den Kläger das Ansinnen gestellt, eine Heilung durch eine Operation, yor- 
ffenommen in der Narkose, herbdzuftlhren. Vom Kläger ist es verweigert, 
nierauf einzugehen. Diese Weigerung erachtet das Berufungsgericht für eine 
der Bestimmung des erwähnten § 11 zuwiderlaufende mit folgender Ausführung: 
Nach dem Gutachten der Aerzte sei eine Heilung des üebds durch eine an- 
fangs in der Narkose, später ohne solche yorzunehmende Bewegunff und Massage 
des Schultereelenks mit der denkbar grOflten Wahrscheinlichkeit zu erzielen 
gewesen. Die Operation, wenn man diese Behandlung so nennen wolle, und 
die sie ermöglichende Narkose erscheine nach der Angabe des Dr. M. bei dem 
Alter und den Gesundheitsyerhältnissen des Klägers jedenfalls nidit mit der- 
artigen Gefahren yerknttpft, daß sie für den Patienten und seinen Entschluß, 
ob er sich der Operatidn unterziehen wolle oder nicht, bei yemttnftiger Ueber- 
legung hätten ins Gewicht fallen kOnnen. Mit der Reyision wird geltend ge- 
macht: Die in dem § 11 festgesetzte Folgeleistung könne yon dem Ver- 
sicherten jedenfalls nur nach billigem Ermessen yerlangt werden. Es habe 
nun die yon dem Kläger yerlangte Behandlung in einer Zerreißung des yer- 
wachsenen Muskels und nachfolgenden Streckungen und Beugungen des Gelenks 
bestanden und sei nur in tiefer Narkose yorzunehmen gewesen. Einem 
58 jährigen Mann wie dem Kläger habe nicht zugemutet werden können, daß 
er solche Narkose, auch wenn ein Arzt sie für meist gefahrlos erkläre, auf sich 
nehme. Von Gefanren, die nur in der Einbildung des Kranken beständen, und 
die nach dem angezogenen, in Seuff A. Bd. 46, Nr. 189 unter I mitgeteilten Er- 
kenntnis des RG. nicht zu beachten seien, dOrfe hier nicht gesprochen werden. 
Der Beyision ist Bedeutung zu schenken: Allerdings muß der Satz, auf dem 
die Entscheidung des Berufungsgerichts beruht, im allgemeinen für zutreffend 
erachtet werden, daß nämlich gegenüber den in Frage stehenden Vertrags- 
bedingungen eine Operation nur dann yon dem Versicherten yerweigert werden 
dürfe, wenn sie weder als für Leben und Gesundheit gefahrlos, noch als be» 
stimmte Heilung yerheißen anzusehen ist, in welchen Punkten eine Würdigung 
nach yemünftigem Ermes9en einzutreten hat. Indem dieser Weigerun^faü 
hier als nicht yorliegend anzusehen ist, hat jedoch die Vorinstanz übersehen, 
daß bei der Frage, ob das operatiye Eingreifen als geüüiryoll zu erachten ist, 
auch das subjektive Empfinden der betreffenden Persönlichkeit in Betracht 
kommen kann. Allerdings muß, was ja auch die Beyision zugibt, yon Gefidiren, 
die nur in der Efaihildung beruhen, abgesehen werden. Es ist aber nicht 
außer acht zu lassen, daß auch übertriebene subjektive Vorstellungen yon der 
Gefährlichkeit der Operation nach der Sachlage Berücksichtigung verdienen 
können, zumal da durch derartige Empfindungen die Gefahr für das Leben 
und die Gesundheit und der Erfolg des ärztlichen Eingriffs in Frage gestelU 
werde« kann. Es wird immer zn prüfen seia^ ob nicht im EiazeifalTe eine 
derartige subjektive Vorstellung ntich allgemein herrschender Auiftusnng, so 
namenuich gegenüber einer BeKandlnng, die mit Narkose verbunden, als be- 
rechtigt auuufassen ist. 
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b) Das OLG. gelangt bei Wftrdigonf^ des Tatsachen- und Boweismaterials 
zu dem Ergebnisse, mit BUcksicht aiu die UngewiAheit des Erfolges and auf 
die nach den besonderen Umständen mit einer ^eration yerbondenen größeren 
(Gefahren sei dem KUger nicht Bisommten^ die yon der Beklagten yerlangte 
Operation, die mit dem Verloste des untersten Teils der T^bels&ale yerknUpft 
is^ yomekmao zn lassen. Die Beklagte, jetst BeylsionskUigerin, erhebt hier- 
gegen den Angriff: die den Erwägangen des OLG. zogrnnde liegende Auf- 
fassung des § 11 der Versicherungsbedingungen sei unrichtig; dadurch sei 
yielmehr der Versicherungsgesellschaft das Becht gegeben, nnch billigem Er- 
messen die Maßnahmen sur Heilnng ansuordnen, sad der Versicherte kOne 
deren Vornahme, ohne dem Prijndize des § 20 zu unterliegen nur dann yer- 
weigem. wenn er beweise, daß yon ihm etwas Unbilliges yerlangt werde. 
Dieser Angriff ist nicht gerechtfertigt: Das OLG. hat in dem Bahmen zu- 
lässiger Vertragsauslegung und ohne Verletzung des materiellen Bechts a&- 
nehmen kOnnen, daß der Kläger durch § 11 a. a. 0. nicht yerpflichtet sei, sich 
einer yon der Beklagten angeordneten Operation auch dann zu unterziehen, 
wenn deren Erfolg m dem festgesetzten Maße unsicher und deren Vornahme 
nach den besonderen individueUen Umständen mit größeren Gefahren yer- 
knüpft ist 



Festsetsug des Scbadenemties gemiss | des B« e.-B. fBr 4le 
daroli Unfall bedingte ErwerbsfUiIgkeit bei Kindern. Urteil des Beicbs- 
gerichts (VLZ.-0.) yom 5. April 1906. 

Der Kläger war zur Zeit des Unfalls acht Jahre alt; es muß abo jeden- 
falls zunächst angenommen werden, daß er weder zur Zeit der Klageznsteliung, 
noch jetst eine Einbuße an Erwerb, den er ohne den Unfall gehabt haben 
würde, erleidet, also für diese Zeit und für die nächsten Jahre eine Bente 
wegen Beeinträchtigung seiner Erwerbsfähiffkeit nicht fordern kann, yielmehr 
insoweit höchstens eine Beute wegen Vermehrung seiner Bedürfnisse in Frage 
kommen konnte. Und für die 2^1, wo er in das erwerbsfähige Alter kommen 
idrd, erscheint es zum mindesten zweifelhaft, ob sich jetzt bereits mit zu- 
reichender Sicherheit übersehen läßt, wie hoch der ihm dann durch die erlittene 
Verletzung erwachsende Erwerbsyerlust zu yeransc hl agen sei; es liegt in der 
Natur der Sache, daß dies nicht wohl beurteilt werden kann, solange der 
Beruf, den der Kläger dereinst ergreifen wird, nicht feststeht. Fehlt es ab« 
jetzt an den erforderlichen Unterlagen für die Bemessung des künftigen Er- 
werbsyerlustes, so kann eine Verurteilung zur Zahlung der zur Ausgleichung 
dieses Schadens dienenden Beute zurzeit nicht ausgesprochen werden. Der 
Kläger würde yielmehr insoweit nur eine Feststellung dabk yerlangen kOnnen, 
daß der Beklagte ihm künftig den durch den Erwerbsyerlust erwachsenden 
Schaden zu ersetzen habe; während die Bestimmung, in welcher Weise und 
Hohe dieser Schadenersatz zu leisten sefai werde, er&rderlichen Falles einem 
späteren Prozesse yorbehaltm bleiben müßte. 



Uebersehreitnng der Zidtttguagsbefognis seitens eines Lehrers. 
Kansnlsnsttnmenhnag und Ents^idlgnnfspflieht« Urteil des Beichs- 
gerichts (VLZ.-S.) yom 14. Dezember 1906. 

Wenn nach der Feststellung des Berufungsgerichts und der dafto in 
Bezug genommenen Beweisyerhandlung der Beklagte dem Kläger mehrere Okr- 
feiMi yersetzte und zwar derart, da3 sich Nasenblutm bei dem Kläger ehn 
stellte, und wenn er sogar trotz dieser Wirkung der ersten Ohrfeigen weiter 
anf den Kläger einsehlug, so ist eine o^ektiy wie subjektiy grobe Ueber- 
s^rdtnng der für das hier in Bede stehende Bechtsgebiet durch die Be- 
stimmungen des g 50, TeU II, Titel 12 ALB. und Nr. 4 der Allerhöchsten 
Kabinettsordre, betr. die Schu^flieht nnd die Schuliucht, yom 14. Mai 1826 
(Gfl. S. 149) gesetzten Grenzen der dem Lehrer aus Oflisntlichem Becht zu- 
stehenden Züäitigungsbefiu^ unyerkennbar gegeben. Der Beklaffte ist soorit 
an Becht nach Miaßgabe der §§ 828 ff. BGB. yerantworUich eraditet werden. 
Das Berufungsgericht nimmt tatsädüich an, daß der Kläger infolge einer 
ffAheren- IQttelohrentaündnng ein perforiertes Trommelfell hatte und dadurch 
auch eine geringe QehOrstOrung bei ihm entstanden war, die der Beklagte 
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iilekt la rertreteii hat, da6 diese aber iafetffe der Mißhaadlang seitens des Be* 
kUgtea sa einer SehwerhOrigkeit h5keren Grades sieli entwidceU hat Jm der 
Bettrteitanp; des Kaosalsiisamoeahaiiges zwischen der nnerlanbien Handlang 
und dem Sdiaden ist das (Bericht ToUkommen frei und nur an seine Ueber- 
zeagang gebunden (§ 287 ZPO). Aber aneh davon abgesehen, steht derSach« 
yerständigenbeweis Tollst&ndiff im Ermessen des Richters; ihm steht die Aus- 
wahl der Sachrerst&ndigen ohne Bftcksicht auf die Anträge der Pi^teien an 
(§ 404 ZPO.), und Sache seiner Oebenengang ist es, welchem Gatachten er 
»Igen an müssen glaubt 



Die Anwendong eines KonserriennigsmittelS) das die tatsäehlieh 
etwa elngetreteBe YerMlüeehtenuig eine» Nalrnrngs« eder denvesHitlels 
in yerdeekea nidrt tmtlande. soadern nir geeignet Isl. des Zetivnkt Ahr 
deren Eintritt hlBansrnsehieWn uid das eteea fir die C^llte der War« 
tadlfferenten Znsata darstellt, Ist nicht als YerlÜBehwig aninselien* 
Urteil des Beichsgeriohts (IL Str.-S.) Tom 6. Februar 1906. 



Kothes Zahnwasser ist als ein kosmetlsehes Heilmittel ansusehen 
nd demgemlss dem freien Yerkehr überlassen. Urteil des Preußi- 
schen Oberlandesgerichts in OOln vom 29. August 1906. 

Die Beklagte ist durch Urteil der Strafkammer des Landgerichts zu 
Elberfeld freigesprochen mit der Begründung: 

„Kothes Zahnwasser ist eine Zuberdtunff, die unter Nr. 5 des Ver- 
zeichnisses A fUlt; es ist aber ein kosmetisches Mittel und enth&lt keine der 
im § 1, Abs. 2 angeführten schädlichen Stoffe. Deshalb liegen die Voraus- 
setzungen Yor, unter denen Kothes Zahnwasser als Heilmittel frei yeräußert 
werden darf." 

Der Strafsenat des Oberlandesgerichts hat sich dieser Ansicht ange- 
schlossen und zur Begründung seiner Entscheidung ausgeführt, daß sowohl 
nach Worttaut als auch nach Tendenz der Kaiserlichen Verordnung die kos- 
metischen Heilmittel freigegeben sind, und zwar ganz gleichgüldg, ob sie 
lediglich als kosmetische, oder nebenbei auch als Heilmittel angepriesen werden. 

Apothekerzeitung; 1906, Nr. 71. 



Begriir des Fellhaltens Ton Giften und Arzneimitteln. Ein solehes 
ist nur dann anzunehmen, wenn dem Publikum irgendwie bekannt oder 
erkennbar war, dass im Geschäft des Angeklagten Gifte nnd Arzneimittel 
zum Verkauf bereit gehalten wurden« Urteil des Kammergerichts 
(Str.-S.) vom 6. September 1906.1) 



Begriff ,,Aranelmlttel^. Hausierhandel mit Arzneimitteln tot uter- 
sagt, aneh wenn diese nieht für Heilzwecke Tertrieben werden nnd fir 
dem Verkehr freigegeben sind. Urteil des bayer. Obersten Landes- 
gerichts vom 7. NoTomber 1905. 

Der Begriff „Arznei und Arzneimittel** ist weder im Strafgesetzbuche, 
noch in der Gewerbeordnung deüoiert. Jedenfalls sind als solche die In Beilage A 
der Verordn. vom 22. Oktober 1901 betreffend den Verkehr mit Arzneimitteln 
(BGBL S. 880), genannten Zubereitungen, wenn sie als Heilmittel feilgeboten 
oder yerkauft werden, und die in Beilage B dieser Verordnung bezeichneten 
Drogen und Chemikalien als Arzneimittel im Sinne von § 867, Nr. 8 des Str.- 
G.-B. und § 66, Abs. 2, Ziff. 9 der Gew.-Ordn. zu betrachten. Allein es kOnnen 
auch noch andere Stoffe und Zubereitungen als Arzneien anerkannt werden. 



1) Gelegentlich einer Bevision des fraglichen Geschlfts wurde in einem 
Baum liinter dem Laden eine Niederlage Yon Giften und Arzneimitteln ent- 
deckt, welche nur in Apotheken feilgehalten worden dürfen. Das Landgericht 
hatte ein unzulässiges Feilhalten yon Giften und Arzneimitteln angenommen 
und den Angeklagten yerurteilt. Das Beichsgericht hat das Urteil durch das 
obige Urteil wieder aufgehoben nnd zur anderweitigen Entscheidung an das 
Lai^gericht zurückrerwiesen, da dieses den Begriff „Feilhalten* yerkannt habe. 
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So hat sich in dieser Hiadeht der Tormaliffe Oberste Gerichtshof ftkr Bajen 
in einem Plenarerkenntnisse yom 28. Olctober 1874 dahin avsgesproehenf daA 
unter Anmeien jene Snbstanaen, Priparate und Zabereitansen in yerstehen 
seien^ welche in der medisiniaohen Wissenschaft und Praxis ab Heiistoffe beiw. 
Heilmittel gelten nnd in Anwendung kommen. 

§ 66 unterscheidet nicht, ob das Arsneimittel nur als Heilmittel oder 
daneben aach als Yorbeogongsmittel oder als Genofimittel in Betracht kommt 
und als letstere feilgeboten wird; er rerbietet unbedingt das Feilbieten 
Yon Arzneimitteln im Umherziehen, gleichriel, obderHandel 
mit demselben freigegeben ist oder nicht. 



Die PottietbehMen siftd weder beftagt« gegea die BeielehBVBg elser 
Bregerie als ^KedlslBal-Dregerie^ anf deren Fimensekllde elBsnseloreiteny 
■eek diese in Dneksaehea (WareBTcneichMlsse nsw.) i« Terbietea« Ent- 
scheidung des Ober-Verwaltungsgerichts (IIL Senats) Tom 
8. Juli 1905. 

Daffcgen, daß der Klftger in Drucksachen, also durch die Presse, sich 
als staatuch geprüften Apothdker und sein Gesehift als Medizinal- Droserie 



des Beichsgesetzes über die Presse yom 7. ICai 1874 ein präyentives Bu- 
schreiten der Polizei überhaupt nicht zugelassen. Es genügt in dieser Be- 
ziehung auf das Urteil des OvG. yom 7. Juli 1904 ^ und die dort angeführten 
Uteren Urteile zu yerweisen. 

Ebenso ist die auf der Außenseite des Ladens angebrachte Bez^chnung 
«Medizinal- Drogerie* weder für sich allein, noch in Verbindung mit den er- 
wähnten Drucksachen polizeilich zu beanstanden. Das Wort «Medidnal'' ist 
keinem besonderen Gewerbebetriebe gesetzlich yorbehalten. In der Sache 
selbst ist der Verlcauf yon Drogen und chemisdien Pr&paraten, welche zu 
Heilzwedcen (Medizinalzwecken) dienen, abgesehen yon den ausdrücldlch fest- 

Sesetzten Ausnahmen, zulässig. Es fräst sich aber, ob die Beseitigung der 
.ufschrift nMedizinal-Drogerie'' erfordenich ist, um die irrtümliche Annahme 
des Publilcums, daß das Geschäft des Klägers eine Apotheke sei, auszuschließen. 
Im Bejahungsfälle würde die dem Eläser dahin gemachte Auflage in dem 
Amte der Polizei, die Öffentliche (gewerbliche) Ordnung aufrecht zu erhalten, 
allerdings ihre Begründung finden. Die Frage ist jed<^ zu yemeinen. 

(iegen die Annahme, daß das Geschäft des Klägers mit einer Apotheke 
yerwechselt werden kOnntc, spricht entscheidend die Benutzung des Wortes 
„Drogerie*. 

Nun ist eine Drogerie eben keine Apotheke und es ist nicht anzu- 
erkennen, daß die Drogerie des Klägers, trotz ilirer Benennung als solche 
und der durch die Aufschrift auf dem Mauerpfeiler hinzugefügten näheren Be- 
zeichnung, yom Publikum dennoch für eine Apotheke gehalten werden könnte. 
Von Wichtigkeit ist dabei die Erwägung, daß mit dem starken Aufblühen des 
Drogengeschäfts in Deutschland während der letzten Jahrzehnte der Unter- 
schied zwischen ihm und der Apotheke unzwdfelhi^t mehr in das Publikum 
(um dessen Auffassung es sich hier handelt) gedrungen ist 



Berechtigung zur Bildung yon Sckutzbezirken für Heilquellen dnrdi 
Polizeiyerordnungen. Urteil des Preußischen Kammergerichts 
(1. Str.-S.) yom 12. Oktober 1905. 

Die Beyision der Staatsanwaltschaft macht gegen das freisprechende 
Urteil des Landgerichts folgendes geltend: 

Die Annuime des Landgerichts bezüglich der Driburger Quelle trüft 
nicht zu; diese ist durch Polizdyerordnung yom 16. Juli 18^ jgMchützt Die 
zuständigen Minister hatten in einem Erlaß yom 15. Dezember 1898 die Bechts- 
gülUgkm der genannten Verordnung anerkannt und in einem weiteren Erlaß 
yom 16. Mai 1901 deren Abänderung abgelehnt Die Zulässigkeit yon Poliz^ 
Vorschriften zum Schutze gemeinnütziger Heilquellen ist auch yom Obertribunal 
(ErlL yom 80. April 1878), yon der Justizkommission des Abgeordnetenhauses 
und in der Wissenschaft anerkannt Der Erlaß der hier in Frage kommenden 



8. Beilage zur Zeitschrift für Medizinalbeamte; Jahrg. 1905, 8. 77. 



bezeichnet, ist nach Art 27 der 
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PoUiei-yerordiiiuig *) ist auf Gnud eines Gatachtess des Oberberganits in 
DortBiiBd erfolgt, das nach Einholnag einer Anskiinft der GeoIoffisciieQ Landes- 
anstalt in Berlin erstattet irorden ist. Dieses Gutachten hat die betreffenden 
Yorschriflen als notwendig fftr die Erhaltung der Pyrmonter Heilquellen be- 
zeichnet. Diese Heilquellen aber müßten im Öffentlichen Interesse erhalten 
werden, weil sie für einxelne Krankheiten Ton großer, durch andere Heilmittel 
schwer zu ersetzender und yon den Wirkungen der Driburger Quellen rer- 
schiedener Heilkraft seien. Die Pyrmonter Quellen seien nicht nur den wohl- 
habenden, sondern namentlich auch den minder bemittelten Heilungsbedtürfticen, 
Krankenkassenmitglieder usw. unentgeltlich oder lilr einen sehr geringen Satz 
zuffftnglich; es befinden rieh dort Terschiedene wohltätige Anstalten und Ein- 
richtungen, durch die den Minderbemittelten der Gebrauch der Quellen ftber- 
haupt erst ermöglicht werde. Durch die Zerstörung der Pyrmonter Quellen 
würde daher ein erheblicher Teil des heilungsbedftrftigen Publilnims, insbesondere 
des minderbemittelten^ geschidigt werden. 

Diesen Ausführungen war im Ergebnisse beizutreten. 

Die Quellen ron Pyrmont, welche den (Gegenstand der Polizei?erordnung 
Ton 1904 bilden, gehören nicht zu Preußen, sondern zum Fürstentum WaldedL 
das durch den Vertrag Tom 28. Juli 1867, erneuert 24. No?ember 1877 und 
zuletzt am 2. Mftrz 1887 in preußische Verwaltung übergegangen ; aber kein 
Teil des preußischen Staatsgebiets geworden ist. Nun ist es nach der Fassuns 
des Polizei- Verwaltungsgesetzes yom 11. März 1800 und namentlich des § 12 
mindestens zweifelhaft, ob die Regierungspräsidenten befugt sind, Polizehrer- 
Ordnungen zum Schutze Ton Bechtsgütem zu erlassen, welche sich außerhalb 
Preußens und somit außerhalb ihres Bezirks befinden. Diese Frage kann aber 
hier ebenso unerörtert bleiben wie die andere, ob der Bechtsprechung des 
OberTerwaltUDffsgerichts unbedingt zu folgen ist, wonach polizeiliche Vor- 
schriften zum Schutze des Eigentums und anderer Vermögensrechte, abgesehen 
Ton den Bestimmungen zur Abwehr strafbarer Handlung, nur im Falk eines 
Notstandes zulässig sind: denn es handelt sich hier nicht lediglich um den 
Schutz Yon Vermögensrechten. Den hier zutreffenden Gesichtspunkt hat bereits 
das Oberrerwaltungsgericht in seinem Urteile yom 8. Noyember 1000, in 
welchem es im übrigen eine Polizei?erordnung zum Schutze aller in ihrem 
Geltungsgebiete yorhandenen Mineralquellen für ungültig erklärt, mit folgenden 
Worten heryorgehoben : 

,0b sich eine polizeiliche Beschränkung Dritter in Ausübung ihrer 
Hechte, um den yon den Besitzern (der Quellen) beabsichtigten Fortbestand 
solcher Anstalten sicher zu stellen, anders als nach den für den Schutz pri- 
yater Vermögensrechte maßgebenden Grundsätzen und insbesondere mit Bück- 
zicht auf die bei dem Gebrauche solcher Anstalten möffliche Heilonff als die 
Abwehr einer beyorstehenden Gdahr beurteilen läßt, kann dahin gestellt bleiben.'' 

Es mag nun bedenklich erscheinen, bezüglich derjenigen Heilungsbedürf- 
tigen, welche die Quellen yon Pyrmont noch nicht aufgesucht haben, eine 
Gefahr für ihre G^esundheit im Sinne des § 10, H, 17 ALB. dann anzunehmen, 
wenn ihnen durch eine Gefährdung der Quellen eine Heilungsgelegenheit ver- 
kürzt wird. Denn hierdurch wird für diese Personen nicht sowohl die Mög- 
lichkeit einer Schädigung der Gesundheit geschaffen, als die Möglichkeit, eine 
vorhandene Schädigung durch Heilung zu beseitigen, gemindert. Wohl aber 
liegt eine solche Gefahr, das heißt die Möglichkeit einer wirklidien Schädigung 
der Gesundheit, bezüglich derjenigen Personen yor, welche die Kur in Pyrmont 
bereits begonnen haben. Diese können, wenn durch Bohrungen an anderen 
Stellen die betreffende Quelle zum Versdegen gebracht und damit eine plötzliche 
Unterbrediung ihrer Kur zur Unzeit herbeigeführt wird, hierdurch einen Nach- 
teil au ihrer Gesundheit erleiden. 



Durch diese yom Königlichen Begierungspräsidenten in Minden er- 
lassene Polizeiyerordnung yom 18. Februar 1904 ist zam Schutze der Quellen 
in Pyrmont im §1 ein Schutzbe^rk gebildet und bestimmt, daß innerhalb 
dessen Grenzen „Erdarbeiten, die nicht unter das allgemeine Berggesetz fallen 
(z. B. der unterirdische Steinbruchbetrieb, das Abtiefen yon Brunnen, Bohrungen 
auf Kohlensäare), in einer Tiefe yon mehr als 10 m unter der Erdoberfläche 
nur nach yorgängiger schriftlicher Erlaubnis des Bogicrungspräsidenten yor- 
genonunen werden dürfen*. 




168 B etiiii pf et itmBg irad MediifauJ - Oei e iif eb uug : 

Die PolizeiFerordBiiog bat hiernaeh, wenn rie auch naeh dem Wortlaut 
ihrer Uebereckrift aar die HeUqadlen yoa Pyrmost^ alte eiaen VenMgeas- 
gegenständ betrifft, doch gleichieitig den Schatz der Geeandbeit, iiad iwar 
aach derjenigen der preußischen Besucher der Heilquelien xum Oegenstande. 
Zu diesem Zirecke dttrfto sie die Austtbung des Privateigentums beschr&nkra. 
Das M&B der Beichr&nkung lag, sofern nicht gesetsliche Bestimmungen oder 
Verordnungen einer höheren Instanz ihren Vorscbrifteu entgegenstanden (§ 15 
PoL-Verw.-Qes.), was hier nicht der Fall ist, lediglich im Ermessen der er- 
lassenden Behörde. Die rem Landgericht gemachte ünterscheidung yoa ge- 
wöhnlichen und außergewöhnlichen MgentumsbesdirSaknnffen ladet nn Gkse^ 
keine Stitse. Die P<uizeiYerordnung rechtfertigt Sich daher aus § 6 zu f und 
§ 12 PoL-Yerw.-Gcs. und ist somit gtkltig. 



Medizinal - Gesetzgebung. 

Jkm JKönli^ireioli Px*<eu0«eii« 

Yersammlnogeii der Kreis -Hedlitnalbeamteii. Erlaß des Mi- 
nisters der usw. Medizinal an gelegen holten Tom 6. August 1906 
— M. 2658 — an die Herren Begierungsprftsidenten. 

Aus den Berichten über die in Gbmftßheit meines Erlasses yom 29. Au- 
gust Y. J. — M. 2182 — abgehaltenen Versammlungen der Kreis -Medizinal- 
beamten habe ich auch diesmal mit Befriedigong ersehen, daß die zur Ver- 
handlung gestellten Themata überall Anlaß gaben zu einem lebhaften Austausch 
der Meinungen und Erfahrungen, so daß solche Versammlungen in hohem Grade 
geeignet erscheinen, einerseits das dienstliche Interesse der Medizinidbeamtea 
zu beleben und zu erhalten, anderseits eine einheitliche und zweckentsprechende 
Wirksamkeit der letzteren zu fördern. Nicht zum geringsten Teile ist es 
daher wohl diesen Kreismedizinalbeamten-Versammlungen zu diuiken, wenn die 
Durchführung des Gesetzes, betreffend die Bekämpfung übertragbarer Krank- 
heiten, yom 28. August 1905 sich im allgemeinen ohne Schwierigkeiten yoll- 
ziehen konnte. 

Im Einyerständnis mit dem Herrn Finanzminister will ich deshalb ge- 
nehmigen, daß auch in diesem Jahre zum Zwecke der Teilnahme an einer 
Medizinalbeamten -Versammlung des dortigen Bezirkes den außerhalb des Ver- 
sammlungsortes wohnenden Medizinalbeamten Behekosten und Tagegelder aus 
dem Reisekostenfonds der Begiemng gezahlt werden. 

Die Versammlungen sind mö^ichst so zu legen, daß die Hin- und Rück- 
reise nur in yereinzelten, unyermeidlichen Ansnahmef&llen für die Teilnehmer 
mehr als einen, in keinem Falle mehr als zwei Tage in Anspruch nimmt 
Soweit es zur Innehaltnne dieser Begrenzung erforderlich ist, wird es bei an- 
gemessener Aufstellaog der Tagesordnung den Zweck der Zusammenkunft in 
der Regel nicht beeioträchtigen, wenn einzelne Kreisärzte etwa nach Maßgabe 
der Eisenbahnyerbindangen nicht pünktlich bei Beginn der Versammhing an- 
wesend sein können, oder diese yor Schluß würden yerlassen müssen. 

Indem ich im übrigen auf die Bestimmungen des Erlasses yom 4. Juli 
1901 — M. 2442 — yerweise, ersuche ich crgebenst, mir den Tag der Ver- 
sammlung yier Wochen yorher unter Beifügung der Tagesordnung anzuzeigen. 

üeber den Verlauf der Versammlung sehe ich bis zum 1. April k. J. einem 
Bericht entgegen. 



HSren yon Vorlesungen über topographische Anatomie. Erlaß des 
Ministers der usw. Medizinalangelegenheiten yom 4. August 
1906 — M. 18821 U. I. — an die Herren üniyersitätskuratoren. 

Die in § 25, Absatz 1, Ziffer 8 der Prüfungsordnung yom 28. Mai 1901 
für die Zulassung zur ärztlichen Prüfung yorgeschriebenen Vorlesungen über 
topographische Anatomie usw sollen bestimmungsgemäß nach yollständig 
bcatandener ärztlicher Vorprüfung gehört worden sein. Diese Bestimmung ist 
bisher nicht überall hinreichend beachtet worden. 

Ew. Hochwohlgcboren ersuche ich daher ergebenst, sie erneut zur Kennt- 
nis der dortigen medizinischen Fakultät zu bringen und dafür Sorge zu tragen, 
daß auch die Studierenden yon ihr Kenntnis erhalten. 
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Stemi^elplliehtigkeit der den StadlerendeB der Mediila iUer die 
inllleke Torprftftiiig erteilte« ZtagDisse« Erlasse des Finanzministers 
Tom 15. Jani 1906 — J.-Nr. XU 8909 — an die Herren Vorsitzenden der 
Kommission für die ärztliche Vorprttfong (a), und des Ministers der usw. 
Medizinalangelegenheiten yom 11. Angnst 1906 — U. 1. 1599 M. — 
an die Herren UniTersitatskaratoren (b). 

a. Die nach § 17, Abs. 2 der Bekanntmachung, betreffend die Prttfangs« 
Ordnung fttr Aerzte, yom 26. Mai 1901, den Studierenden über die &rztlicJie 
Vorprüfung erteilten Zeugnisse (Muster 2 und 8) unterliegen als Vorzeugnisse 
auf Grund der Befreiungsvorschrift a der Taiifstellc 77 des Stempelstenor- 

gtsetses yom 81. Juli 1895 dem Zeugnisatempel nicht. Dagegen bedürfen dieses 
tempels Wiederholungszeugnisse über die nicht bestandene zweite Wieder- 
holungsprüfung, weil Studiereide, die bei der zweiten Prüfung nicht bestehen. 



werden. Auf Qrund yon Wie&rholungszeugnissen dieses Inhalts kann daber 
ein späteres Zeugnis nicht mehr erteilt werden, so daß sie als Vorzengnisse 
nicht anzusehen sind. 

Die Stempelfreiheit der Vorzeugnisse tritt aber nach Abs. 4 der bezeich- 
neten Tarifstelle und Ziffer 58, Abs. 2 der Dienstyorsehriften zum Stempel- 
steuergesetz (amtlicbe Ausgabe Seite 162) nur dann wenn der die Stempel- 
IreiheU begründende Zweck der Ausstellung in dem Zeugnisse selbst angegeben 
wird. Unterbleibt eine solche Angabe, so unterliegt das Zeugnis dem tarif- 
mäßigen Stempel yon 1,50 Mark. 

b. Abschrift yorstehender Entscheidung übersende ich mit dem Ersuchen, 
dem Vorsitzenden der dortigen Kommission für die ärztliche Vorprüfung hieryon 
Kenntnis zu geben. Die Verwendung eines Stempels zu den Zeugnissen über 
die ärztliche Vorprüfung hat demnach, abgesehen yon den wenigen Fällen, in 
denen es sieh um die erfolglose zweite Wiederholung der Prüfung oder einzelner 
Prüfungsfächer handelt, künftig zu unterbleiben. Es ist jedoch in jedes Z^gnis, 
gleichyiel, ob es sich um eine yollständig oder eine teilweis bestandene Prüfung 
handelt, hinter den Zensuren nachstehendes Vermerk aufzunehmen: „Dieses 
Zeugnis wird erteilt als Ausweis für die Zulassung zur ärztlichen Prüfung 
(§ 22 der Prüfungsordnung für Aerzte yom 28. Mai 1901) zwecks Erlangung 
der Approbation als Arzt (§ 68 a. a. O.)."* 



Farsorgeerslehnng, insbesondere tanbRtummer und blinder Kinder. 
Erlaß der Minister der usw. Medizinalangelegenheiten und 
des Innern yom 19. Juli 1906. 

In den Ausführongsbestimmungen yom 18. Dezember 1900 zu dem Gesetz 
über die Fürsorgeerziehung Minderjähriger yom 2. Juli 1900 ist unter I darauf 
hingewiesen worden, daß der § 1 Nr. 1 des Gesetzes auch diejenigen Fälle 
umfasse, in denen Eltern die ihnen gebotene Gelegenheit zur Pflege und zum 
Unterrichte ihrer nicht yollsinnigen Kinder hartnäckig zurückweisen. 

Neuere Ermittelungen haben ergeben, daß die Zahl der bisher nicht in 
Anstalten untergebrachten taubstummen und blinden Kinder immer noch erheb- 
lich ist. Nun hat zwar das Fürsorgeyerfahren in yielen Fällen nicht durch- 
geffdirt werden können, weil die gesetzlichen Voraussetzunsen der Fürsorge- 
erziehung yon den Gerichten nicht in allen Teilen als tatsäcnüch erwiesen an- 
gesehen werden konnten. Es ist jedoch in neueren Entscheidungen des 
Kammer gerichts (yergl. namentlich die Beschlüsse yom 14. Oktober 1901 und 
22. Juni 1908) zutreffend ausgeführt worden, daß der Widerstand des gesetz- 
lichen Vertreters gegen den Eintritt nicht yollsinnlger Kinder schulpflichtigen 
Alters in eine Taubstummen- oder Blindenanstalt In allen Fällen durch yor- 
mundschafUiehe Anerdaangen auf Grund des § 1666 des Bürgerlichen Gesetz- 
buches beseitigt werden kanii. 

Da es dringend erwünscht ist, daß tunlichst allen taubstummen und 
blinden Kindern die Wohltat eines geordneten Ünteriichts zuteil werde, so 
ersuchen wir Ew. pp., die nach § 4, Abs. 1 des Fürsorgeerziehungsgesetzos 
beruf eneta Beamten auf die yorer wähnten gerichtlichen Entscheidungen auf- 
merksam zu machen und sie anzuweisen, in allen Fällen, die sn ihrer Kenntnis 
gelangen, bei den Vo^mundschaftsgerichten entsprechende Anträge sn stellen. 
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ErktbiMge« Iber KrBppelktBder« ErUfi des Ministen derasw. 
MedisinalAagelegenlieiten und des Ministers des Innern tob 
80. Jnii 1906 ~ M. 788. U lU. A, IV«* 1816 ~ an die Herren Ober- 
prisidenten. 

Der deutsche Zentralyerein für Jugendfürsorge beabsichtigt, Erhebungen 
ttber die Zahl der Erüppelldnder anzustellen, um eine nuyerläflsige Unterlage 
fftr den Ausbau der praktischen Krttppeilttrsorge zu gewinnen, deren Er- 
weiterung und Neugestaltung mit Hilfe der orthop&dischen Chirurgie und durch 
die besondere Art des Unterrichts in geeigneten KrUppelanstalten angestrebt 
wird. Der Verein will die erforderlichen Feststeliungen und deren Bearbeitung 
auf eigene Kosten ausführen lassen und bittet nur insofern um die Unterstfttiung 
der Behörden, als die von ihm su liefernden Z&hlkarten und BdbUtter, Ton 
denen je eine Abschrift beigefügt ist, durch die OrtspoliceibehOrden besw. unter 
deren Au&icht ausgefüllt werden möchten. 

Derartige Erhebungen mit Hilfe der OrtspoliseibehOrden sind berdts 
?or einigen Jahren durch auf dem Gebiete der Krüppelfürsorge bew&hrte Per- 
sönlidikeiten für den Umfang der Proyinien Schlesien, Sachsen, Schleswig - 
Holstein und Bheinprovinz angeregt und durch die betreifenden Herren Ober- 
prftsidenten mit gutem Erfolge Teranstaltet worden. 

Bei der hohen sozialen Bedeutung einer geordneten Fürsorge für die 
verkrüppelten Kinder erscheint es auch uns erwünscht, über die Zahl und 
Eigenart der rorhandenen Krüppelkinder in Stadt und Land unterrichtet 
zu werden. 

Ew. Exzellenz ersuchen wir daher ganz ergebenst, die yom deutsche« 
S^tralverein für Jugendfürsorge erbetenen Erhebungen gef&lligst zu yeran- 
lassen und die nachgeordneten Behörden mit entsprechender Weisung zu ver- 
sehen, indem wir dazu folgendes bemerken: 

Der genannte Verein wird die überschlftgig ermittelte Anzahl von 
gedruckten Z&hlkarten nebst den Beiblättern für £e OrtspolizeibehOrden an 
die Regierungspräsidenten unmittelbar einsenden, welche anzuweisen sind, die 
für jeden Kreis festgestellte Zahl von Exemplaren nach dem von dem Vereine 
ebenfalls mitzuliefernden Ziffernverzeichnis an die Landräte (Oberbürgermeister) 
mit dem Ersuchen zu übersenden, die Zählkarten und Beiblätter durch die 
OrtspolizeibehOrden mit Hilfe der Gemeindevorsteher und Lehrer in den 
einzänen Gemeinden am 10. Oktober d. J. ausfüllen zu lassen. Sollte die Zahl 
der übersandten Zählkarten nicht ausreichen, so sind weitere Exemplare direkt 
von dem Bureau des Deutschen Zentralvereins für Jugendfürsorge, Grappe 
„Krüppelfürsorge**, Berlin S. 59, Hasenhaide 66, zu erfordern. 

Die ausgefüllten Zählkarten und Beiblätter sind sodann an die Kreis- 
ärzte zur Nachprüfung und Aufstellung einer kurzgefaßten Uebersicht für 
die Kreisarztakten zu übersenden. Die l[reisärzte haben die Zählkarten nebst 
Beiblätter und einer Abschrift der Kreisübersicht durch die Hand des Land- 
rats (Oberbürgermeister) an die Begierungspräsidenten und diese das Bezirks- 
material an o5ch, den mitunterzeichneten Minister der Med izinalangelegenheitea 
weiterzureichen. 

Ew. Exzellenz wollen hiemach das Erforderliche gefälligt veranlassen 
und dafür Sorge tragen, daß alle Zählkarten und Beiblätter am 15. November 
d. J. hier eingegangen sind. 

WortUut der Zihlkarte. 

Vorderseite: 
Zählkarte für das einzelne KrüppeUdnd. 

(■rlimtamsfeA auf dir RlokMlto.) 

Z&hlimg der Krfippelkinder am 10. Okiober 1006. 
Diese Karte ist bis 15. Oktober zu senden an den Königlichen Krefsaizt 
Bundesstaat 

Provinz, Kreishauptmannschaft pp.: 




1. Vor- und Zuname des Krüppelkindes 
8. Geboren am (Tag, Monat, Jahr): . 
Konfession : 
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8. Wo hält sich der Erftppel auf ? (Gknaae Adresse and Stand der Eltern 

oder Pfleger): • . . . . 

(Zatreffendes unterstreichen.) 
In einer Öffentlichen, priyaten (Kranken- oder Pflege-) Anstalt P .... 
Ist er landarm 

4. Wer unterhält den Krttppel? ausreichend, kttmmerlich? 

(Zutreffendes unterstreichen) 
Außerdem noch private oder öffentliche ünterstfttzug P (Kirche, Armenpflege.) 

(Zutreffendes unterstreichen.) 

Wie hoch ist diese jährliche Beihilfe P . . • 

Erwirbt der Krüppel selbst mit? ... . und wieviel jährlich . . . 
Durch welche Tätigkeit .... Betteln P . . Schaustellung P . . 

5. Betrifft die Verkrüppelung Kopf, rechte, linke Körperhälfte, Bumpf, rechten, 
linken Arm, rechte, linke Hand, rechtes, linkes Bein, rechten, luiken FußP 

(Zutreffendes unterstreichen.) 
(^oiaue Bezeichnung des krüppelhaften Leidens (möglichst im Anschluß 

an die Krankheitsbezeichnungen in der Erläuterung) 

Ist die Yerkrüppelunfi; angeboren oder später (in welchem Lebensjahr P 
) und wodurch entstanden P 

6. Bestehen außer der Verkrüppelung noch epileptische &ämpfe oder Muskel- 
zuckungen oder dauernder Muskelkrampf P (Zutreffendes unterstreichen.) 

Oder Lähmung einzelner und welcher Gliederp oder 

Nervenschwäche P oder Taubstummheit, Blindheit P 

(Zutreffendes unterstreichen.) 
Sonstige chronische Krankheiten P welche P 

7. Ist der Krüppel geistig gesund P oder gar hervorragend 

befähigt P Oder besteht sonst Schwachsinn, Blödsinn, Stumpfsinn, Beizbar- 
keit, Neigung zur Böswilligkeit und Verbrechen P 

(Zutreffendes unterstreichen.) 

8. Hat der Krüppel Unterricht in einer Vollschule (Höhere Schule, Volks- 
schule) erhalten P oder Privatunterricht P oder in einer Schule für Schwach- 
befähigte P (Zatreffendes unterstreichen.) 

Wie lange P Welchem Alter eines geistig normalen 

Kindes entspricht seine Schulbildung P Ist er noch 

garnicht unterrichtet P .... Warum nicht P 

Hat er Handfertigkeitsunterricht erhalten P .... welchen P . . . 
.... Mit oder ohne Erfolg P 

9. Sind bei leiblichem Vater, Mutter, Schwester, Bruder, Großvater, Groß- 
matter, bei Blutsverwandten (Onkel, Tante) Verkrüppelungen beobachtet P 
Welche P Schwachsinn, Blödsinn, Epilepsie, Taub- 
stummheit, Blindheit P (Zatreffendes unterstreichen.) 

Sind die leiblichen Eltern miteinander blutsverwandt P .... 

Wie 

10. Sind Heilungsversuche unternommen P .... WannP 

Von wemP (Adresse des Arztes) WoP .... 

Wie lange? Wodurch? Operation (an Knochen, 

Muskeln, Sehnen?) Verbände (Gips, Streckverband, Korsetts, künstliche 
Glieder, Schienenapparate P) 

Ist der Krüppel geheilt (soweit sein Leiden heilbar ist), gebessert, un- 
geheilt in Behandlang P (Zutreffendes unterstreichen.) Ist eine Unter- 
bringung in einem Krüppelheim erwünscht? 

Unterschrift und Adresse des Auskunftgebers. 



Bückseite: 
Erläuterungen. 

Infolge einer Verfügung der hohen Landesregierung soll eine Zählung 
der im Staate vorhandenen jugendlichen Krüppel vorgenommen werden. 

Krüppelkinder sind Kinder, welche infolge angeborener Fehler oder 
durch Verlast, Verkrümmung oder Lähmung oder Maskelkrampf einzelner 
Körperteile in der Bewegungs- und Gebraachsfähigkeit ihrer Gliedmaßen 
dauernd beeinträchtigt sind. ^ t 
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Gez&hlt werden nar ErOppdkiiider, die am 10. Oktober 1906 das 
15. Lebensjahr noch nicht erreicht liaben. Als GtomeindcL in welcher das 
Krflppelkind gezählt wird, ist sein Aufenthaltsort mafigebend, nicht der Wohn- 
sitz der Famflie, zu welcher es gehOrt. 

Fdr jedes krüppelhafte Gebrechen gibt es eine ganz bestimmte Erankheits- 
bezeichnong. üm für die Statistik Einheitlichkeit in der Benennung zu er- 
zielen, ist es dringend wünschenswert, sich der in den nachstehenden Bezdch- 
nnngen angewandten Aosdnicksweise zn bedienen. 

Vor allem aber ist möglichste Genauigkeit und Ausführlichkeit unbedingt 
nOtig. Es ist falsch zu sagen: ^Beinyerkürzunff wegen Enochentuberkulose*, 
sondern es muß s. B. heißen: ^Verkürzung, Unbewefflichkeit, falsche Stellung 
des linken Beines nach ausgehdlter Hüftgelenktuberkuloee*. 

Wo es ohne Mühe geschehen kann, ist die Beantwortung der Fragen 
9 — 11 durch einen Arzt erwünscht 

Die hftuiigsten krüppelhaften Gebrechen sind: 

1. Hochgradiger Schiefhals. 

2. Hochgradige Verkrümmung des Brustkorbes nach Brust- und Bippenfell- 
entzündung. 

8. Hochgradige Verkrümmung der Wirbelsäule, seitlioh oder nach hinten 

ohne Entzündungserscheinungen. 
L Tuberkulose der Wirbelsäule mit Buckelbfldung (Spondylitis). 

5. Angeborener Hochstand des Schulterblattes. 

6. Angeborenes oder erworbenes Fehlen eines Gliedes oder eines Glied- 
abraioittes (Aim^ Vorderarm, Hand, Finger, Bein, Unterschenkel, Fuß, 
Zehen). 

7. Verunstaltung der Glieder infolge Yon Enochenbrüchen, Verrenkungen, 
Enochentuberkulose oder Enochenfraß. 

8. Verkrümmung und Schwäche der Glieder nach Muskelschwund (Progressive 
Muskelatrophie). 

9. Folgezustände nach hochgradiger allgemeiner englischer Erankheit, 
besonders stark yeronstaltende oder bewegungshemmende Enochen- 
rerlcrümmungen. Bachitischer Zwergwuchs. 

10. Ueberzählige Finger oder Zehen oder diesen ähnliche Gebilde, welche den 
Gebranch yon Hand oder Fuß stark beeinträchtigen. 

11. Angeborene oder erworbene Verrenkung eines Gelenkes mit starker Be- 
Wegnngsbeschränkung, besonders des Hüftgelenks. 

12. Angeborene oder nach Entzündung (besonders Tuberkulose) oder Ver- 
letzung erworbene Versteifung oder Verwaclisung eines oder Tieler 
Gelenke, gegebenenfalls mit Verkürzung oder falscher Stellung der Glieder. 

13. Hochgradiges Schlottergelenk. 

14. Angeborene oder erworbene hochgradige und starre Beugestellung eines 
oder niehrerer Finger, gegebenenfalls auch Zehen (Hammeizehe, Elump- 
zehe). 

15. Angeborene oder erworbene starre Verwachsung einzelner ilnger oder 
Zehen. 

16. Angeborenes Fehlen eines Vorderarmlcnochens (Elumphand). 

17. Angeborene seitliche Verschiebung der Fingergelenke. 

18. Angeborenes Fehlen der Eniescheibe. 

19. Starke Ausbiegung des Enies nach hinten (Genu recuryatum). 

20. Starkes X- oder 0-Bein. 

21. Angeborenes Fehlen des Schienbeins (angeborener Elumpfuß). 

22. Angeborenes Fehlen des Wadenbeins (angeborener Plattfuß). 

28. Angeborener oder erworbener Elumpfuß ohne Fehlen eines ünterschenkel- 
khochens. 

24. Hochgradiger Spitzfuß, Hackenfuß, Plattfluß, Hohlfuß. 

25. Wasserkopf. 

26. Muskelunruhe (Athetose, Tic.)* 

27. Erampf einzelner Muskcdn. 

28. Angeborene Gliederstarre (Littlesche Erankheit). 

29. Lähmung einzelner Muskeln. 

80. EinderlUunung (halbseitige — doppelseitige — der Arme — der Beine — 
des Bückens). 
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WMTtUvt des BelblmttM. 

Yorderseittt: 
BeibUtt far dio OrtBpolizeibehörde. 
Z&hlimg der Krtlppelkiader mm 10. Oktober 1906. 
Dieses BUtt mit der zugehörigen Karte ist bis 15. Oktober 1906 zu 
seaden an den Königlichen Kreisarst. 

A. Erlintennigen« 

(Amtk Mf der BflekMlIe der Einielkerle Torkuidett.) 

Folgt derselbe Wortlaut, wie aof der Bückst der Efaiielkarte. 

Bttckseite: 

B. Avskimfl der OrtspoliieibehMe : 
Im ganzen sind in der (Gemeinde Torhanden: 

Männliche Krfippelkinder 

Weibliche KrttppeUdnder . . 



Znsammen , 

für welche die Einzelkarten ansgefflllt beigefttgt werden 

oder: 

In der (Gemeinde ist kein Krttppelkind Torhanden. 

(Nicht zntreffendes ist zn dnrchstreichen.) 

(Ort nnd Datnm) Die OrtspoIizeibehOrde. 

Unterschrift : 



B. Könlfl^etoli Bayern« 

Die Terhaadlangen der Aerztekammem im Jahre 1905. Erlaß des 
KOnigL Staatsministerinms des Innern yom 22. Angnst 1906. 

Im Nachgang znr Ifinisterialentschließang yom 5. August L J. Nr. 8542 
wird eröffnet, daß nach Mitteilung des K. Staatsministeriums der Mnaozen die 
Mengen der aus dem Auslande In das deutsche Zollgebiet eingeftthrten 
heimmittel den Tom Kaiserlichen Statistischen Amt herausgegebenen monat- 
lichen Nachweisen ftber den auswärtigen Handel Deutsdüands entnommen 
werden hOnnen. 

Nach der Aufstellung im Jnniheft 1906 (S. 142, statistische Nr. 889) dieser 
Nachweise sind in den Monaten M&rz mit Juni d. J. 184 D.-Z. Geheimmittel 
zum Eingange in das deutsche Zollgebiet yerzollt worden, was bei einem Zoll- 
satz Ton 600 Mark fttr 1 D.-Z. einer Zolleinnahme Ton 67 000 Mark entspricht. 

Die n&heren Vorschriften darttber, welche Zuberdtungen als Geheinunittel 
im Sinne der Nr. 889 des Zolltarife zu behandeln sind, finden sich in der An- 
leitung für die Zollabfertigung, Teil III, Ziffer 105. 



AnstelloBg elftes Zentralwohnugsinspektors« Königlich Aller- 
höchste Verordnung yom 21. August 1906. 

§ 1. Zum Zwecke der einheitlichen und gleichmäßigen Durchftthrung 
der Wohnungsaufsicht, sowie der entsprechenden Forderung der Wohnungs- 
fttrsorge wird im K. Staatsministerium des Innern ein Zentralwohnungsinspektor 
aufgestellt 

Fftr denselben gelten die für die Beamten des K. Staatsmbisteriums des 
Innern bestehenden allgemeinen Dienstesyorschriften. 

§ 2. Der Zentralwohnungsinspektor wird yon Uns ernannt 

Für die Anstellung desselben ist der Nachweis der Befähigung für die 
Aufgaben der Wohnungsaufsicht und Wohnungsfürsorffe erforderlich. 

§ 8. Der Zentralwohnungsinspektor erh&it in der Bogel den Bang und 
Q ehalt der Begierungsrftte. 

Die Amtskleidung desselben bemißt sich nach dem jeweiligen Dienst- 
range desselben. 

§ 4. Der Dienst des Zentralwohnungsinspektors wird durch eine yom 
K. Staatsministerium des Innern zu erlassenae Dienstinstruktion geregelt 
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O. Herso^r^Tiim Anlialt« 

Anielfepflieht bei CtoBiekstarre. Erlaß der Begierang, Abi 
des Innern, yom 19. Juni 1906. 

Mit Bezug auf unaere YerordBiing vom 6. AprQ 1906, Anseile ron £i- 
krankongsf&llen an epidemiscber Nackenstarre (Cerebrospinalis memngitis) be- 
treffend, fordern wir Sie auf, da jetst auch bier ein Fdl Torffekommen ist, der 
den dringenden Yerdacbt dieser Krankheit erweckt, Torlinflg bis snm 1. Oktober 
d. J. Jeden Urnen in der Praxb sur Kenntnis kommenden Fall yon epidemiscber 
Nackenstarre, sowie jeden dieser Krankbeit yerd&cbtigen Fall in der in der 
Verordnnng Tom 15. Oirtober 1882 (Anbaltiscbe Ges.-SammL Nr. 627) yorge- 
scbriebenen Form nur Kenntnis der OrtspoliseibebOrden su bringen. 



Ergäniang der Tererduuig Iber die Zobereitmug, Fellbietug ud 
den Yerkamf yen Amelmittelm In den Apetheken yem 4. Avgitt 187t. 

Verordnnng des Staatsministeriums yom 26. Juni 1906. 

Die Verordnung yom 4. August 1878, betr. die Zubereitung, Feilbietung 
und den Verkauf yon Arsneimitteln in den Apotheken wird durch nachstehende 
Vorschriften erff&nzt: 

1. In jeder Apotheke mftssen die in dem Verzeichnis der Arzneimittel 
nach dem Arzneibuch für das Deutsche Beleb, yierte Ausgabe (Berlin 1900. 
Verlag yon August Hirsch wald) mit einem ^ yersehenen Mittel stets yor- 
rfttig sein. Alle yorbandenen Mittel mtlssen yon yorschriftsm&ßiger Be- 
scbaffenheit sein. 

Dieselben Waren in yerschiedener Güte zu führen, ist dem Apotheker 
nicht ffestattet. Ausgenommen sind die ledlgUcb zu technischen Zwecken 
dienenden, als solche unzweideutig bezeichneten Waren. 

2. Der Apotbekenyorstand ist für die Güte aller in den Apothekenr&umen 
befindlichen Mittel yerantwortllcb, gleichyiel ob er sie im Handelswege be- 
zogen oder selbst herffestellt hat; die Herstellung darf nur nach Vorschrift 
des Arzneibuches stattfinden. 

Die angefertigten Mittel sind in ein Arbeitstagebuch einzutragen, die 
gekauften Mittel nach den Vorschriften des Arzneibuches auf Echthdt und 
Beinheit yor Ingebrauchnahme sorgfältig zu prüfen. Die Ergebnisse sind in 
ein besonderes Warenprüfungsbuch unter Angabe der Prüfungstajge einzutra^^ 

Arbeitstagebuch und Warenprüfungsbuch sind bei den Apothekenbesich- 
tigungen den B^yisoren yorzulegen. 

8. Der Apotbekenyorstand hat sämtliche Waren, besonders die dem 
Verderben oder der Zersetzung unterliegenden, fortlaufend sorgfältig zu prüfen 
und erforderlichenfalls durch einwandfreie zu ersetzen. 

4. Nr. 4 und 5 des § 28 der Verordnung yom 4. August 1878 werden 
aufgehoben. 

5. Vorstehende Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündigung in Kraft 



£:« Freie una. Hanmeartadt Hambni*^« 

Anweisung zur amtlieben Beeiebtiging der Apotheken, Dispensier* 
Stuben und Armeiselirlnke in Krankenanstalten. Bekanntmachung 
des Medizinalkollegiums yom 28. Juni 1906. 

Auf Grund § 9 des Beyidierten Gesetzes über die Organisation der Ver- 
waltung yom 2. Noyember 1896 wird die folgende Anweisung zur amtlichen 
Besichugung der Apotheken, Zweigapotbeken, Dispensierstul^n und Arznei- 
schränke in Krankenanstalten, unter Androhung einer Geldstri^e bis 86 Mark 
bei Zuwiderbandlungen gegen § 18 der Anweisung, erlassen. 

A. Allgemeine Bestimmungen. 

§ 1. Die Apotheken, Zweigapotheken und Krankenhausapotheken sind 
mindestens alle drei Jahre einer ordentlichen amtlichen Besichtigung durch 
eine Kommission des Medisinaikollegiums zu unterziehen. Dispensierstuben 
und Arzneischränke in Krankenanstalten sind alle zwei Jahre zu besichtigen. 

Hat eine Apotheke den Besitzer oder den selbständigen Verwalter ge- 
wechselt, so ist sie innerhalb des ersten Jahres nach der üehergabejzu be- 
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dehtigen. Außerordentliche Besichtigungen finden nach dem Ermessen der 
Kommission statt. 

§ 2. Nea errichtete oder in andere Bänmlidikeiten yeriegte Apotheken 
nnd Dispensierstaben sind Tor der Eröffnung nach Maßgabe des § 5, Absatz 2 
einer Besichtigung zu unterziehen. 

§ 8. Mae Yorg&ngige Anzeige der Besichtigung hat nicht stattzufinden, 
vielmehr ist der Termin derselben durchaus geheim zu halten. 

§ 4. Die mit der Besichtigung der Apotheken betraute Kommission des 
Medizinalkollegiums besteht aus 1. dem Yerwaltungsphysikus, 2. dem Assessor 
für Pharmazie, 8. einem der pharmazeutischen As&tenten des Medisinalkolie- 
giums, welcher yon den beiden ständigen Mitgliedern der Kommission fftr den 
einzelnen Fall bestimmt wird, wobei tunlichst zu yermeiden ist, daß ein phar- 
mazeutischer Assistent an der Besichtigung der Apotheken teilnimmt, die in 
naher Nachbarschaft seiner eiffenen Apotheke gelegen sind. 

Femer kann ein ärztlicher Hilfsarbeiter des MedizinalkoUegiums zur 
Ftthrung des Yerhandlungsberichtes hinzugezogen werden. 

§ 5. Die Besichtigung ron Zweigapotheken, Dispensierstuben nnd Arznei- 
schränken in Krankenanstalten wird yon zwei Mitgliedern der Kommission 
yorgenommen. Außerordentliche Besichtigungen kOnnen, wenn sie sich nur auf 
einzelne Teile einer Apotheke beziehen, yon den beiden ständigen Mitgliedern 
der Kommission einzeln oder in Gtoeinschaft yorgenommen werden. 

§ 6. Bei der Besichtigung der Apotheke des Assessors fftr Pharmazie 
übernimmt einer der pharmazeutischen Assistenten, der vom Präses des Medi- 
zinalkoUegiums bestimmt wird, die Obliegenheiten des Assessors für Pharmazie. 

§ 7. Zu der Besichtigung yon Apotheken auf dem Land gebiet ist der 
Distriktsarzt bezw. Amtsphysikus, zu dessen Distrikt die zu besichtigende 
Apotheke gehört, einzuladen. 

B. Besichtigung. 

§ 8. Die ordentliche Besichtigung soll bei Tageslicht stattfinden; sie 
beginnt in der Bogel nicht yor 10 Uhr yomittags und ist an demselben Tage zu 
beendigen. Sie hat mit einem Bundgange durch sämtliche Geschäftsräume zu 
beginnen, um einen Ueberblick über die Vorräte, die Einrichtung und den Betrieb 
in den einzelnen Bäumen hinsichtlich ihrer Uebereinstimmung mit den Vor- 
schriften der Apothekenbetriebsordnung zu ermöglichen. Hierbei ist auch yon 
Veränderungen seit der letzten Besichtigung Kenntnis zu nehmen. 

§ 9. Darauf ist festzustellen, ob die Vorschriften des Medisinalkoll^ums, 
betreffend die Nachprüfung der Wagen und Gewichte, befolgt sind, ffierbei 
yorgefundene, in dem yorgeschriebenen Verzeichnis nicht angeführte Wagen 
und Gewichte sind durch flneinschlagen des Entwertungszeichens ( )( ) in den 
Präzisions- bezw. Eichstempel als yorschriftswidrig zu kennzeichnen. 

§ 10. Alsdann ist Einsicht zu nehmen in die in § 29 der Anotheken- 
betriebsordnung aufffeführten Bücher und Urkunden, merbei ist besonders 
darauf zu achten, daß das Arbeitstagebuch und das Wareneinkaufsbuch der- 
artig geführt werden muß, daß sich daraus ein Ueberblick über den tatsäch- 
lichen Betrieb in der Apotheke gewinnen läßt 

Ferner sind mindestens zehn (10) der yorhandenen Bezepte oder der 
Kopien im Bezeptbuche einer Nachtaxierung zu unterwerfen. 

§ 11. Dann sind sowohl in der Offizin« wie in allen Vorratsräumen die 
Arzneimittel, welche einer chemischen oder physikalischen Untersuchung nicht 
unterliegen, nach ihren sinnlich wahrzunehmenden Eigenschaften auf Güte und 
Brauchbarkeit zu prüfen, die unbrauchbaren auszoscheiden und, soweit sie nidbt 
durch Umarb^ten während der Dauer der Besichtigung wieder brauchbar ge- 
macht werden können, sofort zu yemichten. 

Mit yorschriftswidrig yorrätig gehaltenen Arzneizubereitungen ist in 
gleicher Weise zu yerfahren. 

§ 12. Der chemischen bezw. physikalischen Prüfung sind mindestens 
zwanzig (20) Arzneimittel und zwei (2) der yolumetrischen Lösungen zu unter- 
ziehen. Hierbei sind außer solchen käuflichen Arzneimitteln, welche erfahrungs- 
gemäß oft yerfäbcht werden, diejenigen Zubereitungen zu berücksichtigen, 
wcdche der Apotheker in eigenem Betnebe herstellen soll und für welche das 
Arzneibuch Qehaltsbestimmungen aufführt. 

9 18. Der Apothekenyorstand und dessen G^eschäftspersonal sind yer- 
pfiichtet, der Kommission bereitwillig entgegenzukommen und derselben bei der 
Erfüllung ihrer Obliegenheiten jede gewünschte Unterstützung., zu gewähren.^ 
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§ 14. Die Kommissioii ist yerpflichtet, den ApothekeiiForatuid taf 
etwaiffe Mängel hinzuweisen und demselben zweckentsprechende Yorsddftge nr 
Absteilanff zn machen. 

AnderweiUge Auflagen oder ein sonstiges erforderliches Vorgehen gegen 
den Apothekenyorstand hat die Kommission beim liedizinalkolleginm zn be- 
antragen. 

Werden erhebliche Unregelmäßigkeiten bei der Besichtignng rorgefondeK, 
so kann der Präses des Mediäialkollegiams Nachbesichtigongen bis zor Ab- 
stellnnff der Mängel anordnen. 

An den Nachbesichtigungen haben tunlichst dieselben Mitglieder der 
Kommission teilzunehmen^ welche bei der Torhergehenden ordentlichen Besich- 
tigung anwesend waren. 

§ 15. Ueber den Befund bei der ordentlichen Besichtigung ist noioTt 
nach Beendigung derselben ein Yerhandlungsrecht unter Benutzuig eines durch 
Beschluß des Medizinalkollegiums festgestellten Vordrucks aufzunehmen. Der 
fertige Verhandlungsbericht ist zu Terlesen und yon dem Apothekenyorstand 
und den Mitgliedern der Kommission zu unterzeichnen. Einwendungen des 
Apothekenyorstandes gegen Inhalt oder Wortlnut des Verhandlungsberiehtei 
shid mit der Begründung in denselben au&unehmen. Ueberhaupt steht dem 
Apothekenyorstande das Becht der Beschwerde Uber die Kommission bdm 
Medizinalkollegium zu. Das Medizinalkollegium entscheidet, ob die BMchwerde 
oder die Einwendungen des Apothekenyorstandes berechtigt sind oder nicht 

Eine Abschrift des Verhandlungsberichts ist dem Apothekenyorstande 
yom Mftdifiyiftl^mt zuzustellen. 

0. Kosten der Besichtigung. 

§ 16. Zur Ausführung der chemischen und physikuischenüntersuchungea 
der Arzneimittel beschafft das Medizinalkollegium die nötigen (}erUe und 
Eeagentien und trägt die Kosten für deren Instandhidtung. Es müssen zwei 
Beagentienkasten, deren jeder den yoUständigen Vorrat der erforderlichai 
Beagentien enthält, yorhanden sein; für die yorschriftsmäßige Füllung den 
einen ist der Assessor für Pharmazie, für die yorschriftsmäßige Füllung des 
anderen der in § 6 näher bezeichnete pharmazeutische Assistoit yerantwortUch. 

§ 17. Die Kosten der ordentlichen und außerordentlichen amtlkhea 
Besichtigungen der Apotheken, Disnensierstuben und Arzneischränke in Kranken- 
anstalten hat die Kasse des Medizinalkollegiums zu tragen, die Kosten der 
Nachbesichtigunffen werden den betreffenden Apothekenyorständen auferlegt. 
Im letzteren FaUe sind, außer den sachlichen Kosten, für jedes anwesende 
Kommissionsmitglied zehn (10) Mark Tagegeld an die Kasse des Medizlnal- 
Kollegiums abzuführen. 

Die pharmazeutischen Assistenten erhalten außer dem Ersatz ihrer Auf- 
lagen für jede Besichtigung einer Apotheke ein Tagegeld yon zehn (10) Mark 
aus der Kasse des Medizinalkollegiums. 

§ 18. Diese Anweisung tritt am 2. Juli 1906 in Kraft Gleichzeitig wird 
die Anweisung zur amtlichen Besichtigung der i^theken und Dispensierstubea 
yom 24. Juni 1897 nebst Abänderungen yom if. Dezember 1900 aufgebM>bes. 



Beförderung der mit unsteekenden Krankheilen bebnfleten Personen« 

Verordnung des Medizinalamtes yom I.August 1906. 

Nach einem Erlaß des Herrn Polizeiherm yom 18. y. Mts. sind mit einer 
ansteckenden Krankheit behaftete Personen, für deren Beförderung durch die 
Verordnung yom 7. Mai 1890 die Benutzung Offentlldien Fuhrwerks y erboten 
ist^ mit dem Krankenwagen der Polizeibehörde yom 1. August d. J. ab kosten 
frei zu befördern. 

In Ausführung dieses Erlasses kommen yon dem bezeichneten Tage an 
neue Krankentransportscheine zur Verwendung, die am Kopfe einen ent- 
sprechenden Vermerk tragen. 

In der Anlage werden Ihnen 10 Exemplare des neuen Krankentransport- 
scheines mit dem Ersuchen ergebenst übersandt, yom 1. Aufl;ust d. J. ab nur 
diese yerwenden und die etwa noch in Ihren Händen be&düchen älteren 
Scheine gefälligst hierher zurücksenden zu wollen. 

VerantwortL Redakteur : Dr. Rap mun d, Reg.- u. Geh. Med^Rat in Minden L W. 
J. a O. Bnuia, H«nogL Wktha. o. F. SetL-U Hofbnelidnicki««! in Milden. ^ 
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Gesetzgebung. 

Beilaga sur Zeltsohrift für Medlglnal «Beamte^ 
Nr. 20. 20. Oktober. 1906. 



Medizinal - Gesetzgebung. 

A. Köniipreioli PreuMeiu 
ErmltUliuigeii beim Aosbnicli aMteckender KranUieiteii In Pro- 
rliudJÜaiistalteiu Bund-Erlafi des Ministers der usw. Medizinal- 
anffelegeiiiieiten and des Innern yom 19. Jali 1906 — M. d. g. A. 
M. Nr. 12897, M. d. L I a Nr. 5968 — an sämtliche EOniglidien Begierangs- 
pr&sidenten. 

Nach den §§ 6, 8 und 11 des Beichsffesetzes, betreffend die Bekimpfung 
gemeingefährlicher Krankheiten, yom 80. Juni 1900 in Yetbindung mit den 
Ig 6, 8 und 12 des Landesgesetzes, betreffend die Bekämpfong übertragbarer 
Krankheiten, vom 28. August 1905 liegt die Anordnung yon Ermittelungen 
Uber den Ausbruch einer übertragbaren Krankheit und die Anordnung der Schutz- 
maßregeln der Ortspolizeibehörde ob mit der Maßgabe, daß der Landrat befugt 
ist, die AmtsTerrichtungen der Ortspolizeibehörden für den einzelnen Fall einer 
übertragbaren Krankheit zu übernehmen. Eine Ausnahme besteht nur für 
Militär-, Marine-, Eisenbahn-, Post- und Telegraphenbehörden (§§ 89 und 40 
des Beicbsgesetzes). Hiernach ist die Ortspolizeibehörde bezw. der Landrat 
zur Ermittelung und Bekämpfung übertragbarer Krankheiten auch in Proyinzial- 
Anstalten zuständig. 

Die Ortspolizeibehörde hat in den Fällen des § 6 des Beicbsgesetzes 
und in drajenigen des § 6, Abs. 1 des Landesgesetzes den zuständigen Kreis- 
arzt zu benacludchtigen, und dieser ist zur Yomahme der Ermittelungen nicht 
nur berechtigt, sondern auch yerpflichtet. Nach § 7 des Beicbsgesetzes und 
§ 6 des Landesgesetzes muß — abgesehen yon gewissen, hier nicht mteressieren- 
den Fällen — dem Kreisarzt der Zutritt zum Kranken und die Yornalune der 
erforderlichen Untersuchungen gestattet werden. 

Hiernach kann die Auffassung des Landesdirektors, daß für die auf 
Grund der genannten beiden Gesetze ergehenden Maßnahmen in Proyinzial- 
Anstalten der Oberpräsident auf Grund des Allerhöchsten Erlasses yom 12. Mai 
1897 zuständig, und der Kreisarzt nur auf dessen ausdrücklichen Auftrag zur 
Ausübung seiner aus jenen Gesetzen sich ergebenden Obliegenheiten in Pro- 
yinzialanstalten berechtigt sei, nicht als zutreffend erachtet werden. Abgesehen 
dayon, daß im Widerspruchsfalle dieser Erlaß als lex prior jenen Gesetzen 
gegenüber nicht in Betracht kommen könnte, betrifft er auch ein anderes Ge- 
biet staatlicher Tätigkeit. Bei Handhabung der genannten Gesetze handelt es 
sich nicht um Ausübung eines gesundheitspolizeilichen Aufsichtsrechts, 
wie es der Allerhöchste Erlaß yom 12. Mai 1897 im Auge hat, sondern um 
Exekutiybefugnisse der Polizei, wie sie ihr gegen alle Personen 
gleiclunäßig zustehen, ohne Bücksicht darauf, ob sie ihrer besonderen Aufsicht 
unterworfen sind oder nidit. 

Wir bemerken, daß auch die |parlamentarischen Yerhandlungen über das 
preußische Seuchengesetz jeden Zweifel an der Bichügkeit der yorstehenden 
Auffassung ansschließmi, und ein in der Kommission des Abgeordnetenhauses 

Kbellter Antrag, die anf dem Gebiete der Seuchenbekämpfung den Polizei- 
örden überwiesenen Obliegenheiten bei den Proyinzialanstalten den Ober- 
präsidenten beizulegen, ausdrücklich abgelehnt worden ist (yergl. Kommissions- 
Seridtt, DruckBache Nr. 207 des Hauses der Abgeordneten ; I. Session 1904, 
Seite 9, 21, 22). 

Eine Aendemng an dei4 bestehenden Bechtszustande, dem Antrage des 
Laadesdirektors entsprechend, dadurch herbeizuführen, daß den Aerzten der 
Proyinzialanstalten die Obliegenheiten der beamteten Aerzte innerhalb der An- 
stalt auf Grund des § 18, Abs. 2 des Landesgesetzes übertragen ^^^^^t^JPfi^ 
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ichf der onteizeichnete Minister der Medizimalangelegenheiten, bei aller sonstigen 
Anerkennung der Qualifikation der Anstaltsäiite der ProyinsialYerwaltungen 
dodi Bedenken tragen. Die Befugnisse der Anstaltsftrste beschränken sich auf 
das Anstaltsgebiet und dessen Insassen. Die im Falle eines Seuchenausbruches 
Torzunehmenden Ermittelungen und zu treffenden Schutzmaßregeln werden 
aber hierüber in der Bogel weit hinausgehen mfissen und sich in nicht seltenen 
E&llan logar über mehrere Ortschaften erstrecken. Dem Takt dar Anstalts- 
und der Kreisärzte rertrauen wir, daß sie bei der Bekämpfung übertragbarer 
Krankheiten auch in Proyinzialanstalten persönliche Beibungen zu Tenneiden 



wirksamer gestalten werden. 



SonderanwelsiBfeii über die Bekln^fhBg ttbertragbarer KnuddietteM. 

£rlaß des Ministers der usw. Medizinalangelegenheiten Tom 
80. August 1906 — M. 18766 — an die Herren BegierungspräsidenteB. 

Bei den parlamentarischen Verhandlungen über das desetz, betreffend 
die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten, Tom 28. August 1905 (Ges.-SammL 
S. 878) ist regierungsseitig im Landtage die Erklärung abgegeben worden, daß 
die Absicht bestehe, zur Erleichterung des Yerständnuses und der praktischoi 
Handhabung des G^tzes den mit s^er Ausführung betrauten Behörden aus- 
führliche, das Verfahren bei jeder einzelnen Krankheit erschöpfend behandelnde 
Sonderanweisungen in die Hand zu geben. Auch sei in Aussicht genommen, 
durch gemeinTorständliche Belehrungen über das Wesen und die Verbreitungs- 
weise der einzelnen übertragbaren Krankheiten die Laienkreise anfeuklären 
und sie hierduroh nicht nur zur Erfttllun|[ der gesetzlichen Anzeigepflicht in 
Stand zu setzen, sondern auch durch sonstige geeignete Anregungen und Hin- 
weise auf dem Gebiete der Seuchenbekämpfung zur Unterstützung und wirk- 
samen Mitarbeit heranzuziehen. 

In Erfüllung dieser dem Landtage gemachten Zusage und in weiterer 
Ausgestaltung der unter dem 7. Oktober t. J. erlassenen Torläuiigen Aus- 
führnngsbestimmungen (Min.-BL für Med.-Angelegenheiten S. 8^) ham» ich im 
EiuTorständnisse der mitbeteiligteu Herren Minister Sonderanweisungen über 
die Bekämpfung Ton Diphtherie, Genickstarre, Kindbettfieber, 
KOrnerkraakheit, Buhr, Scharlach, Typhus, Milzbrand und 
Botz ausarbeiten lassen, Ton welchen ich beifolgend je . . . Exemplare mit 
dem ergebensten Ersuchen übersende, je ein Exemplar den Landräten, den 
OrtspolizeibehOrden der Stadtkreise und den &eisärzten (Gerichts- und Kreis- 
asdstenzärzten) des Bezirkes zum dienstlichen Gebrauche zugdlien zu lassen. 
Drei Exemplare sind für den dortseitigen Gebrauch bestimmt 

Der Ausführungserlaß Tom 7. Oktober t. J. wird binnen kurxem in neuer 
Fassung, welche den durch die Sonderanweisungen herbeigeführten Abände- 
rungen und Ergänzungen Bechnung trägt, Teröffentlicht weraen. 

Ich bemerke, daß weitere Exemplare der Anweisungen Ton der Verlags- 
buchhandlung Ton Bichard Schoetz üi Berlin SW. 48, Wühelmstraße 10, zum 
Preise Ton 40 PI (Diphtherie), 60 Pf. (Genickstarre), 80 Pt (Kindbettfieber), 
80 Pf. OB^ömerkrankheit), 60 PI (Buhr), 40 Pf. (Scharlach), 60 Pf. (l^hns), 
40 PI (MiLsbrand) und 40 Pf. (Botz) für das Stück bezw. bei Bestellung Ton 
200 Exemplaren und darüber zum ermäßigten Preise Ton 86 PI, 40 PL, 26 PL, 
26 Pf., 40 PL, 86 PL, 40 PL, 86 PL und 86 PL bezogen werden kOnnen.0 



Neue Allgemeine AusführnngsbestimHongen tu dem Qesetie tmi 
28. Aifiist 1906 über die BekimpAmg ttbertnigliarer KraaUielteB. Erlaß 
des Ministers der usw. Medizinalangelegenheiten Toml6.Sep- 
tember 1906 an sämtliche Reirea Begierungspräsidenten. 

Die zur Ausführung des Gesetzes, betreffend die Bekämpfung übertrag- 
barer &ankheiten, Tom 28. August 1906 — G. S. S. 878 ~ ergangenmi Be- 
stimmungen Tom 7. Oktober 1906 — Min.-BL für Med.-Ang. S. 889 — haben 
durch die inzwischen erlassenen Sonderaaweisungen zur Bek&npfiuig der D^- 

Von einem Tollständigen Abdruck dieser Anweisungen ist mit Bück- 
sicht auf ihren großen Umfang Abstand genommen. Eine übersichtliche Zu- 
sammenstellung ihres Inhalts bringt die m der heutigen Nummer gebracht^ 
Besprechung der Ausführungsbestfiunungen (siehe S. u. 1^4^^T^ 
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tkttie (BaekesbfiiUM), ttbeitrftgbaren Gteniekstarre, des Kiadbetiftebera, dar 
KOnerkraakheit, der ftbertraffbaren Bohr (DysenteneX des Scharlachs (Schar- 
lachfieber), des l^hüs, des iQlzbrands und des Botzes (ygL Min.-BL fflr Med.- 
Ang. 1906 S. 862) an mehreren Stellen eine Abänderung and Erglnzans er- 
fahren. Zur Brldchtenuig des praktischen Gebranchs habe ich im i^yer- 
nehmen mit den Herren Ministem der Finanien, des Lmem und für Handel 
und (bewerbe den Aasffthmngserlafi yom 7. Oktober 1906 unter der Besdchnnng 
.Allgemeine AosfOhningsbestimmiuigen zu. dem Gesetze, betreffend die Be- 
kimpfnng ftbertragbarer Krankheiten, yom 28. Angost 1905 (G.-S. S. 873)* in 

der in Exemplaren beifolgenden, die Abänderungen und Ergänzungen 

berttoksiehtiffeBdeB Fassung yom 15. S^tember d. J. neu bearbeiten lassen. 
Ew. Hochwohlgeboren wollen gef&Uigst Je ein Exemplar den Landräten, den 
OrtspolizdbehOrden der Stadtneise und den Kreisärzten (Gerichts- und Kreis- 
assistenzärzten) des Bezirks zum dienstlichen Gebrauche und mit dem Auftrage 
zugehen lassen, sich mit dem Inhalt eingehend yertraut zu machen, m 
übrigen bleibt es dem Ermessen Ew. Hochwohlgeboren überlassen, den Orts- 
polizeibehöiden des Bezirks die Ausftthrungsbestimmungen durch YerOffent- 
uchung im Amtsblatt oder in sonst geeignet erscheinender Weise zugängig zu 
machen. 8 Exemplare sind fttr den dortseitigen Gebrauch bestimmt. 

loh bemerke, daß weitere Exemplare yon der Verlagsbuchhandlung yon 
Biehard Schoetz in Berlin, S.W. 48, Wilhelmstraße 10, zum Preise yon 50 PL 
IfU das Stftek beaw. bei Bestellung yon 200 Exemplaren und darttber zum 
ermäßigten Preise yon 40 Pf. bezogen werden kOnnen.^) 



Zur besseren Handhabung ist nachstehend das Gesetii betreifend die 
B^übBpftiBg ftbertragbarer Krankheiten yom 28. August 1905 nochmals 
im Text zum Abdruck gebracht, während die Aosf Ahrungsbestimmangem in 
Aameckung an zutreffender Stelle im Wortlaut mitgeteilt sind. 

Erster Abschnitt 
AnsaigepfliolLt. 
§ 1.') Außer den in dem § 1 des Beichsgesetzes, betreffend die Be- 
kämpfung gemeingefährlicher Krankheiten, yom 80. Juni 1900 (Boichs -Gesetz- 
blatt S. 806 ff.) aufgeftthrten Fällen die Anzeigepflicht — bei Aussatz (Lepra), 
Cholera (asiatischer), Fleckfieber (Flecktyphus), Gelbfieber, Pest (orientalisdier 
Beakupest), Pocken (Blattern) — ist jede Erkrankung und jeder Todesfall an : 

Diphtherie (Bachenbräune), 

Genickstarre, übertragbarer, 

Kiadbettfieber (Wochenbett-, Puerperalfieber), 

Kömerkrankheit (Granulöse, Trachom), 

Bückfallfieber (Febrls recurrens), 

Buhr, übertragbarer (Dysenterie), 

Scharlach (Scharlachfieber), 

Typhus (üntwleibstyphus), 

lOlibraad, 

Botz, 

Tollwut (Lyssa), sowie Bißyerletanngen durch tolle oder der Tollwut 

yerdächtige Höre, 
Fleisch-, Fisch- und Wurstyergiftung, 
Trichinose 

dar für den Aufenthaltsort des Erkrankten oder den Sterbeort zuständigen 
PoMzeibdiörde innerhalb yierundzwanzig Stunden nach erlangter Kenntnis an- 
suzeigen. 

Wechselt der Erluankte die Wohnung oder den Aufenthaltsort, so ist 

1) Zu 1 1« Der Todesfall ist auch dann anzuzeigen, wenn die Erkrankung 
das Yeistorbanan bereits angesek^ war. 

Die Anzeigepflicht bei Lungen- und Kehlkopf tuber^kulosie 
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dies iimerlialb yierandzwansig Stunden naeh erlangter Kenntnis bei der Poüsei- 
behOrde, bei einem Wechsel des Aufenthaltsorts auch bei deijenigen des neneo 
Aufenthaltsorts, zur Anzeige zu bringen. 

In Gtoäßheit der Bestimmung des Abs. 1 ist auch jeder Todesfall an 
Lungen* und Kehlkopftuberkulose anzuzeigen. 

§ 2. Zur Anzeige sind verpflichtet: 

1. der zugezogene Arzt, 

2. der HaushaUungsrorstand, 

8. jede sonst mit der Behandlung oder Pflege des Erkrankten beschäftigte 
Person. 

4. derjenige, in dessen Wohnung oder Behausung der Erkrankungs- oder 
Todesfall sich ereignet hat, 

5. der Leichenschauer. 

Die Verpflichtung der unter Nr. 2 bis 5 genannten Personen tritt nur 
dann ein, wenn ein früher genannter Verpflichteter nicht yorhanden ist. 

§ 8. Für Krankheits- und Todesfälle, welche sich in Öffentlichen 
Kranken-, Entbindungs-, Pflege-, Gefangenen- und ähnlichen Anstalten erdgneai 
ist der Vorsteher der Anstalt oder die yon der zuständigen Stelle damit be- 
auftragte Person ausschließlich zur Erstattung der Anzeige yerpflichtet. 

Auf Schiffen oder Flößen gilt als der zur Erstattung der Anzeige yer- 
pflichtete Haushaltungsyorstand der Schiffer oder Floßfilhrer oder deren SteU- 
yertreter. 

Der Minister der Medizinalangelegenheiten ist ermächtigt, im Einver- 
nehmen mit dem Minister für Handel und Gewerbe Bestimmungen darüber zu 
erlassen, an wen bei Krankheits- und Todesfällen, welche auf Schiffen oder 
Flößen Torkommen, die Anzeige zu erstatten ist.*) 

§ 4. *)• Die Anzeige kann mündlich oder schriftlich erstattet werden. Mit 
Aufgabe zur Post güt die schriftliche Anzeige als erstattet. Die Folizei- 

erstreckt sich sowohl auf Todesfälle an Lungen-, als auch auf solche an Kehl- 
kopftuberkulose. 

Zuf 2. Unter den mit der Behandlung oderPflege des Er- 
krankten beschäftigten Personen (Abs. i, Nr. 8) sind nur solche 
Personen zu verstehen, wäche die Behandlung oder Pflege Erkrankter berufs- 
mäßig ausüben. 

') Zu f 8« Bei Krankheits- und Todesfällen, welche auf Seeschiffen vor- 
kommen, ist die Anzeige an die Polizeibehörde des ersten preußischen Hafen- 

{»latzes, wdchen das Schiff nach Eintritt der anzeigepflichtigen Tatsache an- 
äuft, zu erstatten. 

Für Binnenschiffe und FlOße ist die Anzeige an die Polizeibehörde 
der nächstgelegenen Anlegestelle zu richten. Sind jedoch an der betreffenden 
Wasserstrale Ueberwachungsstellen zur gesundheiüichen üeberwachung des 
Schiffahrts- und Floßereiverkehrs eingerichtet, so ist die Anzeige an die nächst- 
gelegene üeberwachungsstelle zu richten. 

*) Zu f 4. Zur Erleichterung der Anzeigeerstattung empfiehlt sich die 
Benutzung von Karten b riefen, welche auf der Innenseite den aus der 
(Anlage 1 s. Seite 196) ersichtlichen Vordruck aufweisen. Es ist Sorge dafür zu 
tragen, daß aus ihrer Benutzung den Anzeigepflichtigen Kosten nicht erwachsen. 

Im Literesse der Kostenersparnis haben die Begierungspräsidenten den 
Bedarf an diesen Kartenbriefen für ihren Bezirk einheitUch herstellen zu lassen 
und an die OrtspolizeibehOrden gegen Erstattung der Selbstkosten abzugeben. 
Die Kosten fallen als ortsübliche demjenigen zur Last, welcher nach dem be- 
stehenden Becht die Kosten der OrUichen Polizeiverwaltunff zu tragen hat 

Die Kartenbriefe sind seitens der Polizeibehörde im voraus mit dem 
Abdruck des Dienstsiegels oder Dienststempels sowie tunlichst mit der Adresse 
des EmpfSngers zu versehen und an die zur Anzeige verpfliph^ten P^rsonetf 
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behQrden haben auf Verlangen Meldekarten fftr schrifUiehe Anzeigen anent- 
geltlich zu rerabfolgen. 

§ 5. Das Staatsministeriom Ist ermächtigt, die in den §§ 1 bis 4 des 
gegenwärtigen G^etzes enthaltenen Bestimmungen über die Anzeigepflieht für 
einzelne Teile oder den ganzen Umfang der Monarchie anch aof andere über- 
tragbare Krankheiten Torübergehend auszudehnen, wenn und solange dieselben 
in epidemischer Verbreitung auftreten. 

Zweiter Abschnitt 
Brmittelimg der KranlrTielt. 
§ 6. *) Auf Erkrankungen, Verdacht der Erkrankungen und ;Todesfälle 
an Kindbettfleber, 
Typhus (Unterleibstyphus), 
sowie auf Erkrankungen und Todesfälle an 
Genickstarre, übertragbarer, 
Bückfallileber, 

unentgeltlich zu yerabfolgen. Geschieht die Verabfolgung an Aerzte oder 
ärztliches Hilfspersonal oder zum Zwedc der Beförderung im Femrerkehr. so 
sind Eartenbriefe zu benutzen, welche außerdem seitens einer zuständigen 
Behörde mit dem Ayersionierunffsyermerk yersehen sind (yergL auch Min.*Srlaß 
Tom 2. Februar 1906, Min.-BL £ Med.-Ang. 8. 82). 

Die Eartenbride werden nach der Ausfüllung im Femyerkehr unfrankiert 
befordert. Die Aerzte und das ärztliche Hilfspersonal sind berechtigt, die mit 
dem Ayersionierungsyermerke yersehenen Eartenbriefe auch im Ortsyerkehr 
durch die Post befördern zu lassen. 

Auf Grund der erstatteten Anzeige haben die Polizeibehörden für jede 
der anzeigepflichtigen übertragbaren Krankheiten eine besondere Liste nach 
dem beigefügten Muster (Anlage 2, s. 8. 196) fortlaufend zu führen. 

8obald in einer Ortschaft oder in einem Bezirk eine der im § 1 ge- 
nannten übertragbaren Krankheiten in epidemischer Verbreitung auftritt, wurd 
es sich empfehlen, daß durch Öffentliche Bekanntmachungen die gesetzliche 
Anzeigepflicnt für diese Krankheit in Erinnerung gebradi^ und die BeyOlke» 
rung in gecdgneter Weise über das Wesen, die Verhütung und Bekämpfung 
der Krankheit belehrt wird. Jedoch ist eine unnOtige Beunruhigung der Be- 
yOlkerung tunlichst zu yermeiden. 

Es wird sich empfehlen, die Bekanntmachungen während der Dauer der 
Epidemie in angemessenen Zwischenräumen zu wiederholen. 

Batschläge an Aerzte für die Bekämpfung der übertragbaren Genick- 
starre, der KOmerkrankheit, der übertragbaren Kühr, des Typhus und des 
Milzbrands, sowie zur Verteilung an die BeyOlkerung geeignete gemeinyer- 
ständliche Belehrungen über die Diphtherie, die übertngbare Genickstarre, 
die KOmerkrankheit, die übertragbare Buhr, den Scharlach, den Typhus, den 
Milzbrand und den Botz werden in der erforderlichen Anzahl in dem Muiisterium 
der Medizinalangelegenheiten bereit gehalten und kOnnen behufs Verteilung zu 
Zeiten einer Epidemie erbeten werden. 

Die zur VerteUung an die Hebammen und Standesbeamten bestimmte 
gemeinyerstandliche Belehrung „Wie schützt sich die Wöchnerin yor dem 
Kindbettfieber'' kann durch Yermittelung des Ministeriums der Medizinal« 
Angelegenheiten zum Selbstkostenpreise bezogen werden. 

^) Zu §i 5^ 7 und 11. Die Begierungspräsidenten haben Vorsorge zu 
treffen, daß sie yon dem epidemischen Ausbruch einer der in dem § 1 nicht 
aufgeführten übertragbaren Krankheiten tunlichst bald Kenntnis erhalten. 
Nach erlangter Kenntnis haben sie unyerzüglich an den Minister der Medizinal- 
angelegenheiten über Umfang und Charakter der Epidemie zu beriditen. Dabei 
haben sie sich, sofern die Verhältnisse es angezeigt erschehien lassen, zugleich 
gutachtlich darüber zu äußern, ob und ini^eweit es sich empfiehlt, yon den 
in den §§ 5, 7 und 11 enthaltenen Ermächtigungen des Staatsministeriums 
Gebrauch zu machen. 

^ Zu 1 6* 1. Die Polizeibehörden haben yon den ihnen auf Qftui^-daar^ 
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Bahr, überinflMurer, 

Milsbrand,' 

Boti, 

Tollwiit, BißTerletionges daioh tolle oder der ToUwnt verdMtige 
Tiere, 

fleisch-, Fboh- nd Wnreirergiftiiig, 

Tiichinoie 

findes die in den §§ 6 bis 10 des Beichsgeseties, betreifend die Bekimpfnng 
gemeingefährlicher Krankheiten, enthaltenen Bestimmungen Uber die Ermitte- 



§ 1 zugehenden Anieigen jedesmal ungesiumt unter Uebersendnng der Kartea- 
briefe in ür- oder in Abschrift dem beamteten Arzt lütteilnng zu machen. 

Auch haben sie den beamteten Arzt, wenn sie auf andere Weise tob 
dem Ausbruch einer der in dem § 1 genannten Kraiücheiten Kenntnis erhalten, 
hierron ungesäumt zu benachrichtigen. 

Wird behufs Beschleunigung der Mitteilung der Femsprecher oder der 
Telegraph benutxt, so hat gleichzeitig die schrnUiche Benachrichtigung zu 
erfolgen. 

2. Der beamtete Arzt hat in jedem ersten Falle einer der in des § 1, 
Abs. 1 genannten Krankheiten — ledoch mit Ausnahme yon Diphtherie, Ktaier- 
krankheit und Scharlach — sowie in Verdachtsfällen Ton Kmdbettteber und 
Typhus unyerztlglich an Ort und Stelle die erforderlichen Ermittelungen 
über die Art, den Stand und die Ursache der Krankheit yorzunehmen und bei 
Typhus, Milzbrand und Botz in jedem Falle, bei den übrigen Kraakhdten, 
falb na!ch Lage des Falles erforderlich, eine bakteridosische Untersudiunff zu 
yeranlassen. Auch hat er der Polizeibehörde eine EikUlrung darüber meu- 
geben, ob der Ausbruch der Krankheit festgestellt oder der Yerdadit begründet 
ist, und ihr die sonst erforderlichen Mitteuungen zu machen. 

In Notttllen kann der beamtete Arzt die Emdttelnng auch yora^men, 
ohne daß ihm eine Nachridit der Polizeibehörde zugegangen ist 

Der beamtete Arzt hat in jedem Falle, beyor er seine ErmittelungeB 
yomimmt, festzustellen, 6b der Kriuike sich in ärztlicher Behandlung beftMet, 
und, wenn dies der Fall, den behandelnden Arzt yon seiner Absicht, den 
Kranken aufzusuchen, so zeitig in Kenntnis zu setzen, daß dieser sich spätosteBt 
gleichzeitig mit dem beamteten Arzt in der Wohnung des Kranken einiuflnden 
yermag. Auch hat er den behandelnden Arzt, soweit dieser es wünsdit, zu 
den Untersuchungen, welche zu den Ermittelungen über die Krankheit erlorder-* 
Uch sind, namentlich auch zu einer etwa erforderlichen LeichenOibrang, recht- 
zeitig yorher einzuladen. 

In Fällen yon Milzbrand und Botz hat der beamtete Arzt die Ermitte- 
lungen im Benehmen mit dem beamteten Tierarzt yorzunehmen. 

8. Die Anordnung der Leichenöffnung zum Zwecke der FesteCelfaing 
der Krankheit ist außer bei Oholen^, Gelbfieber- und Pestyerdacht nur bei Botz« 
und Typhusyerdacht zulässig und soll nur dann stattfinden, wenn die bakterie- 
logische Untersuchung der Absonderungen und des Hutes (Agglutination) zur 
Feststellung nicht ausreicht oder nach Lage des Falles nicht ausführbar Ist 

4. In Ortschaften mit mehr als 10000 Einwohnern, In welchen die Seuehn 
bereits festgestellt ist, haben die yorstehend bezeichneten Eradttelungen und 
Feststellungen auch dann zu geschehen, wenn die Entfernungen, In welches 
neue Kranläeitsfälle sich ereignen, yon den alten Fällen so groA oder die Ört- 
lichen Bedingungen ihrer Entstehung so yerschieden sind, daß die Sachlage 
nicht yiel anders ist. als wenn die Krankheit In zwei yerschiedenen, einander 
naheliegenden Ortschaften ausbricht. Es empfiehlt sich, daß in sc^en Ort- 
schaften die Polizeibehörde im Einyemehmen mit dem beamteten Arzt im 
yoraus allgemehi Bezirke räumlich abgrenzt, in deren jedem der erste SeudMu- 
fall yon ihnen jedesmid behandelt werden soll, wie der erste Fall in der ganzen 
Ortschaft 

5. Mit der Ermittelung und Feststdlung des ersten Falles yon Dinh- 
therie, Körnerkrankheit oder Scharlach in einer Orts^aft, sofern er Mcht 
yon einem Arzt angezeigt ist, hat die Polizeibehörde, sobald Ihr die Ansage zu- 
gegangen oder der Ausbruch der KranUieit auf andere Weise zaJhrer Keimtnis 
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hing der Krankheit entsprediende Anwendung. Befindet sich jedoch der Kranke 
in äratlicher Behandlang, so ist dem beamteten Ante der Zutr^ nntenagt, 
wenn der behandelnde Arzt erkl&rt, da£ yon dem Zutritte des beamteten Arztes 
eine GefShrdong der GFesnndheit oder des Lebens des Kranken zn befürchten 
ist Vor dem Zutritte des beamteten Arztes ist dem behanddnden Arzte Qe- 
legenheit zu dieser Erkl&rung zu geben. 

Außerdem ist bei Kindbettfieber oder Verdacht desselben dem beamteten 
Arzte der Zutritt nur mit Zustimmung des Haushaltungsrorstandes gestattet. 

Auch kann bei Typhus- oder Botzverdacht eine Oeffnung der Leiche 



gelangt ist» unter üebersendung der Anzeige einen Arzt zu beauftragen; sie 
soll dazu in der Bogel behufs Kostenersparnis den nichsterreichbaren Arzt 
w&hlen. Ist die Anzeige seitens eines Arztes erfolgt, so hat die Polizeibehörde 
diesen um die erfordemchen Auskftnfte zu ersuchen. 

6. Der Begierungspr&sident kann, wenn nach den Yerhlltnissen ange« 
zeigt, Ermittelungen über jeden einzelnen Krankheits- oder Todesfall anordnen ; 
es empfiehlt sich, bei jedem einzelnen KranUieits- oder Todesfall an Kfaidbett- 
fieber oder Kindbettfieberrerdacht yon dieser Befugnis (Gebrauch zu machen. 
Solange eine solche Anordnung nicbt getroffen ist, sind nach der ersten Fest- 
stellung der Krankheit yon dem beamteten Arzt Ermittelungen nur im iän* 
yerstftndnisse mit dem Landrat, in Stadtkreisen der PolizeiMiÖrde und nur 
insoweit yorzunehmen. als dies erforderlich ist, um die Ausbreitung der Krank- 
heit OrÜich und zeitlich zu yerfolffen. 

7. Die in den §§ 2 und 8 des (toetzes aufgeftthrten Personen sind yer- 
pfiichtet über alle für die Entstehung und den Verlauf der Krankheit wichtigen 
Umstände dem beamteten Arzt und der zuständigen Behörde auf Befragen 
Auskunft zu erteilen. 

8. Ist nach dem Gutachten des beamteten Arztes — bei Diphtiierie, 
Kömerkrankheit oder Scharlach des mit der Feststellung beauftragten Arztes — 
der Ausbruch der Krankheit festgestellt oder bei Kindbettfieber, Botz, Bück« 
faUfieber oder Typhus der Verdacht der Krankheit begründet, so hat die 
Polizeibehörde unyerzüglich die erforderlichen Schutzmaßregeln zu treffen. Bei 
Milzbrand und Botz ist darauf zu achten, daß die geeundheitspolizeüichen 
Maßregeln mit den yeterinärpollzeilichen stets im Einklang stehen. 

^ei (Gefahr im Verzuge kann der beamtete Arzt schon yor dem Ein- 
schreiten der Polizeibehörde die zur Verhütung der Verbreitung der Krankheit 
zunächst erforderlichen Maßregeln anordnen. Diese Anordnungen sind dem 
Betroffenen schriftlich zu geben. Der Gtodndeyorsteher hat, falls er nicht 
selbst die Polizeiyerwaltung führt, den yon dem beamteten Arzte getroffenen 
Anordnungen Folge zu leisten, von den Anordnungen hat der beamtete Arzt 
der Polizdbehörde sofort schriftliche Mitteilung zu machen; sie bleiben so 
luge in Kraft, bis yon der Polizeibehörde anderweite Verfügung getroffen wird. 

9. Für Ortschaften und Bezirke, welche yon Milzbrand, Botz, Buhr oder 
Typhus befallen sind, und in welchen ein allgemeiner Leichenschauzwang nicht 
besteht, kann geeignetenfalls im Polizeiyerordnungswege angeordnet werden, 
daß jede Leiche yor der Bestattung einer amtlichen Bäichtigung (Leichen- 
schau) womög^ch durch einen Arzt zu unterwerfen ist. 

10. Die Kreisärzte haben dem Begierungspräsidenten an jedem Dienstag 
eine Nach Weisung^ über die in der yorhergehenden Woche amtUch gem^deten 
Erlcrankungen und TodesfäUe an übertragbaren Krankhdten nach imlicffendem 
Muster (Anlage 8, s. S. 197) durch die Hand des Landrats, in Stad&reisen 
der Ortspolizdbehörde, einzureichen. 

Auf Grund dieser Nachweisungen haben die Begierungspräsidenten 
Wochennachweisungen über die in dem Begierungsbezirk yorgekommenen Er- 
krankungen und Todesfälle der bezeichneten Art nach anliegendem Muster 
(Anlage 4, s. S. 197) aufstellen zu lassen und dem Minister der Medizinalange- 
legenheiten direkt und spätestens am Donnerstif jeder Woche einzureichen. 
Je eine Abschrift dieser Nachweisungen haben die Regierungspräsidenten gleich- 
zeitig dem Oberpräsidenten, dem Generalkommando und dem Kaiserlichen Ge- 
sundheitsamte zu übersenden. 

11. Für die bakteriologische Feststellung der übertragbaren Ejcankheitsn 
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pdliieUich ugeordnet werden, insoweit der beamtete Arzt dies zur Feststellnng 
der Krankheit fOr erforderlich li&It 

Bei Diphtherie, Kömerkrankheit und Scharlach hat die OrtspolizelbehOrde 
nur die ersten Fälle &zztlich feststellen zn lassen nnd dies anch nor dann, 
wenn sie nicht von einem Arzte angezeigt sind. 

nnd die im Verlauf der Krankheitsfälle erforderlichen weiteren bakteriologi- 
schen üntersnchongen sind yon den Begiemngspräsidenten ans der Zahl der 
unten aufgeführten üntersnchungsanstalten im yoraus bestimmte Stellen zu 
bezeichnen. An diese ist das Untersuchungsmaterial unter tunlichster Be- 
schleunigung zu senden. 

Die endgültige Feststellung des Typhus in einer Ortschaft kann auch 
durch besondere Sachrerständige erfolgen, welche yom Minister der Medizinal- 
angelegenheiten an Ort und Stelle entsendet werden. 

Das Erg^ebnis der Untersuchungen ist seitens der Untersuchungsstelle 
unyerzftglich dem Einsender der Untersuchungsobjekte, bei positiyem Ausfall 
der Untersuchung auch dem beamteten Arzt, mitzuteilen. Hierbd ist dem 
beamteten Arzt zugleich die Wohnung des Kranken, sowie der Name nnd die 
Wohnung des einsendenden Arztes zu benennen. 

Die bakteriologischen Untersuchungen können in folgenden Untersuchungs- 
anstalten geschehen : 

1. dem Institut fttr Infektionskrankheiten zu Berlin N. 89, Nordufer -FOhrer- 
straße; 

2. den bakteriologischen Untersuchungsstellen bei den Königlichen Begie- 
runffen (zurzeit bestehen soche in Düsseldorf, Oumbinnen, Hannoyer, 
Koluenz, KOslin, Magdeburg, Marienwerder, Münster, Potsdam, Schleswig, 
Sigmaringen, Stettin, Stralsund, Trier und Wiesbaden); 

8. den hygienischen Uniyersitätsinstituten in Berlin, Bonn, Breslau, GtötUngen, 
Greifswald, Halle a. S., Kiel, Königsberg; 

4. dem Institut für experimentelle Therapie und Hydene in Marburg L H.; 

5. den hygienischen Instituten in Beuthen O.-S. und Fosen; 

6. dem Institut für experimentelle Therapie in Frankfurt a. M.; 

7. der bakteriologischen Untersuchungsanstalt in Saarbrücken; 

8. den städtischen bakteriologischen Instituten in Gharlottenburg, COln, 
Danzig, Dortmund und Stettin; 

9. dem Institut für Hygiene und Bakteriologie in Gelsenkirchen; 

10. bei Typhus außerdem in denjenigen Untersuchungsanstalten, welche etwa 
für die Typhusbekämpfung besonders eingerichtet sind oder werden. 

Die Begierungspräsidenten haben dafür Sorge zu tragen, daß zur Auf- 
nahme yon Untersudiungsobjekten geeignete Gefäße in entsprechender Anzahl 
an Stellen, welche den beamteten, sowie den praktischen Aersten bekannt zu 
geben sind (z. B. Apotheken), bereitgehalten und unentgeltlich abgegeben 
werden. Abdrücke der betreffenden Anweisungen zur Entnahme und Ent- 
sendung der Untersuchungsobjekte sind den Gefäßen beizugeben. 

12. Die OrtsjpolizeibehOrden der Gbrnisonorte und derjenigen Orte, welche 
im Umkreise yon 20 km yon Gamisonorten oder im Gelände für militärische 
Uebunsen gelegen sind, haben alsbald nach erlangter Kenntnis jeden ersten 
Fall emer anzeigepflichtigen übertragbaren Kranldieit in dem betreffenden 
Orte, sowie jeden in ziyüärzUicher Behandlung befindUdien Fall yon Kindbett- 
fleber, welcher in militärischen Dienstgebäuden untergebrachte Personen be- 
trifft, der Militär- oder Marinebehörde mitzuteilen. 

Ueber den weiteren Verlauf der Krankheit sind wöchentlich Zahlenüber- 
sichten der neu festgestellten Erkrankungs- und Todesfälle einzusenden. Jeder 
Mitteilung sind Angaben über die Wohnungen und die Gebäude, in wdchen 
die Erkrankungen aufgetreten sind, sowie auch über die Arbeitsstätte des 
Erkrankten beizufügen. 

Die Mitteilungen sind für Gamisonorte und für die in ihrem Umkreise 
yon 20 km gelegenen Orte an den Kommandanten oder, wo ein soldier nicht 
yorhanden ist, an den Gamisonältesten, für Orte im militärischen Uebungs- 
gelände an das Generalkommando zu richten. 

Als Gkurnisonorte gelten alle die Orte, in welchen Truppenteile oder zum 
Bereiche der Heeres- oder Marineyerwaltung gehörende sonsuge Behörden (Be- 
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§ 7. Das Staatsministeriiim ist ermfichügt, die in dem § 6, Abs. 1 des 
gegenwärtigen Gesetzes beieichneten Besimmongen ganz oder teilweise fftr 
einzelne Teile oder den ganzen ümiang der Monarchie andi auf andere als 
die daselbst aufgeführten fibertragbaren Krankheiten yorfibergehend auszu- 
dehnen, wenn und solange dieselben in epidemischer Verbreitung auftreten. 

Dritter Abschnitt. 
Sohatsmasaregeln. 
§ 8. *) Zur Verhütung der Verbreitung der nachstehend genannten Krank- 
heiten können für die Dauer der Krankheitsgefahr die Absperrungs- und Auf- 
sichtsmaßregeln der §§ 12 bis 19 und 21 des Beichsgesetzes, betreffend die 
Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten, nach MaOgabe der nachstehenden 
Bestimmungen polizeilich angeordnet werden, und zwar bei: 
1. Diphtherie (Bachenbräune) : Absonderung kranker Personen (§ 14, Abs. 2), 
jedoch mit der Maßgabe, daß die üeberführung yon Kindern in ein 
Krankenhaus oder in einen anderen geeigneten ünterkunftsraum gegen 
den Widerspruch der Eltern nicht angeordnet werden darf, wenn nach der 
Ansicht des beamteten Arztes oder des behandelnden Arztes eine aus- 

zirkskommandos, Kadetten- und andere Erziehungsanstalten, Genesungsheime 
und dergL) dauernd untergebracht sind. 

Anderseits werden die zuständigen Militär- und MarinebehOrden yon 
allen in ilirem Dienstbereiche yorkommenden Erkrankungen und TodesfiUlen 
an einer anzeif^epflichtigen Krankheit alsbald nach erltuigter Kenntnis eine 
Mitteilung an die für den Aufenthaltsort des Erkrankten zuständige Ortspolizei- 
behörde machen. Jeder Mitteilung werden Angaben über das Militärgebäude 
oder die Wolmungen, in weichen die Erkra&ungen aufgetreten sind, bei- 
gefügt werden. 

STergL auch Bekanntmachung des Beichskanzlers yom 22. Juli 1902 
1. 8.257, Min. -Erlaß yom 81. Dezember 1902, Min.-BL f. Med.-Ang. 
1908, Seite 75.) 

^) Zu f 7. Ist die Anzeigepflicht auf eine der in dem § 1 nicht auf- 
geführten übertragbaren Krankheiten für einzelne Teile oder den ganzen üm- 
utng der Monarcme ausgedehnt worden, so findet die Bestimmung zu § 4 
entsprechende Anwendung. Wegen der Art der Ermittelung und Feststellung 
der ersten Fälle wird zugleich mit der Einführung der Anzeogepflicht für diese 
Krankheiten das Erforderliche angeordnet werden. 

') Zu f 8* 1. Die in dem § 8 bei den einzelnen Krankheiten auf- 
geführten Absperrungs- und Aufsichtsmaßregeln bezeichnen yorbehaltlich der 
Bestimmung des § 9 das Höchstmaß dessen, was bei den betreffenden Krank- 
heiten im äußersten Fall polizeUich angeordnet werden darf. 

Die Polizeibehörden sollen in der Bogel nicht alle diese Maßregeln in 
jedem Falle zur Anwendung bringen, sondern sich auf diejenigen beschränken, 
welche nach Lage des Falles ausrdchend erscheinen, um eine Weiteryerbreitung 
der Krankheit zu yerhüten. Es ist yon Wichtigkeit, daß die Aerzte diese 
Gesichtspunkte bereits bei den Vorschlägen berücksichtigen, welche sie den 
Polizeibehörden machen. Soweit bei Milzbrand und Botz yeterinärpolizeiliche 
Interessen berührt werden, hat der beamtete Arzt sich mit dem beamteten 
Tierarzt ins Benelimen zu setzen. 

Bei der Auswahl der Maßregeln ist einerseits nichts zu unterlassen, was 
zur Verhütung der Ausbreitung der Krankheit notwendig ist, anderseits aber 
dafür Sorge zu tragen, daß nicht durch Anwendung einer nach Lage des Falles 
SU weit gehenden Maßregel unnötig in die persönlichen und wi^schaftlichen 
Verhältnisse der Beyölkerung eingegriffen wird, oder yermeidbare Kosten 
entstehen. 

2. Die getroffenen Anordnungen sind wieder aufzuheben: 
bezüglich der kranken Personen 

nach erfolgter Genesung, nach Üeberführung in das Krankenhaus oder 
nach dem Ableben des Kranken, in allen Fällen jedoch nur, nachdem die 
yorschriftsmäßige Schlußdesinfektion 'stattgefunden hat; CoOqIc 
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rdushende Abraderang in der Wolmng akliergeeteUt isti Yerirahn- 
beschr&BküBgen fttr das bernünaifiiga PflegeperMmal (§ 14, Abs* b\ Uebsr- 
waehong der gewerbsmWgen HersteUmig, Behmdlimg und Anfbewabmig 
sowie des Vertriebs ron Gegenständen, weldie geeignet sind, 4kd Krank- 
heit na yerbreiten, nebst den znr Verhfttong der Yerbreitang der Krank- 
heit erforderlichen Maßregeln (§ 15, Nr. 1 nnd 2), mit der Maßgabe, daß 
diese Anordnungen nur für Ortschaften mlissig sind, welche Ynrn der 
KranUieit befallen sind, Femhaltiuig ron dem Schnl- nnd XJnterrichts- 
besnche (§ 16), Desinfektion (§ 19, Abs. 1 nnd 8), Yorrichtsmaßregeln 
bezttglich der Leichen (§ 21); 

2. Genickstarre, übertragbarer: Absonderang kranker Personen (§ 14, 
Abs. 2), Desinfektion (§ 19, Abs. 1 nnd 8); 

8. Kindbett fi eher (Wochenbett-, Pnerperalfieber) : Verkehrsbeschrin- 
knngen für Hebammen nnd Wochenbettpflegerinnen (§ 14, Abs. 5), Desin- 
fektion (§ 19, Abs. 1 und 8). 

Aerzte, sowie andere die Heilknnde gewerbsmäßig betreibende Per- 
sonen haben in jedem Falle, in welchem sie zur Behandlung einer an 
Kindbettfieber Erkrankten zugezogen werden, unyerzüglich die bei der- 
selben tätige oder tätig gewesene Hebamme zu beoadirichtigen. 

bezflfflich der krankheitsyerdächtigen Personen bei Kindbettfteber, BtckfiJl- 
fieber, Typhus und Hotz, wenn sich der Verdacht als begründet nl^t 
herausgestellt hat; bei Typhus ist dies erst dann anzunehmen, wem eine 
mindestens zweimalige bakteriologische Untersuchung negatiy aus- 
gefallen ist. 

8. Im einzelnen gilt hinsichtlich der zu ergreifenden Maßregeb 
folgendes : 

I. Einer Beobachtung (§ 12 des Beichsgesetzes) kOnnen unter- 
worfen werden: 

1. kranke und krankheitsyerdächtige Personen bei KOmerkrankhdt, Bots, 
Bückfallfieber und Typhus; 

2. kranke, krankheitsyerdächtige und ansteckungsyerdächtige Personal, so- 
fern sie gewerbsmäßig ÜDzucht treiben, bei Syphilis, Tripper und Schanker; 

8. ansteckungsyerdächtige Personen bei Tollwut, d. h. solche Personen, welche 
yon einem tollen oder tollwutyerdächtigen Tiere gebissen worden sind. 

Krank im Sinne des Gesetzes sind solche Personen, bei welchen eine 
der in dem § 1 aufgeführten Krankheiten festgestellt ist; 

Krankheitsyerdächtig sind solche Personen, welche unter Br- 
scheinunffen erkrankt sind, die den Ausbruch einer der in dem § 1 aufgeführten 
Krankheiten beffirchten lassen; 

Ansteckungsyerdächtig sind solche Personen, bei welchen zwar 
Krankheitserscheinungen noch nicht yorliegen, bei denen aber infolge ihrer 
nahen Berührung mit Kranken die Besorgnis gerechtfertigt ist, daß de den 
Ansteckungsston in dch aufgenommen haben. 

Die Beobachtung hat in schonender Form und so zu geschehen, daß 
Belästigungen tunlichst yermieden werden. Sie wird, abgesehen yon den er- 
forderlichen bakteriologischen Untersuchungen, in der Bogel darauf beschrlnkt 
werden können, daß durch einen Arzt oder eine sonst geeignete Person in an- 
gemessenen Zwischenräumen Erkundigungen über den Gesundheitszustand der 
betreffenden Person eingezogen werden. Die Dauer der zulässigen Beobachtung 
ansteckun^yerdächtiger Personen richtet sich nach der Zeit, welche erfahrungs- 

gemäß zwischen der Ansteckung und dem Ausbruch der Krankheit liegt Sie 
eträgt bei Tollwut längstens ein Jahr. 

Eine yerschärfte Art der Beobachtung, yerbunden mit Beschränkungen 
in der Wahl des Aufenthalts oder der Arbdtsstätte, ist. nur solchen Personen 
gegenüber zulässig, welche obdachlos oder ohne festen Wohnsitz sind oder 
berufs- oder gewohnheitsmäßig umherziehen. 

Anschdnend gesunde Personen, welche in ihren Ausleerungen die Er- 
reger yon Diphtherie, übertragbarer G^ckstarre, Buhr oder J/Slw ms- 
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HebamiieB oier WodMnbettpfief^riiinen, welche bei einer an Eind- 
MUeber erkrankten wikrend der Entbindung oder im Wochenbette tätig 
sind, kt w&hrend der Dauer der Beech&ftigung bei der Erkrankten und 
innerhalb einer Frist von aclit Tagen nach Beendigung derselben jede 
andenrdte T&tigkeit als Hebamme oder Wochenbettspflegerin untersagt. 
Auch nach Ablauf der achttägigen Frist ist eine Wiederaufnahme der 
Titif^eit nur nach grflndlicher Beinigung und Desinfektion ilires EOrpers, 
ihrer WisdM, Kleidung und Instrumente nach Anweisung des beamteten 
Aantes gestattet Die Wiederaufnahme der Berufstitigkeit Tor Ablauf 
der aohttigigen Frist ist jedoch sulfissig, wenn der beamtete Ant dies 
fttr unbedenklich erkl&rt; 

L EOrnerkrankheit (Granulöse, Trachom): Beobachtung kranker und 
krankheiteTerdSehtiger Personen (§ 12), Meldepflicht (§ 18), Desinfektion 
(§ 19, Abs. 1 und 8); 

5. Lungen* und Kehlkopf tuber kulose: Desinfektion (§ 19, Abs. 1 
und 8); 

6u Bückfallfieber (Febris recurrens): Beobachtung Inanker Personen 
(§ 12), Meldepflicht (§ 18), Absonderung kranker Personen (§ 14, Abs. 2 
und 8), Kennxeichnung der Wohnungen und H&user (§ 14, Abs. 4), Ver- 



scheiden („Baiillentr&ger''), sind auf die Gefahr, welche sie für ihre Umgebung 
bflden« aiänerksam zu machen und zur Befolgung der erforderlichen Des- 
infeknonsmaflnahmen anzuhalten. 

n. Die B^erungsprisidenten' können in Fällen dringender (Gefahr für 
den Umfang ihres Bezirkes oder für Teile desselben im Polizeirerordnungswege 
Torschreib^, daß zur eisende Personen, sofern sie sich innerhalb einer 
der Inkubatkmszeit entsprechend zu bestimmenden Frist ror ihrer Ankunft in 
Ortschaften oder Bezirken aufgehalten haben, in welchen KOmerkrankheit, 
Bftekfallfleber oder Typhus ausgebrochen ist, nach ihrer Ankunft der Orts* 
Bolizeibehörde schriftlich oder mündlich zu melden sind (§ 18 des 
Beichsgesetzes). 

Unter zureisenden Personen sind nicht nur ortsfremde Personen, die Ton 
auaw&rts eintreffen, sondern auch ortsangehOrige Personen zu rerstehen, die 
nach Ubgerem oder kürzerem Verbleiben in einer yon der betreffenden Krank* 
heil betroffenen Ortschaft oder in einem solchen Bezirke nach Hause zurück- 
kehren. 

ni. Einer Absonderung (§ 14, Abs. 2 des Beichsgesetzes) können 
unterworfen werden: 

1. kranke Personen, und zwar: 

a) ohne Einschränkung bei übertragbarer Genickstarre, Buhr und Tollwut; 
Erwachsene auch bei Diphtherie und Scharlach; 

b) bei Diphtherie und Scharlach unterliegen auch Kinder der Absonderung, 
je^di mit der Maßgabe, daß ihre Ueberführung in ein Krankenhaus 
oder in einen anderen geeigneten Unterkunftsraum gegen den Wider- 
spruch der Eltern nicht angeordnet werden darf, wenn nach der An- 
sicht des beamteten Arztes oder des behandelnden Arztes eine aus- 
rdchende Absonderung in der Wohnung dchergestellt ist ; 

c) banke Personen, welche gewerbsmä^ Unzucht treiben, bei Syphilis, 
Tripper und Schanker. 

2. kranke und Inankheitsrerdächtige Personen bei Botz, Bückfallfleber und 
l^^us. 

Die Absonderung kranker und krankheitsyerdächUger Personen hat 
derart zu erfolgen, daß der Kranke mit anderen als den zu seiner Pflege be- 
stimmten Personen, dem Arzt oder dem Seelsorger nicht in Berührung kommt, 
und ehie Verbreitung der Krankheit tunlichst ausgeschlossen ist. Angehörigen 
und Urlnndspersonen ist, insoweit es zur Erledigung wichtiger und £ingender 
Angdegenh^ten geboten ist, der Zutritt zu dem Kranken unter Beobachtung 
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kehnbeichriDkiuigeB fttr du berafom&fiige Pflegepereonal (§ 14, Abs. 5), 
Verbot oder Beschrftnnng der Anwammlung größerer MensclMiimengeB 
(§ 15, Nr. 8), sobald die Krankheit einen epidemischen Charakter ange- 
nommen hat, üeberwachnng der Schifffahrt (§ 15, Nr. 4 und 5), Eemhaltnng 
Ton dem Schul- und ünterrichtsbesache (§ 16), B&nmnng yoa Wohnungen 
und Gebäuden (§ 18), Desinfektion (§ 19, Abs. 1 und 8); 

7. Bahr, übertragbarer (Dysenterie): Absonderung kranker Personen (§ 14, 
Abs. 2), Verbot oder Beschränkung der Ansammlung größerer Menschen- 
mengen (§ 15, Nr. 8), sobald die Krankheit einen epidemischen Charakter 
angenommen hat, Femhaltung yon dem Schul- und ünterriditsbesuche 
(§ 16), Verbot oder Beschränkung der Benutsung yon Wasseryersorgungs- 
anlagen usw. (§ 17), Bftumung yon Wohnungen und Gebäuden (§ 18), Des- 
infektion (§ 19, Abs. 1 und 8), Vorsichtsmaßregeln bezüglich der Leichen 
(§ 21); 

8. Scharlach: wie zu Nr. 1; 

9. Syphilis, Tripper und Schanker, bei Personen, weldie gewerbs- 
mäßig Unzucht treiben : Beobachtung kranker, kranheits* oder ansteekungs- 
yerdächtiger Personen (§ 12), Absonderung kranker Personen (§ 14, Abs. 2) ; 

10. Typhus (Unterleibstyphus): Beobachtung kranker Personen (§ 12), Melde- 

der erforderlichen Maßregeln gegen eine Weiteryerbreitnng der Ejrankheit 
gestattet 

Die Absonderung ist womöglich in der Behausung des Kranken durch- 
zufahren ; in Fällen aber, wo dies nach den Verhältnissen nicht möglich, ist 
durch entsprechende Vorstellungen nach Möglichkeit daftür zu sorgen, daß der 
Kranke sich freiwillig in ein geeignetes Krankenhaus tlberftthren läßt Dies 
dlt namentlich yon solchen Kranken, welche sich in engen, dicht bevölkerten 
Wohnungen, in öffentlichen Gebäuden, Schulen, Elasemea, Gefängnissen usw. 
oder in Bäumen neben Milch- und Speisewirtschaften oder auf G^öften, wdiche 
Milchlieferunffen besorgen, befinden, sowie yon Personen, welche kein besonderes 
Pflegepersoniu zur Verfügung haben, sondern yon ihren zugleich anderweitig 
in ^sprach genommenen Angehörigen gepflegt werden müssen. 

Werden auf Erfordern der Polizeibehörde in der Behausung des Kranken 
die nach dem Gutachten des beamteten Arztes zum Zwecke der Absonderung 
notwendigen Einrichtungen nicht getroffen, so kann, falls der beamtete Arzt 
es für unerläßlich und der behaaddnde Arzt es ohne Schädigung des Kranken 
für zulässig erklärt, die Ueberführung des Kranken in ein geeignetes Kranken- 
haus oder in einen anderen ffeeigneten Unterkunftsraum angeordnet werden. 

Geht die Krankheit emer wegen Buhr oder Typhus abgesonderten 
Person in Genesung über, so ist die Absonderung nicht euer aufzuheben, als 
bis sich die Stuhlentleerungen des Kranken bei zwei, durch den Zeitraum einer 
Woche yoneinander getrennten bakteriologischen Untersuchungen als frei yon 
Buhr- bezw. Typhusbazillen erwiesen haben. Ist dies jedoch nach Ablauf yon 
zehn Wochen, yom Beginn der Erkrankung ab gerechnet, noch nicht der Fall, 
so ist die Absonderung zwar aufzuheben, der Kranke aber als Bazillenträger 
zu behandeln. 

Zur Beförderung yon Personen, welche nach den Bestimmungen des Ge- 
setzes abgesondert werden können, sollen dem öffentlichen Verkehr dienende 
Beförderungsmittel (Droschken, Straßen- oder Eisenbahnwagen und dergL) in 
der Bogel nicht benutzt werden. 

Soll dennoch ein derartiger Kranker oder Krankheitsyerdächtiger aus- 
nahmsweise mit der Eisenbahn befördert werden, so darf dies yon der Polizei- 
behörde nur unter der Bedingung gestattet werden, daß der Person ein zu- 
yerlässiger Begleiter beigegeben wird. Auch hat die Polizeibehörde den 
Transport dem Bahnhofsyorstand der Abfahrts-, sowie dengeniffen der Be* 
Stimmungsstation rechtzeitig yorher unter Anjabe yon Tag und Stunde der 
Abfahrt und der Ankunft anzuzeigen. Der Bahnhofsyorstand der Absangs- 
Station hat dem Zugführer und dem Schaffner des Wagenabteils, in wächem 
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pflioht (§ 18), Abaonderang kranker Personen (§ 14, Abs. 2 und 8, Sttz 1), 
Kennseichnnng der Wohnungen und H&nser (§ 14, Abs. 4), Yerkebrs- 
beschr&nkongen fftr das bemism&fiige Pflegepersonal (§ 14, Abs. 5), üeber- 
wachnng der gewerbsmäßigen Herstellung, Behandlang und Anfbewahmng, 
sowie des Vertriebs yon Gtogenstfinden, welche geeignet sind, die Krank- 
heit in yerbreiten, nebst den zur Verhtktnng der Verbreitang der Krank- 
heit erforderlichen Mafiregeln (§ 15, Nr. 1 und 8), mit der in Nr. 1 be- 
aeichneten Maßgabe, Verbot oder Beschränkung der Ansammlung größerer 
Menschenmengen (§ 15, Nr. 8), sobald die Krankheit einen epidemischen 

die Person befördert werden solL in einer fttr dieselbe schonenden Form yon 
der Art der Erkrankung Kenntnis zu geben. 

Das. betreffende Wagenabteil und der Abort sind alsbald yorschrifts* 
m&ßig zu desinfizieren. 

Es ist schon in seuchenfreien Zeiten darauf hinzuwirken, daß wenigstens 
in den größeren Städten zur Beförderung der Kranken geeignete, außen und 
innen desinflzierbare Fuhrwerke yon Fuhrherren, Vereinen oder aus öffentlichen 
Mitteln bereit gehiJten werden. 

Dem Führer des Wagens ist nach jeder Benutzung durch einen Kranken 
seitens der Ortspolizeibehörde ein Schein über die Ausführung des Transports 
auszuhändigen, welcher binnen 24 Stunden, mit einem Ausweis über die Aus- 
führung der Desinfektion des Fuhrwerks yersehen, an die Ortspolizeibehörde 
zurückzugeben ist. 

IV. Wohnungen oder Häuser, in welchen an Bückfallfleber oder 
l^hus erkrankte Personen sich befinden, können kenntlich gemacht 
werden (§ 14, Abs. 4 des Beichsgesetzes). 

Dies hat bei Tage durch eine gelbe Tafel mit dem Namen der be- 
treffenden Krankheit, bei Nacht durch eine gelbe Laterne zu geschehen, welche 
an einer in die Augen fallenden Stdle anzubringen sind. 

Ungeachtet der Schwierigkeiten, mit welchen die erfolgreiche Durch- 
führung unter Umständen, z. B. in Großstädten, yerbunden sein mag, wird doch 
geeignetenfalls yon dieser Maßnahme, namentlich in Ortschaften mit dicht 
zusammenwohnender Beyölkerung, z. B. in Industriegebieten, Gebrauch gemacht 
werden müssen. 

V. Für das berufsmäßige Pflegepersonal können Ver- 
kehrsbeschränkungen angeordnet werden bei Diphtherie, Kindbettfieber 
Bückfallfieber, Scharlach und Typhus (§ 14, Abs. 5 des Beichsgesetzes). 

Diese Beschränkungen werden m der Bogel darin zu bestehen haben, 
daß Pflegepersonen, welche einen mit einer dieser Krankheiten behafteten 
Kranken in Pflege haben, nidit gleichzeitig eine andere Pflege übernehmen 
dürfen, daß sie während der Pflege ein waschbares Ueberkleid zu tragen, die 
Desinf ektionsyorschriften gewissenhaft zu befolgen und den Verkehr mit anderen 
Personen und in öffentlichen Lokalen tunlichst zu meiden haben. 

Geben sie die Pflege des Kranken auf, so ist ihnen zu untersagen, die 
Pflege eines anderen Kranken zu übernehmen, beyor sie sich selbst, ihre 
Wäsche und Kleidung einer gründlichen Beinigung und Desinfektion unter- 
zogen haben. 

VI. Für Ortschaften und Bezirke, welche yon Diphtherie, Milzbrand, 
Scharlach oder Typhus befallen sind, können hinsichtlich der gewerbs- 
mäßigen Herstellung, Behandlung und Aufbewahrung, sowie 
hinsichtlich des Betriebes yon Gegenständen, welche geeignet sind, die Krank- 
heit zu yerbreiten, eine gesundheitspolizeiliche Ueberwachung 
und die zur Verhütung der Verbreitung der Krankheit erforderlichen Maßregeln 
angeordnet, auch können Gegenstände der bezeichneten Art yorübergehend 
yom Gewerbebetriebe im Umherziehen ausgeschlossen werden (§ 15, Ziff. 1 
und 2 des Beichsgesetzes). 

Von den hierhergehörigen Betrieben kommen namentlich in Betracht: 
Vorkosthandiunffen, Molkereien, Milch- und Speisewirtschaften, £ß- und DeU- 
kateßwarenhanfiungen, Bäckereien, Konditoreien, sowie Lumpenhandlungen bei 
Diphtherie und Scharlach, die drei erstgenannten Betriebe auch bei Typhus, 
Abdeckereien, Bürsten- und Pinselfabriken, Gerbereien, Lumpenhandlungen, 
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Charakter angenoiimen hat, Femfaaltimg tob dem Sehal- mid üateniehts- 
besnche (§ 16), Verbot oder Beschrftakang der Benittsiiiig tob Waaser- 
yeraorgangBanlagen qbw. (§ 17), Eftnmmig tob WohmugOB uid GeUoden 
(§ 18), Desinfektion (§ 19, Abi. 1 und 8), Yor^tamaßregelB beafl^idi 
der Leichen (§ 21); 

11. Milzbrand: (Jeberwachnng der gewerbsnt&fiigen Herat^ong, Behaad- 
Inng and Anibewahrong sowie des Vertriebs tob OegeastladeB, wekhe 
geeignet sind, die Krankheit in Terbreites, nebst des lur VerhttBsg der 
Verbrdtnng der Krankheit erforderlichen Mafiregeln (§ 15, Nr. 1 und 2), 



Papierfabriken, Eoßhaarspinnereien, Schlächterelen nnd WoUsortierereieB b« 
Milzbrand. 

Mit dem Zeitpunkte, in welchem der Kranke in ein Krankenhaas Ittier- 
gef Ohrt and die Wohnung wirksam desinfiziert ist, sind die Beschr&nkungea 
unTerzttfflich wieder aufzuheben. 

Yll. Ptlr Ortschaften und Bezirke, in welchen Bückfaüfieber, Bahr oder 
Typhus aufgetreten ist, kann die Abhaltung Ton Märkten, Messet 
und anderen Veranstaltungen, welche eine Ansammlung größerer 
Menschenmengen mit sich bringen, Terboten oder beschränkt werden, sobald 
die Kruikheit einen epidemischen Charakter angenommen hat. 

Vor Erlaß derartiger Anordnungen ist sorgfältig zu prüfen, ob die 
Große der abzuwendenden Gefahr mit den damit Terbandenen wirtschaftücheB 
Nachteilen fftr die BeTOlkerang in einem entcmrechenden Verhältnisse steht 

Vni. Jugendliche Personen aus Behausungen, in welchen eine 
Erkrankung an Diphtherie, Bttckfallfieber, Buhr, Scharlach oder Typhus Tor* 

fekommen ist, müssen, soweit und solange eine Weiterrerbreituiu: der Kiank- 
eit aus diesen Behausungen durch sie zu befürchten ist, TomSchul-and 
ünterrichtsbesuche f er n geh alten werden (§ 16 des Beichsgeseties). 
Dies hat tunlichst auch bei Erkrankungen an übertragbarer (Genickstarre zu 
geschehen. 

Auch ist darauf hinzuwirken, daß der Verkehr dieser Personen mit 
anderen Kindern, insbesondere auf Öffentlichen Straßen und Plätzea, möglichst 
eingeschränkt wird. 

Von jeder Femhaltung einer Person Ton dem Schul- und ünterrichts- 
besuche hat die Polizeibehörde dem Vorsteher der Schule (Direktor, Bektor, 
Hauptlehrer, ersten Lehrer, Vorsteherin usw.) unTerzüglieh Mittähmg zn 
machen. 

Diese Bestimmungen finden auch auf Erziehungsanstalten, Kinderbewahr- 
anstalten, Spielschulen, Wartesehulen, Kindergärten, Srippen u. dgL Anwendung. 

Wenn eine im Schulhause wolmhafte Person an einer der Torbezefehnetoi 
Krankheiten erkrankt, so wird die SchulbehOroe die Schule UBTerzüclioh zn 
schließen haben, falls der Kranke nicht wirksam abgesondert werden kana. 

Kommt eine solche Krankheit in Pensionaten, KonTikten, Alumnaten, 
Internaten u. dgL zum Ausbruch, so sind die Erkrankten mit bes<mderer 84»g- 
falt abzusondern und erforderlichenfalls unTerzüfflich in ein geeignetes Krankea- 
haus oder in einen anderen |;eeigneten UnterKunftsraum überzuführen. Bei 
Diphtherie, übertragbarer Genickstarre und Scharlach ist darauf hinaawirken, 
daß diejenigen ZOglinse, welche mit Erkrankten in Berührung gewesoB siad, 
täglich mehrmals Bacnen und Nase mit einem desinfizierenden Mundwasser 
ausspülen. Auch ist denjenigen ZOglingen, welche mit DiphtheriekraBkeB In 
Berührung gekommen sind, dringend anzuraten, sich durch Einspritzung tob 
Dlphtheriehdlserum gegen die Krankheit immunisieren zu lassen. 

Während der Dauer und unmittelbar nach dem Erloschen der Krankheit 
empfiehlt es sich, daß der AnstaltSTorstand nur solche ZOglinire aus der Anstalt 
Torübergehend oder dauernd entläßt, welche nach ärztlichem Gutachten gesund, 
und in deren Absonderungen die Erreger der Krankheit bei der bakterio- 
logischen Untersuchung nicht nachgewiesen sind. 

IX. In Ortschaften, welche Ton Buhr oder Typhus befallen oder bedroht 
sind, sowie in deren Umgegend, kann die Benutzung Ton Brunaea, 
Teichen, Seen, Wasserläufen, Wasserleitungen, sowie der dm 
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mit der in Nr. 1 beieicliiieteii Maßgabe, Deeinfektioa (§ 19, Abs. 1 und 8), 
Yoraichtsmaßregeln bezflgUch der Leiehen (§ 21); 
12. Botz: Beobachtmig kranker Personen (§ 12), Absonderong kranker Per- 
sonen (§ 14, Abs. 2 nnd 8, Satz 1), Desinfektion (§ 19, Abs. 1 und 8), 
Yorsietomaßregeln bestIgHch der Leichen (§ 21); 
18. Tollwut: Beobaohtnng gebissener Personen (§ 12), Absonderung kranker 
Personen (§ 14, Abs. 2). 
Eriorankungsfalle, in welehen Verdacht von Kindbettfieber (Nr. 8), 
Btekfallileber (Nr. 6), Typhus (Nr. 10) und Botz (Nr. 12) yorliegt, sind bis 
snr Beseitigung dieses Verdachts wie die Krankheit selbst zu behandeln. 



öffentlichen Gebrauche dienenden Bade-, Schwimm-, Wasch- und 
Bedürfnisanstalten yerboten oder beschränkt werden (§ 17 des Beichs- 
gesetzes). 

Vor dem Erlaß einer solchen Anordnung ist sorgfältig zu prüfen, ob 
die betreffende Anlage ihrer Lage, Bauart und Einrichtung nach geeignet ist, 
nur Verbreitung der Krankheit beizutragen. Die Entscheidung hierüber ist 
nicht ohne yorherige Anhörung des beamteten Arztes zu treffen. In Zweifels- 
fällen ist eine bakteriologische Untersuchung zu yeranlassen. 

X. Die ffänzliche oder teilweise Bäumung yon Wohnungen und 
Gebäuden, Si denen Erkrankungen an Bückfaiufieber, Buhr oder Typhus 
yorgekonmien sind, kann, insoweit der beamtete Arzt es zur wirksamen 
BeUmpfung der Krankheit für unerläßlich erklärt, angeordnet werden. Den 
betroffenen Bewohnern ist anderweit geeignete Unterkunft unentgeltlich zu 
bieten (§ 18 des Beichsgesetzes). 

Diese einschneidende, nicht selten erhebliche Aufwendungen bedingende 
Maßregel darf nur ausnahmsweise in Fällen dringender Not, z. B. dann an- 
geordnet werden, wenn die betreffenden Wohnungen und (Gebäude so schlecht 
gehalten oder so überfüllt sind, daß sie die Bildung eines Seuchenheerdes yer- 
aalaßt haben oder b^ürchten lassen. 

XI. Für Gegenstände und Bäume, yon denen anzunehmen ist, daß sie 
mit dem Krankheitsstoffe behaftet sind, kann eine Desinfektion angeordnet 
werden, Ist die Desinfektion nicht ausführbar oder im Verhältnis zum Werte 
der Gegenstände zu kostspielig, so kann die Vernichtung angeordnet werden 
(§ 19, Abs. 1 und 8 des Beichssesetzes). 

Für die Ausführung der l)esinfektion ist die anliegende Desinfektions- 
anweisung (Anlage 5, s. 8. 198) maßgebend. 

Es empfi^t sich, in Gemeinden und weiteren Kommunalyerbänden, 
welche das Desinfektionswesen regeln, im Benehmen mit dem beamteten Arzte 
Desinfektionsordnungen zu erlassen; diese bedürfen der Genehmigung 
des Begierunffspräsidenten. 

Abffes^en yon der Wäsche, Kleidung, den persönlichen Gebrauchs- 
gegenstänaen und (außer bei KOmerkrankheit) dem Wohnzimmer des Kranken 
sind bei der Desinfektion besonders zu berücksichtigen: 
der Nasen- und Bachenschleim, sowie die Gurgelwässer bei Diphtherie, 

Genickstarre, Lungen- und Kehlkopftuberkulose und Scharlach, 
die Stuhlentlecnrungen bei Buhr und l^hus, 
der Harn bei Typhus, 

die eitrigen Absonderungen und Verbandmittel bei Kindbettfieber, Milzbrand 
und ]EU»tz. 

Es ist regelmäßig anzuordnen und sorfffältig darüber zu wachen, daß 
nicht nur nach der Genesung oder dem Tode des ^krankten eine sogenannte 
Sehlußdesinfektion stattfindet, sondern daß während der ganzen Dauer der 
Krankheit die Vorschriften der Desinfektionsanweisung über die AusftÜirung 
der Desinfektion am Krankenbett peinlich befolgt werden. Es ist 
Aulgabe der PoUzeibehttrden und der beamteten Aerzte, die BeyOlkerung hier- 
auf bei jeder sich darbietenden C^egenheit hinzuweisen. 

Die angeordneten Desinfektionsmaßnahmen sind, soweit tunlich, durch 
staatlich ffeprttfte und amtlich bestellte Desinfektoren auszuführen, jedenfalls 
aber durcn derartige sachyerständige Personen zu überwachen. 
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§ 9. Penonen, welche an KOrnerkrankheit leiden, kOBBea« wem 
de nicht glaubhaft nachweisen, daß sie sich in ärztlicher Behandlung befinden, 
zu einer soldien iwangsweise angehalten werden. 

Bei Syphilis, Tripper und Schanker kann eine zwangsweise 
Behandlung der erkrankten Personen, sofern sie gewerbsmäßig Unzucht treiben^ 
angeordnet werden, wenn dies zur wirksamen Verhütung der Ausbreitung der 
Krankheit erforderlich erscheint 

§ 10. Die Verkehrsbeschr&nkungen aus den §§ 24 und 25 des 
Beichsgesetzes, betreffend die Bekämpfung gemeingenUirlicher Krankheiten, finden 
auf KOrnerkrankheit, Bückfallfieber und Typhus mit der Maßgabe entsprechende 
Anwendung, daß das Staatsministerium ermächtigt ist, Vorschriften über die 
zu treffenden Maßnahmen zu beschließen und zu bestimmen, wann und in 
welchem Umfange dieselben in Vollzug zu setzen sind. 

§ 11. Das Staatsnünisterium ist ermächtigt, die in dem § 8 des gegen- 
wärtigen Gesetzes bezeichneten Absperrungs- und AuMchtsmaßregeln für efai- 
zelne Teile oder den ganzen Umfang der Monarchie auch auf andere in dem 
§ 8 des gegenwärtigen Gesetzes nicht genannte übertragbare Krankheiten in 
besonderen Ausnahmefällen vorübergehend auszudehnen, wenn und solange 
dieselben in epidemischer Verbreitung auftreten. 

Die auf Grund der yorstehenden Bestimmung und auf Grund der §§ 6 
und 7 ergangenen Verordnungen sind dem Landtage, wenn er yersammelt ist, 
sofort, andernfalls bei seinem nächsten Zusammentreten yorzulegen. Sie sind 
außer Kraft zu setzen, soweit der Landtag seine Zustimmung rersagt 

XU. Für die Auf bewahrung. Einsargung, Beförderung und 
Bestattung der Leichen yon Personen, welche an Diphtherie, Buhr, 
Scharlach, Typhus, Milzbrand oder Botz gestorben sind, können besondere 
Vorsichtsmaßregeln angeordnet werden (§ 21 des Beichsgesetzes). 

Als solche kommen in Betracht: 

Einhüllen der Leichen in Tücher, welche mit einer desinfizierenden 
Flüssigkeit getränkt sind, baldige Einsargung, Füllung des Sargbodens mit 
einem aufsaugenden Stoffe, baldige Schließung des Sarges, Ueberführung des 
Sarges in ein Leichenhaus oder einen anderen geeigneten Absonderungsraum, 
Verbot der Ausstellung der Leiche im Sterbenause oder im offenen Sarge, 
Beschränkung des Leichengefolges, Verbot der Leichenschmäuse, baldige 
Bestattung, Befolgung der Desiädctionsmaßregeln seitens der Leichenträger. 

Das Betreten des Serbehauses, die Begleitung der Leichen der an 
Diphtherie oder Scharlach yerstorbenen Personen durch Schulkinder und das 
Singen der Schulkinder am offenen Grabe ist zu yerbieten. 

1) Zu f 9« 1. Die zwangsweise Anhaltung zur ärztlichen 
Behandlung yon Personen, welche an Körnerkrankheit leiden, soll nur in 
Orten und Bezirken geschehen, in welchen eine planmäßige Bekämpfung der 
Kömerkrankheit stattfindet. 

Die zwangsweise Behandlung kann in öffentlichen ärztlichen Sprechstunden 
oder in einem geeigneten Krankenhause stattfinden, die Unterbringung in einem 
Krankenhause jedoch nur dann, wenn zur Heilung des Falles die Vornahme 
einer Operation erforderlich ist. Die Vornahme einer solchen ist nur mit Zu- 
stimmung des Kranken zulässig. 

Findet die Behandlung in einer öffentlichen Sprechstunde statt, so können 
die Kranken angehalten werden, sich au bestimmten Orten zu bestimmten 
Tagen und Stunden zur Untersuchung und Behandlung einzufinden. 

2. Personen, welche gewerbsmäßig Unzucht treiben, sind anzuhalten, 
sich an bestimmten Orten und zu bestimmten Tagen und Stunden zur Unte^ 
suchung einzufinden. Wird bei dieser Untersuchung festgestellt, daß sie an 
Syphilis, Tripper oder Schanker leiden, so sind sie anzuhalt^, sich 
ärztlich behandeln zu lassen. 

Es empfiehlt sich, durch Einrichtung öffentlicher ärztlicher Sprechstunden 
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Vierter Abschnitt. 
Verfahren and Behörden. 



§ 12.*) Die in dem Beichsgesetze, betreffend die Bekämpfung gemein- 
gef&hrlicher Krankheiten, und in dem gegenwärtigen Gesetze den Poüzei- 
behörden überwiesenen Obliegenheiten werden, soweit das gegenwärtige Gesetz 
nicht ein anderes bestimmt, yon den OrtspolizeibehOrden wahrgenommen. Der 
Landrat ist befngt, die Amtsverrichtongen der OrtspolizeibehOrden ftlr den 
einzelnen Fall einer übertragbaren Krankheit zu übernehmen. 

Die Zuständigkeit der LandespolizeibehOrden auf dem Gebiete der 
Senchenbekämpfong wird dorch die Bestimmnng des Abs. 1 nicht berührt. 

Gegen die Anordnungen der Polizeibehörde finden die dnrch das Landes- 
yerwaltongsgesetz gegebenen Beehtsmittel statt 

Die Anfechtung der Anordnungen hat keine aufschiebende Wirkung. 

§ 18. Beamtete Aerzte im Sinne des Beichsgesetzes, betreifend die 
Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten, und des gegenwärtigen G^etzes 
sind die Kreisärzte, die Kreisassistenzärzte, soweit sie mit der Stellyertretung 
Ton Kreisärzten beauftragt sind, sowie die mit der Wahrnehmung der kreis- 
ärztlichen Obliegenheiten beauftragten Stadtärzte in Stadtkreisen, die Hafen- 
und Quarantäneärzte in Hafenorten, außerdem die als Kommissare der Begierungs- 
präsidenten, der Oberpräsidenten oder des Ministers der Medizinalangelegen- 
heiten an Ort und Stelle entsandten Medizinalbeamten. 

Die Vorschrift des § 86, Abs. 2 des Torbezeichneten Beichsgesetzes findet 
auf die in dem § 1 des gegenwärtigen Gesetzes bezeichneten Krankheiten ent- 
sprechende Anwendung.') 



diese Behandlung möglichst zu erleichtern. KOnnen die betreffenden Personen 
nicht nachweisen, datt sie diese Sprechstunden in dem erforderlichen Umfange 
besuchen, oder besteht begründeter Verdacht, daß sie trotz ihrer Erkrankung 
weiter der gewerbsmäßigen Unzucht nachgehen, so sind sie unyerzügiich in 
ein geeignetes Krankenhaus überzuführen und aus demselben nicht zu ent- 
lassen, beyor sie geheilt sind. 

Zu § 12« 1. Die Ermittelung der Krankheit und die Ausführung der 
nach Maßgabe dieser Anweisung zu ergreifenden Schutzmaßregeln liegt, in- 
soweit dayon 

1. dem aktiyen Heere oder der aktiyen Marine angehörende Militärpersonen, 

2. Personen, welche in militärischen Dienstgebäuden oder auf den zur Kaiser- 
lichen Marine gehörigen oder yon ihr gemieteten Schiffen und Fahrzeugen 
untergebracht sind, 

8. mars<mierende oder auf dem Transporte befindliche Militarpersonen und 
Truppenteile des Heeres und der Marine sowie die Ausrttstungs- und 
Gebrauchsgegenstände derselben, 
L ausschließlich yon der Militär- oder Manneyerwaltung benutzte Grund- 
stücke und Einrichtungen 
betroffen werden, den Militär- und Marinebehörden ob. 

2. Für den Eisenbahnyerkehr sowie für Schiffahrtsbetriebe, welche im 
Anschluß an den Eisenbahnyerkehr geführt werden und der Eisenbalmaufsichts- 
behörde unterstellt sind, liegt die Ausführung der zu ergreifenden Schutz- 
maßregeln ausschließlich den Eisenbahnbehörden ob. 

') Zu f 18) Abs. 2. Sollen an Stelle der beamteten Aerzte im Falle 
ihrer Behinderung oder aus sonstigen dringenden Gründen zur Bekämpfung 
übertragbarer Krankheiten andere Aerzte zugezogen werden, so ist meine Ent- 
scheidung einzuholen. Im Falle dringender Notwendigkeit ist ein entsprechen- 
der Antrag yom Begierungspräsidenten telegraphisch zu stellen. Dabei sind 
in erster Linie solche Aerzte in Vorschlag zu bringen, welche die kreisärzt- 
liohe Prtkfnng mit Erfolg abgelegt haben. 
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Fünfter Abschnitt. 
Bntsoh&dlgiingen.') 

§ 14. Die Bestimmungen der §§ 29 bis 84-, Satz 1 des Eeichsgesetzes, 
betreffend die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankhdten, ßnäen auf die- 
jenigen Fälle entsprechende Anwendung, in welchen auf Grund der §§ 8 und 
11 des gegenwärtigen Gesetzes die Desinfektion oder Vernichtung yon Gegen- 
ständen polizeilich angeordnet worden ist Der Anspruch auf Entschädigung 
fällt jedoch weg, wenn der Antragsteller den Verlust ohne Beeinträchtigung 
des fftr ihn Und seine Familie notwendigen Unterhalts zu tragen yermag. 

§ 16. Die Festsetzung der -Entschädigungen in den Fällen der §§ 28 
bis 88 des Beichsgesetzes, betreffend die Bekämpfung gemeingefährlicher 
Krankheiten, und des § 14 des gegenwärtigen GFesetzee erfolgt durch die Orts- 
Polizeibehörde. 

Gegen die Entscheidung findet unter Ausschluß des Eechtswegs inner- 
halb einer Frist Ton einem Monate nur die Beschwerde an die Aufsichtsbehörde, 
in Berlin an den Oberpräsidenten, statt. Die Entscheidung dieser Beschwerde- 
instanz ist endgültig. 

§ 16. Die Ermittelung und Festsetzung der Entschädigungen aus § 28 
des Beichsgesetzes, betreffend die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten, 
geschieht Ton Amts wegen. 

Die Entschädigungen sind nach Ablauf jeder Woche zu zahlen. 

§ 17. Bei Gegenständen, welche auf polizeiliche Anordnung yemlchtet 
werden sollen, ist vor der Vernichtung der gemeine Wert durch SachTorständige 
abzuschätzen. 

§ 18. Sind bei einer polizeilich angeordneten und überwachten Des. 
Infektion Gegenstände derart beschädigt worden, daß dieselben zu ihrem 
bestimmungsmäßigen Gebrauche nicht weiter yerwendet werden können, so ist 
sowohl der Grad dieser Beschädigung wie der gemeine Wert der Gegenstände 
Tor ihrer Eückgabe an den Empfangsberechtigten durch Sachyerständige ab- 
zuschätzen. 

^) Zu §§ 14 bis 20. Die vorliegenden Paragraphen machen den Polizei- 
behörden ein Handeln Ton Amts wegen in zwei Fällen zur Pflicht: 

1. Wird eine der Invalid enyersicherung unterliegende Person einer mit 
Beschränkung der Wahl des Aufenthaltsortes oder der Arbeitsstätte ver- 
bundenen Beobachtung oder einer Absonderung unterworfen, weil sie an 
Aussatz, Cholera, Fleckfleber, Gelbfieber, Pest oder Pocken erkrankt oder 
der Erkrankung oder Ansteckung an einer dieser Krankheiten verdächtig 
ist, so hat die Polizeibehörde, sofern die Person nicht während der Dauer 
jener Maßregel aus öffentlichen Mitteln verpflegt wird, die ihr gebührende 
Entschädigung wegen des entgangenen Arbeitsverdienstes alsbald fest- 
zusetzen. Ein Antrag ist nicht abzuwarten. 

Die Entschädi^g beträgt für jeden Arbeitstag den dreihundertsten 
Teil des für die Invalidenversicherung maßgebenden Jfiäresarbeitsverdienstes 
(§ 34 des Invalidenversicherungsgesetzes), abzüglich des der abgesonderten 
oder beobachteten Person etwa seitens einer Krankenkasse im Sinne des 
Krankenversicherungsgesetzes gewährten gesetzlichen Krankengeldes oder 
abzüglich des von ihr trotz der polizeilichen Beschränkungen etwa er- 
zielten Arbeitsverdienstes. 

Die erfolgte Festsetzung der Entschädigung ist sowohl der ent- 
schädigungsberechtigten Person als auch derjenigen Behörde zuzustellen, 
welche den nach § 26, Abs. 2 des Gesetzes in Betracht kommendea 
zahlungspflichtigen Verband vertritt. 

2. Will die Polizeibehörde Gegenstände, von denen anzunehmen ist, daß sie 
mit dem Kiankbeitsstoff von Aussatz, Cholera, Fleckfieber, Gelbfieber, 
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§ 19. Bei den Abschätzungen gemäß den §§ 17 and 18 des gegen- 
wärtigen Gesetzes sollen die Berechtigten tunlichst gehört werden. 

§ 20. In den Fällen der §§ 17 und 18 des gegenwärtigen Gesetzes 
bedarf es der Abschätzung nicht, wenn feststeht, daß ein Entschädigungs- 
anspruch gesetzlich ausgeschlossen ist, oder wenn der Berechtigte auf eine 
Entschädigung yerzichtet hat. 

§ 21. Für jeden Kreis sollen Ton dem Ereisausschuß, in Stadtkreisen 
Ton der (Hmeindeyertretung, aus den sachyerständigen Eingesessenen des Be- 
zirkes auf die Dauer Ton drei Jahren diejenigen Personen in der erforderlichen 
Zahl bezeichnet werden, welche zu dem Amte eines Sachyerständigen zugezogen 
werden können. Als Sachyerständige können auch Frauen bezeichnet werden. 

Aus der Zahl dieser Personen hat die OrtspolizeibehOrde die Sach- 
yerständigen für den einzelnen Schätzungsfall zu ernennen. In besonderen 
Fällen ist die Ortspolizeibehörde ermächtigt, andere Sachyerständige zuzuziehen. 

Die Sachyerständigen sind yon der Polizeibehörde durch Handschlag zu 
yerpflichten. Sie yerwalten ihr Amt als Ehrenamt und haben nur Anspruch 
auf Ersatz der baren Auslagen. 

Auf das Amt der Sachyerständigen finden die Vorschriften über die 
üebernahme unbesoldeter Aemter in der Verwaltung der Gemeinden und Eom- 
munalyerbände entsprechende Anwendung. 

§ 22. Personen, bei welchen für den einzelnen Fall eine Befangenheit 
zu besorgen ist, sollen zu Sachyerst&idigen nicht ernannt werden. 

Ausgeschlossen yon der Teilnahme an der Schätzung ist jeder: 

1. in eigener Sache; 

2. in Sache seines Ehegatten, auch wenn die Ehe nicht mehr besteht; 

8. in Sachen einer Person, mit welcher er in gerader Linie oder im zweiten 
Grade der Seitenlinie yerwandt oder yerschwägert ist, auch wenn die Ehe, 
durch welche die Schwägerschaft begründet ist, nicht mehr besteht. 
Personen, welche sich nicht im Besitze der bürgerlichen Ehrenrechte 
befinden, sind unfähig, an einer Schätzung teilzunehmen. 

Pest, Pocken, Diphtherie, Genickstarre, Eindbettfieber, Eömerkrankheit, 
Lungen- oder Eehfkopftuberknlose, BücklfaUfieber, Buhr, Scharlach, Typhus, 
Hilzbrasd oder Botz behaftet sind, yemichten lassen, so hat sie ihren 

femeinen Wert yor der Vernichtung durch zwei Sachyerständige im Sinne 
er §§ 21 und 22 des Gesetzes abschätzen zu lassen. Wenn tunlich, ist 
der Eigentümer oder Inhaber der Gegenstände zuzuziehen und anzuhören. 
Die Sachyerständigen sind anzuhalten, daß sie der Polizeibehörde eine 
yon ihnen unterzeichnete Urkunde über die Schätzung zugehen lassen. 

Ebenso ist zu yerfahren, wenn bei der Desinfektion eines Gegen- 
standes, yon welchem anzunehmen war, daß er mit dem Erankheitsstoff 
einer der benannten Erankheiten behaftet sei, der Gegenstand so beschädigt 
worden ist, daß er zu seinem bestimmungsgemäßen Gebrauch nicht weiter 
yerwendet werden kann. In diesem Falle ist die Abschätzung yor der 
Bückgabe des Gegenstandes an den Empfangsberechtigten herbeizuführen. 

Die Abschätzung yemichteter oder durch Desinfektion gebrauchs- 
unfähig gewordener Gegenstände darf nur unterbleiben, wenn yon yom- 
herein feststeht, daß ein Entschädigungsanspruch ausgCEchlossen ist (ygl. 
die §§ 82 und 88 des Belchsgesetzes), oder wenn der Berechtigte auf eine 
E^tsdiädigung yerzichtet oder sich mit der Polizeibehörde über die Höhe 
des Schadenersatzes geeinigt hat 

Ein Entschädigungsanspruch ist ausgeschlossen, wenn 
a) die betreffenden Gegenstände im Eigentume des Boichs, eines Bundes- 
staats oder dner kommunalen Eörperschaft sich befinden, oder wenn 
sie trotz Verbotes ein- oder ausgeführt sind; 
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§ 2L Die Sadiveiständigen haben über die Sch&tzong eine Ton ihnen 
zu onterzdchnende ürknnge anfznnehmen nnd der OrtspolizeibehOrde zur Fest- 
stellang der Entschadigang za übersenden. 

Hat eine aasgeschlossene oder anfähige Person (§§ 22, Ab. 2 and 3) an 
der Schätzang teilgenommen, so ist die Schätzang nichtig and zu wiederholen. 
Ist die Wiederholong onaasftlhrbar, so erfolgt die Festsetzang nach freier 
Würdigang des Schadens. 

Die Entsch&digang für yemichtete oder infolge der Desinfektion be- 
schädigte Gegenstände wird nar aaf Antrag gewährt 

Der Antrag ist bei Vermeidong des Verlastes des Anspruchs binnen 
einer Frist Ton einem Monat bei der OrtspolizeibehOrde, welche die Vemichtang 
oder Desinfektion angeordnet hat, zu stellen. 

Die Frist beginnt bei yemichteten Gegenständen mit dem Zeitpunkt, in 
welchem der Entschädigangsberechtigte yon der Vemichtang Kenntnis erhalten 
hat, bei (Gegenständen, welche der Desinfektion unterworfen sind, mit der 
Wiederaashändigang. 

Bei unTerschuldeter Versäumnis der Antragsfrist kann die Ortspolizeir 
behOrde Wiedereinsetzang in den vorigen Stand gewäliren. 



§ 26. Die Kosten, welch darch die amtliche Beteiligung des beamteten 
Arztes bei der Aasführang des Beichsgesetzes, betreffend die Bekämpfang ge- 
meingefährlicher Krankheiten, sowie bei der Ausführang des gegenwärtigen 
Gesetzes entstehen, fallen der Staatskasse zar Last. Das Gleiche ist der FalL 
wenn es sich um die ärztliche Feststellung Ton Scharlach, Kömerkrankheit 
und Diphtherie handelt (§ 6, Abs. 5). 

b) der Entschädigangsberechtigte die Gegenstände oder einzelne derselben 
an sich gebracht hatte, obwohl er wußte oder den Umständen nach 
annehmen mußte, daß dieselben bereits mit dem Krankheitsstoffe 
behaftet, oder daß sie auf polizeiliche Anordnang zu desinfizieren 
waren, oder wenn er zur Desinfektion durch eine Zuwiderliandlung 
gegen seachenrechtliche Vorschriften Veranlassang gegeben hat. Ferner 
ist, wenn es sich um Diphtherie, (Genickstarre, Kindbettfieber, Körner- 
krankheit, Lungen- oder Kehlkopftaberkolose, Bückfallfieber, Bohr, 
Scharlach, Typhas, Milzbrand, Botz handelt, eine Entschädigung nicht 
zu zahlen, wenn der Beschädigte den Verlast ohne Beeinträchtigang 
des für ihn und seine Familie notwendigen Unterhalts zu tragen 
vermag. 

Ist die Schätzungsurkunde bei der Polizeibehörde eingegangen, so ist 
nichts Weiteres zu yeranlassen, falls nicht ein Antrag auf Entscliaidignng Ton 
Seiten des Eigentümers des yemichteten oder beschädigten Gegenstandes oder 
desjenigen, in dessen Gewahrsam sich derselbe yor der Vernichtung oder zur- 
zeit der Desinfektion befand, gestellt wird. Ist die Antragsfrist gewahrt, so 
erfolgt die Feststellang der Entschädigang, andernfalls Ablehnung wegen 
Fristyersäumnis. Der Bescheid ist dem Antragsteller zazustellen. 

1) Zu § 25. 

1. Als amtliche Beteiiigang gilt jede Beteiligung des beamteten Arztes, welche 
ihm durch Gesetz, Dienstanweisung oder durch Einzelauftrag der yor- 

fesetzten Dienstbehörde übertragen ist. Hierher gehört insbesondere sdne 
ätigkeit gemäß §S 6—9, 14 Abs. 2 und 3, § 18 des Beichsgesetzes and 
§ 6, Abs. l-~d, § 8 Nr. 1 und 8 des gegenwärtigen (Gesetzes. 

2. Aerzte, welche gemäß § 6, Abs. 4 des gegenwärtigen Gesetzes mit Fest- 
stellung yon Diphtherie, Körnericrankheit oder Scharlach beauftragt worden 
sind, haben gemäß § 2 der Gebührenordnung für approbierte Aerzte und 
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§ 26. Im übrigen findet die Vorschrift des § 87, Abs. 8 des Beichs- 
gesetzes, betreffend die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten, auf die- 
jenigen Fälle, in welchem die daselbst bezeichneten SchatzmaBregeln auf 
Grund der Beetimmungen des gegenwärtigen (Gesetzes angeordnet werden, mit 
der Maßgabe entsprechende Anwendung, daß die Kosten der Desinfektion und 
der besonderen Vorsichtsmaßregeln ftlr die Aufbewahrung, Einsargung, Be- 
förderung und Bestattung der Leichen nur dann aus Öffentlichen Mitteln zu 
bestreiten sind, wenn nach Feststellung der Polizeibehörde der Zahlungspflichtige 
ohne Beeinträchtigung des fftr ihn und seine Eamilie notwendigen Unterhalts 
diese Kosten nicht zu tragen yermag. Unter den gleichen Voraussetzungen 
sind die Kosten, welche durch die nach § 8 des gegenwärtigen (Gesetzes oder 
nach § 14 des yprbezeichneten Beichsgesetzes yorgesehene Absonderung in 
Krankenhäusern oder in anderen geeigneten Unterkunftsräumen entstehen, aus 
^öffentlichen Mitteln zu bestreiten, wenn die abgesonderten Personen während 
der Dauer der Absonderung nicht in einer ihre Arbeitsfähigkeit beeinträchtigen- 
den Weise erkranken. Wegen der Anfechtung der hierüber ergangenen Ent- 
scheidung findet die Vorschrift des § 16 Abs. 1 Anwendung. 

Wenn die nach dem yorbezdchneten Beichsgesetz und nach dem gegen, 
wärtigen Gesetz aus öffentlichen Mitteln zu bestreitenden Kosten und Ent- 
schädigungen einschließlich der den Sachyerständigen nach § 21 des gegen- 
wärtigen Gesetzes zu erstattenden baren Auslagen und die sonstigen Kosten 
der Ausführung der Schutzmaßregeln zur Last fallen, bestimmt sich, soweit 
das gegenwärtige (Gesetz nicht ein anderes Torschreibt, nach den Vorschriften 
des bestehenden Bechts. 

§ 27.') Uebersteigen die nach diesen Vorschriften einer Gemeinde mit 
weniger als bOOO Einwohnern zur Last fallenden Kosten in einem Etatsjahre 
6 Prozent des nach den Vorschriften des Kommunalabgabengesetzes der 

Zahnärzte Tom 15. Mai 1896 nur Anspruch auf Vergütung nach den 
niedrigsten Sätzen, da die Zahlung aus Staatsfonds erfolgt. 

Die Polizeibehörden haben die bei ihnen infolge der Zuziehung yon 
Aerzten behufs Feststellung einer dieser Krankheiten eingehenden Forderungs- 
nachweise mit einer Bescheinigung darüber, daß es sich um eine Feststellung 
im Sinne des § 6 Abs. 4 handelt, dem Landrat einzureichen. Dieser yeranlaßt 
seine Prüfung des Forderungsnachweises durch den Kreisarzt und reicht dem 
nächst die Nachweisung gesammelt in der Zeit zwischen dem 1. und 15. Tage 
jedes Kalendervierteljahres dem Begierungspräsidenten ein. 

Die Zahlung an den Arzt hat durdi die OrtspolizeibehOrde, welche ihn 
zugezogen hat, zu erfolgen. 

Ist der Vorschrift zu § 6 unter Nr. 5 zuwider yon der Ortspolizei- 
behOrde nicht der nächsterreichbare Arzt zugezogen worden, und sind hier- 
durch Mehrkosten entstanden, so hat der Begierungspräsident zu prüfen, ob 
diese Abweichung gerechtfertigt erscheint. Ist dies nicht der Pall, so ist der 
OrtspolizeibehOrde nur derjenige Betrag zu erstatten, welcher im Falle der 
Zuziehung des nächsterreichbaren Arztes entstanden sein würde. 

Zu § 27. I. Will eine Gemeinde wegen der ihr in einem Etatsjahre 
erwachsenen Kosten einen Erstattungsanspruch auf Grund dieser Vorschrift 
erheben, so hat alsbald nach Ablauf dieses Etatsjahres der Gemeindeyorstand 
eine Nachweisung an den Vorsitzenden des Kreisausschusses einzureichen, aus 
welcher sich ergibt: 

1. die Einwohnerzahl, berechnet nach der letzten Volkszählung; 

2. die Art und Hohe der hierher gehörigen Kosten; dabei ist streng darauf 
zu achten, daß nur die nach §§ 26 und 27 des Gesetzes den Gemeinden 
zur Last fallenden Kosten AuSiahme finden, nicht aber die aus § 29 
ihnen erwachsenden oder solche Kosten^ welche andern Trägern rechtlich 
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Gemeindebestenening sm gronde zu legenden VeranlagongssollB an Staate« 
einkommenstener einschließlich der fingierten Normalstenersätze (§ 88 dei 
Kommunalabgabengesetzes, § 74 des Einkommensteuergesetzes), so ist der 
Mehrbetrag der (Gemeinde auf ihren Antrag zu zwei Dritteln Tom Kreise zu 
erstatten. 

Die Erstattung findet jedoch nur dann statt, wenn entweder der Bedarf 
an direkten Gemeindesteaem einschließlich der in Geld zu yeransehlagenden 
Natnraldienste mehr als das Einandeinhalbfache des seiner Verteilong zia 
gronde zu legenden Veranlagungssolls an Einkommensteuer (einschließlich der 
fingierten Normalsteuersätze) und Bealsteuem betrug, oder wenn diese Be- 
lastungsgrenze durch die geforderte Leistung ttberschritten wird. Liegt die 

8. die in der Gemeinde umlagefähigen SoUbeträge an Einkommensteuer, 
einschließlich der fingierten Normalsteuersätze, sowie an Grund-, (Gebäude-, 
Gewerbe- und Betriebssteuer; 

4. das etatsmäßige direkte Gemeindesteuersoll — d. h. der ziffernmäßige 
Betrag der Zuschläge zur Einkommen-, Grund-, Gebäude-, Gewerbe- und 
Betriebssteuer bezw. der yeranlagten besonderen direkten Gemeindesteuern ; 

5. die Art, der Umfang und der Geldwert der Naturaldienste, welche etats- 
mäßig oder nach den Gkmeindebesdidussen zu leisten waren; 

6. falls die Schulabgaben nicht bereits in den allgemdnen Gemeindeabgabea 
enthalten, sondern als Sozietätslasten erhoben worden sind, die Hohe der 
etatsmäßigen Schulabgaben. 

Die Angabe zu 2 ist durch die betreffenden Bechnungsbeläge, dia An- 
gaben zu 8— 6 durch den (>emeindehaushaltsetat bezw. SchuUiaushaltsetat des 
Jahres, in welchem die Kosten entstanden sind, sowie durch eine Bescheinigung 
des Gemeindeyorstandes, daß die Anforderung an Gemeindesteuern, Natural- 
dlensten und gegebenenfalls Schulabgaben in der angegebenen Hohe bezw. 
Bewertung ftlr das genannte Jahr tatsächlich erfolgt ist, zu belegen. 

IL Ffir einen Gutsbezirk, welcher einen entsprechenden Erstattungs- 
antrag stellen wüL hat der Gutsvorsteher gleichfalls alsbald nach Ablauf des 
betreffenden Etatsjahres eine Nachweisung an den Vorsitzenden des Kreis- 
ausschusses einzureichen, aus welcher sich ergibt: 

1. die Höhe der hierhergehOngen Kosten (ygl. unter I, 2); 

2. die Hohe der Einkommensteuer und Ergänzungssteuer sowie der staatlich 
yeranlagten Bealsteuem des Besitzers des Gutsbezirks; 

8. die Höhe der Kreis- und Amtsabgaben, zu welchen der Besitzer heran- 
gezogen worden ist; 

4. Die Höhe der kommunalen Aufwendungen des Gutsbesitzes für Yolka- 
schule, Armen- und Wegewesen, einsdüiälich der gesondert nachzuweisen- 
den und zu schätzenden Naturallasten ; 

5. im Falle des Bestehens statutarischer Bestimmungen ttber die Beteiligung 
yon Gutsinsassen an den Kosten der Seuchenpolizei (§ 28 des gegen- 
wärtigen Gesetzes) die Höhe dieser Beiträge sowie die Belastung der Guts- 
insassen mit Armen- (§ 8 Abs. 2 des Gesetzes yom 8. März 1871 — G.S. 
S. 130 — ), Schul-, Kreis- und Proyinziallasten. 

Die Angaben zu 1 sind durch die Bechnungsbeläge, die Angaben zu 2 
und 8 durch die Veranlagungsschreiben, diejenigen zu 5 durch die Einnahme- 
beläge zu begründen, die sonstigen Angaben sind yon dem Gutsyorsteher, und 
wenn dieser selbst der Gutsbesitzer ist, yon seinem Stellyertreter, als der Wahr- 
heit entsprechend zu bescheinigen. Alle Angaben haben sich auf dasjenige 
Etatsjahr zu beziehen, in welchem die Kosten (zu I) entstanden sind. 

III. Nach Prüfung der Unterlagen hat der Vorsitzende des E^reis- 
ausschusses das Weitere bezüglich der Herbeiführung eines Beschlusses über 
die teilweise Erstattung der Kosten durch den Kreis zu yeranlassen. Dabei 
hat im Falle eines yon einem Gutsbezirk ausgehenden Antrages tunlichst eine 
entsprechende Anwendung der Abs. 1 und 2 des § 27 zu erfolgen. 

IV. Ist eine Erstattung seitens des Kreises an eine Stadt- oder Laad- 
gemeinde erfolgt, so reicht der Vorsitzende des Kreisausschusses die gesamten 
Unterlagen an den Begierungspräsidenten mit dem Antrage auf Entattung 
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ünterhaltong der öffentlichen Volksschiilen besonderen Schnlsozietäten ob, so 
sind die von den Angehörigen der Gemeinde an diese Sozietäten entrichteten 
baren Abgaben dem Gemeindestenerbedarfe lünzozorechnen. 

Den Kreisen ist die Hälfte der in Gemäßheit der yorstehenden Vorschrift 
geleisteten Ausgaben yom Staate zu erstatten. 

Streitigkeiten zwischen den Gemeinden und den Kreisen ttber die zu 
erstattenden Beträge unterliegen der Entscheidung im Verwaltungsstreit- 
yerfahren. Zuständig in erster Instanz ist der Bezirksausschuß, in zweiter das 
Oberyerwallungsgericht. 

Den Gutsbezirken kann im Falle ihrer Leistnngsunfähigkeit ein ent- 
sprechender Teil der aufgewendeten Kosten yom Kreise erstattet werden. Dem 
Kreise ist die Hälfte der demgemäß geleisteten Ausgaben yom Staate zu erstatten. 

§ 28. Steht ein GKitsbezirk nicht ausschließlich im Eigentume des 
Gutsbesitzers, so ist auf dessen Antrag ein Statut zu erlassen, welches die 
Aufbringung der durch das Beichsgesetz, betreffend die Bekämpfung gemein- 
gefährlicher Krankheiten, und das gegenwärtige Gesetz entstehenden Kosten 
anderweit regelt und den mitheranzuziehenden Grundbesitzern oder Einwohnern 
eine entsprechende Beteiligung bei der Beschlußfassung Uber die Ausführung 
der erforderlichen Leistungen einräumt. 

Das Statut wird nach Anhörung der Beteiligten durch den Kreisaus- 
schuß festgestellt und muß hinsichtlich der Beitragspflicht den gesetzlichen 
Bestimmungen ttber die Verteilung der Kommunallasten in den ländlichen 
Gemeinden folgen. Dasselbe unterliegt der Bestätigung des Bezirksausschusses. 

§ 29. Die Gemeinden sind yerpflichtet, diejenigen Einrichtungen, welche 
zur Bekämpfung der ttbertragbaren (§ 1, Abs. 1) Krankheiten notwendig sindt 
zu tragen und fttr deren ordnungsmäßige Unterhaltung zu sorgen. 



der Hälfte der gezahlten Summe ein. Der Eegierungspräsident hat dem An- 
trage stattzugeben, soweit eine genaue Prüfung der Unterlagen die Berechtigung 
der yom Kreise gezahlten Erstattungssumme ergibt. 

Wird gegen einen Kreis yon einer Gemeinde Klage im Verwaltnngs- 
streityerfahren gemäß Abs. 4 des § 27 erhoben, so hat der Kreis die Beiladung 
des Begierungspräsidenten als Vertreter des Fiskus zu beantragen. Sollte der 
Kreis dies yersäumen, so wird sich die Beiladung yon Amtswegen gemäß § 70 
des Landesyerwaltungsgesetzes empfehlen. Ist die Zahlungspflicht des Kreises 
nach Beiladung des Begierungspräsidenten durch rechtskräftiges Urteil fest- 
gestellt, so genügt lediglich die Vorlegung einer mit der Bescheinigung der 
Bechtskraft yersehenen UrteUsausfertigung. In diesem Falle hat die Er- 
stattung der Hälfte der im Urteil festgestellten Summe ohne weiteres zu 
erfolgen. 

V. Hat ein Kreis einem Gutsbezirk auf Grund des § 87 Abs. 5 eine 
Zahlung geleistet, so ist dem Antrage auf Erstattung der Hälfte ein ein- 
gehender Nachweis darüber beizufügen, daß der Gutsbezirk tatsächlich leistungs- 
unfähig ist, und daß sich die Beihilfe in denjenigen Grenzen gehalten hat, 
innerhalb deren ein Erstattungsanspruch seitens einer Landgemeinde unter 
6000 Einwohnern nach den Vorschriften des § 27 Abs. 1 besteht. Nur insoweit 
diese Nachweise als erbracht zu erachten sind, hat der Begierungspräsident 
dem Erstattungsantrage stattzugeben. 

1) Zu § 29. ^richtungen im Sinne des § 29 sind lediglich solche, 
welche zur Durdiführung der in dem § 8 des gegenwärtigen Gesetzes in Ver- 
bindung'^'mit den §§ 12 — 19 und 21 des Beichsgesetzes yorgesehenen Schatz- 
maßregeln erforderlich sind, also insbesondere; Beobachtungs- und Ab- 
sonderungsräume, Unterkunftsstätten für Kranke, Desinfektionsapparate, 
Beförderungsmittel für Kranke und Verstorbene, Bäume zur Aufbewahrung 
yon Leichen und Beerdigungsplätze, sei es, daß diese Einrichtungen dauernd 
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Die Kreise sind belogt, diese Emrichtnngeii an Stelle der Gtomeindai 
zu treffen und zu nnterhalten. 

§ dO. Die Anordnong zur Beschaffnng der im § 29 bezeichneten £än- 
richtUDgen erläßt die KommnnalaafBichtBbehOrde. 

Gtegen die Anordnnng findet innerhalb zwei Wochen die Beechwerde 
ond zwar bei Landgemeinden an den Ereisansschnß, in den HohenzoUemBchoi 
Landen an den Amtsaasschofi, bei Stadtgraieinden an den Bezirksansschoß nnd 
mit Ansnahme der HohenzoUernschen Lande in weiterer Instanz an den Pro- 
yinzialrat statt. Wird die Beschwerde auf die Behauptung mangelnder 
Leistungsi&higkeit zur Ausführung der Anordnung gestützt, so ist auch über 
die Hohe der Ton der Gemeinde zu gewährenden Leistung zu beschließen. 
Gegen die Entscheidung des Proyinzialrats, in den HohenzoUernschen Landen 
gegen die Entscheidung des Bezirksausschusses, steht den Parteien die Klage 
im Verwaltungsstreitverfahren innerhalb derselben Frist beim Oberyerwaltnngs- 
gericht zu. Aul diese Klage findet die Vorschrift des § 127 Abs. 8 des 
Gesetzes über die allgemeine Landesyerwaltung yom 80. Juli 1888 entsprechende 
Anwendung. Sofern die Proyinz an den Kosten teilzunehmen hat, steht die 
Beschwerde beziehungsweise Klage auch der ProTinzialyerwaltung zu. 

§ 81.') Beicht die im Beschlußyerfahren festgesetzte Leistung der Go- 



sel es, daß sie nur yorübergehend für die Dauer einer Krankheitsgefahr ge- 
troffen werden. Nicht dagegen gehören hierher die der regelmäßigen Kranken- 
pflege dienenden oder die im § 85 des Beichgesetzes aufgeführten Mnrichtung^ 
zur allgemeinen Verbesserung der hygienischen Verhältnisse (Versorgung mit 
Trink- oder Wirtschaftswasser, Fortschaffung der Abfallstoffe). 

Da die Einrichtungen im Sinne des § 29 für einzelne kleinere Gemeinden 
unyerhältnismäßig hohe Aufwendungen eiiordem würden und vielfach unbe- 
schadet ihrer W&ksamkeit für eine größere Anzahl yon (Gemeinden zusammen 
getroffen werden kOnnen, so wird es in der Begel zweckmäßig sein, daß ent- 
weder nach Maßgabe der bestehenden Vorschriften Zweckyerbände zu diesem 
Behufe gebildet werden, oder daß die Kreise yon der in Abs. 2 ausdrücklich 
anerkannten Befugnis Gebrauch machen, wie dies bereits bisher in weitem 
Umfange geschehen ist. 

Wegen der Bereitstellung yon Baracken durch den Preußischen Landes- 
yerein yom Boten Kreuz bei Epidemien yon Aussatz, Cholera, Fleckfieber, 
Gelbfieber, Pest, Pocken, Diphtherie, KOmerkrankheit, Buhr, Scharlach und 
Typhus yerweise ich auf die zufolge des Ministerialerlasses yom 25. März 1905 
(Min.-BL f. Med.-Ang. S. 175 ff.) hierüber abgeschlossenen Verträge. 

^) Zu § 80» Die KommuniüaufsichtsbehOrden haben beizeiten dafür 
Sorge zu tragen, daß der Bedarf an ünterkunftsräumen, Aerzten, Pflegepersonal, 
Arznei-, Desinfektions- und Beförderungsmitteln für Kranke und Verstorbene 
durch freiwillige Beschaffnng seitens der Kommunalyerbände, namentlich dw 
Kreise, sichergestellt wird. 

In größeren Ortschaften ist auf die Errichtung yon Öffentlichen Des- 
infektionsanstalten, in welchen die Anwendung yon Wasserdampf als Des- 
infektionsmittel erfolgen kann, hinzuwirken, sofern solche Anstalten nidit 
bereits in genügender Anzahl yorhanden sind. 

Die Ausbildung eines geschulten Desinfektionspersonals ist ebenfalls 
rechtzeitig yorzubereiten. 

Wird ein Einyerständnis mit dem Kreise oder mit der Gemeinde nicht 
erzielt, so hat die Aufsichtsbehörde die Anordnung gemäß S 80 auf das Maß 
des unbedingt Erforderlichen zu beschränken und dabei in ihrer An- 
forderung nicht weiter zu gehen, als nach ihrem pflichtmäßigen Ermessen die 
Gemeinde yermOge ihrer Finanzkraft zu leisten yermag. 

*) Zu § 81» Ist im Beschlußyerfahren eine Einrichtung zur Bekämpfung 
übertragbarer Krankheiten, deren Beschaffung die KommunalaufsichtsbehOrde 
angeordnet hat, als nOtig anerkannt, andererseits aber die Leistungs^igkeit 
der Gemeinde yerneint, oder deren Leistung niedriger bemessen worden, als 
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meinde nicht zur Ausffthrong der angeordneten Einrichtnng ans, so trägt, 
sofern die EommiinalanMchtsbehOrde ihre Anordnung aufrecht hftlt, die Provinz 
die Mehrkosten. Die Hälfte derselben ist Tom Staate zu erstatten. 

§ 82. ') Bei dringender Gefahr im Verzage kann die Eoimnanalaafsichts- 
behl^rde nach AnhOrong der KommanalbehOrde die Anordnnng zor DarchfOhrong 
bringen, bevor das Verfahren nach § 80 eingeleitet oder zum Abschlösse 
gebracht ist Die Kosten der Einrichtong trägt in diesem Falle der Staat, 
sofern die Anordnung der KommunalaufsichtsbehOrde aufgehoben wird. 

Beicht die im Beschlußyerfahren festgesetzte Leistung zur Deckung der 
Kosten nicht aus, so greift die Bestimmung des § 81 Platz. 

§ 88. ünbertthrt bleibt die Verpflichtung des Staates, diejenigen Kosten 
zu tragen, welche durch landespolizeiliche Maßnahmen zur Bekämpfung über- 
tragbarer Krankheiten entstehen. 



§ 84. Mit Gefängnis bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 
sechshundert Mark wird bestraft: 

1. wer wissentlich bewegliehe Gegenstände, fftr welche auf Grund der §§ 8 
und 11 des gegenwärtigen Gesetzes eine Desinfektion polizeilich an- 
geordnet war, Tor Ausführung der angeordneten Desinfektion in Gebrauch 
nimmt, an andere überläßt oder sonst in Verkehr bringt; 

2. wer wissentlich Kleidungsstücke, Leibwäsche, Bettzeug oder sonstige 
bewegliche Gegenstände, welche Ton Personen, die an Diphtherie, Genick- 
starre, Kindbettfleber, Lungen- und Kehlkopfstuberkulose, Bückfallfleber« 
Euhr, Scharlach, Typhus, Milsbrand und Botz litten, während der Er- 
krankung gebraucht oder bei deren Behandlung und Pflege benutzt worden 
sind, in Gebrauch nimmt, an andere überläßt oder sonst in Verkehr bringt, 
bevor sie den yon dem Minister der Medizinalangelegenheiten erlassenen 
Besimmungen entsprechend desinfiziert worden sind; 

8. wer wissentlich Fahrzeuge oder sonstige Gerätschaften, welche zur Be- 
förderung Yon Kranken oder Verstorbenen der in Nr. 2 bezeichneten Art 
gedient haben, vor Ausführung der polizeilich angeordneten Desinfektion 
benutzt oder anderen zur Benutzung überläßt. 
Mit Geldstrafe bis zu einhundertandfünfzig Mark oder mit Haft wird 
bestraft: 

1. wer die ihm nach den §§ 1 bis 8 oder nach den auf Grund des § 5 des 
gegenwärtigen Gesetzes von dem Staatsministerium erlassenen Vorschriften 
obliegende Anzeige schnldhaft unterläßt. Die Strafverfolgung tritt nicht 
ein, wenn die Anzeige, obwohl nicht von den zunächst Verpflichteten) 
doch rechtzeitig gemacht worden ist; 

2. wer bei den in dem § 6, Abs. 1 des gegenwärtigen Gesetzes aufgeführten 

daß damit die Anordnung durchgeführt werden könnte, so hat die Kommunale 
aufsichtsbehörde vor weiterer Veranlassung jedesmal an mich zu berichten. 

^) Zu § 82. Von der Befugnis zur sofortigen Durchführung einer An- 
ordnung, welcher eine Gemeinde auch nach erneuter, angemessen befristeter 
Anhörung Folge zu leisten sich weigert, ist nur dann Gebrauch zu machen, 
wenn von der Unterlassung eine unmittelbare dringende Gefahr für das 
Öffentliche Wohl zu besorgen ist. 

Auch In solchen Fällen ist, wenn tunlich, vorgängig an mich zu berichten. 
Ist dies nach Lage der Verhältnisse nicht angängig, so ist mir jedesmal sofort 
unter Darlegung des Sachverhalts Anzeige zu erstatten. 
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Krankheiten sowie in den Fällen des § 7 dem beamteten Arzte den Zu- 
tritt zu dem Kranken oder zur Leiche oder die Vornahme der erforder- 
lichen Untersuchungen yerweigert; 

3. wer bei den übertragbaren Krankheiten, aal welche die Bestimmungen 
des § 7, Abs. 8 des Beiehsgesetzes, betreffend die Bekämpfung gemein- 
gefährlicher Krankheiten, ftlr anwendbar erklärt worden sind (§§ 6, 
Abs. 1, 7 des gegenwärtigen Gesetzes), diesen Bestimmungen zuwider 
über die daselbst bezeichneten Umstände dem beamteten Arzte oder der 
zuständigen Behörde die Auskunft yerweigert oder wissentlich nnrichüge 
Angaben macht; 

4. wer den auf Grund der §§ 8 und 11 des gegenwärtigen Gesetzes in Ver- 
bindung mit § 18 des yorbezeichneten Beiehsgesetzes über die Melde- 
pflicht erlassenen Anordnungen zuwiderhandelt. 

§ 86. Mit Geldstrafe bis zu einhundertundfttnfzig Mark oder mit Haft 
wird, sofern nicht nach den bestehenden gesetzlichen Bestimmungen eine höhere 
Strafe verwirkt ist, bestraft: 

1. wer bei den in dem § 6, Abs. 1 des gegenwärtigen C^etzes bezeichneten 
Krankheiten sowie in den Fällen des § 7 den nach § 9 des Beiehsgesetzes, 
betreffend die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten, yon dem 
beamteten Arzte oder dem Vorsteher der Ortschaft getroffenen vorläufigen 
Anordnungen oder den nach § 10 des yorbezeichneten Beiehsgesetzes yon 
der zuständigen Behörde erlassenen Anordnungen zuwiderhandelt; 

2. wer bei den in dem § 8 des gegenwärtigen Gesetzes aufgeführten Krank- 
heiten sowie in den Fällen des § 11 den nach § 12, § 14, Abs. 6, §§ 15, 
17, 19 und 21 des yorbezeichneten Beiehsgesetzes getroffenen polizeilichen 
Anordnungen zuwiderhandelt ; 

8. wer bei den in dem § 10 des gegenwärtigen Gesetzes aufgeführtai Krank- 
heiten den nach § 24 des yorbezeichneten Beiehsgesetzes erlassenen Vor- 
schriften zuwiderhandelt; 

4. Aerzte sowie andere die Heilkunde gewerbsmäßig betreibende Personen, 
Hebammen oder Wochenbettpflegerinnen, welche den Vorschriften in dem 
§ 8 Nr. 8, Abs. 2 und 8 des gegenwärtigen Gesetzes zuwiderhandeln. 



§ 87. Mit dem Zeitpunkte des Inkrafttretens des gegenwärtigen Gesetzes 
werden die zurzeit bestehenden gesetzlichen Bestimmungen über die Bekämpfung 
ansteckender Krankheiten aufgehoben. 

Insbesondere treten die Vorschriften des Begulatiys yom 8. August 1885 
(Gesetz - Samml. S. 280, jedoch unbeschadet der Bestimmung des § 10, Abs. 8 
des Gesetzes, betreffend die Dienststellung des Kreisarztes und die Bildung 
yon Gesundheitskommissionen, yom 16. September 1899 (Gesetz-SammL 8. 178), 
über die Belassung der Sanitätskommissionen in größeren Städten, außer Kraft 

Unberührt bleiben auch die Vorschriften des § 55 des Begulatiys sowie 
die sonst bestehenden gesetzlichen Vorschriften über Zwangsimpfungen bei dem 
Ausbruch einer Pockenepidemie. 

Diejenigen Vorschriften des gegenwärtigen Gesetzes, welche sich auf Genick- 
starre beziehen, treten mit dem Tage der Verkündigung dieses Gesetzes in Kraft 

Im übrigen wird der Zeitpunkt des Inkrafttretens des ge^^ärtigen 
Gesetzes durch Königliche Verordnung bestimmt 
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Der Minister der Medizinalangelegenheiten erläßt, and zwar, soweit der 
Geschäftsbereich anderer Minister beteiligt ist, im Einvernehmen mit diesen, 
die zur Aosltthrung des Gesetzes erforderlichen Bestimmungen. 



Anlage !• 

AnMige eines Falles yon 
1. Aussatz (Lepra) oder Aussatz verdacht. — 2. Biß Verletzung 
durch ein tolles oder tollwutverdächtiges Tier. — 3. Cholera (asiatische) oder 
Choleraverdacht. — 4. Diphtherie (Bachenbräune). — 5. Fleckfieber 
(Flecktyphus) oder Fleckfieberverdacht — Fleisch-, Fisch- oder 
Wurstvergiftung. — 7. Gelbfieber oder Gelbfieberverdacht. — 
8. Genickstare, ttbertragbare. — 9. Xindbettfieber (Wochenbett — 
Puerperalfieber). — 10. Eörnerkrankheit (Granulöse, Trachom). — ILLunsen- 
nnd Kehlkopf tuberkulöse (nur bei Todesfällen). — 12. Milzbrand.— 
18. Pest (orientalische Beulenpest) oder Pestverdacht. — 14. Pocken 
(Blattern) oder Pocken verdacht — 15. Botz. — 16. Bückfallfieber 
(Febrls recurrens). — 17. Buh r, übertragbare (Dysenterie). — 18. Scharlach 
(Scharlachfieber). — 19. Tollwut (Lyssa).— 20. Trichinose. — 21. Typhus 
(Unterleibstyphus). 

• (Das Zatreffende ist zu unterstreichen.) 

Ort der Erkrankung 

Wohnung, (Straße, Hausnummer, Stockwerk) des Erkrankten: 

Familienname : 

Geschlecht: m&tinlich, weiblich. (Zutreffendes ist zu unterstreichen). 
Alter: 

Stand oder Gewerbe: 

Stelle der Beschäftigung: 

Tag der Erkrankung: 

Tag des Todes: 

Sind schulpflichtige Kinder in dem Hausstande vorhanden? 

Name und Wohnung des behandelnden Arztes : 

Bemerkungen (insbesondere auch ob, wann und woher zugereist): 

, den .ten 19 . . 

(Unterschrift) 



Anlage 2. 



Liste der Fälle von 

(Smme der Krankheit.) 



1. 


2. 


8. 


4. 


i 6. rem 7. 


8.|9.|l0. 


11. 1 


12. 


Ort 
der Er- 
krankung 


Wohnung 
(Straße, 
Haus- 
nummer, 
Stock- 
werk) 


Des Erkrankten 


Tag 


JName und Wohn- 
ort des be- 
handelnden Arztes 


Bemerkungen 
(ob, wann and 

"woher zage- 
reist ;bekterio- 
logiich fest- 
gestellt, wann 
und TOn wem ; 

Infektion 
durch MUch, 
Wasser 

o. dgl. m.) 


Fa- 
milien- 
name 


Ge- 
schlecht 


Alter 
Jahre 


Stand oder 
Gewerbe 


® ^ 

w o 


der Erkrankung 


Ider Anzeige 


1 des Todes | 


1 männl. 


1 weibl. 1 
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Anlage S, 

ttber 

die im Kreise 

in der Woche vom bis .... 19 . . 

amtlich gemeldeten FftUe 
Yon Übertragbaren Eranlcheiten. 



Ortschaften 


1. 
< 


2. 

fl A ^ 
S 2 £ 

m 

Iis 


Cholera 5» 


4. 

1 

1 


6. 

M 

1 


6. 

•s 

1 


Genickstarre 
(übertragbar) • 


Eindbettfieber oo 


9. 

1 

e 

M 


10. 

«1 


E. 


T. 


E. 


T. 


E. 


Tj 


E. 


T. 


e.|t. 


E. T. 


e|t. 


e.|t. 


E. 


T. 




1 








II 1 II 1 


1 


1 1 ll 1 


1 





11. 


12. 


18. 


14. 


16. 


16. 


17. 


18. 


19. 


20. 


2t 


s 




1 


( 


1 
& 




Botz 


i 




Bnhr 
(übertragbar) 


Scharlach 


Tollwut 


s 

B 

1 
1 

IS 
p 








E.I 


T. 


E. 


T. 


E. 


T. 


e.|t. 


E. 


T. 


b.|t. 


E. 


T. 


e.|t. 


E. T. 


E. 


T. 


E.|T. 


1 


1 


1 


1 


1 1 


1 






1 


1 






1 
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Naohwelsimg 
über 

die im Begierungsbezirk 

in der Woche yom bis 

amtlich gemeldeten Fälle 
von übertragbaren Krankheiten. 
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Kreise 



Aussatz 



Ort E. T 



2. 

Bißyer- 
letzungen 

durch 
toUwut- 
verdäch- 
tige Tiere 



3. 



Cholera 



Diph- 
therie 



Ort I E.|T.|| Ort | E.|T. Ort | E.|T. | Ort | E.|T.| Ort |E.|T. 



Fleck- 
fieber 



Gelb- 
fieber 



I I I 
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7. 


8. 


9. 


10. 


11. 


12. 




13. 




(Genick- 
starre 
(über- 
tragbar) 


Eind- 
bett- 
fieber 


E9mer- 
krank- 
heit 


Lungen- 
ond Kehl- 
kopfs- 
taberku- 
lose 


Milzbrand 


Pest 




Pocken 


Ort 


e.|t. 


Ort|B.|T. 


Ort 


E. 


Ort 


T. 


Ort 


e.!t. 


Ort 


E. 


T. 


Ort 


E. 


T. 




1 


1 1 



























14. 
Botz 


16. 

BückfaU- 
fieber 


16. 

Bohr 
(übertrag- 
bar) 


17. 
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Anlage 6. 

DeeinfekUonsanvelsimg.') 
1« DeslnfektioiismitteL 

1. Terdflnntes Kresolwasser (2^6prozentig). Zur Herstellung werden 
entweder 50 ccm EresolseifenlOsung (Liquor CresoU saponatus des Arzneibuchs 
für das Deutsche Boich) oder V> Liter Eresolwasser (Aqua cresolica d. A. B. 
1 d« D. B.) mit Wasser zu 1 Liter Desinfektionsflüssigkeit aufgefüllt und gut 
durchgemischt. 

2. KarbolsIurelSsung (etwa Bprozentig). 80 ccm yerflüssigte Earbol- 
sSure (Acidum carbolicum liquefactum d. A. B. f. d. D. B.) werden mit Wasser 
zu 1 Liter Desinfektionsflüssigkeit aufgefüllt und gut durchgemischt. 

8. SublimatlQsiuig (Vio prozentig). Zur Herstellung werden Ton den 
käuflichen rosa gefärbten Sublimatpastillen (Pastilli hydrargyri bichlorati 
d. A. B. 1 d. D. B.) entweder eine Pastille zu 1 g oder zwei zu je ^/s g in 
1 Liter Wasser auigelöst 

4« Ealkmlleh. Erisch gebrannter Ealk wird unzerkleinert in ein ge- 
räumiges Gefäß gelegt und mit Wasser (etwa der halben Menge des Ealkes) 
glddbmäßig besprengt; er zerfäUt hierbei unter starker Erwärmung und unter 
Aufblähen zu AalkpulTer. 

Die Ealkmilch wird bereitet, indem zu je 1 Liter Ealkpulyer alimählich 
unter stetem Bühren 8 Liter Wasser hinzugesetzt werden. 

Falls frich gebrannter Ealk nicht zur Verfügung steht, kann die Ealk- 
milch auch durch Anrühren yon je 1 Liter gelöschten Ealkes, wie er s. B. in 
einer Ealkgrube Torhanden ist, mit 8 Litern Wasser bereitet werden. Jedoch 
ist darauf zu achten, daß in diesen Fällen die oberste, durch den Einfluß der 
Luft veränderte Ealkmilch vorher beseitigt wird. 



^) Diese Desinfektionsanweisung ist dazu bestimmt, als Grundlage für 
die Audührung der Desinfektionen im aUgemeinen zu dienen. Die spezielle 
Handhabung des Desinfektionswesens ist bei den einzelnen Erankheiten yer- 
schieden und ergibt sich aus den Desinfektionsanweisungen, welche den Sonder- 
anweisungen für die Bekämpfung dieser Erankheiten beigegeben sind. 
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Die Kalkmilch ist Tor dem Gebrauch nmziischtttteln oder nmzarühren. 

5. Chlorkalkmilch wird ans Chlorkalk (Calcaria chlorata des A. B. 1 d. 
D, B.)} der in dicht geschlossenen Gefäßen vor Licht geschützt aufbewahrt war 
und stechenden Chlorgeruch besitzen soll, in der Weise hergestellt, daß zu je 
1 Liter Chlorkalk allm&hlich unter stetem Btlhren 6 Liter Wasser hinzugesetzt 
werden. Chlorkalkmilch ist jedesmal yor dem Gebrauche frisch zu bereiten. 

6. Formaldehyd. Formaldehyd ist ein stechend riechendes, auf die 
Schleimhäute der Luftwege, der Nase und der Augen reizend wirkendes Gas, 
das in etwa 85 prozentiger wässeriger Lösung (Formaldehydum solutum des 
A.. B. f. d. D. &.) käuflich ist. Die Formaldehydlösung ist gut yerschlossen 
und yor Licht geschützt aufzubewahren. Formaldehydlösung, in welcher sich 
eine weiße, weiche, flockige Masse, die sich bei yorsichtigem Erwärmen nicht 
auflöst (Paraformaldehyd), abgeschieden hat, ist weniger wirksam, unter Um- 
ständen sogar yoUkommen unwirksam und daher fflr Desinfektionszwecke nicht 
mehr zu benutzen. 

Formaldehyd kommt zur Anwendung : 

a) entweder in Dampfform ; zu diesem Zweck wird die käufliche Formaldehyd- 
lösung in geeigneten Apparaten mit Wasser yerdampft oder zerstäubt ; 

b) oder in wässeriger Lösung (etwa Iprozentig). Zur Herstellung werden 
80 g der käuflicken Formaldehydlösung mit Wasser zu 1 Liter Dee- 
infektionsflttssigkeit aufgeftült und gut durchgemischt. 

7. Wasserdampf« Der Wasserdampf muß mindestens die Temperatur 
des bei Atmosphärendruck siedenden Wassers haben. Zur Desinf^tion mit 
Wasserdampf sind nur solche Apparate zu yerwenden, welche sowohl bei der 
Aufstellung, als auch später in regelmäßigen Zwischenräumen yon Sachyer- 
ständigen geprüft und geeignet befunden worden sind. 

Neben Apparaten, welche mit strömendem Wasserdampf yon Atmos- 
phärendruck arbeiten, sind auch solche, die mäßig gespannten Dampf yerwerten, 
yerwendbar. Ueberhitzung des Dampfes ist zu yermeiden. 

Die Prüfung der Apparate hat sich namentlich auf die Art der Dampf- 
entwickelung, die Anordnung der Dampfzu- und ableitung, den Schutz der sa 
desinfizierenden Gegenstände gegen Tropfwasser und gegen Bostflecke, die 
Handlungsweise und die für eine ausreichende Desinfektion erforderliche Dauer 
der Dampfeinwirkung zu erstrecken. 

Auf Grund dieser Prüfung ist für jeden Apparat eine genaue Anweisung 
für seine Handhabung aufzustellen und neben dem Apparat an offensichtlicher 
Stelle zu befestigen. 

Die Bedienung der Apparate ist, wenn irgend angängig, nur geprüften 
Desinfektoren zu übertragen. Es empfiehlt sich, tunlichst bei jeder Desinfektion 
durch einen geeigneten Eontrollapparat festzustellen, ob die yorschriftsmäßige 
Durchhitzung erfolgt ist. 

8. Auskochen in Wasser, dem Soda zugesetzt werden kann. Die 
Flüssigkeit muß kalt aufgesetzt werden, die Gegenstände yoUständig bedecken 
und yom Augenblick des Kochens ab mindestens V« Stunde lang im Sieden 
gehalten werden. Die Kochgefässe müssen zugedeckt sein. 

9» TerbrennoDi anwendbar bei leicht brennbaren Gegenständen yon 
geringem Werte. 

Anmerkun g. Qnter den angeführten Desinfektionsmitteln ist die Aus- 
wahl nach Lage des Falles zu treffen. Auch dürfen unter Umständen andere, 
in bezug auf üire desinfizierende Wirksamkeit und praktische Brauchbarkeit 
erprobte Mittel angewendet werden, jedoch müssen ihre Misdiungs- und 
Lösunffsyerhältnisse, sowie ihre Verwendungsweise so gewählt werden, daß 
nach dem Gutachten des beamteten Arztes der Erfolg ihrer Anmeldung einer 
Desinfektion mit den unter 1—9 bezeichneten Mitteln nicht naehsteht. 

IL Ausführung der Desinfektion« 

Vorbemerkung. 
Die Desinfektion soll nicht nur ausgeführt werden, nachdem der Kranke 
genesen, in ein Krankenhaus oder in einen anderen ünterkunftsraum lU>er- 
gefühit oder gestorben ist (Schlußdesinfektion), sondern de soll fortlaufend 
während der ganzen Dauer der Krankheit (Desinfektion am Krankenbett) 
stattfinden. 
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Die Desinfektion am Krankenbett ist von ganz besonderer 
Wichtigkeit. ist deshalb in jedem Falle anzuordnen und sorgfältig darüber 
zu wachen, daß womöglich yom Beginn der Erkrankung an bis zu ihrer Be- 
endigung alle Ausscheidungen des Kranken und die yon ihm benutzten Oegen- 
stände, soweit anzunehmen ist, daß sie mit dem Krankheitserreger behaftet 
sind, fortlaufend desinfiziert werden. Hierbei kommen hauptsächlich die nach- 
stehend unter Ziffer 1 bis 9, 14 bis 18, 24 angeführten Gegenstände in Betracht. 

Auch sollen die mit der Wartung und Pflege des Kranken beschäftigten 
Personen ihren Körper, ihre Wäsche und Kleidung nach näherer Anweisung 
des Arztes regelmäßig desinfizieren. 

Bei der 8 chlußd es Infektion kommen alle Ton dem Kranken be* 
nutzten Bäume und Gegenstände in Betracht, soweit anzunehmen ist, daß sie 
mit dem Krankheitserroger behaftet sind, und soweit ihre Desinfektion nicht 
schon während der Erkrankung erfolgt ist. 

Genesene sollen vor Wiedereintritt in den freien Verkehr ihren Körper 
gründlich reinieen und womöglich ein Vollbad nehmen. 

Auch sollen die Personen, welche die Schlußdesinfektion ausgeführt oder 
die Leiche eingesargt haben, ihren Körper, ihre Wäsche und Kleidung einer 
Desinfektion unterziehen. 

1. Ausscheidungen des Kranken: 

a) Lungen- und Kehlkopfsauswurf, Bachenschleim und 
Gurgelwasser werden in Speigefäßen aufgefangen, welche bis zur 
Hälfte gefüllt werden: 

a) entweder mit verdünntem Kresolwasser, Karbolsäurelösung oder Sublimat- 
lösung; in diesem Falle dürfen die Chemische erst nach mindestens zwei- 
stündigem Stehen in den Abort geschüttet werden ; 

ß) oder mit Wasser, welchem Soda zugesetzt werden kann ; in diesem Falle 
müssen die Gefäße dann mit Inhalt ausgekocht oder in geeigneten 
Desinfektionsapparaten mit strömendem Wasserdampf behandelt werden ; 

auch läßt sich der Auswurf in brennbarem Material (z. B. Säge- 
spänen) aufsaugen und mit diesem yerbrennen; 

b) Erbrochenes, Stuhlgang und Harn werden in Nachtgeschirren, 
Steckbecken und dgl. aufgefangen, welche alsdann sofort mit der gleichen 
Menge yon Kalkmilch, yerdünntem Kresolwasser oder Karbolsäure auf- 
zufüllen sind. Die Gemische dürfen erst nach mindestens zweistündigem 
Stehen in den Abort geschüttet werden ; 

c) Blut, blutige, eitrige und wässerige Wund- und Geschwürsaus- 
scheidungen, Nasenschleim, sowie die bei Sterbenden aus Mund 
und Nase heryorquellende schaumige Flüssigkeit sind in Wattebäuschen, 
Leinen- oder Mullläppchen und dergl. aufzufangen, welche sofort ver- 
brannt oder, wenn dies nicht angängig ist, in Gefäße gelegt werden, 
welche mit verdünntem Kresolwasser, Karbolsäurelösung oder Sublimat- 
lösung gefüllt sind. Sie müssen von der Flüssigkeit vollständig bedeckt 
sein und dürfen erst nach zwei Stunden beseitigt werden. 

d) Hautabffänge (Schorfe, Schuppen und dergl.) sind zu ver- 
brennen oder, wenn dies nicht angängig ist, in der unter c bezeichneten 
Weise zu desinfizieren. 

2. Verbandgegenstände, Vorlagen von Wöchnerinnen und dergL 
sind nach Ziffer Ic zu behandein. 

8. Schmutzwässer sind mit Chlorkalkmilch oder Kalkmilch zu des- 
infizieren; von der Chlorkalkmilch ist soviel hinzuzusetzen, daß das Gemisch 
stark nach Chlor riecht| von der Kalkmilch soviel, daß das Gemisch kräftig 
rotgefärbtes Lakmuspapier deutlich und dauernd blau färbt; in allen Fällen 
darf die Flüssigkeit erst zwei Stunden nach Zusatz des Desinfektionsmittels 
beseitigt werden. 

4. Badewässer von Kranken sind wie Schmutzwässer zu behandeln. 
Mit Bücksicht auf Ventile und Abflußröhren empflehlt es sich hier, eine durch 
Absetzen oder durch Abseihen geidärte Chlorkalkmilch zu verwenden. 

5. Waschbecken, Spuckgefäße, Nachtgeschirre, Steck- 
becken, Badewannen und. dgl. sind nach Desinfektion des Inhalts (Ziff. 1, 
3 und 4) gründlich mit verdünntem Kresolwasser, Karbolsäuielösung oder 
Sublimatlösung auszuscheuern und dann mit Wasser auszuspülen. 
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6. Eß- und Trinkgeschirre, Tee- und Eßlöffel und dergL 
sind 15 Minuten lang in Wasser, dem Soda zogesetzt werden kann, auszu- 
kochen und dann gründlich zu spfllen. Messer, Gabeln und sonstige Ge- 
räte, welche das Auskochen nicht yertragen, sind eine Stunde lang in eine 
1 prozentige FormaldehydlOsung zu legen und dann gründlich trocken zu reiben. 

7. Leicht brennbare Spielsachen Ton geringem Wert sind zu yw- 
brennen, andere Spielsachen yon Holz oder Metall sind gründlich mit Lappen 
abzureiben, welche mit Iprozentiger FormaldehydlOsung befeuchtet sind, und 
dann zu trocknen. 

8. Bücher (auch Akten, Bilderbogen und dergL) sind, soweit sie nicht 
verbrannt werden, mit Wasserdamp^ trockener Hitze oder Formaldehyd zu 
desinfizieren. 

9. Bett- und Leibwäsche, zur Beinigung der Kranken benutzte 
Tücher, waschbare Kleidungsstücke und dergL sind in Gefäße mit 
verdünntem Kresolwasser oder Karbolsäurelösung zu legen. Sie müssen yon 
dieser Flüssigkeit yoUständig bedeckt sein und dürfen erst nach zwei Stunden 
weiter gereiiügt werden. Das dabei ablaufende Wasser kann als unyerdächtig 
behanddt werden. 

10. Kleidungsstücke, die nicht gewaschen werden können, Feder- 
betten, wollene Decken, Matratzen ohne Holzrahmen, Bett- 
yorleger, Gardinen, Teppiche, Tischdecken und dergL sind in 
Dampfapparaten oder mit Formaidehyd zu desinfizieren. Das gleiche gilt yon 
Strohsäcken, soweit sie nicht yerbrannt werden. 

11. Die nach den Desinfektionsanstalten oder -apparaten zu befördernden 
Gegenstände sind in Tücher, welche mit yerdünntem Kresolwasser, Karbolsäure- 
lösung oder Sublimatlösnng angefeuchtet sind, einzuschlagen und tunlichst nur 
in gutschließenden, innen mit Blech ausgeschlagenen Käten oder Wagen zu 
befördern. Ein Ausklopfen der zur Desinfektion bestimmten Gegenstände hat 
zu unterbleiben. 

Wer solche Gegenstände yor der Desinfektion angefaßt hat, soll seine 
Hände in der unter Ziffer 14 angegebenen Weise desinfizieren. 

12. Gegenstände aus Leder oder Gummi (Stiefel, Gummischuhe 
und dergl.) werden sorgfältig und wiederholt mit Lapppen abgerieben, welche 
mit yerdünntem Kresolwasser, Karbolsäurelösung oder Sublimatlösung befeuchtet 
sind. Gegenstände dieser Art dürfen nicht mit Dampf desinfiziert werden. 

13. Pelzwerk wird auf der Haarseite mit yerdünntem Kresolwasser, 
Karbolsäurelösung, Sublimatlösunff oder Iprozentiger Formaldehydlösung durch- 
feuchtete feucht gebürstet, zum Trocknen hingehängt und womöglich gesonnt. 
Pelzwerk darf nicht mit Dampf desinfiziert werden. 

14. Hände und sonstige Körperteile müssen jedesmal, wenn 
sie mit infizierten Gegenständen (Ausscheidungen der Kranken, beschmutzter 
Wäsche usw.) in Berührung gekommen sind, mit Sublimatlösung, yerdünntem 
Kresolwasser oder Kaibolsäurelösung gründlich abgebürstet und nach etwa 
5 Minuten mit warmem Wasser und Seife gewaschen werden. Zu diesem 
Zweck muß in dem Krankenzimmer stets eine Schale mit Desinf ektionsfl flssig- 
keit bereit stehen. 

15. Haar-, Nagel- und Kleiderbürsten werden zwei Stunden 
lang in einprozentige Formaldehydlösung gelegt und dann ausgewaschen und 
getrocknet. 

16. Ist der Fußboden des Krankenzimmers, die Bettstelle, der Nacht- 
tisch oder die Wand in der Nähe des Bettes mit Ausscheidungen des Kranken 
beschmutzt worden, so ist die betreffende Stelle sofort mit yerdünntem Kresol- 
wasser, Karbolsäurelösung oder Sublimatlösung gründlich abzuwaschen; im 
übrigen ist der Fußboden täglich mindestens einmal feucht aufzuwischen, ge- 
eignetenfaUs mit yerdünntem Kresolwasser oder Karbolsäurelösung. 

17. Kehricht ist zu y er brennen; ist dies ausnahmsweise nicht mög- 
lich, so ist er reichlich mit yerdünntem Kresolwasser, Karbolsäurelösung oder 
Subiimatlösung zu durchtränken und erst nach zweistündigem Stehen zu 
beseitigen. 

18. Gegenstände yon geringem Werte (Strohsäcke mit Lihalt, 
gebrauchte Lappen, einschließlich der bd der Desinfektion yerwendeten, ab- 
getragene Kleidungsstücke, Lumpen und dergL) sind zu yerbrennen. 

19. Leichen sind in Tücher zu hüllen, welche mit yerdünntem Kresol- 
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Wasser, Eaibolsäarelösung oder Snblimatlösnng getränkt sind, und alsdann in 
dichte Särge za legen, welche am Boden mit einer reichlichen Schicht Säge- 
mehl, Tor&mll oder anderen aufsaugenden Stoffen bedeckt sind. 

20. Zur Desinfektion infizierter oder der Infektion yerdächtigen Räume, 
namentlich solcher, in denen Kranke sich aufgehalten oder Leichen gestanden 
haben, sind zunächst die Lagerstellen, Gerätschaften und dergl., ferner die 
Wände mindestens bis zu 2 m Höhe, die Türen, die Fenster und der Fußboden 
mittelst Lappen, die mit yerdünntem Eresolwasser oder Earbolsäurelösung 
getränkt sind, gründlich abzuwaschen oder auf andere Weise ausreichend zu 
befeuchten; dabei ist besonders darauf zu achten, daß die Losungen in allen 
Spalten, Risse und Fugen eindringen. 

Die Lagerstellen von Kranken oder yon Verstorbenen und die in 
der Umgebung auf mindestens 2 m Entfernung befindlichen Gerätschaften, 
Wand- und Fußbodenflächen sind bei dieser Desinfektion besonders zu berück- 
sichtigen. 

Alsdann sind die Räumlichkeiten mit einer ausreichenden Menge heißen 
Seifenwassers zu spülen und gründlich zu lüften. Getünchte Wände sind mit 
einem frischen Kalkanstrich zu yersehen, Fußboden aus Lehmschlag und dgl. 
reichlich mit Kalkmilch zu bestreichen. 

21. Zur Desinfektion geschlossener oder allseitig gut abschließender 
Räume empfiehlt sich auch die Anwendung des Formaldehyds; sie eignet sich 
zur Vernichtung yon Krankheitskeimen, die an freiliegenden Flächen oberfläch- 
lich oder nur in geringer Tiefe haften. Vor Beginn der Desinfektion sind alle 
Undichtigkeiten der Fenster, Türen, VentilationsOffnungen und dergl. sorgfältig 
zu yerkleben und zu yerkitten. Es ist überhaupt die größte Sorgfalt auf die 
Dichtung des Raumes zu yerwenden, da hieryon der Erfolg der Desinfektion 
wesentlich abhängt. Auch ist durch eine geeignete Aufstellung, Ausbreitung 
oder sonstige Anordnung der in dem Räume befindlichen Gegenstände dafür 
zu sorgen, daß der Formaldehyd ihre Oberflächen in möglichst großer Aus- 
dehnung trifft. 

Für je 1 Kubikmeter Luftraum mtlssen mindestens 6 g Formaldehyd 
oder 15 ccm Formaldehydlösung (Formaldehydum solutum des A. B. t d. D. R.) 
und gleichzeitig etwa 30 ccm Wasser yerdampft werden. Die Oeffnung der 
desinfizierten Räume darf frühestens nach 4 Stunden, soll aber womöglich 
später und in besonderen Fällen (überfüllte Räume) erst nach 7 Stunden ge- 
schehen. Der überflüssige Formaldehyd ist yor dem Betreten des Raumes 
durch Einleiten yon Ammoniak zu beseitigen. 

Die Desinfektion mittelst Formaldehyds soll tunlichst nur yon geprüften 
Desinfektoren nach bewährten Verfahren ausgeführt werden. 

Nach der Desinfektion mittelst Formaldehyds können die Wände, die 
Zimmerdecke und die freien Oberflächen der Gerätschaften als desbfiziert 
gelten. Augenscheinlich mit Ausscheidungen des Kranken beschmutzte Stellen 
des Fußbodens, der Wände usw. sind jedoch gemäß den Vorschriften unter 
Ziffer 20 noch besonders zu desinfizieren. 

22. Holz- und Metalltejle yon Bettstellen, Nachttischen 
und anderen Möbeln, sowie ähnliche Gegenstände werden sorgfältig und 
wiederholt mit Lappen abgerieben, die mit yerdünntem Kresolwasser oder 
Karbolsäurelösung befeuchtet sind. Bei Holzteilen ist auch Sublimatlösung 
anzuwenden. Haben sich Gegenstände dieser Art in einem Räume befunden, 
während dieser mit Formalddyd desinfiziert worden ist, so erübrigt sich die 
vorstehend angegebene besondere Desinfektion. 

23. Samt-, Plüsch- und ähnliche Möbelbezüge werden mit 
verdünntem Kresolwasser, Karbolsäurelösung, Iprozentiger Formaldehydlösung 
oder Sublimatlösung durchfeuchtet, feucht gebürstet und mehrere Tage hinter- 
einander gelüftet. Haben sich Gegenstände dieser Art in einem Räume be- 
fanden, während dieser mit Formaldehyd desinfiziert worden ist, so erübrigt 
sich die vorstehend angegebene besondere Desinfektion. 

24. Aborte. Die Ttlr, besonders die Klinke, die Innenwände bis zu 
2 m Höhe, die Sitzbretter und der Fußboden sind mittelst Lappen, die mit 
verdünntem Kresolwasser, Karbolsäurelösung oder Sublimatlösung getränkt 
sind, gründlich abzuwaschen oder auf andere Weise ausreichend zu befeuchten; 
in jede Sitzöffnnng sind mindestens 2 Liter verdünntes Kresolwasser, Karbol- 
a&orelösung oder Kalkmilch zu gießen. C^nnaTp 
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Der Inhalt der Abortgraben ist reichlich mit Kalkmilch za ftbergießen« 
Das Ausleeren der Graben ist während der Dauer der Krankheitsgefahr tun- 
lichst zu yermeiden. 

Der Inhalt Ton Tonnen, Kübeln und dergL ist mit etwa der gleichen 
Menge Kalkmilch zu versetzen und nicht yor Ablauf von 24 Stunden nach 
Zusatz des Desinfektionsmittels zu entleeren ; die Tonnen, Kübel und dgL sind 
nach dem Entleeren innen und außen reichlich mit Kalkmilch zu bestreichen. 

' Pissoire sind mit verdünntem Kresolwasser oder Karbols&ureiOsang 
zu desinfizieren. 

25. Düngerstfitten, Binnsteine und Kanäle sind mit reich- 
lichen Mengen von Chlorkalkmilich oder Kalkmilch zu desinfizieren. Das 
gleiche gilt von infizierten Stellen auf Höfen, Straßen und Plätzen. 

26. Krankenwagen, Krankentragen und dergL Die Holz- und 
Metallteile der Decke, der Innen- und Außenwände, Trittbretter, Fenster, 
Bäder usw., sowie die Lederüberzüge der Sitze und Bänke werden sorgßltig 
und wiederholt mit Lappen abgerieben, die mit yerdünntem Kresolwasser, 
Karbolsäurelösung oder SublimaÜOsung befeuchtet sind. Bei Metallteilen ist 
die Verwendung yon Sublimatlösung tunlichst zu yermeiden. Kissen und 
Polster, soweit sie nicht mit Leder überzogen sind, Teppiche, Decken usw. 
werden mit Wasserdampf oder nach Ziffer 23 desinfiziert. Der Wagenboden 
wird mit Lappen und Schrubber, welche reichlich mit yerdünntem Kresolwasser, 
KarbolsäureiOsung oder SublimatlOsung getränkt sind, aufgescheuert. 

Andere Personenfahrzeuge (Droschken, Straßenbahnwagen, Boote 
usw.) sind in gleicher Weise zu desinfizieren. 

27. Die Desinfektion der Eisenbahn-Personen- und Güter- 
wagen erfolgt nach den Grundsätzen der Ziffer 20, 21 und 26, soweit hier- 
über nicht besondere Vorschriften ergehen. 

28. Brunnen. Böhrenbrunnen lassen sich am besten durch Einleiten 
von strömendem Wasserdampf, unter Umständen auch mit Karbolsäurelösung, 
Kesselbrunnen durch Eingießen yon Kalkmilch oder Cblorkalkmilch und Be- 
streichen der inneren Wände mit einem dieser Mittel desinfizieren. 

29. Das Bohrnetz einer Wasserleitung läßt eich durch Be- 
handlung mit yerdünnter Schwefelsäure desinfizieren; doch darf dies in jedem 
Falle nur mit Genehmigung des Begierongspräsidenten und nur durch einen 
besonderen Sachyerstän^gen geschehen. 

Anmerkung. 1. Abweichungen yon den Vorschriften unter Ziffer 1 
bis 29 sind zulässig, soweit nach dem Gutachten des beamteten Arztes die 
Wirkung der Desinfektion gesichert ist. 

2. Es empfiehlt sich, in Gemeinden und weiteren Kommunalyerbänden, 
welche das Desinfdctionswesen regeln, im Benehmen mit dem beamteten Arzt 
Desinfektionsordnungen zu erlassen; diese bedürfen der Genehmigung 
des Begierungsprfisidenten. (Vgl. auch die Vorschrift zu § 8 XI Abs. 3.) 

Anhang. 

Besondere Vorsehriften für die Desinfektion yon Schiffen und FlQssen. 

Auf Schiffen und Flößen ist die Desinfektion nach den yorstehenden 
Beatimmungen mit folgenden Maßnahmen auszuführen: 

1. Schiffe. 

a) Soll die Desinfektion yon Bäumlichkeiten wegen der zu be- 
fürchtenden Beschädigungen oder wegen des längere Zeit hüten bleibenden 
Geruchs des Desinfektionsmittels nicht nach den Bestimmungen in Ziffer 20 
und 21 stattfinden, so hat sie in folgender Weise zu geschehen : 

Die nicht mit Oelfarbe gestrichenen Flächen der Wände und Fußböden 
werden mit Kalkmilch angetüncht; dieser Anstrich ist nach 8 Standen zu 
wiederholen. Erst nach dem Trodmen des zweiten Anstrichs darf wieder 
feucht abgescheuert werden. 

Die mit Oelfarbe gestrichenen Flächen der Wände und Fußböden werden 
frisch gestrichen. 

b) Trink-. Gebrauchs- und Ballastwasser ist mit Kalkmilch 
oder mit Chlorkalkmilch zu desinfizieren. Von der Kalkmilch sind 2 Liter zu 
je 100 Litern des Wassers zuzusetzen ; es ist eine mindestens einstündige Ein- 
wirkung des Desinfektionsmittels erforderlich. Chlorkalkmilch ki^ dem Wasser 
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im Verhältnis yon 1 zu 10 000 zuzusetzen ; es ist eine mindestens halbstündige 
Einwirkung der Chlorkalkmilch erforderlich. Kalkmilch und Chlorkalkmilch 
sind mit dem Wasser sorgfältig durch wiederholtes Umrühren zu yermischen. 
Unter Umständen kann Trink- und Qebrauchswasser auch durch Einleiten von 
Wasserdampf desinfiziert werden. 

Liegen Wasserbehälter im Doppelboden des Schiffes, so wird es sich in 
4er Hegel empfehlen, das Wasser aus ihnen nach und nach in den Maschinen- 
bilgeraum überpumpen zu lassen und hier mit Kalkmilch oder Chlorkalkmilch 
«u desinfizieren. 

Handelt es sich um stehende Wasserbehälter in den Laderäumen, so 
kvan man unter Umständen die Kalkmilch unmittelbar in sie hineinschütten 
und kräftig umrühren lassen. Zu diesen Maßnahmen ist der Schiffsmaschinist 
hinzuzuziehen. 

c) Die Desinfektion des Bilge räum es mit seinem Lihalt geschieht 
4urch Kalkmilch, die mit 9 Teilen Wasser verdünnt ist (Kalkbrühe), in 
folgender Weise: 

Li diejenigen Teile des Bilgeraumes, welche leicht durch Abheben der 
Gamierungen und der Flurplatten zugänglich gemacht werden können 
<Maschinen- und Kesselraum, leere Laderäume), ist an möglichst vielen Stellen 
Kalkbrtlhe eimerweise hineinzugießen. Durch Umrühren mit Besen muß die 
Kalkbrtlhe kräftig mit dem Bilgewasser vermischt und überall, auch an die 
Wände des Bilgeraumes angetüncht werden. Zur Desinfektion der Maschinen- 
bilge kann an Stelle der Kalkbrtlhe verdtüintes Kresolwasser in gleicher Weise 
angewendet werden. 

Ueberau da, wo der Bilgeraum nicht frei zugänglich ist, wird durch die 
von Deck herunterftthrenden Pampen (Notpumpen) und Peilrohre so viel Kalk- 
brühe eingegossen, bis sie den BÜgeraum, ohne die Ladung zu berühren, an- 
füllt. Nach 12 Stunden kann die Bilge wieder entleert werden. Ln einzelnen 
wird folgendermaßen verfahren: 

a) Der Wasserstand in den Peilrohren wird gemessen. 

ß) 100 bis 200 Liter Kalkbrühe — je nach der Größe des Schiffes oder 
der einzelnen Abteilungen — werden eingefüllt. 

Y) Der Wasserstand in den Peilrohren wird wieder gemessen. Zeigt sich 
jetzt schon ein erhebliches Ansteigen des Wasserstandes, so ist anzunehmen, 
daß sich irgendwie die Verbindungslöcher der einzelnen Abschnitte des Bilge- 
raumes verstopft haben, so daß keine freie Zirkulation des Wassers stattfindet 
In solchen Fällen muß wegen der Gefahr des Ueberlaufens der Kalkbrühe und 
der dadurch bedingten Beschädigung der Ladung das Einfüllen unterbrochen 
werden, die Desinfektion des Bilgeraumes kann dann erst bei leerem Schiff 
43tattfijiden. 

8) Steigt das Wasser nur langsam, so ist, während von Zeit zu Zeit der 
Wasserstand gemessen wird, soviel Kalkbrühe einzufüllen, als der Bilgeraum 
^hne Schaden für die Ladung aufnehmen kann. 

Als Anhaltspunkt diene, daß auf 1 m Schiffslänge erforderlich sind : bei 
Holzschiffen 40 bis 60 Liter, bei eisernen Schiffen 60 bis 120 Liter Kalkbrtlhe. 

Auf manchen Schiffen sind Bohrleitungen vorhanden, welche nicht wie 
die Pumpen und Peilrohre in die hintersten Teile des Schiffsbodens oder der 
einzelnen Abteilungen, sondern in die vorderen, höher gelegenen Teile ftlhren. 
Diese sind dann vorzugsweise zu benutzen, weil dadurdi die Vermischung des 
Desinfektionsmittels mit dem Bilgewasser erleichtert und besser gesichert wird. 

Auf Schiffen mit getrennten Abteilungen muß jede Abteilung für sich 
in der angegebenen Weise behandelt werden. 



Die von Kranken oder Krankheitsverdächtigen benutzten Hütten 
werden, soweit sie nicht nach Ziffer 20 desinfiziert werden können, ebenso wie 
das Lagerstroh verbrannt. 

Die Umgebung der Hütten und diejenigen Stellen, welche augenschein- 
lich mit Ausscheidungen beschmutzt sind, werden durch reichliches Ueber- 
^eßen mit Kalkmilch oder Chlorkalkmilch desinfiziert. 



2. Flöße. 




206 



Rechtsprechung und Medizinal -Gesetzgebüiiir. 



ünentgeltlielie Lieferung des Begiernngsamtsblattes an die Kreis» 
assistenzftrzte« Erlaß des Ministers des Innnern vom 15. Sep- 
tember 1906 — Ja 1822 — an den Eegiernngs- Präsidenten in Ailenstein, 
den übrigen Begiemngspräsidenten zur Beachtung mitgeteilt. 

Ein Bedürfnis, sämtlichen Kreisassistenzärzten das Begierungsamtsblatt 
unentgeltlich zu liefern, ist nach einer Mitteilung des Herrn Ministers der 
geistlichen, Unterrichts- und Medizinalangelegenheiten nicht anzuerkennen, 
dagegen genehmige ich hierdurch, daß den Areisassistenzärzten, welche gemäß 
§ 88 der Dienstanweisung für die Kreisärzte für einen bestimmten Bezirk mit 
der selbständigen Wahrnehmung der Obliegenheiten des Kreisarztes beauftragt 
sind, das Amtsblatt regelmäßig unentgeltlich geliefert wird. 

Ew. Hochwohlgeboren ersuche ich ergebenst, hiernach gefälligst das 
Weitere zu yeranlassen. 



Yergfitnng der bei ehemischen Untersnehnngen rerwendeten Be- 
agentien« Erlaß des Ministers der usw. Medizinalangelegen- 
heiten vom 10. Juli 1906 — M. 6803. 

Bei chemischen Untersuchungen ist dem Chemiker der Ankaufspreis für 
eine gute Qualität der von ihm benutzten Reagentien zu yergüten. Die 
Prüfung der letzteren auf Beinheit gehört mit zu dem Begriff der chemischen 
Untersuchung, für die im § 8, Absatz 1 des Gesetzes yom 9. März 1872 und 
28. Juni 1875 die Gebühr festgesetzt ist. 



B. FtLx-fiiteiitiuii Wal^leok- Pyrmont. 

Schutz TOB Mineralquellen. Gesetz vom 21. Juli 1906. 

§ 1. Innerhalb eines Schutzbezirks, welcher umfaßt die Gemarkungen 
Nieder- Wildungen, Alt - Wildungen, Beinhardshausen, Beitzenhagen, Braunau, 
Odershausen, Giflitz, Kleinem und Ton den Gemarkungen Anraff die Flur 6 
und Albertshausen die Fluren 8, 9, 10 und 11, dür^n Eingrabungen und 
Bohrungen yon mehr als 15 m Tiefe nur mit Genehmigung des Landesdirektors 
yorgenommen werden. 

§ 2. Der gleichen Genehmigung bedürfen a) in den Talniederungen des 
Wildebaches, Bornebaches, Uhrenbaches, Sonderbaches, und Talgrabens Ein- 
grabungen, Fassungen der bestehenden Mineralquellen und Bohrungen jeder 
Art yon mehr als 1 m Tiefe, b) an den Berghängen dieser Täler und auf den 
dazwischen liegenden Höhen, unbeschadet der im § 1 gedachten Beschränkung, 
Eingrabungen und Bohrungen, welche unter die Sohle des angrenzenden Tales 
hinabreichen. 

§ 8. Die Genehmigung ist zu yersagen, wenn nach sachyerständigeni 
Gutachten ftür eine der im Schutzbezirk belegenen Mineralqudlen ein Nachteil 
zu besorgen ist. 

§ 4. Wird bei einer für statthaft erklärten Endarbeit der yorbezeichneten 
Art kohlensäurehaltiges Wasser oder freie Kohlensäure erschroten, so ist die 
Arbeit sofort einzustellen und dem Kreisamtmann Anzeige zu ersatten. Die 
Wiederaufnahme der Arbeit darf nur erfolgen, wenn kein Nachteil für eine 
Mineralquelle zu besorgen ist Ist ein solcher Nachteil zn besorgen, so ist 
durch Abdichten des Bohrloches, Verfüllen der Baugrube usw. der frühere 
Zustand sofort wieder herzustellen. Die Kosten dieser Wiederherstellung 
sowie die ftür die betreffenden Erdarbeiten yorher aufgewendeten Kosten fallen 
dem Besitzer der gefährdeten Quelle zur Last. 

Jl 5. Zuwiderhandlungen gegen die yorstehenden Bestimmungen werden 
dstraf e bis zu 8000 M. und im Unyermögensfalle mit einer entsprechen- 
den Gefängnisstrafe bestraft. 

% 6. Die Bestimmungen des G^etzes yom 7. April 1864 über Ent- 
eignungen im Interesse der Mineralbrunnen bleiben yon diesem (besetze unberührt 
§ 7. Dieses Gesetz tritt mit dem Tage der Verkündigung in Kraft 



Verantwortl. Bedaktenr : Dr.Bapmund, Beg.- u. Geh. Med.-Bat in Minden l W. 
J. a C. Bnmi, HerxogL Bichs, n. F. 8c1l-L. Hofbaclidnick«r«l in Minitn. 
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B^chtsprechmig und tfedizinal- 
SIesetzgebiiiig. 

Beilage zur Stoitsohrift für Medisinal -Beamte. 
Nr. 21. 5. November. 1906. 

Rechtsprechung. 

FabrUtosige K^rperrerletsiuig durch falsche Behandlung mit elek- 
trischer Lichtbestrahlnng seitens eines Knrpf oschers. ürteildesBeichs- 
gerichts yom 29. September 1905. 

Aach die sachliche Entscheidiuig weist einen Bechtsiirtnm nicht ani 
Ausdrücklich ist festgestellt, daß der Angeklagte bei nötiger Selbstprüf anff 
sich hätte sagen müssen, daß im Hinblick auf seine mangelhafte Vorbiidong ^) 
sein Verfahren leicht Gesnndheitsbeschädignngen zur Folge haben konnte. 
Daß er yom Wesen der elektrischen Behandlnng mittels Bestrahlung nicht die 
genügende Kenntnis besaß, war eben derjenige Mangel, im Hinblick auf den 
er den eingetretenen Erfolg*) als möglich hätte yoranssehen können. Gerade 
in diesem Sinne spricht sich aber die Entscheidong mit Becht über seine Fahr- 
lässigkeit ans. 



Die Abgabe eines nntanglichen Abtreibngtmittels gegen Entgelt 
unter Yorspiegelnng der Tauglichkeit ist iwar nicht als strafbarer Betrug 
aniusehen, wohl aber als strafbarer Betrugsyersuch. ürteildesBeichs- 
gerichts (III. Str.-S.) yom 21. April 1906. 



Der praktische Arzt ist zur Bezeichnung ^^Spezialarzt für Zalin- 
und Mundkrankheiten^ berechtigt. Urteil des Oberlandesgericht 
Dresden yom 28. September 1906. 

Die beanstandete Bezeichnung «Spezialarzt für Zahn- und Mundkrank- 
heiten) besagt weiter nichts, als daß der Beklagte (Dr. Br.) als „Arzt'' sich 
speziell mit der Behandlung^ yon Zahn- und Mundkrankheiten befaßt. Das 
steht mit den tatsächlichen Verhältnissen nicht in Widerspruch, und daß der 
Beklagte die hierzu erforderliche Befähigung nicht besitze, hat der Kläger 
selbst nicht geltend gemacht Nun kommt es allerdings nicht darauf an, was 
die gebrauchte Bezeichnung objektiy bedeutet, sondern auch darauf, wio sie 
von dem Publikum yerstanden wird, ein durchschnittliches Orteilsyermögen des 
Publikums yorausgesetzt. Aber auch das Publikum yersteht nach allgemeiner 
Erfahrung die yom Beklagten gebrauchte Bezeichnung nur in der heryor- 
gehobenen sachlichen Bedeutung, es yersteht darunter nicht ohne weiteres 
nicht einen geprüften „Zahnarzt**. Sodann ist die Tatsache, daß die wissen- 
schaftlichen Anforderungen, die an einen Zahnarzt gestellt werden, wesentlich 
hinter denjenigen zurü<±bleiben, denen ein Arzt genügen muß, allgemein be- 
kannt. Deshalb wird auch im allgemeinen ein Zahnarzt nicht als ein eigent- 
licher «Arzf in dem yolkskundigen höheren, mit dem Begriffe des Mediziners 
yerbundenen Sinne, angesehen. 

Der Zahnarzt darf sich auch nicht als „Spezialarzt^ nennen. Unter 
Spezialarzt wird yielmehr ausschließlich cdn „Vollarzt** yerstanden, 
ohne Bücksicht darauf, welche Leiden es sind, deren Behandlung er sich zur 
Aufgabe gemacht hat 

Jeder etwaige Zweifel des Pablikums aber wird beseitigt durch den 
Zusatz „Spezialarzt für Zahn- und Mundkrankheite n**, denn diese Be* 
zdchnunff ist nach dem Eindrucke, den sie im ganzen auf das Publikum macht 
dem TiM Zahnarzt schon deshalb weder gleichbedeutend, noch auch nur ähn- 



^) Der Angeklagte war früher Krankenwärter gewesen. 
*) Verbrennung bei Behandlnng einer kleinen Wunde an der Hand mit 
dektrUcher Liohtb<»tiahlnng. ^, ^^^^^^ GoOgk 
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lieh, weil sie auf die spezielle Behandlung auch der Mundkrankheiten hinweist 
und gerade hierdurch das vom Kläger befürchtete Mißverständnis nicht auf- 
kommen laßt. Es stehen nach allgemeiner Erfahrung nicht selten Zahn- and 
Mundkrankheiten in engem Zusammenhange mit inneren Krankheiten, zn deren 
Behandlung Fähigkeiten gehören, wie sie regelmäßig nur einem Arzte, nicht 
aber einem Zahnarzte znzntranen sind. 

Die vom Beklagten gebranchte Bezeichnung läßt in ihrer sachlichen, 
Ton Jedermann verständlichen Bedeutung demgemä andi in dieser Beziehung 
mit hinreichender Deutlichkeit erkennen, daß es sich bei ihrem Gebrauch um 
einen Vollarzt handelt, der ohne zahnärztliche Approbation im Bedtse 
lediglich der ärztlichen Approbation und der dieser entsprechenden Kenntnis 
der Heilkunde sich mit der Behandlung von Zahn- und Mundkrankheitot 



Die Abgabe von Arzneimitteln ist in Bayern den Aenten nur mit 
besonderer Erlaubnis gestattet. Das in dieser Hinsicht durch § 85 der 
KSniglichen Yerordnnng vom 29. Dezember 1900 gegebene Yerbot Ist dvreh 
die Beichsgewerbeordnung und die Kaiserliche Yerordnnng vom 22« Ok- 
tober 1901 Uber den Yerkehr mit Arzneimitteln nicht aufgehoben. Urteil 
des KgL Landgerichts zu München I vom 19. September 1906^ 

Mit Bttcksicht auf § 149 B.G.O. ist die Landesgesetzgebung befugt, 
auch hinsichtlich der freigegebenen Arzneimitteln bestimmten PersonenKategorioi 
Verbote aufzuerlegen, insbesondere den Aerzten und zwar nicht nur mit Bück- 
sicht auf das Ansehen ihres Standes, indem der Kranke nicht den Eindruck 
erhalten soll, daß der Arzt die Arznei seines eigenen Vorteils wegen verordne, 
sondern auch um die Konkurrenz zwischen Arzt und Apotheker auszuschalten. 
Das im § 35 der Allerhöchsten Verordnung vom 29. Dezember 1900 in dieser 
Hinsicht gegebene Verbot ist deshalb durch die Kaiserliche Verordnung vom 
22. Oktober 1901, die auf Qrund des § 6 der Beiclisgewerbeordnung erlassen 
ist und sich lediglich mit der Frage der dem freien Verkehr zu überlassenden 
Arzneimitteln beschäftigt, nicht aiugehoben und den Aerzten, falls ihnen nicht 
die Führung einer Hausapotheke erteilt ist, nach wie vor untersagt, bei Aus- 
übung ihrer Berufstätigkeit an Kranke Arzneimittel abzugeben, gleichgültig, 
ob diese freigegeben sind oder nicht 



Zur Abgabe von Kognak zu Heilzwecken in den Apotheken Ist 
weder eine Kontf^ession, noch eine Steneranzeige erforderliclu Urteil 
des preuß. Kammergerichts (Str.-Sen.) vom 8. Oktober 1906. 



Destillate (z« B. Hienfongessenz) sind Losungen und dem fireien Yer- 
kehr ebensowenig fiberlassen, wie Flncolbonbonsy die als Pastillen anra- 
sehen sind. Urteil des Königl. Ober-Landesgerichts (Str.-Sen.) 
in Posen vom O.Juni 1906. 

Die Annahme des Berufungsgerichts, daß die Hienfongessenz als dne 
L5sung von ätherischen Oelen anzusehen sei und unter Nr. 6 des Verzeichnisses 
A der Kaiserlichen Verordnung, betr. den Verkehr mit Arzneimitteln, vom 
22. Oktober 1901 falle, ist nicht rechtsirrtümlich. Es steht nichts im Wege, 
die durch Destillation erzielten Verdünnungen von ätherischen Oelen als der- 
artige Lösungen anzusehen. Der Gesetzgeber selbst tut es in der angeführten 
Verordnung, da er Destillate, wie Karmefitergeist und Eukalyptuswasser, unter 
Nr. 6 des Verzeichnisses A. aufführt. 

Bezüglich der Flucolbonbons ist der Angeklagte der Ansicht, daß sie 
nicht als Pastillen im Sinne der Nr. 9 des Verzeicmdsses A der genannten 
Verordnung anzusehen seien und deshalb freigegeben wären. Nach den Be- 
kundungen der Sachverständigen begreift aber einerseits der Ausdruck Bonbon 
nicht eme besondere Arzneiform und ist anderseits der Begriff der Pastille 
dann erfüllt, wenn irgend eine Substanz (die Pasta) in die Pastülenform ge- 
bracht wird. Daß die Flucolbonbons diese Form aufweisen, haben die beiden 
Sachverständigen übereinstimmend bekundet. Da der Angeklagte femer zu- 
gegeben hat, sie als Heilmittel verkauft zu haben, so sind sie sSs unter Nr. 9 
des Verzeichnisses A fallend dem freien Verkehr entzogen. 

Auch die Annahme des Berufungsgerichts, daß die Flucolbonbons Rastillen 



befaßt. 
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im Sinne Nr. 9 der Verordnung sind, ist nach dessen Feststellungen nicht 
rechtsirrtümlich. Die Ansicht der Beyision, daß nar solche Pastiflen unter 
Nr. 9 fallen, die eine der anter B der Verordnang aafgeftthrten Sabstanzen 
enthalten, wird durch den Wortlaut der Nr. 9 widerlegt. Drogisten -Ztg. 



Poliielyerordnangen, welche die prahlerische Sffentliche Ank&ndigang 
Ton Heilmitteln seitens der Karpfaseher rerbieten, sind iwar gftltig, 
finden aber nnr auf die ankündigenden Karpfaseher nnd nieht anf die 
Redakteure der betr. Zeitungen Anwendong» Urteil des Eammer- 
gerichts (Str.-S.) vom 17. September 1906. 



Ottltigkeit einer Polizeirerordnung Uber die Entleerung der Abort- 
gmben durch die Stadt» Urteil des preuß. Eammergerichts (I. Str.- 
Sen.) vom 18. Januar 1906. 

Das Eammergericht hat bereits in dem Urteile yom 28. Januar 1901 
ausgesprochen, es könne auf Grund des § 6 zu f PoL-Verw.-G. vom 11. März 
1850 durch Polizeiyerordnung bestimmt werden, daß die Reinigung der Abort- 
gruben durch eine stadtische Abfahranstalt, wo solche zu Becht besteht, er- 
£>lgen muß. Voraussetzung ist das Bestehen eines gültigen Ortsstatus, durch 
das die (}emeindeanstalt yerpflichtet ist, den Gemeindeangehöri^en die fragliche 
Tätigkeit zu leisten. Mit dem Grundsatze der Gewerbefreiheit steht die ge- 
dachte Begelung nicht im Widerspruche, da die Gemeinde durch diesen Grund- 
satz nicht geMndert wird, die Fäkalienabfuhr aus gesundheitspolizeilichen 
Bttchsichten selbst in die Hand zu nehmen. In dem Urteile, auf welches das 
Berufungsgericht Bezug nimmt, hat das Eammergericht eine Polizeiyerordnung 
ftti ungtQtig erklärt, weil diese die Zulassung zum Gewerbebetriebe der 
Abfuhruntemehmer Beschränkungen unterwarf und eine besondere Erlaubnis 
dazu forderte. Dagegen ist auch in diesem Urteile die Befugnis der Orts- 
polizeibehörde ausdrücklich anerkannt, aus Fürsorge für das Leben und die 
Gesundheit der Einwohner und im Interesse der Ordnung, Bequemlichkeit und 
Beinlichkeit auf öffentlichen Straßen regelnd in das Abfuhrgewerbe einzu- 
greifen und die ihr zweckdienlich erscheinenden Vorschriften zu erlassen. 

Die gleiche Auffassung wird yom Oberyerwaltungsgerichte yertreten. 
Die Entscheidung, auf die sidh der Angeklagte in der Gegenerklärung auf die 
Beyisionsschrift beruft, behandelt einen anders gearteten Fall, in welchem die 
Abfuhruntemehmer nicht Beauftragte der Gememde waren. 



Begriff ^Priratkrankenanstalt^« Urteil des Sächsischen Ober- 
y erwaltungsgerichts (I. Sen.) yom 25. Oktober 1905. 

Die Gewerbeordnung gibt für die Bestimmung des Begriffes Priyat- 
krankenanstalt keine besonderen Merkmale an die Hand. Die Frage, ob ein 
Anstaltsuntemehmen hierunter fällt, wird daher in Anlehnung an die Bedeutung, 
die der Sprachgebrauch mit jenem Betriebe yerbindet, nach Lage des einzelnen 
Falles zu entscheiden sein. In der Rechtsprechung besteht in dieser Beziehung 
lediglich darüber Streit, ob eine derartige Anstalt zam Zwecke der nächtlichen 
Beherbergung yon Eranken mit Betten ausgestattet sein müsse, wie dies das 

Sreuß. Ob.-Verw.-Ger. u. a. in dem Urteile yom 1. April 1897 angenommen 
at, während das Beichsger. in dem Urteile yom 7. Juli 1899 und das Ob.-L.-Ger. 
Celle im Urteile yom 18. Juni 1900 den entgegengesetzten Standpunkt yertritt. 
Auf diese Frage braucht jedoch deshalb im Streitfalle nicht eingegangen zu 
werden, weil in „Erdenglück'' die yorhandenen Zimmer und Lufthäuschen yon 
den Pensionären auch während der Nacht benutzt worden sind. Im übrigen 
aber herrscht in Wissenschaft und Bechtsprechung darüber Einyerständnis, 
daß als eine Priyatkrankenanstalt ein auf eine gewisse Dauer berechnetes, in 
Priyathänden befindliches Unternehmen zu gelten hat, in welchem Eranke in 
bestimmten dazu hergerichteten Bäumen und Anlagen Behandlung ihrer Leiden 
oder Pflege oder beides zugleich in der Weise finden, daß ihr Aufenthalt in 
jenen Bäumen eine gewisse Dauer erreicht. 

Der Eläger hat nun nicht bestritten, daß die bezeichnete Erholungs- 
stätte zu längerem Aufenthalte yon Gästen eingerichtet ond yon solchen hierzu 
auch benutzt worden sei, dagegen behauptet, die Anstalt müsse lediglich als 
Sommerfrische angesehen werden, die im Jahre 1904 nur zJilShßmfä 
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ausnahmsweise aach zwei Kranke aufgesucht hätten, während die Aufnahme 
kranker Personen zum Behufe der Heilbehandlung außerhalb des Anstalts- 
zweckes gelegen, eine solche auch nur in einem einzigen Falle stattgefunden 
habe. Schon aus den yon dem Klagen verfaBten und verbreiteten, auf An- 
lockung von Gasten berechneten Schriften geht zur Genüge hervor, daß die 
Anstalt zu Heilzwecken bestimmt war. Sie wird dort bald als ein Paradies 
für Kurbodürftige, bald als eine .Statte für Säftevergiftungen, Schwächezu- 
stände, Verdauungsstörungen** angepriesen; es wird von Heilfaktoren, von der 
in ihr verabreichten Kost als Normaldiät für Gesunde und Kranke, vom obli- 
gatorischen Barfußgehen gesprochen Tatsächlich hat auch, angelockt 

durch die Eeklame des Klägers, eine Anzahl Kranker ihres leidenden Za- 
standes wegen „Erdenglück** zu längerem Aufenthalt aufgesucht und die dort 
zur Verfügung stehenden Kur- und Badeeinrichtungen benutzt Von ihnen 
sind die B. und Sp. vom Kläger, jene durch Massieren, dieser durch Einstechen 
in eine Eiterbeule unmittelbar behandelt worden 



Yerpfliehtnng der Krankenkassen zum Ersatz der Kosten zahnärzt- 
licher Behlandlnng. Urteil des Württembergischen Verwaltungs- 
gerichtshofes vom lö.November 1905. 

Unter Kranidieit im Sinne des Krankenversicherungsgesetzes ist zu ver- 
stehen jeder anormale Körperzustand, der objektiv ärztliche Behandlung, Arznei 
oder Heilmittel erforderlich macht oder in Beeinträchtigung der Erwerbsfähig- 
keit wahrnehmbar zutage tritt Dieser Begriff gilt für jede Art der Er- 
krankung des menschlichen Körpers, i^o auch für Erkrankungen der Zähne. 
Mag auch die Zahnfäule nicht in allen Stadien, nicht unter allen Umständen 
und nicJit bei allen Personen als Krankheit anzusehen sein, so war doch im 
vorliegenden Falle davon auszugehen, da die Beklagte jedenfalls an einem 
Zahne so heftige Schmerzen hatte, daß ihr Wohlbefinden und ihre Arbeits- 
fälugkeit in erheblichem Maße gestört waren. Daß der Zahnarzt in einem 
solchen Falle seine Krankenbehandlung über den schmerzenden Zahn hinaus 
auch auf die anderen von der Zahnfäule ergriffenen Zähne ausdehnt, ist nicht 
zu beanstanden, zumal, wenn es nicht nur zur Beseitigung von Schönheits- 
fehlern geschieht. Das Plombieren fällt unter den Begriff der ärztlichen Be- 
handlung und nicht unter den der Heilmittelgewährung, weil bei ihm das 
Wesentliche die persönliche Tätigkeit des Arztes ist, gegen die das sächliche 
Mittel (die Plombe) zurücktritt. Erstattungspflichtig sind nur dem Zwecke 
genügende billige Füllungen, nicht Goldplomben. 



Erwerbsunfähigkeit im Sinne des Krankenversichemngsgesetzes. 

Urteil des Sächsischen Oberverwaltungsgesetzes (LSen.) vom 
19. Juli i90ö. 

Daß der Kläger vom 25. Februar an krank war, ist unbestritten. Es 
fragt sich daher nur, ob die Krankheit so erheblich war, daß sie ihn arbeits- 
unfähig machte. Nach dem Ergebnisse der Beweisaufnahme muß nun aller- 
dings angenommen werden, daß dem Kläger Bettruhe verordnet worden ist 
. . . Femer hat Dr. F. bestätigt, daß er dem Kläger, bis er sich wohler fühlen 
werde, öftere Spaziergänge und Aufenthiüt im Freien empfohlen habe, damit 
er sich müde gehen soUe, um nachts schlafen zu können. Da diese beiden 
ärztlichen Verordnungen in ihrer Wirkung die Möglichkeit einer regelmäßigen 
Erwerbstätigkeit ausschließen, muß der Kläger für die Zeit, wo sie galten, aU 
tatsächlich arbeitsunfähig aogesehen werden. 



Die Mitglieder der ftntliehen Bezirksvereine Im KSnigreieh Sachsen 
sind zur Zahlung der durch die Satzungen festgesetzten Beiträge zu den 
ärztlichen UnterstUtzungskassen verpflichtet; die Einzlehnng dieser Bei- 
träge kann durch Zwangsvollstreckung erfolgen. Urteil des KönigL 
Sächs. Oberverwaltungsgerichts (II. Sen.) vom 80. Juli 1906. 
Aus dem Urteil sind folgende Ausführungen hervorzuheben: 
Die satzungsmäßigen Einzelbestimmnngen, auf denen nach den Aus- 
führungen unter 1. die geforderten Beiträge beruhen, stehen mit den Gesetzen, 
insbesondere mit der Aerzteordnung und dem Gesetze vom 23. März 1896 
nicht in Widerspruch. Die Verpflichtung zur Entrichtung d^Beiträffe für 
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die in Frage kommenden beiden Unterstützongskassen findet ihre gesetzliche 
Grandlage im § 4 der Aerzteordonng und des Gesetzes vom 23. März 1896, 
wonach die Hersteliang von Einrichtongen zur Unterstützong notleidender 
und htüfsbedtlrftiger Mitglieder oder ihrer Familien za den Aufgaben der 
Bezirksyereine gehört; § 8 der alten nnd der neaen Satzungen wiederholt in 
dieser Beziehung nur, was das Gesetz Torschreibt. Die Beiträge für den ärzt- 
lichen Kreisverein beruhen auf § 6 der Aerzteordnung und § 2 der Aus- 
führungsverordnung vom 28. März 1896, wonach die Bezirksvereine des 
Eegierungsbeziiks den Kreisverein bilden, und finden in derselben Weise wie 
die Beiträge zu den Kosten der Geschäftsführung und des Bezuges yon Fach- 
zeitschriften ihre weitere Stütze im § 5 beider Gesetze, wonach die Bezirks- 
yereine über die Aufbringung und Umlegung der Mittel zur DurchftLhruDff 
ihrer gesetzlich festgelegten Zwecke Bestimmungen zu treffen haben. DaB 
er kraft Gesetzes MitgUed des Bezirksvereins Annaberg ist, hat aber der 
Kläger selbt nicht bestritten. 

Soweit sich erkennen läßt, will der Kläger bestreiten, daß dem ärzt- 
lichen Bezirksyereine Annaberg das Eecht zustehe, die Vereinsbeitrage auf 
Grund des Gesetzes yom 18. Juli 1902 über die Zwangsvollstreckung wegen 
Geldleistungen in Verwaltungssachen beitreiben zu lassen. Allerdings ist dem 
Bezirksyereine ein solches Kecht ausdrücklich weder in der Aerzteordnung, 
noch in dem ihr vorausgegangenen Gesetze vom 23. März 1896, sondern nur 
im § 88 Abs. 2 der Ausführungaordnung vom 28. März 1896 und im § 5 der 
Ausführungsverordnung vom 15. August 1904 zugesprochen. Die zuletzt an- 
gezogenen beiden Stellen dienen aber lediglich zur AusführuDg der ebenso im 
§ 5 der Aerzteordnung wie im § 5 des Gesetzes vom 28. März 1896 enthfdtenen 
Anordnung, wonach die ärztlichen Bezirksvereine in ihren Satzungen über die 
Aufbringung und Umlegung der erforderlichen Mittel Bestimmungen zu treffen 
haben. Durch jene Anordnung hat das Besteuerungsrecht der Bezirksyereine, 
soweit es nicht bereits durch ihre im § 1, Abs. 2 beider Gesetze erfolgte Er- 
klärung zu Körperschaften des öffentlichen Bechtes geschehen ist, die nach 
§ 37 der Yerfassnngsurkunde erforderliche gesetzliche Grundlage erhalten 
(Jahrbücher des Ober Verwaltungsgerichtes Bd. 2, S. 116, ll7). Da die Mit- 
gliederbeiträge vermöge des hiernach gesetzlich feststehenden öffentlich- recht- 
Schen Charakters der Bezirksvereine die Eigenschaft von „Geldleistungen in 
Verwaltungssachen haben, entbehren also die oben erwähnten Vorschriften 
der Ausführungsverordnungen der erforderlichen gesetzlichen Grundlage nicht. 
Korrespondenbl. f. die Kreis- usw. Vereine im Königr. Sachsen ; 1906, Nr. 19. 



Standesnnwfirdige Ueberforderung seitens eines Arztes. Ent- 
scheidung der Badischen Disziplinarkammer der Aerzte yom 
20. Juli 1906. 

Bei Beurteilung des Verhaltens des Dr. N. in dieser Angelegenheit mußte 
zwar die Disziplinarkammer anerkennen, daß bei objektiver Würdigung aller 
Umstände des Falles die Forderung des Dr. N. eine abnorm hohe war, die 
Disziplinarkammer vermochte aber auf Grund der Tatsache allein, daß er diese 
Forderung stellte, nicht zu dem Ausspruch zu gelangen, daß derselbe seine 
Berufspflichten verletzt und sich der Achtung, die der ärztliche Beruf erfordert, 
unwürdig gezeigt habe. 

Bei dem Nichtvorhandensein eber ärztlichen Gebührenordnung in Baden 
ist die Festsetzung des ärztlichen Honorars in erster Eeihe Sache der freien 
Vereinbarung. Kommt eine solche nicht zustande, so steht es im pflicht- 
gemäßen Ermessen des Arztes, welche Forderung er als seinen Leistungen 
entsprechend erachtet und in Ansatz bringen will. Soweit ortsübliche Sätze 
bestehen, wird er sich nach diesen zu richten haben. Entsteht Streit 
über die Höhe der Forderung, so liegt die Entscheidung beim 
ordentlichen Eichter. 

Zum Gegenstand des Disziplinarverfahrens kann eine Forderung, die sich 
als Ueberforderung darstellt, nur dann gemacht werden, wenn der Arzt bei 
der Forderung in irgendeiner Form eine unlautere Gesinnung an den Tag 
gelegt hat. Es muß ihm nach allgemeinen Standesbegriffen eine Unehren- 
haftigkeit zur Last fallen. Dies wird . besonders dann der Fall sein, wenn er 
bei seiner Forderung yon der Absicht ausgeht, berechtigte Literessen zu seinem 
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Vorteil m schädigen, oder wenn die Forderung mit irgendwelchen täuschenden 
Angaben, wie z. B. die Schwere einer Operation etc. begrtlndet wird. 

Da in dem betreifenden Falle keine dieser Voraussetzungen zutraf, 
mußte Freisprechung erfolgen. 



Medizinal - Gesetzgebung. 

GemelDTerständliehe Belehrungen fiber ansteekende KrankheiteB. 

Erlaß des Ministers der usw. Medizinalangelegenheiten yom 
13. Oktober 1906 — M. Nr. 14273 — an die Herren Eegierungspräsidenten. 

In den yon mir erlassenen Anweisungen zur AusfUhrung des Q^setKes, 
betreifend die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten, vom 28. August 1905 
ist zu Zeiten einer Epidemie die Verteilung gemeinyerständlicher Belehrungen 
unter die Bevölkerung yorgesehen. üm im Bedarfsfalle mit der Verteilung 
unverzüglich vorgehen zu können, übersende ich Ew. Hochwohlgeboren bei- 
folgend : 

• . Exemplare der gemeinverständlichen Belehrung über die Diphtherie, 
. . Exemplare der gemeinverständlichen B^ehrung über die übertrag- 
bare Genickstarre, 

• . Exemplare der gemeinverständlichen Belehrung über die Körner- 

krankheit, 

. . Exemplare der gemeinverständlichen Belehrung über die übertrag- 
bare Euhr, 

. . Exemplare der gemeinverständlichen Belehrung über Scharlach, 

• . Exemplare der gemeinverständlichen Belehnmg über den ünter- 

leibstyphus, 

. • Exemplare der gemeinverständlichen Belehrung über den Milzbrand 
(beim Menschen). 

. . Exemplare der gemeinverständlichen Belehrung über den Botz 
(beim Menschen) 

mit dem Ersuchen, die Belehrungen bis zu ihrer Verwendung in der dortigen 
Medizinal - Registratur ordnungsmäßig aufbewahren zu lassen. Ein etwaiger 
Bedarf an Exemplaren ist al^ährlich zum 1. April, erstmalig 1907, bei mir 
anzumelden. Ich ersuche ergebenst, die Landräte und OrtspoUzeibehGrden der 
Stadtkreise davon in Kenntnis zu setzen, daß die fraglichen Belehrungen in 
der Begel von dort zu erbitten sind. 

Bei dem Auftreten von Epidemien größeren ümfanges wird es sich 
empfehlen, die gemeinverständlichen Belehrungen, event. in abgekürzter Form 
dem Hauptinhalte nach, durch die gelesensten Tageszeitungen zur Kenntnis 
der Bevölkerung zu brmgen. Besondere Kosten für die Staatslcasse dürfen 
hierdurch jedoch nicht erwachsen. 



Bekftmpfnng des Kindbettflebers» Erlasse des Ministers der 
usw. Medizinalangelegenheiten a) vom 22.September 1906 — 
M. 18956ÜI— an die Herren Direktoren der Qniversitäts- Frauenkliniken, 
b^ vom 26. September 1906 — 13946 — an die Herren Begierungsprä- 
sidenten. 

a) Der von mir erlassenen ^Anweisung für die Bekämpfung des Kind- 
bettfiebers'' ist als Anlage 4 eine gemeinverständliche Belehrung „Wie schützt 
sich die Wöchnerin vor dem Kindbettfieber* beigegeben, welche nach § 29 der 
Anweisung; von den Hebammen jeder Schwangeren, welche sich an sie wendet, 
und von den Standesbeamten jeder Person, welche eine Geburt anmeldet, mit- 
gegeben werden soU. üm dieser Belehrung möglichste Verbreitung zu geben, 
bestimme ich, daß sie in den Kreisen der Hebammeulehranstalten zum Gegen- 
stande der Besprechung gemacht, und jeder Hebammenschülerin ein Exemplar 
der Belehrung ausgehän£gt werde. Zu diesem Behufe habe ich die Verlags- 
buchhandlung von Bichard Schoetz, Berlin S.W. 48, Wilhelmstraße 10, ver- 
anlaßt, sämtlichen Hebammenlehranstalten je 200 Exemplare der Belehrung 
zuzusenden. Ein etwaiger Mehrbedarf ist rechtzeitig bei mir anzumelden. 
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b) Die fttr die BerOlkeriing bestimmte ffemeinTerat&ndliche Belehnmff 
„Wie Bchtttzt sich die Wöchnerin yor dem fiLindbeUfieber", welche nach § 29 
der AnweisoDg für die Bekämjpfong des Kindbettfiebers den Hebammen nnd 
den Standesbeamten behois weiterer Verteilung zor Verfügong zu stellen ist, 
kann Ton der Verlags bachhandlang von Eichard Schoetz, Berlin S.W. 48, 
Wilhelmstraße 10, fttr den Preis yon 1 Mark ftlr je 100 Exemplare bezogen 
werden. Ew. Hoch wohlgeboren benachrichtige ich Merron ergebenst mit dem 
Ersachen, gefälligst dies den nachgeordneten Behörden bekannt za geben und 
den Gemeinden die freiwillige Beschaffong der gemeinverständlichen Be- 
lehrangen anf ihre Kosten zam Zwecke der Verteilong gemäß § 29 der An- 
weisung im Interesse der GemeindeangehOrigen nabe legen za lassen. 



Vorsohriften fiber Yorsichtsmassregeln bei Beerdigung an fibertrag- 
baren Krankheiten Verstorbener. Erlaß der Minister der usw. Me- 
dizinalangeiegenheiten and des Innern yom 18. Jali 1906 — 
M. d. g. A. M. 6511, M d. L n a 3464 — an die Herren Eegierangspräsidenten. 

Eine städtische OrtspolizeibehOrde hatte die Absicht, in einer Polizei- 
yerordnang fiber das Begräbaiswesen o. a. auch Vorschriften fiber besondere 
Vorsichtsmaßregeln za treffen, welche bei Beerdigang an fibertragbaren Krank- 
heiten Verstorbener beobachtet werden sollten (baldige Einsargung, Schließang 
des Sarges, üeberffihraog in eine Leichenhalle und dergl.). Der Eegierongs- 
präsident trag Bedenken gegen die Eechtsgfiltigkeit derartiger Polizeiyerord- 
nangsyorschriften. Er ffihrte aas, daß bereits in § 21 des Eeichsgesetzes yom 
80. Jani 1900 and in § 8 des Landesgesetzes yom 28. Aagast 1905 Bestimmangen 
bezfiglich der Leichen enthalten seien. Hierdorch erscheine die Materie yoll- 
ständig geregelt, so daß weitergehende Beschränkangen dorch PoUzeiyerordnang 
aosgescMossen seien. Insbesondere sei aas der Fassang im ersten Satze des 
§ 8 des Landesgesetzes in Verbindang mit den za diesem Paragraphen erlassenen 
Ansffihrangsbestimmangen yom 7. Oktober 1905 za folgern, daß solche be- 
sonderen Vorsichtsmaßregeln nicht im Wege der PoUzeiyerordnang, sondern 
nar yon Fall za Fall getroffen werden dfirfen. 

Dieser Ansicht sind die Minister der Medizinalangelegenheiten and des 
Innern nicht beigetreten, yielmehr ist der Begierangspräsident folgendermaßen 
beschieden worden: 

Die dortseitigen Bedenken gegen die Rechtsgfiltigkeit der im yorgelegten 
Entwurf einer PoUzeiyerordnang yorgesehenen Bestimmangen yermOgen wir 
nicht za teilen. 

Weder § 21 des Eeichsgesetzes yom 80. Jani 1900, noch § 8 des Landes- 
gesetzes yom 28. Aagust 1905 geben bestimmte Vorschriften fiber die gegen- 
fiber Leichen zutreffenden Vorsichtsmaßregeln. Beide Gesetze erteilen yielmehr 
ledigUch den Polizeibehörden die Ermächtigung, ihrerseits die erforderlich er- 
scheinenden Anordnungen zu treffen. Eine Vorschrift fiber die Form dieser 
Anordnungen enthält keins der beiden Gesetze, und es muß daher diejenige 
der Polizeiyerordnung ffir ebenso zulässig erachtet werden, wie die der Polizä- 
yerffigung. 

Nun beschränken allerdings die §§ 11 des Eeichs- und 8 des Landes- 
gesetzes die Befagnis der Polizeibehörde auf die Dauer der Krankheitsgefahr, 
aber nicht in der Weise, daß die Anordnungen nur im Augenblicke der 
Krankheitsgefahr getroffen werden dfirfen, sondern nur so, daß die 
Wirksamkeit cGeser Anordnungen sich nur auf die Dauer der Krank- 
heitsgefahr erstrecken darf. Es Ist zulässig, schon yor Auftritt 
der Krankheitsgefahr entsprechende Anordnungen zu treffen, dieselben 
sind aber nur soweit rechtsgültig, als sie lediglich ffir den Fall der 
Krankheitsgefahr eine Eegelung eintreten lassen. 

An diesem Maßstabe gemessen wird die Eegelung, wie sie der yer- 
gelegte Entwurf yorsieht, als zulässig anzusehen sein. 

Unzulässig erscheint dagegen die im letzten Absätze des § 1 yorgesehene 
Vorschrift ffir die FäUe yon Ableben an ansteckenden Krankheiten 
überhaupt. Denn da die beiden in Eede stehenden Gesetze polizeiliche 
Vorsichtsmaßregeln ffir die Behandlung der Leichen nur hinsichtlich der im 
Abs. 1 des § 1 des Entwurfs aufgeftlhrten Krankheiten zulassen, so können 
solche ffir andere fibertragbare Krankheiten nicht getroffen werden. 
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Erfordernisse für Bareanbeamten bei Yerwendnag in der Kolonial- 
Terwaltnng« Veifügnng des Finanzminister and des Ministers 
des Innern yom 4. August 1906. 

Die dienstlichen YernältniBse liaben in letzter Zeit die Einberofong einer 
größeren Anzahl yon Bareanbeamten in die Eolonialabteilang des Aaswärtigen 
Amts erforderlich gemacht. Um bei etwa weiter eintretendem Bedtlrfnis An- 
wärter zar Verftigang za haben, würde es der Eolonialabteilang erwünscht 
sein, wenn ihr geeignete mittlere Beamte der allgemeinen and der direkten 
Steaerverwaltang zar Yerwendong im Kolonialdienst in Vorsclilag gebracht 
wttrdeo. 

Die Anwärter dürfen im Lebensalter noch nicht za weit vorgescliritten 
sein (Alter etwa 80 Jahre) and müssen nach erfolgreicher Aasbildang die Prü- 
fnng für den BareaadieDst der allgemeinen Yerwaltang (Begieran^en) bezw. 
der Yerwaltang der direkten Stenern mit günstigem Erfolg abgeleistet haben 
haben. Außerdem müssen die Anwärter ihre besondere Befahignng für den 
praktischen Dienst darch längere selbständige Tätigkeit als Bnreaa-, Kassen-, 
oder Eechnnngsbeamte dargetan haben. Die Eegelung der Militäryerhältnisse 
wird vorausgesetzt. Eine Angabe darüber, welche Kenntnis der französischen 
nnd der englischen Sprache die Anwärter besitzen, würde erforderlich sein. 
Die besonderen dienstlichen Yerhältnisse der Kolonialrerwaltang lassen es 
ferner geraten erscheinen, daß die in den Bareaadienst der Kolonialver- 
waltang einzaziehenden Beamten sich yerpflichten, auf Erfordern aach in den 
Schatzgebieten Dienste za tan. Es ist deshalb notwendig, daß die Anwärter 
ihre körperliche Braachbarkeit für diesen Dienst durch Yorlage eines von 
einem beamteten oder älteren Militärarzt auf ihre Kosten auszustellenden 
Zeugnisses nachweisen. Ein Formular (Anlage A) für das einzureichende ärzt- 
liche Zeugnis liegt beL 

AerstUohes Zeagnls Anlage A. 

über 

den (Beruf, Yor- und Zuname) .... Welche Krankheiten hat der zu Unter- 
geboren am suchende bisher gehabt? 

zu . , ... Auch geringffigige Störungeii der Yer<Ua- 

Zeitiger Aufentbalteort: ÄMt^ItJ'r.'^rSM?« 

sowie Getchleohtskr*nklieit«ii sind «u be- 
lebt der Yater noch ? rücktichügen. 
Lebt die Mutter noch ? Auch geringfügige Störungen der Yer- 
Wenn ja, wie alt, gesund? dauungstätigkeit und des Nerren- 
Y7enn nein, in welchem Alter und Systems, leichte Anfälle von Bheu- 
woran gestorben ? matismus und Ohrenleiden sowie 
Wieviel Geschwister? Qeschlechtskrankheiten sind zu be- 
Y7ieyiel am Leben? rücksichtigen. 

Gesund? Wann und wie lange? 
Wenn Geschwister krank, Angabe der Ist der zu Untersuchende Soldat ge- 
Krankheit : wesen ? 
Wieviel gestorben? Wenn ja, wann? wie lange? 

Woran? Wie entlassen (gesund und felddienst- 
Sind in der Familie (bis zu den Groß- fähig oder wie) ? 
eitern) Lungenschwindsucht, Krebs, Wenn nicht, warum nicht? 
SchlaganfaU, Herzleiden, Geistes- Neigt der zu Untersuchende zu Kopf- 
krankheiten, Selbstmord, Gehirn- schmerzen, Nervosität, Herzklopfen, 
und Eückeamarkskrankheiten vorge- Durchfall, Yerstopfunff? Hat er 
kommen? schon wegen Ueberarbeitung Urlaub 
Bei wem? nehmen müssen? 
Sind Angehörige nervös? Eßlust? Alkoholgenuß? Bauchen? 
Wenn verheiratet, Frau gesund? Körperlänge? 

Kinder? Brustumfang bei Ausatmung: 

Wieviel am Leben? und bei tiefer Einatmung: 

Gesund? Bauchumfang in Höhe der Darmbein- 
Wenn Kinder krank, Angabe der Stachel: 
Krankheit : Körpergewicht : 
Wieviel gestorben? Zustand der Knochen, Gelenke, Mus- 
Woran? kulatur, FettpoLrter: 
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SindBliitadererweiteningenyorhanden? Befand des Unterleibs: 

Wenn ja, wo? Magen: 

Gesiclitsfarbe : Leber : 

Färbang der Schleimbäate P Milz: 

Temperament : Därme : 

Eegt sich der üntersachte dienstlich Besteht irgend ein Brach? 

oder aoßerdienstlich leicht über Genauer Untersachongsbeiondd. Urins: 

Kleinigkeiten auf? Farbe, spez. Gewicht: 

Stimme : Eiweiß : 

Befand der Zähne: Zacker: 

(Füllangen, künstliches Gebiß) Untersuchangsbefand der Aagen: 

Befand der Atmangsorgane : Befraktionszastand ; 

Befand des Herzens: SehrermOgen rechts: 

Spitzenstoß: links: 
Dämpfang: Untersachangsbefand der Ohren: 

Töne über der Spitze and den großen HOrfähigkeit rechts: 

Gefäßen: links: 
Palszahl in der Minate Untersachangsbefand des Neryen- 

a) in Eahe: Systems: 

b) nach zehnmaliger tiefer Knie- Wird nach dem Untersachangsbefande 
beage: der Untersachte für körperlich taag- 

Schlagfäge regelmäßig? lieh za Aaf enthalt and Tätigkeit in 

Beschaifenheit der Palsadern: den tropischen Malaria -Gegenden 

Palswelle : erachtet ? 

Gleichzeitig wird bescheinigt, daß der Untersuchte ein Gramm salzsaares 
Chinin eingenommen hat, ohne wesentliche Beschwerden dayon bekommen za 
haben, sowie daß derselbe yon mir einer Schatzpockenimpfang unterzogen 
worden ist (bezw. daß er in den letzten drei Jahren gegen Pocken geimpft 
worden ist). 

(Nur für den Fall, dasa die Tropendiensttaugrllohkeit bejaht wird, ist die Bescheinigung ahzngobon 

sonst so durchstreichen.) 

, den . . ten 190 . 

ünterschrlftTdes Arztes: 



Die Untersuchung auf Tropendiensttauglichkeit 
Das tropische Klima an und für sich, sowie die besonderen Krankheiten, 
welche in unseren Kolonien yerbreitet sind, stellen an die körperliche Wider- 
standskraft der dort lebenden Europäer erhöhte Anforderungen : es ist deshalb 
nicht jeder, der in der Heimat im allgemeinen gesund ist, aucn tropendienst- 
tauglich. 

Im besonderen ist zu rermerken: 

1. Das Neryensystem leidet in den Tropen wohl am häufigsten yon 
allen Organsystemen. Die objektire Untersuchung wird selten über eine rer- 
minderte Widerstandsfalugkeit des Neryensystems Aufschluß geben; dagegen 
wird eine sorgfältige Anamnese nicht nur nach heriditärer Belastung, sondern 
auch nach leichten Störungen und nach dem Temperament zu forschen haben. 
Menschen, welche sich aus kleiner Ursache übermäßig aufregen oder welche 
schon in der Heimat bei gesteifferten dienstlichen Anforderungen nerrös abge- 
spannt werden und Erholungsurlaub bedürfen, passen ebensowenig in tropisches 
KUma wie allgemein Unzufriedene oder geistig Minderwertige. Neigung zu 
Melancholie und Hypochondrie steigert sich in den Tropen übermäßig. Cho- 
lerisches Temperament neigt in den Tropen zu Ausschreitungen. 

2. An das Herz- und Blutsystem werden in den Tropen besonders 
hohe Anforderungen gestellt, weil die häufigste Tropenkrankheit, die Malaria, 
eine Blutkrankheit ist, weldie einerseits das Herz durch Anfälle yon hohem 
Fieber schädigt, anderseits eine Verarmung an roten Blutkörperchen zu Folge 
hat. Herzkrankheiten bilden sich sehr häufig in den Tropen aus. Es machen 
deshalb nicht nur ausgesprochene Herzfehler tropendienstuntauglich, sondern 
auch geringere Abweichungen, leichte Erweiterung, Fettherz usw. Berück- 
sichtigung yerdient auch eine hohe Pulsfrequenz bei kleinem Puls, besonders 
wenn zugleich Anzeichen yon Blutarmut oder Neurasthenie nachweisbar sind. 
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3. Aach das Verdaaangssystem'^liat in den Tropen gesteigerten 
Anforderongen za genügen, einerseits weil die Nahrang im allgemeinen weniger 
gat zabereitet and einförmiger ist, anderseits weil der dar(£ die Termehrte 
Transpiration yeranlaßte Wasseryerlast im Dannkanal Neigang za Obstipation 
and Katarrhen schafft, and solche leichte Störangen in den Tropen h&oflg die 
Qrandlage für schwere Darmkrankheiten, besonders Dysenterie, bilden. Aach 
in dieser Beziehang wird im allgemeinen die Anamnese bessere Anhaltspoiükte 
geben, als die objektive üntersachong; Leate, welche gewisse Speisen nicht 
vertragen oder an Obstipation leiden oder schon häoiger an, wenn aach 
leichten, Störangen der Magen - Darm -Verdaaang gelitten haben, sind vom 
Tropendienst aaszaschließen. 

Wichtig iBt aach der Zastand der Zähne. Angestockte Zähne laolen 
in den Tropen weit rascher, aach bietet sich in den Tropen selten Gelegenheit, 
die Schäden aaszabessem. Es sollten deshalb schon in der Heimat yor der 
Aasreise die Zähne gründlich instand gesetzt werden. Leaten, welche ein 
künstliches Gebiß tragen, ist die Mitnahme eines Beserye- Gebisses anzaraten. 

4. An die Atmangsorgane werden in den Tropen im allgemeinen 
keine besonderen Anforderangen gestellt. Im Gegenteil pflegt eme in anserem 
Klima bestehende Neigang za Katarrhen in den Tropen za yerschwinden. 
Dagegen ist nach den bisher gemachten Erfahrangen drmgend abzoraten, Per- 
sonen, welche eine aach nar beginnende Langentnberkalose haben, den Schä- 
digungen der Malaria aaszasetzen, da anter ihrem den ganzen KOrper 
schwächenden Einfloß die Taberkalose oft einen sehr angünstigä raschen Yer- 
laaf nimmt. 

5. Die Haat hat in den Tropen eine weit aasgiebigere Transpiration 
za leisten; Farankalose, Ekzem and andere Hantkrankheiten sind sehr häafig; 
es sind daher solche, welche za diesen Affektionen neigen, wenig geeignet für 
die Tropen. 

6. Die Aagen werden in den Tropen infolge der intensiyen Sonnen- 
bestrahlang häaflg von Bindehaatkatarrhen and yon Homhaatgeschwüren heim- 
gesacht. Das Mitnehmen einer Schatzbrille ist jedem Aasreisenden anzuempfehlen. 

7. Entzündungen des äußeren GehGrgangs, des Trommelfells 
und des Mittelohrs entstehen in den Tropen nicht selten und besonders, 
wenn schon ähnliche Erkrankungen in früherer Zeit yorangegangen sind. Dabei 
ist noch zu berücksichtigen, daß der häufige Gebrauch yon Chinin, welcher in 
Malariagegenden nicht zu umgehen ist^ bei chronischen Entzündungen des 
Ohres sowohl auf den Verlauf der Krankheit, als auch auf das HöryermOgen 
sehr ungünstig einzuwirken pflegt. Personen, welche schon einen chronischen 
Mittelohrkatarrh durchgemacht haben, werden daher zweckmäßig nicht nach 
Malarialändem ausgesandt. 

8. Nierenkrankheiten entstehen in den Tropen nicht selten. 

9. Geschlechtskrankheiten, sowohl Syphilis als Tripper, sind in 
den Tropen sehr häuflg. Personen, die an Geschlechtskrankheiten leiden, sollten 
erst dann für tropendienstfähig erklärt werden, wenn ihre definitiye HeOong 
gesichert ist, da die Heilung cueser Krankheiten in den Tropen oft sehr er- 
schwert ist und nicht selten unheilbare Folgen zurückbleiben. 

10. Gelenk- und Muskelrheumatismus ist in den Tropen häufig 
und hartnäckig. Ein schwerer oder wiederholte leichte Anfälle yon Bheuma- 
tismus schließen daher die Tropendienstfähigkeit aus. 

11. Allgemeine Konstitution. Sehr magere Personen eignen sich 
im allgemeinen für die Tropen schlecht, weil wenigstens anfangs die meisten 
Europäer in den Tropen an Körpergewicht yerlieren und es deshalb gut ist, 
einen gewissen Ueberschuß mitzubringen; auch neigen magere Leute im 
allgemeinen mehr zur Neryosität, dem yerbreitetsten üebel der Tropen. Sehr 
dicke Personen eignen sich aber auch nicht, besonders, weil sie fieberhaften 
Krankheiten gegenüber zu wenig widerstandsfähig sind. Brünette Menschen 
leiden im allgemeinen wenig unter roten Hund und Furunkulose, jedoch macht 
sich im allgemeinen in der Gewöhnung an tropisches Klima kein wesentlicher 
Unterschied zwischen Hell- und Dunkelhäatigen bemerkbar. 

12. Der Alkohol ist im heißen Klima weit schädlicher als im ge- 
mäßigten, weil der chronische Alhokoholgenuß in den Tropen yiel rascher zu 
inneren Organerkrankangen, besonders Lebererkrankungen, führt Auch ist 
ein Malaria -Anfall für einen Alkoholisten eine weit ernstere Krankhdt^^ für 
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einen mäßigen Menschen; sdiwere, selbst tödliche Malaria -Anfälle sind schon 
häufig in dem Depressionsstadiiun nach einer aknten Alkoholyerffiftnng (Kater) 
zam Ansbrnch gekommen. Personen, welche gewöhnt sind, täglich ein großes 
Qaantnm Alkohol zu genießen, sind daher nicht brauchbar m den Tropen. 
Aach ttbermäßiger Nikotingenuß ist wegen der Einwirkung auf das Herz 
auszuschließen. Morphiophagen sind gänzlich unbrauchbar. 

IB. Um Personen, welche eine Idiosynkrasie gegen Chinin 
haben oder auch solche, welche Chinin nicht schlucken können, her- 
auszufinden, ist es angezeigt, jedem Untersuchten und Brauchbarffefundenen 
1 Gramm Chinin zu geben. Da Europäer in Malaria -Gegenden ohne Chinin 
nicht leben können, ist jeder, der Chinin nicht schlucken oder nicht vertragen 
kann, tropendienstunfähig. 

14. Die Gefahr, mit Pockenkranken in Berührung zu kommen, ist in 
allen Kolonien größer, als Inder Heimat, eine nochmalige Schutzpocken- 
impfung ist deshalb angezeigt, falls die letzte Impfung des Tropenkan- 
didaten schon länger als 8 Jahre zurückliegt. 



Ueberslehten über die neu zu errichtenden und erSlbienden Apo- 
theken« Erlaß des Ministers der usw. Medizin alangelegen heiten 
vom 14. September 1906. — M. 7721 — an die Herren Oberpräsidenten. 

In den auf meinen Erlaß Tom 23. November vorigen Jahres — M. 8419 
— eingegangenen üebersichten sind mehrfach auch Uebertragungen von 
Apothekenkonzessionen aufgezählt, welche bei dem Verkauf von konzessionierten 
Apotheken den Käufern erteilt sind. 

Ew. Exzellenz ersuche ich, künftig in die alljährlich bis zum 15. Januar 
vorzulegenden üebersichten nur die im abgelaufenen Jahre in dem dortigen 
Bezirk neu errichteten und eröffneten Apotheken, einschließlich der durch Um- 
wandlung von Zweigapotheken neu gegründeten Vollapotheken, sowie die nach 
dem Allerhöchsten Erlaß vom 80. Juni 1894 heimgefallenen und neu ver- 
liehenen Apothekenkonzessionen anzugeben. 



Könlipreioli Bayern. 

Postversand von infektiösem üntersuehnngsmateria]. Bekannt- 
machung des Ministeriums des Innern vom 80. Juli 1906. 

Die Bekanntmachung stimmt mit der vom Beichspostamt erlassenen (s. 
Beilage zu Nr. 14, 1906, S. 95) überein. 



Einflnss der Molkereien und Käsereien auf die Yolksemährung. 
Erlaß des KönigL Ministeriums desinnern vom 19. August 1906 
an die K. Begierungen, Kammern des Innern, die K. Bezirksämter, die K. Be- 
zirksärzte, dann die Gemeindebehörden. 

In Bayern ist vom Jahre 1898 bis zum Jahre 1903 die Zahl der Molke- 
reien und Käsereien von 2548 auf 2587, darunter die der genossenschaftlichen 
Betriebe von 594 auf 856, die zu Butter und Käse verarbeitete Milchmenge 
von 4,286 auf 5,584 Miilionea Hektoliter und der Wert der Molkereierzeugnisse 
von 46 auf 59 Millionen Mark gestiegen. 

Gleichzeitig mit dieser Entwicklung haben sich vereinzelt Klagen, ins- 
besondere in den amtsärztlichen Jahresberichten, über einen Bückgang in der 
Ernährungsweise und damit in der körperlichen Entwic^elung der ländlichen 
Bevölkerung in einigen Bezirken eingestellt. 

Das K. Staatsministerium des Innern hat dieser Angelegenheit fort- 
dauernde Aufmerksamkeit gewidmet und liierüber in jüngster Zeit gesonderte 
Erhebungen veranstaltet, deren Ergebnis in der Kammer der Abgeordneten am 
18. Juni 1906 (Stenogr. Bericht Bd. IV, S. 752) zur Sprache gekommen ist und 
im wesentlichen in folgenden Sätzen zusammengefaßt werden kann: 

Die Verbesserung der Milchverwertung und die rationelle Ausbildung 
und Verbreitung des Molkerei- und Käsereiwesens hat vielfach eine Erhöhung 
des Gewinnes aus dem Betriebe der Milchwirtschaft zur Folge und bildet damit 
einen Anreiz für die Viehbesitzer, alle verfügbare VoUmildi in Geld umzu- 
setzen und das Milchbedtlrfnis des eigenen Haushalts hintanzustellen. Dies 
befördert in den Haushalten der Viehbesitzer den Eückgang kräftiger Milch- 
nahrung, den Genuß der gehaltsarmen Magermilch, die EmftÜ^^^^j^i^r- 
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wertiger Surrogate, wie z. B. ron Pflanzenfetten, unter Umständen auch den 
Ersate der Milch durch alkoholhaltige (betränke. 

Desungeachtet kann bis jetzt in Bayern von einer Unterernährung der 
Laadbeyölkerunff in größerem Urninge nicht gesprochen werden. Ebensowenig 
ist ein statistischer l^achweis geliefert, daß etwa die Militärdiensttaugliohkeit 
Yon der Ausbildung des Molkereiwesens ungftnstig beeinflufit wäre. 

Demnach sieht das E. Staatsministerium des Innern nach wie vor eine wich- 
tige Aufgabe in der tatkräftigen Förderung dieses Zweiges der Landwirtschaft 

Auf der anderen Seite wird es jedoch die ernste Pflicht der beteiligten 
Behörden bilden, im Interesse der Erhaltung gesunden Volkstums und natio- 
naler Wehrkraft den erwähnten Gefahren des Molkerei- und Käsereiweeens 
nachzugehen und in geeigneter Weise entgegenzuarbeiten. 

Hierzu wird Tor tälem die Steigerung der Milchproduktion durch ziel- 
bewußte Hebune der Viehhaltung und des Futterbaues, dann die eindringliche, 
bei entsprechenden (Megenheiten zu wiederholende Belehrung der BevOl^rung 
in bezug auf eine richtige Versorgung des eigenen Haushaltes mit Milch, enl- 
lich eine entsprechende Einwirkung auf die Genossenschaften, insbesondere auf 
die staatlich unterstützten Verbände dienen. 

Der staatliche Eonsulent ftlr Milchwirtschaft ist angewiesen, stets nach 
diesen Grundsätzen zu wirken. Gleiche Weisung ist den landwirtsdiaftlichen 
Wanderlehrern zu erteilen. 

Die E. Bezirksärzte wollen gelegentlich ihrer Dienstgeschäfte, z. B. bei 
den Impfungen, der angeregten Frage ihr besonderes Augenmerk zuwenden 
und ihre Beobachtungen unter Buchstabe D, Ziffer 1 der ärztlichen Jahres- 
berichte niederlegen, ttber besondere Vorkommnisse auf diesem Gebiete jedoch 
jeweils eigens berichten. 



O. Hei-sEOfiptum SaolisenL-Meiniiiipeii. 
Betrieb und Ueberwaohnng von Wasser Tersorgungsanlagen. Bund- 
Erlaß des Staatsministeriums, Abt. des Innern, yom 25.Sep- 
tember 1906. 

Von dem Bundesrat ist die anliegende Anleitung für die Einrichtung, 
den Betrieb und die Ueberwachung Öffentlicher Wasseryersorgungsanlagen 
welche nicht ausschließlich technischen Zwecken dienen, beschlossen worden. 
Sie tritt an die Stelle der allgemeinen Verfügungen vom 13. November 1902 zu 
8806 II, Tom 6. Januar 1905 zu 25, 8 II und vom 14. Juli 1905 zu 29, 88 n 
und ist Yon jetzt ab zu befolgen. Dabei verweisen wir noch auf die der An- 
weisung beigegebenen Erläuterungen. 

Gleichzätig bestimmen wir hiermit, daß „Behörde", »rzuständi^e Behörde* 
im Sinne der Ziffern 19, 22, 25, 29, 30, 31 und 82 der Anleitung der Herzog- 
liche Landrat ist, dem der Herzogliche Physikus als hygienischer und der 
Herzogliche Straßen- und Wasserbaumeister als technischer Sachverständiger 
zur Seite stehen. Durch letztere läßt der Herzogliche Landrat auch die in 
den Ziffern 26 ff. angeordnete Ueberwachung ausführen. Von Erlaß besonderer 
Ausführungsbestimmungen gemäß Ziffer 88 sehen wir zunächst ab. Dem HerzogL 
Landrat bleibt überlassen, im Einzelfall besondere Bestimmungen zu treffen. 

Wir bemerken nur noch, daß die Ueberwachung auf sämtliche Öffentlichen 
Wasserversorgungsanlagen, welche nicht ausschließlich technischen Zwecken 
dienen, auszudehnen ist und nicht etwa nur auf Hochdruckwasserleitungen. 

Die Ergebnisse der regelmäßigen und außerordentlichen Prüfungen sind 
uns je am Jahresschlüsse vorzulegen. 

Zur chemischen Untersuchung der Trinkwässer ist das Nahiunfis- 
mitteluntersuchungsamt in Jena gegen eine Entschädigung von 7,50 M. für die 
einzelne Untersuchung bereit, während für eine hygienische Untersuchung 
einschließlich des motiTierten Gutachtens das hygienische Institut der Universität 
in Jena 22 Mark berechnen wird. Letzteres teilt auf Wunsch eine besondere 
Anleitung für die Probeentnahme und den Versand, sowie für Angaben über 
die Ortlidien Verhältnisse mit. 



') Siehe Beilage zu Nr. 17, 1906, S. 115. 

Verantwortl.Bedakteur: Dr.Bapmund, Reg.- u. Geh. Med.-Rat in Minden i. W. 

J. 0. a Bnma, H«nogL Saelu. n. F. 8elL-L. HofbuohdraelMr«! iiiillliidiii.^T^ 
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Rechtsprechung. 

Uimlltsflige Aufbewakriuiir Ton Hlleh In flbelrieeheiideii usw. Bäiaieii. 

Urteil des Bayer. Obersten Landesgeriehts yom 12. Juli 1906. 

Nach Art. 76, Abs. 1 des Poliseistrafgesetzbaches wird iL a. an GFeld bis 
zu 45 Mark bestraft, wer außer den Fällen des § 867 Nr. 7 des Stralgesetz- 
bachs den sur Yerhütong von Gefahren für die Gesundheit in bezug auf die 
Aufbewahrung rerkänflicher Nahrun^mittel, Eßwaren und Q^trSnke ergangenen 
ober- oder ortspolizeilichen Vorschriften zuwiderhandelt. Die Anwendbarkeit 
des Art. 75 neben den Bestimmungen der Gewerbeordnung ist nicht zu be- 
zweifeln. Die auf Ghrund des Art 75, Abs. 1 vom Staatsministerium des Innern 
am 15. Juli 1887 erlassene oberpolizeiliche Vorschrift, den Verkehr mit lOlch 
betreffend, bestimmt in § 5, Abs. 4: 

„Vorbehaltlich der nach den besonderen Örtlichen Verhältnissen etwa 
Teranlaßten ortspolizeilichen Vorschriften (§ 7, Abs. 2) darf zum Verkaufe 
bestimmte Milch nur in reinlich eehaltenen, gut zu lüftenden Bäumen auf- 
gestellt werden. Insbesondere ist die Aufstellung in Bäumen yerboten, 
welche als Krankenzimmer im Qebrauche stehen, desgleichen in ttbel- 
riechenden und in solchen Bäumen, woselbst in Zersetzung begriffene 
Gegenstände aufbewahrt oder feilgehalten werden.^ 
Hiernach ist zunächst die Au&tellung Ton Milch in Bäumen yerboten, 
in denen in Zersetzung begriffene Gegenstände aufbewahrt oder feilgehalten 
werden. Dies trifft bezüglich der vom Angeklagten feilgebotenen Orangen zu. 
Die Beyisionsbehauptung, man yerstehe unter Gegenständen, die in Zersetzung 
begriffen seien, „faule Sachen, die man aus Lei(mtsinn oder Qebelwollen yer- 
famen lasse^, ist nicht zutreffend, da die oberpolizeiliche Vorschrift den Grund 
der Zersetzung nicht berttcksichtigt, sondern nur die Tatsache einer solchen, 
femer eine denurdge Unterscheidung mit dem polizeilich yerfolgten Zwecke 
der Vorschrift, die Yerunreini|^g der Milch ferne zu halten, unyereinbar wäre. 
In § 5. Abs. 4 der oberpolizeilichen Vorschrift ist aber auch die Aufstellung 
yon Milch in übelriechenden Bäumen yerboten. Jene Vorschrift unterscheidet 
nicht zwischen Bäumen, die an sich infolge ihrer natürlichen Beschaffenheit 
oder unter dem Einflüsse äußerer Verhältnisse, z. B. in der Nähe befindlicher, 
üble Ausdünstung yerbreitender Anlagen oder wegen der in den Bäumen selbst 
gelagerten übelriechenden Geffenstände, mit üblem Gerüche erfüllt sind. 
Offenbar wollte die oberpolizefliche Vorschrift yerhüten, daß die Milch mit 
üblen Gerüchen im Baume der Aufbewahrung in Berührung komme, gleichyiel 
welchem Umstände der üble Geruch seine Entstehung yerdanke. Es besteht 
daher kein Bedenken gegen die Annahme, daß der Ausdruck „übelriechender 
Baum** in weitestem Sinne auszulegen ist, zumal die Gleichstellung mit Eranken- 
ximmem darauf hinweist 

Es ist deshalb im yorwürfigen Falle als festgestellt zu erachten, daß 
Milch in einem übelriechenden Baume aufbewahrt war, weil übelriechender 
Handkäse, sowie übelriechende sauere Bohnen nebst Sauerkraut gleichzeitig 
mit der Milch im nämlichen Baume sich befanden. Die im wesentlichen tat- 
sächliche Fest8tellu]l|^ daß die ebengenannten drei Gegenstände übelriechend 
waren, läßt einen Becntsirrtum nicht ersehen, ist daher gemäß §§ 260, 876 der 
Strafprozeßordnung für das Beyisionsgericht bindend. Die Behauptung der 
BeVision, unter „übelriechenden Gegenständen^ seien „jauchige, faule Gegen- 
stände, keineswegs aber Nahrungs- und Genußmittel gemeint, die in normaler 
Weise und ohne irgendwie yerdorben zu sein, einen spedfischen Geruch yer- 
brdten'', yerstOßt sogen den Wortlaut und yerkehrsübliche Auffassung des 
Ausdrucks „übelriechend**. 
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Ein ortspoliselllehes Yerbet des Oebranelis Ton BlerpresslMieii beim 
gewerbsmftsslgen Anssehank ron Bier ist in Bayern iniassig. Urteil des 
K. Obersten Landesgerichtes zu München yom 5. Jnli 1906. 

Ans dem Inhalte der ortspoliseilichen Vorschriften Tom 12. Janaar 1898 
nnd bsbesesondere ans der Bezagnahme auf den Art 75 des Polizeistrafgesetz- 
baches ist za entnehmen, daß sie neben dem aligemeinen Zwecke, sar Begelang 
des Verkehrs mit Nahrangs- and Gknaßmitteln Anordnongen za treffen, den 
besonderen Zweck yerfolgt, Anordnangen za treffen zar Verhtttang Ton 
Gefahren, die für die Gesundheit bei dem Aasmessen oder Aaswägen yerkiaf- 
licher Nahrangsmittel — Eßwaren and Getränke — eintreten kOnnen. Diesem 
besonderen Zwecke dienen die «allgemeinen Vorschriften in den §§ 8 bis 11 
and bezüglich des Verkehrs mit Bier die Anordnangen in den §§ 88, 89, deren 
letzterer verbietet, daß zam Aasschanke Ton Bier Pressionen irgendwelcher 
Art Terwendet werden. Der Magistrat als GesandheitspolizeibehOrde hat darch 
die Erlassang des Verbots in § 89 die Anschaaang aasgesprochen, daß er in 
der Verwendang von Pressionen behn Bieraasschank eine Gefahr für die 
Gesandheit erbucke and daher zar Verhütanf^ der Gefahr die Verweadang 
verbiete. Das Verbot erscheint mithin als eine im Bahmen and zar Verfolgung 
der Zwecke des Art. 76 des Polizeistrafgesetzbaches getroffene polizeiliche 
Anordnang. 

Es kann nach dem Ergebnisse der Beweisaafnahme im Strafferfahrea 
zagegeben werden, daß die Verwendong von Pressionen beim Aasschanke von 
Bier in der Bogel die Besorgnis einer Gefährdang der Gesandheit dann nicht 
begründet, wenn die Leitangen der Pressionen stets reinlich gehalten werden. 
Die MO|;lichkeit der Gefährdang besteht aber — nach demselben Ergebnisse — , 
wenn die Leitangen anreinlich gehalten werden. Erwägt man diese Möglich- 
keit, so findet die Ton der Gesandheitspolizeibehörde aasgesprochene An- 
schaaang and das Verbot des § 89 seine sachliche Bechtfertigang. Doch wie 
dem seL Mag aach darüber ein Zweifel aafgeworfen werden kOnnen, ob das 
Verbot der Verwendang von Pressionen eine Anordnang sei, die zar Verhütang 
ven Gefahren für die Gesandheit notwendig oder zweckmäßig ist and ob das 
Verbot den Zweck erfüllt, den die yerbietende Behörde verfolgte, so ist doch 
dem Bichter darch Art. 15 des Polizeistrafgesetzbaches die Beragnis genommen, 
die Frage der Notwendigkeit oder Zweckmäßigkeit des Verbots in Erwägong 
za ziehen. Die Frage, ob ebe zam Zwecke der Verhütang von Gefahren für 
die Gesandheit beim Aasmessen von Nahrangsmitteln aaf Grand gesetzlicher 
Ermächtigang getroffene Anordnang materiell zweckmäßig oder notwendig sei, 
ist eine Sache der aasschließlichen administrativen Erwägang; sie ist nicht 
Tom Gerichte, sondern in dem darch Art. 14 des Polizeistrafgesetzbaches vor- 
gezeichneten Verfahren za erörtern and za entscheiden. Solange die Anordnng 
als eine im Bahmen des Gesetzes erlassene Anordnang der zuständigen Polizei- 
behörde in Kraft besteht, ist Tom Gerichte gegen den, der ihr zuwiderhandelt, 
aaf Strafe za erkennen. 



Benntzang von Kleinbahnen. Erlaß des Ministers der asw. 
Medizinalanffelegenheiten yom 8. Oktober 1906 — A. Nr.964GI, 
U II, U III B, M. — an die Herren Begierangspräsidenten. 

Aaf Grand des Vorbehalts im Abschnitt C, 5, Satz 2 der Aasführongs- 
bestimmangen za den Vorschriften über die Tagegelder and Beisekosten der 
Staatsbeamten vom 11. November 1903 (G. S. S. ^l) werden im Einyerständ- 
nisse mit dem Herrn Finanzminister die Herren Begierangspräsidenten, der 
Herr Polizeipräsident hier and die Königlichen Begierangen, soweit der dies- 
seitige Geschäftsbereich für dort in Frage kommt, femer das Königliche 
Landeskonsistoriam in Hannover, die Königlichen Konsistorien and die König- 
lichen ProTinzial- Schalkollegien für Ihren Geschäftsbereich hiermit ermächtigt, 
in Zakonft selbständig Entscheidung darüber za treffen, ob die Gründe ge- 
rechtfertigt sind, welche die Beamten für die etwaige Nichtbenatsang Ton 
Kleinbahnen bei Dienstreisen in den Forderangsnachweisen geltend machen. 

Ich nehme jedoch Veranlassang, darauf hinzuweisen, daß mit der Aus- 
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Schließung der Kleinbahnbenatznng nicht zu weit gegangen werden darf, und 
daß allgemeine Anordnuujgen, wonach bestimmte fieinbahnen ein fttr allemal 
als zur Benutzung ungeeignet anzusehen seien, unzulässig erscheinen. Die für 
die Nichtbenutzung der Kleinbahnen yon den Beamten angegebenen Gründe 
sind yielmelir in jedem einzelnen Falle einer gewissenhaften Prüfung zu unter- 
ziehen, wobei die zu dem Staatsministerialbeschlusse Tom 25. Oktober 1898 
erlassene Bundyerfflgung vom 2. Januar 1899 — G III, 8117 — (Zentr.- Blatt 
f. d. ges. Unterr.-Verw. S. 246) auch jetzt noch zum Anhalt zu dienen hat. 



Die Anstellniig eines auslftndisoheii, niclit In Deutschland appro- 
bierten Antes als Hilftorst an einer Krankenanstalt ist nninlftssig. Er- 
laß des Ministers der usw. Medizinalangelegenheiten vom 
1. November 1906 — M. Nr. 19567 — an sftmtliche Herren Begierungs- 
pr&sidenten« 

Aus Anlaß eines Spezialfalles, in welchem yon einer (Gemeinde in Aus- 
sicht genommen war, einen ausländischen Arzt, welcher sich nicht im Besitz 
der deutschen Approbation befand, in einer Krankenanstalt als Hilfsarzt an- 
zustellen, weise ich darauf hin, daß dieses Verfahren nach § 29 der Beichs- 
Gtowerbeordnung nicht zulfissig ist. 



Ausdehnung der Prfifong inr Yerwaltnng einer Dispensieranstait 
in KranlEenbinsem auf andere Personen als den Diakonissen und den 
Mitgliedern geistlicher Genossenschaften nicht anerkannt« Verfügung 
des Ministers der usw. Medizinalangelegenheiten yom 25. Sep- 
tember 1906 — M. Nr. 7886 

Nach den bestehenden Bestimmungen dürfen nur solche Personen zur 
Prüfung für die Verwaltung der Dispensieranstait eines Krankenhauses zuge- 
lassen werden, welche Diakonissen oder Mitglieder einer staatlich anerkannten 
geistlichen Genossenschaft für Krankenpflege sind. 

Alle anderen im Krankenpflegeberuf stehenden Personen sind yon der 
Prüfung ausgeschlossen, und auch die Mitglieder geistlicher Genossenschaften 
erwerben nach dem Erlaß yom 2. Juli 1858 durch das Bestehen der Prüfung 
nur die Berechtigung zur Verwaltung der Dispensieranstait in einer unter der 
Leitung ihrer Genossenschaft stehenden Anstalt 

Ein Bedürfnis zur Abänderung der yorstehenden Bestimmungen im Sinne 
einer Ausdehnung der den Diakonissen und Mitgliedern geistlicher Genossen- 
schaften gewfthrten Begünstigungen auf andere Personen kann nicht anerkannt 
werden« 



Yermehmng der Apotheken. Erlaß des Ministers der usw. 
Medizinalangelegenhelten yom 15. Oktober 1906 — M. Nr. 8127 
— an die Herren Oberprisidenten. 

Nach dem entgültigen Ergebnis, welches in der Sondernummer der Sta- 
tistischen Korrespondenz yom 2i6. September d. J. yerOifentlicht worden ist, 
hat die Volkszählung yom 1. Dezember 1905 eine erhebliche Zunahme der Bo- 
yOlkerung ergeben. 

Mit Bücksicht hierauf ersuche ich Ew. Exzellenz, die Herren Begie- 
rungsprfisidenten des dortigen Bezirks gefälligst darauf hinzuweisen, daß mit 
der BeyOlkerungszunahme tunlichst auch £e Vermehrung der Apotheken 
gleichen Schritt zu halten hat. 



Zulassung zur pharmazeutischen Prüfung. Erlaß des Ministers 
der usw. Medizinalangelegenheiten yom 17. Oktober 1906 — 
M. Nr. 191dlül an die Herren Uniyersitätskuratoren. 

In § 17, Abs. 4, Ziff. 2 der Prüfungsordnung für Apotheker yom 14. Mai 
1904 ist yorgeschrieben, daß behufs Zulassung zur pharmazeutischen Prüfung 
der Nachweis regelmäßiger Teilnahme an bestimmten Uebungen zu er- 
bringen sei. Hiernach kOnnen nur solche Zeugnisse als ausreichend für die 
Zulassung zur Prüfung betrachtet werden, in denen die Begdmäßigkeit der 
Teilnahme ausdrücklich bescheinigt ist. 

Ich ersuche deshalb ergebenst, bei der Zulassung zur Apothekerprüfung 
darauf zu achten, daß die yon den Uniyersitätslehrem ausgesteUtei^"ZeuflnisjE|e. 
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dem Wortlaute der Prfklongsordiiaiig entsprechend den regelmäßigen Be- 
such der Piüchtflbnngen bescheinigen. Zeugnisse, welche diesen Vermerk nicht 
enthalten, sind lüs genügend nicht anzuerkennen. 

Die mit den Fflichtttbungen betrauten Dozenten ersuche ich, aui Tor- 
stehende Bestimmung gefftUigst aufmerksam zu machen. 



YerflUsclinng ron Zwieback durek Zusatz tob Seife. Erlaß des 
Ministers der usw. Medizinalangelegenheiten vom 8. Oktober 
1906 — M. Nr. 8016 — an sämtliche Herren Begierungspräsidenten. 

Nach dem abschriftlich anliegenden Urteil des Schöffengerichts zu Neuß 
yom 21./28. Februar d. J. ist ein Kaufmann X. wegen Verfälschung von 
Zwieback durch Zusatz von Seife zu einer Geldstrafe von 60 M. yerurteilt worden. 

Wie aus der Urteüsbentndung heryorgeht, hatte der Angeklagte unter 
der Bezeichnung „Sanitäts- Kinder -Zwieback -Extrakt** eine Zubereitung in 
den Handel gebracht, die als Zusatz zu dem Ton den Bäckermeistern herge- 
st^ten sogenannten holländischen Zwieback dienen solL Er war beschuld^ 
das Erzeugnis durch Zusatz Ton Seife Torsätzlich verfälscht und die ver- 
fälschte Ware in den Verkehr gebracht zu haben. Der Seifenzusatz war duch 
den beeidigten Gerichtschemiker festgestellt worden und wurde auch von dem 
Angeklagten vor Gericht zugegeben. 

Die Verfälschung muß als um so bedenklicher bezeichnet werden, als 
ein fttr die Ernährung der Kinder und insbesondere schwächlicher und kranker 
Kinder bestimmtes NahrungsmitteL der Zwieback, mit einem Extrakt bereitet 
wird, dessen reklamehafte Bezeicnnung „Sanitäts- Kindernähr -Zwieback -Ex- 
trakt** in keiner Weise den Seifengehalt vermuten läßt 

Da eine (öffentliche Fälschungsart nach den Angaben des Angeklagten 
vielfach ttblich sein soll, ohne bisher anscheinend zur Kenntnis der Behörden 
gelangt zu sein, so ersuche ich ergebenst, die mit der Ueberwachnng des 
Lebensmittelverkehrs betrauten SteUen, insbesondere die öffentlichen Unter- 
suchunffsanstalten, auf diese bedenkliche Art der Nahrungsmittelfälschung 
aufmerlsam zu machen. 

Gerichtliches Urteils. 
Der Angeklagte stellt Zwieback- Extrakt her, welchen er als Saaitäts- 
Kindemähr- Zwiebacks -Extrakt in den Handel bringt und welcher als Zusatz 
zu dem von den Bäckermeistern hergestellten sogenannten holländischen Zwie- 
back benutzt wird. Der Angeklagte stdlt diesen Extrakt auf folgende Weise 
her. Er nimmt 100 Pfund Sirup, 100 Pfund Zucker und 40 Pfund Fett Zu 
dem gekochten Sirup und Zucker werden die 40 Pfund Fett und ca. 2 Pfund 
Seife zugesetzt. Das Ghinze wird dann verrührt und erkalten gelassen. Der 
so hergestellte Extrakt wird in Kttbeln oder Eimern versandt Der Ange- 
klagte benutzt sogenannte Maiseiller Seife, welche er, wie er angibt, nachdem 
sie fein geschabt Ist, zuvor auf Wasser setzt und auslaugt Dann gießt er 
diese Brfihe ab und treibt die geschabte Seife mit einem Pinsel unter Zusatz 
von Wasser durch einen Sieb. Er erhält dann eine schaumige Masse, welche 
in kaltem Zustand unter die übrigen Zutaten gemischt wird. Er macht dieses 
Seifenpräparat in sdner Wohnung, eingeschlossen in sein Schlafzimmer, und 
läßt es dann in die Fabrik bringen. Seinem Arbeiter, welcher den Extrakt 
zusammensetzt und bereitet, war der Inhalt dieses Seifenpräparates unbekannt 
Der Sachverständige Dr. Z., welcher den Extrakt untersucht hat, hat fest- 

gestellt, daß derselbe etwa 1,2<^/a Seife enthält; welches Quantum, wie er be- 
undet, den Angaben des Angeklagten entspricht. Der Sachverständige hält 
diesen Seifenzusatz untejr alkn Umständen für unzulässig, da die Säfe als 
Nahrungsmittel ungeeignet ist. 

Der Angeklagte führt zu seiner Entschuldigung an: 

1. sei der Extrakt als solcher kein Nahrun^mittel, erst der unter seinem 
Zusätze hergestellte Zwieback sei ein NahrungsmitteL 

2. werde der Seifenzusatz allgemein für zulässig erachtet und tatsäch- 
lich werde er auch von allen Bäckern zu dem Zwieback zugesetzt Gegen einen 
Zwiebackfabrikanten A. sei auch das Verfahren wegen dieses Seifenzusatzes 
von der Staatsanwaltschaft eingestellt worden. Es sei also keine Verfälschung 
und auch keine Täuschung seinerseits begangen worden. 

Demgegenüber ist zunächst festzustellen, daß es sich bei dem Extrakt 
um ein Nahrungsmittel handelt Wenn er auch nicht^d|r§^ 
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80 bildet er dennoch einen Teil des unter seinem Zusätze herffestellten Zwie- 
backs. Bei einem aus mehreren Substanzen hergestellten Nahrungsmittel ist 
nicht nur dieses Endprodukt, sondern sind auch £e einzelnen Bestandteile als 
Nahmnffsmittel aulzufassen. Dass es sich um ein Nahrungsmittel handelt, 
geht schon aus der Bezeichnung heryor, welche der Angeklagte seinem Fa- 
brikate, wie oben angegeben, selbst gibt. Es liegt femer auch efai Yerfilschen 
Tor. Mit dem Sachyer^Andigen ist als unzweifelhaft anzunehmen, daß Seife 
ungeeignet und unter ümst&nden sogar sch&dlich ist, um in Nahrungsmitteln 
Terwendet zu werden. Mag der Angeklagte auch sogen. Marseiller Seife be- 
nutzt haben, so ist diese, wie der Sachrerständlge an^bt, aus den schlechten 
und zu Speisezwecken nicht mehr geeigneten OlirenOlresten hergestellt. Dieser 
Seifenzusatz, welcher die Verbindung der yerschiedenen Substanzen bewirken 
soll, wird, wie der Sachverständige sagt, offenbar an Stelle der als Bindemittel 
richtigerweise zu verwendenden Eier benutzt An Stelle dieser wird, offenbar, 
um den Extrakt billiger herstellen zu kOnnen, die Seife genommen, durch 
welche der Extrakt unter dem Aussehen einer besseren Bwchaffenheit. tat- 
sächlich verschlechtert wird. Denn, daß die Seife den Gährungsprozeß beför- 
dere, ist nach dem Gutachten des Sachverständigen ausgeschlossen. Eine Yer- 
fälsehung liegt daher vor. Diese geschieht auch zum Zwecke der Täuschung 
im Handel und Verkehr. Der Angeklagte kann sich nicht darauf berufen, 
daß andere Bäcker auch Seife zusetzen, und daß dies allgemein ttblich und 
bekannt seL Der Umstand, daß viele eine strafbare Behandlung besehen, 
mache diese noch nicht erlaubt. Wenn gegen den Zeugen A. das Verfahren 
eingestellt worden ist, so läßt sich dies jetzt nidit nachkontrollieren, hindert 
aber audi nicht die selbständige Nachprüfung dieses neuen Falles. Der An- 
geklagte kann sich darauf fttr das Erlaubt- und Bekanntsein seines Tuns nicht 
berufen. Mag auch tatsächlich diese Unsitte im Kreise der Zwiebakfabrikanten 
herrschen, so werden jedenfalls doch nicht alle Abnehmer des Angeklagten 
dieses wissen und tun. Im Gegenteil werden diejenigen, welche den Extoakt 
von dem Angeklagten beziehen, die Zusammmensetzung desselben gar nicht 
kennen. Daß er etwas besonderes Gutes zu liefern vorgab, ergibt sich am 
besten aus der Bezeichnung, welche er für den Extrakt wählte. Er nennt ihn 
Sanitäts-Eindernähr- Zwieback -Extrakt, was doch mit Becht den Anschein 
erweckt, als ob es sich hier um ein besonders empfehlenswertes Produkt han- 
dele. Tatsächlich ist dasselbe mit Seife durchmengt — Diesen vou ihm her- 
gestellten Extrakt hat er dann wissentlich unter Verschweigung des Seifen- 
zusatzes verkauft. 

Es ist demnach in tatsächlicher Hinsicht festgestellt, daß der Ange- 
klagte im Jahre 1905 

1. Zwieback -Extrakt, ein Nahrungsmittel, zum Zwecke der Täuschung 
im Handel und Verkehr verfälscht, 

2. wissentlich diesen Zwieback -Extrakt, ein Nahrungsmittel, welches 
verfälscht war^ unter Verschweigung dieses Umstandes verkauft hat. 

Vergehen gegen § 10 ^ und > des Gesetzes vom 14. Mai 1879. 

Er ist deswegen aus dieser Besstimmung zu bestrafen. Der Angeklagte 
ist zwar bereits wegen Nahrungsmittelfälschung schwer vorbestraft, aber im 
vorliegenden Falle konnte doch mit Bücksicht darauf, daß der Angola gte zu 
seiner Entschuldigung auf die tatsächlich vielfach vorkommende Benutzung 
der Seife in solchen Backwaren sich berufen kann und daß die Fälschung in 
dem fertiggestellten und zum Verkauf kommenden Zwieback sich in ganz 
verschwindend kleiner Menge befindet, auf eine für die jetzigen Verhältnisse 
des Angeklagten schwere Geldstrafe als hinreichende Sühne erkannt werden. 
Es erstmien für jeden Fall eine Geldstrafe von 30 Mark angemessen. Für 
den Nichtbeitreibungsfall wurde §§ 28, 29 Str.G.B. der Betrag von je 6 Mark 
Geldstrafe in eine Gefängnisstrafe von 1 Tage umgewandelt Kostenentschei- 
dung nach § 497 Str.Pr.O. 



Yerwenduug von denaturiertem Spiritus zur Herstellung von Trink- 
branntwein« Erlaß der Minister der usw. Medizinalangelegen- 
heiten, der Finanzen und des Innern vom 18. Oktober 1906 — 
M. Nr. 7536, III. Nr. 16565, IIb Nr. 4126 — an sämtliche Herren Eegierungs- 
Präsidenten. 

Bestimmte Erfahrungen legen den Verdacht nahe, daß zur/HeretoUiMii; 
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von Trinkbranntweinen nicht selten denaturierter, von seinem Denatuienings- 
mittel teilweise befreiter oder mit nicht denaturiertem Spiritus i^^nisehter 
Branntwein Verwendung findet Hiergegen Maßnahmen xu ergreifen, Uegt 
nicht nur im Interesse der Steueryerwaltung, sondern auch in dem der Öffent- 
lichen Gesundheitspflege. Abgesehen von der etwaigen Gesundheitssehidlich- 
keit der zur Denaturierung dienenden Stoffe kommt auch der (Gesichtspunkt 
in Betracht, daß die ganz oder teilweise aus denaturiertem Spiritus hergo- 
stellten Trinkbranntweine zu besonders niedrigen Preisen werden abgegebSn 
werden können, wodurch ein erheblicher Anreiz zu yermehrtem Alkoholgenuß 
gegeben wird. 

Ew. Hochwohlgeboren wollen veranlassen, daß Ton Seiten der mit der 
BeaufsichtigUDg des Nahrungs- und Genußmittelyerkehrs belaßten Behörden 
diesen Verhftltnissen in Zukunft besondere Aufmerksamkeit zugewendet wird. 
Bei der Untersuchung von Trinkbranntweinen aller Art, einschließlich der zu 
ihrer Bereitung bestunmten Essenzen wird auf den Nachweis eines Gehaltes 
Yon denaturiertem Branntwein regelmäßig zu achten sein. Anweisungen fftr 
eine zweckmäßige Ausführung der Prüfung gibt die beilieffende „Aueituag 
fttr die Untersuchung yon Trinkbranntwemen auf einen Gehalt an Dena- 
turierungsmitteln*' Befunde von denaturiertem Spiritus in Trinkbranntweinen 
sind auf Grund des Nahrungsmittelgesetzes zur strafrechtlichen Verfolgung zu 
bringen und außerdem der zustanfigen Steuerbehörde mitzuteilen. 

Die Ortspolizeibehörden sind des ferneren anzuweisen, Ersuchen der 
Steuerbehörden sowie der Technischen Prttfungsstelle des Beichsschatzamts 
um Entnahme von Proben verdächtiger Trinkbranntweine des Handels zu 
Untersuchuugszwechen zu entsprechen. Die Untersuchung erfolgt in solchen 
Fällen durch die von der ersucnenden Behörde zu bestimmende Stelle und auf 
Kosten dieser Behörde. 



B, Oro00liei*zofl^iim 01cleiil>nx*^ (FOirfliteiitiim 

Iutkl>eol£)* 

Verpflichtung zur Anzeige ttbertragbarer Krankheiten. Bekannt- 
machung der Großherzoglichen Begierung vom 2. Juli 1906. 

§ 1. Außer den im § 1 des Beichssesetzes vom 80. Juni 1900, betr. 
die Bekämpfung gemeingetährlicher Krankheiten aufgeführten Fällen der 
Anzeigepflidit — Aussatz (Lepra), Cholera (asiatischer), Fleckfieber (Fleck- 
typhus), Gelbfieber, Pest (orientalischer Beulenpest), Pocken (Blattern) — ist 
jede Erkrankung und jeder Todesfall an 

Diphtherie (Krupp, Bachenbräune), 

übertragbarer Genickstarre, 

Kindbettfieber (W ochenbettfieber), 

Kömerkrankheit (Granulöse, Trachom), 

Bttckfallfieber (febris recurrens), 

ttbertragbarer Buhr (Dysenterie), 

Scharlach, 

Masern, 

Keuchhusten, 

Typhus (Unterleibstyphus, gastrischem Fieber), 

lOfzbrand, 

Botz, 

Tollwut, sowie Bißverletzung durch tolle oder der tollwutverdächtige 
Tiere, 

Fleisch-, Fisch- und Wurstvergiftung, 
Trichinose 

dem Physikus fttr das Fttrstentum Lttbeck unverzüglich anzuzeigen. Wechselt 
der Erkrankte die Wohnung oder den Aufenthaltsort, so ist dies unverzüglich 
beim Physikus zur Anzeige zu bringen. 

§ 2. Der Anzeigepflicht gemäß § 1 unterliegen femer 

a) jeder Todesfall an Tuberkulose, 

b) die Erkrankung an vorgeschrittener Tuberkulose, wenn ein daran Er- 
krankter seine Wohnung wechselt, 



*) Von einem Abdruck dieser Anweisung ist hier Abstand genommen, 
da diese nur für die Nahrungsmittel -Untersuchungsän^er 
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c) jeder Fall, welcher den Verdacht von Diphtherie, ttbertragbarer Genick- 
starre, Kindbettfieber, Bückfallfieber, Sdiarlach, Typhus, Itotz, Fleisch-, 
Fisch- und Wurstvergiftung oder den im Beichsgesetz yom 80. Juni 1900 
aufoeftlhrten Krankkeiten (Aussatz, Cholera, Fleckfieber, Gelbfieber, Pest 
una Pocken) erweckt 
§ 3. Zur Anzeige sind yerpflichtet: 

1. der zugezogene Arzt, 

2. jede sonst mit der Behandlung oder Pflege des Erkrankten gewerbsmäßig 
oder berufsmäßig beschäftigte Person, 

8. der HaushaltungsTorstand, 

4. derjenige, in desaen Wohnung oder Behausung der Erkrankungs- oder 
Todesfall sich ereignet hat. 

Die Verpflichtung der unter Ziffer 2 bis 4 genannten Personen tritt nur 
dann dn, wenn ein früher Verpflichteter nicht vorhanden ist. 

§ 4. Fttr Krankheits- und Todesfälle, welche sich in öffentlichen Kranken-, 
Entbindungs-, Pflege-, Gefangenen- und ähnlichen Anstalten ereignen, ist der 
Vorsteher der Anstalt oder die TOn der zuständigen Stelle damit beauftragte 
Person ausschließlich zur Erstattung der Anzeige yerpflichtet. Ebenso ist der 
Vorsteher der Anstalt oder die damit beauftragte Person zur Erstattung der 
Anzöge yerpflichtet, wenn die Krankheit bereits bei der Einlieferung der be- 
treffenden Person In die Anstalt besteht und die Anzeige nicht schon vorher 
anderweitig gemacht ist. 

Auf Schiffen gilt als der zur Erstattuns der Anzeige yerpfllchtete Haus- 
haltungsyorstand der Schiffer oder dessen Steflyertreter. 

§ 6. Die Anzeige kann mttndlich oder schriftlich erstattet werden. Von 
Seiten des zugezogenen Arztes ist die Anzeige auf einer Meldekarte unter Um- 
schlag zu erstatten. Vordrucke zu den Meldekarton und Briefumschläge werden 
auf Verlangen unentgeltlich yon der Begistratur der Begierung verabfolgt. 

Die einzelnen Bubriken der Meldekarte sind vom Arzte vollständig und 
deutlich auszuftQlen. 

In der Spalte „Bemerkungen** ist anzugeben, ob bereits Vorsorge ge- 
troffen ist, um der Verbreitung der Krankheit vorzubeugen (z. B. durch Qeber- 
ftUirung des Kranken in ein Krankenhaus, durch Femhaitune der (Geschwister 
erkrankter Kinder aus der Schule). Bei Fällen von Kindbettfleber ist der 
Name der bei der Entbindung zugezogenen Hebamme anzugeben. 

§ 6. Die im Gebiet des Fflrstentums Lflbeck praktizierenden Aerzte 
haben femer jede durdi die Begierung oder den Physikus in Angelej^enheiten 
des öffentlichen Gesundheitswohls von ihnen aus ihrem Wirkungskreise gefor- 
derte Auskunft innerhalb der hierfür festgesetzten Frist zu ertdlen. 

§ 7. Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen dieser Bekannt- 
machung werden mit Geldstrafe bis zu 150 Mark bestraft. 

§ 8. Die Bekanntmachung der Begierung vom 15. November 1898 und 
yom 5. Oktober 1899, betr. Verpflichtung zur Anzeige gemeingefährlicher 
Krankheiten, werden aufgehoben. 



O. Fi*eie nncl Hansestadt Hajiil>iir||^. 

Einrlehtnng, Betrieb und Beanfi»iehtlgung der tierftrstliehen Haus- 
apotheken. Bekanntmachung des Senats vom 5. Oktober 1906. 

§ 1. Tierärzte dflrfen mit Erlaubnis des MedizlnalkoUegiums Arznei- 
mittel, die nicht dem freien Verkehr tlberlassen sind, insoweit zubereiten und 
abgeben, als diese Arzneimittel von den Tierärzten zur Behandlung von Tieren 
in der eigenen Praxis verwandt werden. Die Erlaubnis wird auf Widerruf 
und unter den in folgenden Vorschriften enthaltenen Bedingungen erteilt. 

§ 2. Die Zubereitung der Arzneimittel mit Ausnahme der dabei vor- 
kommenden Arbeiten, sowie die Abgabe der fertiggestellten Arzneimittel darf 
Angestellten nur dann übertragen werden, wenn diese eine Approbation als 
Tierarzt erlangt haben. 

§ 8. Dem Medizinalamt ist ein Lageplan mit genauer Angabe der für 
die tierärztliche Hausapotheke zu verwendenden Vorrats- und Arbeitsräume 
einzureichen. Andere als die bezeichneten Bäume dürfen weder als Vorrats- 
noch als Arbeitsräume benutzt werden. Jeder Wechsel sowie jede Erweiterung 
der Vorrats- oder Arbeitsräume ist dem Medizinalamt unter Einreichung eines 
Lageplans anzuzeigen. ^^.^.^^^ GoOglc 
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§ 4. Für tierftrzüiche HaiiBapotheken muß ein tagesheller, verschließ- 
barer Kaum snr Verfttgnng stehen. Dieser Banm ist mit den zur Aufnahme 
der Arssneibehälter und der Arbeitsger&te erforderlichen Begalen und Schränken 
sowie mit einem Arbeitstisch auszustatten und darf außer zum Dispenaieieii 
der Arzneien nur noch als Sprechzimmer und Mikroskcmierzimmer dienen. 

§ 6. Die Arzneimittel müssen yon bester Beschaflenheit sein und, soweit 
sie im Arzneibuche für das Deutsche Boich aufgefülirt sind, den dort ange- 
gebenen Anforderungen entsprechen. Die Arzneimittel sind in Schubkästen 
oder in Gefößen yon Glas, Porzellan, Steingut, yerzinntem Blech oder sonst geeig- 
netem Material aufzubew^ren. Aufbewfuirung in Papierbeuteln ist unzulässig. 

§ 6. Sämtliche Arzneimittelbehälter dnd mit. einer Bezeichnung in 
deutscher lateiniseher Schrift zu yersehen, welche für die im Arzneibuche für 
das Deutsche Boich aufgeführten Mittel der dort gebrauchten Bezeichnung 
entsprechen muß. Die ^^Zeichnungen der in der Tabelle B des Arzneibuches 
aufgeführten sowie der ähnlich wirkenden Stoffe müssen auf schwarzem Grunde 
mit weißer Schrift, diejenigen für die Arzneimittel der Tabelle C und solcher 
yon ähnlicher Wirkung au weißem Grunde mit roter Schrift, die der übrigen 
(indifferenten) Arzneimittel auf weißem Grunde mit schwarzer Schrift her- 
gestellt scdn. Die Bezeichnung der Behälter kann mitteb Oelfarbe, l^bren- 
nens, Einschleifens oder durch aufgeklebte gedruckte oder mit Tusche beschrie- 
bene, lackierte Papierschilder geschehen. Die Bezeichnungen müssen stets 
sauber und deutlicn lesbar sein. 

§ 7. Die Arzneimittel sind nach Form und Gr6ße in Gruppen zu ordnen 
und innerhalb der einzelnen Gruppen alphabetisch geordnet aufzustellen. Die 
in Tabelle C des Arzneibuches aufgeftthrten und ähnliehe Mittel sind yon den 
übrigen Mitteln getrennt in nur für diese Mittel bestimmten Abteilungen der 
Warengestelle aufzustellen. Die Mittel der Tabelle B des Arzneibuches sowie 
Stoffe ähnlicher Wirkung sind in einem yerschließbaren, mit ,,Gift**, ,rTabelle B** 
oder MVenena** bezeichneten Sclirank (Giftschrank) unterzubringen. 

In diesem Giftschrank müssen auch die zur Dispensation der (Hfte be- 
stimmten Gerätschaften, insbesondere Löffel und Wagen, untergebracht sein. 
Die Gerätschaften müssen mit der Bezeichnung „Gift** versehen sein. 

§ 8. Auf dem Arbeitstische oder in Schränken und Schubkästen müssen 
die erforderlichen Arbeitsgeräte, wie präzisierte Wasen (Tarier- u. HandwagenX 
Gewichte, MOrser, Mensuren, Spatel, Löffel, ebenso Gläser, Kruken, Schachteln, 
Beutel und sonstige zur Abgabe der Arzneien erforderliche Behälter und 
HilfiBmittel, sowie Signaturen für die anzufertigenden Arzneien vorhanden sein. 

§ 9. Li jeder tierärztlichen Hausapoth^e müssen das zur Zeit gültige 
Arzneibuch für das Deutsche Boich, die gültige Arzneitaze sowie die Bestim- 
mungen über Einrichtung, Betrieb und Beaufsichtigung der tierärztlichen 
Hausapotheken ausliegen. 

§ 10. Die Preise der zur Abgabe gelangenden Arzneien dürfen nicht 
höher sein, als sich nach einer Berechnung auf Grund der Arzneitaxe ergibt. 

§ 11. Bezepte, welche Gifte im Sinne der Verordnungen, betr. den Handel 
mit Giften vom 29. November 1895, 29. Juni 1901 und 28. Februar 1906 oder 
Stoffe ähnlicher Wirkung enthalten, sind fortlaufend in das Bezeptbuch ein- 
zutragen, welches, von der letzten Eintragung an gerechnet, mindestens fünf 
Jahre lang aufzubewahren ist. 

§ 12. Jede Arznei muß mit einer deutlichen Signatur yersehen werden, 
welche eine Gebrauchsanweisung, den Tag der Herstellung und den Namen 
des Tierarztes enthält, der die Arznei hergestellt hat. 

§ 18. Die tierärztlichen Hausapotheken werden von Zeit zu Zeit einer 
amtlichen Besichtigung unterzogen. 

Die Besichtigungen werden von den beiden ständigen Mitgliedern der 
mit der Besichtigung der Apotheken betrauten Kommission des MedizinalkoUe- 
ffiums und dem Staatstierarzte oder seinem Vertreter vo^enommen. Sie sollen 
bei Tage vorgenommen und in der Bogel nicht vor 9 ühr morgens beginnen. 

Ueber die Besichtigung ist an Ort und Stelle ein Protokoll aufzunehmea. 

§ 14. Bei der Bedchugung ist festzustellen, ob den Bestimmungen der 
§§ 2—12 dieser Verordnung entsprochen wird. Der chemischen und physika- 
lischen Prüfung sind mindestens zehn Arzneimittel zu unterziehen. 

Verantworti. Redakteur: Dr.Rapmund, Reg.- u. Geb. Med.-Rat in Minden i. W. 
J. a 0. Bnmi, HtnogL Sftcha jl F. 8c1l-L. Hofbao]idx|i|^)|^dH(^i@I^Qlc 
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Rechtsprechung. 

Fahrlässige TStnng eines 6 Menate alten Kindes dnreh Chromsinre- 
Tergiftnng bei Behandlong eines Blntschwamms« Urteile des Herzog- 
lichen Landgerichts zn Dessau vom Sl.Oktober 1906 (a) and 
des Beichsgerichts yom T.Mai 1906 (b). 

a) Nach dem Qatachten des behandelnden Arztes Dr. F., des 

Kreisphysikos Medizinalrats Dr. y. Br, der die Leiche des Kindes besichtigt 
und seziert, and des Gerichtschemikers Prot Dr. H., welcher .... Teile der 
Leiche and aach den Best, der sich noch in der Flasche vorfand, aas welcher 
der Angeklagte die zar Behandlang des Eandes gebraachte Flüssigkeit ge- 
nommen haC antersacht hat, ist das ^ind an Chroms&areyergiftang, weldie 
infolge des Bestreichens der Geschwalst mit dem stark chromsäarehaltigen 
Mittä des Angeklagten eingetreten ist, gestorben. Dieses Gutachten der Si^- 
yerständigen ist begründet durch den yon dem Sachyerstfindigen Dr. F. mit- 
geteilten Befund des Krankheitsbildes, durch den yom Sachyertt&ndigen Dr. y. Br. 
mitgeteilten Sektionsbefund und durch die yom SachyerstSndigen Dr. BL be- 
gutachtete Auffindung yon wenn auch nur geringen Mengen yon Chrom in 
Magen, Müs, Leber und den Blut- und Geschwulstbestandteilen, die ihm zur 
Untersuchung übermittelt waren. Zweifei konnte nicht erregen die yom Dr. H. 
bestätigte Tatsache, daß sich häufig an Leichenteilen geringe Spuren yon Chrom 
finden, welche durch die yon den sezierenden Aerzten bei der Sektion benutzte 
Karbolsäure den Schnittflächen der Leichenteile mitgeteilt werden, weil nach 
der Bekundung des Sachverständigen Dr. y. Br. mit demselben Messer schon 
viele Schnitte an der Leiche ausgeführt waren, ehe die dem Chemiker über- 

§ ebenen Leidhenteile an die Beihe kamen. Bedenken erregte auch nicht die 
Geringfügigkeit der Menge der vorgefundenen Chromsäure in den Unterleibs- 
orffanen, da der Tod erst 9 Tage nach der Behandlung mit dem chromsäure- 
haltigen Mittel eingetreten ist und sich die Chromsäure sehr bald ausscheidet. 
Der Tod tritt durch die durch das Gift hervorgerufene Schädigung der Orsane 
(Nieren etc.) ein, obwohl das Gift schon ausgeschieden ist. An Tod infolge 
einer Erkältung ist nach dem Befände der Krankheit und der Leiche nicht zu 
denken, wie die beiden ärztlichen Sachverständigen zuverlässig begutachtet haben. 

Ist sonach der Tod des Kindes durch die Handlung des Angeklagten 
verursacht, so liegt ferner auch ein unvorsichtiges Handeu und die Yoraus- 
sehbarkeit des eingetretenen Erfolges vor. Der Angeklagte hat die .nach der 
obwaltenden Sachlage gebotene Sorgfalt und Umsicht* insofern nidit ange- 
wendet, als er, obwohl flun bekannt war, daß sich bei Kindern, die er mit dem 
gleichen Mittel behandelt hatte, Erbrechen gezeigt hatte, weiter das hier in 
Bede stehende Kind mit dem Mittel, dessen Zusammensetzung er gar nicht 
kannte, behandelte. Es wurde hierbei zugunsten des Angeklagten angenommen, 
daß seine Angaben, er habe schon an 80 Kinder mit dem gleichen Mittel gegen 
Blutschwamm behandelt, er habe geglaubt, daß er das Kind mit dem fiUttel 
von Blutschwamm geheilt habe, und er habe dasselbe Mittel auch bei seinen 
eigenen Kindern mit Erfolg angewendet, auf Wahrheit beruhen. Diese Tat- 
sachen sind aber nur geeignet, die Fahrlässigkeit des Angeklagten in einem 
sehr gelinden Lichte erscheinen zu lassen, nicht sie gänzlich aus der Welt zu 
schaffen. Ein von einem Schäfer ihm mitgeteiltes Mittel, welches nach seiner 
äußerlichen Anwendung Erbrechen bei den Patienten hervorgerufen hat, mußte 
der Angeklagte Bedeiu:en tragen, weiter anzuwenden, wenn ihm auch der 
Apotheker — was allerdings auffällig erscheint — die Mixtur anstandslos nach 
dem Bezept zubereitet hatte. 

Der Angeklagte würde auch bei Anwendung der gewöhnlichen (pflicht- 
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mäßigen) Sorgfalt und Vorsicht haben Toranssehen können, daß die Anwendung 
eines solchen Mittels, welches die oben erwähnten, aaffälligen Folgen bei den 
Patienten gezeitigt hatte, bei einem so zarten Organismus, wie derjenige eines 
6 Monate alten Kindes ist, möglicherweise den Tod des Kindes herbiiftthr^ 
kann. Daß er sich am die Zusammensetzung des Mittel nicht gekümmert, daß 
er Ton dem Vorhandensein von Chromsäare — noch dain in einem so starken 
Prozentsatz — keine Kenntnis gehabt hat, kann nicht zu seiner Entlastung 

gereichen Es ist sonach tatsächlich festzustellen, daß der Angeklagte 

im Februar 1905 zu G. und Q. durch Fahrlässigkeit den Tod des . . . Erich E. 
yerursacht hat. Der Angeklagte ist wegen dieses Vergehens nach § 222, Abs. 1 
St.-G.-B. zu bestrafen . . . iSne (Gefängnisstrafe von 3 Tagen warde ftlr an- 
gemessen gehalten und ausgesprochen 

b) . . . . Auch das materielle Recht ist nicht verletzt ; den Ausführungen 
in der Bevisionsschrift, die Annahme der „Fahrlässigkeit*" beruhe auf rechts- 
irrtümlichen Erwägungen, hat nicht beigetreten werden können. 

„Fahrlässig** im strafrechtlichen Sinne handelt derjenige, welcher das 
durch die Umstände des konkreten Falles gebotene und vermöge seiner indivi- 
duellen Befähigung berechtigt von ihm geforderte Maß von Sorgfalt und Um- 
sicht außer acht läßt und dadurch den vom Gesetz gemißbüligten Erfolg 
herbeiführt. Der Vorderrichter erblickt die den Angeklagten strafbar machende 
Unvorsichtigkeit darin, daß derselbe, obgleich ihm die Zusammensetzung des 
von ihm angewendeten Mittels völlig unbekannt war und er wiederholt die 
Erfahrung gemacht, daß bei solchergestalt von ihm behandelten Kindern sidi 
Erbrechen gezeigt hatte, desungeachtet sich über diese Bedenken hinwegsetzte, 
und vielmehr bei dem obendrein erst 6 Monate alten Kinde der Eheleute N. 
wiederum dasselbe Mittel zur Anwendung brachte. Ein Bechtsirrtum ist hierin 
nicht zu finden. 

Der Strafkammer ist auch darin beizutreten, daß die Fahrlässigkeit des 
Angeklagten nicht schon dadurch als ausgeschlossen anzusehen ist, daß der 
Apotheker das Mittel anstandslos zubereitet hat; denn ein etwa mitkonkur- 
rierendes Verschulden des letzteren würde nicht geeignet sein, die Straffreiheit 
des ersteren zu begründen. 

Die dem tatsächlichen Gebiete angehörende Feststellung, der Angeklagte 
hätte bei Aufwendung der pflichtmäßigen Sorgfalt und Vorsicht voraussehen 
können, daß die Anwendung des fraglichen Mittels bei dem zarten Organismus 
eines erst 6 Monate alten Kindes den Tod desselben hätte herbeäühren können, 
ist der Nachprüfung des Bevisionsgerichts entzogen, weshalb die hiergegen 
gerichteten Ausführungen in der Besdiwerdeschrift unbeachtlich bleiben muß^. 

Da auch der ursächliche Zusammenhang zwischen der Fahrlässigkeit 
des Angeklagten und dem Tode des Knaben N. einwandfrei festgestellt worden 
ist, so erschien die Verwerfung des Bechtsmittels geboten. 



SahlkSpflgkeit Ist als eine Krankheit anzusehen. Prahlerisdie An- 
kündigung ven Heilmitteln zu ihrer Heilung. Urteil des Kammer- 
gerichts (Str.-S.) vom 15. Oktober 1906. 

In dem Urteil des Landgerichts zu Bonn heißt es : Der § 4 der Polizei- 
verordnung besagt: Die öffentliche Ankündigung von Gegenständen, Vorrich- 
tungen, Methoden und Mitteln, die zur Verhütung, Linderung oder Heilung von 
Menschen- oder Tierkrankheiten bestimmt sind, ist verboten, wenn den Gegen - 
ständen, Vorrichtungen, Methoden oder Mitteln besondere über ihren Wert 
hinausgehende Wirkungen beigelegt werden, oder das Publikum durch die Art 
ihrer Anpreisung irregeführt wird. Wie allgemein in der medizinischen Wissen- 
schaft angenommen wird, beruht die KahQcöpfigkeit, der Verlust des Haupt- 
haares, in den weitaus meisten Fällen auf einer Erkrankung des Haarbodens 
und der Gewebszellen der Kopfhaut. Ein Mittel also, das ohne jede Ein- 
schränkung sich anpreist, den verlorenen Haarwuchs wieder zu schaffen, die 
kahl gewordenen Stellen des Kopfes mit Haaren zu bedecken, den Haarwuchs 
zu fördern und den Haarausfall zu beseitigen und zu hemmen, ein solches 
Mittel bezweckt in seinem Endziel und muß dieses bezwecken, sofern es sich 
nicht selbst als Schwindel richten will, die Beseitigung und Hebung der Krank- 
heit und ihrer schädigenden Folgen. Es wird in seinem Endzweck zum Heil- 
mittel, und derjenige, der dieses Mittel herstellt oder anpreist, beabsichtigt 
und muß beabsichtigen, sofern er nicht gerade auf Betrug ausgeht, die Heilung 
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und Beseitigung der Krankheit, die den Haarausfall bedingt, die Ealilköpfig- 
keit erzeugt. Das von dem Angeklagten W. angepriesene Mittel ist also nicht 
nur ein Mittel sur Beseitigung eines Schönheitsfehlers, zur Hebung eines 
Körperschadens, wie frtlher die Kahlköpfigkeit vielfach angesehen wurde. Es 
ist yielmehr ein Mittel zur Heilung einer menschlichen Krankheit, d. h. einer 
Abweichung körperlicher Organe von derjenigen Beschaffenheit, die zur Er« 
haltung des Organismus und seiner Leistungsfähigkeit erforderlich ist. In dem 
fraglichen Inserat werden aber dem Mittel besondere über seinen Wert hinaus« 
gehende Wirkungen beigelegt, und es wird das Publikum durch die Art seiner 
Anpreisung irregeführt. Der Angeklagte W. hat selbst in der Hauptyerhand- 
lung erklärt, daß er sehr wohl wisse, daß Kahlköpfigkeit eine nicht zu heilende 
Krankheit sei, daß da, wo die Haarwurzeln einmal ausgefallen seien, keine 
Haare mehr wachsen könnten. In seinem Inserat aber sagt er: „Jedermann, 
der bereits kahl ist oder an beginnender Kahlheit leidet, ersuche ich . . .'^ 
Entgegen seiner üeberzeugung, entgegen der Möglichkeit legt er dem ange- 
priesenen «HaarwuchsmitUd^ also eine Wirkung bei, nämlich eine bereits be- 
stehende Kahlköpfigkeit zu heilen, die über seinen wahren Wert hinausgeht, 
der möglicherweise darin besteht, daß das Mittel geeignet ist, den Haarwuchs 
zu fördern, Haarausfall zu lindern oder dergL Durch diese Art der Anpreisung, 
daß das Mittel bestehende Kahlköpfigkeit heilen könne, f tthrt er das PubUknm 
auch irre. Diese Irreführung wird dadurch nicht aufgehoben, daß er zunächst 
die Sendung einer Qratisdose an die sich Meldenden yerheißt. Denn die irre- 
führende Ankündigung ist ja an sich ohne Eücksicht darauf rerboten, ob durch 
diese Irreführung sofort oder eventuell später ein Verdienst erzielt wird. Daß 
im übrigen das Inserat auf Verdienst hinausläuft, ist selbstverständlich auch 
von dem Angeklagten zugegeben. — Die gegen das Urteil des Landgerichts 
von den Angeklf^^en eingelegte Bevision hat das Kammergericht zurück- 
gewiesen. Apotheker -Zeitung; 1906, Nr. 84. 



Medizinal - Gesetzgebung. 

Abgabe von starkwirkenden Amelmttteln und Giften an Zalintech- 
niker. Erlaß des Ministers der usw. Medizinalangelegenheiten 
vom 27. Oktober 1906 — M. 7014 — an die Herren Eegierungspräsidenten. 

Von Seiten der Zahntechniker werden vielfach, wie sich aus ihren 
Ankündigungen ergibt, betäubende und schmerzstillende Mittel bd der Behand- 
lung von Zahnkranken benutzt. Es besteht der begründete Verdacht, daß sie 
nicht selten auf unzulässige Weise in den Besitz der Mittel gelangen. Ich 
bemerke insbesondere, daß eine Lieferung von Giften aus den Gifthandlungen 
an die Zahntechniker für ihren Gewerbe^rieb nicht zulässig ist. Selbst wenn 
man die Venwendung der Gifte im Berufe der Zahntechniker als einen erlaubten 
gewerblichen Zweck ansehen wollte, so können die Zahntechniker doch nach 
Ihrer ganzen Vorbildung nicht als hinreichend zuverlässig für die Anwendung 
der Gute am menschlichen Körper gelten. Daher werden sie weder ohne 
weiteres von den Gifthftndiern die Gifte gegen Giftschein, noch von den Poli- 
zeibehörden für den Bezug der Gifte zur beruflichen Verwendung einen Er- 
laubnisschein erhalten können. Auch im Wege des Großhandels dürfen ihnen 
Gifte nicht geliefert werden, da sie nicht Wiederverkäufer sind, die Abgabe 
der Stoffe an sie also sich nicht als Großhandel darstellt. 

Gegen die Zahntechniker selbst wegen der Benutzung giftiger und 
starkwirkender Stoffe vorzugehen, erscheint, abgesehen von den Fäfien, wo 
ihre Behandlung Gesundheitsschädigongen bewirkt hat, nach der Lage der 
Gesetzgebung und Bechtsprechung nicht angängig. Denn die Verwendung 
giftiger Stoffe durch sie bei der Behandlung kranker Zähne ist nicht als Ab- 
gabe von Arzneien anzasehen (Entscheid, des Eeichseerichts vom 16. Juni 1900 
und des Kammergerichts vom 19. Juni 1899). Strafbar wäre nur die Abgabe 
giftiger oder starkwirkender Substanzen zur Verfügung ihrer Patienten. 

Dagegen muß ich als wünschenswert erachten, daß gegen die Händler, 
die den Zahntechnikern den Vorschrift^ zuwider Gifte und Arzneistoffe liefern, 
emgeschritten wird, sowohl um die begangenen üebertretungen zu ahnden, 
wie auch um den Zahntechnikern den Bezug der Stoffe, deren Benutzung durch 
sie gesundheitliche Bedenken hat, zu erschweren. 
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Ich ersnehe Ew. Hochwohlgeboren daher, der Yerwendong starkwirkender 
Arzneimittel durch Zahntechniker besondere Beachtung zuzuwenden und Sorge 
dafür zu tragen, daß bei den amtlichen Besichtigungen yon Apotheken und 
Drogenhandlungen die Beyisoren ihr Augenmerk auch besonders darauf richten, 
ob vorschriftswidrige Abgabe yon starkwirkenden Arzneimitteln und Gifte» an 
Zahntechniker festzusteUen ist. Auch wird zu erwägen sein, inwieweit die 
sogen. Dental -Depots als Qift- und Drogenhandlungen anzusehen und einer 
entsprechenden Aufsicht zu unterwerfen sind. 



Fahrnng der in Amerika erworbenen sahnftntlleltem Dr. of dent. 
snrg.-TiteL Eunderlaß des Ministers der usw. Medizinalange- 
legenheiten Tom 81. Oktober 1906 — M. d. g. A. ü I Nr. 2198 — (a) 
und Urteil des Kammer gerichts (IL Str.-8.) vom 9.März 1906 (b) 
an sämtliche Herren Begierungspräsidenten. 

tu Unter Bezugnahme auf den Bunderlaß vom 18. September 1908 — 
M. d. usw. Ang. U. L Nr. 2467, M. d. Inn. IIa Nr. 9826 — betr. Führung der 
in Amerika erworbenen zahnärztlichen Dr. of dent. surg. Titel und den darauf- 
hin erstatteten Bericht übersende ich beifolgend auszugsweise Abschrift eines 
neuerlich ergangenen Erkenntnisses Tom 9. März 1906, welches zu einer in 
der Hauptsache gleichen Entscheidung gelangt, wie die in dem bezeichneten 
Erlasse erwähnten Erkenntnisse des Oberlandesgerichts in COln. 

Es besteht hiemach begründete Hoffnung, daß die Bechtsprechung der 
ordentlichen Gherichte sich nunmehr einheitlich in gleichem Sinne gestalten und 
daß es auf diese Weise gelingen wird, w^gstens die von Schwindelinstituten 
herrührenden amerikanischen Dr. of dent. surg. -Titel yon der Führung im 
Inlande grundsätzlich auszuschließen. Als Schwindelinstitute werden nach den 
bisherigen Feststellungen unbedenklich anzusehen sein: 

1. die Academia Illinois in Chicago, 

2. das Wisconsin College of DenUstry in Milwaukee, 

8. das German American Dental College des Fritz W. Huxmann in 
Chicago und 

4. das Cosmopolitan Postgraduate College des C. A. Weil in Chicago. 

Im Einyemelunen mit dem Herrn Minister des Innern ersuche ich, nach 
wie yor dafür Sorge zu trafen, daß gegen die Inhaber yon Dr. of dent. surg.- 
Titeln, welche yon Schwindelinirtituten herstammen, auf Grund des § 860, Ziff. 8 
des E.-Str.-G.-B. wegen unberechtigter Tit^ührung yorge gangen wird. Der 
abschriftlichen Einreichung der in fraglicher Sache ergehenden gerichtlichen 
Erkenntnisse will ich entgegensehen. 

Bei diesem Anlaß yerweise ich auf einen kurzen in der Wissenschaft- 
lichen Beilage der Münchener Allgemeinen Zeitung (yom 26. September 1906) 
yerOffentlichten Aufsatz, betitelt „Der amerikanische zahnärztliche Doktortitel*, 
welcher die ganze Frage der Führung des genannten Doktortitels im Inlande 
erschöpfender Weise behandelt. 

b« Bei der neuen Verhandlung der Sache wird die Frage, ob der Ange- 
klagte ein Becht zur Führung des Doktitels überhaupt erworben, und eyen- 
tueU: ob und wann er das Becht yerloren hat, yon folgendem Gesichtspunkte 
aus zu prüfen sein: 

Zur Führung des yon einer auswärtigen Uniyersität yerliehenen Doktor- 
titels bedurfte es in Preußen bis zu der Königlichen Verordnung yom 7. April 
1897 der Genehmigung einer inländischen Behörde allerdings nicht Immer 
aber wurde yorausgesetzt, daß die im Auslande erworbene Doktorwürde an- 
nähernd dieselbe Bedeutung habe, wie die yon einer deutschen Uniyersität 
yerliehraen, im besonderen 

a) daß die Verleihung yon einem Institut, an einer höheren wissenschaft- 
lichen Lehranstalt ausging, 

b) daß der Lehranstalt nach den Gesetzen ihres Heimatsstaates das Becht 
zur Verleihung akademischer Grade zustand, 

c) daß die Verlemung auf Grund selbständiger Feststellung des Besitzes 
gewisser Kenntnisse und Befähigung stattfand. 

Wo diese Voraussetzungen fehlen, kann die Führung des yon einem aus- 
wärtigen Institut yerliehenen Doktortitels als erlaubt und berechtigt nicht gelten. 

Verantwortl. Bedakteur : Dr. Bap mun d, Beg.- u. Geh. Med.-Bat in Minden i. W. 
J. C. 0. Bnms, HerxogL S&cha il F. 8ch.-L. Hofbaehdrnckervi in-Mlnden. j 
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Reditspreclrnng und Medizinal- 
Gfisetzgebiiiig. 

Beilage gur Zeltaolirlft für Mediglnal- Beamte. 

Nr. 24, 20. Dezember. 1906. 

Rechtsprechung. 

Eine Zu- und Abgangsgebfilir Bteht dem Beamten aiieli beim Uel>er- 
gang Ton einer Strassenbahn in einer Klein- eder UanptlNilin liehnfg Fert* 
setinng seiner Dienstreise nnd nmgelLelirt in. Bescnlaß desEönigL 
Landgerichts Faderborn (I. Z.-K.) Tom 27. September 1906. 

ver Beschwerdeführer yerlangt für drei Belsen nach Deibrftck je 6 M. 
Gebfthren fttr Za- nnd Abgang. — Der Vorderrichter hält nnter Besngnamne an! 
die Bestimmnngen G. 5 und 6 der Ansfttlimngsbestimmnngen zn den Yorscliriften 
über die TagelLOsten nnd Beisegelder der Staatsbeamten vom 11. Norember 1908 
in einem jeden Falle nnr 8 Marie Ab- nnd Zaganggebfihr in Delbriicic für gerecht- 
fertigt, indem er davon aasgeht, daß eine Gebühr für Zn- nnd Abgang bei 
Benntznng der Straßenbahn Ton Paderborn nach dem Sennelager nicht entsteht 
nnd für den Uebergang von der Straßenbahn xn der Eisenbahn im Sennelager 
nnr die baren Auslagen, die aber nicht gefordert seien, erstattet werden könnten« 

Wäre diese Anffassnng richtig, so würde sie xn dem widersinnigen Er- 
gebnis führen, daß dem Beamten, der eine Beise yon Sennelager nach Delbrück 
zu machen hat, ein doppelter Zn- nnd Abgang in Hohe yon 6 Mark zustände, 
daß aber dem Beamten, der yon Paderborn aus sich erst nach Sennelager be- 

gbt, um von da nach Ddbrüde weiter zu reisen, nur eine Gebühr von 8 M. 
r Zu- und Abgang — richtiger gesagt für Ab- und Zugang — zustehen 
würde. Eine deranige Unstimmigkeit kann der Gesetzgeber nicht gewollt 
haben; eine soldie ist aber auch aus den angezogenen Ausführungsbestimmungen 
nicht zu folgern. Die Bestimmung G. 6 ist zwar nicht ganz uar gefaßt und 
lomn zu Zweifeln Anlaß geben, fiire Anwendung auf den yorliegenden Fall 
ist aber ausgeschlossen, ^ne ein näheres Eingehen auf die Ausführungsbestim- 
mungen unter G. u. H. zeigen wird. 

In G. 4, Abs. 1 ist bestimmt, daß regelmäßig ein Zu- und Abgang bei 
der Heimreise, ein zweiter bei der Bückreise entsteht. Es wird also sowohl 
für die Hinreise, als für die Bückreise in der Begel je nur ein Zu- und Ab- 
gang, aber auch wenigstens je ein solcher gerechnet. Eine hier nicht inter- 
essierende Ausnahme hieryon zum Nachteil der Beamten ergibt sich aus der 
Nr. 4, Abs. 2, 8. Eine weitere Ausnahme zum Vorteil der Beamten ergibt die 
Nr. 5. Hier kommt zum Ausdruck, das unter bestimmten Voraussetzungen 
außer dem Zu- und Abgang der Nr. 4, Abs. 1 ein Zu- und Abgang an Z w i- 
s che norten entstehen kann. Ein Zwischenort in Sinne dieser Bestim- 
mung ist aber, da es sich nach G. 1 nur um Belsen auf Sdiiffen oder Eisen- 
bahnen, zu welchen die Straßenbahnen nicht gerechnet werden, handelt, nur 
dann gegeben, wenn die Schiffs- oder Eis en Dahn reise unterbrochen nnd 
demnächst fortgesetzt wird. Wird also zunächst die Beise mittels einer Straßen- 
bahn oder auf Landweg angetreten und dann mit der Eisenbahn fortgesetzt 
oder wird zunächst die Eisenbahn, dann eine Straßenbahn benutzt, ohne daß 
demnächst wieder zur Eisenbahn übergegangen wird, so liegt gar kein Zwi- 
schenort der Eisenbahnreise yor, sondern der Ort, an welchen die Eisenbahn 
betreten oder verlassen wird, ist der Anfangs- oder Endpunkt der Eisen- 
bahn reise. Die Nr. 6 bestimmt nun gar nichts über oie Gewährung oder 
Entziehung der Zu- und Abgangsgebühr, sondern ^dll — wie der Zusammen- 
hang zwischen Nr. 4, 5, 6 ergibt— sofern an Zwischenorten im obigen Sinne 
kein Zu- und Abgang gemäß Nr. 5 entsteht, dem Beamten wenigstens seine 
durch die Fahrtunterbrechung entstehenden baren Auslagen ersetzen. Dem- 
gemäß ist G. 6 dahin auszulegen, daß außer dem regelmäßigen Zu- nnd Ab- 
gang der Nr. 4 nur an Zwischenorton, wie dort näher angegeben, noch 
bare Auslasen für die Fahrtunterbrechung gefordert werden kOnnen. Dement- 
sprechend ist der Satz ^oder wenn daselbst ein Uebergang ypn E|^^|i^|^|.^ 
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sor Straßenbahn oder umgekehrt stattfindet*, dahin zu verstehen, daß während 
einer Eisenbahnreise eine ünterbrechong dieser eintritt und in der Zeit yon der 
ünterbrechnng der Eisenbahnreise bis zur Fortsetznng derselben eine Straßen- 
balm benatzt wird. 

Daß im Falle G. 6 ein Za- and Abgang nicht fortfallen soll, ergibt sich 
aach aas G. 7, indem hier nur die BesUmmangen G. 4 and 5 angezogen 
werden, nach denen in besonderen Fällen ein Za and Abgang nicht entsteht 
Bezeichnenderweise befindet sich aach in Nr. 6 nicht der Aasdraek „ein Za- 
and Abgang entsteht oder entsteht nicht*, wie in Nr. 4, 5, 7. Die Nr. 6 sagt 
nicht „ein Za- oder Abgang entsteht nicht*, wie der erste Bichter zam Nachtdl 
der Beamten hineinlebet; er besagt ganz etwas anderes zam Vorteil der Beamten. 

Die Bichtigkeit der Torstehenden Bestimmang G. 6 wird endlich darch 
die Bestimmang anter H. anterstfttzt, die gerade über Straßenbahn- and 
Landwegsstrecken in Yerbindong mit Za- and Abgang handeln. H. 1 besagt, 
daß die Gebtthr für Za- and Abgang die Entschädignng für die Benntzang 
der Straßenbahn and die Beise aal Landweg in sich schueßt, sofern die aof 
der Straßenbahn oder dem Landwege zarückzalegende Entfemang weniger als 
2 km beträgt. Hieraas fuk^, daß neben der Gebühr für Za- and Abgang aach 
eine Entschädignng für die Benatzong der Straßenbahn gezahlt werden soll, 
wenn die aaf dieser zarückzalegende Entfemang mindestens 2 km beträft; 
dies ist aach in H. 2 zam Aasdraek gebracht, wenngleich hier — wie der 

rse Zasammenhang ersibt, nar yersehentlich — idlefa yon den Beisekosten 
Landweg and nldit ftr Straßenbahn die Bede ist. 

Diesen Aasführangen znfolge sind dem Beschwerdeführer zu ünredit 
9 Mark für drei Za- und Abgänge in Sennelager abgesetzt 



Die Spezialirzte sind Bicht ohne weiteres bereehilgt, aisserlMlb der 
irstliehen Gebflhrenordnong za liqaidiereB. Urteil des Landes- 
fferichts I za Berlin (VIIL Z.-K.) yom 15. Jani 1906. Blätter für 
Rechtspflege; 1906, Nr. 11. 

Mit Becht hat der Vorderrichter aasgeftthrt daß die Gebührenordnang 
für approbierte Aerzte and Zahnärzte yom 16. Mai 1896 nor dann zör An- 
wendung gelangt, wenn zwischen Arzt and Patient keinerlei Vereinbarang über 
die Höhe des za entrichtenden Honorars getroffen ist Und ebenso anterliegt 
es keinem Zweifel, daß in diesem Falle aach für die Honorarberechnang der 
Spezialärzte, wie es Kläger ist, die Sätze der Gebtthrenordnang maßgebend 



Aerzten, za diesen gehören aber aach die Spesiausten. Das Gegentdl ist 
nirgends angedeatet yielmehr sind bei der Anfstellong der Taxen für be- 
stimmte ärztliche Verrichtangen in heryorragendem Maße solche operatiye 
Eingriffe in Organe des menschlichen Körpers berücksichtigt, welche im all- 

Semeinen nar yon Spezialisten yorgenommen werden. Aach der aaßerordent- 
ch weite Spielraam zwischen der Mindest- and der Höchstgrenze ihrer Taxen, 
welcher dem Spezialisten diese Möglichkeit gewährt, sein Honorar aach ohne 
aasdrückliche Vereinbaranff in einer seinen I^istangen angemessenen Höhe za 
berechnen, spricht für d& Annahme, daß die Gebührenordnang aach für 
Spezialisten maßgebend ist 

Es fragt sich nan, ob demnach im yorliegenden Falle die Gebühren- 
ordnang Anwendanff findet oder nicht Diese Frage ist yom Vorderrichter yer- 
neint worden, mit der Begründang, daß darch eine allerdings stillschweigend 
getroffene Vereinbarang zwischen den Parteien die Anwendang der Gebtthren- 
ordnang für die Berechnang des yom Kläger za fordernden Honorars aas- 



beigetreten. Es ist allerdings festzastellen, daß der Beklaffte im Laofe seiner 
Behändlang erfahren hat, daß Kläger Spezialarzt für Ohreiärankheitea ist, sei 
es, daß Kläger es ihm selbst gesagt oder er es aaf andere Weise erfahren hat, 
and bezw. weil er die ihm in der ersten Instanz yom Kläger hierüber zage- 
schobenen Eide yerweigert hat and dadurch za yerstehen gegeben hat. daß 
er diese Tatsache gekannt hat Das Beröfanffsgericht nimmt aach femer. 
keinen Anstand festzastellen, daß Beklagter aach yon yomherein gewußt hat, 
daß er es mit einem Spezialarzt za tan habe, da ihn ja sein Haasarzt gerade 
am deswillen an den Kläger yerwiesen hatte, weil derselbe die schwierige 
Operation nicht selbst yomehmen wollte. Im Anschlaß hieran hat nan der 
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Vorderriohter «Is tUgemein gültige und b«k«uite Tatsache die Begel a«i- 
geetelit, daß Spesial&rste in der B^el höhere als taridiifiige Honorare fordern 
nnd erhalten^ nnd daraus den Schloß gesogen, daß der Beklagte, wenn er 
einen Spesiidarst anisnchte, ohne mit ihm än Honorar aosdrflodich sn Ter* 
einbaren, sich stülschweiguid der höheren Fordemng des Klägers nnterworlen 
habe, eine Annahme, welche anch dadurch gerechtfertigt erscheine, daß Be- 
klagter trotzdem von dem Anerbieten zu nnentgeltlicher Behandlnng in der 
Poliklinik des .El&gers keinen Gebranch gemacht und sich nach nicht nadi 
dem Preise fflr seine Behandlung erkundigt habe. Wenn es nun anch dahin- 
gestellt bleiben kann, ob es richtig ist, daß Spesial&rste in der Begel höhere 
Honorare fordern und erhalten, and ob in dem Angehen eines Spesialarstes in 
Kenntnis dieser Tatsache die stillschweigende Erkl&mng zu ilnden ist, daß der 
Patient sich der höheren Honorarfordeniag des Spezialisten unterwerfe, fftr 
das Vertragsferh&ltnis beider die Gebührenordnuns also ausgeschaltet erscheint, 
so ist doch in keiner Weise dargetaa« daß der Beklagte es gewußt hat, daß 
Spcttial&rzte, und im besonderen der Kl&ger, in ihren Honorarforderunffen ttber 
die Qebfthrenordnung hinausgehen, und es liegt nichts vor, das diese Annahme 
rechtfertigen könnte. 

Aus der Tatsache, daß er es vorsog, in der Priratklinik des KUgeis 
zu bleiben, und daß er das Anerbieten unentgeltlicher Behandlnng nicht aap 
nahm, kann nicht der Schluß gesogen werden, wie es vom Vorderrichter 
geschieht, daß er damit sein Einverst&ndnis su erkennen gegeben habe, daß 
er ein höheres Honorar zahlen wolle, als die Qebtthrenordnunff Torschreibt. 
Berücksichtigt man ferner noch den Umstand, daß er für Aufenthalt und Ver- 

S flegung in der 8. Gruppe der PriTatklinik des Klägers 8 Mark pro Tag 
ezahlte, ein Preis, der durchaus nicht hoch bemessen ist, so ist jedenfalls für 
die Annahme nichts erbracht, daß daß der Beklagte es wußte, daß der Kläger 
höhere Honorare als nach Maßgabe der Vorschriften der Gebührenordnung 
yerlanffen würde. Dieser Schluß kann auch aus der luxuriösen Ausstattung 
der Kunikräume nicht ohne weiteres gezogen werden. 

Ist demnach die Annahme einer zwischen den Parteien getroffenen still- 
schweigenden Vereinbarung über die Höhe des Honorars nicht gerechtfertigt, 
so kommen für die Berechnung der klägerischen Ansprüche ausschließlich die 
Bestimmungen der Gebührenordnung zur Anwendung. Nach § 2 Geb.-O. 
gelangen aber hierbei die niedrigsten Sätze zur Anwendung, wenn nachweidich 
Unbemittelte die Verpflichteten sind. Daß su diesui Personen auch der 
Beklagte gehört, ist ja unzweifelhaft Er ist Bureaudiener mit einem Jähr- 
lichen Einkommen ?on 1200 Mk., Familienvater und daher zweifellos unbemittelt 
im Sinne der Gebührenordnung. Die in der Gebührenordnung festgesetzten 
niedrigsten Taxen für das Honorar fflr die dem Beidagten zuteil gewordene 
Behandlnng ist also maßgebend. Dieselben sind aber ganz bedeutend geringer 
als die vom Kläger in Ansatz gebrachten Beträge. Unter Zugrundelegung der 
Minimalsätze ist Kläger für die Ausmeißelung des Ohres gemäß § 66 Geb.-O. 
nicht 200 Mk. bezw. 100 Mk , sondern nur 15 Mk. und gemäß Nr. 77 das. für 
Eröffnung der Schädelhöhle 80 Mk. zu fordern berechtigt. Für jede Beratung 
des Kranken in seiner, des Klägers Klinik, darf derselbe nur Je 1 Mk. und für 
denjersten Besuch beim Beklagten 2 Mk. und die folgenden je 1 Mk. liaul- 
dieren, Nr. 1. 2, 8 Ghb.-O.; für die Operation der Bachenmandel steht Ihm 

Semäß Nr. 46 das. 2 Mk. nnd für die Operation im Bachenraome gemäß Nr. 66 
as. 10 Mk. zu. Hiernach stellt sich die Forderung des Klägers auf 115 Mk., 
so daß dieselbe, da er bereits 128 Mk. erhalten hat, nichts mehr su bean- 
spruchen hat Demnach maßte unter Abänderung des Vorderurteils die Klage 
kostenpflichtig — § 141 ZPO. — abgewiesen werden. 



Medizinal - Gesetzgebung. 

K5vLtflri"eloli PreitMen« 
Versendung tob infektU^sem Material in gesehlosssnen Briefen* 
Erlaß des Ministers der usw. Medizinalauffelegenhei ten rem 
L Dezember 1906 — M. U844 — an sämtlicme Herren Eegierungs- 
präsldenten. 

Auf Grund des Ergebnisses einer Beratung, welche am 24. Februar d. J. 
im Kaiserllchtti Gesundheitsamt unter Beteiligung meines Fachxeferenten statt- 
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gefonden, hat der Herr Staatssekretftr des BdchspotUmts durch YetfAgang 
an die Kaieerl. Oberpostdirektionen Tom 81. Mai d.J. — I Nr. 27298 — beetinmt, 
daß die Verseodiuig von iolektiöeem Material (aaeffenommea solches ron Pest, 
Cholera and Botz) in geschlossenen Briefen im verkehr mit den amtlidiem 
bakteriolodschen Untersuchnngsanstalten in folgendet Weise sn erfolgeii hat. 

1. 3ei der Versendung von flttssigem oder halbfltissigem 
(feachtem)Infektion8material, — Auswurf, Erbrochenes, Stahl, Urin, 
Biter oder Wandsekret, durch Punktion gewonnene Ergüsse der Brust- oder 
Bauchhohle, des Wirbelkanals, der Gelenke. Blut- und Serum (hauptsfichli^ 
sur Agglutination), Abstriche Ton Diphtherie- oder genickstarreTerdfichtigeB 
Halserkrankungen, durch Ausschneiden oder Abschabui gewonnener Gewebs- 
teile — ist entweder die Yerwendunff von Glas und anderen zerbrechlichen 
Stoffen gani su rermeiden, oder es sind die Geftße aus solchem Material durch 
eine doppelte Hftlle Ton Holz oder Blech zu schätzen, und es ist eine un- 
mittelbare Berührung des zerbrechlichen Bdt&ltnisses mit der sie zun&dttt 
umffebttiden, in der Begel aus Blech bestehenden Hfllle durch eine Zwischen- 
schicht aus weichem Stoff — Eliefipapier, Wellpappe. Watte und dergL — 
SU Terhindem. Jedenfalls dürfen nur solche Qoh&ltnisse gebraucht w^en, 
welche nur Tolle Sicherheit gegen die Yerschlqipung Ton ELraakheits- 
keimen bieten. 

2. Bei der Versendung Ton Töllig trockenem Material — 
Blut oder Organsaft, die auf Dedcglftsem oder Objekttr&gem zu mikroskopi- 
schen Präparaten ausgestrichtti oder an Seidenf&den, Fließpapier oder Gips- 
-stäben angetrocknet sind — hat die Verpackung in der Weise zu erfolgen, daß 
die üntersuchungsproben in Pergament oder einem ähnlichen undurchlässigen Stoff 
eingeschlossen und in Blechkästchen mit übergreifendem Deckel gelegt werden. 

8. Die Behältnisse zu 1. und 2. sind außen mit einem roten Zettel zu 
bekleben, der den Vordrack enthält: „Vorsicht! Infektiöses Material I An die 

bakteriologische Untersuchungsanstalt in * und üi 

Briefumschlägen aus festem Papier mit Stoffbezug an der Innenseite zu 
Tersenden, welche etwa um die Hälfte länger sein sollen, als die Behältnisse. 
Die an der einen Schmalseite offenen Briefumschläge sind nicht durch Zukleben, 
sondern wie Warenproben durch eine kleine Metallklammer zu schließen und 
mit dem Vordruck: , Vorsicht!*' und der Adresse «An die bakteriologische 



Umschlägen ist die zum Abstempeln bestimmte Stelle tunlidist durch einen Tor- 
gedruckten Kreis oder den Vermerk «Hier stempeln^ besonders zu kennzeidmen. 

Es ist angeordnet worden, daß die Sendungen seitens der Postbeamten 
beim Stempeln und Sortieren mit größter Vorsicht behandelt und wegen ihrer 
eigenartigen Form nicht in die Briefbunde aufgenommen, sondern lose in & 
Briefbeutel gelegt werden. 

Die hiesige Firma F. & M. Lautenschläger, Berlin Nr. 24, Oranien- 
•burgerstraße 54, hat Versandtgefäße mit Briefumschlägen, welche den postali- 
schen Vorschriften entsprechen, angefertigt, und sich bereit erklärt, dieselben 
für nachstehende Preise zu liefern: 

1. Versandtgefäße für Unterleibstyphus. Behälter aus Holz mit 8 
Bohrungen und aufgeklebtem roten Zettel »Vorsicht! Infektiöses Material!*, 
enthaltend: 

1 Blechbüchse mit Glasrohr und 1 Gummistopfen nebst ^ 2 Illterscheibea 



1 Blechbüchse mit Glasrohr und Kork nebst LOffel und 2 Filterflaschen 
für Kot, 

1 Glasrohr mit Kapillaren für Blut, 

1 Leinwandumschlag mit Aufdruck, MetallOse und 1 Metallklammer, 

100 Stück zu 84 Mark 50 Pf., — 1000 Stück zu Mark 820. 
2. Versandtgefäße für übertragbare Genickstarre. Be- 
hälter aus Holz mit 4 Bohrungen und aufgeklebtem roten Zettel wie zu 1, 
enthaltend : 

2 Glasröhren mit Korkstopfen, gebogenem Kupferdraht und Wattebausch 

für Nasen, und Bachensekret, 
1 Glasrohr mit Kapillaren für Blut, 

1 Blechbüchse mit Glasrohr und 1 Gummistopfen nebst 2 Filterscheiben für 
. liguor jQ^rebrospinidis, 



Untersuchuni 




tstalt in 




für Urin, 
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1 Leinwandmiuchlag wie in 1, 

100 Stttek zn 84 Mark 60 Pf., — 1000 Stftck 890 Mark. 
8. Versandtffef&^e fftr Bnhr. Beh&lter ans Holz mit zwei 
Bohmngen nnd anfgeuebtem Zettel wie zn 1. enthaltend: 
1 Blechbttchse mit Glasrohr nnd Kork nebst Uttel nnd 2 Illterseheiben 
fftr Kot, 

1 Glasrohr mit Kapillaren für Blnt, 
1 Leinwandnmschlag wie zn 1, 

100 Stftck zn 64 Mark 60 Pf. - 1000 Stftck 890 Mark. 
4. Versandtgef&ße für Diphtherie. Beh&lter ans Holz mit 
einer Bohrong nnd anfgeklebton roten Zettel wie zn 1, enthaltend: 
1 Glasrohr mit Korkstapfen, gebogenem Knpferdraht nnd Wattebansch znr 

Entnahme Ton Bachensekret, 
1 Leinwandnmsehlag wie zn 1, 

100 Sttlck zn 28 Mark 60 Pf., - 1000 Stück 222 Mark. 
Die Firma hat sich bereit erkl&rt, bei Bestellung der Versaadtgef&ße 
dnrch meine Vermittelnng eine Herabsetzung der Torbezeichneten Preise ein- 
treten zn lassen. 

Die Torstehenden Versandtgef&Be haben den Vorzug, daß sie gestatten, 
alle bei der betreffenden Krankheit zur Untersuchung einzusendenden Materialien 
in einer Sendung an die betreffende Untersuchunffsstelle gelangen zu lassen. 

Ew. Hochwohlgeboren übersende ich in der Anli^ ergebeast Je ein 
Exemplar der vorstohend bezdchneten Tier Yersandtgef&ße zur gef&iligen 
Prüfung und mit dem Ersuchen, nach Anhörung des Vorstandes der für den 
dortigen Bezirk in Betracht kommenden Untersuchunffsstelle, welche aus dem 
anliegenden Verzeichnisse ersichtlich ist, sich über die Gkf&fie zu äußern und 
den etwaigen Bedarf an denselben mit tunlichster -Beschleunigung bei mir 
anzumelden. 

Ich würde, falls nicht eine dort bekannte Firma die (}ef&fie bei gleicher 
Güte billiger herstellen kann, die Firma F. & M. Lautenschläger veran- 
lassen, den angemeldeten Bedarf an sterilen Gefäßen nach dort zu uefem, und 
die dadurch entstehenden Kosten aus diesseitigen Fonds erstatten. 

Ew. Hochwohlgeboren ersuche ich femer, durch Verhandlungen mit den 
Apothekern des Bezirks festzustellen, ob dieselben geneigt sind, ohne Entgelt 
eine Anzahl Versandtgefäße bei sich zu lagern und auf Ersuchen an die oe- 
amteten und praktischen Aerzte unentgeltlich abzugeben. 

Nach den von mir erlassenen Anweisungen zur Ausführung des Gesetzes, 
betreffend die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten, vom S». August 1906 
ist Jedem Versandtgefäß ein Exemplar der Ton mir erlassenen Anweisungen 
zur Entnahme und Versendung der üntersuchungsobjekte beizufügen. 

Indem ich in den Anlagen je 10 Exemplare der bezüglichen Anweisungen 
für Diphtherie, übertragbare Genickstarre, übertragbare Buhr und Unterleibs- 
tjphus zur Kenntnisnahme beifüge, bemerke ich zugleich, daß ich die Firma 
F. & M. Lautenschläger veranlassen werde, jedem Versandtgefäße die 
betreffende Anweisung beizufügen. 

Es wird Sorge zu tragen sein, daß jede Untersuchungsstelle, die ihr 
mit Untersuchungsmaterial zugehenden Versandtgefäße nachBeendigung der 
Untersuchung sterilisieren und wieder in gebrauchsfähigen Zustand setzen 
läßt Die hierzu erforderlichen Gummistopfen, Korken, Glasröhren, Leinwand- 
beutel usw. können geeignetenfalls von der genannten Firma bezogen und die 
Kosten bei mir zur Erstattung liquidiert werden. 

Aaweiaiing mur Bntnahme und Yer8«iidtuig tjphnsTerd&ohtlgw 
UntersnohungsohJelLie. ') 

Anlage 8 von Heft 7 der Anweisungen zur Ausführung des (Gesetzes, 
betreffend die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten, vom 28. August 1906. 
A, Entnahme und Versendung des Materials, 
a. Vom Lebenden. 
Die Typhusbakterien finden sich in den Stuhlentleemngen nnd dem Harn, 

1) Für Genickstarre, Buhr und Diphther4e -ist ebenfalls eine 
derartige Anweisung erlassen, von deren Abdruck jedoch Met Abstand genommen. 




B6olitq>r6ehiiiig und Madiiinftl-Oefetigebimg; 

sowie in dem Blat von TyphiiBkruiken. Gelegentlkh kemmea sie aadi im 
AoBwiirl vor. Durch das Blataenim Ton TyphttikraiikeB werden Beinkaltnren 
der l^hoebakterien zur Agglntinalion gebracht. Es empfiehlt sich daher, in 
jedem Falle womOffUoh Prob^ yon dem Stahl, dem Harn nad dem Blut, sowie 
geeignetenfalls anch Tom Auswurf zu entnehmen und einzusenden« 

Zar VersendoBg der Proben sind gut Terschliefibare, nicht zu dflna- 
wandige Gefäße za benatzen. Derartige Gefäße, mit gat schließenden Korkaa 
rersehen and in einer Blechhfilse sowie in einer HolzhlUse eingescfaloesen, 
können zugleich mit den zur Versendung durch die Post geeigneten Brief- 
umschlägen Yon den von dem Begierungspräsidenten bezeichneten Stellen u- 
entgeltlich bezogen werden. 

Jeder Sendung ist ein Schein bdzugeben, auf dem yerzeichnet ist: 
1. Name \ 

l <ie. Erkrankten; 

4. Wohnort i 

5. die mutmaßliche Krankheit; 

6. Tag der Erkrankung; 

7. Tag des Todes; 

8. Tag und Stande der Entnahme des Xateriak; 

9. Name und Wohnort des Arztes, der die Entnahme bewirkt hat, nebet 
genauer Angabe, wohin das Ergebnis der Untersuchung mitzuteflen ist 

Sowohl bei der Entnahme als auch bei der Verpackung und Versendsng 
der Materialien ist Jeder ZeitTerluat zu Termeiden, da sonst das Ergebnis da 
üntersuchuog in Fn^ gestellt wird. 

Die Sendungen müssen fest yerschlossen und mit deutlicher Adresse 
sowie mit dem Vermerke „Vorsicht'' rersehen werden. 

1. Stuhlentleerungen. Zur Untersuchung erforderlich sind 10 bii 
20 ccm. Es ist darauf zu achten, daß keine desinfizierende Stoffe hinehikommea. 

2. Harn. Die erforderliche Menge, welche am besten des morgeas 
entnommen wird, beträgt 10 bis 20 ccm. Auch hier ist die Bertihrung zdt 
desinfizierenden Stoffen zu yermeiden. 

8. Blut Die Entnahme des Blutes erfolgt am besten durch Einstich ii 
das Torher gereinigte und yermittelst Alkohols abgeriebene Ohrläppchen. Die 
hierzu zu verwendende Lanzette ist Torher zu desinfizieren. 

Das tropfenweise herausgedrtkckte Blut wird in engen Beagessgiäschea 
oder in Kapillaren yon 6 bis 8 cm Länge und etwa 2 mm lichter Wdte, deres 
spitze, abgeschmolzene Enden vorher abgebrochen sind, aufgefangen. 

Li die schräg nach unten gehaltenen Kapillare muß das Blut schnell 
eintreten. Geschieht das nicht, so ist bereits Gerinnung erfolgt; man hat dsaa 
sogleich ein frisches Böhrchen zu nehmen. 

Die Kapillare muß mindestens bis zur Hälfte gefüllt werden. 

Mit Blut gefüllte Kapillaren dürfen nur mit Siegellack oder Wachs 
yerschlossen, nicht über der Flamme zugeschmolzen werden. 

4. Auswurf. Von dem möglichst frischen Auswurf werden 10—20 ccai 
in einem dickwandigen Eeagensglase eingesandt Die Berührung mit des- 
infizierenden Stoffen ist auch hier zu yermdden. 

b. Von der Leiche. 

Die etwaige Oefikung der Leiche ist sobald als möglich nach dem 
Tode, spätestens 24 Stunden nach demselben, auszuführen. 

Die polizeiUche Anordnung der Leichenöffnung zum Zweck der Fest- 
steliang der Krankheit darf bei Typhusyerdacht nur dann stattfinden, wem 
die bakteriologische Untersuchung der Absonderungen und des Blutes (Agglu- 
tination) zur Feststellung nicht ausreicht oder nach Lage des Falles nicht 
durohf ührbMT ist. 

Zu entnehmen und einzusenden sind womöglich ein Stück der IGls, 
einige Dünndarmschlingen oder Darminhalt, namentlich yom Zwölffingerdarm, 
Gekrösdrüsen, Galle, Lihalt yon Eiterherden. Lunge, Lihalt der LuftrOhrenäste. 

Zur Versendung des Materials am geeign^en sind starkwandige Pulfer- 
gläser mit eingeschliffenem Glasstöpsel, in Ermangelung solcher, Gläser mit 
glattem, zylindrischem Halse, welche mit gut sdüi^nden, frisch auisgdLOchteB 
Korken zu yersehlieflea sind. 
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Rechtspreehiing und 

Die Gl&ser rnttssen tot dem Gebrancli frigeH 
nicht mit eüier DesiniektionsflttBBigkeit ausgespült we 

Nacli der Aufnahme des Materials sind die Qläse ^ 
der StOpsel ist mit Pernmentpapier zu überbinden, a^ 
ein Zettel fest anfzakieben oder sieher anzabindeo, der 
den Inhalt unter Beseiehnung der Person, Ton welcher er 
die Zeit der Entnahme (Tag und 8tuiMle> SBlhlk/ 

Zum Verpacken dflrfen nur fesla fOstea Mit Zig 
schachteln u. dgl. — buiutzt werden. 

c Kvltnren. 

Die Versendung Ton lebenden Kaltaren der Typhusbakteri 
wasserdicht Terschlossenen Glasröhren, die am geb en von einer we 
^iltrierpapier und Watte oder Holzwolle) in einem durch über 
bedkel gut Terschlossenen Blechgef&6 sieben. Letzteres ist in einer 
SU yersenden oder in einer Kiste mit Holzwolle, Hea, Stroh oder W 
yerpacken. Es empfiehlt sich, nur frisch angelegte Kaltaren auf Agi 
yersenden. Der Empf&nger hat dem Absender den Empfang der Send 
sofort anzuzeigen. 

B. UntersMehanfSstelleB« 
Die bakteriologische Fesutelluag des l^fphns kaaa ia MgMiisi Vw^^ 
suchungsanstalten geschehen') 



OroMbersEOH^um Saden. 
Iblndermig der bisherigem Bestiaimungen Uber Ausbildung, Fort- 
blldangskurse undGebflhren derHebunmen. Verordnung des Minist»* 
riums des Innern vom 80. September 1906^ 

Artikel 1. 

An die Stelle der Verordnung yom 22. Dezember 1866 (Zentralyerord- 
nungsblatt 1867, S. 2) tritt nachstehendes Statut über den Öffentlichen Unter- 
richt der Hebammen: 

§ 1. In die Hebammenschulen kOnnen nur solche Frauenspersonen au^ 
genommen werden, welche folffende Nachweise erbringen: 

1. über ein Alter zwisdien 18 und 80 Jahren durch einen beglaubigtem 
Geburtsschein; 

2. Uber die erforderliche körperliche Tauglichkeit, sowie 

8. Aber die nOtige geistige Befähigung, insbesondere Aber die Fertig- 
keit gel&ufigen Lesens und leserlichen Schreibens durch ein Zeugnis des Be^ 
zirksarztes ; 

L Aber unbescholtenen Lebenswandel durch ein Zeugnis des Gemeinde- 
rats und Pfarrers der Heimatgemeinde. 

Frauen aus den Städten, in denen der Staat die Ortspolizei verwaltet, 
mtssen behufs ihrer Zulassung zum Hebammenunterricht oder behufs Erteilung 
des PrAfungszeugnisses neben dem Zeugnis des Stadtrats Aber ihren Leumund 
auch eine Bescheinigung des Bezirksamts Aber ihre Unbescholtenheit Toriegen. 

§ 2. Bei beschränktem Baume zur Aufnahme in eine Schule haben in- 
ländische Frauenspersonen vor ausländischen, und unter ersteren wieder die- 
jenigen den Vorzug, welche laut schriftlicher Erklärung des betreffenden Ge- 
meinderats auf Kosten einer Gemeinde als Hebamme unterrichtet werden sollen. 

i8. Die SchAlerinnen erhalten in der Regel Wohnung und Verpflegung 
nstalt gegen Ersatz des Aufwands, insoweit dieser nicht etwa durch 
bestehende Stiftungen gedeckt ist Die SchAlerinnen haben beim Eintritt in 
die Anstalt die nacn der Hausordnung erforderlichen Gegenstände mitzubringem 
und sich während ihres Aufenthalts in der Anstalt nach den Vorschriften der 
Hausordnung zu richten. 

§ L Der Unterricht in Jeder Anstalt hat sechs Monate zu währen. Die 
Zeit des Beginns ist Ton dem Vorstand der Anstalt im Benehmen mit dem 
Ministerium des Innern festzulegen und unter BeifAgung der zum Eintritt er- 
förderlichen Voraussetzunffen Jeweils öffentlich auszuschreiben. 

§ 5. Der Unterricht ist in allen Anstalttti nach dem vom Ministerium 
des Innern yorgeschriebenen Hebammenlehrbuch tunlichst Tom Vorstand der 
Anstalt selber zu erteilen'; ein anderes Lehrbuch darf dem Unterricht nur mit 



Siehe Beilage Nr. 20, S. 178 der Zeitschrift f. MedizinalbeamU. 
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<. j.m nint «n. Tn^rfww dos Iiueni tagrende gelegt werde«. Die 
AJ^T;rDl;;Vd«"»^«5^^^ - ei-ea^rteUvemeteud«. Am >^ 

llS^J^!n?^J^!ijAVin h»t iHt die Dauer des Unterrichts ein den 

ÄJSalU r^«« ^*»' «»fem riS 

TnTvI^flAnHir Hononerung des Lehrers eintretea. 

aJwS^J^lnsse des ünterrichu hat ^e Pittfong der SchttlerinaeB 
^^^m ^dJ^^ Zeit der Vorttahme derselben ist dem Ministeriam 4e8 
knmiM «nSßi/f^» welches einen Kommiss&r hierza abordnen kann, 
nmehl&ffen Prtlfang kOnnen aneh solche Fraaenspersonen zugelassen 
ft^rätlkh ^® Hebamme erforderlachen. Kenntnisse und Pertig- 

eMgeiiiu^#5»^jj^jjj anderen Wege als durch Besuch einer inländischen OiFent- 
<^^9p(mmenschule erworben haben, vorausgesetzt, daß sie im ftbrigen dk 
Q nSß^'^^^ ^ ^ geforderten Nachweise erbringen. Für diese Prüfnog 
Q 90^^^' Mark zu entrichten. 

9. üeber das Ergebnis der Prüfimg let ein Protokoll zu führen, 
^in Abschrift dem Ministerium des Innern vorzulegen ist. 

en zur selbständigen Ausübung des Hebammenberufs befähigt be» 
du Schülerinnen hat der Vorstand • der Hebammenschule eine mit dem 
/«Siegel fereehene Urkunde hierüber auszustellen* 

Artikeln. 

Die §1 8 und 17, Absalz 1 und 2 der mit diesseitiger Verordnung vom 
« Januar 1902 (Gesetzes- und Verordnungsblatt S. 89) erlassenen Dienst- 
weisung für die Hebammen erhalten eine neue Fassung. § 15. der Dieast- 
weisung einen Zusatz. Von den neuen Bestimmungen wurd jeder Hebamme 
durch den Bezirkaarzt ein Abdrnck zugestellt werden. 

Artikel m. 

Der durch die Verordnung vom 22. April 1908 (Gesetzes- und Verord- 
nungsblatt S. 129) in die Dienstwebung für die Hebammen eingefügte § 12a 
erhUt in AbsaU 2 folgenden Wortlaut: 

«Für die Teilnahme an diesen Kursen hat die Hebamme als Ersatz für 
Verpflegung und Wohnung täglich 2 Mark, sowie als Honorar für dem Leiter 
der Kurse 10 Mark und für die Oberhebamme 2 Mark zu entrichten. Den 
Gemeindehebammen sind diese Kosten von der Gemeinde zu ersetzen, anßerden 
habtti die Gemeinden den Gemeindebeamten die durch die Teilnahme an den 
Fortbildungskursen erwachsenen Beisekosten zu erstatten, sowie die für den 
Fortbildungsunterricht erforderlichen Gegenstände, wie LehrbuclL Hefte, 
Schreibzeug etc. zu beschaffen, auch, soweit erforderlich, eine BntschldigUBff 
für den entgangenen Verdienst im Betrage von 0,50 bis 1 M. täglich zu gewähren.* 

Artikel IV. 

An die Stelle des bisherigen § 25, Absatz 8 der Dienstweisung für die 
Hebammen vom 2. Januar 1902 tritt folgende Bestimmung : 

„Für die einzelnen Dienstleistungen kann die von einer Gemeinde be^ 
stellte Hebamme, sofern der Dienstrertrag nichts anders bestimmt, neben d^ 
Ton der (Gemeinde bewilligten festen (behalt von den ihre Hilfe in Anspruch 
Nehmenden mit Bücksicht auf den Aufwand an Zeit und Mühe die {(Agenden 
Gebühren anfordern: 

1. für die Untersuchung einer Frauensperson, Anlegung des Katheter% 
Setzen eines Klistiers, Ausspülungen, Einlegung von T&mpons und dergleidiea 

1 bis 1,50 M4 

2. für Bhörgung einer Geburt Je nach Zeitdauer, einschlieBüdi der 
Torgesdiriebenen Wartung der Wöchnerin und des Kindes in den ersten neun 
Tagen nach der Geburt 10 bis 20 M^ 

8. für Beistand bei einer geburtshilflichen oder gynäkologischen Gperatiou 
durch den Arzt ; .... 2 bis 8 M^ 

4. für jeden besonders verlangten oder nötigen Besuttt 0,60 bis 1 
bei Nacht das Doppelte; 

5. für eine Nachtwache 2 bis 8 M^ 

6. als Ganggebühr bd einer ^femung von üteiämUaa einer VleHM^ 
stunde von den zusammenhängenden Häusern des Wohnorts M Hebamme OMIL 

für Jede weitere Viertelstunde . . . . * . . >" » > > ^^^W 

Verantwortl. Redakteur: Dr. Rap mund, Reg.- u. Geh. Med.-Rat in Minden L W. 
J. a a Bnms, HonogL SUha n. V. SoIl-Li HofbnaMrnetoTit In4^1nd«a., ' 
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